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Von ERNST PRINZ VON RATIoonꝑꝑꝑ.. „ 

Diese kurze Darstellung mag sinngemäß darian 'werden""mit- > =- 
einem Worte jenes Mannes, dessen nervöse Ideologie — gut ver- 
gleichbar mit der seines ihm so wesensverwandten und ähnlich groß an- 
gelegten Monarchen — führend und typisch geworden ist für den letzten 
Abschnitt unserer weltpolitischen Betrachtungsweise. Walter Rathenau 
also hat einmal das schön klingende und inhaltslose Wort Napoleons 
„Politik ist Schicksal!“ bekanntlich dahin variiert „Wirtschaft ist 
Schicksal!“ Jeder ruhige, gesunde Durchschnittsverstand wird schnell 
erkennen müssen, daß es sich hier um eine vieldeutig klingende, tatsäch- 
lich aber herzlich banale und flache Variante eines nichtssagenden Origi- 
nals handelt. Völlig verzeihlich bei dem die Massen bewegenden Genius, 
dem es natürlich nur auf suggestive Wirkungen irgendwelcher Art ankam. 
Bei Rathenau jedoch typisch für die ins universelle zerstäubte Begabung, 
die statt der erreichbaren großen Einzelleistung schließlich zu einer 
flackernden und verschwommenen Ideologie führen mußte. Kein Wunder, 
daß dieses Wort sich so eingeprägt hat. Ein Kennzeichen mehr dieser 
Zeit und ihrer Führergruppe, die alle selbstverständlichen und sich leicht 
darbietenden Dinge durch eine verzerrende und flackernde Brille anzu- 
sehen scheint, diese sich genialisch gebärdende Mittelmäßigkeit, die den 
Mangel an Können und Klarheit durch billige Exzentrik ersetzt hat. In 
ihrer Literatur, ihrer Musik, ihrer Malerei, ihrer Philosophie genau ebenso, 
wie in ihrer politischen Betrachtungsweise. 

Der alte Clausewitz aber hat bekanntlich einmal gesagt: „ Der Krieg 
ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln!“ Welche Weisheit 
in herrlich einfachster Form. In einem kurzen Satz zusammengefaßt 
das Resultat aller Menschheitsgeschichte, deren Meilenstein nun einmal 
der Krieg ist — mit gewissen Atempausen. Fügt man noch hinzu, daß 
die Politik die Fortsetzung der Wirtschaft mit anderen Mitteln ist — so 
ist der Kreis geschlossen. 

Niemand kann den Beweis führen, daß die Menschheit in den paar 
tausend Jahren ihrer bekannten Geschichte auch nur den allermindesten 
Fortschritt erlebt hat. Jeder mag hier nach seinem Geschmack Perikles 
und die Seinen etwa mit Herrn Ebert und den Seinen und Julius Cäsar 
mit Ludendorff vergleichen. Oder den geistgeformten Schädel des letzten 
ausgegrabenen Pharao mit dem Erleuchtetsten unserer Mitbürger. Homers 
Griechenschlacht mit der Katalaunischen Schlacht des Herrn Bronnen. 
Oder den Hermes des Praxiteles mit der Berliner Siegesallee. 
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Das alles mag also Geschmacksache sein. Aber niemand wird leugnen 
können, daß wir in dem gleichen abzusehenden Zeitraum unentwegt 
weiter Krieg geführt haben, daß wir uns in diesem Punkte nicht wesentlich 
von allen anderen Geschöpfen des Schöpfers unterscheiden. Von der 
Mikrobe bis zum Löwen frißt nun einmal einer den andern, und die wenigen 

een e Fiere — etwa der Karpfen und das Lamm — haben mit 
we Ihreni Charakter „noch stets schlechte Geschäfte gemacht. Es muß zu- 
in "begeben ;werden, , ‚daß bei den Menschen das Einanderauffressen seit ge- 
raumer Zeit, wenigstens in den meisten Zonen, abgeschafft ist. Ein sehr 
bemerkenswerter Fortschritt. Statt dessen haben wir allerdings jetzt die 
Giftgase. | 

Es ist erstaunlich, wie unpräzis das Thema stets behandelt wird: 
Will nicht etwa ein jeder von uns den Frieden? Wenn Pazifismus in 
Friedensliebe übersetzt wird, dann wäre natürlich die ganze Welt, 
von einigen Unzurechnungsfähigen abgesehen, pazifistisch. Muß die 
Frage nicht vielmehr lauten: Ist der ewige Frieden, den 8000 Jahre 
Menschheitsgeschichte nicht gekannt haben, auf einmal im Jahre 1918 
oder 1924 herbeizuzaubern ? Nur die Nationen, die den Krieg für das 
unvermeidliche, periodisch wiederkehrende, wichtigste Ereignis ein für 
allemal in ihre Rechnung eingestellt hatten, sind groß und mächtig ge- 
blieben. Also die Römer und die Engländer. Das hat die Engländer nicht 
gehindert, den Völkerbund eifrig zu fördern. Diese höchst entwickelte 
Staatskunst liebt nun einmal die Kulissen. Die Ägypter und die Inder 
täten immerhin gut daran, sich nicht allzu fest auf diesen Völkerbund 
und ihre heiligen Menschenrechte zu verlassen. Die englische Welt- 
politik wird immer noch von jenem Lord Curzon gemacht, dessen beherr- 
schendes Prinzip es ist, „niemals die Zügel locker lassen, auf jede Gefahr 
hin!“ 

Also eine Verherrlichung der Machtpolitik? Weil man sich weigert, 
in einem Rudel Wölfe die Schalmei zu blasen? Meinetwegen also Macht- 
politik! Aber nicht im rein mechanischen Sinne. Nicht nur die Bajonette 
und die Flugzeuge zählen. Eine schlimme Rechnung und ein schlimmer 
Ratschlag für ein Volk, das entwaffnet ist. Der Geist ist es, der die 
Materie formt, und dieser Geist sei klar, nüchtern, gesund und arbeitsam. 
Er mag sich freihalten von Würdelosigkeit ebenso wie von Großmäuligkeit. 
Dann wird er sich seine Stellung in der Welt erobern, die ihm nach der 
natürlichen, ihm innewohnenden Kraft in organischem Wachstum zu- 
fallen muß, mit oder ohne Bajonette. Sicherlich gab es weltgeschichtlich 
schon schlimmere Situationen: Frankreich nach Waterloo (es hatte aller- 
dings einen Tayllerand), Preußen nach Jena, Cannae, Sedan, Jerusalems 
Zerstörung! Wenn man zurückblickt, welch kurze Episoden! Wie schnell 
ward das natürliche Gleichgewicht wiederhergestellt! 

Rebus sic stantibus aber: kann Deutschland Weltpolitik treiben? 
Gewiß! Es hat es sogar viel bittrer nötig wie irgendein anderes Volk! 
Dieses Wiedereinschalten in die Weltpolitik geschieht aber nicht durch 
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recht häufiges An-den-grünen-Tisch-Setzen und leere Taschen aufzuweisen. 
Aus Menschenfreundlichkeit wird uns nun einmal nichts gegeben, weder 
von Mr. Wilson, noch vom General Dawes, noch von M. Herriot, noch von 
Herrn Sinowjew. Wer nichts bieten kann, weder als Freund noch als 
Feind, interessiert nur als hin- und hergestoßenes Kompensationsobjekt, 
das je nach dem Stand der Dinge hin- und hergeschoben und je nachdem 
von dem einen oder von dem anderen etwas mehr oder weniger konziliant 
behandelt wird. . 

Die Zeit ist noch lange nicht reif, um Bundesgenossenschaft zu bieten, 
weder nach der weltpolitischen, noch nach unserer eigenen Entwicklung. 
Wir können also nur Arbeit bieten. Hinein in die Weltpolitik, 
das heißt für absehbare Zeit erst einmal: Hinein in die Welt- 
wirtschaft. Dies geschieht nicht, in dem wir alle Kräfte 
und Säfte unserer industriellen und landwirtschaftlichen 
Produktion in Steuern ummünzen, die es der unökonomisch- 
sten Verwaltung aller Zeit ermöglichen, statt 6 Milliarden 
Ausgaben des Friedensetats jetzt, bei so eingeschränktem 
Aufgabenkreis und herabgesetzten Beamtengehältern, fast 
10 Milliarden jährlich nur für die Verwaltung zu vergeuden, 
die es hierdurch und durch eine korrupte Kreditpolitik zuwege bringt, daß 
Deutschland mit seinem Preisniveau wie eine überhöhte Insel in die Welt- 
wirtschaft eingebettet liegt, zu der und von der kaum noch Wege führen. 


FRANKREICH VON GESTERN UND HEUTE 
Von Staatssekretär z. D. Frhrn. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Die beiden Jahre 1923 und 1924 waren für Deutschland eine Zeit 
schwerster Prüfungen, führten jedoch schließlich zu einem entscheidenden 
Wendepunkt und heut wissen wir es alle, daß so demütigend, ungewiß 
und unerfreulich auch manches im deutschen Schicksal noch sein mag — 
insgesamt haben wir wieder festeren Boden unter den Füßen und schicken 
uns an, unsere Kräfte und Energien systematischer, als bisher für den in- 
neren Wiederaufbau zu verteilen. Die Außenpolitik bestimmt das 
Schicksal der Völker — sie hat es auch in unserm Falle getan. In dieser 
Richtung — das haben die beiden letzten Jahre deutlich bewiesen — 
ist das Schicksal des heutigen militärisch ohnmächtigen Deutschlands in 
erster Linie mit der Politik und der Wirtschaft seines waffenstarken 
Nachbarn im Westen, mit Frankreich untrennbar verbunden. Was 
hatte Frankreich mit der „Wende des deutschen Schicksals zu tun?“ 
Gab es auch dort eine „Wende“, die in innerer Beziehung zu den letzten 
Ereignissen in Deutschland steht? 

Das politische „Frankreich von gestern“ war vor allem das 
Frankreich der Herren Poincaré und Millerand. So viel haben wir 


in den letzten Monaten erlebt und so schnell sind sich die Ereignisse ge- 
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folgt, daß wir von diesem Frankreich bereits einen gewissen Abstand 
gewonnen haben und in der Lage sind, es in großen Strichen mit dem 
„Frankreich von heute“ zu vergleichen. Man wird den Herren 
Poincaré und Millerand trotz mancher politischer und persönlicher Ver- 


schiedenheiten gemeinsam bezeugen können, daß sie alles taten, um das 
mit Hilfe der Bundesgenossen, letzten Endes von Amerika, besiegte 
Deutschland nie wieder in die Höhe kommen zu lassen. Die notwendigen 
Instrumente für diese Politik stellten sich willig zur Verfügung. Zunächst 
zeigte sich die am 16. November 1919 gewählte Kammer unter dem 
Einfluß des „bloc national“ in jeder Weise gefügig und eine gewisse ge- 
legentliche Opposition im Senat mußte letzten Endes dazu herhalten. 
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Herrn Poincaré mit der Rückendeckung Millerands immer erneut als den 
einzigen Mann erscheinen zu lassen, der in so schwierigen Zeiten Frank- 
reichs Geschicke zu leiten imstande war. Daneben stand die „siegreiche 
Armee“, in deren Kreisen es sehr viele nicht verwinden konnten, daß im 
Herbst 1918 der Krieg grade in dem Augenblicke abgebrochen wurde, 
als der ersehnte Einmarsch auf deutsches Gebiet in erreichbare Nähe 
gerückt zu sein schien. Als es nach einigen vergeblichen Anläufen (Spaa, 
Londoner Ultimatum) später endlich zum Ruhreinmarsch im Januar 
1923 kam, herrschte in der Armee immer noch in erster Linie das Gefühl 
der Rache und der Vergeltung vor. Mag es wahr sein oder nicht, daß Herr 
Poincaré im allerletzten Stadium zögerte, zum militärischen Vormarsch 
zu schreiten, und daß damals der Partner Millerand die vorwärtsdrängende 
und letzten Endes ausschlaggebende Stelle war — schließlich haben sich 
doch politische und militärische Energien so gut wie restlos vereint, um 
mit dem Ruhreinbruch alle jene Ziele zu erreichen, die mit den jahrelang 
zu Tode gehetzten Schlagwörtern „Reparationen“ und „Sicherheiten“ 
immer abwechselnd verdeckt wurden, und die doch in Wahrheit nichts 
anderes waren, als die Absicht der Zertrümmerung des 
deutschen Staates und gleichzeitig die aufs äußerste vorgetriebene 
wirtschaftliche und finanzielle Ausraubung und Er- 
pressung. Diese materiellen und habgierigen Instinkte waren das 
dritte Instrument, das sich neben Politik und Armee dem „Frankreich 
von gestern“ zur Verfügung stellte. Man wollte von den stärksten 
produktiven Kraftquellen Deutschlands so viel beschlagnahmen und 
sie so intentiv ausbeuten, daß auch eine rein wirtschaftliche Wiederer- 
starkung Deutschlands auf lange hinaus ausgeschlossen blieb. Eine 
allzu gefügige Presse deckte so gut wie alles nach außen und innen, 
belog das eigene Volk und die Welt über die wahren Ziele Frankreichs 
und infamierte das niedergebrochene Deutschland. 

Mochten auch allmählich gewisse Zweifel an der Richtigkeit der 
Poincaréschen Politik auftauchen, so bedeutete doch der äußere Zu- 
sammenbruch des deutschen Ruhrwiderstandes im Spätsommer 1923 
einen solchen Triumph Frankreichs, daß zunächst alles dahinter zu- 
rücktrat. 

Rückblickend sehen wir heute klar, daß jener Triumph nur ein 
Scheinerfolg war. Immer deutlicher erkennen wir — trotz seines schließ- 
lichen Zusammenbruches — den Ruhrwiderstand mit seinen inneren 
und äußeren Folgen als die eigentliche Trieb- und Kraftquelle für die 
Wende, nicht nur im deutschen, sondern auch im französischen Schicksal. 
Ohne den Ruhrwiderstand und ohne die auf napoleonischen Pfaden vor- 
gehende, oft alle Vorsicht vergessende französische Politik des Jahres 1923 
wäre es nicht zu einem so aktiven Eingriff der angelsächsischen 
Länder gekommen, wie er sich im Sachverständigen-Bericht und auf der 
Londoner Konferenz ausgewirkt hat. Ohne den deutschen Ruhrwiderstand 
wäre aber auch das französische Volk zu einer anderen Einstellung sicherlich 
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nicht gelangt. Mochten Herr Poincaré und seine Minister auch das Äußer- 
ste versuchen, die Erfolge des Ruhreinbruchs herauszustreichen, das fran- 
zösische Volk merkte in seiner Mehrheit doch allzu deutlich, daß seine 
Währung sank, daß die Preise stiegen und die Steuern zunahmen. Der 
bei den Wahlen des 11. Mai 1924 zutage getretene Umschwung ist in 
allererster Linie auf diese ganz realen und handgreiflichen Tatsächlich- 
keiten zurückzuführen. Damit kam es zum Sturz der beiden mächtigen 
Inspiratoren des „Frankreichs von gestern“. Eine neue und in der 
Methode grundsätzlich andere Epoche der französischen Politik 
begann. | 

Herr Herriot ist bisher seinen Weg mit großem Elan vorwärts ge- 
gangen. In der äußeren und inneren Politik verkündigte er sofort jenes 
Programm, das er in der Opposition bereits vertreten, jedoch zugunsten 
der inneren Geschlossenheit während des Ruhreinbruchs zeitweise zurück- 
gestellt hatte. Ich erinnere mich, daß während meines Aufenthaltes in 
Paris im Juni des Jahres manche Kritik laut wurde, die Herrn Herriot 
vorwarf, innerpolitische Streitfragen, wie z.B. die antiklerikale Ein- 
stellung seiner Partei oder elsaßlothringische Fragen vorzeitig und un- 
nötig in die Debatte geworfen zu haben. Der Erfolg hat ihm bisher recht 
gegeben, d. h. gewisse in den die heutige Regierung stützenden vier Par- 
teien vorhandene innerpolitische Energien verlangten gebieterisch ein 
entsprechendes Vorgehen der Regierung, auch wenn diese sich in den ersten 
Monaten ihres Bestehens überwiegend mit drängenden Fragen der äuße- 
ren Politik befassen mußte. Gewiß — die Gegner sind rührig. Sie sam- 
meln sich in neuen Konventikeln und politischen Kampfformationen. 
haben im „Echo de Paris“ ein sehr wirksames publizistisches Führerorgan, 
stützen sich auf immer noch den größten Teil des aktiven und inaktiven 
Offizierkorps — aber trotzdem: Herr Herriot regiert weiter, seine Mehr- 
heit aus 4 Parteien steht zu ihm und auch ein Wechsel in der Person 
würde auf geraume Zeit hinaus keinen Wechsel des Systems bedeuten. 
Schließlich stehen heut — anders. als zu Poincares Zeiten — große 
und einflußreiche Teile von Wirtschaft und Finanz auf seiten dieses 
Systems der Entspannung, der Verständigung, d.h. der wirtschaftlichen 
Vernunft. 

Was kann man nun in großen Zügen als Merkmale des neuen 
Systems bezeichnen? Die Auseinandersetzung mit Deutsch- 
land steht obenan. Hierzu war es nötig, die unter Poincaré stark 
abgekühlten Beziehungen zu England wieder zu erwärmen. Herriot 
und Ramsay Mac Donald verstanden sich schnell und eine Woge 
enthusiastischen Willens zur Weltverbesserung und Völkerbeglückung, 
über den mancher Beamte des früheren Regimes skeptisch lächelte, 
ging von dem lebhaften Südfranzosen aus. Es kam zur Londoner Kon- 
ferenz mit ihrem Hin und Her, mit ihren Rückschlägen und Krisen 
hinter den Kulissen und schließlich mit ihrem bekannten Ausgang. Noch 
einmal stand danach der französische Ministerpräsident neben dem 
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englischen , Freunde“, als man in Genf in hohen Worten die Ideale 
des Völkerbundes, des Friedens, der Schiedsgerichtbarkeit und der Ab- 
rüstung pries und der geschäftige Herr Benesch alles „protokollierte“. 
Dann kam eine konservative englische Regierung ans Ruder und im 
schnellen Lauf der Geschehnisse befinden wir uns heute bereits wieder 
in einer neuen weltpolitischen Ausein andersetzung zwischen 
den Haupt-Alliierten des Krieges. Probleme wie „Marokko“ und „Ägyp- 
ten“ sind wieder aufgetaucht und werden neben manchen anderen afri- 
kanischen und asiatischen Fragen ernsthaft besprochen. Nach den 
Worten des englischen Außenministers hat die letzte Fühlungnahme 
zwischen England und Frankreich den Zweck gehabt, die „weltpolitischen 
Interessen gegeneinander abzuwägen und eventuelle Mißverständnisse 
zu beseitigen“. Das ist nun wieder ganz die Tonart aus der Zeit vor 
dem Kriege. Sie unterscheidet sich nicht unbedeutend von jener oft 
ideologischen Sprache, die zwischen Ramsay Mac Donald und Herriot 
noch vor kurzer Zeit geführt wurde. Die sog. „Linksorientierung“ des 
Herrn Herriot hat sich also schnell auf die neue in der Form viel nüch- 
ternere Methode in England eingestellt, betreibt selbst in rascher An- 
passung an diese Formen ausgesprochene Macht- und Realpolitik, 
hat, gestützt auf ihre Machtstellung in Europa und fußend auf den Er- 
gebnissen der Londoner Konferenz, die Arme wieder freier sowohl 
Deutschland gegenüber, wie zur Betätigung in der Welt draußen und 
handelt dementsprechend. 

Dieser unbestreitbar vorhandenen Verbesserung von Frankreichs 
weltpolitischer Stellung entspricht eine außerordentliche Anstrengung 
zur Konsolidierung seiner finanziellenundwirtschaftlichenLage. Die 
Politik Poincarés hat letzten Endes die französischen Finanzen bis an den 
Rand recht gefährlicher Entwicklungen und Krisen gebracht. Das äußere 
Anzeichen dafür war der Währungssturz im März 1924, der bekanntlich 
nur durch das Eingreifen amerikanisch-englischer Bankhäuser aufgehalten 
wurde. Er ist so recht eigentlich der Vorbote des Umschwungs vom 11. Mai 
gewesen. Die Regierung Herriots hat mit großer Energie den Weg der 
Sanierung durch Ausgleich des Budgets, durch Stabilisierung der Währung 
und durch weitgehende Steuerreformen beschritten. Diese Fragen stehen 
auch heute noch im Vordergrund des innerpolitischen Interesses und werden 
unter Mitarbeit vieler hervorragender Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, der Wirtschaft und Finanzwelt gleichzeitig mit den Beratungen der 
Finanzkommission der Kammer weitergefördert. Ein sehr wichtiger 
Punkt ist die beabsichtigte Amortisierung der inneren Staatsschulden, 
die das französische Budget jährlich mit 18 Milliarden Papierfrancs be- 
lasten. Mag es auch in Frankreich bei dem besonderen Charakter und Ein- 
stellung seiner Bevölkerung besonders schwierig sein, die Einnahmen des 
Staates durch vermehrte Steuern zu erhöhen, so kann an dem Ernst 
und der Energie der jetzigen Regierung nicht gezweifelt werden, auch auf 
diesem Gebiet einen radikalen Wandel gegenüber den früheren Zustän- 
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den durchzuführen. Eine große Hilfe ist die stark aktive Handels- 
bilanz für das Jahr 1924. Im ganzen macht Frankreich auf diesem Gebiet 
jetzt den Zustand des Erwachens aus schweren Irrtümern und Illusionen 
durch, die dadurch entstanden waren und immer neue Nahrung erhielten, 
daß bis vor wenigen Monaten Deutschland für alle Schulden Frankreichs 
nicht nur verantwortlich, sondern auch deckungsfähig hingestellt wurde. 
Noch ist der Abschluß dieser Entwicklung längst nicht erreicht. Noch 
immer gibt es auf diesem Gebiet der Illusionen viele, die sich wohl erst 
im Laufe der Zeit völlig verflüchtigen werden. Das führt direkt in das 
große Problem der äußeren Verschuldung Frankreichs oder, allgemein 
gesprochen, in das der „interalliierten Verschuldung‘ hinein und 
leitet damit über das Schuldenverhältnis Frankreichs zu England 
zum großen Gläubiger und Kapitalgeber der Welt, zu Amerika hinüber. 
Dieser „Weltkapitalist“ hat sich am Sachverständigen-Gutachten und 
an seiner Durchführung vor allem deshalb beteiligt, weil er in Europa 
Frieden und Ruhe und zunehmende Kaufkraft wünscht. Daneben bleibt 
er auch künftig für Frankreich die Quelle neuer Anleihen und damit die 
einzige Möglichkeit, die verfahrenen französischen Finanzen allmählich 
zu ordnen. Frankreich und England — in der Weltpolitik! Frankreich 
und Amerika — in der Weltwirtschaft und Weltfinanz! Alle drei unter- 
einander vielfältig verbunden, aber auch in manchem innern Gegen- 
satz. Deutschland — der Schuldner aller. ohne daß der Gesamt- 
betrag seiner Schuld festgesetzt ist. Hier liegt neben der Aufgabe. 
neue Werte zu schaffen und Deutschland wieder voll in die Weltwirt- 
schaft zurückzuführen, der Zwang, internationale Lösungen zum 
Vorteil aller zu suchen — und zu finden! 

Wenig mehr als ein halbes Jahr ist die Regierung Herriot am Ruder. 
Daß dieses „heute“ einen vollen Gegensatz zum „gestern“ bedeutet, 
bedarf eines weiteren Beweises nicht. Gleichgültig ist es dafür, ob 
im Laufe der Zeit vielleicht gewisse innere Verschiebungen unter den 
Parteien und den Kräften eintreten werden, die hinter der französischen 
Regierung des „heute“ stehen. Die Tendenz der Entspannung und der 
Verständigung wird bleiben. Aber diese Verständigung — falls sie die 
mannigfachen ihr entgegenstehenden Hemmungen zu überwinden ver- 
mag — wird schr realer Natur sein und auch nach dem Willen der 
„französischen Linksparteien* die wesentlichsten Früchte des Sieges 
keineswegs aufgeben. Der Einfluß der Leute, welche die Verständi- 
gung nur im Munde führen und nichts Reales zu bieten, oder das 
Recht es zu fordern haben, ist in Wahrheit viel geringer, als er gewissen 
deutschen Kreisen erscheint und von ihnen propagiert bzw. vorgetäuscht 
wird. 

Zurück zur kurzen Einleitung dieser Betrachtung. Die Wende im 
deutschen Nachkriegsschicksal bedeutet die Notwendigkeit, über 
stärkste nationale Demütigungen und über ungeheuerliche Opfer und Ent- 
behrungen hinweg auch deutscherseits „Verständigung“ anzustreben. 
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Im heutigen Frankreich wird sie durch „Linksparteien‘ getragen. 
Im heutigen Deutschland muß sie durch diejenigen im weitesten 
Sinne aufbauenden Kreise betrieben werden, hinter denen das 
größte Gewicht der produktiven, Werte schaffenden 
Wirtschaft steht — oder sie wird niemals wirklich zustande 
kommen! 

In diesem Satze liegt ein ungeheuer schweres Problem einge- 
schlossen und ich fürchte, es wird hüben und drüben noch lange nicht ge- 
nügend studiert und verstanden. Nicht Friedensgesellschaften, Liga für 
allgemeine Menschenrechte, Pazifisten oder ähnliche Vereinigungen und 
Geistesrichtungen werden nach den Wunden des Krieges die wirkliche 
Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich herbei- 
führen, sondern in allererster Linie ein solcher Ausgleich der Interes- 
sen, wie er beiden Ländern nutzt. Auf „nationalem“ und psy- 
chologischem Gebiet liegen gleichzeitig und sicherlich sehr große Schwie- 
rigkeiten. Sie scheinen mir nicht unüberwindbar, wenn man sie auf 
beiden Seiten überwinden will. Auf Grund eigener Erfahrung weiß 
ich, daßin beiden Ländern manche falschen Ratgeberemsigam Werke 
sind. Für uns Deutsche liegt aber ein besonderer Grund zur Beschämung 
darin, daß in Frankreich auch falsche deutsche Ratgeber wirken 
und sich — bewußt oder unbewußt — nach Kräften bemühen, den Weg 
der hier gewiesenen einzig wirklichen und dauerhaften Verständi- 
gung mit Hindernissen zu belegen. Das „heutige Frankreich“ und seine 
Leiter dürfen keinen Augenblick vergessen, daß trotz anderen Scheins und 
trotz unserer parteipolitischen Zerrissenheit die besten Kräfte unseres 
Landes tief im Herzen gemeinsam die nationalen Demütigungen 
empfinden, die auch nach gewonnenem Kriege das siegreiche Frankreich 
Deutschland zugefügt hat. Ein Volk von so hoch gespanntem National- 
gefühl, wie es zu seinem Heile das französische Volk besitzt, sollte grö- 
Beres Verständnis für Manches aufbringen, was als Reaktion gegen- 
über dem, was Frankreich uns tat, sich gerade in vaterländisch empfin- 
denden „rechtsgerichteten““ Kreisen des deutschen Volks gezeigt hat und 
noch zeigt. Unmittelbar vor uns liegt die Lösung so wichtiger Fragen, 
wie Handelsvertragsverhandlungen, Beendigung der Militär- 
kontrolle, Räumung von Ruhr und nördlicher Rheinzone. 
Es wird vieler Geschicklichkeit, viel guten und loyalen Willens be- 
dürfen, um neue Rückschläge und Krisen zu vermeiden. Die hier ab- 
schließende Betrachtung hatte den Zweck, die ..große Linie‘ aufzu- 
weisen, auf der dies geschehen sollte und über die schnell wechselnden 
Tagesereignisse hinaus zu realer Betrachtung der wichtigsten Auf- 
gabe deutscher und französischer Außenpolitik anzuregen. 
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VOLKSVERMÖGEN, VOLKSEINKOMMEN UND STEUER- 
LAST — EINST UND JETZT. 
Von Staatsminister a. D. Dr. KARL HELFFERICH 7. 


Der verewigte Verfasser hat uns die nachstehenden Ausführungen kurz vor 
seinem Tode zur Veröffentlichung überlassen. Die zwischenzeitliche Ent- 
wicklung hat seine hier dargelegten wirtschaftlichen Auslassungen vollstän- 
dig bestätigt. 
Eine Gegenüberstellung der öffentlichen Lasten, die heute das deutsche 
Volk beschweren, mit denjenigen der Vorkriegszeit würde nichts besagen ; 
denn das heutige Deutschland ist ein anderes politisches und wirtschaft- 
liches Gebilde, als das Deutschland vor dem Kriege. Ebensowenig ist an- 
zufangen mit einer Vergleichung der öffentlichen Lasten und der Steuer- 
erträgnisse in Deutschland auf der einen Seite, England, den Vereinigten 


—— _ A — E 0 


| —— K A Ä 


ä 2 EEE —— ＋ ! - 


VOLKSVERMÖGEN, VOLKSEINKOMMEN UND STEUERLAST 11 


Staaten und Frankreich auf der anderen Seite. Denn der Krieg und die 
Nachkriegszeit haben die Unterschiede in der ökonomischen Struktur 
und dem Wohlstande dieser Länder, die vor dem Kriege schon bestanden, 
noch erheblich verschärft. 

Entscheidend für die finanzielle Leistungsfähigkeit Deutschlands 
ist die Gestaltung des deutschen Volksvermögens und Volkseinkommens 
und das Verhältnis dieser ökonomischen Größen zu den Leistungen, die 
Deutschland für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung zu tragen hat, 
und die für die Zwecke der „Reparationen“ von Deutschland erwartet 
werden. 

Für das deutsche Volksvermögen und Volkseinkommen vor dem 
Kriege liegen einigermaßen zuverlässige Berechnungen vor. Auch ich 
habe in meinem 1913 herausgegebenen Buch über „Deutschlands Volks- 
wohlstand“ solche Berechnungen vorgenommen, von denen ich hier um 
so mehr ausgehen kann, als gerade auf meine Ziffern in der Diskussion 
über die Deutschland aufzuerlegende Entschädigung von seiten der Sach- 
verständigen und der Presse der alliierten Nationen vielfach Bezug ge- 
nommen worden ist. Ein Zurückgreifen auf den Stand des Volksvermögens 
und Volkseinkommens vor dem Kriege ist notwendig, weil selbständige 
Schätzungen für die Gegenwart angesichts des Mangels aller Unterlagen, 
wie sie z. B. eine geordnete Steuererhebung und eine darauf beruhende 
sorgfältige Steuerstatistik bietet, gänzlich unmöglich sind. 

a) Volksvermögen. Den Gesamtwert des deutschen Volksvermögens 
unmittelbar vor dem Kriegsausbruch habe ich auf 310 Milliarden Gold- 
mark geschätzt. (,, Deutschlands Volkswohlstand“, 7. Aufl., S. 112.) 

Das deutsche Volksvermögen hat durch den Krieg, die Revolutions- 
und die Friedensbedingungen eine starke Minderung erfahren. 

Deutschland hat zwar, da es auch in finanzieller Hinsicht blockiert 
war, aus der Not eine Tugend gemacht und den Krieg in der Hauptsache 
im Inlande finanziert. Aber die Aufbringung der Kriegskosten im In- 
lande bedeutete keineswegs, daß der ganze Verbrauch des Krieges durch 
gleichzeitige Neuproduktion von Sachgütern auch nur annähernd ge- 
deckt worden wäre. Gewiß ist die Produktion während des Krieges nach 
jeder Möglichkeit angespannt und der Verbrauch der Bevölkerung auf 
das schärfste eingeschränkt worden. Trotzdem waren die Anforderungen, 
die der Krieg selbst stellte, so ungeheuerlich, daß ihnen nur durch Ein- 
griffe in die Substanz des Volksvermögens genügt werden 
konnte. Durch mangelhafte Bewirtschaftung und Raubbau ist der land- 
wirtschaftlich genutzte Boden und seine Ertragsfähigkeit vermindert 
worden; das tote Inventar hat eine wesentliche Verschlechterung erfahren, 
das lebende Inventar ist an Zahl und Qualität erheblich zurückgegangen. 
In der Industrie ist die ganze maschinelle Einrichtung durch Umstellung 
auf die Kriegswirtschaft, durch überstarke Beanspruchung, durch mangel- 
hafte Unterhaltung und Erneuerung in ihrem Werte stark verringert 
worden. Ähnliches gilt von den Bergwerken, von den Eisenbahnen, von 
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Anlagen und Gebäuden aller Art. Darüber hinaus sind die in Friedens- 
zeiten sehr ansehnlichen Warenbestände in Lagern und Fabriken, ja in 
jedem einzelnen Haushalt fast gänzlich aufgebraucht worden. Man wird 
nicht zu hoch greifen, wenn man die aus all diesen Ursachen hervorge- 
gangene Verringerung unseres Volksvermögens auf mehr als 1% 
der eigentlichen Kriegskosten, also auf mindestens 50 Milliarden 
Goldmark schätzt. 

Dazu kommt, daß unser Besitz an ausländischen Werten und Kapital- 
anlagen, der sich bei Kriegsausbruch auf 20—25 Milliarden Goldmark 
belief, schon im Kriege stark angegriffen worden ist, um die dringend not- 
wendigen Zufuhren aus dem Auslande zu bezahlen. Schon während des 
Krieges haben ferner die meisten feindlichen Staaten ihre Hand auf das 
innerhalb ihres Territoriums befindliche deutsche Eigentum gelegt. 
Dieses Verfahren ist durch das Versailler Diktat sanktioniert worden. 
Nach den Bestimmungen des Versailler Diktates waren die Staaten, die 
mit uns im Kriege gelegen haben, berechtigt, die Liquidation des für sie 
greifbaren deutschen Eigentums bis zum Ende durchzuführen und sich 
die Erlöse in Anrechnung auf die deutschen Reparationsverpflichtungen 
anzueignen. Von dieser Berechtigung haben die meisten dieser Staaten 
Gebrauch gemacht. Dadurch ist der weitaus größte Teil der deutschen 
Kapitalanlagen im Auslande aus dem deutschen Volksvermögen aus- 
geschieden. 

Darüber hinaus hat sich Deutschland im Krieg und späterhin in 
erheblichem Maße an das Ausland verschuldet, um den Passivsaldo 
seiner Zahlungsbilanz zu decken. Außerdem hat das Ausland von der 
günstigen Gelegenheit, die ihm der Rückgang der deutschen Valuta bot, 
Gebrauch gemacht, um im großen Umfang inländische deutsche Ver- 
mögenswerte — Grundstücke, Häuser, industrielle und kommerzielle 
Unternehmungen und Aktien von solchen — zu erwerben. Der Verlust 
an ausländischen Kapitalanlagen jeder Art, die Verschuldung 
an das Ausland und der Übergang inländischen Vermögens in fremde 
Hände ist zusammen mit 30 Milliarden Goldmark eher zu niedrig, 
als zu hoch veranschlagt. 

Eine weitere sehr erhebliche Schmälerins des deutschen Volksver- 
mögens ist eingetreten durch die territorialen Verluste, die das Versailler 
Diktat über Deutschland verhängt hat. Mit den in Europa und in der 
überseeischen Welt abgetretenen Gebieten ist nicht nur das in diesen 
Territorien belegene deutsche Staatseigentum ohne Entschädigung an 
die feindlichen Mächte übergegangen: darüber hinaus ist auch das ganze. 
in dem verlorenen Gebiet vorhandene deutsche Privateigentum aus dem 
deutschen Volksvermögen ausgeschieden. Der hieraus sich ergebende 
Verlust an Volksvermögen ist auf mindestens 25 Milliarden Gold- 
mark zu beziffern. 

Dazu kommt schließlich noch alles’ was wir auf Grund des Waffen- 
stillstandes und Friedensvertrages an Vermögenswerten den alliierten 
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Mächten aushändigen mußten. Der Friedenswert dieser Einbuße an Volks- 
vermögen ist auf mindestens 10 Milliarden Goldmark zu beziffern. 

Allein aus diesen verschiedenen Abzügen würde sich eine Verminde- 
rung des deutschen Volksvermögens von rd. 310 auf rd. 200 Milliarden 
Goldmark ergeben. Dabei darf nicht übersehen werden, daß durch den 
Krieg, die Revolution und die Friedensbedingungen die Erträgnisse 
unserer inländischen Unternehmungen, auf Gold umgerechnet, 
einen erheblichen Rückgang erfahren haben. Ich weise nur darauf 
hin, daß in der deutschen Landwirtschaft der Durchschnittsertrag an 
Weizen von 24 dz pro ha im Jahr 1913 auf 14,2 dz im Jahr 1922 zurück- 
gegangen ist, der Durchschnittsertrag an Roggen von 19,3 auf 12,6 dz; daß 
ferner die deutsche Kohlenförderung pro Mann und Schicht gleichfalls 
einen Rückgang von etwa 40°/, gegenüber der Vorkriegszeit aufzuweisen 
hat und daß dieser Rückgang der Arbeitsergiebigkeit typisch ist für einen 
großen Teil der deutschen Industrie. 

Der Rückgang der Erträgnisse macht sich natürlich stark fühlbar 
bei der Bewertung der Unternehmungen, sowohl in der Landwirtschaft, 
als auch in der Industrie und dem Handel. Am deutlichsten tritt dies in 
Erscheinung bei unsern Aktiengesellschaften. 

Die Aktien der größten und angesehensten industriellen und kommer- 
ziellen Unternehmungen, die vor dem Krieg mehrere hundert Prozent 
notierten, stehen heute durchweg weit unter Pari. Die Aktien der Gelsen- 
kirchner Bergwerks A.-G, einer Gesellschaft, die während des Krieges und 
der Inflationszeit ihr Kapital nicht verwässert hat, notierten vor dem 
Kriege etwa 190%, heute nur noch 60%. Der gesamte Kurswert der 
deutschen Aktien stellte sich vor dem Kriege auf rd. 32000 Millionen 
Goldmark. Trotzdem die Zahl der Aktiengesellschaften seither sich mehr 
als verdoppelt hat und ihr Nominalkapital auf mehr als das Achtfache 
gestiegen ist, dürfte heute der gesamte Kurswert der deutschen Aktien 
den Betrag von 10 Milliarden Goldmark kaum erreichen. 

Auch wenn man der Meinung ist, daß diese verringerte äußere Be- 
wertung der in den Aktiengesellschaften enthaltenen deutschen Vermögens- 
substanz weit über die dauernde Verringerung des inneren Wertes der 
hier in Betracht kommenden Unternehmungen hinausgeht, so besteht 
doch keine Hoffnung, daß selbst bei der günstigsten Entwicklung der po- 
litischen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Vorkriegswert in abselı- 
barer Zeit auch nur annähernd wieder erreicht werden wird. Man muß 
also, um den heutigen Wert des deutschen Volksvermögens einigermaßen 
zutreffend zu beurteilen. von dem Vorkriegswerte nicht nur subtrahieren, 
was aufgebraucht, zerstört, von anderen weggenommen und an andere 
ausgeliefert worden ist, sondern man muß auch einen beträchtlichen 
Abschlag für die auf der verringerten Ertragsfähigkeit beruhende innere 
Wertverminderung der uns verbliebenen Vermögenssubstanz machen. 
Selbst wenn man diesen Abschlag nur auf 25% berechnet, was für die 
Gegenwart viel zu niedrig ist und für die Zukunft einen sehr starken 
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Optimismus voraussetzt, würde man als Jetztwert des deutschen 
Volksvermögens einen Betrag von 150 Milliarden Goldmark 
erhalten gegen 310 Milliarden vor dem Krieg. 


b) Volkseinkommen. Meine Schätzung über Deutschlands Volks- 
einkommen vor dem Kriege ging auf 43 Milliarden Goldmark. Darin 
waren enthalten mehr als 2 Milliarden Zinsen und Gewinne aus ausländi- 
schen Kapitalanlagen und Unternehmungen, die fast vollständig ver- 
schwunden sind, ja, an deren Stelle infolge der Verschuldung Deutschlands 
an das Ausland starke auswärtige Verpflichtungen getreten sind. 


Die territorialen Verluste auf dem europäischen Kontinent und 
über See haben das Volkseinkommen um annähernd 20%, verringert. 
Es würden danach etwa 32 Milliarden verbleiben. 


Aber von dieser Summe ist a conto der früher bei der Behandlung 
des Volksvermögens besprochenen Minderung des Ertrages der deutschen 
Wirtschaft ein sehr erheblicher Abschlag zu machen. Der Rückgang der 
Bruttoerzeugung der deutschen Betriebe in Landwirtschaft und Industrie 
ist auf mindestens 40% zu veranschlagen. Da die Unkosten der Produktion 
nicht entfernt in demselben Maße gesunken, ja vielfach sogar gestiegen 
sind — vor allem in der Landwirtschaft — ergibt sich, daß die Reinerträg- 
nisse in noch viel stärkerem Maße zurückgegangen sein müssen. Seit die 
Inflation und die Geldentwertung zum Stillstand gebracht worden sind, 
haben sich die Scheingewinne der deutschen Unternehmungen in Dunst 
aufgelöst. Die weitaus meisten industriellen und kommerziellen Unter- 
nehmungen werden in der nächsten Zeit nicht in der Lage sein, irgend- 
welche Gewinne auszuschütten, viele werden Mühe haben, ihre Unter- 
bilanzen auszugleichen. Mit der Landwirtschaft steht es nicht besser. 
Arbeiter, die heute 80%, Angestellte und Beamte, die 70% ihrer Vorkriegs- 
löhne und Gehälter beziehen, sind in einer relativ glücklichen Lage. Das 
Einkommen der freien Berufe ist noch in weit stärkerem Maße verringert. 
Dabei hat die Zahl der Vollarbeitsfähigkeiten im Verhältnis zur Gesamt- 
bevölkerung durch die Toten und Verstümmelten des Krieges eine emp- 
findliche Verringerung erfahren. 


Unter diesen Umständen scheint ein Abschlag von mehr als 30%, 
auf die oben berechneten 32 Milliarden Goldmark nötig. Für das gegen- 
wärtige deutsche Volkseinkommen ergibt sich dann eine 
Summe von etwa 20—22 Milliarden Goldmark gegen 42 Mil- 
liarden in der Vorkriegszeit. 

c) Steuerbelastung. Die Ausgaben des Reichs für die von ihm 
wahrzunehmenden öffentlichen Aufgaben haben vor dem Kriege etwa 
7 Milliarden Goldmark betragen, d.h. etwa 16°, des 43 Milliarden er- 
reichenden deutschen Volkseinkommens. Ein nicht unerheblicher Teil 
des öffentlichen Finanzbedarfs wurde gedeckt durch die Überschüsse 
der staatlichen Betriebe und des öffentlichen Vermögens (Eisenbahnen, 
Post, Bergwerke. Kommunen, Forsten usw.). Die eigentliche Steuer- 


6 


VOLKSVYERMÖGEN, VOLKSEINKOMMEN UND STEUERLAST 15 


belastung dürfte 11% des Volkseinkommens nicht erheblich 
überschritten haben. 

Der gegenwärtige Finanzbedarf von Reich, Einzelstaaten und Kom- 
munen ist, in Goldwert ausgedrückt, zweifellos nicht kleiner, wahrschein- 
lich sogar größer als der Vorkriegsbedarf. Die Verkleinerung des Reichs- 
territoriums und die Verminderung der Beamtengehälter steht die recht 
beträchtliche Steigerung fast aller Preise gegenüber; ferner die Tatsache, 
daß nach der Revolution, in Verbindung mit der Einführung des Acht- 
stundentages und aus parteipolitischen Motiven heraus eine starke 
Aufblähung aller öffentlichen Verwaltungen und Betriebe stattgefunden 
hat, die auch bei dem besten Willen nicht von heute auf morgen wieder 
beseitigt werden kann. Dazu kommen die großen Ausgaben für die 
Pensionen der Kriegshinterbliebenen und Kriegsverstümmelten, eine 
Ehrenlast, der sich kein Volk, auch nicht das unterlegene Deutschland, 
entziehen kann. Die Reduktion der Ausgaben für Heer und Flotte gegen- 
über der Vorkriegszeit vermag diese neuen Lasten nicht auszugleichen, 
Der Budgetvoranschlag des Reichs für das Rechnungsjahr 1924, den ich 
im Reichstag als ein „Hunger- und Kummerbudget‘ bezeichnet habe, 
geht in seinen Ausgaben für die inneren Bedürfnisse — also ohne Berück- 
sichtigung der Besatzungs-, Reparations- und der anderen mit dem 
Friedensvertrag zusammenhängenden Ausgaben — um einige hundert 
Millionen Goldmark über das letzte Vorkriegsbudget des 
Reiches hinaus. Daß demgegenüber bei den Einzelstaaten und Kommunen 
Ersparnisse eingetreten sein sollten, ist nicht wohl anzunehmen. Man bleibt 
also wahrscheinlich hinter der Wirklichkeit zurück, wenn man den gegen- 
wärtigen Jahresbedarf Deutschlands für öffentliche Zwecke 
wie in der Vorkriegszeit auf 7 Milliarden Goldmark schätzt. 

Ersparnisse, die hier und dort zweifellos noch möglich sind, werden 
mehr als aufgewogen werden durch die Tatsache, daß zurzeit die Beamten- 
gehälter sowie alle Ausgaben für soziale und kulturelle Zwecke auf ein 
Maß beschränkt sind, das unterhalb des Existenzminimums eines 
zivilisierten Volkes liegt. 

Die 7 Milliarden öffentlichen Ausgaben bedeuten gegenüber dem auf 
20—22 Milliarden Goldmark zusammengeschmolzenen Volkseinkommen 
eine Belastung in Höhe eines vollen Drittels. Erschwerend 
kommt hinzu, daß der Beitrag der öffentlichen Betriebe zur Deckung 
der öffentlichen Lasten nahezu vollständig verschwunden ist. Wir müssen 
froh sein, wenn es gelingt, ohne Zuschuß aus öffentlichen Mitteln bei dem 
Betrieb der Eisenbahnen und Post auszukommen. Unter Absetzung der 
bescheidenen Summen, die den Einzelstaaten und Kommunen als Er- 
trägnis öffentlicher Betriebe und öffentlichen Vermögens geblieben sind, 
schätze ich die reine Steuerbelastung auf mehr als 30% des 
Volkseinkommens. Gegenüber den 11°, der Vorkriegszeit ist das 
eine Steigerung auf nahezu das Dreifache — immer ohne jede Berücksich- 
tigung der sich aus dem Versailler Diktat ergebenden Lasten. Das durch- 
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schnittliche Einkommen pro Kopf der Reichsbevölkerung nach Abzug der 
öffentlichen Lasten ist von 540 Goldmark im Jahre 1913 auf 225 Goldmark 
gesunken. 

Ich möchte behaupten, daß es in allen fünf Erdteilen kein 
Volk gibt, das im Verhältnis zu seinem Einkommen eine 
annähernd so schwere Steuerlast trägt wie heute das 
deutsche Volk. Ich möchte weiter behaupten, daß für irgendwelche 
längere Dauer eine Steuerbelastung von etwa einem Drittel des Volks- 
einkommens, die gleichbedeutend ist mit jährlich vier Monaten Fronarbeit 
für den Staat, sich als unerträglich und unmöglich erweisen muß. 
Da eine wesentliche Reduktion der öffentlichen Lasten nicht möglich ist, 
wenn nicht die Grundlagen der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung 
auf das schwerste gefährdet werden sollen, so bleibt nur die Steigerung 
der Produktivität der deutschen Wirtschaft. 


Der erste Schritt auf diesem Wege ist mit dem Abstoppen der Geld- 
entwertung gemacht; die Krisis, die als nächste Folge der Stabilisierung 
des Geldwertes — nicht entstanden, aber sichtbar geworden ist, wurde 
bisher noch keinem Lande erspart, das sein Geldwesen sanierte; sie ist 
eine Gesundungskrisis. Aber vieles, ja das Entscheidende 
bleibt noch zu tun, im Innren und in der Regelung unserer 
wirtschaftlichen, finanziellen und politischen Beziehungen 
nach außen. Voraussetzung für alles Weitere aber ist, daß 
wir die gewonnene Stabilität unseres Geldwertes fest- 
halten. | 


DAS GOLDPROBLEM. 


I. DIE RÜCKKEHR ZUR GOLDWAHRUNG. 
Von Professor Gustav CASSEL, Stockholm. 


Die erste Frage, die wir uns stellen müssen, wenn wir das Problem der 
Wiederherstellung der Goldwährung in Angriff nehmen wollen, ist natür- 
lich die: Hat der Wert des Goldes selbst nunmehr eine solche 
Stabilität, daß das Gold als allgemeine Unterlage für die 
Währungen der Welt geeignet ist? Im letzten Dezennium haben 
wir gesehen, wie das Gold bis auf 40% seiner früheren Kaufkraft herab- 
ging, um später, dank der Deflationspolitik der Vereinigten Staaten, 
wieder auf etwas über 60% zu steigen. Gegenwärtig ist die Kauf- 
kraft des Geldes bestimmt von der Kaufkraft des Dollars, 
und das Geld hat eine Wertstabilität nur indem Maße, wie 
die Bankpolitik der Vereinigten Staaten dem Dollar eine 
Wertstabilität sichert. 

Es wird von vielen Seiten, besonders in England. geltend gemacht, 
daß das Geld unter solchen Umständen nicht den festen Wert hat, den man 
voraussetzen muß, wenn man seine Valuta an das Gold binden soll. Man 
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meint ferner, daß die absolute Abhängigkeit des Goldes von der amerika- 
nischen Valutapolitik eine große Unsicherheit mit sich bringe, da man 
niemals voraussehen kann, welche Einflüsse sich mit Bezug auf die ame- 
rikanische Goldpolitik geltend machen werden. Die Leitung des ameri- 
kanischen Bankwesens hat sich aber viel effektiver gezeigt, als diese 


Kritiker sich. vorgestellt haben. Nach dem großen Deflationsprozeß ist 
man schon Mitte 1922 zu einer Stabilisierung gekommen, die, besonders in 
Anbetracht der sehr abnormen Verhältnisse, einfach als musterhaft 
bezeichnet werden muß. Tatsächlich hat die Kaufkraft des Dollars seit 
dieser Zeit nicht um mehr als 3% unter oder über seiner Durchschnitts- 
lage geschwankt. 

Es fragt sich aber, ob eine Aufrechterhaltung dieser Stabilität 
möglich sein wird bei der großen Zufuhr von Gold nach Amerika. Die An- 
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sicht ist ziemlich verbreitet, daß der Goldüberfluß in Amerika zu einer 
Erweiterung der Kreditgebung zwingen wird, wodurch das Preisniveau 
in die Höhe getrieben werden müßte. Man darf aber dieser Betrachtungs- 
weise nicht zu große Bedeutung beilegen. Ohne Zweifel könnte die jetzige 
Goldversorgung Amerikas als Unterlage für ein wesentlich höheres Preis- 
niveau dienen. Die Zurückhaltung in der Kreditgebung hat aber gute 
Gründe. Der jetzige Goldüberfluß ist aller Wahrscheinlichkeit nach eine 
zufällige Erscheinung und in relativ kurzer Zeit, sagen wir in einem De- 
zennium, wird bei der jetzigen niedrigen Goldproduktion unvermeidlich 
eine ausgeprägte Goldknappheit hervortreten. Die allgemeine wirtschaft- 
liche Entwicklung muß auch bei gleichbleibendem Preisniveau immer 
größere Ansprüche an die Goldversorgung stellen. Würde dazu eine all- 
gemeine Rückkehr zur Goldwährung kommen, so würden wir vor eine 
Goldknappheit gestellt werden, bei der auch die Aufrechterhaltung des 
jetzigen amerikanischen Preisniveaus nicht länger ganz leicht wäre. Es 
kann unter solchen Verhältnissen eine kluge Politik für Amerika sein, das 
überflüssige Gold bis auf weiteres aufzuspeichern und nicht zu einer Er- 
höhung des Preisniveaus zu verwenden, die später wieder eine Senkung 
veranlassen müßte. 

Im ganzen kann Amerika deshalb bei seiner jetzigen Stabilisierungs- 
politik verharren. Der Wert des Goldes scheint unter solchen Verhält- 
nissen so gute Stabilität zu besitzen, daß andere Länder ohne allzu großes 
Risiko zur Goldwährung zurückkehren können. Das Risiko liegt wohl 
für die nächste Zeit überwiegend in der Richtung einer kleinen 
Steigerung des allgemeinen Preisniveaus. Eine solche wird 
keinem Lande ernste Schwierigkeiten machen und jedenfalls nicht 
Schwierigkeiten in der Aufrechterhaltung der Goldwährung. Die kom- 
mende Goldknappheit und der Preisfall, den sie vielleicht bringen wird, 
liegen in der Zukunft. 

Schweden ist am 1. April 1924 zur Goldwährung zurückgekehrt. 
Seit anderthalb Jahren ist die schwedische Krone in praktischer Parität 
mit dem Dollar gewesen. Die Wiederherstellung der Goldwährung be- 
deutet unter solchen Verhältnissen nur eine Festlegung der Valuta bei 
der Goldparität, also einen bestimmten Beschluß, die einmal gewonnene 
Parität unveränderlich aufrechtzuerhalten. Ein solcher Beschluß soll 
nicht als ein kühnes Experiment betrachtet werden. Im Gegenteil, er 
dürfte die praktische Aufrechterhaltung der Parität in nicht unbeträcht- 
lichem Maße erleichtern, indem er mit einmal alle Spekulation auf Ab- 
weichungen der Valuta von ihrer Parität ausschaltet. In Schweden hat 
sich dies besonders deutlich gezeigt. Der doppelte Dollarkurs mit einem 
Bankkurs für die „legitimen“ Bedürfnisse und einem höheren Marktkurs 
für die „Spekulation“ war ein ungesunder Zustand, der nur existieren 
konnte bei einer gewissen Unsicherheit mit Bezug auf die Zukunft der 
Währung. Sobald der Übergang zur Goldwährung angekündigt wurde, 


verschwand dieser Zustand und alle Bedürfnisse konnten bei dem Bank- 
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kurs befriedigt werden. Es lohnte sich nicht länger, auf einen steigenden 
Dollarkurs zu spekulieren. Es ist sehr zu wünschen, daß die schwedische 
Goldwährung mit der Klarheit und Festigkeit gehandhabt wird, daß sie 
ohne jede Schwierigkeit aufrechterhalten werden kann. Das Beispiel 
Schwedens würde dann den Weg erleichtern für die Einführung der Gold- 
währung in anderen Ländern, sei es für solche Länder wie Holland und 
die Schweiz, die wohl die alte Goldparität wiederherstellen könnten. 
oder für Länder, deren Valuta schon eine gewisse Stabilität auf einem 
niedrigeren Kaufkraftsniveau erreicht haben, und die deshalb eine neue, 
dieser Lage angepaßten Parität wählen sollten. 

Offenbar wird die Goldwährung eine um so bessere Währung, je mehr 
Länder sich ihr anschließen. Die Wertstabilität des Goldes muß natürlich 
wachsen, wenn das Gold wieder die Unterlage für eine Menge verschiedener 
Währungen wird. In dieser Beziehung spielt Englands Rückkehr zur 
Goldwährung die weitaus größte Rolle. Es ist sehr zu bedauern, 
daß diese Rückkehr so lange verzögert worden ist. Was im Wege steht, 
ist nur, daß England ein etwa 10% höheres Preisniveau als Amerika hat. 
Das ist aber wesentlich eine Folge der englischen Preissteigerung in den 
letzten Monaten, welche wohl verhältnismäßig leicht etwas zurückge- 
schraubt werden könnte. Englands Rückkehr zur Goldwährung würde 
die Vorherrschaft der Goldwährung in der Welt sichern, und die übrigen 
Länder könnten sich dann nicht lange von der Goldwährung ausschließen. 

Für die weitere Verbreitung der Goldwährung spielen Frankreich 
und Deutschland die größte Rolle. Über die deutsche Valutafrage 
lohnt es sich aber nicht zu sprechen, bevor die Auswirkungen des Dawes- 
berichtes sich klarer übersehen lassen. 

Die französische Valuta hat in der letzten Zeit der Welt große 
Überraschungen bereitet. Die meisten Leute hatten wohl kaum an die 
Möglichkeit geglaubt, daß der internationale Wert einer solchen Valuta 
wie der französischen plötzlich um 50% steigen könnte. Die Erklärung 
liegt aber in der früheren sehr starken Unterwertung des Franken. 

Bei der unsicheren Preislage in Frankreich dürfte es kaum möglich 
sein, Indexziffern zu berechnen, welche die innere Kaufkraft des Franken 
zuverlässig darstellen. Dazu kommt, daß die offiziellen französischen 
Indexziffern sehr spät veröffentlicht werden. Wir kennen deshalb noch 
nicht die innere Preisentwicklung, die hinter den letzten Schwankungen 
der Wechselkurse hegt. Würde man versuchen, den internationalen 
Wert des Franken weiter hinaufzuschrauben, so würde man ganz anderen 
Schwierigkeiten begegnen. Dann müßte man nämlich auch die innere 
Kaufkraft des Franken entsprechend erhöhen. d.h. man müßte das all- 
gemeine Preisniveau in Frankreich wesentlich herabdrücken. Das ist 
eine Politik, die sich nicht durch irgendwelche Börsenmanöver durch- 
führen läßt, sondern eine sehr ernste Deflationspolitik mit 
scharfen Kreditbeschränkungen erfordern würde. Eine solche 
Politik kann für Frankreich kaum praktisch in Frage kommen, weil da- 
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durch die Reallast der französischen Staatsschuld derartig in die Höhe 
getrieben werden würde, daß sie einfach nicht länger getragen werden 
könnte. l 

Die für Frankreich wirklich aktuelle Frage ist jetzt nicht eine weitere 
Erhöhung der internationalen Bewertung, des Franken, sondern die Ver- 
teidigung der gewonnenen Lage. Eine solche Verteidigung setzt aber vor- 
aus, daß Frankreich in der Welt ein dauerndes Vertrauen für seine Finanz- 
und Valutapolitik schaffen kann. Dies ist wiederum sicher nur möglich 
bei einer tiefgreifenden Umlegung der bisherigen vollständig 
unvernünftigen Entschädigungspolitik. 


II. AMERIKAS GOLDÜBERFLUSS. 
a) Sir JOSIAH ST AMP K.B.E., Gouverneur der Bank von England und Mitglied 
des Dawes-Ausschusses. 

Man schätzt den augenblicklichen Goldbestand Amerikas auf etwa 
800 bis 900 Millionen £. Legt man diese Summe als für die heutigen 
Währungsbedürfnisse der Union ausreichend zugrunde, so würde eine 
Vermehrung um etwa 30 Millionen £, d. h. also 3 bis 31, % im Jahr, voll- 
auf genügen, um sowohl dem wachsenden Handelsverkehr durch das 
Steigen der Bevölkerungsziffer, als auch dem erhöhten industriellen 
Bedarf des Landes gerecht zu werden. Der Nettozufluß an Gold betrug 
jedoch im Jahre 1921 etwa 130 Millionen £, im Jahre 1922 rund 48 Millio- 
nen £ und im Jahre 1923 etwa 60 Millionen £. In den ersten 6 Monaten 
1924 stellte er sich durchschnittlich auf etwa 7,5 Millionen £ im Monat, so 
daß mit einem Jahreseingang von etwa 90 Millionen £ oder einer weiteren 
Zunahme des gegenwärtigen Bestandes um 10%, zu rechnen ist. 

Dieser sich ungeheuer schnell vermehrende Goldvorrat, der bedeutend 
größer ist, als die normalen Geldbedürfnisse des Landes, bildet eine Ge- 
fahr für die amerikanische Volkswirtschaft, die Wissenschaftlern wie Prak- 
tikern viel Kopfzerbrechen macht; im Auslande findet dieser Vorgang 
vornehmlich wegen seiner Rückwirkung auf die internationalen Wechsel- 
kurse und als banktechnische Kuriosität Beachtung. Es ist eine wissen- 
schaftlich fundierte und praktisch nachweisbare Tatsache, daß, falls man 
diesen anormalen Goldzufluß sich voll hätte auswirken lassen, damit 
schon längst eine erhebliche Entwertung des Goldes und somit eine 
Verteuerung der Warenpreise in den Vereinigten Staaten eingetreten 
sein würde. Diese würde sich soweit gesteigert haben, daß die ameri- 
kanischen Preise über Weltmarktparität hinausgegangen wären, wodurch 
eine erleichterte Einfuhr ausländischer Waren ermöglicht worden wäre. 
Dies wiederum hätte ein Rückfluten des gelben Metalles eingeleitet und 
einen Preisausgleich auf den Warenmärkten ausgelöst. Die Währungs- 
kalamität Europas wäre damit behoben worden, denn die europäischen 
Währungen wären wieder auf den Vorkriegsstand zurückgeführt wor- 
den und die europäischen Länder zur tatsächlichen Goldwährung zu- 
rückgebracht. 
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In England haben sich viele Wirtschaftler mit dem Gedanken ge- 
getragen, den Inlandspreismarkt solange stetig zu erhalten, bis durch 
den oben angedeuteten Vorgang sich in den Vereinigten Staaten das 
dortige Preisniveau dem englischen genähert hätte und dadurch auto- 
matisch ein Ausgleich zwischen beiden Ländern eingetreten sein würde. 
Ein derartiger Vorgang würde aber natürlicherweise eine Goldinflation 
in der Union zur Voraussetzung gehabt haben, der später die unvermeid- 
liche Deflation hätte folgen müssen. Eine solche haben die Amerikaner aber 
in Erinnerung der üblen Erfahrungen aus dem Jahre 1920 und 1921 immer 
gefürchtet. Man hat aus diesem Grunde eine präventive Kredit- 
politik entworfen, welche die Preise künstlich stetig erhalten soll, indem 
man wenigstens teilweise das Gold bei seiner Ankunft „‚thesaurierte“. 
Da der größere Teil der Bankreserven aus derartig thesauriertem Geld 
besteht, das keine Gewinnmöglichkeit bietet, so ist ein solches Vorgehen 
natürlich äußerst kostspielig für das Land und der Volkswirtschaft als 
Einheit betrachtet durchaus abträglich. Insoweit die Vereinigten Staaten 
nämlich Gold für von ihnen gelieferte Rohstoffe, Halbfabrikate oder 
Fertigfabrikate empfangen, bieten sie dem Auslande ihre diesem volks- 
wirtschaftlich zugute kommenden Erzeugnisse im Austausch gegen eine 
Ware an, die für ihre eigene Volkswirtschaft verwendungslos, sozusagen 
„vergraben“ wird. Da die Union sehr eng mit der Weltwirtschaft ver- 
bunden ist, und natürlich Wege genug besitzt, um ihre Waren auszu- 
tauschen, so kommt ihr tatsächlich derartig im Warenverkehr empfangenes 
Gold, solange es nicht in den Kreislauf der Volkswirtschaft eintritt, in 
keiner Weise zugute. Es würde erst wieder in vollem Umfange volks- 
wirtschaftlich nützlich werden, wenn man es zum Ankauf von Waren 
aus dem Auslande verwenden würde. Das aber ist gerade eine Anwendung, 
die der amerikanische Fabrikant und Exporteur möglichst vermieden 
haben will. Er möchte durch eine mehr oder minder hohe Schutzzoll- 
politik alle ihm gefährlichen Waren aus dem Auslande ausschließen, den 
Goldzufluß aber ungemindert einströmen lassen. Dies ist natürlich eine 
äußerst kostspielige Politik, da man hierbei den Goldwert künstlich hoch- 
halten muß. Glücklicherweise ist das Land äußerst reich und scheint einer 
Blüte entgegenzugehen, so daß es sich eine derartige versteckte Sub- 
vention seiner Industrie und seines Exporthandels — denn 
auf nichts anderes läuft diese Politik hinaus — leisten kann. 

Weite Kreise der Union sehen sogar selbst heute noch nicht ein, in 
welch ungesunder Lage sich das Land befindet. Wenn amerikanische 
Schriftsteller von dem „Wiederaufbau Europas und dessen hoher Be- 
deutung für den amerikanischen Handel“ schreiben, so haben sie dabei 
fast regelmäßig einen erhöhten Absatz amerikanischer Waren nach Europa 
im Sinn. Nur selten findet sich ein Schriftsteller, der die Angelegenheit 
auch von der Seite des Auslandes ansieht und an eine Sanierung Europas 
durch eine Steigerung der amerikanischen Einfuhr denkt. Amerika kann 
zur Lösung seines Goldproblems entweder nur Ansprüche als Gegenwert 
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für sein Gold nehmen, d.h. es kann langfristige Anleihen an Europa 
gewähren, oder es kann den Warenaustausch mit Europa durch eine Um- 
stellung seiner Handelspolitik erleichtern, oder aber es kann, falls es 
einen Ausschluß europäischer Waren aufrechterhalten will, fortfahren, 
mehr und mehr Gold zu nehmen. Die Folgeerscheinungen der jeweiligen 
Wirtschaftspolitik werden jedoch nur von ganz wenigen verstanden. Ein 
berühmter amerikanischer Bankier hat noch vor kurzem erklärt: 

„Ich habe mein ganzes Leben lang Gold als eine sehr wertvolle 
Substanz angesehen, und ich weigere mich, anzuerkennen, daß es etwas 
Ungesundes sein soll, und daß ich nicht weiter danach streben soll, möglichst 
viel davon anzusammeln.“ | 

Ähnlich ist die Ansicht weiter Wirtschaftskreise in der Union. Sie 
ist natürlich wenig günstig für den Wiederaufbau der Weltwirtschaft 
und vollkommen dazu angetan, das amerikanische Goldproblem zu er- 
schweren, anstatt es leichter zu machen. 

Wird nun eine Wiedergesundung der Weltwirtschaft einsetzen, falls 
Amerika fortfährt, sein überschüssiges Geld zu thesaurieren, oder würde 
eine solche Wiederbelebung durch Anleihen oder durch einen regen Waren- 
austausch, der auch eine Einfuhr fremder Waren zuläßt, beschleunigt 
oder gefördert werden ? 

Eine Wiederbelebung der Weltwirtschaft wird sich sicher- 
lich in jedem Falle allmählich bemerkbar machen. Der 
Sanierungsprozeß ist aber natürlich langwierig und schwierig. Er ver- 
läuft auch keineswegs in allen Ländern gleichmäßig und mit derselben 
Schnelligkeit. Dazu sind die Wirtschaftsverhältnisse in den einzelnen 
Gebieten trotz ihres Zusammenhanges in der Weltwirtschaft zu ver- 
schieden, die Währungen in ihren Unterlagen und internationalen Gel- 
tung zu wenig gleich und der Staatshaushalt in den einzelnen Ländern 
in zu verschiedenem Maße ausgeglichen. In der Vergangenheit war der 
Hauptverwendungszweck von Gold der, daß man es zur Stützung von 
Währungen gebrauchte. Seine vorzügliche Befähigung für einen solchen 
Gebrauch machte es zum internationalen Wertmesser. Falls man 
es aber für diesen Gebrauch nicht mehr länger verwenden kann oder 
will, so verliert es einen großen Teil seiner althergebrachten 
Verwendungsmöglichkeit. Viele Länder kommen heute tatsäch- 
lich ohne Goldwährung aus. Sie würden natürlich Gold, falls sie 
es leicht und billig haben könnten, gerne wieder in großen Mengen 
zur Stabilisierung ihrer Währung verwenden. Falls sich Amerika daher 
dazu verstehen könnte, Gold auf dem Anleihewege auszuführen und 
seinerseits auch Waren aller Art im Austausch aus Europa einzuführen, 
so würde eine Wiederbelebung der Industrie in den europäischen Län- 
dern möglich sein und zu gleicher Zeit könnten die europäischen Wäh- 
rungen auf der Goldbasis stabilisiert werden. Das würde natürlich. 
eine dauernde Sanierung der Weltwirtschaft, aber eine zeitweilige passive 
Handelsbilanz für die Vereinigten Staaten bedeuten. Natürlich würde 
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eine Bereicherung seiner Bevölkerung durch die Einfuhr ausländischer 
Waren eintreten, aber auch eine Schädigung gewisser Industrie- und 
Handelszweige. Eine schwere Krise auf dem Arbeitsmarkte wäre unver- 
meidlich. Eine solche drastische Zweckmäßigkeitspolitik scheint aber der 
amerikanischen Psyche nicht zu liegen. 

Der zweitbeste Schritt für Amerika wäre, sein Gold freimütig der 
Welt zur Verfügung zu stellen, d. h. es leicht und billig für seinen alten 
Zweck, der Währungsstabilisierung auszuleiehen. Dieses Vorgehen würde 
einen sehr gesunden Aderlaß für die überernährte amerikanische 
Volkswirtschaft bedeuten und die Gefahr einer wirtschaftlichen Schlag- 
anfallskrise späterhin stark mindern. Was wird nämlich eintreten, wenn 
Amerika eine solche Politik von der Hand weisen würde? Langsam und 
unter großen Schwierigkeiten werden die europäischen Länder eine Wieder- 
belebung ihres Handels und eine wirtschaftliche Stabilisierung ohne aus- 
gesprochene Goldwährung erreichen. Sie werden auf irgendeine Weise 
die Kunst lernen, auch ohne ausreichende Golddeckung ihr wirtschaft- 
liches Gleichgewicht zu halten, um dann, falls ihnen das gelbe Metall 
angeboten wird, es einfach ablehnen zu können. Sie werden sich dann die 
Fertigkeit angeeignet haben, auch ohne Geld ihre Währungen zu stabi- 
lisieren und ihre Volkswirtschaft im Gleichgewicht zu halten. Dann 
wird Amerikas Gold, das man jetzt so ängstlich thesauriert, um seine 
Entwertung zu vermeiden, einen großen Teil dieses Wertes dauernd ver- 
loren haben, weil die Welt gelernt hat, einen der Hauptver- 
wendungszwecke aus der Vergangenheit auszuschalten, Aus 
dem Stadium eines langen Nichtgebrauches ist dann eine 
weitgehende Unbrauchbarkeit für Gold entstanden. 


b) CHARLES E. MITCHELL, Präsident der National City Bank, New York. 


Die innige Verbindung der amerikanischen Wirtschaft mit der Welt- 
wirtschaft — eine Folge des Krieges — hat für die Union eine Reihe wich- 
tiger Wirtschaftsprobleme geschaffen, von deren baldiger und glücklicher 
Lösung viel für die wirtschaftliche Zukunft dieses Landes abhängt. Eines 
der brennendsten und zugleich schwierigsten Probleme ist die Einstellung 
gegenüber der wiedererstarkenden Konkurrenzfähigkeit Europas auf dem 
Weltmarkte, auf die sich Amerika in den nächsten Jahren gefaßt machen 
muß, und die Überwindung der Schwierigkeiten, die es bei dem kommen- 
den Wettbewerb gerade in seinen reichen Goldreserven besitzt. 

An sich ist ein gesunder Wettbewerb auf dem Weltmarkt zu be- 
grüßen. Er enthält aber Härten, besonders für ein Land wie das unsrige, 
das eine hochentwickelte Industrie und einen unverhältnismäßig hohen 
Lebensstandard aufweist. Unser Reichtum droht uns zum Ver- 
hängnis zu werden. Der Goldschatz, den wir während des Krieges an- 
sammeln konnten, zieht uns gleich einem Gewichte nieder. Oberfläch- 
liche Beurteiler der wirtschaftlichen Zusammenhänge haben die An- 
schwellung unseres Goldbestandes als etwas Gesundes angesehen. Ganz 
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das Gegenteil scheint mir der Fall zu sein. Bei der wiederer- 
wachenden Konkurrenz Europas, wie wir sie in den nächsten Jahren 
zweifellos erleben werden, bedeutet der Überfluß an gelbem Metall 
einen bedenklichen Nachteil, der um so größer wird, je mehr durch die 
allmähliche Bezahlung der Schulden und durch den Zinsendienst Gold 
bei uns einströmt. Die Erhöhung der Goldbestände bewirkt automatisch 
eine bedenkliche Kreditexpansion, die sich wiederum in einer Inflation 
der Zahlungsmittel und damit in höheren Preisen unserer Produkte aus- 
wirkt. Dies bedeutet aber nichts anderes als eine gefährliche Schwächung 
unserer Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkte. Die hierdurch be- 
wirkte künstliche Abschnürung vom Welthandel würde dann notwendiger- 
weise zu einer schweren industriellen Krise, zu passiver Handelsbilanz 
und damit sinkenden Löhnen und Preisen führen. Wir haben das keines- 
wegs leichte Problem zu lösen, eine allmähliche Wiederverteilung 
der bei uns angesammelten Goldbestände durch Waren- 
importe einzuleiten, ohne den Weg einer durch mangelnde 
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkte gewaltsam er- 
zwungenen passiven Handelsbilanz zu gehen. Eine durch 
eine solche passive Handelsbilanz erzwungene Wettbewerbsfähigkeit 
müßte notgedrungenermaßen zu heftigen Erschütterungen unserer In- 
dustrie führen, für die sich bereits im Frühjahr vorigen Jahres Anzeichen 
bemerkbar machten. ` 

Bei dem Status unserer Handelsbilanz bedeuten nun ausländische 
Zahlungen für uns immer eine Gefahr, unsern an sich schon hohen Gold- 
bestand zu vermehren, und doch müssen wir alles daran setzen, unser 
Exportgeschäft gesund zu erhalten und eine Industriekrise zu vermeiden. 
Das Gleichgewicht unserer Preise mit den Weltmarktspreisen zu erhalten 
und zu gleicher Zeit das Gleichgewicht unserer Handelsbilanz nicht zu 
verlieren, ist der Kernpunkt dieses Problems. 

Die Regierung hat alle diese Gefahren, auf die sie von führenden 
Wirtschaftlern und Finanzleuten schon längst hingewiesen wurde, klar 
erkannt und sucht sie durch eine energische Wirtschaftspolitik zu bannen. 
Während der neue Zolltarif eine Überschwemmung unseres einheimischen 
Marktes mit billigen Auslandswaren zu vermeiden erstrebt, soll die Förde- 
rung des Exportgeschäftes durch speziell dafür geschaffene Organisationen 
(Webbgesetz) in die Wege geleitet werden. Maßnahmen finanzpolitischer 
Natur sollen helfend eingreifen. Auf Veranlassung des Bundesreserve- 
amtes sind seit Beginn des Jahres 1924 in der Zifferngruppierung unseres 
Bankausweises Änderungen vorgenommen worden, die den Gedanken 
einer künstlichen Versteifung des Geldmarktes und damit einer Schmäle- 
rung der Kreditexpansion zum Ausdruck bringen. Die künstliche Geld- 
knappheit soll eine Eindämmung des Kreditmarktes einleiten und so 
einer Warenverteuerung vorbeugen. 

Wir wünschen den internationalen Handelsverkehr recht bald in 
normalen Bahnen fließen zu sehen und haben durch Warenkredite, 
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Handels verträge und ähnliche Maßnahmen, die geeignet sind, den fried- 
lichen Handelsverkehr unter den Nationen zu fördern, unseren guten Willen 
bewiesen. Die Lösung der oben kurz skizzierten Probleme ist sicherlich 
‚schwierig, restlos wird sie kaum möglich sein. Was von hier aus geschehen 
kann, ist eine äußerst vorsichtige und weitblickende Handels- und Finanz- 
politik und ein weiterer Ausbau unserer an sich schon hoch entwickelten 
Industrien. Neben einer großzügigen Handels- und Finanzpolitik werden 
Rationalisierung und Intensivierung der Arbeit bei uns die großen Leit- 
motive der Zukunft bleiben. Aufgabe der amerikanischen Bankwelt 
aber muß es sein, den langsam einsetzenden Prozeß des internationalen 
Kräfteausgleiches mit Mut und Verständnis zu unterstützen. 


VORDERASIEN VON HEUTE 


DIE POLITISCHE ENTWICKLUNG SEIT DEM ENDE DES WELT- 
KRIEGES — DER KAMPF UM DAS ERDÖL 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


Im Herbst 1918 war die türkische Armee von ihrem um das Vielfache 
überlegenen, mit allen Hilfsmitteln der neuzeitlichen Technik wohl aus- 
gerüsteten Gegner geschlagen, Palästina und Syrien verloren; die deutschen 
wie die türkischen Offiziere und Truppen hatten auch dort ihre Schuldig- 
keit getan, der deutsche Soldat am Jordan heldenhaft gekämpft. Die deut- 
schen Kräfte waren aber zu gering, als daß sie die Niederlage der an Zahl 
unterlegenen und mangelhaft ausgerüsteten türkischen Armee auf die 
Dauer hätten verhindern können. Es galt nun, die Ebene von Adana gegen 
eine Landung von Alexandrette zu halten, um die Tauruspässe für den 
Rückzug der türkischen Truppen zu sichern. Am 31. Oktober wurde 
Liman von Sanders-Pascha infolge des Waffenstillstandes nach Konstan- 
tinopel zurückberufen, und Mustapha Kemal-Pascha, der künftige Natio- 
nalheld der Türkei, übernahm das Kommando über die von ihm gesam- 
melten und neuformierten Reste der türkischen Armee. 

Im Irak hatten die Engländer am 24. Oktober die Offensive nördlich 
von Bagdad ergriffen; sie schnitten der zusammengeschmolzenen 6. Armee 
bei Kerkuk den Rückzug nach Mossul ab und zwangen die Trümmer der 
Armee zur Waffenstreckung; die Spitzen der englischen Armee drangen 
bis etwa 80 km südlich Mossul vor. 

Damit war die ganze türkische Orientfront zusammengebrochen, und 
niemand rechnete wohl mehr damit, daß die Türkei noch einen irgendwie 
nennenswerten Widerstand würde leisten können. Dem war aber nicht 
so: die Türkei, welche so viele Jahre die Rolle des kranken Mannes in 
Europa gespielt hatte, deren Aufteilung durch die Großmächte so oft 
in Frage stand und im Frieden von Sevres ja auch beschlossen wurde, 
entwickelte plötzlich eine ungeahnte Widerstandskraft, die unbedingte 
Hochachtung bei jedermann auslösen muß. 
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Zunächst rechnete Mustapha Kemal-Pascha mit den Franzosen ab, 
welche Zilizien mit Marasch und Aintap besetzt hatten, aber auch Urfa, 
Diarbekir und die Tigrisgrenze bis Mossul als französisches Mandat haben 
wollten. Die türkisch-französischen Kämpfe begannen in Marasch, welche 
Stadt die Franzosen sehr bald räumen mußten. Die Franzosen erlitten 
schwere Verluste auch infolge des Klimas — ihre farbigen Truppen wurden 
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durch Schneestürme dezimiert —: sie wurden bis Adana zurückgedrängt, 
während sie Aintap zunächst noch halten konnten. Im Frühjahr 1921 
begannen aber die Türken energisch von Norden her vorzudrängen. Die 
Franzosen wurden von Bosanti bis zur Adana-Ebene zurückgeworfen, wo- 
bei ein ganzes Bataillon der glorreichen Armee — 750 Mann mit Maschinen- 
gewehren — von nur 75 irregulären türkischen Soldaten bei Bosanti im 
Taurus gefangengenommen wurde. Adana, Mersina und Tarsos wurden 


— aa O a 7 u En EEE EEE —H—t —utv—..:.—ꝑñꝝ?“́ ————ñ— 2— 


— — — — ———— —Kͤ—˙2ꝓ —n 


VORDERASIEN VON HEUTE 


WU 
~ 


— 


von den Türken belagert, und es war nur der nunmehr einsetzenden grie- 
chischen Offensive zu verdanken, daß die Franzosen nicht gänzlich aus 
Zilizien vertrieben wurden. Die Franzosen blieben aber auch nach dem 
Rückzuge der Türken auf die Nordlinie der Bagdadbahn beschränkt. 

Politisch und wirtschaftlich ist folgendes zu erwähnen: 

In einem Geheimvertrag des Jahres 1915, der Italien auf die Seite 
der Verbündeten zog, waren dieser Macht Ansprüche auf gewisse Teile 
Anatoliens gewährt worden. Diesen Verhandlungen folgten solche im 
Frühjahr 1916 zwischen England und Frankreich, die in dem sog. Sykes- 
pakt gipfelten, der auch von Italien anerkannt wurde. Danach wurde 
der ganze Süden Anatoliens, ferner Syrien und Mesopotamien zwischen 
Italien, Frankreich und England aufgeteilt und im übrigen in Interessen- 
sphären eingeordnet. Das sog. „accord tripartite“, das zwischen England, 
Frankreich und Italien im Anschluß an den Sèvresvertrag geschlossen 
wurde, behielt im allgemeinen die damals festgesetzten Wirtschaftsgrenzen 
bei mit der Ausnahme, daß den Griechen das Hinterland von Smyrna 
zufiel. Von diesem Gesichtspunkt aus ist es verständlich, daß die Ana- 
tolische und die Bagdadbahn mit ihren Nebenstrecken, die ursprünglich 
beim Zusammenbruch der Fronten ausschließlich von englischen Truppen 
besetzt waren, im Herbst 1919 unter die Verbündeten aufgeteilt wurden, 
so daß der nördliche Teil der Anatolischen Bahn den Engländern verblieb, 
der südliche Teil sowie der nördliche Teil der Bagdadbahn mit Konia 
als Zentrum von den Italienern, der Rest der Bahn von den Franzosen 
besetzt wurde. 

Mit dem in Anatolien von Mustapha Kemal-Pascha glänzend organi- 
sierten Widerstand änderte sich das politische Bild ebenso rasch wie 
gründlich. Die militärischen Erfolge der Türken sind vorhin geschildert 
worden, sie wurden — was die Bagdadbahn anbelangt — gekrönt durch 
die Aufhebung der im Taurus auf die einzelnen Stationen verteilten 
Militärposten. Auch im Amanusgebirge wurde der Betrieb unmöglich 
gemacht, desgleichen südlich Aleppos. Adana mußte zeitweise von den 
Franzosen geräumt werden, und ein Verkehr auf den Strecken in der Ebene 
war schließlich unter ständigen Beunruhigungen nur noch bei starkem 
militärischen Schutze möglich. Kein Wunder, daß die Franzosen allmäh- 
lich die Notwendigkeit einsahen, zur Sicherung ihres syrischen Besitzes 
über Zilizien mit den Türken zu einem Einvernehmen zu gelangen. Die 
Folge davon waren die bekannten Angoraverhandlungen Franklin Bouil- 
lons mit Mustapha Kemal-Pascha, die ganz Zilizien und die bis Nissibin 
fertiggstellte Bagdadbahn den Türken zurückgab. 

Mit der Übertragung der Eisenbahnkonzessionen der Bagdadbahn 
zwischen Bosanti und Nissibin sowie verschiedener Zweigbahnen im 
Vilajet Adana auf eine französische Gesellschaft durch die türkische Na- 
tionalversammlung in Angora, sowie durch das französische Zugeständnis, 
daß die Türkei das Recht habe, ihre Militärtransporte auf der Bagdadbahn 


zu befördern, entstand natürlich eine Gefährdung der englischen Interessen 
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in Mesopotamien, worauf ich bei Besprechung der verschiedenen Einfluß- 
sphären näher zurückkommen werde. 

Auf der anatolischen Bahn war gleich zu Beginn der Feindseligkeiten 
Kemals die italienische Besatzung von Konia unter Zurücklassung vieler 
Munition und auch sonstigen Kriegsmaterials auf Adalia zurückgegangen. 
Die englischen Truppen hatten Eskischehir infolge einertürkischen Kriegslist 
geräumt — 300 glänzend ausgerüstete türkische Kavalleristen waren unter 
Führung eines Paschas!) vor Eskischehir erschienen, wobei dieser dem engli- 
schen Kommandanten eröffnete, daß er mit einer Armee von 20000 Mann 
Eskischehir angreifen würde, falls sich die Engländer nicht sofort zurück- 
zögen. Die Armee bestand aus den mit Dreschflegeln und Beilpiken be- 
waffneten Bauern aus der Umgegend, die mit Wagen und Zugtieren aller 
Art zu diesem Zwecke zusammengetrieben waren. 


Die Engländer zogen sich später unter Kämpfen, bei denen der 
Jailaviadukt bei Biledjik zerstört wurde, auf Ismid zurück. Schließlich, 
und dies war der Zustand bis Ende April, erstreckte sich hiernach die eng- 
lische Kontrolle und Betriebsführung etwa bis Ismid, also auf knapp 
90 km. Es folgten dann die Versuche der Griechen zur Behauptung des 
ihnen im Frieden von Sèvres zugesprochenen Gebietsteiles um Smyrna, 
die nach zwei vergeblichen Anstrengungen zur Eroberung Eskischehirs und 
nach der erfolglos gebliebenen Konferenz in London im März 1921 mit der 
größen, von König Konstantin selbst geführten Offensive im Sommer 1921, 
der Eroberung Eskischehirs, dem Vormarsch auf Angora und dem Rück- 
schlag und Rückzug auf Eskischehir im Herbste 1921 endeten. 

Der Wunsch, die Gegensätze im nahen Orient zu begleichen, führte 
zur Orientkonferenz im März 1922 in Paris, deren Beschlüsse von dem 
ehemaligen, übrigens von der Regierung Mustapha Kemals niemals rati- 
fizierten Sevresvertrag wenig übrigließen. 


Der Freiheitskampf Mustapha Kemals hatte sich tatsächlich schon 
damals (1922) gelohnt, denn in Paris ist wirklich nichts anderes beschlossen 
worden, als die Wiederherstellung der Türkei. In der Pariser Note be- 
kundeten die Westmächte den aufrichtigen Wunsch, die Wiederaufrich- 
tung einer selbständigen und unabhängigen Türkei zu fördern, 
die weltliche und geistliche Macht des Sultans wiederherzustellen. 
Für ganz Kleinasien vom Mittelmeer bis zum Schwarzen Meer (Süd nach 
Nord) und von den Grenzen Transkaukasiens und Persiens bis zum 
Ägäischen Meer (Ost nach West) wurde die Oberhoheit der Türkei 
anerkannt, und nur die Stadt Smyrna (nicht der Umkreis) internationali- 
siert. Aber auch Konstantinopel wurde der Türkei zurückgegeben und 
von dem Hinterlande auf europäischem Boden in Thrazien ein fast bis 
Adrianopel vorspringender Zipfel. Adrianopel selbst sollte internationali- 
siert werden, womit die Türkei sich selbstverständlich nicht zufrieden gab, 
ist doch Adrianopel die drittheiligste Stadt der Türkei; sogar Armenien 
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wurde der Türkei wieder ausgeliefert. Neben den Rückerstattungen an 
Gebiet wurde der Türkei auch finanziell und innerpolitisch ein großes Ent- 
gegenkommen gezeigt. Die derselben auferlegte Kriegsentschädigung 
sollte ihrer Zahlungsfähigkeit angepaßt werden; die internationale Schul- 
denverwaltung wurde zwar aufrechterhalten, aber darüber hinaus der 
Türkei keinerlei Finanzkontrolle auferlegt. Bezüglich der Justizhoheit 
wurde den Türken eine Milderung der Kapitulationen in Aussicht gestellt 
und die Wehrmacht erhöht, für später auch die Zulassung der Rekrutierung 
durch Freiwillige, also eine beliebige Erhöhung, zugesagt. Das alles 
waren Errungenschaften, um die wir Deutsche auch heute 
noch die Türkei beneiden müssen, sie sind der Lohn ihres 
Stolzes, ihres Mutes und ihrer unbesiegbaren Ausdauer. 


England gab mit diesen Zugeständnissen an die Türkei zu, daß es 
sich im Frieden von Sèvres übernommen hatte. Hätte es sich mit der ge- 
waltigen Beute von Arabien, Palästina und Mesopotamien begnügt, auf 
deren Wiedergewinnung die Türken auch heute noch verzichten müssen, 
so hätte es sich große Schwierigkeiten erspart. Der Drang, Konstantinopel 
zu besitzen, hatte bei England alle anderen Erwägungen zurückgedrängt. 
Aber um der Schwierigkeiten in Indien Herr zu werden, mußte England 
die Rechte des Sultans, des Kalifen, wiederherstellen und auf die Stadt 
verzichten. So gab England Konstantinopel frei, aber nicht die Meer- 
engen, deren beide Ufer militärisch neutralisiert werden sollten, wobei 
Griechenland, dem die europäische Uferstrecke von Rhodosto bis Gallipoli 
zufallen sollte, als Schildwache Englands zu fungieren hatte. Auf Gallipoli 
sollte eine internationale Besatzungstruppe verbleiben, also in Wirklichkeit 
eine englische. 


Die Kemalisten in Angora stimmten den Beschlüssen dieser Orient- 
konferenz bei, unter der Bedingung der Räumung Anatoliens einschließlich 
Smyrnas durch die Griechen innerhalb von 4 Monaten. 


Gehen wir noch kurz auf die Abgrenzung der politischen und wirt- 
schaftlichen Gebiete der asiatischen Türkei ein, so wissen wir, daß die 
Engländer schon 1916 den ungetreuen Emir von Mekka, Hussein, als König 
im Hedschas eingesetzt hatten, daß Palästina nach dem Kriege als „na- 
tional home“ der Juden der ganzen Welt unter englischer Oberaufsicht 
eingerichtet wurde und im Ostjordanland (Transjordanien) Abdullah, 
im Irak Faisal als Könige unter englischer Kontrolle eingesetzt wurden. 
In Syrien erhielt Frankreich das Mandat. Nach der Völkerbundsatzung 
sollten diese ehemals zum türkischen Reiche gehörigen Gemeinwesen vor- 
läufig als unabhängige Gemeinwesen anerkannt werden unter der Bedin- 
gung, daß die Ratschläge und Unterstützung ihrer Mandatare die Ver- 
waltung bis zu dem Zeitpunkte leiteten, woselbst diese Gemeinwesen 
imstande sein würden, sich selbst zu leiten. 

Einer der Hauptsiegespreise, welche England im Weltkriege 
davongetragen hat, war die Gewinnung einer Überlandverbindung 
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mit Indien. Den besiegten Türken wurden die dafür benötigten Länder 
abgenommen. Der Zusammenbruch Deutschlands führte zu dessen 
Ausscheiden aus der Politik des nahen Orients, Rußlands Zusammenbruch 
entfernte die früher stets vorhandene Gefahr eines Eingreifens des gewalti- 
gen moskowitischen Reiches. Die Auswirkungen des Angoravertrags, der 
eine offene Vereinigung Frankreichs mit der Türkei, dem Gegner Englands 
im Orient, mit sich brachte, wie die Orientkonferenz in Paris bedeuteten 
eine Stärkung der Türkei und eine Bedrohung Mesopotamiens, welches 
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keineswegs in der Lage ist, sich selbst zu verteidigen. Die Sicherung des 
Landwegs nach Indien wurde in Frage gestellt, England erneut zu großen 
Aufwendungen für Truppenaufstellungen in Mesopotamien gezwungen. 
Dazu kommt es, daß auch weiter nach Osten hin sich Entwicklungen voil- 
ziehen, welche England in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht stark 
schädigen können. Die bolschewistische Propaganda hat in Zentralasien 
eine bedeutende Wirkung entfaltet. Afghanistan ist durch sie dem briti- 
schen Einfluß entfremdet worden. Ebenso hat sich in Persien eine Wen- 
dung vollzogen, die den Interessen Englands nachteilig ist, wie sie besonders 
in der Verleihung einer Petroleumkonzession in Nordpersien an die amerika- 
nische Standard Oil Company trotz des englischen Protestes zutage trat. 

Am wichtigsten aber erscheint mir die Gefährdung der Ölquellen 
in Mesopotamien, die ein Objekt von großer wirtschaftlicher Bedeutung 
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vorstellen. In der Umgebung von Mossul ist es schon 1922 zu Kämpfen 
zwischen dem kurdischen Stamm der Surchi und mesopotamischen Stäm- 
men unter Führung britischer Offiziere gekommen. Es mußten in der Um- 
gebung von Erbil, dem antiken Arbela, 1000 Mann eingesetzt werden, um 
die Kurden und die sie unterstützenden Türken, reguläre Abteilungen in 
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Ravandus und Harar, nordöstlich von Mossul, zurückzutreiben. Diese 
Kämpfe spielten sich eben in dem wichtigen Petroleumgebiet ab, und wegen 
dieser Petroleumfelder hat Amerika das englische Mandat über Meso- 
potamien nicht anerkannt. Die Petroleumfelder ziehen sich von der Provinz 
Mossul über Schuschter bis Bender Abbas hin. Besonders wichtig sind 
die Vorkommen in Kerkuk und Mendili in Mesopotamien und bei Mei- 
dan-i-Nestino in Südpersien. Zur Auswertung dieser Felder hat die Anglo 
Persian Oil Company 235 km lange Rohrleitungen von den Gruben nach 
der Insel Abadan im persischen Golf geführt, auf der große Raffinerien 
errichtet sind und 3 Millionen t Erdöl jährlich verarbeitet werden. Die Eng- 
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länder sollen beabsichtigen, auch eine Röhrenleitung von den Kerkuker 
Olquellen nach Haifa quer durch die Wüste zu legen. Ehe sich dieser 
großzügige Plan verwirklichen läßt, kommt die von den Engländern von 
Basrah über Bagdad bis 80 km südlich Mossul gebaute Bahn, unter Benut- 
zung der deutscherseits gebauten Bahnstrecke Bagdad— Samarra, sowie 
der Tigris für den Transport des Petroleums in Frage. 

England hat sich damit beim Wettkampf des Heizöls mit der Kohle in 
weit ausschauender Weise auf diese neue Entwicklung eingestellt. Der Aus- 
spruch Churchills kurz vor dem Kriege: „England muß überall 
Erdöl haben“, ist verwirklicht worden, indem England sich dieses 
Ziel durch den Kriegsausgang sicherstellte. Es hat neben seinen Ko- 
lonıalölfeldern in Indien, Borneo und Trinidad noch die Hand auf die- 
jenigen in Mesopotamien, Südpersien und Baku gelegt und ist an der 
Ausbeutung eines Teils der mexikanischen und rumänischen Ölfelder 
beteiligt. 

Bei diesem Bestreben stoßen die englischen Kapitalgruppen mit denen 
der Vereinigten Staaten stark zusammen, die angesichts des immer deut- 
licher werdenden Verbrauches der amerikanischen Erdöllager auf der Suche 
nach neuen rentablen Ölgebieten in der Welt begriffen sind. Gleichzeitig 
ringen diese in der Standard Oil Company zusammengeschlossenen Kapi- 
talisten um die Behauptung ihrer bisher auf dem Weltmarkte ausgeübten 
Vorherrschaft mit der Anglo Persian und Royal Dutch Company. Als 
scharfer Konkurrent tauchte die Standard Oil Company im Wettbewerb 
um die nordpersischen Ölfelder mit der Anglo Persian Company auf, und 
es hat allen Anschein, alsob Amerika in diesem Kampfe siegen wird. Tat- 
sächlich hat die Standard Oil Company von der persischen Regierung große 
Ölkonzessionen im Norden erhalten. Die Anglo Persian Company, die bisher 
eine Art Monopolstellung in Persien und Mesopotamien eingenommen hat, 
verwahrt sich mit aller Energie gegen die Ansprüche der Standard Oil 
Company auf die nordpersischen und selbstverständlich noch mehr gegen 
die auf die südpersischen Ölquellen. Die Anglo Persian Company beruft 
sich darauf, daß ihre Tochtergesellschaft, die North Persian Oil Company, 
ihre Konzessionen von einem ehemals russischen, heute georgischen Inhaber 
erworben habe. Das Persisch-Russische Abkommen von 1921 sieht aber die 
völlige Aufhebung aller unter dem zaristischen Regime erworbenen russi- 
schen Konzessionen vor, unter der Voraussetzung, daß sie nicht an fremde 
Unternehmen verliehen werden. England wehrt sich natürlich gegen die 
Nichtigkeitserklärung der Rechte der Anglo Persian Company, weil ja 
dadurch auch Gefahr für die Ausbeutung der südpersischen Ölfelder am 
Karunflusse besteht. Diese Konzessionen hat sich England nur durch 
Abmachungen mit den lokalen Machtfaktoren, namentlich mit den Bach- 
tiaren gesichert, die an den Petroleumergebnissen interessiert sind. Das 
Öl aus der Karungegend ist aber für die Versorgung der britischen Marine 
von besonderer Wichtigkeit: neben dem Gedanken, Konkurrenten aus der 
gefährlichen Nähe von Indien fernzuhalten, spielte das Petroleum am 
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Karun eine wesentliche Rolle bei den Bemühungen der Engländer, 
Deutschlands Bagdadpläne zu durchkreuzen. 

Durch den sog. Olfrieden, der neben dem Washingtoner Abkommen 
über die Beschränkungen der Flottenrüstungen abgeschlossen wurde, war 
zwar der akute Wettbewerb zwischen den Amerikanern und Engländern 
um das Petroleum offiziell beseitigt worden, aber die Vereinigten Staaten 
hielten trotzdem ihren Einspruch gegen das britische Mandat in Meso- 
potamien aufrecht. Die Verhandlungen in Genua haben außerdem gezeigt, 
daß der Kampf um das Petroleum noch lange nicht erledigt ist und daß 
die erwähnten Vorkommen in Nordpersien und vor allem die russischen 
Petroleumschätze (in erster Linie die bei Baku) noch eine große Rolle in 
diesen wirtschaftlichen Kämpfen zu spielen, berufen sind. 

Je unsicherer es wird, daß die Briten ihre Petroleumbetriebe auf per- 
sischem Boden aufrechterhalten, bzw. ausdehnen können, um so größer ist 
der Wert Mesopotamiens mit seinen Ölfeldern für England. Die Erdöllager 
in Mesopotamien sind außerordentlich ergiebig. Die Anglo Persian Com- 
pany ist mit 50%, die Royal Dutch Company mit 25% beteiligt, die restie- 
renden 25%, welche vor dem Kriege Deutschland zugesichert waren, hat 
Frankreich erhalten. 

Das Abkommen von San Remo hatte nun den Alliierten eine gleich- 
mäßige Verteilung der russischen Petroleumschätze zugesichert. Eng- 
land brachte aber in Genua hinter den Kulissen das Kunststück fertig, 
sich ein Monopol über das gesamte russische Petroleum so gut wie sicherzu- 
stellen. Die Regierung der Vereinigten Staaten protestierte energisch gegen 
diese englischen Abschlüsse, die eine Durchbrechung des Grundsatzes der 
offenen Türe bedeuteten. Frankreich unterstützte die Bestrebung Ame- 
rikas auf eine gerechte und gleichmäßige Verteilung des Petroleums unter 
den Nationen lebhaft. Man kann es deshalb verstehen, daß für England 
nach dem Fehlschlag der auf Rußlands Petroleumquellen gerichteten Pläne 
die reichen Schätze Mesopotamiens wieder mehr in den Vordergrund 
treten. 

Im Irak zeigten sich hierbei für den englischen Mandatar ganz uner- 
wartete Schwierigkeiten. Faisal erwies sich ganz und gar nicht als der 
unterwürfige König von Albions Gnaden, und die arabischen Scheichs 
waren nichts weniger als geneigt, sich die englische Bevormundung in allen 
Dingen gefallen zu lassen. Die Türkei endlich dachte nicht daran, sich ohne 
weiteres die in der Umgegend von Mossul liegenden Petroleumquellen 
wegnehmen zu lassen und auf die herrlich am Tigris gelegene Stadt selbst 
zu verzichten. Dieselbe Türkei, welche die griechische Armee trotz ihrer 
bedeutenden materiellen Unterstützung von England vom Boden Klein- 
asiens wegfegte, Smyrna und Thrazien, Konstantinopel und die Meer- 
engen wieder erobert hatte, schreckte auch vor einer ernsten Auseinander- 
setzung mit England nicht zurück, ist sie doch durch ihren militärischen 
Erfolg in Anatolien und den diplomatischen Sieg in Lausanne so erstarkt, 
daß sie dies wagen kann. 
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England weiß recht gut, daß die Türkei jederzeit in der Lage ist, die 
Verbindung mit Indien mit einer vom Taurus vorstoßenden Armee zu 
unterbinden; nicht umsonst taucht immer wieder der Plan des Obersten 
Willcocks auf, eine Wüstenbahn von Bagdad über die arabische Wüste über 
Palmyra nach Damaskus und Haifa zu legen und damit die Bagdadbahn 


zu umgehen. 


Mustapha Kemal-Pascha hat sein Ziel, Mossul und Umgebung sowie 
die dortigen Petroleumquellen wieder in türkischen Besitz zu bekommen, 
unverrückt vor sich. Mit Gewehr bei Fuß stehen die englischen und tür- 
kischen Truppen einander gegenüber. Das englische Ultimatum an die 
Türkei, ihre Truppen hinter die in Lausanne festgesetzte Grenze zurück- 
zuziehen, erwies sich gänzlich wirkungslos. Ismed-Pascha war auch hier 
wieder der diplomatisch Stärkere, indem er es fertigbrachte, die Regelung 
der Mossulfrage dem Völkerbunde zur Entscheidung zuzuweisen, ein Aus- 
weg, den das stolze Albion in seiner Verlegenheit gerne betrat. Es ist 
müßig, den Ausgang der außerordentlichen Tagung des Völkerbundsrates, 
die zur Lösung dieser Frage einberufen ist, zu prophezeihen. Der Besitz 
der Stadt Mossul und der wichtigen Petroleumquellen in 
der näheren Umgebung dieser Stadt ist für die Türkei von außer- 
ordentlicher Wichtigkeit, ein des Kampfes würdiges Objekt. 


FORDERUNGEN DES GLOBALEN ZEITALTERS 


GEOPOLITIK UND GEOÖKONOMIE 
Von Dr. Arthur DIX. 


Jene Zeit, in der mannigfarbige Truppen aus allen fünf Erdteilen 
auf europäischem Boden gegen Europäer zum Kampfe eingesetzt waren, 
kennzeichnete mit unüberbietbarer Deutlichkeit den Eintritt in ein neues 
politisches Zeitalter. 


Was wir schulmäßig als Altertum, Mittelalter und Neuzeit zu be- 
trachten gewohnt sind, läßt sich, von Europa aus gesehen, am einfachsten 
begreifen und mit Inhalt ausfüllen als 


1. Mediterranes Zeitalter, 
2. Kontinentaleuropäisches Zeitalter, 
3. Kolonialpolitisches Zeitalter. 


Sehen wir — nach der alten Gewohnheit der Horizontbeschränkung 
— von der älteren Geschichte der süd- und ostasiatischen Welt ab, so 
ist für uns Europäer das Altertum die Zeit sicherer Vorherr- 
schaft der Mittelmeerländer. In dem Augenblick, in dem aus dem 
nördlichen Europa die sogenannte Völkerwanderung die europäischen 
Mittelmeerländer überschwemmte, beginnt die mittelalterliche 
Vorherrschaft der festlandeuropäischen Mächte mit ge- 
wisser Betonung mitteleuropäischen (deutschen) Einflusses. 
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Auch in dieser Zeit aber blieb das alte Mittelmeer ein Hauptver- 
kehrsgebiet und der Blick auch des nördlichen Teils von Mitteleuropa 
auf die mediterranen Halbinseln gerichtet. Und von hier aus kam auch 
noch der Ubergang in das neue Zeitalter, die von dem euro- 
päischen Zwischenlande zwischen Mittelmeer und Atlantic 
eingeleitete Epoche der Kolonialpolitik. 

Europa wurde seit Beginn der Neuzeit Herr der Welt. Und es fühlte 
sich dieser Machtstellung so sicher, daß es sich große Kämpfe von Euro- 
päern gegen Europäer auf fremdkontinentalem Boden leistete. Das aber 
war der Anfang vom Ende seiner Vormachtstellung in der Welt. Welt- 
kriege wurden um kolonialen Besitz geführt, und wenn die Weltkriege 
beendet, die Kolonialgebiete neu verteilt waren — dann löste sich bald 
diese, bald jene Kolonie aus europäischer Hörigkeit: Zuerst nach dem 
englisch-französischen Weltkrieg das Gebilde der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika; dann nach den Napoleonischen Weltkriegen fast ganz Süd- 
und Mittelamerika. Und als abermals ein Weltkrieg kam, der nicht nur 
Europa gegen Europäer in- fremden Erdteilen, sondern fremde Völker 
aller Art auf europäischem Boden im Kampfe sah, da erlitt die Welt- 
herrenstellung Europas den schwersten Stoß, da lockerten sich die kolo- 
nialen Bande Nord-Ost-Afrikas, Süd- Asiens, Süd-Afrikas und noch mancher 
anderen Teile des je gesehenen größten Weltreiches. 

Daß Europäer in fremden Erdteilen gegen Europäer gekämpft, war 
nichts Neues. Daß aber fremdrassige Truppen aus allen Erdteilen in 
Europa gegen Europäer gekämpft, war (nach dem vergleichsweise ge- 
linden Vorspiel von 1870 in Frankreich) etwas wesentlich Neues und für 
eine Weltenwende Entscheidendes. Europa kapitulierte vor dem Globus. 
Das vom längst durchbrochenen System kolonialpolitischer Vorherrschaft 
Europas immer weiter fortführende globale Zeitalter gleichberechtigter 
Weltmächte in allen Erdteilen, vorläufig wenigstens der nördlichen Halb- 
kugel, hatte begonnen. 

Mancherlei andere Wandlungserscheinungen treten hinzu. Vergleiche 
mit der Zeit des Übergangs vom Mittelalter zur Neuzeit drängen sich auf: 

Am Ausgang des 15. Jahrhunderts die Eroberung der Weltmeere 
durch die kühnen Seefahrer. In unseren Tagen die Eroberung des Luft- 
meeres und im Seeverkehr die Unabhängigkeit von der Oberfläche des 
Meeres. Damals die wesentlich verbreiterte Gedankenübertragung durch 
den Buchdruck. Heute die unbegrenzte, an keine Verbreitungsfristen 
mehr gebundene Übertragung durch den Funkspruch rund um die Erde. 
Damals die Anwendung des Schießpulvers. Heute das wiederum unbe- 
grenzte Hineintragen des Krieges in Feindesland durch Flugzeugbomben, 
100-Kilometer-Geschütze, neue Fernlenkmöglichkeiten usw. 

Das globale Zeitalter kennzeichnet sich technisch durch entscheidende 
Umwälzungen in der Raumüberwindung für den Personen-, den Güter- 
und besonders den Nachrichtenverkehr rund um den ganzen Erdball; 
weltpolitisch durch den gleichberechtigten, ja überragenden Anteil nicht- 
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europäischer Länder an dem geschichtlichen Werden. Während im 
Altertum die politische Weltachse durch das Mittelmeer, in der sogenannten 
Neuzeit durch die europäischen Randländer des Atlantischen Ozeans 
ging, ist heute der amerikanische Riesenkai zwischen dem 
Atlantischen und Pazifischen Ozean zu einem weltpoli- 
tischen Kontrollfaktor geworden. 

Die technische Zeit- und Raumüberwindung als im wesentlichen 
europäische Erfindung ist Europa schlecht bekommen, und die Verwendung 
fremdkontinentaler Streitkräfte auf europäischen Kriegsschauplätzen ist 
ihm noch schlechter bekommen. Außereuropäische Mächte haben sich 
als mindestens gleichberechtigt angemeldet, und alte Kolonialgebiete 
sind mehr oder weniger im Begriff, koloniale Fesseln abzustreifen, als 
Bundesstaaten mitzuberaten über das Geschick eines von Europa aus ge- 
gründeten Weltreichs, oder sich ganz auf das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker zu berufen. Die Vorherrschaft Europas über den Globus hat durch 
eigenes europäisches Verschulden ein Ende. Das Zeitalter der Kolonial- 
politik ist in der Hauptsache abgeschlossen. Die verschiedensten Mächte 
aller fünf Erdteile sitzen im Völkerbund. Kurzum, das globale Zeitalter 
europäischer, amerikanischer, asiatischer Weltmächte, im Gegensatz zur 
früheren absoluten Vorherrschaft unseres kleinen Erdteiles, ist unwider- 
ruflich angebrochen. 

Was ergibt sich aus dieser ungeahnten Verschiebung der politischen 
und wirtschaftlichen Gewichtslage? Mehr denn je tritt als Erfordernis 
für alle führenden Köpfe hervor das Wissen um die Erde, die Fähigkeit 
zu erdräumlichem Denken in Politik und Wirtschaft. Woran aber fehlte es 
uns mehr! Das Bedürfnis gewiß ist lebendig im jungen Nachwuchs 
unserer Tage — geweckt durch das tägliche Studium der Landkarte in 
der Kriegszeit, genährt durch die Frage nach außereuropäischen Be- 
tätigungsgelegenheiten in der Nachkriegszeit, gesteigert durch die Be- 
trachtung der unmöglichen Grenzen unseres eigenen Landes und noch 
mancher anderen Staatengebilde im heutigen Europa. Doch wo findet 
dieses Bedürfnis seine Stillung ? 

Hier sind wir an dem Punkt, von dem aus der Mahnruf an die Wissen- 
schaft und an das Bildungswesen zu ergehen hat. Eine jede Generation 
hat ihre bevorzugte Wissenschaft, wenn man will, ihre Bildungsmode. 
Wir kennen gerade in Deutschland, dem Lande der Gelehrten und Pä- 
dagogen, die Zeiten, in denen der Theologe, der Philosoph, der Historiker, 
der Naturkundler, der Mediziner, der Jurist, der Nationalökonom der 
tonangebende Mann war. Das war nicht etwa eine willkürliche Folge 
von Modewissenschaften, sondern entsprach aus irgendwelchen Gründen 
einem jeweils dringenden und zwingenden Zeitbedürfnis. Nun hallt der 
Schrei der neuen Jugend nach dem Erdkundler, der ihr erdräumliches 
Denken vermitteln soll. Aber er verhallt fast ungehört, da die Schule 
noch gar nicht, die Hochschule verschwindend wenig darauf einge- 
stellt ist. 


FORDERUNGEN DES GLOBALEN ZEITALTERS 37 


— 2 mmm e e e e r 8ir8d 2 


Vor einem Menschenalter drängte die akademische Jugend ins 
Studium der Nationalökonomie und Sozialpolitik. Es war der Zug der 
Zeit. Heute ruft sie nach Geopolitik und der noch jüngere Nachwuchs 
nach Geographie im Schulunterricht. Und dieser Ruf darf nicht überhört 
werden. Ein gut Teil unserer Zukunft hängt davon ab, ob den künftigen 
Führern unseres Volkes die Fähigkeit zu erdräumlichem Denken eigen 
sein wird oder nicht. 


Sowohl auf politischem wie auf wirtschaftlichem Gebiet brauchen 
wir im globalen Zeitalter dringend diese Fähigkeit erdräumlichen Denkens. 
Das Wissen um den Erdball ist aber, wie ich es in meiner „Politischen 
Geographie“ dutzendfach betont habe und immer wieder betonen muß, 
nur Stückwerk, wenn wir nicht neben der physiologischen Landeskunde 
die psychologische Völkerkunde gleichwertig berücksichtigen. Und was 
in dieser Beziehung von der Geopolitik gilt, das gilt nicht minder von der 
ihr an die Seite zu stellenden Geoökonomie. 


Ist der Ausdruck „Geopolitik“ durch den zu früh verstorbenen 
Schweden Kjellen hinlänglich bekannt geworden, so wird der hier erstmals 
gebrauchte Ausdruck „ Geoökonomie“ näherer Erläuterung bedürfen. 


Geoökonomie verhält sich zur Wirtschaftsgeographie etwa wie Geo- 
politik zur politischen Geographie. Die Wirtschaftsgeographie reiht 
ähnlich der politischen Geographie die Tatsachen aneinander — wie 
Rohstoffvorkommen, Sitze der verarbeitenden Industrie u. dgl. Damit 
aber erfüllt sich noch keineswegs die Aufgabe der Geoökonomie, wie 
auch die politische Geographie als Feststellung des Gewordenen im 
Ratzelschen Sinne nicht die Aufgabe der Geopolitik lösen kann oder 
auch nur will. Geoökonomie ist ebensowenig gleichbedeutend mit Welt- 
wirtschaftslehre, als Behandlung der überstaatlichen Zusammenhänge 
des Wirtschaftslebens. Vielmehr hat Geoökonomie, in die Zukunft 
blickend wie die Geopolitik, die Nutzungsmöglichkeiten der wirtschafts- 
geographisch gegebenen Tatsachen zu behandeln und die Richtlinien 
künftiger Weltwirtschaft aufzudecken. 


Geopolitik heißt (über Kjellen weiterdenkend): Einstellung der 
Politik auf erdräumliches Denken, Aufstellen weltpolitischer Wegweiser 
auf Grund erdkundlichen Verstehens. Und so heißt Geoökonomie: wirt- 
schaftliche Zielsetzung nach Maßgabe der natürlichen Boden- und Klima- 
bedingtheiten unter Ansetzung der wirtschaftlichen Energiefaktoren der 
vorhandenen Bevölkerung, auch der etwaigen Aussichten neuzuströmender 
Wirtschaftskräfte nach Maßgabe der geographisch-klimatischen Lebens- 


voraussetzungen. 


Der Zusammenhang zwischen Geopolitik und Geoökonomie wird als 
außerordentlich eng ersichtlich, sobald man sich vor Augen hält, daß die 
Politik der heutigen Groß- und Weltmächte in hohem Grade beeinflußt 
ist durch das Streben nach Beherrschung gewisser Rohstoffgebiete. Im 
Grunde war es ja immer so. Aber was früher die Hirse, der Mais, der Reis, 
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der Weizen als Nahrungsmittel der Menschen unmittelbar war, ist heute 
Kohle, Kupfer, Baumwolle, Gummi, Erdöl als Nahrungsmittel der Industrie 
oder der Verkehrsmittel, also der industriell arbeitenden Menschen 
mittelbar. Doch ist wohl zu beachten, daß es mit dem Wissen um die 
Vorkommen solcher Rohstoffe nicht getan ist, sondern daß auch die 
Nutzungsmöglichkeit nach Maßgabe der an Ort und Stelle vorhandenen 
oder unterzubringenden menschlichen Energiekräfte berücksichtigt werden 
will. Land und Leute, physiologische Boden-, psychologische Völker- 
kunde. Um ein krasses Beispiel zu konstruieren: Was helfen mir die reich- 
sten Goldvorkommen in einem Gebiet, in dem jeder Arbeiter der Schlaf- 
krankheit erliegt? Was helfen mir die größten Kohlenflöze unter ewigem 
Eise? Möglich, daß auch diese Hindernisse einmal überwunden werden 
können (wie es mit der Schlafkrankheit durch deutschen Gelehrtenfleiß 
angebahnt erscheint) —, gewisse klimatische Grenzen sind aber doch 
immerhin nur in bedingtem Umfange überschreitbar. Solchen Umständen 
hat die Geoökonomie auf der einen Seite ebensogut Rechnung zu tragen, 
wie sie auf der anderen Seite zu beachten hat, daß unter klimatisch 
anders gelagerten Vorbedingungen Völker mit relativ geringem eigenen 
Bodenertrag auf höchste Produktionsfähigkeit steigen können. 


Es verlohnte sich kein Wort über Geoökonomie zu sprechen, wie es 
sich nicht verlohnte, geopolitischen Gedanken nachzugehen, wenn man 
diese menschlichen Energiefaktoren ausschalten wollte, die doch gerade 
ihrerseits so stark an die geographischen Bedingtheiten gebunden sind. 
Nicht darum allein kann es sich handeln, wo man die wertvollsten Boden- 
schätze aufstöbert, sondern mindestens ebensosehr darum, wo die besten 
Verwertungsmöglichkeiten sich ergeben, einerseits in der technischen 
Verarbeitung, anderseits in der Aufnahmefähigkeit kaufkräftiger Märkte. 
Und das ist nicht Sache des „Landes“, sondern der „ Leute“, nicht Sache 
des Bodens, sondern Sache der Bewohner —, und sind die Bewohner der 
Fundstätte nicht zur zweckmäßigsten Verwertung der Bodengüter ge- 
eignet, ist der Boden der Fundstätte vielleicht auch nicht geeignet, zu- 
wandernden Söhnen anderer Länder die bestmögliche Verwertung zu 
gestatten, so gebührt diese eben Ländern anderer klimatischer Bedin- 
gungen. So verstehe ich geoökonomisches Denken: Die Erdräume auf 
ihre wirtschaftlichen Möglichkeiten durchforschen, aber auch die mensch- 
liche Energie als Nutzungsfaktor nie aus den Augen lassen. 


Für welches Land und Volk wäre eine solche Einstellung wohl wich- 
tiger als für uns! Oder vielmehr: Was wäre für die Gesundung von Welt- 
politik und Weltwirtschaft entscheidender als der Sieg geopolitischer und 
geoökonomischer Denkungsweise, die zwangläufig zu unseren Gunsten 
ausschlagen müßte ?! 


Denn so liegen die Dinge: 


Geopolitisches Denken erkennt objektiv die heutigen deutschen 
Grenzen als unmöglich. 
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Geoökonomisches Denken erkennt objektiv als schwerste Schädigung 
der Weltwirtschaft, daß einem durch seine geographischen Lebensbedin- 
gungen zu höchster Energieentfaltung erzogenem Volke der freie. Zugang 
zu unentbehrlichen Rohstoffgebieten entzogen, die selbständige wirt- 
schaftliche Fortentwicklung durch tausend Fesseln gehemmt, die Auf- 
nahmefähigkeit gegenüber dem Weltmarkt durch untragbare Lasten ge- 
nommen ist. 


Geopolitik und Geoökonomie rufen: Los von Versailles! 


Wo aber finden wir heute schon geopolitisches oder gar geoökono- 
misches Denken ? Und doch sehen wir hier deutlich ein dringendes Er- 
fordernis des globalen Zeitalters, scharf vorgezeichnete Aufgaben der 
geistigen Heranbildung des neuen Geschlechts. 


Neue Zeiten, neue Ziele. 
Neues Wissen, neue Wege. 


BÜCHERSCHAU. 


RUDOLF KJELLEN: DER STAAT ALS LEBENSFORM. Vierte Auflage. In neuer 
berechtigter Übertragung von J. Sandmeier. Verlag Kurt Vowinckel, Berlin- 
Grunewald 1924. 


Erdräumliches Denken als Voraussetzung der staatlichen Machtpolitik findet sich 
in neuerer Zeit weltgeschichtlich personifiziert vornehmlich in Angelsachsen und — Kor- 
sen. Haben die Briten es verstanden, durch eine lange Reihe von Menschenaltern dem 
Ziel der Umrundung des Indischen Ozeans nachzugehen, so hat der erste Napoleon noch 
auf Helena dem frühzeitig aufgegebenen Traum von einem bonapartistischen Kaiserreich 
des Orients nachgetrauert und sein Nachfahr auf dem französischen Kaiserthron gar 
schon danach gestrebt, den Stillen Ozean zu einem französischen Meer zu machen, indem 
er die französische Kolonialpolitik auf der asiatischen Seite in Siam in Fühlung zu bringen 
trachtete mit dem von ihm angefeuerten mexikanischen Abenteuer Maximilians auf der 
amerikanischen Seite. 


Der brausenden Melodie weltpolitischer Praxis den bedächtigen Text akademischer 
Theorie unterzulegen, blieb deutscher und blutsverwandter schwedischer Wissenschaft 
vorbehalten. Auf den Fundamenten von Friedrich Ratzel errichtete Rudolf Kjellen die 
Mauern. Und mancher Nachfolger arbeitet heute an Dach und Inneneinrichtung des 
wissenschaftlichen Baus, 


Material und Methode sind verschieden. Ratzel, der Geograph, ging aus von der Be- 
trachtung der Erdräume in ihrer Beziehung zu den Staatswesen. Kjellen, der Staats- 
wissenschaftler, ging aus von der Betrachtung der Staatskörper in ihrer Beziehung zu 
den Erdräumen. 

Des Erdkundlers Sache war die Ausdehnung seiner Fachstudien auch auf die Aus- 
wirkungen der geographischen Gegebenheiten auf das staatliche Leben und Werden. des 
Staatskundlers Sache die Ausdehnung seiner Studien auch auf Abhängigkeit der staatlichen 
Machtgestaltung von den geographischen Voraussetzungen. 

Ratzel: Dies ist der geographische Boden. Welchen Staat kann er tragen? 

Kjellen: Dies ist der Staat. Welchen geographischen Boden muß er haben? 


Doch am Ende geht diese Fragestellung schon über Ratzel so gut wie über Kjellen 
hinaus. Denn beide fragen nicht, sondern stellen fest. Der politische Geograph Ratzel 
registrierte das bis gestern Gewordene, der Geopolitiker Kjellén das heute Bestehende. 
Dritte Stufe: Versuch des Ausblicks in das morgen Werdende. Hierauf richtet sich das 
große Verlangen unserer Tage. Und deshalb ist die Terminologie in der Geopolitik, als 
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der modernsten der wirklich zeitgemäßesten Wissenschaft, so unsicher. „Politik“ ist eben 
immer ein Doppeltes: Im akademischen Sinne Staatslehre als Lehre vom Gewordenen 
und vom Seienden und doch zugleich Politika im bürgerlichen Alltagssinn als Zielsetzung 
für den kommenden Tag. 


Voraussetzung der Politik im registrierenden wie im schaffenden Sinne aber ist doch 
schließlich und endlich die Anerkennung des Staates als Lebensform, die Einsicht in die 
Tatsache: Der Staat ist mehr als die Summe der jeweiligen Staatsbürger. Er ist weit dar- 
über hinaus die Einheit von „Land und Leuten‘ und zugleich die Verpflichtung von 
Geschlecht zu Geschlecht, die Tradition und die Zukunft. 


Auf diesen Grundgedanken ist das Werk von Kjellén begründet, das jetzt, von 
Zusätzen aus der Kriegszeit befreit, in seiner wissenschaftlichen Urform und verbesserter 
Übertragung vorliegt. 


Kjellens Werk war vor der russischen Revolution vollendet. Die französische 
Revolution — nach Rousseaus „Contract social“ — und die russische Revolution Empörun- 
gen gegen den Machtstaat zur Befreiung des Individuums, und auch das deutsche Revo- 
lutiönchen eine Abschüttelung des „Obrigkeitsstaats“. Und dann? Diktatur, Kommunis- 
mus ohne jede individuelle Freiheit und Sozialisierungsversuche, Pseudodemokratie ohne 
Verantwortung vor dem Gestern und dem Morgen. Und doch nur Krankheiten an 
Haupt und Gliedern, die den Staatskörper schwer erschüttern können, ohne doch den 
Staat als Lebensform völlig um sein Dasein zu bringen. Das ist das überwältigende Geheim- 
nis der Geschichte. Auf die Dauer entscheiden eben doch nicht die fünf oder zehn oder 
zwanzig Millionen Wählerstimmen eines Zufallstages, sondern die von Geschlecht zu 
Geschlecht fortwirkenden Zusammenhänge des Volksganzen untereinander und mit dem 
angestammten Boden. Sei es nun der Staat als Lebensform, sei es die Nation als Lebens- 
körper — die höhere Einheit läßt sich nicht abweisen. 


Unter den Verkündern dieser Einsicht gehört Kjellén zu den Berufenen. Gerade 
in unseren Tagen erfrischt es, sein Staatsbekenntnis wieder zu lesen. 


RUDOLF ASMIS: „ALS WIRTSCHAFTSPIONIER IN RUSSISCH-ASIEN“. Tage- 
buchblätter, mit 96 Abbildungen. Verlag Georg Stilke, Berlin. 

Botschaftsrat Dr. Asmis war der erste, der in amtlichem Auftrag nach Krieg und 
Revolution Russisch-Asien zu wirtschaftlichen Studienzwecken wieder bereiste und so- 
wohl ins innerste Mittelasien, wie über die russische Grenze hinaus nach der Mongolei 
vordrang. Die amtliche Stellung des Verfassers hat ihm bei der Veröffentlichung viel Rück- 
sichten auferlegt, so daß der Leser sowohl politische wie wirtschaftliche Aufklärungen ver- 
missen muß, die Asmis in reichem Maße hätte geben können. Die Vorsicht der Wilhelm- 
straße scheint auch hier zeitweise etwas übertrieben. So ist denn nur ein mehr feuille- 
tonisches Reisetagebuch übriggeblieben, das aber mit seinen zahlreichen guten Abbildun- 
gen immer noch als recht wertvoll empfohlen werden kann. 


RUDOLF REINHARD: „WELTWIRTSCHAFTLICHE UND POLITISCHE ERD- 
KUNDE“, mit 127 Karten, Skizzen und graphischen Darstellungen, vierte Auflage, 
Ferdinand Hirt in Breslau 1925. 

Das schon in der ersten Auflage recht zweckmäßig angelegte, damals aber noch mit 
mancherlei Mängeln behaftete Schriftchen von Reinhard hat sich namentlich seit der 
dritten Auflage sehr vorteilhaft entwickelt. Seinerzeit kaum begreifliche Auslassungen, 
wie die des Petroleums unter den Weltrohstoffen, sind beseitigt, die Kartenskizzen wesent- 
lich vermehrt, zum Teil allerdings unter Anleihen bei anderen Arbeiten, die als solche doch 
wohl hätten gekennzeichnet werden können. Im ganzen aber ein sehr dankenswerter Bei- 
trag zur Bodenbereitung für erdräumliches Denken und vor allen Dingen ein gutes Gegen- 
gewicht gegen die bedenklichen Einseitigkeiten der im gleichen Verlage erschienenen 
Schrift „Deutschlands wirtschaftsgeographische Harmonie“ von Dr. Scheu. 
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30 Millionen Deutſche 


haben — als Grenz- oder Auslandsbeutſche — ihren Wohunſſtz 


außerhalb des Reichsgebietes. 


Heute, wo wir alle Kräfte aufrufen, um am Wiederaufbau der deutſchen Geltung 
zu arbeiten, darf die wichtige Mitarbeit des Deutſchtums im Auslande nicht über- 
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der Reichsgrenzen Befheib zu wiſſen und an feinem Teile dafür zu forgen, daß 


das unmittelbare Zuſammengehörigkeitsgefühl zum Gemeingut 
aller Deutſchen — ohne Anſehen der Staatsgrenze — werde. 


Das iſt auch das Ziel der ſchon in drei Auflagen erſchienenen Schrift 


Was jeder Deutſche 
vom Grenz- u. Auslanddeutſchtum 


wiſſen muß 
von Dr. G. Fittbogen 


3. Auflage: 78 Geiten 89, 1924 / Steif broſchiert 1.20 Goldmark. 


Da naturgemäß der Hebel 
bei der heranwachſenden Generation 
anzuſetzen iſt, ſollte dieſes Buch beſonders als 
Leitfaden für alle Jugenderzieher und Führer 


weiteſten Kreiſen geweckt werde im Sinne des 
dem Werkchen vorgeſtellten Mottos: 
Volksdienſt it Gottesdienſt. 
3 Auflagen in 8 Monaten 


Partfepreiſe: 20 Expl. je 115 Gr, 
30 Egpl. je 1.10 Om., 50 Expl. je 1 GM. 


R. Oldenbourg Verlag Münden 


Ende Sannar reise * 


ot onomie 


Eine erſte Einführung d 
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von 
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Wie Arthur Dix die Welepoticit in „erdafter“ 

Betrachtungsweiſe zu meiſtern verſteht, hat er 
in ſeiner bereits in zweiter Auflage vorliegen- 
den „Politifchen Geographie“ bewieſen. Wenn 
er jet feinem geopolitiſchen Hauptwerk den 
Verſuch einer erdhaften Betrachtung der Welt- 
wirtſchaft, einer erſten Einführung in die Gev- 
ökonomie folgen läßt, fo wird auch dieſes völlig 
neuartige Unternehmen um fo lebhafteres Jn- 
tereſſe beanſpruchen können, je weitere Kreiſe 
die Sehnſucht nach einer Revifion der bisherigen 
wirtſchafts- und ſozialwiſſenſchaftlichen Einftel- 
lung feit den Kriegs · und Nachkriegserfahrungen 
erfaßt hat. Temperament und Sachkunde in fel- 
tener Miſchung geben der Schrift einen eigenen 
Reiz und ſtempeln ſie zu einem Pfadfinder auf 
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„DIE PARTIE ZU VIEREN.“ 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


„Die auswärtige Politik Deutschlands ist zwangsläufig“ — 
so schrieb neulich eine rechtsstehende Zeitung, die vorher zu den hef- 
tigsten Gegnern des Sachverständigenberichtes und der durch ihn her- 
beigeführten „Linie“ gehört hat. Ist das richtig? Oder ist es vielmehr 
so, daß ganz gewiß viel Wahres in dieser Kennzeichnung liegt, daß 
immerhin jedoch für eine kluge Führung noch gewisse Bewegungs- 
möglichkeiten übrig bleiben, die auch beim Beschreiten der „zwangs- 
läufigen Linie“ für aktive Gestaltung der Dinge und vorausschauende 
Politik im Sinne der „Kunst des Möglichen“ Raum lassen? 

Ich bin ein Anhänger von Rückblicken gerade dann, wenn es 
sich darum handelt, Wege in die Zukunft zu weisen. Der politische 
Tageskampf und die leider so vermehrte Verwirrung der Geister in 
ewigen Wahlen und Parteistreitigkeiten macht es uns bei anderem Ver- 
fahren allzu schwer, in unserer Entwicklung seit dem Zusammenbruch 
überhaupt gewisse „Linien“ zu erkennen, Erfahrungen zu sammeln 
und sie für die deutsche Politik nutzbar zu machen. So beginne ich 
diesmal damit, daß ich die Frage aufwerfe, ob die deutsche Außenpolitik 
oder vielleicht besser gesagt die deutsche Verhandlungstaktik der 
letzten Jahre überhaupt „Linien“ verfolgten, Erfahrungen sammeln 
und Ausblicke schaffen konnte? 

Aus der Fülle der Veröffentlichungen über die Pariser Friedens- 
verhandlungen geht hervor, daß selbstverständlich unmittelbar nach 
dem deutschen Zusammenbruch unter der Oberfläche der rauschenden 
Friedensfeste die im Grunde recht verschiedenen Interessen der 
„Sieger“ sichtbar wurden. Uns Deutsche interessierte dabei am meisten 
die Frage des Rheins und die Art des Zustandekommens des schwierigen 
Besetzungskompromisses zwischen Frankreich einerseits, England und 
Amerika anderseits. Von diesen Verhandlungen geht letzten Endes 
bis heute die Hauptdifferenz zwischen Frankreich und England über 
die weitere Behandlung Deutschlands aus. Aber die damals 1919 und 
später an manches öffentliche und nicht öffentliche englische Wort ge- 
knüpften deutschen Hoffnungen haben sich im ganzen genommen nur 
zu einem gewissen Teil erfüllt. Deutsche Versuche der besonderen An- 
näherung an England (zeitweise waren ihre Vertreter eigentümlicher- 
weise gewisse politisch weit rechtsstehende Kreise) und einseitiges Ver- 
ständigungsbedürfnis mit Frankreich (neben der Richtung der sog. 
„Kontinentalpolitiker“, die vorwiegend in Linkskreisen wurzelten, 
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blieben auch gewisse wirtschaftlichen Extratouren rechtsstehender 
Persönlichkeiten ohne Erfolg) haben im Endresultat stets dazu geführt, 
daß in immer wieder erneuter französisch-englischer Verständigung 
Deutschland die Zeche bezahlte. Amerika hatte sich damals von euro- 
päischen Dingen scheinbar völlig abgewandt. Italien, Belgien und 
Japan blieben wie Statisten im Hintergrunde des großen Spiels um die 
europäische Zukunft. Immer deutlicher sank Deutschland unter der 
Gewaltpolitik Frankreichs allmählich in die Knie und vermochte nicht, 
irgendwo Anlehnung und Stützung gegen den übermächtigen Druck 
seiner Kriegsgegner zu gewinnen. Nach Osten zu blieb der Vertrag von 
Rapallo eine Episode und wies im übrigen in seinen Auswirkungen auch 
für diejenigen, die für ihn eintraten, in eine so ferne Zukunft, daß 
Deutschlands Gegenwartsschicksal davon so gut wie gar nicht beein- 
flußt wurde und wird. Auch große und wichtige Ereignisse an anderen 
Stellen der Welt, wie die Neuordnung auf dem Balkan, das nationale 
Wiedererstehen der Türkei, die Kämpfe im fernen Osten berührten das 
deutsche Schicksal höchstens in der Weise, daß Ausgleichungen 
weltpolitischer Interessen auf Deutschlands Kosten vor sich gingen, 
ohne daß Millionen von Deutschen sich über diese Zusammenhänge 
klar waren bzw. aus Illusionen und Parteidoktrin heraus klar werden 
wollten. Schließlich drohte Deutschland dem Druck der französischen 
Politik völlig zu erliegen, als der Ruhreinbruch und seine Folgen jenen 
Wendepunkt des deutschen und europäischen Schicksals herbeiführte, 
von dem in der vorigen Nummer dieser Zeitschrift ausführlich die Rede 
war. Amerika trat wieder ein in den großen Prozeß der Neuordnung 
Europas, und in den ersten Auswirkungen dieses Eintretens stehen wir 
noch heute, ohne es richtig zu begreifen, jedenfalls aber, ohne uns über 
wichtige darin liegende Möglichkeiten genügend klar zu sein. Unsicher 
und tastend steht die deutsche Politik der jetzigen Situation gegenüber. 
Monatelange Wahlbewegungen und Regierungskrisen haben ersichtlich 
Kraft und Energie der deutschen Außenpolitik gehemmt und geschwächt, 
und es wird Zeit, daß nach endlicher Bildung einer neuen Reichs- 
regierung gerade in der großen und grundsätzlichen Orientie- 
rung unserer Außenpolitik, soweit wir selbst darauf Einfluß nehmen 
können, etwas Entscheidendes geschieht. Ein Crundirrtum wäre 
es, hier alles oder doch das meiste von der Wirtschaft zu erhoffen. 
Soviel diese auch für die Rückkehr von Frieden und Aufbau tun mag 
— sie bedarf der Politik zur letzten Leitung und Führung der Völker. 
Aber darüber hinaus braucht unser Volk auch seelisch das Aufwerfen 
und Aufweisen großer politischer Ziele. Sind solche Ziele etwa 
der Völkerbund oder der heute innerhalb und außerhalb politischer 
Salons und Konventikeln so modern gewordene Begriff von „Pan- 
europa“? Ich glaube es nicht! Beides kann für uns einmal 
eine gewisse Rolle spielen. Wir können in den Völkerbund eintreten 
— vielleicht! — wenn die Ruhr- und Rheinfrage auf Recht und Ver- 
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trag zurückgeführt sein wird. Es kann auch im Laufe der Zeit zu 
so etwas wie einem stärkeren Gemeinsamkeitsgefühl und vielleicht 
auch sogar zu so etwas wie einer europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
kommen —, aber nie und nimmer wird das jenes außenpolitische 
große Ziel sein, das dem wirklichen Gefühl der Hoffnung auf 
bessere Zeiten unseres Volkes entsprechen wird. Ich stelle ein an- 
deres Ziel auf und möchte die dahin führende Politik bezeichnen als 
die „Politik der Partie zu Vieren“. Warum? 

Der. wichtigste Partner für die Außenpolitik Deutschlands ist 
und bleibt Frankreich — darüber wurde im Januar an dieser Stelle 
. das Notwendige ausgeführt. Ihm gegenüber sind wir in der deutschen 
Nachkriegspolitik in die zweite und wohl entscheidende Phase des 
„Kampfes um den Rhein‘ eingetreten, der von französischer Seite 
mit dem auf die Weltmeinung und ihre Beeinflussung abgestellten 
Schlagwort der „Sicherheit Frankreichs“ geführt wird. Also: Hie 
freier deutscher Rhein — dort Sicherheit Frankreichs! Die 
erste Phase des Kampfes ist unter heftigen Schwankungen und nach 
größten Opfern für Deutschland gewonnen. Der Separatismus ist an 
die letzte Wand der Verteidigung gedrängt — ein freies Rheinland würde 
nichts von ihm übrig lassen. Der Kampf geht fort. Bisher war er 
für manche drinnen und draußen durch die Reparationsfrage verschleiert. 
Jetzt zeigt sich das Kampfziel unverhüllt. Das Recht ist auf der 
deutschen Seite. Auf der französischen Seite steht die Macht, 
steht eine vorläufig noch unseren Abwehrmitteln weit überlegene Stim- 
mungsmache in der ganzen Welt und steht noch heute ein überspanntes 
chauvinistisches Siegergefühl eines immer noch recht erheblichen Teiles 
des französischen Volkes. Man lese nur irgendeine Nummer des Echo 
de Paris oder andere Blätter des früheren Bloc national. „Die sieg- 
reiche französische Armee zieht sich nicht zurück“ — das ist aber 
anderseits ein authentisches Wort eines in hoher Stellung stehenden 
französischen „Linkspolitikers“ und bezieht sich ausdrücklich 
auf die Schwierigkeiten in der Ruhr- und Rheinräumung! 
Es zeigt besser als längere Abhandlungen die innere Einstellung auch 
derjenigen Franzosen, die nach Mitteln und Wegen suchen, um auch 
für ihr Land die notwendige Entspannung und Befriedung herbeizu- 
führen. So ist es nicht zuviel gesagt, daß, wenn man sich einmal theo- 
retisch die heutige Welt nur aus Deutschland und Frankreich 
vorstellen könnte, Frankreich niemals von Ruhr und Rhein weggehen 
und Deutschland zur Freiheit gelangen lassen würde! Es sind also noch 
recht erhebliche andere Kräfte notwendig, „um die Partie zu spielen“, 
d. h. um Deutschland überhaupt die Möglichkeit zu eröffnen, wieder 
ein gleichberechtigtes und freies Land zu werden! 

Bietet der zweite Gegenspieler Deutschlands, England, solche 
Möglichkeiten ? Vor dem Kriege und im Laufe der Jahrhunderte war 
sein Streben dahin gerichtet, auf dem europäischen Kontinent einen 
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Ausgleich der Macht: „Balance of power‘ herbeizuführen und dem 
jeweilig Stärksten eine Kombination anderer Mächte entgegenzustellen, 
bei der es selbst den Ausschlag gab und sich die Hände für seine Welt- 
politik frei hielt. Nach dem deutschen Zusammenbruch wurde schnell 
verkündet, daß diese „alte Machtpolitik“ für immer begraben sei und 
eine „neue Zeit des Völkerfriedens“ anbrechen solle. Der Völker- 
bund trat ins Leben, und England erkannte sofort, daß in Anpassung 
an die über die Welt gehenden Schlagworte und an die vom Kriege 
her noch bestehende Massenpsychose der Völker auch der Völkerbund 
von 1919 durchaus die Möglichkeit bot, die rein britischen Interessen 
in ihm vollauf zu wahren. Aber vorsichtig, langsam und auf weite 
Sicht berechnet geht die englische Politik hier ihren Weg. Wenn man 
als Deutscher die bisherige Strecke überschaut, so kann man heute 
wohl sagen, daß im ganzen England gegen die Zertrümmerung 
des deutschen Staates gewirkt hat und daß englische Zukunfts- 
politik im gewissen Umfang das Wiederaufleben eines deutschen 
politischen und wirtschaftlichen Kraftzentrums wirklich erstrebt. Falsch 
ist natürlich die These, die solches Streben Englands einzig und allein 
auf die Notwendigkeit der Schaffung „neuer Konsumkraft“ in Europa 
zurückführt. Selbstverständlich ist ein gut Teil wirkliche Machtpolitik 
dabei und letzten Endes sogar dabei ausschlaggebend. Aber höher 
als Deutschland und höher als jene ganz vorsichtige Wiederaufnahme 
der Politik der Ausgleichung europäischer Machtverhältnisse steht für 
England die Politik des Weltreichs der „Empire“ — besonders unter 
einer konservativen Regierung. Nur so ist die jetzige Haltung Eng- 
lands in bezug auf den 10. Januar 1925 zu erklären. Einheitlich ist 
allerdings auch diese Linie keinesfalls. Neben ruhiger und verständiger 
Auffassung der City steht fast unvermittelt die Furcht vor künftigem 
deutschen Wettbewerb industrieller Kreise, und neben der traditionellen 
realpolitischen Erkenntnis von Englands künftigen Interessen gibt es 
noch genug von der aus dem Kriege übernommenen Gefühlspolitik in 
der Richtung auf Frankreich ebenso wie auf das einst gefürchtete und 
heute hochmütig verachtete ohnmächtige Deutschland. Alles in allem: 
Machen wir auch hier wieder die Probe aufs Exempel und stellen wir 
die Frage, ob Deutschland positive und klare Aufstiegsmöglichkeiten 
hätte, wenn es auf der Welt neben Deutschland nur ein 
Frankreich und ein England gäbe? Auch hier müßte die Ant- 
wort verneinend lauten, und zu unserer Beschämung müßten wir 
bekennen, daß schon unser eigener parteipolitischer Hader unweigerlich 
dazu führen müßte, daß England und Frankreich sich stets auf dem 
deutschen Rücken wieder verständigen und gemeinsam Deutsch- 
land niederhalten würden! 

Es muß also mindestens noch ein vierter Partner mit- 
wirken, der so viel Macht und Einfluß besitzt, daß seine Stimme unter 
allen Umständen gehört werden muß und daß die Abhängigkeit der 
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anderen auch von ihm einen solchen Ausgleich der Interessen 
herbeizuführen in der Lage ist, bei dem Deutschland sich wieder in die 
Höhe arbeiten kann. Kein Zweifel, wer dieser Partner ist: diejenige 
Macht, die den Krieg zu unseren Ungunsten entschied, diejenige 
Macht, die Frankreich allzulange glauben ließ, daß es allein der , Sieger“ 
sei, und daß es allein die Geschicke zumindesten Europas bestimmen 
könne, diejenige Macht, die auch dem zweifelnden und besorgten Eng- 
land den Rücken so gestärkt hat, daß es den Krieg gewinnen und sein 
Weltreich größer und umfassender als je zuvor ausgestalten konnte —. 
die Vereinigten Staaten von Amerika. Nur scheinbar wider- 
spricht dem, was vorher über die entscheidende Rolle der Politik im 
Leben der Völker ausgeführt wurde, daß der Dollar sich in allem, 
was mit Amerika zusammenhängt, so sehr in den Vordergrund drängt. 
Schon Amerikas Teilnahme am Krieg ist der Beweis dafür, wie es damit 
ın Wirklichkeit steht. Zuerst wirkte damals nur der Dollar, dann 
kam die Politik und schließlich das Schwert. Deutschland brach 
zusammen, das Schwert ging in die Scheide zurück und die Politik 
verließ die europäischen Verwicklungen. Aber der Dollar blieb auf 
der Hut und wartete auf seine Zeit. Jetzt hat der Dollar erneut 
zu wirken begonnen und wiederum folgte ihm die Politik. Dem 
ersten Schritt folgt eben immer unweigerlich der zweite, und vom 
deutschen Standpunkt aus gesehen ist heute gut, was einst vor dem 
Kriege und bei seinem Beginn zu so schwerem Nachteil ausschlug. 
Amerika hat recht eigentlich Deutschland besiegt. Nicht die 
anderen! Amerika versprach einen Frieden, der zwar voller Härten, 
aber doch ein wirklicher Frieden gewesen wäre. Amerika brach sein 
Versprechen. Amerika trat dann wieder ein in die europäische Politik, 
und nur Amerika wird ihr diejenige Richtung weisen, bei der 
Deutschland wieder aufsteigen kann. Das ist die weltpoli- 
tische Lage, wie sie als Ergebnis des Jahres 1924 heute vor uns steht. 
Mag sein, daß dem Osten Europas in absehbarer Zeit Umwälzungen 
bevorstehen. Mag sein, daß aus dem ewig brodelnden Balkan, aus dem 
nahen Orient, aus Syrien oder Mossul neue Konflikte aufsteigen werden. 
Mag sein, daß der mit seherischem Blick vorausgesagte Kampf um den 
pazifischen Ozean in absehbarer Zeit ausbricht. Mag sein, daß welt- 
wirtschaftliche Neubildungen auch dem politischen Leben der 
Völker neue Antriebe geben werden. Das alles sind Zukunftsmöglich- 
keiten, die den Kern der deutschen Frage nicht unmittelbar 
berühren. Das nächste Ziel Deutschlands, die Wiedererlan- 
gung seiner Gleichberechtigung und die Wiederbefreiung 
seines Bodens, beides auf das engste verbunden mit seinem Wieder- 
eintritt in die Weltwirtschaft, wird und kann sich in der Hauptsache 
nur in der „Partie zu Vieren“ gestalten. Hie Deutschland — dort 
Frankreich, England und Amerika! Dawes Plan und Sicherheit, Macht- 
ausgleich und freier Rhein, Wirtschaftsbelebung und Regelung der 
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öffentlichen und privaten Verschuldung Europas untereinander und 
gegenüber Amerika — alle diesen großen Probleme münden schließlich 
in die eine große Fragestellung: Werden diejenigen Kräfte in allen 
vier Ländern obsiegen, das Feld behaupten und sich auswirken können, 
die — wenn es denn so sein muß unter formeller Aufrechterhaltung der 
bisherigen Verträge — in unbeirrbarer Überzeugung von der Verknüp- 
fung und gegenseitigen Abhängigkeit der Interessen des eigenen Volkes 
mit denen der drei anderen den Mut und den Charakter haben, dieser 
Überzeugung entsprechend zu handeln. Könnte dies geschehen, dann 
würde von diesem Prozeß erst der Entspannung, dann der Ver- 
ständigung ausgehend die Befriedung der übrigen Welt schnelle 
Fortschritte machen, viel schnellere jedenfalls, als durch Völkerbund 
und Paneuropa oder durch fortdauernde, egoistische und kurzsichtige 
Verfolgung irgendwelcher Sonderinteressen. Deutscherseits im be- 
sonderen könnte eine solche Politik allerdings nur dann verkündet 
und fortentwickelt werden, wenn sie das eigene Volk in ihren Forde- 
rungen, in ihren Opfern und Verzichten, nicht nur, sondern auch 
in ihren weiten Zukunftsmöglichkeiten ganz versteht! In 
diesem Sinne und meines Erachtens nur in diesem, könnte das ver- 
armte und ohnmächtige Deutschland schon heute wieder Welt- 
politik treiben — und dazu brauchte es klare Köpfe, zusammen- 
gebissene Zähne und heiße Herzen! 
Berlin, 16. Januar 1925. 


RUSSISCHE AUSSICHTEN. 
Von Graf A. SOLTYKOFF. 


Die aus Rußland kommenden Nachrichten lassen keinen Zweifel 
darüber, daß die Bolschewistenherrschaft in eine Krise geraten ist, 
die man kaum anders als den Anfang ihres Endes bezeichnen kann. 
Einen baldigen Sturz des heutigen Regimes dieser Krise wegen zu 
prophezeien wäre aber verfehlt; höchstwahrscheinlich wird diese Krise 
wie alles, was in Rußland vorgeht, sich sehr lang hinziehen. Wie paradox 
es auch klingen mag: Die zu Beginn der Revolution einsetzende Zer- 
setzung Rußlands, die Zerstörung seiner Volkswirtschaft und der damit 
parallel fortschreitende Sittenverfall dienten als Hauptfaktor bei der 
Befestigung der bolschewistischen Macht. Nachdem die Bolschewiki 
das Land ausgeplündert haben, erscheinen sie gewissermaßen als Ver- 
walter der Reste aller Güter des Lebens und haben durch die Ver- 
lockung, an diesen Gütern teilzunehmen, einzelne Personen wie ganze 
Bevölkerungsgruppen an sich gezogen. Bei der Riesengröße des rus- 
sischen Landes, bei der Mannigfaltigkeit der Naturschätze und bei der 
gleichzeitigen primitiven wirtschaftlichen Struktur des Landes und der 
außerordentlichen Bedürfnislosigkeit seiner Bevölkerung sind die Grenzen 
des wirtschaftlichen Verfalls, den das Land aushalten kann, sehr weit 
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gezogen: In dieser Beziehung darf man Rußland mit keinem anderen 
europäischen Lande vergleichen. 

Die letzten acht Jahre hat Rußland von dem Kapital gelebt, das 
in seiner Volkswirtschaft in der vorrevolutionären Zeit investiert war. 
Nichtsdestoweniger kommt einmal die Zeit, da sämtliche Mittel er- 
schöpft sein werden und jedes Leben erlöschen wird. — Daß der Bol- 
schewismus unfähig zu irgendeiner „Evolution“ ist, zeigt sich am deut- 
lichsten auf dem Gebiet der sog. „Agrarfrage“, d. h. des chronischen 
Hungers oder — was in diesem Falle dasselbe ist —, daß er nicht im- 
stande ist, die schöpferischen Kräfte des Landes um sich zu sammeln. 
Diese Kräfte können sich nur gegen ihn vereinen. 

Der Bolschewismus stützte sich von Anfang an keineswegs auf 
irgendwelche inneren Kräfte des Landes. Er fand und findet auch 
heute noch seine Hauptstütze in der für ihn äußerst günstigen Kon- 
junktur der internationalen Politik. Der Brest-Litowsker Vertrag und 
die mit ihm verbundene Anerkennung des damals noch siegreichen 
Deutschlands gab der Sowjetmacht den ersten Halt. Dieselbe sowjet- 
freundliche Politik machte sich nach dem deutschen Zusammenbruch 
die Entente zu eigen: Waren einmal die Kriegsziele der Westmächte 
ohne Mitwirkung Rußlands erreicht, so erschien ihnen die Wiederher- 
stellung Rußlands als einer starken nationalen Macht nicht mehr nötig, 
— ja sogar schädlich für ihre Interessen. So geschah es, daß die Entente- 
staaten mit den Bolschewiki nur polemisierten und sich anfangs sogar 
den Anschein gaben, als ob sie die antibolschewistische Bewegung in 
Rußland unterstützen würden (Koltschak, Denikin, Judenitsch und 
Wrangel), in der Tat aber die Bolschewiki unterstützten.... 

Den günstigsten Faktor für die Bolschewiki bedeutete die an- 
dauernde Krise in den französisch-deutschen Beziehungen: Die bald 
nachlassende, bald wieder zunehmende Spannung zwischen Berlin und 
Paris verhinderte eine alleuropäische Verständigung, um eine alleuro- 
päische Gefahr — den Bolschewismus — zu liquidieren, und machte 
es ihnen dadurch möglich, jahrelang in Rußland am Ruder zu bleiben. 

Die oben erwähnte sowjetfreundliche Politik der europäischen 
Staaten fand eine feste Stütze in zwei sich paradox und widernatür- 
lich vereinigenden Faktoren des europäischen Lebens: In der mit den 
Sowjets sympathisierenden sozialistischen Ideologie der radikal ge- 
stimmten Massen und den ausgesprochen „kapitalistischen“ Bestre- 
bungen der bürgerlichen Kreise, die auf die wirtschaftliche Ausbeutung 
des ohnmächtigen Rußlands hinzielten. Indessen zeigt es sich immer 
mehr, daß die sozialistischen Sympathien für die heutige „Ordnung“ 
der Dinge in Rußland im günstigsten Falle auf einem Mißverständnis 
beruhen. Zugleich ist heute wohl kaum noch jemand im Zweifel dar- 
über, daß alle Hoffnungen auf Wiederbelebung der Handelsbeziehungen 
mit Rußland in einem nennenswerten Umfang auf Illusion beruhen, 
solange dort das bolschewistische Regime besteht. Ungeachtet einer 
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Reihe von offiziellen Anerkennungen Sowjetrußlands ist bereits seit 
einiger Zeit ein bemerkenswerter Umschwung der öffentlichen Meinung 
Europas in dem Verhältnis zur russischen Frage erfolgt. Immer mehr 
dringt die Erkenntnis durch, daß der Bolschewismus eine Weltgefahr 
bedeutet, an deren Beseitigung alle europäischen Staaten ohne Aus- 
nahme das brennendste Interesse haben. Fast in all diesen Staaten 
und ebenso in den meisten transatlantischen haben sich bereits Ver- 
einigungen gebildet, die das Ziel verfolgen, der allweltlichen Organisa- 
tion des Kommunismus eine ebensolche allweltliche Organisation der 
Verteidiger der Freiheit, des Rechts und des Eigentums entgegenzu- 
stellen: Auf dem Kongreß dieser Liga, der unlängst tagte, waren Ver- 
treter von 32 Staaten anwesend. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die in dieser Liga vereinigten 
Organisationen, an denen bereits heute Millionen von Menschen inter- 
essiert sind, nicht ohne Einfluß auf die Regierungen bleiben wird, zumal 
das Wirken dieser weitverzweigten Organisationen von einem gesunden 
Gedanken geleitet wird. Man darf sich doch keinen falschen Vorstel- 
lungen hingeben, daß die heute von der Bolschewikenherrschaft nieder- 
gehaltenen gesunden nationalen Kräfte des Landes von selbst sich 
vereinen und sich erheben könnten. Das heutige Leben in Rußland 
ist dermaßen erstickt — nicht nur durch den bolschewistischen Terror, 
sondern auch durch all die Folgeerscheinungen der Revolution, be- 
ginnend von dem ewig drohenden Hungergespenst bis zum völligen 
Sittenverfall der Massen — daß an eine Erhebung aus eigener Kraft 
gar nicht zu denken ist. Vom alten Bürgertum ist heute in Rußland 
nichts mehr übrig — seine Reste stellen die russische Emigration vor. 
Die neue „Sowjet“- Bourgeoisie hat sich nicht nach der Auslese des 
„Stärkeren“ gebildet, sondern nach dem Prinzip der Auslese des 
„Schlechtesten“; sie kann bei der Wiedergeburt Rußlands nur eine 
ausgesprochen negative Rolle spielen. Dasselbe kann man auch von 
der neuen „Sowjet“-Intelligenz sagen. Gewiß gibt es noch in Rußland 
selbst nicht wenig gesunde Elemente, die in der Folgezeit einen tätigen 
Anteil an dem künftigen Wiederaufbau nehmen könnten: Doch: diese 
Elemente sind heute völlig unterdrückt und ohnmächtig; sie hausen 
fernab vom Leben und Treiben in elenden Winkeln und sind nicht im- 
stande, ohne Unterstützung von außen sich zu sammeln. Im günstigsten 
Falle können sie Kaders für örtliche Aufstände abgeben. Sie sind fähig, 
hie und da passiven Widerstand zu leisten, die Sowjetmacht zu boykot- 
tieren, aber nimmer in der Lage, aktiv gegen die Sowjets an allen 
Orten oder wenigstens auf einem größeren Gebiet hervorzutreten. Hier- 
aus sieht man, wie utopisch der Gedanke eines russischen „farà da se“ 
ist, was im übrigen die ganze russische Geschichte beweist. 

Wie aus dem Vorhergehenden zu ersehen ist, wird neben dem 
internationalen Kampf gegen den Kommunismus die Hauptrolle beim 
Sturz des Bolschewismus und bei dem Wiederaufbau Rußlands der 
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russischen Emigration zufallen, die jetzt über die ganze Welt zer- 
streut ist, sich aber hauptsächlich in Deutschland, Frankreich und in 
den Balkanländern aufhält. Bei all den negativen Zügen, die jeder 
Emigration anhaften, hat die russische Emigration dennoch ihr natio- 
nales Gesicht gewahrt, das wahre, echte Gesicht Rußlands, das man 
nur mit Mühe in dem Schattenbild Sowjetrußlands, in der krankhaften 
Grimasse seiner heutigen Gebieter erkennen kann. In jedem Fall hat 
die Emigration, die sich den Bolschewisten nicht unterwerfen wollte, 
die im Kampf mit ihnen sogar ein zeitweiliges Verlassen der Heimat 
auf sich nahm, bewiesen, daß sie den gesundesten, stärksten und aktiv- 
sten Teil der Nation bildet. Die jahrelange Berührung mit der euro- 
päischen Kultur hat auf die Emigration günstig gewirkt: Sie hat ihre 
positiven, schöpferischen Kräfte gehoben, hat ihr Urteil gereift und sie 
wenigstens zum Teil von der Utopie ihrer früheren „himmelstürmenden“ 
Illusionen geheilt.... 

So wird denn der Emigration die entscheidende Rolle bei der Er- 
neuerung Rußlands beschieden sein. Daher haben wir unter den Strö- 
mungen, die um die Gestaltung des künftigen Geschickes Rußlands 
ringen, im Grunde genommen, dieselben zu verstehen, die heute in der 
Emigration herrschen. — Daß es der Emigration nicht an Begabung 
fehlt, zeigt sich schon an dem Aufblühen der Kunst in ihrer Mitte, 
die in unseren Tagen einen deutlichen Einfluß auf die europäische 
Kunst ausübt. Von einem politischen „Aufblühen“ in der russischen 
Emigration zu reden, ist zunächst verfrüht. Immerhin kann man von 
ihr sagen, indem man den bekannten Ausspruch über die Bourbonen 
umschreibt, daß sie vieles Alte zu vergessen beginnt und schon einiges 
Neue gelernt hat. Um die in der Emigration herrschenden politischen 
Strömungen richtig zu beurteilen, muß man vor allem berücksichtigen, 
daß sie eine Übergangszeit durchmacht. Sie kam ins Ausland im 
Zeichen der alten politischen Parteien (Kadetten, Sozialisten und 
Rechten), deren Benennungen — zum Teil auch Organisationen — 
sich bis heute erhalten haben, die aber der neu sich bildenden Kri- 
stallisation kaum mehr entsprechen. Trotzdem wirkt die Hypnose der 
traditionellen Parteivorstellung, Psychologie und Programme noch 
weiter fort. Das zeigt sich besonders in dem Verhalten der sog. , Agrar- 
frage“ gegenüber und verleiht dem Prozeß der neuen Kristallisation ein 
solch krankhaftes Aussehen und verzögert ihn so sehr. 

Zweifellos ist ein allgemeiner und zwar recht bedeutender Ruck 
nach rechts erfolgt: Die in den Bolschewismus ausgeartete Revolution 
hat diejenigen von sich abgestoßen, die früher an sie geglaubt haben. 
Worin aber die „rechtsgerichtete“ Politik der Zukunft bestehen soll, 
ist bis jetzt nicht klar ersichtlich. Diese „rechte“ Richtung vertritt 
nämlich nicht so sehr ein bestimmtes sozialpolitisches Ideal, als viel- 
mehr ein rein negatives Postulat des Kampfes gegen den Bolschewismus 
und seines Sturzes. Als positive Errungenschaft kann man indessen 
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die Vereinigung der früheren rechten Parteien buchen: (Oktobristen, 
Nationalisten und „gemäßigten Rechten“) in eine monarchistische 
Partei. An sie schließt sich, wenn auch nicht formal, so doch tatsäch- 
lich der große rechte Flügel der Kadettenpartei, d. h. einer Partei, die 
in Wirklichkeit nicht mehr besteht. Bei der erwähnten Umgruppierung 
hat die „konstitutionelle“ Frage, d. h. die theoretische Frage nach der 
rechtlichen Beschaffenheit der künftigen Monarchie, die vor der Revo- 
lution so außerordentlich aktuell war, heute ihre Schärfe verloren und 
wird bei dem Aufbau des neuen Rußlands keine große Rolle mehr 
spielen... Ähnlich wie der rechte Flügel der Kadetten stark nach 
rechts gerückt ist, hat sich der linke Flügel den weiter links stehenden 
Gruppen genähert, d. h. der sozial-revolutionären Partei. Anderseits 
ist aber diese Partei selbst bedeutend nach rechts gerückt. Es ist heute 
überhaupt schwer, nach den verschiedenen Parteiprogrammen über die 
tatsächlichen Parteiströmungen zu urteilen, zumal die Parteien in 
Wirklichkeit viel weiter rechts stehen, als ihre offiziellen Programme 
erkennen lassen. Außerdem gehen in allen Parteien Umgruppierungen 
vor sich, wobei viele von ihnen, besonders die sozialistischen, wie z. B. 
die Sozialdemokraten (Menschewiki), die Volkssozialisten und andere 
kleinere Gruppen im offenbaren Niedergang begriffen sind. 

Die alte Parteigruppierung wird teils durch äußere Gründe auf- 
rechterhalten, wie z. B. das Fortbestehen einer gewissen Organisation 
und die bisher noch vorhandenen materiellen Mittel. Mit dem Dahin- 
schwinden dieser Mittel wird auch die Organisation sich auflösen 
müssen. Der Hauptgrund für den Niedergang der alten Parteien — 
der Wurm, der an ihrem Mark nagt — besteht aber darin, daß die 
Schlagworte, die einstmals bei ihrer Gründung so magisch wirkten, 
jetzt die Massen nicht mehr zu fesseln vermögen. Heute herrscht unter 
den Massen, die von der Revolution so bitter enttäuscht sind, die Losung 
„fernab von jeder Politik“, weshalb der Sturz des Bolschewismus 
zweifellos auch eine bedeutende Schwächung des Sozialismus überhaupt 
nach sich ziehen wird, und nicht nur des Sozialismus allein, sondern 
im hohen Grade auch der „demokratischen“ Ideen. Damit soll natür- 
lich nicht gesagt werden, daß unter der russischen Emigration sich 
nicht eine bedeutende und einflußreiche Partei bilden konnte, die den 
sozialistischen und demokratischen Idealen folgt. Im Gegenteil, der 
noch vorhandene Kern der verschiedenen sozialistischen Parteien, unter 
‚denen die sozial-revolutionäre die stärkste ist, kann gewiß eine neue 
große Partei bilden. 

Dieser neuen demokratisch-sozialistischen Partei würde voraus- 
sichtlich auch der linke Flügel der Kadetten beitreten. Die politischen 
Richtlinien dieser künftigen Parteien werden sich mit denen des rechten 
Flügels der sozial-revolutionären Parteien decken. Ihr Programm und 
ihre Ideologie werden mehr oder weniger die Richtung verfolgen, die 
in unseren Tagen von der Pariser Zeitschrift „ Sovremennyja Shapiski“ 
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vertreten wird. Unter dem Druck der traurigen Wirklichkeit der russi- 
schen Revolution und der die Massen immermehr beherrschenden 
Stimmung, möglichst fern sich von der Politik zu halten, wird diese 
neue Parteirichtung, wenn auch nicht ganz dem Radikalismus absagen, 
so doch große Konzessionen an die Forderungen des Lebens machen 
müssen. Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß die künftige demo- 
kratisch-sozialistische Partei die Wiedergeburt des Vaterlandes als 
wichtigstes Ziel betrachten und für die demokratischen und sozialisti- 
schen Ideale nicht auf dem revolutionären Wege, sondern im Rahmen 
eines bürgerlichen und monarchischen Rußland kämpfen wird. 

Wie wir gesehen, hat die Revolution die Parteistruktur der russi- 
schen politischen Strömungen beträchtlich vereinfacht. Neue politische 
Parteien haben sich bisher noch nicht gebildet. Schon jetzt kann man 
die Bildung zweier starken Blocks voraussehen, nämlich eines bürger- 
lich-monarchischen und eines demokratisch-sozialistischen. Eine solche 
vereinfachte Parteikonstellation ist für die Wiederherstellung Rußlands 
äußerst günstig. Leider gibt es aber auch nicht wenig ungünstige Fak- 
toren und Hemmungen. 

Allgemein gesprochen, könnte man eher erwarten, daß die Wieder- 
herstellung Rußlands von den rechtsgerichteten Kreisen gerade unter 
den monarchischen Losungen verwirklicht würde. Das Scheitern der 
Revolutionsideale war so niederschmetternd, daß die Emigration, wenn 
sie auch nicht in der überwältigenden Mehrheit aus Monarchisten be- 
steht, so doch im Namen der Wiederherstellung Rußlands den Mon- 
archisten folgen wird. 

Doch nicht immer bestimmen die Wünsche der Mehrheit das natio- 
nale Geschick. Eine vielleicht größere Bedeutung hat in diesem Falle 
die allgemeine politische Lage. Man darf nicht vergessen, daß z. B. 
die republikanische Regierungsform des heutigen Frankreichs von der 
ausgesprochen monarchistischen Deputiertenkammer des Jahres 1873 
bestimmt wurde. 

Die Frage der Monarchie ist stets eng mit der dynastischen Frage 
verbunden. In dieser Beziehung erinnert die heutige Lage Rußlands 
zum Teil an die Frankreichs in den Jahren 1873 bis 1875. Anderseits 
ist die Autorität aller früheren russischen Parteiführer (besonders der 
linken) derart gesunken, daß als einzige Persönlichkeit, die alle auf- 
bauenden Kräfte vereinigen könnte, der Großfürst Nikolai Niko- 
lajewitsch in Betracht kommt. Zudem ist der Großfürst so weise 
und so weitblickend, daß er nicht als Kronprätendent auftritt, d.h. die 
Frage nach der künftigen Staatsform nicht im voraus entscheidet und 
dadurch die Grundlage der von ihm gelenkten patriotischen Bewegung 
natürlich außerordentlich erweitert. 

Die künftige Gruppierung der russischen Parteien, die zum Teil 
schon begonnen hat, wird sich voraussichtlich unabhängig von ihrem 
Verhältnis zu den Fragen der „Monarchie“, des ,, Sozialismus“ und 
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der „Demokratie“ vollziehen. All diese und ähnlichen Losungen sind 
bekanntlich sehr dehnbare Begriffe, unter denen man je nach Bedarf 
äußerst Verschiedenartiges verstehen kann. Das eine Wort „Monarchie“ 
allein kann ebenso wenig Rußland erneuern, wie es die Worte „Demo- 
kratie“ oder „Sozialismus“ vermögen. Die entscheidende Bedeutung 
wird nicht die Losung selbst haben als vielmehr die lebendige Tat, 
die im Namen dieser Losung vollbracht wird. Damit soll die schöpfe- 
rische Bedeutung der politischen Prinzipien durchaus nicht geleugnet 
werden. Ich will nur sagen, daß für die Verwirklichung eines beliebigen 
Prinzips Bedingungen geschaffen werden müssen, unter denen seine 
schöpferische Kraft sich entfalten kann. Bei der ungeheuren Bedeutung, 
die die richtige Lösung der Agrarfrage für Rußland hat (auch für die 
europäischen Staaten und vor allem für Deutschland ist sie eine Lebens- 
frage), wird die Stellung der einzelnen Parteien zu dieser Frage das 
Geschick Rußlands entscheiden. 

Nur die richtige Lösung der Agrarfrage kann Rußland einen Über- 
schuß von Getreide bescheren und die Kaufkraft der Bevölkerung heben, 
d.h. sie wird die Volkswirtschaft und politische Macht des Landes 
wiederherstellen. — Das richtige Verhältnis zur Agrarfrage ist aufs engste 
mit den mehr allgemeinen ideologischen Voraussetzungen verbunden, 
die ihrem Wesen nach nicht neu sind, jetzt aber in der Zeit des Unheils 
und der Zerstörung Rußlands besonders aktuell geworden sind und 
gebieterisch eine Antwort auf die Frage nach dem Schicksal Rußlands 
verlangen | 

Den günstigen Einfluß der europäischen Kultur auf die russische 
Emigration hatte ich bereits erwähnt. Der Aufenthalt im Westen hat 
zweifellos die Seelen gestählt und einen gewissen „westlichen Stil“ in 
den Anschauungen entwickelt. Gleichzeitig aber ist unter der Emigra- 
tion wie in Rußland selbst — als direkte Folgeerscheinung der durch- 
lebten Leiden und Stürme — eine starke Bewegung erwacht, welche 
die Selbständigkeit und die mit dem Westen unvereinbare Originalität 
der russischen Welt betont: Eine Bewegung, die ım schärfsten Gegen- 
satz zu Europa steht, ja Europa den offenen Kampf ansagt. — Diese 
Bewegung ist weit verbreiteter als die sie vertretende akademische 
Sekte des „Eurasiertums“. Sie hat bis zu einem gewissen Grade 
auf alle heutigen russischen politischen Strömungen abgefärbt. Als 
Epigone des Slavophilentums betont die neue euräsische Richtung, 
daß die heutige Zerstörung Rußlands durch die Revolution eine Folge 
der Reformen Peters des Großen ist, der Rußland in eine „Pseudo- 
morphose“, um mich mit Spengler auszudrücken, der westlichen Kultur 
hineingepreßt hat. 

Die entgegengesetzte Richtung erwidert darauf mit unvergleichlich 
gewichtigeren Argumenten, daß der heutige Verfall Rußlands daher 
gekommen ist, daß es bereits um die Mitte des 19. Jahrhunderts von 
dem Wege Peters des Großen abgewichen ist und sich gerade in die 
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Richtung dieser „„ Urzuständlichkeit“ und „Selbständigkeit“ gestürzt 
hat, die heute von den Eurasiern so verherrlicht wird. Sie zeigt, daß 
die Pseudomorphose oder besser gesagt Heteromorphose, die übrigens 
gar nicht erst seit Peter dem Großen begonnen hat, sondern vom 
ersten Tage der russischen Geschichte an, den einzigen möglichen 
Weg darstellt, dem man auch heute wieder bei der Wiederherstellung 
Rußlands nicht ausweichen kann und daß im Gegenteil die Idiomor- 
phose wie auch früher so oft in der russischen Geschichte gerade den 
Bolschewismus bedeutet, die Zerstörung des Landes und seiner ganzen 
Kultur. 

Dieser Streit, der heute gewissermaßen sich erst ankündigt, wird 
den Kristallisationspunkt der künftigen russischen politischen Parteien 


bilden. 
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im Spiegel englischer Weltpolitik und Weltwirtschaft 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


I. Englische Weltpolitik. 

Englands weitausschauende Diplomatie ist unabhängig von poli- 
tischen Strömungen und Parteien — der gesamte diplomatische Stab 
in Downing Street bleibt stets derselbe, nur der Staatssekretär des Äußern 
wechselt mit der Partei — unverrückbar ist das Ziel der englischen Di- 
plomatie: die Weltherrschaft Englands! Diesem Ziele paßt sich 
jeder Engländer an und unter. Scheinbar werden selbst wirtschaftliche 
Opfer gebracht, die sich stets prachtvoll rentieren. Auch Umwege werden 
manchmal betreten, um das Ziel zu erreichen; die Hauptrichtung bleibt 
aber stets unverändert. Mit rücksichtsloser Energie und beneidens- 
wertem Scharfblick verstehen die Engländer, vor allem der clevere Leiter 
der Foreign Office, Austen Chamberlain, die Gelegenheit zu- erfassen 
und für England auszunutzen. 

Die fluchwürdige Tat eines ägyptischen Nationalisten, die Ermordung 
des englischen Generals, Sir Lee Stack, des Sirdars (Oberkommandieren- 
den) der englisch-ägyptischen Truppen in Ägypten und im Sudan gab 
Chamberlain erwünschten Anlaß, die für England recht wenig günstige 
Lage in Ägypten und im Sudan vom Grund aus zu ändern und die dortigen 
Probleme im Sinne englischer Weltherrschaft restlos zu lösen. Sicherung 
der englischen Rechte in Ägypten und im Sudan, Regelung der Bewässe- 
rungsfrage im Sudan zu Gunsten des englischen Handels und Kapitals, 
Vermeidung des Aufrollens der islamischen Frage durch Ausrufen des 
heiligen Krieges — diese drei Probleme sind in kürzester Zeit in vor- 
bildlicher Weise von Chamberlain für England gelöst worden, und 
zwar mit Zustimmung der dabei interessierten europäischen Mächte, 
in erster Linie Frankreichs, dann weiterhin Italiens und Spaniens, wobei 
Deutschland natürlich, wie immer seit 1918, den Preis für den Kuhhandel 
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bezahlen mußte. Dafür, daß die beteiligten Mächte das rücksichtslose 
Eingreifen Englands in Ägypten stillschweigend zuließen — die ägyp- 
tische Regierung und das Parlament wandten sich vergeblich an den 
Völkerbund mit flammenden Protesten gegen die Vergewaltigung sei- 
tens Englands — gab England Frankreich freie Hand im Ruhrgebiete, 
duldete die von ihm seinerzeit feierlich bestrittene Besetzung des Ruhr- 
gebietes weiterhin und erniedrigte sich sogar, den Brückenkopf Köln, 
entgegen den klaren Bestimmungen des Versailler Vertrages, bis auf 
weiteres besetzt zu halten. Die fadenscheinigen, durch die gesamte 
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Blick vom Minarett der Ibn Fuhur auf Kairo. 


Tagespresse bis aufs kleinste widerlegten Gründe hierfür aufzuzählen, 
lohnt sich nicht der Mühe. Es gibt in ganz England keinen Politiker, 
der über die diesbezüglichen diplomatischen Ausführungen Lord Curzons 
und Chamberlains nicht lachen würde. Unbedenklich, skrupellos geht 
der Brite in der Politik seinen unverrückten Weg. „Right or wrong, 
my country“, ist sein Wahlspruch. Fest sitzt der Engländer wieder in 
Ägypten und im Sudan, aus dem sämtliche ägyptischen Truppen und 
Offiziere entfernt sind. In Kairo ist eine ägyptische Regierung am 
Ruder, welche in den Händen des englischen Zivilkommissars ein 
gefügiges Werkzeug ist. Die Erweiterung der Bewässerung im Sudan 
wird im Interesse des englischen Handels und Kapitals durchgeführt, 
gleichgültig, ob dadurch Ägyptens Fruchtbarkeit und Ernteertrag er- 
heblich herabgesetzt wird. 
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Von den vielen Dominien, Kolonien und Mandatländern Englands 
bildet Indien in der englischen Krone unbestritten den herrlichsten und 
wertvollsten Edelstein. Der Besitz Indiens ist für Englands Weltstellung 
und Weltwirtschaft eine Lebensnotwendigkeit. Es gilt deshalb in erster 
Linie, die nach Indien führenden Wege für England sicherzu- 
stellen. Wohl gilt der Seeweg nach Indien, dank der überlegenen eng- 
lischen Flotte, als ziemlich gesichert. Mit Rücksicht auf die in einem 
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Im Hofe der Moschee des Sultan Barkuk in Kairo, 


Weltkriege gegebene Möglichkeit, den Suezkanal zu sperren und damit 
den kürzesten Wasserweg zu unterbinden, wodurch der weite Seeweg 
um das Kap der Guten Hoffnung herum genommen werden müßte, hat 
England längst nach Landwegen sich umgesehen, auf denen der Verkehr 
nach Indien vor sich gehen könnte. Der Bau einer Eisenbahn vom Kap 
der Guten Hoffnung nach Kairo, wie der immer wieder auftauchende Plan 
des Obersten Willcox, eine Wüstenbahn von Bagdad durch die arabische 
Wüste über Palmyra nach Damaskus und Haifa zu legen, sind Merksteine 
hierfür. Neuerdings wird auch für einen beschränkten Verkehr (in erster 
Linie für Personen) mit Indien das Luftproblem energisch in Angriff 
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genommen, indem der große Flottenhafen Malta zu einer Hauptflug- 
verkehrsstation ausgebaut werden soll, von wo aus die Flüge nach Cypern 
über Syrien nach Mossul, von dort weiter an den Persischen Golf ohne 
besondere Schwierigkeiten durchgeführt werden können. Außerdem soll 
eine Linie von Malta nach Athen, Konstantinopel, Khartum, Johannis- 
burg. Prätoria, Kapstadt eingerichtet werden. 

Die politische Seite der englisch-ägyptisch-sudanesischen Kingo; ver- 
dient gründliche Erörterung. 

Schon im Anfange des vorigen Jahrhunderts (1820) gelang es dem 
Khediven von Ägypten, Mehmed Ali, das reiche Land Kordofan (ein Teil 


Bischarinlager auf Schellal. 


des ägyptischen Sudans, d. h. des Landes am oberen Nil) zu erobern. 
In fortgesetzten Kämpfen, bei denen grausame Unterdrückung der Ein- 
geborenen, wilde Sklavenjagden und erbarmungslose Aussaugung der 
unglücklichen Bewohner eine große Rolle spielten, wurden im Laufe der 
nächsten sechs Jahrzehnte von den Ägyptern weite Teile des Sudans 
erobert, so 1874 die fruchtbare Provinz Dar-Fur. Vortreffliche Europäer, 
wie vor allem Gordon-, Slatin- und Emin-Pascha suchten das traurige 
Los der Sudanesen zu bessern, wenngleich die unglaubliche Verschwen- 
dung der Khediven von Ägypten die restlose Aussaugung der sudanesi- 
schen Provinzen immer wieder mit sich brachte. 

Nun trat Anfang der achtziger Jahre Arabi-Pascha auf den Plan: 


ein glühender Nationalist, stiftet er eine Militärrevolte gegen den Khe- 
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diven an, wirft zum erstenmal das Schlagwort „Ägypten den Ägyp- 
tern“ in die bis dahin stumpfe, nunmehr national fühlende und denkende 
Masse des ägyptischen Volkes. Hätte Arabi sich damit begnügt, den 
Khediven zu verjagen, den fremden Interessen aber Rechnung getragen, 
so hätte er vielleicht sein Ziel erreicht. Er kann oder will aber den all- 
gemeinen Aufstand gegen die Fremden nicht zügeln. 1882 greift er die- 
selben in Alexandria an; Englands Flotte übernimmt den Schutz der 
Fremden, beschießt am 11. Juni Alexandria, Arabi-Pascha wird gefangen 
genommen, der Aufstand ist unterdrückt. 
Mit der dem Inselvolke eigentümlichen blitzschnellen Entschlossen— 


Straußenzucht in Heliopolis. 


heit beschließt England, das Land Ägypten unter seinen Schutz zu stellen. 
Die Proteste des Khedivs und seines Suzeräns, der Hohen Pforte, ver- 
hallen, ganz wie heute, ungehört. Wohl gibt England das Versprechen 
ab, Ägypten nach einem Jahr zu räumen, sobald die Ordnung wieder 
hergestellt sei, aber dieses Versprechen wird selbstredend nicht gehalten. 
Treu dem Grundsatze: ,,j’y suis, j’y reste“ bleibt England in Ägypten, 
englische Beamte und englisches Militär kommen nach Ägypten und sind 
bis auf den heutigen Tag dort verblieben. Ägypten wurde eine eng- 
lische Provinz und wird es bleiben, solange England seine 
Weltmachtstellung aufrecht erhalten wird. 

In dieser Zeit erhebt der Mahdi das Banner des Propheten in Ober- 
ägypten gegen die verhaßten Weißen. Der Mahdi (ein Nubier, Mohammed 
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Achmed aus Dongola) schlägt die Truppen Rauf-Paschas, des ägyptischen 
Gouverneurs von Chartum, erobert das reiche Land Kordofan sowie den 
gesamten ägyptischen Sudan, mit Ausnahme des Gebietes im Südwesten, 
Dar-Fur unter Slatin-Pascha und der Äquatorial-Provinz unter Emin- 
Pascha. Bald herrscht der Mahdi als unumschränkter Despot im Sudan. 
Es gelingt ihm, auch Hicks-Pascha zu schlagen und Slatin-Pascha ge- 
fangen zu nehmen. Im Jahre 1885 fällt Gordon-Pascha in die Hände 
des Mahdi und damit ist der gesamte ägyptische Sudan für Ägypten ver- 
loren. Emin-Pascha wird nur durch die Energie der deutschen Dr. Peters 
und v. Tiedemann gerettet. 


Die Ägypter und die Engländer in Ägypten hatten diesem Kampfe 
und der Mißwirtschaft im Sudan nicht untätig zugesehen. Wohl kommt 
das Entsatzheer für Gordon-Pascha zu spät; aber die Engländer bereiten 
zielbewußt die Wiedereroberung des Sudans vor. Von Wadi-Halfa legen 
die Engländer eine Militärbahn weiter am Nil entlang südwärts quer durch 
die arabische Wüste in Richtung auf Abu Hamed (zwischen Wadi Halfa 
und Berber gelegen). Abu Hamed wird gestürmt, Berber von den Der- 
wischen geräumt, die Bahn über Berber bis zur Atbaramündung weiter- 
geführt. In dieser Gegend werden die Mahdisten nochmals geschlagen. 
Kitchener führt August 1898 ein Expeditionskorps auf dem östlichen 
Nilufer vor, unterstützt von englischen Kanonenbooten auf dem Nil, 
und holt zum letzten entscheidenden Schlage aus. Mit Hilfe einer von 
Slatin-Pascha angewandten Kriegslist gelingt es ihm, am 2. September 
1898 den Mahdi bei Omdurman') vernichtend zu schlagen. Letzterer ent- 
kommt zwar, kann sich auch noch ein Jahr in Kordofan halten, wird aber 
schließlich auch von dort vertrieben. Die Rolle des Mahdismus ist aus- 
gespielt, die Menschheit von einem grausamen Despoten befreit, der 
Jahrzehnte lang den ägyptischen Sudan erbarmungslos unterdrückt und 
ausgesogen hatte. 

Mit dem Siege Kitcheners hat Ägypten bzw. England den Sudan 
wieder erobert und damit den eingangs erwähnten wichtigen Verbin- 
dungsweg über Land durch Afrika nach dem Indischen 
Ozean, eine weitere Verbindung mit Indien, sichergestellt. Seither hat 
sich Handel und Wandel im Sudan gehoben; Straßen, Bahnen, Brücken, 
Eisenbahnen, Stauseen und Kanäle wurden angelegt. Die Eisenbahn ist 
nunmehr von Chartum den Blauen Nil hinauf bis Sennaar verlängert, biegt 
dann nach Westen um, überschreitet den weißen Nil und endet bei El- 
Obeid. 

Mit der Unterdrückung der Militärrevolte Arabi-Paschas und der 
Vernichtung des Mahdismus tritt für kurze Zeit eine gewisse Entspannung 
der politischen Lage in Ägypten und im Sudan ein. England genießt die 
Früchte seiner Weltpolitik durch Ausbeutung des Landes zugunsten der 


1) Kitchener erhielt für seinen Sieg von der englischen Regierung den Titel: 
Lord of Chartum, die Derwische hießen ihn seitdem den Schlächter von Orndusman. 
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englischen Handelsunternehmungen im größten Stil. Wir wollen aber 
nicht unterlassen, voll anzuerkennen, daß das Land durch englische 
Beamte in mustergültiger Weise verwaltet, durch Erbauung von Stau- 
seen, Anlage von Kanälen in größtem Ausmaße, Vollendung und muster- 
gültigen Betrieb des Suezkanals, Kultur und Ertrag des Landes ganz 
enorm gehoben wurde. 

Wohl gibt es einen Khediven und eine ägyptische Regierung, der 
englische Resident und Ziviloberkommissar ist in Verbindung mit dem 
von ihm abhängigen Sirdar (dem englischen Oberkommandierenden der 
ägyptischen und im Sudan befindlichen Truppen) der tatsächliche Herr- 
scher des Landes. Unvergeßlich bleibt mir eine Truppenschau anläßlich 
des Aufbruchs der heiligen Karawane mit den für die Kaaba in Mekka 
bestimmten Teppichen Oktober 1906. Um 9 Uhr war der Beginn der 
feierlichen Zeremonie angesetzt. Um 8,30 Uhr standen die Truppen und 
die Karawane. Schlag 9 Uhr erschien mit königlichem Gepränge der 
Khedive, aber die Feier begann nicht eher, als bis 10 Minuten nach 9 Uhr 
der britische Oberkommissar, Lord Cromer, im Galopp ansprengte und 
dem Khediven freundschaftlichst die Hand schüttelte. Der Khedive 
auf den obersten englischen Beamten wartend, ein Lied ohne 
Worte. | | 

Mustergültig ist die englische Herrschaft in ganz Ägypten befestigt, 
bis in die kleinsten Fellachendörfer reicht der Telegraph und das Telephon, 
so daß der englische Resident jederzeit die ihm ergebenen Ortsältesten 
erreichen und mit seinen im ganzen Land verteilten Militärposten jeden 
Aufstand in kürzester Zeit im Keime ersticken kann. Die Ermordung 
einiger auf Jagd befindlicher Offiziere wurde in strengster Weise durch 
Verbrennen der in Betracht kommenden Fellachendörfer, Vertreibung 
sämtlicher Einwohner und Hängen der Schuldigen geahndet. 

Aber alle diese Maßnahmen der englischen Regierung konnten auf 
die Dauer die Forderungen des immer mehr um sich greifenden Na- 
tionalismus nicht hemmen. England mußte in der neuesten Zeit Ägypten 
seine Unabhängigkeit zurückgeben und den Khediven als selbständigen 
König anerkennen, wobei England sich allerdings in verschiedenen, 
recht wichtigen Punkten eine erhebliche Autorität vor- 
behielt und vor allem bei der Aufhebung des englischen Protektorats 
über Ägypten den fremden Mächten mitteilte, daß eine Änderung des 
„status quo“ für dieselben nicht in Frage käme. 

Die ägyptischen Nationalisten arbeiteten inzwischen immer inten- 
siver an ihrem Unternehmen „Los von England!“. Zaglul-Pascha, der 
Ministerpräsident, wußte mit Hilfe des größten Teils nationalistischen 
Parlaments sich ein Zugeständnis nach dem andern von England zu er- 


ringen, so daß die politische Lage für England im Jahre 1924 recht wenig 


günstig stand. Doch wie mit einem Schlage änderte sich dieselbe durch 
die beklagenswerte Tat eines nationalistischen Heißsporns — neuesten 


Nachrichten zufolge soll es ein Kopte, namens Nagib Gibriel, gewesen 
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sein —, der den englischen Oberkommandierenden und Sirdar, Sir Lee 
Stacks, in Kairo ermordete. Das nationalistische Ministerium Zaglul- 
Pascha mußte zurücktreten und wurde durch ein England freundliches 
ersetzt. Die Bedingungen Englands, Zahlung einer Buße, Abberufung 
der ägyptischen Offiziere und Truppen aus dem Sudan, Anerkennung des 
erweiterten Bewässerungsplans zur Hebung des englischen Handels im Su- 
dan wurden restlos angenommen. Die Proteste der ägyptischen Regierung 
und des ägyptischen Parlaments an den Völkerbund waren von vornherein 
aussichtslos, da England es schon als unfreundlichen Akt erklärte, wenn 
es zu einem Schiedsspruche über sein ägyptisch-sudanesisches Diktat 
komme. Der Aufstand im Sudan wurde rasch und blutig unterdrückt, 
das Parlament aufgelöst und Neuwahlen nach dem alten Wahlsystem 
ausgeschrieben, trotzdem Zaglul-Pascha ein neues Wahlsystem im Par- 
lament durchgebracht hatte, dessen Anwendung voraussichtlich sehr viele 
nationalistische Abgeordnete ergeben hätte. Für die Zusammensetzung 
des neuen Parlaments den Propheten zu spielen, ist nicht leicht, sicher 
aber ist es, daß Ägypten vor neuen, schweren Krisen steht, denn die 
Anhänger Zaglul-Paschas haben ihre Tätigkeit wieder recht energisch auf- 
genommen. Der ägyptische Nationalismus wird niemals unterdrückt 
werden können! England möge sich an Irland und seinem „home rule“ 
ein Beispiel nehmen! Solange wird in Ägypten keine Ruhe herrschen, 
bis dasselbe unabhängig sein wird, also nie. 
(Ein zweiter Artikel folgt.) 
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a) Schiffahrt und Welthandel 


Die Lage der britischen Schiffahrt 
Von LORD INVERFORTH. 


Von jeher ist die englische Schiffahrt ein vorzüglicher Spiegel der 
Wirtschaftslage Englands gewesen. Ja, darüber hinaus war sie der große 
Wirtschaftsbarometer, der stets ziemlich sichere Rückschlüsse auf die 
künftige Entwicklung der Weltwirtschaft gestattete. Bedenkt man die 
ungeheure Erschütterung, welche die Weltwirtschaft durch den Krieg 
und seine Nachwirkungen erlitten hat, so darf man sich wahrlich nicht 
darüber wundern, daß die augenblickliche Lage der englischen Schiff- 
fahrt alles andere als rosig ist. 

Als altes Inselvolk war das 0 Tätigkeitsfeld des Eng- 
länders stets die hohe See. Geschichte und Kulturentwicklung zwangen 
ihn, das Meer nach allen Richtungen zu durchforschen. Der greifbare Erfolg 
dieser Tätigkeit ist der Aufbau des englischen Kolonialreiches und dessen 
weltweite Ausdehnung. Gerade infolge dieser gewaltigen Ausdehnung 
muß natürlich auch eine Weltwirtschaftskrise, wie wir sie als Folge des 
Weltkrieges erleben, Englands Imperium am schwersten treffen. Die 
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Lösung der Krise ist logischerweise auch für England ungleich viel schwie- 
riger, als für diejenigen Nationen, die über ein nur bescheidenes Kolonial- 
reich verfügen und deren Handelsmarine zur Zeit einer Hochkonjunktur- 
periode geschaffen wurde, als jede Art seefahrender Betätigung sich als 
ein gewinnbringendes Geschäft erwies. Während des Krieges kamen die 
großen Erfahrungen, die heute einer der wichtigsten Aktivposten Eng- 
lands sind, nicht zur Geltung. 

Wie steht es heute mit Englands Seegeltung? Nach einer Auf- 
stellung von Lloyds Register stellte sich der Umfang der Welttonnage 
Anfang Juli 1924 folgendermaßen: 


f pa | Brutto Tonnage | i 
Land (in 1000 Tons) | “^ 


Groß-Britannien und Irland. .. .. 33 
Brit. Dominien . . . . 2.2.2 .2.. 2213 © 4 
/ a ea ĩ ᷣ 2 11823 21 
Pr. dr. ar ae ee Ar 3 655 6 
Frankreich 3 193 ; 6 
Deutschland . . . . . 2.2 2 02. 2 856 5 
Iten wer 0a 2676 15 
Holland . . . . 2. 2 2 2 2 2 2 2. 4 
andere Länder . . . . 2.2 2 202. 16 


insgesamt | 57 750 100 


Wie aus obenstehender Tabelle ersichtlich ist, besitzen Großbritan- 
nien und Irland noch immer etwa ein Drittel der gesamten durch 
motorische Kraft bewegten Tonnage und über 50% mehr, 
als die nächste mit ihnen rivalisierende Nation, die Ver- 
einigten Staaten, von denen bekanntlich ein großer Teil nicht mehr 
für Handelszwecke Verwendung finden kann. Seit Beendigung des Krieges 
haben die internationale Wirtschaftsdepression, die Verarmung weiter 
Gebiete Mittel- und Osteuropas, die Schwierigkeiten auf dem inter- 
nationalen Arbeitsmarkte und viele andere Umstände den Wiederaufbau 
der Weltwirtschaft natürlich stark verzögert. Diese Umstände haben 
sich natürlich auch in der englischen Schiffahrt in sehr unangenehmer 
Weise bemerkbar gemacht. Heute muß der Reeder mit einer Unmenge 
durch das Ausland bedingter Faktoren rechnen, die früher nie auftraten, 
er muß sein Geschäft außerordentlich gut verstehen, will er sich vor 
Verlusten schützen. Ä 

Hier setzt nun der Vorteil Englands, seine in Generationen erworbene 
genaue Kenntnis des Weltfrachtenmarktes ein. Daß England es noch 
versteht, sich seinen Anteil am internationalen Frachtenverkehr zu sichern 
und seine Erfahrungen in genügender Weise auszunutzen, geht aus der 
nachstehenden Tabelle hervor, die eine amtliche Liste der Welttonnage 
gibt, die im Jahre 1923 den Suez-Kanal passierte. Bei der großen Be- 
deutung dieser internationalen Wasserstraße für den Weltverkehr bieten 
die Zahlen einen wertvollen Anhalt für die Gestaltung des Weltverkehrs. 
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Wie aus der untenstehenden Tabelle ersichtlich ist, ıst die britische 
Tonnage im Jahre 1923 an der Durchfahrt durch eine der wichtigsten 
internationalen Wasserstraßen mit einer doppelten Menge beteiligt 
gewesen, als alle übrigen Nationen der Welt zusammengenommen. 

Trotz der Ungunst der gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnisse, 
trotz Weltkrise und internationaler Depression ist zu erwarten, daß sich 


Netto Tonnage 
Tonnage | Gr 


Fahrzeuge 
Flagge Anzahl 


| 


britis en 2839 615 14 264 214 62,8 
holländisch 451 9,8 2 178 058 9,6 
französisch . . . 259 5,6 1 294 400 5,7 
deutsch . l | 247 5,4 1 213 691 5,4 
italienisch. . . . | 256 | 5,6 1 042 754 4,6 
amerikanisch . . 114 25 | 614 128 2,7 
japanisch. | 172 | 37 956 283 4,4 


4,8 
100,0 


andere Nationen . 


1136 634 
| 22 730 162 


| 
insgesamt | 
die Verhältnisse auf dem Weltmarkte bessern werden. Voraussetzung 
hierzu ist natürlich eine Gesundung des internationalen Ver- 
trauens. Die Wirtschaftsverhältnisse in aller Welt müssen noch weiter 
stabilisiert werden und die Nationen sich daran gewöhnen, einzusehen, 
daß in unserer modernen Weltwirtschaft alle Länder aneinander inter- 
essiert sind. Die Gesundung eines Landes macht sich über kurz oder 
lang in einer Besserung der Verhältnisse in anderen Ländern bemerkbar. 
Leider sind diese Gedankengänge noch nicht Allgemeingut aller Nationen 
geworden, weshalb auch nur mit einem langsamen Erholen des Welt- 
handels zu rechnen ist. 


Der internationale Wettbewerb zur See. 
Von LORD INCHCAPE (Praesident der P. and O.-Line). 


Es ist selbstverständlich, daß der Weltkrieg eine starke Verschiebung 
der Welttonnage mit sich bringen mußte. Auswärtige Reeder nahmen die 
Gelegenheit wahr, um zu versuchen, früher von englischen Linien be- 
fahrene Routen an sich zu reißen, wobei sie unter dem ganz falschen 
Eindruck einer kommenden Hochkonjunktur auf dem Weltmarkte 
standen. Dieser Versuch einer Verdrängung der englischen Tonnage von 
den hauptsächlichsten Handelsrouten wurde durch die Schöpfung neuen 
Schiffsraumes durchgeführt, dessen Umfang heute bei der völligen Des- 
organisation der Weltwirtschaft und der Verarmung weiter ehemals 
kaufkräftiger Gebiete als ungesund und unwirtschaftlich bezeichnet 
werden muß. Japan legte sich damals, vielleicht aus zu geringer poli- 
tischer und wirtschaftlicher Einsicht, eine bedeutende Handelsmarine zu, 
während die Vereinigten Staaten von Amerika in zielbewußter Wirt- 
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schaftspolitik sich eine gleichfalls außergewöhnlich große Handelsmarine 
schafften, die zunächst einer Stärkung ihrer europäischen Kriegsfront 
dienen, tatsächlich aber wohl die erste Angriffslinie ihrer neuen Welt- 
geltung werden sollte. Einige kleinere Nationen gingen gleichfalls dazu 
über, ihren Handelsschiffsraum ungewöhnlich zu vermehren, so daß wir 
heute sehen, daß die Welt über ein Überangebot an freier Tonnage 
verfügt. Der Anteil Großbritanniens an der Welttonnage ging in der 
gleichen Zeit, d. h. von 1914 bis 1924 von 42,8%, auf 34,1%, zurück. 
Trotz dieser. Tatsache werden z. B. im amerikanischen Außenhandel 
von englischen Fahrzeugen mehr Waren befördert, als von allen anderen 
Nationen zusammengenommen und Englands Schiffe befinden sich trotz 
höherer Hafenabgaben, besserer Löhne und sonstiger Nachteile in einem 
scharfen Rennen mit den neugebauten amerikanischen Handelsfahr- 
zeugen. 

Hierfür einige Ziffern: Der Anteil der amerikanischen, englischen 
und sonstigen Handelstonnage am Außenhandel der Vereinigten Staaten 
stellte sich nach amtlichen Ziffern im Jahre 1922, 1923 und den ersten 
elf Monaten des Rechnungsjahres 1923/24 folgendermaßen: 


Einfuhr der Vereinigten Staaten (in Millionen $). 


| % vom Ganzen 
12 Monate 11 Monate 


endigend | endigend 12 Monate 11 Monate 
30. Juni 31.Mai | endigend endigend 
30. Juni 31. Mai 
1922 1923 1924 1922 | 1923 1924 


| 


804,4 | 1223,3 | 


englische Schiffe 998,3 36 36 | 35 
amerikanische Schiffe. . . . 734,4 . 1054,9 925,7 32 31 33 
Schiffe anderer Nationen 729,5 1006,9 914,2 32 33 32 
gesamte überseeische Einfuhr | 2268,3 3285,1 | 2838,2 | 100 | 100 100 


Ausfuhr der Vereinigten Staaten (in Millionen S). 


englische Schiffe... . . . 1149,6 | 1178,6 36 36 34 
amerikanische Schiffe. . | 1163,6 | 1264,7 36 38 40 
Schiffe anderer Nationen 885,6 858,1 28 ı 26 


gesamte überseeische Ausfuhr | 3198,8 | 3301,4 3391,0 | 


‚ 100 | 100 | 100 

Die Beobachtungen der letzten Zeit lehrten, daß sich ein Konjunktur- 
umschwung langsam vorbereitet. Die Tendenz in der Weltwirtschaft 
geht auf eine Gesundung der Verhältnisse hin, sie läßt eine Be- 
lebung der Industrie, einen Ausgleich der Wechselkurse, 
kurzum einen langsamen, aber sicheren Wiederaufbau der 
Weltwirtschaft erwarten. Dieser Wiederaufbau ist notwendig, denn 
die Kulturwelt verlangt ihn. 

Die Stärke der englischen Schiffahrt liegt in ihrer Freiheit von 
künstlichen Schutzmitteln, in dem Fehlen amtlicher Unterstützungen. 
Natürliche Entwicklungskräfte, wie sie sich in einem gesunden Wachstum 
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ergeben, sind in ihr rege, im Vergleich zu der unnatürlichen Treibhaus- 
kultur anderer Handelsmarinen, deren Entwicklung von staatlichen 
Untertstützungsgeldern abhängig ist. Reiche Erfahrung steht dem eng- 
lischen Reeder zur Verfügung und man darf ihm wohl zutrauen, daß 
er bei der zu erwartenden Wiederbelebung des internationalen Wett- 
bewerbes seinen Vorteil zu wahren wissen wird. In jedem Handels- oder 
Industriezweige, der während einer scharfen Wirtschaftsdepression nicht 
genügend einträgliche Beschäftigung finden kann, wird dasjenige Unter- 
nehmen — bei sonst gleichen Verhältnissen — den größten Vorteil bei 
einer Wiederbelebung der Konjunktur haben, das mit den geringsten 
Unkosten arbeitet. Diesen großen Vorteil besitzt die englische Schiff- 
fahrt infolge einer vernünftigen Abstoßung aller überflüssigen Tonnage 
auf Grund einer vorsichtigen Neubaupolitik und der außerordentlich 
sparsamen Politik der Reederkreise. 


b) Europäische Eisenbahnfragen 


Die Lage der englischen Eisenbahnen 


Von Sir WILLIAM ACWORTH, K. S. C. I., britischer Verwaltungsrat der Deutschen 
Reichsbahn A.-G. 


Die durch den Weltkrieg und die in seinem Gefolge auftretenden 
ungeheuren Erschütterungen des gesamten internationalen Wirtschafts- 
lebens haben auch den Verkehr und insbesondere den Eisenbahnverkehr 
in starkem Grade beeinflußt. Die Rentabilitätsfrage ist daher immer 
mehr in den Vordergrund getreten. 

Jedermann weiß heute, daß die Ausgaben für alle Eisenbahnunter- 
nehmungen außerordentlich gestiegen sind, daß die an die Beamten und 
Angestellten zu zahlenden Gehälter und Löhne wesentlich höher sind, 
als vor dem Kriege, und daß die Materialpreise etwa 66% teurer sind, 
als im Frieden. Um diese wesentlich höheren Unkosten wieder herein- 
zubringen, haben sich die britischen Betriebsverwaltungen gezwungen 
gesehen, die Sätze für die Beförderung von Frachtgütern und die Personen- 
tarife heraufzusetzen. So ungerechtfertigt der Ruf des Publikums nach 
einer Ermäßigung der Frachtsätze auch immer sein mag, er bleibt dauernd 
und dringend, und die Betriebsverwaltungen haben der öffentlichen 
Meinung Gehör zu schenken. Es ergibt sich nämlich die Frage, ob die 
Tariferhöhungen nicht eine Ausdehnung des Verkehrs verhindern, so 
daß sie ihrem eigentlichen Zweck einer Erhöhung des Rein- 
gewinnes entgegenwirken. Es ist ja eine bekannte wirtschaftiiche 
Tatsache, daß in jedem Betriebe ein Punkt erreicht werden kann, wo die 
Preiserhöhung sich nicht mehr in einer Gewinnsteigerung auswirkt, 
sondern wo sie sich in ihr Gegenteil verkehrt. 

Einige Betrachtungen zur Rentabilitätsfrage. Zunächst die Berech- 
tigung der Tariferhöhungen. Nehmen wir einen Durchschnittsmenschen 
an — sofern wir in einer rein theoretischen Betrachtung von einem solchen 
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überhaupt sprechen können — und bedenken, daß er etwa um 60 bis 
70% höhere Löhne erhält als vor dem Kriege. Es ist anzunehmen, daß 
ein solcher Mensch ohne Murren seinem Bäcker, Fleischer und den Liefe- 
ranten hauswirtschaftlicher Gegenstände ohne weiteres höhere Preise 
für ihre Erzeugnisse zubilligt. Ist es da etwas Unbilliges, zu verlangen, 
daß er auch den Eisenbahnen, die ihn und seine Angehörigen befördern, 
wenigstens um 50% erhöhte Tarife zugesteht ? 

Dann die Konkurrenzfrage. In England ist eine neuauftretende 
Konkurrenz nicht nur aus parlamentarischen, sondern auch aus wirt- 
schaftlichen Gründen unmöglich. Einer bestehenden Eisenbahnlinie 
eine Konkurrenzlinie entgegen zu stellen, ist ausgeschlossen, da die neue 
Linie etwa doppelt soviel kosten würde, als die schon bestehende. Die 
Konkurrenz der Kanäle fällt für die Eisenbahnen nicht ernstlich ins 
Gewicht. Gefährlicher dagegen ist der Wettbewerb, den die modernen 
Kraftlastwagen in neuester Zeit mit den Eisenbahnen aufgenommen haben. 
Diese lenken natürlich einen Teil des Verkehrs und namentlich denjenigen 
in leicht verderblichen und hochwertigen Waren auf sich ab. Es ist in- 
dessen anzunehmen, daß die Eisenbahnen diesen Verkehr zu früheren 
Zeiten ohne Gewinn, ja vielfach mit direktem Verlust, betrieben. Beim 
Passagierverkehr ist anzunehmen, daß die Belebung des Reiseverkehrs 
ebensoviel an einem Aufschwung der Einnahmen mitwirken wird, wie die 
zunehmende Popularisierung des Automobilsportes in entgegengesetzter 
Richtung wirkt. 

Vor dem Kriege — ich bediene mich hier der Einfachheit halber 
runder Ziffern — verdienten die englischen Eisenbahnen etwa rund 
£ 120 Millionen im Jahr. Sie hatten etwa £ 80 Millionen Betriebsunkosten, 
die aufgewandt werden mußten, um diese Einnahmen zu erzielen. Die 
überschießenden £ 40 Millionen bildeten den Gewinn. Um mich technisch 
auszudrücken, arbeiteten die englischen Eisenbahnen in einem Verhältnis 
von 66%. Heute verdienen dieselben Eisenbahnen mit den erhöhten 
Raten etwa £ 200 Millionen, die Produktionskosten stiegen aber auf rund 
£ 160 Millionen, so daß gleichfalls wie früher nur ein Gewinn von £ 40 Mil- 
lionen verbleibt. Das Operationsverhältnis hat sich daher von 66% auf 
80% erhöht, aber der Gewinn von 20%, der vereinnahmten £ 200 Millionen 
blieb derselbe, wie der Überschuß von 33%, von £ 120 Millionen vor zehn 
Jahren. Der Fall einer starken Erhöhung der Bruttoeinnahmen verbunden 
mit einer noch größeren prozentualen Steigerung der Betriebsunkosten 
und die hierdurch herbeigeführte Unveränderlichkeit des Reingewinnes 
ist in England eine keineswegs ungewöhnliche Tatsache. Auch in Amerika 
und in anderen vom eisenbahntechnischen Standpunkt aus weniger 
wichtigen Staaten kann dieser Vorgang beobachtet werden. 

Eine Gefahr bleibt allerdings immer für die Eisenbahnen bestehen 
und gerade in letzter Zeit wurde sie sehr akut, nämlich die Gefahr der 
Nationalisierung. Die Anteilseigner von Eisenbahnunternehmungen 
haben eine solche aber nach der Entwicklung der Dinge heute kaum mehr 
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zu befürchten und es wäre auch nur eine direkte Konfiszierung des ge- 
samten Betriebsmaterials von staatswegen gefährlich gewesen. Wenn das 
gesamte Eisenbahnmaterial vom Staate zu einem vernünftigen Preise 
und auf Grund fachmännischer Schätzung und voller Entschädigung der 
Anteilseigner angekauft würde, so hätten letztere natürlich kaum einen 
Schaden erlitten. Die Gefahr einer Nationalisierung, die wohl zu Beginn 
der englischen Arbeiterregierung in manchen Köpfen spukte, ist heute 
endgültig behoben. Man darf sogar füglich bezweifeln, daß die Arbeiter- 
regierung irgendwelche Schritte in dieser Richtung auch in Zukunft 
getan hätte, selbst wenn sie am Ruder geblieben wäre. 

Obwohl gerade die Nationalisierung von Wirtschaftsbetrieben vor 
allen Dingen von solchen, die der Warenerzeugung und dem Verkehr 
dienen, einer der wichtigsten Punkte des Programms der Arbeiterpartei 
gewesen ist, muß man sich fragen, ob sich die Zeiten nicht insofern ge- 
ändert haben, daß diese Auffassung wie viele andere Grundsätze aufgehört 
hat, ein wirklicher Glaubenssatz der Partei zu sein. Es ist etwas Grund- 
verschiedenes, ob man an einem auf dem Papier stehenden Glaubenssatz, 
dessen praktische Durchführung noch nicht versucht wurde, festhält, 
oder ob man diesen Glaubenssatz zum Zwecke der praktischen Durch- 
führung einem parlamentarischen Sonderausschusse zur kritischen Be- 
urteilung vorlegt. Der Zeitgeist scheint mir im übrigen den Nationalisie- 
rungsbestrebungen feindlich gegenüber zu stehen. In Deutschland 
z. B., dem Staate mit dem größten nationalen Eisenbahnsystem, 
wird augenblicklich die nationalisierte Eisenbahn — allerdings unter 
auswärtigem Druck — in eine Privatgesellschaft verwandelt. Aber in 
demselben Deutschland sind andere öffentlich und halb- 
öffentliche Unternehmungen — ich erinnere nur an die Berliner 
Gaswerke — aus öffentlichen in private Unternehmungen ver- 
wandelt worden. Selbst vor dem Kriege bestand die Tendenz, elektrische 
Straßenbahnen und andere Verkehrsunternehmen öffentlichen Charakters, 
in denen viel Privatkapital investiert war, zum Zwecke der Verwaltung 
der privaten Kontrolle zu unterwerfen. Selbst dort, wo die Eisenbahnen 
sich in den Händen des Staates befinden, wie in den britischen Dominions, 
beginnt sich die Tendenz mehr und mehr durchzusetzen, die Geschäfts- 
führung von staatlichen Bindungen zu befreien und den Unternehmungen 
mehr den Charakter von Privatbetrieben zu geben. 


Die wirtschaftliche Zukunft der Reichsbahn. 


Von Staatssekretär a. D. STIELER, Mitglied des Verwaltungsrats der Reichsbahn- 
Gesellschaft. 


Dem Dawesplan und dem Reichsbahngesetz vom 30. August 1924 
liegt ein Gutachten der Sachverständigen Sir William Acworth und G. 
Levowe zugrunde. Es geht dieses Gutachten davon aus, daß es der Reichs- 
bahn in ihrer neuen Organisationsform gelingen müsse, die ihr auferlegte 
besondere Last zu tragen. Die deutschen Staatsbahnen hätten vor dem 
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Kriege ohne besondere Anstrengungen einen Betriebsüberschuß von gegen 
einer Milliarde Mark herausgewirtschaftet. Bei Aufwendung einiger Mühe 
werde auch das durch den Versailler Vertrag verkleinerte Netz, das immer 
noch einen Anlagewert von etwa 26 Milliarden darstellt, diesen zur 
Deckung des Schuldendienstes voll ausreichenden Überschuß erzielen 
können. Früher hätten die deutschen Bahnen mit der günstigen Betriebs- 
ziffer von 70 gearbeitet, d. h. auf 100 Mark Betriebseinnahmen sei eine 
Betriebsausgabe von 70 Mark entfallen. Der Reichsbahn-Gesellschaft 
müsse es gelingen, wenigstens die Betreibszahl 80 nicht zu überschreiten. 
Damit sei der Schuldendienst gesichert. Eine Schonzeit von drei Jahren, 
während derer die Forderungen dieses Dienstes ermäßigt sind, müsse 
genügen, um der Verwaltung die Umstellung auf die neuen Verhältnisse 
zu ermöglichen. 

Dabei soll die Reichsbahn auch der Aufgabe gerecht werden, der 
deutschen Wirtschaft zu dienen. Die Sachverständigen beanstanden es 
zwar, daß die deutschen Eisenbahnen nach dem Zeugnis berufener 
Stimmen früher ‚in erster Linie die fortschreitende Entwicklung des wirt- 
schaftlichen Lebens im Auge haben und der Erzielung von Reineinnahmen 
nur in zweiter Linie Beachtung schenken sollten.“ Das unter dem Einfluß 
jenes Gutachtens abgefaßte Reichsbahngesetz macht es aber der neuen 
Gesellschaft zur Pflicht, „den Betrieb unter Wahrung der Interes- 
sen der deutschen Volkswirtschaft nach kaufmännischen Grund- 
sätzen zu führen“. Das Gesetz verlangt also geradezu die Berücksichti- 
gung jener Interessen und gibt auf dem hier besonders wichtigen Gebiete 
der Tarifpolitik der Reichsregierung weitgehende Rechte zur Erzwingung 
jener Rücksichtnahme. Begrenzt sind diese Rechte freilich durch die allen 
andern vorgehende Sicherung des Schuldendienstes. 

Den deutschen Eisenbahner mag es mit Genugtuung erfüllen, daß 
man ihm auf Grund der früheren glänzenden Ergebnisse seiner Wirt- 
schaftsführung die Erfüllung der neuen Aufgaben zutraut, zu einer Zeit, 
da fast alle Eisenbahnen der Welt Mühe haben, aus ihren Betriebsein- 
nahmen die Betriebsausgaben und den Schuldendienst zu decken. Leicht 
wird ihnen das nicht werden. So folgerichtig die Ausführungen der Sach- 
verständigen über die Leistungsfähigkeit der deutschen Bahnen auch er- 
scheinen mögen, so darf man eines dabei nicht vergessen: Die glänzenden 
Ergebnisse, die von der für das Gesamtbild maßgebenden preußisch- 
hessischen Eisenbahnverwaltung vor dem Kriege erzielt wurden, waren 
nur möglich, weil sich damals die deutsche Wirtschaft zu reicher Blüte 
entwickelt hat. Die kurzen Stockungen dieser Entwicklung, die in jener 
Epoche aufgetreten sind, haben regelmäßig auch das Ergebnis der Eisen- 
bahnwirtschaft empfindlich beeinflußt. Jeder, der sehen wollte, konnte 
daraus erkennen, wie innig der Zusammenhang ist zwischen dem Ge- 
deihen der allgemeinen Wirtschaft und dem finanziellen Erfolge der 
Eisenbahnen. Auch bei der Beurteilung der Zukunft muß man das im 
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Alle Anstrengungen der Reichsbahn- Gesellschaft, die ihr auferlegte 

Sonderlast aufzubringen, muß vergeblich sein, wenn die deutsche Wirt- 
schaft die Gesamtlast nicht tragen kann, die ihr das Londoner Über- 
einkommen aufgebürdet hat. 

Die Reichsbahn hat wichtige Bezirke verloren, deren Überschüsse 
ganz wesentlich beigetragen haben -zu den so schönen Ergebnissen der 
Vorkriegszeit. Es wird auch bei günstiger Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft der vollsten Ausnutzung aller durch die neue Organisation 
gegebenen Möglichkeiten und angestrengtester Arbeit bedürfen, wenn 
dieser Verlust soweit ausgeglichen werden soll, daß die Betriebszahl 80 
nicht überschritten werde. Ist diese Schätzung richtig, so muß jeder 
Rückschlag in der Entwicklung der deutschen Wirtschaft die Erfüllung 
der auf der Reichsbahn liegenden Verpflichtungen gefährden. Man wird 
daher begreifen müssen, daß die neue Gesellschaft heute, wo sich über die 
Aussichten der deutschen Wirtschaft ein auch nur einigermaßen zuver- 
lässiges Bild nicht geben läßt, in ihrem Geschäftsgebahren die äußerste 
Vorsicht beobachtet und vor weiteren Entschließungen die Entwicklung 
mindestens der nächsten Monate abwartet. 

Es steht mir nicht zu, vorherzusagen, welchen Weg die Gesellschaft 
je nach der Entwicklung der allgemeinen Lage auf den verschiedenen Ge- 
bieten ihrer eigenen Wirtschaft einschlagen wird. Von den seitens der 
Allgemeinheit an das Unternehmen herangetragenen Wünschen steht 
im Vordergrund der nach allgemeiner Ermäßigung der Tarife. Dabei 
wird häufig vorgetragen, daß eine solche Maßnahme das Finanzergebnis 
des Unternehmens nicht beeinträchtigen würde. Vielmehr sei infolge 
der verkehrssteigernden Wirkung einer Tarifermäßigung jedenfalls auch 
eine Steigerung der Roheinnahmen zu erwarten, die bei der bekannten 
großen Bedeutung der festen Selbstkosten auch eine Erhöhung des Ein- 
nahmenüberschusses nach sich ziehen müsse. Verwiesen ward hierbei 
auf die Erfahrungen der Vorkriegszeit. Aber auch auf diesem Sonder- 
gebiet muß man sich daran erinnern, daß sich die deutschen Bahnen 
damals einer entwicklungsfähigen Wirtschaft gegenüber befunden haben, 
die auf Tarifermäßigungen wie auf jede andere Verkehrserleichterung 
alsbald durch stärkere Inanspruchnahme der Verkehrsmittel antworten 
konnte. Eine darniederliegende Wirtschaft kann das nicht. Jeder Versuch. 
sie im Interesse der Einnahmesteigerung durch Tarifermäßigungen zur 
lebhafteren Benutzung der Eisenbahn anzuregen, muß fehlschlagen, so 
schmerzlich es gerade in solchen Zeiten für die Wirtschaft ist, hohe Tarife 
tragen zu müssen. Es wird also, wie ich glaube, gerade der wichtigen Frage 
der Tarifgestaltung erst nähergetreten werden können, wenn sich die Aus- 
sichten der deutschen Wirtschaft wenigstens einigermaßen geklärt haben. 
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Der Meridian von Hamburg 
Von Dr. Arthur DIX. 


“Nachdem die Entente durch den Vetragsbruch vom 10. Januar 
erneut dargetan, in welchem Grade ihr Macht vor Recht geht und mit 
welcher Gleichgültigkeit sie sich über Einsprüche Deutschlands hinweg- 
setzen zu können glaubt, mag es doch wohl an der Zeit sein, wieder einmal 
daran zu erinnern, welche Bedeutung der Weltverkehrslage Deutsch- 
lands sowohl in wirtschaftlicher wie in politischer Beziehung innewohnt. 
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Die Weltkarte, von Aınerika aus gesehen. 


Denn die Erkenntnis dieser Bedeutung führt mit Notwendigkeit zu dem 
Schluß, daß bei den heutigen Verknüpfungen von Weltverkehr, Welt- 
wirtschaft und Weltpolitik nicht fortgesetzt gegen die Lebensinteressen 
eines Landes in dieser Verkehrslage gewütet werden kann, ohne daß 
sich schließlich die Versündigung wider alle Gesetze der Geopolitik und 
Geoökonomie auch an den Mächten rächen muß, von denen sie be- 
gangen wird. 

Um die Weltverkehrslage Deutschlands und ihre politische Bedeutung 
richtig würdigen zu können, müssen wir etwa mit folgender Betrach- 
tungsweise dem Globus gegenübertreten: 

Auf zwei plausible Arten läßt sich der Globus halbieren, um die 
Weltkarte zu einem übersichtlichen Bilde aufzurollen. Entweder man 
nimmt Zukunftsmöglichkeiten voraus, rückt Amerika in die Mittellage 
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und bewahrt das einheitliche Bild des gesamten Stillen Ozeans. Dann 
hat (Skizze I) die Globushalbierung etwa durch den 70. Grad westlicher 
Länge zu gehen, der mitten durch die Magelhaenstraße führt, bei der 
östlichsten Einbuchtung Südamerikas beinahe die Gestade des Stillen 
Ozeans berührt und mitten durch den Westindischen Archipel hinauf 
nach dem Nantucket Island und dem Beginn fjordartiger Verbreiterung 
des St. Lorenz-Stromes verläuft. Dann wird im Osten wie im Westen 
der Rand der Weltkarte durch den 110. Grad östlicher Länge gebildet. 
Dadurch bleibt der Stille Ozean mitsamt ganz Australien eine Einheit, 
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Die Weltkarte, von Europa aus gesehen. 


und die westliche Hälfte des Kartenbildes endet am Westrande vom 
Borneo und Ostrande von Siam. Das Asiatische Festland aber ist hoff- 
nungslos durchschnitten. 

Diesem Teilungsgrundsatz nähert sich sehr stark die Weltkarte von 
Berghaus in der Bearbeitung von Professor Hermann Haack, die bei 
Justus Perthes in Gotha mit englischer Beschriftung erschienen ist und 
offensichtlich der Verbreitungsmöglichkeit in Amerika bevorzugt Rech- 
nung trägt. 

Die andere Möglichkeit, die der Alten Welt besser gerecht wird, ist 
die einer Globushalbierung ungefähr durch den Meridian von Ham- 
burg. das ist den 10. Grad östlicher Länge. Diese Halbierung (Skizze II) 
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hat den Vorzug, daß sie etwa mit dem 170. Grad westlicher Länge auf der 
Rückseite genau zwischen Asien und Amerika durch die Beringsstraße 
hindurchführt, also ohne jede bisher übliche Abschneidung ganz Amerika 
auf der westlichen, ganz Asien auf der östlichen Hälfte der Weltkarte beläßt. 

Die Halbierung des Stillen Ozeans ist in diesem Falle die denkbar 
vollständigste, schneidet die Teilungslinie doch gerade die Mitte der 
Strecke von San Franzisco bis zu dem westlich genau gegenüberliegenden 
Punkte der japanischen Ostküste. Ganz Australien einschließlich Neu- 
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Meridian von 


O ungelährer Mittelpunkt 
Westeuropas | 


seeland verbleibt in diesem Falle natürlich mit dem ungeteilten Indischen 


Archipel auf der östlichen Hälfte der Weltkarte. 

Für die glückliche Wahl dieser Mittellinie spricht ferner die beachtens- 
werte Tatsache, daß der Meridian von Hamburg sowohl eine Halbierung 
des gegliederten Teils von Europa, d. h. der Linie von der Westküste 
Portugals bis zum Bosporus darstellt, als auch eine Scheidung des durch den 
Guineabusen im Süden begrenzten Nordwest-Afrika von dem bis Kapstadt 
reichenden östlichen Massiv dieses Erdteils. Die von dieser Mittellinie 
ausgehende Anordnung der Weltkarte veranschaulicht am deutlichsten 
die tatsächliche Weltverkehrslage Deutschlands. 
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Wir haben Europa in zwei wesensverschiedene Teile 
zu zerlegen: den gegliederten Westen und den ungeglieder- 
ten Osten. Der gegliederte Westen (Skizze III) zieht alle natürlichen 
Vorteile aus der engen Berührung mit dem Meer und profitiert großen- 
teils obendrein auch noch vom Golfstrom. Er gibt das eigentliche Bild 
einer beispiellos vielgestaltigen Halbinsel des eurasischen 
Riesenkontinents, wogegen der ungegliederte Osten von dem asiati- 
schen Festland nur durch geographische Künsteleien zu trennen ist. 

Die Zweiteilung hat etwa anzusetzen an der Wurzel der skandinavi- 
schen Halbinsel, d. h. an dem Meridian, der von Hammerfest über Tornea 
und Riga nach der Bucht von Kavalla führt. Dieser Meridian gibt eine 
Halbierung Gesamteuropas in ostwestlicher Richtung vom Ural bis zur 
Westküste Irlands. Selbstverständlich kann man das gegliederte und das 
ungegliederte Europa in Wahrheit nicht so schematisch gradlinig teilen. 
Die Trennungslinie greift zunächst östlich bis Petersburg aus, dann aber 
westlich zur Einbeziehung des eigentlichen Polen und des größten Teils 
der alten Donaumonarchie. 

Deutschland bildet unverkennbar den Übergang vom 
gegliederten zum ungegliederten Europa. Durch die Lage an 
der Ost- und Nordsee und die tiefe Einbuchtung seiner Strommündungen 
in diese Meere, auch durch die geringe Entfernung seiner südlichsten 

eile vom Mittelmeer genießt es noch die Vorteile des gegliederten Cha- 
rakters Westeuropas, indessen der Osten Preußens schon merklich hinüber- 
führt in die Weiträumigkeit des ungegliederten Europa. Es ist schwer, 
irgendeine verkehrlich brauchbare Diagonale durch Europa zu ziehen, 
die nicht deutschen Boden schneidet. Besonders wenn man nicht das ver- 
zerrte Bild der auf die Ebene projizierten Landkarte zugrunde legt, 
sondern die natürliche Form des Globus zu Rate zieht, kann man mit 
einwandfreier Klarheit feststellen, daß der Schwerpunkt des unregel- 
mäßigen Vierecks, als das sich das gegliederte Europa zwischen dem 
Kap St. Vincent (Portugal), der Erris-Spitze (Irland), dem Nordkap und 
der Bucht von Kawalla darstellt, in Mitteldeutschland liegt. 
Während durch Rhein, Weser und Elbe, Oder, Weichsel, Pregelund Memel 
dieVerbindungen des deutschen Binnenlandes mit dem Atlantischen Ozean ge- 
geben sind, schafft die Donau eine Verkehrsgemeinschaft auch mit dem unge- 
gliederten Europa, mit Randländern des Schwarzen und Kaspischen Meeres. 

Das gegliederte — germanische und romanische — Europa ist eine 
Welt für sich, das eigentliche Europa, das in Wirtschaft, Technik 
und Verkehr, in Kultur und Kunst für die ganze Welt bahnbrechend ge- 
wesen ist. Das ungegliederte — slawische — Europa richtet 
seinen Blick auf Asıen. Das war so zur Zeit des russischen Zarentums, 
das seine Herrschaft über ganz Nordasien bis zum Stillen Ozean ausge- 
dehnt hat, und das ist auch heute so in der Zeit des Bolschewismus, der 
nicht nur an der Herrschaft über Nordasien festhält, sondern auch eifrig 
an der Arbeit ist, Mittel-, Süd- und Ostasien unter Nutzung der dort ent- 
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fachten nationalen Bewegungen in die Kreise der Weltrevolution einzu- 
beziehen und mit bolschewistischem Einfluß zu durchtränken. 
Deutschland fällt es zu, die Wacht zu halten am Übergang vom euro- 
päischen zum asiatischen Europa, wie es auch wirtschaftlich und verkehrs- 
politisch einen Übergang dorthin bildet, dessen Ausschaltung um so törich- 
ter wäre, als nach Maßgabe der Tatsachen und Erfahrungen eine Wieder- 
belebung der russischen Wirtschaft in europäischem Sinne ohne technische 
Mitwirkung von deutscher Seite praktisch undurchführbar erscheint. 


WELTSCHAU 
EIN GEOPOLITISCHES BEKENNTNIS DES FINNISCHEN AUSSENMINISTERS. 


Einer der Herausgeber dieser Zeitschrift hatte vor einiger Zeit in Helsingfors eine 
längere Unterhaltung mit dem derzeitigen finnischen Minister des Äußeren, der sich bei dieser 
Gelegenheit als eine politische Persönlichkeit von ausgeprägt geopolitischer Einstellung 
zeigte, die auch seine praktische Außenpolitik beherrscht. Hjalmar J. Procopé, der 
früher auch zur Finnischen Gesandtschaft in Berlin gehörte, ist mit seinen 35 Jahren, 
die er heute zählt, bereits zweimal Handelsminister gewesen und beherrscht demgemäß 
eine genaue Kenntnis der Handelsinteressen seines Landes, ohne daß er die großen außen- 
politischen Fragen etwa lediglich nach wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten beurteilte. 
Er betonte vielmehr die durch die geographische Lage heutzutage stark bedingte Politik 
der Staaten und äußerte sich über die Lebensbedingungen des Landes, dessen Außen- 
politik er leitet, wie folgt: Finnland, schon früher ein autonomer Staat, durch den Welt- 
krieg selbständig geworden, gehört zum Kreise der Ostsee- und Nordischen Staaten. In 
dieser Hinsicht weisen die Beziehungen Finnlands in erster Linie zwei Richtungen auf, 
die sich übrigens nicht ausschließen, sondern einander komplettieren: eine westliche nach 
Skandinavien und eine südliche nach Balticum und Polen. Wie Finnland rein geographisch 
ein Teil von Fenno-Skandia ist, steht es durch die historische Entwicklung und große 
Übereinstimmung in kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht Schweden und durch 
Schweden den übrigen skandinavischen Ländern besonders nahe. In 600 Jahren war 
Finnland bis zum Jahre 1808 mit Schweden verbunden, und noch immer weist die admini- 
strative, kulturelle und wirtschaftliche Struktur die größte Ähnlichkeit auf. — Ander- 
seits liegt es ja natürlich auch auf der Hand, daß besondere Beziehungen zwischen Finn- 
land und den baltischen Staaten und Polen bestehen, von denen Estland an der anderen 
Seite des schmalen Finnischen Meerbusens liegt, Lettland nur eine Tagesreise von der 
Südküste Finnlands entfernt ist und Polen beinahe genau dieselbe Zeit wie Finnland unter 
dem zaristischen Joche war. In der geographisch-politischen Lage Finnlands und der 
letzterwähnten Länder liegt die maßgebende Ähnlichkeit darin, daß sie alle an der Grenze 
Osteuropas liegen. — Auch mit den übrigen Staaten an der Ostsee hat Finnland rege 
Beziehungen. Der Minister betonte die freundschaftlichen Beziehungen zwischen Finn- 
land und Deutschland und wies ganz besonders auf die bedeutenden Einflüsse, die Finn- 
land in verschiedenen Epochen aus Deutschland bekommen hat, sowie auf den lebhaften 
Handel, der von alters her zwischen Finnland und Deutschland bestand. 

In den großen historischen Epochen, die die Ostseeländer durchgemacht haben, hat 
die Ostsee die Beziehungen zwischen den Völkern möglich gemacht. Für Finnland hat 
die Ostsee und deren Meerbusen die Wege zu den anderen Ostseeländern, in erster Linie 
zu den am nächsten liegenden, geöffnet, auf einmal aber den Ausfuhrweg nach Westeuropa 
und den überseeischen Ländern gebildet. -— Über die tagespolitischen Fragen hin ist dies 
eine unverneinbare Tatsache. 

Was aber immer Finnland in den Gesamtrahmen der heutigen Politik einstellt — 
die stark und zuversichtlich betonte Schlußbermerkung des Ministers ging doch selbstver- 
ständlich dahin, daß Finnland finnische Politik, die Politik der Selbständigkeit und Frei- 
heit, im friedlichen Zusammenwirken mit andern Völkern zu treiben habe. 
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DIE TEILUNG DER ERDRÄUME. 


Ein vortreffliches, in seiner geschickten Aufmachung wirklich den Anforderungen 
der Zeit gerecht werdendes Hilfsmittel für schnelle Unterrichtung über die erdräumlichen 
Tatsachen, auf denen Weltpolitik und Weltwirtschaft aufbauen, liefert „Westermanns 
Weltatlas“, der uns in der Bearbeitung von Adolf Liebers bereits in 13. Auflage vor- 
liegt (Georg Westermann, Braunschweig). Wir haben hier einen Geschichtsatlas sowohl 
wie einen Atlas der gegenwärtigen politischen Staatengebilde und einen Wirtschaftsatlas 
in einem Bande vereint, der sich durch größte Handlichkeit auszeichnet. Den Karten 
steht jeweils ein auf den gleichen Raum beschränkter, durch viele Tabellen unterstützter 
Textteil geschichtlichen, politischen und wirtschaftlichen Inhalts zur Seite. Was Prof. 
Dr. G. Groeber auf dem ganz engen Raum des Textes zu den Geschichtskarten an ebenso 
scharfer wie knapper Charakterisierung der einzelnen Epochen und des Grundverlaufs der 
Weltgeschichte geliefert hat, steht in dieser Präzision unerreicht da. Auch die Texte der 
Wirtschaftskarten sind von R. Barmm sehr geschickt zusammengestellt, bedürfen aller- 
dings schon heute mancher Korrektur und Ergänzung. Eine Lücke, die bestimmt der 
Ausfüllung bedürfte, ist dadurch entstanden, daß die Wirtschaftskarten in erster Linie die 
Ausfuhr, daneben die Gesamtproduktion, aber gar nicht die wirtschaftlichen Möglich- 
keiten berücksichtigen, die beispielsweise eine Übersicht über die Mineralvorkommen, 
Erdöl usw., einschließlich der noch ungenutzten bieten würde. Ausdrücklicher Einspruch 
muß dagegen erhoben werden, daß auch noch in der 13. Auflage auf Blatt 27 und 32 ein 
irreführendes Bild von dem Anteil der Polen an der mitteleuropäischen Bevölkerung ge- 
geben wird, was um so bedenklicher ist, als dieses wertvolle Nachschlagwerk selbstverständ- 
lich auch von Ausländern benutzt wird und ihnen geradezu den Gedanken suggeriert, daß 
unberechtigte politische Ansprüche der Polen seitens der deutschen Wissenschaft als ethno- 
graphisch berechtigt behandelt werden. Es ist natürlich ganz unzulässig, die obendrein 
evangelischen Masuren, die durch ihre Abstimmung ihre deutsche Einstellung zweifelsfrei 
bekundet haben, im gleichen Farbenton wiederzugeben wie die Polen; auch die Kaschuben 
im nördlichen und mittleren Westpreußen sind nur entfernte Vettern der Polen. 

Mit Genehmigung des Verlages geben wir hier eine sehr instruktive Übersicht über 
die Aufteilung der Erdräume nach dem Kriege wider. Es muß allerdings vorweg bemerkt 
werden, daß diese Aufstellung kritisch gelesen werden will und die Zahlen teilweise nach 
den neuesten internationalen statistischen Nachschlagewerken bereits einer zum Teil 
nieht ganz unwesentlichen Korrektur bedürfen. 


AUFTEILUNG DER ERDE NACH DEM KRIEGE. 
(11000000 qkm arktische Gebiete, von denen noch 400000 qkm den Engländern ge- 
hören, sind nicht mitgerechnet.) 
A. Dem Flächeninhalt nach (gkm in 1000): 
I. Europäische Staaten. 


Austra- 
lien 


Gesamt- 


Länder . 
reiche 


Europa 


England 
Rußland. — 
Frankreich . 8 22 12 660 
Deutschland vor dem | 
Kriege . 245 3510 
Belgien — 2 450 
Portugal . 20 | 91 — 2 210 
Niederlande 1500 130 — | 34 400 2 060 
Italien. . = -- 1600 312 = 1910 
Spanien . 30 505 Ze 820 
Deutschland . $ . I 474 — 474 
Europäisch. Besitz. | 24 100 10 620 | 28830 10000 8830 82 500 
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II. Außereuropäische Staaten. 


Austra- | Gesamt- 


Länder Asien | Amerika Europa ien Teiche 
China 11 100 = 5 — | 11100 
Vereinigte Staaten . 300 9400 — 18 9700 
Brasilien — 838 500 — — 3500 
Argentinien — 3 000 — — 3 000 
Japan 680 — — 2,5 | 680 
Erdteile. . . | 44000 | 43000 | 30000 | 10000 ` 9000 | 136 000 


Essindineurop.Besitz | 55% 25% 


$ 


96% | 100% fast 100% 60 % 


B. Der Einwohnerzahl nach (Angaben in 1000): 


I. Europäische Staaten. 


England. ..... 325000 11 300 
Rußland. . . Bez 30 000 — 
Frankreich. 1 85 17 000 500 
Deutschland vor dem 

Kriege 230 — 
Deutschland . — — 
Niederlande 47 000 200 
Italien — | — 
Belgien 
Spanien . PS 
Portugal. ..... 400 — 


Europäischer Besitz 


Europa 


463000 7930 1720 000 


Austra- Gesamt- 
lien reiche 


| 
| 
46 300 | 7600 | 451000 


112000 ` — 142 000 
39 100 90 92 000 
68000 | 640 30 400 

61000 — į 61000 
6 800 200 54 200 
2387000 — 40 300 
7500 — 25 500 
20800 | — | 21400 
58000 — | 13900 


II. Außereuropäische Staaten. 


Länder 


China 


Ver. Staaten 9 100 107 100 
Japan 78 000 = | 
Brasilien — 30 500 
Argentinien — | 8500 


Erdteile 


Unter Europas Herr- 


schaft stehen 47% | 6% 


Amerika 


900 000 212 000 


Austra- | Gesamt- 
lien Teiche 


— — 330 000 
— 250 118 000 
— | 70 78 000 
— | — 230 500 
— — | 8 500 


463000 7930 1026 000 


l 


100% 96% 60% 
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Es stehen somit nach dem Weltkrieg 


8 -å g — 

33 5 en 22 
S. ru O u > h 
aa | ga Am | SR 
8 8 * g. „ *. 
S ro S © 
P > > > 


9 9%, 

unter europ. Herrschaft unter belgisch. Herrschaft 1,7 1,5 
„ engl. = 6,2 »  portugies. „, 1,6 | 0,8 
„ russischer „ 15,4 83 „ niederländ. „, 15 3.2 
„ französ. , 9,3 5, 4 » italienisch. „, 1,4 2,3 
„ chinesisch. „, 8,2 | 19,2, , spanischer „, 06 1.2 
„ ver.-staatl. , 7,1 68" japanischer » 0,5 4.5 
„ brasilian. ,, 6.3 18. deutscher 0,3 | 3,5 
„ argentin. „, 2.2 0,5 dasselbe vor dem Kriege 2,6 4.9 


Dem letzten Teil der Aufstellung, dem Vergleich zwischen Verfügungsgewalt über 
den Anteil der einzelnen Mächte an dem Erdboden und an de. Bevölkerung, glauben wir 
eine von anderer Grundlage ausgehende Aufstellung entgegenhalten zu sollen. Ein wirk- 
lich klares Bild der Verteilung der Erdräume unter die herrschenden Mächte ergibt sich 
selbstverständlich erst dann, wenn man nicht die Gesamtbevölkerung des be- 
herrschten Bodens in Rechnung stellt, sondern die Bevölkerung des Stammlan- 
des mit der Gesamtheit des beherrschten Bodens vergleicht. Hieraus ergibt sich ein noch 
viel krasseres Bild weltpolitisch überernährter und unterernährter Staaten 
und Völker. Vergleicht man nämlich die insgesamt 136 qkm bewohnbare Erdoberfläche 
mit den insgesamt rund 1700 Millionen Erdbewohnern, so ergibt sich im großen Durch- 
schnitt J qkm für 121% Köpfe, oder es entfallen auf eine Million Menschen 80000 qkm. 
Nach dieser Formel: 1 Million Menschen = 80000 qkm Durchschnittsanspruch läßt sich 
errechnen, welche Völker in übermäßigem Bodenbesitz und welche in großem Boden- 
mangel leben. 


Formel: 1 Million Köpfe = 80000 qkm. 


a bei Mill. "7 Normal, 
Enden | eilt I oogen Nor ie 


England 44 | 35 600 3 520 
Portugal ........ 6 | 2 500 480 
Frankreich (ohne rn 37 | 12 660 2 960 
Belgien ; Th 2 450 600 
Vereinigte Staaten 105 10 200 8 400 
Spanien. n 21 N 845 1 680 
Italien 38 1910 2 960 
Japan e 55 | 684 4 400 
Deutschland. 60 472 4 800 
Mitteleuropäisch. Deutsch- | 

tum we 2 2 80 | 556 6 400 


Also: Groß-Britannien, das in den heutigen Grenzen seines Stammlandes (also ohne 
den autonomen Teil Irlands) 44 Millionen Briten zählt, herrscht in allen fünf Erdteilen 
zusammen über 35,6 Millionen qkm, indessen ihm nur 3,5 Millionen qkm zukämen. Es 
hat mehr als das Zehnfache der ihm gebührenden Ausdehnung auf dem Erden- 
raum. Deutschland aber. das 4,8 Millionen qkm nach Maßgabe seiner Bevölkerung als 
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deren natürlichen Nahrungsspielraum beanspruchen könnte, besitzt noch nicht 
ein Zehntel dieser Fläche. Das erdräumlich zusammenwohnende, durch künstliche 
Staatsgrenzen getrennte Deutschtum in Mitteleuropa, das — ohne Einrechnung der 
Deutsch-Schweizer — rund 80 Millionen Köpfe zählt (auch die zerstreuten deutschen Sied- 
lungen, wie etwa in Rußland, keineswegs mitgerechnet), besitzt an eigenstaatlichem Boden 
in Deutschland und Österreich zusammen nur 556000 qkm bei natürlichem Anspruch auf 
6,4 Millionen. Damit ist Deutschland und das Deutschtum hinsichtlich des Bodenbesitzes 
in schlimmster Weise unterernährt, ist bei der heutigen Verteilung der Erdräume durch- 
aus und bei weitem Letzter. Dr. A. D. 


BUCHERSCHAU. 


CLEMENS VON DELBRÜCK: DIE WIRTSCHAFTLICHE MOBILMACHUNG IN 
DEUTSCHLAND 1914. Verlag für Kulturpolitik, München 1924. 


Das Buch bietet mehr und bietet weniger als der Titel verspricht. Es bietet mehr, 
weil der älteste Sohn des verstorbenen Staatsmannes, Joachim von Delbrück, den Auf- 
zeichnungen seines Vaters Ergänzungen beigefügt hat, die ein abgerundetes Lebens- 
bild abgeben. Es bietet weniger, weil die Fragen der wirtschaftlichen Mobilmachung 
doch nur einen recht kleinen Teil des Gesamtwerkes einnehmen. Immerhin wird über 
einen wichtigen Punkt in dieser Beziehung aktenmäßige Klarheit geschaffen: Der 26. Mai 
1914 erschien bisher als ein schwarzer Tag in der Vorgeschichte des Krieges, weil ein 
kurzes Pressereferat des offiziösen Telegraphenbureaus über die an diesem Tage unter 
Vorsitz von Clemens von Delbrück abgehaltene Sitzung des wirtschaftlichen Ausschusses 
den Eindruck erwecken mußte, als ob die maßgebenden Regierungsstellen sich wirt- 
schaftlicher Kriegsvorsorge gegenüber verständnislos und ablehnend verhielten. Dem 
Schreiber dieser Zeilen war es, nachdem er 20 Jahre lang — angefangen von der auch durch 
den Widerstand des fast allmächtigen Ministerialdirektors Altboff nicht gehemmten 
Werbearbeit für die Errichtung einer Technischen Hochschule in Danzig — dem wohl- 
verdienten Förderer seiner Heimatprovinz die Stange gehalten, besonders schmerzlich, 
sich nunmehr in Sachen der wirtschaftlichen Kriegsvorsorge scharf kritisch gegen den 
Staatssekretär von Delbrück wenden zu müssen. Um so lieber ergreift er nunmehr die 
Gelegenheit zu berichtigen, was in dieser Beziehung in seinem Buch „Wirtschaftskrieg 
und Kriegswirtschaft (E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1920) auf S. 161/62 und 165 ff. gesagt 
ist, soweit es auf die Person Clemens von Delbrücks zu beziehen ist. Aus Delbrücks Auf- 
zeichnungen und bis dahin unveröffentlichten Reden geht überzeugend hervor, daß er 
für sein Teil den Fragen der wirtschaftlichen Mobilmachung einen lebhaften Anteil 
gezollt hat, daß aber die Kartenhauspolitik Bethmann-Hollwegs und die unbegrenzte 
Verständnislosigkeit des damaligen Reichsschatzsekretärs Kühne gegenüber deutschen 
Lebensfragen ihn aufs schwerste gehemmt hat. Bei aller Sorge um Vorbereitung der 
wirtschaftlichen Mobilmachung sah Delbrück sich gezwungen, sich zumindest in der 
äußeren Taktik auf die Bethmannsche Richtung einzustellen, die mit ihren kleinen 
Militärvorlagen und der offiziellen Ableugung wirtschaftlicher Kriegsvorsorge der Außen- 
welt ein Musterbeispiel deutscher Friedensliebe geben wollte, während er tatsächlich nur 
die Kıiegslust der Gegner im Hinblick auf einen ihnen durch Deutschland selbst scheinbar 
leicht gemachten Sieg schürte. Auch aus den Aufzeichnungen Delbrücks bestätigt sich 
doch nur wieder, daß es ein Fehler war, von dem wirtschaftlichen Generalstab abzu- 
sehen. Als General von Freytag-Loringhoven mit dem Referenten im Jahre 1912 für 
den großen Generalstab eine Übersicht über die Aufgaben der volkswirtschaftlichen 
Kriegs vorsorge verabredete, die später im 10. Jahrgang der., Vierteljahrshefte für Trup- 
penführung und Heereskunde“ erschien, war alles Bemühen um Festhalten an dem 
Gedanken, die einzigartige Autorität des Großen Generalstabes auch für die wirtschaft- 
liche Mobilmachung einzusetzen, erfolglos; die vorsorgenden Arbeiten wurden viel- 
mehr dem Kriegsministerium zugeschoben, obgleich hier die Energie zur Überwindung 
der Ressortschwierigkeiten schwerlich erwartet werden konnte. Delbrück stand sach- 
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lich auf dem gleichen Standpunkt, dem sich auch der Generalstab hinsichtlich der Not- 
wendigkeit wirtschaftlicher Mobilmachung angeschlossen hatte, blieb aber praktisch 
durch die Ressortschwierigkeiten schwer gehemmt. Es erforderte den ganzen Pflicht- 
eifer des Beamten altpreußischen Stils, um trotzdem wenigstens noch das Maß von 
Vorsorge zu treffen, über das in dem vorliegenden Buch berichtet ist, mit dem die Pietät 
des Sohnes dem augezeichneten Vater ein verdientes Denkmal gesetzt hat. Dr. A.D. 


ERICH OBST: „RUSSISCHE SKIZZEN“. Mit 174 Abbildungen und einer Karte. 
Kurt Vowinkel in Berlin, 1925. 


Es ist zweifellos anzuerkennen, daß der Verfasser dieser Reiseskizzen erfolgreich 
bemüht gewesen ist, sich vor Potemkinschen Dörfern besser zu hüten als eine ganze 
Anzahl anderer Rußlandreisender der neuesten Zeit. Immerhin macht sich eine gewisse 
Unsicherheit im Beobachten und im Urteil geltend. Ist man zunächst geneigt, die Zweifel 
an der Sicherheit der Beobachtung, die beim Lesen recht häufig auftauchen, durch die 
Rücksichten zu erklären, die der Verfasser naturgemäß bei Absendung der einzelnen 
Manuskripte, die zunächst als Zeitungsartikel erschienen sind, auf die russische Zensur 
nehmen mußte, so löst ein kurzer Absatz auf S. 137/38 alle Rätsel. Mit naiver Offen- 
herzigkeit erzählt hier der Verfasser: „Am nächsten Morgen freuten wir uns beim Auf- 
wachen über den ausgezeichnet ruhigen Gang unseres Turbinendampfers. Es ging mir 
wie einstens bei der Ausfahrt von Hamburg nach Ostafrika, wo ich am nebligen Morgen 
auf Deck kam und in der Meinung, wir wären im Kanal, unsere brave ,, Gertrud Woer- 
mann“ nicht genug loben konnte; unter schallendem Gelächter der Besatzung wurde 
ich damals aufgeklärt, daß wir wegen dichten Nebels auf der Unterelbe vor Anker lagen. 
Aus dem gleichen Grunde lagen wir auch heute fest.“ Ein Irrtum dieser Art ist erklärlich 
bei einem Geschäftsreisenden, der höchstens im Nebenamt Naturbebeobachter ist, wirft 
aber auf das Beobachtungstraining eines Forschungsreisenden doch ein recht wenig 
vorteilhaftes Licht. Wir fürchten, daß die Sowjetmächtigen in Moskau manche Be- 
merkung des Verfassers ähnlich aufnehmen wie die Besatzung jenes Woermann-Dampfers. 


A.D. 


PAUL MAHN: „KAISER UND KANZLER, Der Beginn eines Verhängnisses.“ Alf. 
Häger, Verlag, in Berlin. 


Seit einem Menschenalter hat sich Dr. Mahn in das Problem des März 1890 ver- 
tieft und die Seelenkunde Bismarcks und Wilhelm II. zu ergründen bemüht. Jetzt, 
nachdem so viele Geheimfächer von Schreibtischen der damals nächstbeteiligten Per- 
sonen geöffnet sind, hat er alle einschlägigen Erinnerungswerke unter dem Gesicht- 
punkt jenes Märzverhängnisses peinlich durchforscht und sich entschlossen, auf diese 
vielen Gewährsleute gestützt, seine psychologische Beurteilung des Falles Kaiser und 
Kanzler als eifriger Anwalt Bismarcks zu veröffentlichen. In welchem Maße Paul 
Mahn sich in die Scele eines fremden Genossen hineinzusetzen vermag, hat er in 
früheren Jahren durch seine einzigartige Nachdichtung des Properz dargetan, Auch 
in diesem neuesten Werk wird die Klarheit des Gedankenganges noch verstärkt durch 
eine vorbildliche Sauberkeit der Sprache. Ein Anhang von fast 400 Beweisstücken 
bezeugt die gewissenhafte Nachprüfung jedes zur Kennzeichnung der behandelten 
Persönlichkeiten gebrauchten Wortes. A.D. 


ERWIN SCHEU: „DEUTSCHLANDS WIRTSCHAFTSGEOGRAPHISCHE HAR- 
MONIE“ mit 70 Karten im Text. Verlag von Ferdinand H irt in Breslau 1924. 


Mit Bienenfleß hat der Verfasser (Professor an der Universität Leipzig) sich 
bemüht, aus dem sehr lückenhaften einschlägigen Material der amtlichen Statistik ein 
Bild von den wechselseitigen Abhängigkeiten und Ergänzungen des inneren Marktes 
in Deutschland herauszuarbeiten und in vielen Kartenskizzen anschaulich darzulegen. 
Leider wirkt der Titel des Buches irreführend, und von diesem Titel ausgehend wird 
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der Laie auch beim Lesen des Textes und beim Betrachten der Karten allzu leicht 
veranlaßt, an die tatsächlich doch durchaus nicht vorhandene Selbstgenügsamkeit 
des inneren Marktes Deutschlands zu glauben und unsere gerade gegenwärtig so 
schwere Sorgen verursachende Abhängigkeit vom Weltmarkt zu übersehen oder 
wenigstens zu unterschätzen. So kann die Arbeit von Scheu als Teilbeitrag zur 
Geoökonomie nur unter dem Vorbehalt anerkannt werden, daß sie zwar dazu ge- 
eignet ist, die verschiedenen Landesteile unseres Reiches über die wechselseitige Ab- 
hängigkeit voneinander aufzuklären, aber doch immer mit dem Vorbehalt der Er- 
gänzung durch die nun einmal unerläßlichen Beziehungen zum Weltmarkt betrachtet 


werden darf. A.D. 


BÜCHEREINGÄNGE. 
Theodor Wolff: DAS VORSPIEL. Verlag für Kulturpolitik, München 1924. 


Alfred von Tirpitz: ERINNERUNGEN. Gekürzte Volksausgabe, bearbeitet von 
Fregattenkapitän a. D. Erich Edgar Schulze. Verlag K. F. Koehler, Leipzig 1925. 


Winston S. CHURCHILL, ehemaliger englischer Marineminister: WELTKRISIS 
1911—1914. Berechtigte deutsche Ausgabe übersetzt von Hellmut von Schulz, 
Fregattenkapitän a. D. Verlag K. F. Koehler, Leipzig 1924. 


Mussolini: REDEN. Eine Auswahl aus den Jahren 1914 bis Ende August 1924. 
Herausgegeben von Dr. Max H. Meyer. Verlag K. F. Koehler, Leipzig 1925. 


Dr. Friedrich Zahn, Präsident des Bayer. Statistischen Landesamtes: BAYERN 
UND DIE REICHSEINHFIT. Verlag Carl Gerber, München 1925. 


Theodor Hahn, Heilbronn: WOODROW WILSONS WORTE, Als Rechtfertigung 
der Revision des Versailler Vertrags. Im Selbstverlag des Verfassers. Druck 
von Otto Weber, Heilbronn a. N. 


Henry T. Allen, General: MEIN RHEINLAND- TAGEBUCH. Autorisierte deutsche 


Ausgabe. Zweite, durchgesehene Auflage. 6.— 10. Tausend. Verlag Reimar 
Hobbing, Berlin. 


Dr. Hermann Levy, a. o. Professor a. d. Techn. Hochschule Berlin: DIE GRUNDLAGEN 
DER WELT WIRTSCHAFT. Eine Einführung in das internationale Wirtschafts- 
leben Verlag B. G. Teubner, Leipzig. 


Prof. Dr. Th. Plaut, Privatdozent an der Universität Hamburg. DEUTSCHE HAN- 
DELSPOLITIK. Ihre Geschichte, Ziele und Mittel. Verlag B. G. Teubner, 
Leipzig. 


Dr. phil. O. Franke, Ord. Prof. a. d. Hamburgischen Universität: DIE GROSSMÄCHTE 
IN OSTASIEN VON 1894 BIS 1914. Ein Beitrag zur Vorgeschichte des Krieges. 
Herausge ‚eben mit Unterstützung der Hamburgischen Wissenschaftlichen Stif- 
tung. 1923. Verlag Georg Westermann, Braunschweig und Hamburg. 


POLITISCHE UND VERKEHRSKARTE DER SOWJETREPUBLIKEN. Bearbeitet 
von Alex Rado. 1:4000000. Verlag Georg Westermann, Braunschweig und 
Hamburg. 


HISTORISCHE ZEITSCHRIFT. Herausgegeben von Friedrich Meinecke und Fritz 
Vigener. Der ganzen Reihe 130. Band, 3. Folge — 34. Band, 3. Heft. 1924. 
Verlag R. Oldenbourg, München und Berlin. 


Walther Vogel, Prof. an der Universität Berlin: DAS NEUE EUROPA und seine 
historisch-geographischen Grundlagen. Zweite veränderte und bis auf die 
Gegenwart ergänzte Auflage. Mit 10 Kartenskizzen. Verlag Kurt Schroeder, Bonn 
und Leipzig, 1923. 
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Fritz Hartung: DEUTSCHE GESCHICHTE vom Frankfurter Frieden bis zum 
Vertrag von Versailles 1871 bis 1919. Zweite, neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage der Deutschen Geschichte von 1871 bis 1914. Verlag Kurt Schroeder, 
Bonn und Leipzig, 1924. 


DIE DEUTSCHEN VERGELTUNGS-MASSNAHMEN IM WIRTSCHAFTSKRIEG. 
Herausgegeben von Friedrich Lenz (Prof. der Volkswirtschaftslehre der Universität 
Gießen) und Eberhard Schmidt (Prof. der Rechte der Universität Breslau). Heft 9 
der Bonner Staatswissenschaftlichen Untersuchungen. Mit einer Gesamtbilanz des 
Wirtschaftskrieges 1914—1918. Verlag Kurt Schroeder, Bonn und Leipzig, 1924. 


Hans Herzfeld: DIE DEUTSCHE RÜSTUNGSPOLITIK VOR DEM KRIEGE. Die 
erste aktenmäßige Darstellung der für den Gang des Weltkrieges bestimmenden 
Entstehungsgeschichte der deutschen Heeresgesetze von 1911—1913. Verlag 
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DIE KONSTELLATION UM KÖLN. 
Von ERNST PRINZ VON RATIBOR. 


„Nichtswürdig ist die Nation, die 
nicht ihr Alles freudig setzt an 
ihre Ehre. 

Für den aufgeklärten deutschen Berufspolitiker unserer Zeit lohnt 
es sich bekanntlich kaum noch, über solch eine vergilbte Phrase, solch 
törichte Ritterromantik auch nur die Achseln zu zucken. Man weiß 
heute natürlich längst, daß nur die immanenten Gesetze der Wirtschaft 
die Völker gegen- und nebeneinander treiben und daß das ganze deutsche 
Problem eigentlich nur mit den Tabellen der Wirtschaftsstatistik gelöst 
werden kann. Weil die Weisheit unserer ,, Realpolitiker“ so überzeugend 
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ideal- und ideenarm ist, glaubt sie alles Wesentliche von der englischen 
Staatskunst gelernt zu haben. Die Mehrzahl dieser Herren, die ihre um- 
fassende berufliche Vorbildung bekanntlich in örtlichen Parteiorgani- 
sationen genoß und sich damit ausreichenden Anspruch auf erfolg- 
reiche Betätigung als Weltpolitiker zuspricht, ist sich aus diesen 
Gründen völlig darüber klar, daß Wilhelm Cuno, ehemals Reichskanzler 
der deutschen Republik, die hilfloseste und verhängnisvollste Erscheinung 
war, die jemals als verantwortlicher Staatsmann versagt hat. Es konnte 
natürlich auch gar nicht anders kommen, wenn man einen „Nicht- 
fachmann“, einen Parteilosen in einem unglücklichen Augenblick 
auf diesen hohen Posten stellte. Der Beweis ist bekanntlich sehr ein- 
fach, denn man braucht ja nurnachzurechnen, was uns das Ruhrabenteuer 
summa summarum gekostet hat. 

Darf sich der Verfasser dieser Zeilen — ebenfalls ein Parteiloser —, 
der im übrigen mit Herrn Cuno weder verwandt noch verschwägert ist, 
die Frage gestatten, wann unsere politische Führung es für opportun 
halten wird, dem ganzen Volke endlich einmal klarzumachen, was wir 
der „„Desperadopolitik‘“ dieses Mannes eigentlich in Wahrheit zu ver- 
danken haben. Möglich, daß Herrn Cuno und seinem alle überragenden 
Berater bei der Proklamation des Widerstandes gegen den flagrantesten 
Völkerrechtsbruch und die roheste Macht- und Unterdrückungspolitik 
alle Konsequenzen seines Vorgehens nicht klar gewesen sein mögen, daß 
er den unendlich opfervollen Weg bis zur endlichen Aufgabe dieses Wider- 
standes nicht in allen Einzelheiten übersehen haben mag. Er hatte jeden- 
falls mit hohem staatsmänischen Instinkt die Würde und die Klugheit, 
an die.besten Eigenschaften seines Volkes zu appellieren, und der Er- 
folg hat ihn und seine Politik glänzend gerechtfertigt! Vor dem Ruhr- 
einbruch — Deutschland die wilde, tückische Bestie, die jedermann 
gegen sich hatte. Nach der Kapitulation — ein isoliertes Frankreich 
und eine gänzlich veränderte Weltkonstellation zu unseren Gunsten. ` 
Was Cuno und Helfferich gesät haben, haben andere geerntet. Der eine 
fand sein Flammengrab, der andere zog sich vornehm und ohne Krakeel 
in die Verbannung zurück. In 20 Jahren aber etwa, wenn die Reizungen 
des leidenschaftlich umkämpften Augenblickes abgeklungen sind, werden 
es hoffentlich die Kinder in der Schule lernen, was das Vaterland diesen 
Männern zu danken hat, die mutig die zur Genesung nötige Krisis herbei- 
führten, obwohl sie sich selbst dabei opferten. 

Inzwischen ist Deutschland also nun in fünf Vierteljahren be- 
kanntlich wesentlich weiter gekommen, als ın den vorhergehenden fünf 
Jahren. Bis nunmehr eine neue Zäsur erfolgte. Wieder haben unter 
entscheidenden Vertragsverletzungen die Franzosen ihr Schwert in die 
Wagschale des Siegers geworfen, und die Engländer haben abermals 
unter vorsichtigen Rückzugsgefechten, nicht ohne einige verbindliche 
Trostworte ihrer gut geschulten Presse, den Eindruck erweckt, als ob 
sie nur mit sichtlichem Widerstreben diese häßliche Brutalität duldeten. 
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Dank dieser vorbildlichen Strategie haben sie sich denn auch mit 
klingendem Erfolg auf den Schiedsrichterstuhl schwingen können und 
für ihr ohnehin längst feststehendes Urteil auf Kosten des Besiegten 
nicht unbeträchtliche Kompensatiomen an einer für sie viel interessan- 
teren Stelle, das will sagen in Afrika, eingehandelt. 

Nichts ist einfacher und selbstverständlicher als diese englische 
Politik: dieser Erdteil Europa ist dem Erdteil Großbritannien schon 
seit mehreren Jahrhunderten gründlich unsympathisch. Nicht, daß 
man sich ernstlich bedroht fühlte. Die französischen Flugzeuggeschwader, 
dieser ganze martialische Wauwau Frankreich, das ist ein Schreck- 
gespenst für kleine Kinder oder deutsche Weltpolitiker. Kein ernst- 
hafter englischer Politiker oder gar Militär zerbricht sich darüber den 
Kopf. Wer das nicht glaubt, der sollte sich einmal überlegen, warum die 
doch wahrlich nicht kurzsichtige englische Führung, deren materielle 
Machtmittel den Franzosen selbstverständlich unendlich überlegen sind, 
noch so gut wie gar nichts dagegen getan hat. Für jedes deutsche 
Kampfschiff des Friedens wurden bekanntlich zwei englische gebaut. 
Die französische Luftflotte aber? Mein Gott, laßt die Leutchen sich 
doch amüsieren und Geld ausgeben! Welch allerliebster Vorwand 
außerdem, um immer wieder unter Beweis stellen zu können, wie wenig 
man für Deutschland und seine Vertragsrechte zum allerlebhaftesten 
Bedauern tun könne angesichts dieses einfallbereiten Frankreichs. Wenn 
es ernst würde, würden die Franzosen sehr bald aufgehört haben, sich zu 
amüsieren. Seit langem war die englische Politik, die man bei uns be- 
kanntlich mit Vorliebe als sorgenvoll umwölkt darstellt, nicht so leicht 
und selbstverständlich. Das französische Gloirebedürfnis, mit dem die 
Engländer nun einmal seit ein paar hundert Jahren zu rechnen gelernt 
haben, saturiert sich in Deutschland unter heftiger Schwächung beider 
Kontrahenten. Die Rheinzone bleibt als Pfahl im Fleische, und England 
stellt mit frommen Augenaufschlag seine Unschuld fest. Sollte sieh 
damit nicht mehr operieren lassen, so wird man in Downing Street schon 
rechtzeitig für neue Komplikationen sorgen und die Wunde durch ge- 
schickt applizierte Ätzungen offenhalten. Es wäre natürlich ganz ver- 
fehlt, diese englische Politik mit dem abgeschmackten Schlagwort vom . 
perfiden Albion abzutun. Diese Politik ist vom englischen Standpunkt 
aus nichts weiter, als wohl erwogen, zweckmäßig und unbeirrbar. Sie ist 
weder verbrecherisch, noch dumm. Aber verbrecherisch dumm wird die 
Weltgeschichte einmal jene kontinentalen Staatsmänner nennen, die 
dieses gefällige Spiel in keinem Augenblick durchschaut haben. 

Ansätze zu dieser Betrachtungsweise mögen in der Vorstellungswelt 
der sog. „Kontinental-Politiker‘‘ vorhanden sein. Dann ist es für 
sie aber jedenfalls nur eine ziemlich unwesentliche Prämisse ihrer eigent- 
lichen These: der Verständigung mit Frankreich. Das heißt nun wirklich 
vom Regen in die Traufe geraten. Können wir mit England nicht 
d’accord kommen, weder um Köln noch um ein freies mächtiges Deutsch- 
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land, so liegt der Fall doch nicht völlig hoffnungslos. Es wird immer 
mal eine Konstellation geben, bei der eine geschickte deutsche Staats- 
kunst von Fall zu Fall englische Unterstützung finden wird. Natürlich 
muß es sich für England irgendwie bezahlt machen. Mit Frankreich 
aber liegen die Dinge noch viel schwieriger. Hier hat man es nicht nur 
mit dem organischen, nie zu überbrückenden Gegensatz zwischen dem 
im Laufe der Entwicklung numerisch immer schwächer werdenden 
Sieger und dem an Vitalität und Bevölkerungsziffer weit überlegenen 
Besiegten zu tun, sondern es kommen als schlimmste Komplikation noch 
jene psychischen Reizungen hinzu, die im französischen Volke, vor allem 
aber in seiner Führergruppe, konstitutionell sind. 

Bis hierher würden die vorgetragenen Überzeugungen die pathetische 
Einleitung keineswegs rechtfertigen. Wenn alle Voraussetzungen wirklich 
so hoffnungslos sind, und wenn der Verfasser selbst das sentimentale 
Element in der Weltpolitik unserer Zeit offenbar so gering bewertet, 
woher dann den Mut nehmen, um zum Widerstand gegen Rechtsbruch 
und Vergewaltigung aufzurufen? Ich möchte hier zunächst zugeben, 
daß ich die ethischen Reaktionen beim Ruhrwiderstand dennoch für 
außerordentlich belangreich hielt, weniger noch, so weit es sich um die 
öffentliche Meinung des Auslandes handelte, als um die Wieder- 
erweckung männlicher und ehrenhafter Triebe im eigenen Volke. Da 
diese Aufgabe jedoch damals erreicht wurde, könnte sie nicht mehr als 
Ziel eines neuen schweren Opferganges vorschweben. Es müssen sich 
also reale Möglichkeiten bieten, um unser Vaterland, dessen ach! noch 
immer so schwachen Pulsschlag wir alle fühlen können, in dieser Aus- 
einandersetzung mit der unversöhnlichen Feindseligkeit und der kalt- 
berechnenden Gleichgültigkeit zu unbeirrbarer Festigkeit aufzurufen, 
komme, was kommen mag! 

Diese Möglichkeit ist heute bereits gegeben, und hier liegt der ent- 
scheidende Unterschied zur Ruhr-Konstellation vom Januar 1923. In 
Europa ist keine Hilfe, denn auch der Ostblock, die große asiatische 
Konstellation von Rußland bis Japan, kann unmöglich schon in die 
heutige Rechnung eingestellt werden. In der Zukunft allerdings wird 
sie unsere ernsteste Beachtung verdienen. Mussolini hat seine eigenen 
Sorgen; Deutschland ist ihm Hekuba. Und die weiteren östlichen 
Herrschaften würden höchstens um uns zu kreisen beginnen wie jene 
sympathischen Vögel über dem Hingestreckten. Es bleibt also 
Amerika. Welches sind die Interessen der Vereinigten 
Staaten? Nun, sie sind klar, übersichtlich und eindeutig. 
Die Amerikaner wollen Geld verdienen, immer noch mehr Geld, gleich- 
viel von wem. Im Weltkrieg war die Entente der große Abnehmer. 
Dreimal wehe also der Nation, die dieses Geschäft störte. Höchst ver- 
brecherischer Unterseebootskrieg, der dies Geschäft bedrohte. Und jetzt ? 
Nun, jetzt brauchen die Vereinigten Staaten ein friedliches, arbeitssames 
Europa, das brav und ungestört Zinsen bezahlt und sein Debet amor- 
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tisiert. Dies der Sinn und Zweck des Dawesplanes und hier alle wohl- 
verständlichen und unbeirrbaren Interessen der Amerikaner für die ab- 
sehbare europäische Zukunft. Welcher Satan reitet diesen Herriot, 
Verwicklungen am Rhein zu schaffen, wo Amerika nichts wie ein- 
trächtigen Frieden in Europa braucht! Und dieser Chamberlain, der 
freundschaftlichst Öl ins Feuer gießt. Wenn sich das die Deutschen nun 
nicht gefallen lassen ? Welche unausdenkbaren Gefahren! 

Es ist anzunehmen, daß Mr. Houghton nichts Derartiges in Berlin 
erzählt. Es ist vielmehr anzunehmen, daß er mit besorgtestem Eifer zu 
Kaltblütigkeit, Ruhe und Behutsamkeit mahnen wird. Ich bin aber der 
festen Überzeugung: wenn das Rheinland über Herrn Adenauer hinweg 
einen flammenden Protest in Berlin und vor aller Welt gegen die Gewalt- 
tat von Köln erläßt — wenn die Reichsregierung dann unter kaltblütiger 
Würdigung aller Gefahren oder auch nur Schwierigkeiten unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung bekannt gibt, daß die sofortige 
Räumung von Köln als integrierender Bestandteil des Ver- 
sailler Vertrages auch die selbstverständliche Voraus- 
setzung und Vorbedingung für den Dawesplan darstellt, — 
wenn sie mit ruhiger Festigkeit alle Konsequenzen dieses 
Vorgehens auf sich nimmt, so wird der Einfluß der Ver- 
einigten Staaten einen völligen Umschwung der gegen- 
wärtigen Situation herbeiführen. Amerika hat nicht nur die 
zwei Milliarden in Deutschland investierter Gelder zu verteidigen. Weit 
darüber hinaus ist es an einer erschütterungsfreien Entwicklung der kon- 
tinentalen Wirtschaft interessiert. Amerika braucht einen großen Ader- 
laß an Gold; es will nicht 12 Milliarden Gold zinslos in den Tresors ver- 
schimmeln lassen. Auch will es nicht nur von Deutschland sondern 
auch von Frankreich erhebliche Schulden eintreiben. Niemals also sah 
es mit so viel Sorge einen gefahrendrohenden, ernsten Konflikt auf dem 
Kontinent heranziehen. Dieser Konflikt muß gestoppt werden. Einst- 
weilen ist dieser Konflikt noch nicht in einem für Amerika bedenklichen 
Stadium. So lange Deutschland nur bittet und beschwört, kann man 
an der ganzen Sache noch nichts Übles sehen. 


RUSSLAND UND DEUTSCHLAND 
Von Graf A. SOLTYKOFF. 


Wenn wir einen Blick auf die historische Entwicklung Europas 
werfen, so fällt uns besonders folgende Tatsache auf: Mit Ausnahme der 
unfreiwilligen Beteiligung deutscher Staaten am Feldzuge Napoleons 
im Jahre 1812 hat die Habsburger Monarchie sowohl in Gestalt des 
alten „Heiligen römischen Reiches Deutscher Nation“, wie in der neuen 
Gestalt von Österreich niemals einen bewaffneten Konflikt mit Rußland 
gehabt — bis zum Jahre des Unheils 1914. — Preußen hatte eine kriegerische 
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Auseinandersetzung mit Rußland nur ein einziges Mal: während des 
Siebenjährigen Krieges. In jedem Falle befand sich seit 1761 bis 1914, 
d.h. im Laufe von 153 Jahren die russische und deutsche Welt im Zu- 
stande eines andauernden tiefen Friedens. Diese Tatsache ist der ‚nervus 
rerum“ der europäischen Geschichte, während der letzten Jahrhunderte 
und verdient daher die lebhafteste Aufmerksamkeit des Historikers und 
Politikers. | 

Beide Welten, die russische wie die deutsche, durchlebten im 
17. Jahrhundert eine schwere Zeit. In Rußland herrschte die sog. 
„Trübe Zeit“ — die Zeit der endlosen Wirren. Diese Krisis erinnert so 
ungemein an den heutigen Verfall, einschließlich des Bolschewismus. 
Der Moskauer Staat war einer völligen Zersetzung anheimgefallen. 

Etwas ähnliches geschah in Deutschland während des Dreißig- 
jährigen Krieges. Deutschland wurde damals zu einem „geographischen 
Begriff“ und verlor jegliche Geltung in den europäischen Angelegenheiten. 
Das Imperium war zum Schattenbild geworden und zu seiner politischen 
Ohnmacht gesellte sich noch das soziale Elend. 

So befanden sich denn Rußland und Deutschland im 17. Jahrhundert 
am Rande des Untergangs. Aber schon zu Ende dieses Jahrhunderts 
beginnen sie ihre schwachen Kräfte zu sammeln und das ganze Bild 
ändert sich ungewöhnlich rasch: die beiden Länder erstarken zusehends, 
und werden immer mehr zu bedeutenden, ja zu den hauptsächlichsten 
Faktoren der Weltpolitik. | 

Zweifellos hat jeder deutsche Stamm und jeder Teil Deutschlands 
sein Scherflein dem allgemeinen Schatz des nationalen Geistes und der 
nationalen Kultur beigetragen. Der Süden und Westen gaben in dieser 
Hinsicht vielleicht mehr als der Osten. Dennoch halte ich es für eine 
unumstößliche Wahrheit, daß die politische Kristallisation, d. h. die 
Kristallisation ohne die in der Folgezeit das Werk Bismarcks unmöglich 
gewesen wäre, gerade im Nordosten begann auf den unfruchtbaren 
Sandebenen Brandenburgs. 

Auf dem gleichen mageren Boden Moskoviens begann auch die 
Kristallisation des künftigen großen Rußlands. Eine auffallende Ana- 
logie besteht zwischen dem allmählichen Erstarken Brandenburgs, 
das sich später mit den Ordenspreußen vereinigte, und dem Wachsen 
Moskaus, das schließlich das ganze Novgoroder Gebiet sich einver- 
leibte. 

Das Schicksal der beiden erstarkenden Organismen schufen ähnliche 
Methoden, dasselbe Zielbewußtsein, und dieselbe politische Psychologie. 
Mehr oder weniger gleichartig war auch die allgemeine Struktur der beiden 
Staaten, die auf geistige Verwandtschaft beider hinweist. Spengler 
findet in Preußen „etwas Römisches,“ „etwas Ägyptisches“. Und gerade 
dieses gewisse Römische und Ägyptische finden wir auch in Moskau. 
Diese von oben bis unten folgerichtig durchgeführte Unterordnung des 
Einzelnen unter das Ganze. der Dienst des Individuums an der Allgemein- 
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heit. — Ja, Moskau war das russische Preußen, und Preußen das Deutsche 
Moskovien. | 

Diese zwei, von tausend äußeren und inneren Gefahren umgebenen 
politischen Gebilde verbinden zu Ende des 17. Jahrhunderts ihre Be- 
strebungen. Bekannt ist die Begegnung des ungeschlachten Barbaren 
— Peters des Großen — mit der Kurfürstin Sophie Charlotte im alten 
Königsberger Schloß. Diese Begegnung erscheint als prophetisches 
Symbol: Sie deutet die enge Verbindung und Freundschaft an, die von 
nun ab zwischen dem neugeschaffenen Petersburger Imperium und dem 
ebenso neugeschaffenen preußischen Königreich herrschen sollte. — 
Ein Jahrhundert vergeht: Der ungeschlachte Gebieter des düstern 
Moskovien verwandelt sich magisch in den verfeinerten Europäer, den 
Schiedsrichter der Weltpolitik: Kaiser Alexander I. — Verfeinert werden 
auch die Züge Sophie Charlottens: Vor uns steht die Königin Luise. 

Der Geist Potsdams durchlebte in ihrer Zeit zugleich mit ganz 
Deutschland die schwersten Prüfungen. Aber nach den Befreiungs- 
kriegen erlebte Deutschland einen neuen Aufstieg. Bei dieser Wieder- 
geburt spielte zweifellos das Erwachen des Deutschen Nationalbewußt- 
seins eine große Rolle. Die wichtigste Voraussetzung aber, daß der 
nationale Aufschwung Deutschlands auch Erfolg während der Be- 
freiungskriege hatte, bestand in der festen Stütze, die dieser Aufschwung 
an Rußland fand. Ohne Alexander I., ohne russische Truppen, ohne 
Moskau, das zwar eingeäschert wurde, aber sich vor dem Willen Napoleons 
nicht beugen wollte, hätte sich ein vielleicht noch viel größerer nationaler 
Aufschwung in Deutschland als erfolglos erwiesen. 

Der hundertfünfzigjährige Friede zwischen Rußland und Preußen, 
zwischen Rußland und Deutschland war kein passiver, sondern ein 
aktiver Frieden. Zweifellos übte schon die Tatsache selbst, das Fehlen 
von kriegerischen Verwicklungen unter den beiden Staaten, eine äußerst 
segensreiche Wirkung auf ihre wirtschaftliche und geistige Entwicklung 
aus. Im Deutsch-russischen Frieden lag aber noch etwas viel Tieferes: 
in ihm wirkte eine ungewöhnlich schöpferische Kraft. In der Russisch- 
preußischen Freundschaft war ferner noch etwas Metaphysisches ent- 
halten: Die russisch-preußischen und später die russisch-deutschen 
Beziehungen schufen einen neuen Stil des internationalen Lebens, der 
auch den andern Völkern den Weg der Zukunft wies. Vor allem aber 
machten diese engen Beziehungen aus Rußland und Deutschland die 
mächtigsten Staaten der Welt. 

Die engen, freundschaftlichen Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten waren zweifellos das Resultat ihrer zielbewußten Regierungen. 
die richtig die gemeinsamen Interessen der beiden Länder erkannten. 
Aber die ungewöhnliche Leichtigkeit, mit der den Regierungen ihre fried- 
liebende Politik gelang, weist darauf hin, daß in beiden Ländern oder 
richtiger gesagt in beiden Welten. in der russischen und deutschen, noch 
irgendwelche geheimnisvollen, einander anziehenden Kräfte wirkten. Un- 
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geachtet der vielen Unterschiede, die diese Welten voneinander trennen, 
ist dennoch die geistige und sogar die physische Ähnlichkeit unter ihnen 
bedeutend größer, als man gewöhnlich annimmt. 

Die neuesten historischen Forschungen haben gezeigt, welche unge- 
heure Bedeutyng im alten Rußland die gotische, d. h. germanische Kolo- 
nisation hatte. Diese Kolonisation erfolgte bei uns früher als die slawische. 
Andererseits saßen in ganz Norddeutschland östlich der Elbe von alters 
her die Wenden. — Diese Wenden gab es auch bei uns in Rußland, und 
die Finnen und Esten nennen uns Russen bis auf den heutigen Tag 
Venelased, d. h. Wenden. Das etnische Substrat der Bevölkerung West- 
rußlands und Ostdeutschlands ist überhaupt sehr ähnlich. 

Doch wir wollen uns nicht zu tief in die graue Vorzeit versenken. 
Auf die gotische Kolonisation folgte dieslawische und ihr die für Rußland 
so wichtige varägische, d. h. wieder eine germanische Kolonisation. Mag 
die varägische Kolonisation auch zahlenmäßig nicht bedeutend gewesen 
sein, dennoch gab sie Rußland eine Staatlichkeit und verlieh ihm ein 
nationales Aussehen. Und diese Richtung kann man noch weiter ver- 
folgen. Erinnern wir uns der Rolle, die in Moskau die sog. Deutsche 
„Slobode“ im 16. und 17. Jahrhundert spielte, d.h. eine Ausländerkolonie, 
bestehend aus Kriegern, Kaufleuten und Handwerkern. Diese deutsche 
Slobode gehörte zu den wichtigsten Bestandteilen des staatlichen und so- 
zialökonomischen Lebens Moskaus. Die Rolle der deutschen Auswan- 
derer im Rußland des 18. Jahrhunderts gewinnt allmählich immer größere 
Bedeutung. Man könnte sogar behaupten, daß das russische Imperium 
sein Entstehen diesen Auswanderern bis zu einem gewissen Grade 
verdankt. All diese etnischen und historischen Voraussetzungen haben 
den Regierungen sicherlich die Schaffung der deutsch-russischen Freund- 
schaft erleichtert. 

Wie dem auch sei, die russisch-deutsche Freundschaft war der Eck- 
stein der ganzen europäischen Politik, der letzten beiden Jahrhunderte. 
Nichts konnte in der Welt geschehen ohne die Zustimmung Deutsch- 
lands und Rußlands. Der Friede erreichte aber noch mehr: 

Was heute die Pazifisten mit lächerlichen Mitteln und notwendig 
erfolglos anstreben, dieser schöne Traum, d. h. die Verhinderung kriege- 
rischer Auseinandersetzungen zwischen den Völkern war tatsächlich 
schon früher in Erfüllung gegangen, dank des dauernden Friedens- 
zustandes zwischen der russischen und deutschen Welt — auf einem 
ungeheuren Gebiet vom Stillen Ozean bis zum Rhein. 

Die vereinigte Macht Rußlands und Deutschlands gestattete ihnen 
auch Konflikte außerhalb dieses Gebiets zu verhindern. Und dort, 
wo das gewichtigt Wort Rußlands und Deutschlands die Konflikte 
zwischen einzelnen Staaten nicht bannen konnte, genügte schon die 
Tatsache der deutsch-russischen Freundschaft, um sie zu lokalisieren. 
Wieviel Ströme von Blut, wie viel unnütze Opfer ersparte der russisch- 
deutsche Friede! Wieviel Kulturgüter und Früchte menschlicher Arbeit 
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beschirmte er! — Dieser Friede bedeutete für Europa und damit für 
die ganze Welt einen Hauptfaktor des Fortschritts. Ohne ihn hätte 
Europa und die ganze Welt zu Beginn des Weltkrieges ein ganz anderes 
Bild gezeigt, ein Bild der Armut und Zurückgebliebenheit. 

Das Gebäude der europäischen Kultur erinnerte an gotische Dome, 
bei denen die Strebebögen nach außen versetzt sind. So befanden 
sich auch die Pfeiler der europäischen Kultur auf der Linie Berlin- 
Petersburg, d. h. sie ruhten auf der russisch-deutschen Freundschaft. 
Dieses versteht ein jeder von uns nach all dem, was wir seit 1914 erlebt 
haben. 

All das Unglück, das Dulden und Leiden, das die Welt seit 1914 
durchgemacht hat und das bis heute noch andauert, kam daher, daß 
die traditionellen, durch Jahrhunderte geweihten freundschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen Rußland und Deutschland abgebrochen wurden. 
Daher dient jeder Schritt, der zur Wiederherstellung eines nationalen 
Rußlands und zur Annäherung der beiden Länder getan wird, nicht nur 
den Lebensinteressen von Deutschland und Rußland, sondern auch dem 
Weltfrieden, der Zivilisation und der Menschheit. 


WELTWIRTSCHAFTLICHE INTERESSEN- 
VERFLECHTUNG. 
Von Dr. J. HERLE, Geschäftsführer des Reichsverbandes der Deutschen Industrie. 


Wenn man dem Auslande das eigene Interesse an einer erhöhten 
deutschen industriellen Ausfuhr darlegen will, pflegt man im allgemeinen 
den Zusammenhang mit den Reparationslasten in den Vorder- 
grund zu stellen und zu betonen, daß eine Devisenbeschaffung großen 
Umfangs eine ganz erhebliche Exportsteigerung zur Voraussetzung hat. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß in der Tat das Interesse der Repara- 
tionsgläubiger an der Befriedigung ihrer durch das Londoner Protokoll 
geregelten Ansprüche unlösbar mit der deutschen Exportfrage verbunden 
ist. Aber darüber hinausgehend und vor allem nicht mit der Beschränkung 
auf die Gläubigerländer ist für alle am Weltwarenverkehr beteiligten 
Staaten ein anderes, viel größeres und allgemeineres Interesse an einer 
deutschen industriellen Exportsteigerung gegeben: nämlich in der Be- 
deutung Deutschlands als Kunde, als Käufer auf dem Welt- 
markt. 

Die fast beispiellose Weltwirtschaftskrise des Jahres 1920/21 war 
nicht etwa eine Überproduktionskrise, sondern eine Unterkonsum- 
tionskrise: Der Bedarf war infolge der Kriegsunterbrechung des Welt- 
warenverkehrs, der Verbrauchssteigerung und der Vorratserschöpfung 
eher noch gestiegen, aber es fehlte bei den beteiligten Wirtschaftskom- 
plexen, vor allem in Mittel- und Osteuropa, an den nötigen Mitteln, um 
den Bedarf durch Import zu decken. Kein Land der Erde ist von der 
Absatzkrise verschont worden, die sich in Währungserschütterunger, 
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Preisstürzen und Arbeitslosigkeit auswirkte. Zwar ist in den Jahren 
1922/23 eine Erholung des Welthandels zu verzeichnen, aber im Jahre 
1923 ist das Welthandelsergebnis immer noch um !/, bis / hinter dem 
letztjährigen Vorkriegsergebnis zurückgeblieben. Auf Grund amtlicher 
Berechnungen, die auf ungefähr 80%, der Welthandelsbeteiligung ab- 


gestellt wurden, betrug der Welthandel (bei Ausschaltung der Preis- 
steigerung mit Hilfe des Großhandelsindexes der Vereinigten Staaten) 
1920: 83%, 1921: 75% von 1913. In den folgenden Jahren ergab sich 
nur eine schwache Erholung, 1922 auf 79%,. 1923: 84% von 1913. Deutsch- 
land ist an dieser Schrumpfung in besonders ausschlaggebendem Maße 
beteiligt. Der Anteil Deutschlands an der erfaßten Goldmarkwertsumme 
dreizehn führender Welthandelsländer fiel in der Ausfuhr von 18,2%, 
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(1913) auf 9,3%, (1923), in der Einfuhr sogar noch stärker, nämlich von 
17,3% (1913) auf 8,3%, (1923). 

Im Weltverkehr herrscht nicht nur das stärkste Gegenseitigkeits- 
prinzip, sondern ein Land, dessen Wohlstand auf einem starken Export 
aufgebaut ist, hat einfach keine materielle Möglichkeit, verstärkt 
als Käufer aufzutreten, wenn es nicht entsprechend als Lieferant 
berücksichtigt wird. Von Kanada abgesehen, hat keines der führen- 
den Welthandelsländer an Deutschland Waren im Vorkriegsumfange 
absetzen können. Die Verringerung der deutschen Einfuhr hat sich überall 
in einer Schrumpfung der absoluten Ausfuhrwertsummen und der deut- 
schen Quoten an den jeweiligen Gesamtlandesausfuhren ausgewirkt. Um 
einige hervorragende Beispiele zu geben: Der Wert der Ausfuhr nach 


Deutschland betrug (in Mill. Goldmark): 


1% 1923 =°% 
1913 1923 , | von 1913 
| 
In Belgien-Luxemburg . 762 99 13.0 
„ Frankreich 704 277 39,3 
es Italien. 278 134 48,1 
„ den Niederlanden 2 398 307 22,8 
„ Schweden 202 100 49,6 
„ der Schweiz e 248 94 37,8 
s Japan 27 715 27,01) 
„ Argentinien 246 177) 72,0!) 
„ Brasilien 188 780 41,6!) 
„ Ver. Staaten 1447 | 1330 90.0 
„ Australien 141 | 74 32.8 


Alle diese Länder haben gar keinen Anlaß, sich über den Rückgang 
ihres Absatzes nach Deutschland zu wundern. Denn sie selbst haben 
Deutschland nicht in dem Maße als Lieferant in Anspruch genommen, 
zu dem es kraft seiner inneren Kapazität befähigt war und das ihrem 
eigenen wohlverstandenen Interesse an einem zahlungsfähigen Käufer 
entsprochen hätte. Nur Schweden, Japan und Agypten haben ihre Vor- 
kriegsaufnahmefähigkeit Deutschland gegenüber bewahrt, bzw. gesteigert. 
Alle übrigen Länder haben ihre Einfuhr aus Deutschland beschränkt, 
zum größten Teil sogar stark herabgedrückt. Diese Länder haben allen 
Grund, dem Streben Deutschlands nach einer erhöhten Ausfuhr ent- 
gegenzukommen und umfangreiche Aufträge hierher zu legen. Die Zu- 
sammensetzung des deutschen Außenhandels, in welchem sich die Be- 
dürfnisse der deutschen Wirtschaftszweige als Abnehmer und ihre Kapa- 
zität als Lieferant für den Weltmarkt deutlich widerspiegeln, legt von 
der Bedeutung der deutschen Industrie in diesen weltwirtschaft- 
lichen Zusammenhängen ein unwiderlegliches Zeugnis ab. Der industrielle 
ante an der deutschen Einfuhr (Rohstoffe und halbfertige Waren) 


1) Ziffern für 1922 statt 1923. 
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ist von 56%, (1913) auf über 60%, (1922/23) und der Anteil an der deut- 
schen Ausfuhr (Fertigwaren) von 66,5%, (1913) auf nicht weniger als 
84,5% (1923) gestiegen. 

Die führenden deutschen Exportindustrien sind, innerlich gerüstet, 
auf Auslandslieferungen größten Stils und auf beste Qualitätsarbeit 
eingestellt. Eine größtmögliche Steigerung der Aufträge von seiten des 
Auslandes würde nicht nur den Bedarf an Rohstoffen und Halb- 
fabrikaten zugunsten der ausländischen Produktionsländer vermehren, 
sondern auch kraft volkswirtschaftlicher Rückwirkung (Verminderung 
der Arbeitslosigkeit, Steigerung der allgemeinen Lebenshaltung) Deutsch- 
land befähigen, seine Vorkriegsstellung als Käufer ausländischer Lebens- 
mittel und der mannigfachsten Fertig-, vor allem auch Luxus- 
waren, wieder einzunehmen. 

Politischer Haß und Konkurrenzneid sind nicht die geeigneten 
. Mittel, ein normales Gefüge der Weltwirtschaft wiederherzustellen. Die 
Länder, die auf ihren unverkäuflichen Vorräten sitzen und nach lei- 
stungsfähigen Käufern und Bestellern spähen, würden sich ins eigene 
Fleisch schneiden, wenn sie der deutschen Industrie kraft ihrer auto- 
nomen Handels- und Zollgesetzgebung oder bei Handelsvertragsverhand- 
lungen besondere Hemmnisse in den Weg legen. Deutschland hat vor 
dem Kriege den Weltmarkt in steigendem Umfang mit guten und bil- 
ligen Waren versorgt und ist ein von Jahr zu Jahr leistungsfähigerer 
Käufer gewesen. Solche Entwicklungen, die sich nicht nach politischen 
Zielsetzungen, sondern nach ökonomischen Gesetzen richten, können 
wohl unterbrochen, aber nicht auf die Dauer in ihr Gegenteil 
verkehrt werden. Unterstützt das Ausland die deutsche Industrie 
durch umfangreiche Bestellungen, so unterstützt es damit selber die 
eigenen, unter Absatzkrisen leidenden Wirtschaftszweige. 

Im Interesse aller an der Weltwirtschaft beteiligten Länder ist es 
höchste Zeit, daß die alten Divergenzen in der Wirtschaftspolitik der 
Weltstaaten aufhören und auch die linke Hand endlich zu merken beginnt, 
was die rechte Hand tut. Man muß sich klar werden, was man denn 
eigentlich will, und muß dann den Mut haben, die wirtschaftspolitischen 
Konsequenzen zu ziehen und auf sinnwidrige Einmischungs- 
maßnahmen zu verzichten. Das Ausland kann den deutschen Wirt- 
schaftskörper durch nichts anderes schneller und wirkungsvoller wieder 
zu einem Absatzgebiet von Vorkriegsbedeutung machen, als 
dadurch, daß es mit umfangreichen Bestellungen den deut- 
schen Export stärkt und der deutschen Wirtschaft dadurch die 
Mittel gibt, in ausgedehnterem Umfange als Käufer auf dem Weltmarkt 
aufzutreten. Mit dieser positiven Maßnahme müssen aber auch zugleich 
zwei negative Maßnahmen Hand in Hand gehen, wenn der angestrebte 
Erfolg gewährleistet werden soll. Die Welthandelsstaaten müssen drin- 
gend darauf bedacht sein, sich jeder überflüssigen, in ihrer Wirkung ziel- 
widrigen Einmischung in die inneren Angelegenheiten der deutschen 
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Wirtschaft zu enthalten, und zwar vor allem hinsichtlich der Steuer- 
politik und der Sozialpolitik. 

Was das erste Gebiet, die Steuerpolitik, anlangt, so gibt leider die 
Begründung des Dawes-Gutachtens für den neuen Reparationszahlungs- 
plan eine gewisse Handhabe, sich früher oder später in die deutsche Steuer- 
politik einzumischen. Die möglichen und schließlich nicht unschwer 
statistisch irgendwie zu belegende Behauptung, daß dieser oder jener 
Zweig einer fremden Volkswirtschaft steuerlich relativ höher, als in 
Deutschland belastet sei und daß sich infolgedessen Deutschland da- 
nach zu richten habe, kann sehr leicht zu unsinnigen Forderungen führen, 
die in ihrer praktischen Auswirkung dem Weltmarktsstreben nach zah- 
lungsfähigen Käufern ins Gesicht schlagen. Die Aufgabe, die den ein- 
zelnen Wirtschaftsgruppen im Rahmen ihrer jeweiligen gesamten Volks- 
wirtschaft zukommen, sind sehr voneinander verschieden. Die Funk- 
tionen der Industrie, der Landwirtschaft, des Handels usw. richten sich 
durchaus nach der Gesamtlage der betreffenden Nationalwirtschaft. In 
Deutschland werden 85% der Ausfuhr von der Industrie bestritten. Wenn 
hier der Anteil des Umsatzes, der von Steuern in Anspruch genommen 
wird, eine übermäßige Höhe erreicht, wird der Export und damit der 
notwendige Devisenzufluß in einer Weise gehemmt, daß jede Einfuhr- 
vermehrung verhindert wird. Und in der Tat ist die Steuerlast, die 
heute auf der Industrie ruht, exorbitant. 

Spezialberechnungen haben ergeben, daß eine Einzelfirma mit glei- 
chem Betriebsvermögen und Umsatz im Jahre 1913 0,37%, des Um- 
satzes, 1924 dagegen 4,15%, als Gesamtsteuerlast zu tragen hatte; eine 
Aktiengesellschaft sogar 5%, im Jahre 1924 gegenüber 0,43%, in 1913. 
Ganz allgemein wird die steuerliche Belastung heute mit 4,50 bis 10% 
des Umsatzes anzusetzen sein, während sie vor dem Kriege eine Höchst- 
grenze von 0,50 bis 1,0% kaum überschritten haben dürfte. Die steuer- 
liche Belastung der deutschen Industrie beträgt heute also rund das 
Zehnfache des Vorkriegsstandes, und dabei sind die besonderen Repa- 
rationslasten der deutschen Industrie (Verzinsung und Tilgung von 
5 Milliarden Mark Obligationen) noch nicht in Rechnung gestellt. Liegt 
es denn wirklich im Interesse des Auslandes, künstlich solche ungesunden 
Verhältnisse zu verlängern, dadurch Deutschlands Exportdevisenerlöse 
zu schmälern und Deutschlands eigene Kaufkraft gegenüber dem Welt- 
markte auf ein Mindestmaß herabzudrücken ? Auf der einen Seite stößt 
sich der Weltmarkt an dem deutschen Exportpreisniveau und auf der 
anderen Seite treiben die Reparationsgläubiger durch ihre steuerpolitische 
Einflußnahme das Produktionskostenniveau auf eine übertriebene Höhe 
hinauf. Auf diese Weise wird Deutschlands Aufnahmefähigkeit für die 
Weltmarktsprodukte nie und nimmer gesteigert. o 

In derselben Richtung wirken auch die sozialpolitischen Forde- 
rungen, die auf internationalen Kongressen aufgestellt werden. Ganz 
abgesehen davon, daß die Beschlüsse der ausländischen Vertreter noch 
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längst nicht mit einer tatsächlichen Inkraftsetzung im eigenen Lande 
identisch sind, so ist vor allem immer wieder zu betonen, daß der Sozial- 
politik eines verarmten Landes grundsätzlich viel engere Grenzen gesteckt 
sind als der eines reichen Landes. Die schematische Aufrechterhaltung 
des Achtstundentages ist schon schwerlich für eine gesunde Volkswirtschaft 
das richtige Prinzip; für eine kranke, erst der Wiedergesundung ent- 
gegenstrebende Wirtschaft ist die zwangsmäßige allgemeine Arbeitszeit- 
beschränkung ein wirtschaftspolitischer Fehler. Und zwar ein doppelt 
schwerer Fehler, wenn man die Soziallasten, die die Wirtschaft zu tragen hat, 
in Rechnung stellt. Im Jahre 1924 betrug die Belastung der Arbeitgeber: 


aus der Krankenversicherung . gg 250 Millionen M. 
; „ Invalidenversicherung . gs 165 Br s3 
„ Angestelltenversicherung . . ..... 55 er es 
„ Unfallversicherung . . . . ...... 100 N re 
„ knappschaftlichen Pensionsversicherung 50 s: 19 
„ Erwerbslosenfürsor ge 110 = da 


Zusammen: 730 Millionen M. 


Mit annähernd einer 3%,-Milliarde ist die deutsche Wirtschaft sozial 
vorbelastet, und ein Ausgleich durch eine Steigerung der Arbeitsleistung 
ist schon aus Gründen der Reparationsaufbringung unerläßlich. Eine 
Einmischung des Auslandes in die deutsche Sozialpolitik wirkt ebenso wie 
hinsichtlich der Steuerpolitik auf die fremden Länder selbst zurück. 

Soll Deutschland in verstärktem Maße als Käufer auf dem Weltmarkt 
auftreten — und jedes Welthandelsland wird dringende Wünsche in dieser 
Richtung haben—, dann darf sich das Ausland keiner anderer Methoden 
als dieser bedienen: 

1. Esmußden deutschen Export durch große Bestellungen fördern, und 

2.es darf sich weder in die deutsche Reparations-Steuerpolitik, 
noch in die deutsche Sozialpolitik einmischen, um den Gesun- 
dungsprozeß nicht unnötig zu erschweren. 

Auch die Weltwirtschaft strebt nach Gesundung. Diese ist aber 
nur in dem Maße möglich, wie das alte Absatzgebiet Mitteleuropa in seine 
frühere Aufnahmefähigkeit zurückversetzt wird. Der Wiederaufschwung 
der Weltwirtschaft darf und kann sich nicht gegen Deutschland, son- 
dern nur mit Deutschland vollziehen. 


INTERNATIONALE FINANZPROBLEME 
1. Der Schuldenpool 
Von Sir JOSIAH STAMP, K. B. E. Gouverneur der Bank of England und Mitglied 
des Dawes- Ausschusses. 

Von französischer Seite wird für die Lösung des interalliierten 
Schuldenproblems im Sinne der französischen Auffassung geworben, 
die in dem Vorschlag der Schaffung eines sog. .„Schuldenpools‘ mit ent- 
sprechender Rücksichtnahme auf die Zahlungsfähigkeit der einzelnen 
Schuldner gipfelt. Über die praktische Durchführung der vorgeschla- 
genen Maßnahmen ist sich jedoch alle Welt völlig im unklaren. 
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Die nachfolgenden Ausführungen sollen nun die Auswirkungen der 
drei möglichen Auslegungen in großen Zügen darlegen, wobei aus Zweck- 
rmäßigkeitsgründen der amerikanische Dollar als General-Nenner ange- 
wandt wird. Um außerdem die ganze Rechnung so einfach wie möglich 
aufzustellen, sind die Schuldverpflichtungen der kleineren Nationen 
vollkommen außer acht gelassen. Die Betrachtung beschränkt sich daher 
auf Frankreich, Belgien, Italien, das Britische Reich (mit Ausnahme von 
Indien) und die Ver. Staaten. 


Wir können bei der Auslegung des Wortes „pooling“ zunächst 
davon ausgehen, die Verschuldung der einzelnen Nationen festzustellen 
und dann einfach die Schuldsummen zusammenzuzählen. Einem der- 
artigen Vorgehen würden etwa die folgenden Gedankengänge zugrunde 
liegen: „Es ist viel zu kompliziert, das ganze verwickelte Gewebe der 
Kriegsfinanzierung bis zu seinen Anfängen zurückzuverfolgen und die 
Anleihe- und Steuerpolitik der einzelnen Länder während des Krieges 
objektiv zu kritisieren und in eine angemessene Beziehung zu bringen. 
Unter der Annahme, daß jedes Land sein möglichstes an Opfern brachte, 
wird die Verschuldung der einzelnen Länder als unvermeidliche Folge 
des Krieges ohne Murren hingenommen. Die einzelnen Länder versuchen 
nunmehr die Liquidierung der Kriegsverschuldung in der Weise vorzu- 
nehmen, daß alle Alliierten die gemeinsame Verschuldung je nach Maß- 
gabe ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit vereint auf sich nehmen.“ 

Die Summen, die von den einzelnen Alliierten dann geschuldet 
werden, stellen sich folgendermaßen (in Millionen Dollars): 


Britisches Imperium (ausschließlich eigener Verschul- 


dung unter sich);)„h 35,155 

Frankreich 2 35 = . . . 7,023 
Belgien er 85 = . . . 1,216 
Italien 35 5 5 . . . 4.748 
18,142 


Wie messen wir nun die Zahlungsfähigkeit der einzelnen Schuld- 
ner? In dem Dawesbericht wurde der Grundsatz vertreten, daß obwohl 
man die Länder mit größerem Nationalvermögen auch als zahlungs- 
fähiger ansehen müsse, die jeweilige Zahlungsfähigkeit im Verhältnis 
von Nationalvermögen und Nationaleinkommen ermittelt werden sollte. 
Nehmen wir bei einem solchen Vorgehen den Standard des Jahres 1923 
zur Grundlage, so würden sich die fünf Alliierten die Last in folgender 
Weise zu teilen haben: 


Belgien. 244 
Frankreich 2.306 
Italien . . . sass 975 
England 4.957 
Ver. Staaten 9.660 


18.142 
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Bei einem derartigen Vorgehen würde der Nettobetrag der bel- 
gischen Schuld von 1,216 Mill. Doll. auf 244 Mill. Doll. herabgeschraubt 
werden. Frankreich hätte zu zahlen 2,306 Mill. und würde empfangen 
1,235 Mill., so daß es eine Nettozahlung von 1,071 Mill. zu leisten hätte. 
Die Ver. Staaten hätten 9,660 Mill. in den pool zu zahlen und würden 
11,121 Mill. daraus erhalten, so daß sie einen Nettobetrag von 1,461 Mill. 
daraus erhalten würden. Das Britische Imperium hätte 4,957 Mill. zu 
zahlen, während es 5,552 Mill. zu empfangen hätte, d.h. eine Netto- 
zahlung von 595 Mill. erhielte. Italien hätte 975 Mill. zu zahlen und 
würde 234 Mill. erhalten, so daß es 741 Mill. nachzuzahlen hätte. 

Faßt man den Ausdruck pooling in weiterem Sinne auf, etwa unter 
Berücksichtigung der Beteiligungsdauer einzelner Länder am Welt- 
kriege, so ergibt sich ein ganz anderes Bild. Wir können uns z. B. vor- 
stellen, daß die Verbandsmächte die Regelung unter folgender Über- 
legung anstreben: „Von dem Tage an, an welchem jede einzelne Nation 
in den Krieg eintrat, wünschte eine jede ihr Höchstes in Opfern an Gut 
und Blut zu leisten. Diejenigen Nationen, die sich infolge besonderer 
Umstände in die Lage versetzt sahen, weniger an Opfern in Menschen- 
leben zu bringen, sollen aus diesem Grunde nicht etwa auch weniger an 
finanziellen Opfern zu bringen haben. Man kann jedoch auch anderseits 
nicht Menschenleben gegen Geld aufrechnen, und es darf daher kein 
besonders schweres finanzielles Opfer von denjenigen Nationen ge- 
fordert werden, die proportional weniger Soldaten verloren haben als 
andere. Die finanziellen Opfer aber sollen nach der entsprechenden 
Zahlungsfähigkeit zusammengelegt und getragen werden.“ Die Netto- 
kosten des Krieges, auf die fünf Alliierten verteilt und den Ausfall Ruß- 
lands auf die Passivseite verbucht, stellen sich die gemeinsamen General- 
unkosten für die Entente auf 52,680 Mill. Doll. 

Verteilt man diese Summe im Verhältnis der Zahlungsfähigkeit der 
einzelnen Nationen, so würde sich folgendes Bild ergeben: 


Tatsächlicher 


Wahrer An- | bisher in Kosten Rückzu- Noch zu 
; oder Anleihen an 
teil andere getragener zahlen zahlen 
Anteil 


Britisches Imperium . . 21,100 23,048 1948 
Belgien 1.240 — — 1240 
Frankreich . . ß 10,150 9,282 — 868 
Italien 4,530 3,211 l — | 1319 
Vereinigte Staaten 15,660 17,139 | 1479 | 

52,680 | 52,680 3427 | 3427 


Die dritte und am weitesten gehende Form des,, Pooling- Gedankens“, 
die auch psychologische Voraussetzungen in Betracht zu ziehen und 
ziffernmäßig auszudrücken suchen würde, hätte etwa von folgenden 
Voraussetzungen auszugehen: „Wir wünschen nicht in die Kontroverse, 
wann die Ver. Staaten am Kriege hätten teilnehmen sollen, einzutreten. 
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Jedes Land, das die tieferen Ursachen dieses Kampfes langsamer er- 
kannte als andere, hat dadurch eine gewisse Ersparnis an Menschen- 
opfern erzielen können, die sich jetzt nicht mehr ausgleichen läßt. Die 
gleichzeitig erzielte Ersparnis an Geldausgaben kann dagegen ausge- 
glichen werden. Laßt uns die Kosten des Weltkrieges im ganzen ge- 
nommen nach unserer Zahlungsfähigkeit anteilmäßig auf uns nehmen. 
Bei einem derartigen Vorgehen, bei dem die rein gefühlsmäßige Zurück- 
haltung der öffentlichen Meinung in Amerika im Anfang des Krieges 


ziffernmäßig ausgedrückt sein würde, würde sich das Bild folgendermaßen 
stellen: 


Tatsächlicher | 
bisher in Kosten 3 $ 
oder Anleihen an; Rückzu | Noch zu 
andere getragener zahlen zahlen 

Anteil 


Wahrer An- 
teil 


Britisches Imperium. . 14.280 23,048 8,767 — 
Belgien 835 — | — | 835 
Frankreich 6.873 9,282 2,409 — 
Italien 3,068 3,211 | 149 


Vereinigte Staaten 27,630 10491 


11.326 11.326 


17.139 
52.680 


Bei einem Vorgehen in der oben beschriebenen Weise würde die 
gesamte interalliierte Verschuldung aufgehoben und die oben bestehen- 
den „ moralischen“ Schuldsummen dafür eingesetzt werden. Die ge- 
nannten Ziffern stellen natürlich nur Annäherungswerte dar, sollen aber 
in großen Zügen die Wirkung der Durchführung des sog. „Poolvor- 


schlages“ in den drei möglichen Formen darstellen. 


2. Englands Rückkehr zur Goldwährung 
Von Rt. Hon. PHILIP SNOWDEN. M.P. 

Die Rückkehr zur Goldwährung bedeutet, daß das englische Pfund, 
ganz gleich, ob es sich um einen Papierschein oder um ein Goldstück 
handelt, einen bestimmten, allemal gleichbleibenden Wert im Verhältnis 
zum Golde erhalten soll. Um dieses Ziel zu erreichen, müßten drei 
Maßnahmen ergriffen werden. Zunächst müßte das jetzt noch bestehende 
Verbot der Goldausfuhr aufgehoben werden, zweitens müßte eine freie 
Ausmünzung von Gold zu einem bestimmten Kurse erlaubt und drittens 
die Einlösbarkeit des Papierpfundes in Gold ein für allemal gesichert 
sein. 

Durch das sog. Gold- und Silberexport-Kontrollgesetz vom Jahre 
1920 ist die Goldausfuhr in England verboten. Zu gleicher Zeit ist 
hiermit die freie Ausmünzung von Gold und die Umtauschfähigkeit 
des Papiergeldes in Goldmünzen aufgehoben worden. Würden die 
oben genannten drei Maßnahmen ergriffen, so würde damit England» 
Rückkehr zur Goldwährung tatsächlich durchgeführt sein. 
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Die Anstrengungen Deutschlands beim Wiederaufbau 
Mitteleuropas, Amerikas Anteilnahme an ausländischen 
Anleihen und die Steigerung der Diskontraten haben alle 
zu einer Steigerung des inneren Wertes der englischen 
Währung beigetragen. Der wichtigste Einfluß war aber zweifellos 
psychologischer Natur. Es ist einfach die Überzeugung gewesen, daß 
Englands Rückkehr zur Goldwährung binnen kurzem bevorsteht. 

Es kann indessen keine dauernde Stabilität in den nunmehr dem 
Goldwerte angepaßten Währung geben, ohne daß die drei oben ge- 
nannten Reformmaßnahmen durchgeführt sind. Um die Stabilität 
zu erzielen, müssen wir die Währung an Gold binden. Alle die Gefahren 
und Unsicherheiten, die wir bei einer schwankenden Währung beob- 
achten können, werden fortbestehen, falls das englische Pfund, nachdem 
es die Goldparität erreicht hat, nicht dauernd an den Goldwert gebunden 
bleibt. 

Zweifellos sind die internationalen Geldverhältnisse heute ganz 
anders als vor dem Kriege, und die Einführung einer Goldwährung mag 
heute noch für viele Länder große Schwierigkeiten bieten. Diese Schwie- 
rigkeiten sind indessen gering im Vergleich zu den üblen Einwirkungen, 
welchen der Welthandel und das internationale Wirtschaftsleben durch 
schwankende und nicht stabilisierte Währungen unterworfen ist. Die 
Goldwährung ist in letzter Zeit verschiedentlich einer scharfen Kritik 
unterworfen worden. Was auch immer die Zukunft in Form eines neuen 
Wertmaßes für die Schaffung einer stabilen Währung in ihrem Schoße 
bergen möge, die Zeit scheint noch nicht gekommen zu sein, irgendein 
anderes der unzähligen Ersatzmittel auszuwählen und praktisch anzu- 
wenden. 

Die Länder Kontinentaleuropas haben lange Zeit unter zusammen- 
gebrochenen Währungen gelitten, und sie machen nunmehr äußerste 
Anstrengungen, ihre Währungen auf Goldbasis zurückzuführen. Eng- 
land kann in dieser Beziehung eine Führerrolle übernehmen und eine 
allgemeine Wiedereinführung der Goldwährung einleiten. Natürlich 
sind hiermit gewisse Gefahren verbunden, doch muß man diese Gefahren 
eben auf sich nehmen um der Vorteile willen, die mit einem Erfolg ver- 
knüpft sind. Von einigen Seiten wird betont, wir sollten warten, bis 
unsere passive Handeslbilanz etwas abgemindert ist. Ganz abgesehen 
davon, daß es vollkommen ungewiß ist, ob unsere passive Handels- 
bilanz auch eine passive Zahlungsbilanz ist, braucht die Stabilisierung 
der Währung auf den Ausgleich der Handelsbilanz nicht zu warten, im 
Gegenteil ist eine stabile Währung eines der sichtbarsten Zeichen eines 
blühenden Handels. 

Manche Kritiker wenden ein, daß, nachdem die Sterlingvaluta 
auf Pari hinaufgeschnellt ist, wir mit der Zeit unsere Goldvorräte fort- 
geben müßten, um die Valuta auf Pari zu erhalten. Andere wiederum 
behaupten, daß mit der Einführung der Goldwährung unsere Valuta 
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über Pari hinausschnellen würde und daß sich dann ein unerwünschter 
Goldstrom auf England ergießen würde. Auf heide. Vermutungen 
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valuten als Reserven gestützt wurde. Dieses System des Zahlungsaus- 
gleiches hat sich in durchaus wirkungsvoller Weise eingespielt. 

Seit dem Kriege haben es nun Spekulanten und Glücksritter aller 
Art verstanden, auf Schleichwegen in den oben geschilderten Kreis- 
lauf einzudringen, und haben es vermocht, vor den durch den Welt- 
krieg hervorgerufenen Störung in den internationalen Handelsbeziehungen 
auf die Weise Vorteile zu ziehen, daß sie saisonmäßig produzierte Waren 
mit dem ausdrücklichen Zwecke einer Zurückhaltung einlagerten. 

Sie warteten dann, bis der Weltkonsum gezwungen war, diese 
zurückgehaltenen Waren um jeden Preis aufzukaufen. Durch die Zentra- 
lisierung des Bankwesens nun, deren Durchführung im internationalen 
Bankverkehr sich mehr und mehr durchzusetzen scheint, werden die 
finanziellen Mittel eines Landes in weit leichterer Weise dem ordentlichen 
Marktverkehr zugänglich gemacht, so daß wichtige Waren, Lebensmittel 
und Rohstoffe in denjenigen Ländern eingelagert werden können, in 
welchen sie endgültig konsumiert werden, und nicht etwa in den Pro- 
duktionsländern. Hierdurch wird jenen Spekulanten und Konjunktur- 
gewinnlern ihr Handwerk gelegt. Die Zentralisierung des Bankverkehrs 
stellt nämlich den Drehpunkt her, um den sich das ganze Kreditwesen 
eines Landes bewegt. Dieser Kredit ermöglicht einen reibungslosen 
Austausch von Waren und Dienstleistungen unter den einzelnen Ländern 
der Welt, so daß Produzenten und Fabrikanten für ihre Erzeugnisse 
Zahlung erhalten können, ohne daß abgewartet zu werden braucht, 
bis die Bezahlung durch den endgültigen Konsum erfolgt. Je enger 
sich — mit Hilfe des zentralisierten Bankwesens — das Zusammen- 
arbeiten zwischen Produktion und Konsum gestaltet, um so größer ist 
die Ersparnis an Zeit und Geld. 

Englands zentrales Banksystem war von jeher führend. Bereits 
im vorigen Jahrhundert war London der große Geldmarkt der Welt, 
in welchem kein Geldsucher, der Geld für wirklich produktive Zwecke 
benötigte, abgewiesen wurde. Außerdem waren die Zinssätze in London 
meist niedriger als in irgendeinem anderen Geldmarkte. 

Verschiedene Länder haben nunmehr das System einer Zentrali- 


sierung ihres Bankwesens aufgegriffen. Nach dem Zusammenbruch im, 


Jahre 1907 haben z.B. die Ver. Staaten von Nordamerika, im Jahre 
1913 das aus zwölf Bundes-Reserve-Banken bestehende Bundes-Reserve- 
System geschaffen, bei dem jede Reserve-Bank eine Zentralbank für 
die Handelsbanken der einzelnen Gebiete ist. Die Inflationszeit während 
des Krieges und die treibhausartige, höchst ungesunde Hochkonjunktur 
kurz nach dem Kriege haben das Bundes-Reserve-System Amerikas 
einer schweren Prüfung unterzogen. Das System hat diese Prüfung 
glänzend bestanden. Man darf nicht vergessen, daß die Union vor dem 
Weltkriege ein bedeutender Geldnehmer im internationalen Geld- 
markte war. Erst nach dem Kriege tritt sie als der große Geldgeber der 
Welt auf. dessen Einfluß mehr und mehr wächst. Besonders nach der 
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Durchführung des Dawesplanes und mit der durch zunehmende Er- 
fahrung schwindenden Abneigung gegen europäische Wertpapiere wächst 
dieser Einfluß Amerikas ständig. 


Eine weitere Zentralbank ist die Imperial-Bank of India. Sie wurde 
Ende 1920 gegründet. Im allgemeinen erledigt sie die geschäftlichen 
Transaktionen der indischen Regierung und fungiert somit als Zentral- 


bank. 


Die Common-Wealth-Bank of Ost-Asia, die im Jahre 1911 gegründet 
wurde, ist gleichfalls eine solche Zentralbank. 


Die Reserve-Bank von Südafrika wurde Mitte 1921 begründet mit 
dem ausgesprochenen Zweck, die ungünstigen Einwirkungen aus der 
Welt zu schaffen, die durch eine zu starke Verzettelung der Reserven 
der einzelnen Handelsbanken eingetreten war. Sie ist im großen und 
ganzen nach dem Prinzip des amerikanischen Bundes-Reservebanken- 
Systems aufgebaut. 


Ein Problem, das fast jedes Kulturland seit Beendigung des Welt- 
krieges zu lösen hatte, ist der Abbau des im Weltkriege übermäßig an- 
geschwollenen Papiergeldumlaufes. Länder wie England und Amerika, 
die über ein wohlorganisiertes Zentralbankensystem verfügen, das sich 
den nationalen Bedürfnissen aufs beste anpaßt, haben dadurch ihre Lage 
in mutiger Weise zu bessern gewußt, daß sie die Verschuldung der Re- 
gierung durch ein Anziehen der Steuerschraube aus dem Wege zu 
räumen verstanden. In Großbritannien ist die Regierungsschuld dauernd 
verkleinert worden. Großbritannien und Amerika waren daher die ersten 
Länder, die ihren Staatshaushalt nach dem Kriege ins Gleichgewicht 
zu bringen vermochten. Das ist auch der Grund, weshalb England in 
Zusammenarbeit mit Amerika in der Lage war, den Wiederaufbau der 
Staatsfinanzen in Kontinental-Europa wirksam in die Hand zu nehmen. 
Österreich, Ungarn, Griechenland und andere Länder erhielten sog. 
Wiederaufbau-Anleihen, die unter Aufsicht des Völkerbundes ausge- 
geben wurden. Ihre Placierung in den ausländischen Geldmärkten er- 
folgte schlank. In jedem Falle war die Bildung eines zentralen Bank- 
institutes ein wesentlicher Bestandteil des Wiederaufbau-Programms. 
Dieselben Prinzipien hat man dann auch auf Deutschland ange- 
wandt. | 

Trotz seiner auffälligen Vorzüge wird das System der Zentral- 
Banken noch bei weitem nicht in der nötigen Weise gewürdigt. Mit der 
Zeit aber werden seine Vorzüge und seine Bedeutung in den cinzelnen 
Ländern immer klarer erkannt werden. Diese Bedeutung besteht darin, 
die Stabilität der Währung im In- und Auslande zu sichern 
and die Aufrechterhaltung der finanziellen und wirtschaft- 
lichen Kräfte zu gewährleisten, die dazu nötig sind, den 
dauernden Fortschritt der Weltwirtschaft in der Richtung 
einer zunehmenden Blüte zu ermöglichen. 
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4. Die Gefahren der Auslandskredite. 
Von Regierungspräsident z. D. MAGNUS FREIHERR VON BRAUN, 
Leiter der Raiffeisen-Verbände. 

Die menschliche Natur ist von Grund aus lässig und daher gern ge- 
neigt, Hilfe in der Not stets von auswärts zu erwarten. So ging ein Auf- 
atmen, ja vielfach ein Aufjauchzen durch die deutsche Wirtschaft, 
als das Dawes-Gutachten angenommen und die 800 Millionen-Anleihe 
zehnmal überzeichnet war. Industrie und Landwirtschaft glaubten mit 
Herrn Stresemann an den Silberstreifen am Horizont. dem die Morgen- 
röte einer besseren Zukunft folgen sollte. Man glaubte an ausländische 
Kredite, insbesondere an den Zustrom amerikanischen Goldes. 

Wir brauchen dieses Gold. ‚Die ganze Welt ist durch den Krieg in 
ihrer Kaufkraft beeinträchtigt und leidet an Überproduktion. Das 
trifft Deutschland ganz besonders hart, das sich durch den verlorenen 
Krieg an und für sich schon in schwerer Lage befindet. Wir gleichen 
einem starken, mit allen Schikanen der Neuzeit ausgestatteten Mercedes- 
wagen mit 60 PS, der keinen Brennstoff hat. Mag der Brennstoff — 
das Betriebskapital — noch so teuer sein, wir brauchen ihn, um zu 
leben und zu arbeiten, auch wenn die Zinsen zeitweilig aus der Substanz 
gezahlt werden müssen. 

Da sich im Inland vorläufig Kapital schwer bilden kann, müssen 
wir das Ausland in Anspruch nehmen. Bei der Betrachtung der Aus- 
landskredite sind folgende Gesichtspunkte aber besonders zu beachten: 

1. Jeder Scheck oder Wechsel auf eine ausländische Bank, also jede 
Devise, bedeutet bis zu ihrer Einlösung einen Kredit an das 
Ausland. 

2. Jede in Deutschland befindliche Devise bedeutet letzten Endes 
den Import eines entsprechenden Sun an Ware oder 
Leistung nach Deutschland. 

Zu 1. Wer ein Guthaben bei seiner Bank hat, gewährt dieser damit 
einen Kredit. Bezahlt er seinen Schneider mit einem Scheck auf seine 
Bank und dieser läßt den Scheck drei Tage liegen, ehe er sich das Geld 
von der Bank abholt oder verrechnen läßt, so gewährt er während 
dieser Tage der Bank den Kredit. Ebenso bedeuten Schecks auf New 
York, die z. B. im Tresor der Reichsbank liegen, während dieser Zeit einen 
Kredit an Amerika. Während unser Guthaben dort uns annahmeweise 
mit 2% verzinst wird, muß die Firma, aus deren Anleihe der Scheck 
stammt, den Amerikanern 10%, Zinsen zahlen; die Differenz von 8%, 
wird von der deutschen Wirtschaft getragen. Nun sind aber die der deut- 
schen Wirtschaft bisher gewährten Kredite leider überwiegend kurz- 
fristiger Art. Sie zwingen die Reichsbank, große Devisenbestände be- 
reit zu halten. Jede Krise in Amerika oder in Europa, ferner jede plötz- 
liche Annäherung des ausländischen Zinsfußes an den deutschen kann 
zur Rückforderung der Kredite führen. Bei plötzlicher Rückforderung 


würde die Nachfrage nach Devisen steigen und bei geringem Vorrat 
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der Reichsbank ein Emporschnellen des Dollars und daraus folgend eine 
Gefährdung unserer Währung eintreten. Bei jeder plötzlichen Abforde- 
rung der Devisen würden diese in Mark bezahlt werden, Mark also in 
größerem Umfang zur Reichsbank strömen. Die Menge der Geldumlaufs- 
mittel würde vermindert, und die Gefahr eines Fallens der Preise da- 
durch herbeigeführt. Auf verkleinerter Devisenbasis müßte dann die 
Reichsbank Geld ausgeben, um konvulsivischen Zuckungen der Währung 
und die unausbleibliche Kreditkrise zu mildern. Diese Thesaurierungs- 
politik braucht die Reichsbank natürlich nur bei kurzfristigen Krediten, 
bei denen die Gefahr plötzlicher Rückforderung besteht, zu treiben. 
Auch in dieser Hinsicht sind also die langfristigen Anleihen für die 
Volkswirtschaft bei weitem vorzuziehen. Bisher dürften an langfristigen 
Krediten kaum 200 Millionen nach Deutschland geströmt sein. Die kurz- 
fristigen schätzt der amerikanische Handelsattaché in Deutschland auf 
400 Millionen. Die Summe ist nach unsern Feststellungen jedoch erheb- 
lich höher. 

Zu 2. Jede Devise führt zu einem entsprechenden Import an 
Ware oder Leistung. Beispiel: Krupp nimmt 1 Million Dollars als Anleihe 
in Amerika auf, ½ davon bleibt im Ausland zur Bezahlung von Roh- 
stoffen, die nach Deutschland importiert werden, zur Bezahlung von 
Schiffsfrachten an ausländische Gesellschaften und zur Bestreitung von 
Unkosten für Auslandsreisen von Vorstandsmitgliedern. 34 der Anleihe 
wird im Inland in Mark umgetauscht und für Löhne, Steuern, Betriebs- 
kosten usw. verwandt. Daß das erste Viertel der Anleihe zum Import 
von Ware oder Leistung und damit zur Belastung unserer Handelsbilanz 
führt, ist klar. Aber auch die anderen drei Viertel der Anleihe werden 
entweder vom ersten, der Krupp Devisen oder Dollars abkauft, viel- 
leicht auch erst vom 10. oder 20., jedenfalls aber vom letzten Besitzer 
zur Bezahlung einer Schuld im Ausland verwandt. 

Diese Schuld entsteht durch Lieferung von Waren oder Leistung 
an Deutschland, führt also zum Import. Nur dann führt der Devisen- 
besitz nicht zum Import, wenn jemand damit ausländische Kredite 
tilgt. In diesem Falle annulliert er gleichsam die Devisen und die Aus- 
landsschuld. 

Deckt sich das Angebot der Exporteure an Dollars, die diese für 
ihre Waren erhalten, mit der Nachfrage der Importeure, die Dollars 
bezahlen müssen, so bleibt die Wage im Gleichgewicht. Ist aber die 
Nachfrage der Importeure größer als das Angebot, so steigt der Dollar. 
Mit anderen Worten: unsere Zahlungsbilanz wird passiv, die Makean 
gefährdet. 

Ein Blick in die Zahlungsbilanz zeigt, wie gefährlich die Aufnahme 
von Anleihen ist. Sie ist in den letzten Monaten bereits katastrophal 
passiv geworden. Während diese Passivität im September nur 59 Mil- 
lionen Mark betrug, stieg sie im Oktober auf 244, im November auf 405 
und im Dezember auf über 500 Millionen Mark. Es ist zweifellos, daß 
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die Passivität herbeigeführt ist durch Kredite aus dem Ausland, die zur 
Importierung von Waren Verwendung gefunden haben. 

Für jeden einzelnen Darlehnsnehmer sollte Grundsatz sein: daß 
kurzfristige Valutakredite nur der nehmen darf, der Valuta, also Export- 
waren selber produziert oder der Export oder Importgeschäfte als Händ- 
ler betreibt. Niemals sollten kurzfristige Kredite für Anlagezwecke 
Verwendung finden. Wirtschaftlich gesund sind nur solche Auslands- 
kredite, die nicht dem inländischen Konsum, sondern der Stärkung des 
Exportes und der Erhöhung der Rentabilität eines Unternehmens 
dienen. 

Die Auslandskredite sind ein giftiges Kraut, das zur Herzstärkung 
und zur allgemeinen Belebung der Kräfte nur vorübergehend und mit 
großer Vorsicht genommen werden sollte. 


ÄGYPTEN UND DER SUDAN 


im Spiegel englischer Weltpolitik und Weltwirtschaft 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


II. Englische Weltwirtschaft. 
England hat in Oberägypten und im Sudan ungeheure wirtschaftliche 
Interessen, letztere besonders an den Baumwolländern zwischen dem 
Blauen und Weißen Nil, vom Zusammenfluß dieser beiden Ströme bei 
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Nildampfer Ibis auf dem Wege nach Wady Halfa auf Assuan. 
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Khartum, ostwärts bis zum Sudd. Hierbei spielt für das Ernteerträgnis 
die Bewässerungsfrage eine ausschlaggebende Rolle. Mit der vermehrten 
Zufuhr von Wasser wird die Bebauungsfläche und der Ernteertrag im 
Sudan außerordentlich vergrößert, natürlich auf Kosten der Bewässerung 
und des Ertrages des eigentlichen Ägyptens (gerechnet von Schellal bis 
zum Nildelta). Es möge gestattet sein, die Bewässerungsfrage gründlich 
zu erörtern. 

Die Fruchtbarkeit eines Landes mit strahlend sengender Sonne, mit 
wenig oder gar keinem Regen hängt lediglich von seiner mehr oder minder 


Landungsstelle in Esuch. 


großen Bewässerung ab. Ägypten und der Sudan sind solche Länder. 
Das ganze Jahr hindurch werden ungeheure Wassermassen durch den 
Sudan nach Ober- und Unterägypten bis ans Nildelta getragen. Der Nil 
strömt aus seinem Quellgebiet im Innern Afrikas durch vier große Seen 
hindurch durch den Sudd, eine riesige Sumpf- und Schilfwildnis. Nach 
Einmündung des Gazellenflusses heißt er Weißer Nil und vereinigt sich 
bei Khartum mit dem aus Abessinien kommenden Blauen Nil und wird 
dann kurzweg Nil genannt. In seinem Oberlaufe führt der Nil ungeheure 
Wassermengen mit vielen Nebenflüssen, von Khartum ab bis zur Mündung 
nimmt er aber nur-einen einzigen Nebenfluß, den Atbara, auf, während 
er fortgesetzt zwischen Wüsten hinströmt mit einer außerordentlich 
starken Verdunstung, bis er das fruchtbare Nildelta erreicht, woselbst er 
im Altertum in sieben, heute in zwei kräftigen Armen sich ins Meer ergießt. 
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Die alljährlich sich wiederholenden Schwellungen des Nils hängen 
von der Regenzeit im Innern Afrikas ab. Diese Tropenregen setzen 
jährlich fast zur selben Zeit wieder ein. In Abessinien, dem Ursprung- 
lande des Blauen Nils und des Atbaras, regnet es vom Mai bis September; 
der Blaue Nil führt dann gewaltige Wassermengen, reißt auch riesige Men- 
gen schweren Bodens mit sich, die dem eigentlichen Nil zugeführt werden. 
Vom September ab verlaufen sich alle diese zahlreichen Nebenwässer, so 
daß der Blaue Nil nur noch das aus dem Tsanasee und den Hochgebirgen 
Abessiniens herrührende Wasser dem Nil ständig zuführt. 
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Landungsplatz in Assuan. 


In Zentralafrika ist vom November bis Januar die Regenzeit, und mit 
ihr schwellen die Wassermengen des Weißen Nils an. Der Weiße und der 
Blaue Nil ergänzen sich somit das ganze Jahr in der Zufuhr von Wasser 
an den eigentlichen Nil (ab Khartum). Zuerst befruchtet der Weiße Nil, 
und wenn seine Wassermassen nachlassen, kommt der Blaue Nil. Hier- 
durch entsteht in Ägypten eine monatelange Überschwemmung; der 
fruchtbare Schlamm wird nur langsam abgesetzt. Die Fruchtbarkeit des 
Landes rührt nach Ansicht des wohl besten Kenners des Sudans und 
Ägyptens, Dr. A. Berger!), nicht allein von dem abgesetzten Schlamm 
her, sondern vor allem davon, daß das Nilwasser in das durch die un- 


1) Ich weise auf die ganz vortreffliche Reisebeschreibung von Dr. A. Berger 
„Der heilige Nil, Berlin 1924, hin, die mir bei meinen Ausführungen vielfach als 
Quelle gedient hat. 
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geheure Hitze in zahlreiche Sprünge geborstene Erdreich tief eindringt. 
Während der sommerlichen Sonnenglut wird nun das Erdreich täglich 
durch Göpelwerke (Schöpfräder, ganz aus Holz gebaut, von Ochsen be- 
trieben, wie zur Zeit Ramses des Großen) bewässert. Besonders zu er- 
wähnen ist hierbei das außerordentlich geringe Gefälle des Nils, der vom 
Victoriasee bis zur Mündung 6397 km lang ist und auf dieser Riesenstrecke 
nur ein Gefälle von ca. 1000 m hat, von Khartum ab nur 378 m. Außer- 
dem müssen noch sechs Stromschnellen in Betracht gezogen werden. 

Zur Regulierung der ungeheuren Wassermengen, die in trockenen 
Jahren außerordentlich segensreich, in nassen Jahren aber auch recht 


Das Stauwerk bei Assuan. 


zerstörend wirken können, sind Dämme, Stauseen und Kanäle geschaffen 
worden. Seit alters her geben die berühmten Nilmesser auf der Insel 
Elefantine bei Assuan, sowie der bei Kairo, den höchsten und tiefsten, wie 
den Durchschnittsstand des Nils an. 

Schon Mohammed Ali baute südlich von Kairo ein großes Stauwerk 
mit 120 Schleusen, le barrage du Nil. Bei Assiut wurde ein 838 m langer 
Staudamm erbaut, der 120000 ha des Landes kulturfähig machte und 
das fruchtbare Fajum versorgt. Die Krone der Bewässerung bildet aber 
der von den Engländern Ende 1902 bei Assuan am ersten Nilkatarakt an- 
gelegte 1962 m lange Staudamm, der, mit 280 Schleusen zur Regelung des 
Wasserstandes versehen, einen Stausee von einem Inhalt von 1 Mil- 
liarde cbm Wasser bildet, wobei ein mit Schleusen versehener Kanal die 
Schiffahrt erlaubt. Die Fahrt im Ruderboot diesen Kanal hinunter ist 
angesichts des romantischen Flußbettes, der Märcheninsel Philä und der 
gigantischen Granitfelsen ein wirklicher Genuß. Durch die Anlage des 
Staudammes bei Assuan ist die Ertragsfähigkeit des Landes um das 
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Doppelte gesteigert worden. Leider sind durch die nachträglichen Er- 
höhungen des Staudammes bei Assuan von 36 auf 42 m die herrlichen 
Tempelanlagen auf der Insel Philä dem sicheren Untergange geweiht. 
Antike Kunst — ein Opfer der modernen Wirtschaft! 

Für die Schiffbarkeit des Nils bilden seine sechs Stromschnellen, die 
größte von Assuan und Wadi Halfa sowie die zahlreichen Schlammbänke 
schwere Hindernisse. Trotzdem ist der Nil als große Verkehrsstraße!) 
für England von hoher Bedeutung, da er, wie schon angeführt, neben dem 


Suezkanal einen zweiten kurzen Weg nach Indien bildet als Endglied der 
Verbindungsstrecke Kap—Kairo. 


1) Die Verkehrsstraße Alexandria—Khartum—Sennaar—-El Obeid benutzt ab- 
wechselnd Eisenbahn und Schiff. 

Den Ausgangspunkt bildet der Seehafen Alexandria, von wo aus die Eisenbahn 
über Kairo, Luxor, Assuan bis Schellal (erste Stromschnelle des Nils) führt. Von 
da ab Schiffsverkehr per Dampfer nilaufwärts über Abu Simbel bis Whadi Halfa. 
Von letzterem Ort führt wieder eine mit allen modernen Einrichtungen (Schlaf- und 
Speisewagen) ausgestattete Bahn über Berber nach Khartum und weiter nach Sennaar 
und El Obeid. Durch die Bahn Wadi Halfa—Khartum wird das riesige Nilknie mit 
seinen Stromschnellen (bei Wadi Halfa beginnt der zweite 15 km lange Nilkatarakt 
und werden bis Khartum noch vier weitere Katarakte gezählt) abgeschnitten. 

Die Schiffahrt von Schellal nach Khartum führt gleich bei Beginn an der 
Märcheninsel Philä mit ihren antiken Tempeln und Pylonen, dem schönsten Edel- 
stein des an Denkmälern so reichen Oberägyptens, vorbei, später wird Abu Simbel 
mit dem herrlichsten Felsentempel der Welt und den Kolossalstatuen Ramses des 
Großen berührt. 
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Entsprechend der großen Entfernung von der Quelle bis zur Mündung 
und dem langsamen Gefälle brauchen die Wassermassen lange Zeit,. bis 
sie Oberägypten erreichen. Gondokoro wird Ende Februar, Khartum 
-Ende März erreicht, Ende Juni treffen sie in Oberägypten, im Juli in 
Kairo ein, woselbst im September der höchste Stand des Nils erreicht 
wird. Die Staudämme regulieren nun mit Hilfe ihrer Schleusen den 
Zufluß des Wassers, so daß auch in der glühendsten Sommersonnenhitze 
mit Hilfe der Göpelwerke täglich die befruchtenden Kanäle gespeist 
werden können. 

Im Sudan ist das zu bewässernde Gebiet, auf welchem riesige Baum- 
wollpflanzungen durch englische Unternehmer und mit englischem Kapital 
angelegt sind, das Land, das zwischen Weißem und Blauem Nil, von 
Khartum bis über die Linie Sennar— El Obeid hinaus reicht. Sammel- 
anlagen, Stauseen und Kanäle sind schon reichlich vorhanden, aber nun- 
mehr sollen dieselben in großem Stile vermehrt werden. Dadurch wird 
die Ertragfähigkeit des Sudans außerordentlich gehoben zum Nutzen der 
englischen Wirtschaft. Aber die hierfür nötigen Wassermengen werden 
selbstredend dem eigentlichen Ägypten entzogen. So kann es sich er- 
eignen, daß in regenarmen Jahren die Wassermengen zum größten Teile 
im Sudan verbraucht werden und nur geringe Wassermengen das eigent- 
liche Ägypten erreichen. Dann dürften selbst die Dämme bei Assuan und 
Assiut und der „barrage du Nil“ nicht mehr viel regulieren können. Die 
ganze Bodenkultur des Landes wird auf ein erheblich geringeres Maß 
herabgedrückt. Der doppelte Ernteertrag. wie er seinerzeit durch Anlage 
des Staudamms von Assuan erzielt wurde, dürfte dann ein schöner Traum 
gewesen sein. Das alte, zur Zeit Pharaos gültige Wort von den „sieben 
fetten und sieben mageren Jahren“ dürfte wieder zur Wirklichkeit werden 
und die Nilmesser mit ihrem Tiefstande manches Hungerjahr anmelden. 

Hierdurch ist England in der Lage, einen verstärkten Druck auf 
Ägypten auszuüben, indem es dem annektierten Sudan (sei es, daß derselbe 
als englische Kolonie oder unter der neu beliebten Maske eines Mandat- 
reiches dem Weltreiche angegliedert wird) zu erhöhtem Wohlstande ver- 
hilft. Die Entfernung der ägyptischen Truppen aus dem Sudan, ihre 
Ersetzung durch englische Regimenter machen die Engländer zu den tat- 
sächlichen Herren des Sudans, der letzte Rest der nominellen Herrschaft 
des ägyptischen Königs ist damit beseitigt. 

Sollten meine Ausführungen über Englands Weltpolitik und Welt- 
wirtschaft dazu beitragen, die Deutschen aus ihrem Schlummer aufzu- 
rütteln, so ist ihr Zweck voll und ganz erreicht. Ein gütiges Geschick 
bringe es mit sich, daß der Deutsche sich endlich ermanne und handle. 

Ein englisches Sprichwort sagt: „where is a will, there is a way!“ 
Lernen wir von unseren Feinden — die Engländersind unsere stärksten, was 
die Wirtschaft anbelangt, — was es heißt, Weltpolitik. auf lange 
Sicht zu treiben, weltwirtschaftlich zu denken und zu 


handeln. 
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DEUTSCHLAND IM LUFTVERKEHR 1925 
Von FISCHER VON POTURZYN, Direktor der Junkers- Werke. 


In der Karte des europäischen Luftverkehrs 1923 ist Deutschland 
nur durch vier Linien, und zwar 1. von Berlin nach London — mit Ab- 
zweigung von Hamburg nach Kopenhagen —, 2. von Berlin nach Helsing- 
fors bzw. Moskau, 3. von Berlin nach München, und 4. von Genf nach 
Budapest über München vertreten gewesen. Im nächsten Jahre ver- 
dichtete sich dieses Netz bereits durch Hinzufügung einer Verbindung 
von München nach Frankfurt und durch die Fortsetzung der München- 
Berlin-Linie als Nachtpoststrecke nach Stockholm. Der Luftverkehrs- 
dienst 1925 wird hinsichtlich der Einbeziehung des Reiches in den inter- 
nationalen Luftverkehr ganz außergewöhnliche Fortschritte zeigen. 

Auf Grund der von den beiden deutschen Konzernen, dem Deutschen 
Aero-Lloyd und der Junkers-Luftverkehr-A.-G., mit dem Luftamt ge- 
troffenen Vorbereitungen und Entscheidungen darf mit folgendem 
Streokennetz gerechnet werden: 


I. Transkontinental-Strecken durch Deutschland. 
1. (Genf-Budapest-)München-Berlin-Kopenhagen-Oslo, 
2. London-Berlin-Königsberg-Moskau, 
3. (München-)Berlin-Stockholm-Leningrad, 
4. Berlin-Reval-Helsingfors- Leningrad, 
5. Kopenhagen- Frankfurt a. M.-Zürich. 
II. Außerdem innerdeutsche bzw. Ans chluß- Strecken. 
1. Von Berlin nach Hannover, Dresden, Gleiwitz, Chemnitz und 
Kopenhagen, f 
2. von Leipzig nach Bremen, Breslau, Westfalen, Frankfurt, 
3. von München nach Baden-Baden, Innsbruck. 

III. Ausländische Nachbar- bzw. Durchflugstrecken. 

1. Malmö-Hamburg-London (Schwed. Aerotransport mit Junkers-Flug- 
zeugen), 

2. Danzig- Stockholm (Dornierflugzeuge). i | 

3. Danzig-Warschau-Lemberg-Bukarest-Wien-Triest (Poln. Aerolloyd u. 
Österr. Luftverkehrs-A.-G. mit Junkers-Flugzeugen), 

4. London-Köln (Imperial Airways). 

Vollkommen neu werden demnach folgende Gebiete Deutschlands 
luftpolitisch erschlossen: Südost- und Westdeutschland. Die Verbindung 
von Berlin nach Gleiwitz und die von Breslau nach Gleiwitz bedeutet 
freilich noch keine restlose Befriedigung der von Schlesien gestellten 
Wünsche. Besonders fällt auf, daß die Fortsetzung über Gleiwitz hinaus 
nach Südost, also Krakau, Lemberg, Odessa fehlt, obwohl dies bereits 
in dem 1923 aufgestellten Luftverkehrsprogramm der Junkers-Werke 
1923 gefordert worden ist. Anderseits ist gerade vonseiten Polens die 
Aufnahme einer Linie Krakau-Wien für April sichergestellt, so daß der 
Polnische Aerollovd mit seinen Junkers-Flugzeugen von Danzig über 
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Warschau nach Wien eine neue Nordsüdverbindung außerhalb der 
Grenzen Deutschlands herstellt, welche durch die Osterreichische Luft- 
verkehrs-A.-G. von Wien sogar nach Triest fortgesetzt werden soll. Es 
braucht nicht gesagt zu werden, wie es im deutschen Interesse liegt, daß 
diese neue wichtige Ostsee-Adria-Linie nicht nur in Wien via München 
einen Anschluß findet, sondern auch von Berlin aus via Frankfurt a. O. 
in Warschau und von Gleiwitz aus in Krakau. Es wird nachdrückliche 
Arbeit geleistet werden müssen, um diese Wünsche in entsprechender 
Weise durchzusetzen. 

Im Gegensatz zu der erwähnten polnisch-österreichischen Nordsüd- 
verbindung liegt die zweite neue Nordsüdstrecke innerhalb der deutschen 
Grenzen, und zwar führt sie, wie aus der Aufstellung ersichtlich, von 
Hamburg im Anschluß an die Kopenhagen-Oslo-Linie über das rheinisch- 
westfälische Industriegebiet, Frankfurt, Stuttgart nach Zürich, wo sie 
für dieses Jahr endet. Es ist zu hoffen, daß sie im nächsten Jahre über 
Mailand, Genua fortgeführt wird, so daß damit Westdeutschland in 
einem direkten Verkehr Norwegen-Italien einbezogen wäre. Zwischen 
dieser Linie und der alten München-Stockholm-Strecke werden neue 
Querverbindungen, und zwar zwischen München-Stuttgart, Nürnberg- 
Stuttgart, Nürnberg-Frankfurt und höchstwahrscheinlich Frankfurt- 
Leipzig und Westfalen-Leipzig eingerichtet. Auf diese Weise erhält 
Westdeutschland den entsprechenden Rückhalt, was schon aus grenz- 
politischen Gründen gefordert werden muß. Als Ergebnis dieser außer- 
ordentlichen Verdichtung des innerdeutschen Netzes kann die befriedi- 
gende Tatsache festgestellt werden, daß damit Deutschland alle Staaten 
hinsichtlich Dichtigkeit des Luftverkehrsnetzes übertrifft. Den wirt- 
schaftlichen und verkehrsgeographischen Erfordernissen wird hier bereits 
so entsprochen, daß man ohne Übertreibung behaupten darf, der Luft- 
verkehr sei damit für alle Gebiete des Reiches ein integrierender Bestand- 
teil der Verkehrsorganisation geworden! 

Man muß sich aber auch kritisch fragen, ob dies auf gesunder Grund- 
lage aufgebaut ist, oder ob nicht die Gefahr vorliegt, daß hier ein allzu 
rasches Tempo eingeschlagen ist, welches die Gefahr von Rückschlägen 
in sich birgt. Die Frage dürfte um so eher von Außenstehenden gestellt 
werden, als in der letzten Zeit von allen Teilen des Reiches Gründungs- 
meldungen von Luftverkehrsgesellschaften zu hören waren. Diese Miß- 
verständnisse werden indessen rasch beseitigt, wenn man weiß, daß 
nach wie vor die Beteiligung des Reiches auf dem Wege der Subvention 
nur durch die zwei bereits genannten Konzerne erfolgt, also demnach 
daß die neuen Gesellschaften, wie z.B. die Badische, Schlesische, Ober- 
schlesische Luftverkehrsgesellschaft, der Süddeutsche und Mitteldeutsche 
Aero-Lloyd in engstem organisatorischem und wirtschaftlichem Zusam- 
menhang mit den beiden subventionierten Konzernen stehen. Es handelt 
sich also nicht um eine schädliche Vervielfachung der Konkurrenz oder 
Zersplitterung der Kräfte, sondern um eine geregelte Expansion auf dem 
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Wege von Tochtergesellschaften, deren Aufgabe es ist, die lokalen Ver- 
kehrsinteressen innerhalb des großen Rahmens wirkungsvoll zu vertre- 
ten. Diese Entwicklung dürfte in der Tat sich allein als die richtige 
erweisen, denn andernfalls würde der Luftverkehr die Rückschläge und 
bedauerlichen Erfahrungen der ersten Eisenbahn-Dezennien machen müs- 
sen. Es handelt sich außerdem nicht so sehr um Wahrung von kapi- 
talistischen Interessen und Prinzipienverfechtung des Konzernsystems, 
als weit mehr um die nur auf diesem Wege mögliche Erfüllung tech- 


nischer Vorbedingungen. Der Grundsatz, daß nur auf großer gemein- 


schaftlicher technischer Basis die Wirtschaftlichkeit und vor allen Dingen 
die Zuverlässigkeit des Luftverkehrs erreicht wird, steht heute fest. Auf 
der anderen Seite wird man aber auch nicht bezweifeln dürfen, daß im 
technischen Entwicklungsalter, in welchem sich der Luftverkehr be- 
findet, innerhalb möglichst großer technischer und organisatorischer 
Gemeinschaften auch eine gesunde Konkurrenz erhalten bleiben soll, 
welche ein Rasten und Rosten nicht erlaubt. Demgemäß dürfte das in 
Deutschland beschrittene System von zwei großen Konzernen mit 
einer Vielheit von wirtschaftlichgeographisch erforderlichen Tochter- 
gesellschaften unbedingt dem englischen halbstaatlichen Monopol-Trust 
der Imperial Airways vorzuziehen sein, wie es heute bereits auch in 
London zugegeben wird. 

Es kommt vor allen Dingen aber darauf an, daß das Deutsche Reich 
sich im Wettkampf des Weltluftverkehrs die luftpolitische wie technische 
Stoßkraft erhält. Nicht laut genug muß daher gefordert werden, daß 
das große Kraftdreieck, wie es sich in der Formel der Verkehrsbehörde 
— Verkehrskonzerne — Flugzeugindustrie ausdrückt, von einem einheit- 
lichen Zielwollen erfüllt sei: Deutsche Luftgeltung! Wenn man nur ein 
Beispiel aus dem so rasch und mächtig vergrößerten Fragenkomplex 
der Luftpolitik herausgreift, ermißt man die Notwendigkeit emsiger 
Arbeit. Die Tatsache, daß die Franco Roumaine seit diesem Jahre — 
auch nach dem französisch ausgelegten Rechtskodex! — deutsches Ge- 
biet nicht mehr überfliegen darf und praktisch genommen wegen der 
Weigerung der französischen Piloten gar nicht kann, beweist, wie Frank- 
reich unbedingt eine luftpolitische Verständigung mit Deutschland 
erlangen muß, weil das Reich die stärkeren geopolitischen Trümpfe be- 
sitzt! Nur über das Reich gelangt Paris zu seinen Vasallenstaaten im 
Osten. Diese Position muß gegenüber London und Paris konsequent 
und völlig einmütig zur Geltung gebracht werden; vor allen Dingen darf 
darüber kein Zweifel walten, daß das Reich keiner französischen Ge- 
sellschaft das Durchflugsrecht verschenkt, es sei denn, die Aufhebung 
der Begriffsbestimmungen, Punkt 4 bis 9, welche unseren Bau ziviler 
Luftfahrzeuge beschränken, würde erfolgen. Läßt die Entente lediglich 
Milderung der Begriffsbestimmungen eintreten, so kann hierfür nur die 
Einflugerlaubnis mit bestimmten Zielorten gegeben werden, aber ohne 
den Durchflug zu erlauben. Selbstverständlich darf auf solcher Ver- 
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handlungsbasis nichts? unversucht bleiben, technische Erleichterungen 
zu erhalten. Es ist z. B. bekannt, daß die Junkers-Werke in ihren aus- 
ländischen Niederlassungen Großflugzeuge gebaut haben, welche mit 
ihren drei Motoren, einem Passagierraum für 10 Personen, mit einer Aus- 
stattung für Funkanlage, Gepäck und Toilette, dazu berufen sind, die 
Entwicklung des zivilen Weltluftverkehrs ungemein zu beschleunigen.!) 
Es wäre ein Hohn auf die Kultur, wenn diese von deutschen Ingenieuren 
erbauten Maschinen nur unter fremder Flagge eingesetzt werden dürften 
und die Fabrikation innerhalb deutscher Grenzen verboten bliebe. 

Deutschland im Luftverkehr 1925 zeigt daher auf dem technisch- 
geographischen Gebiete sicher große wichtige Fortschritte: Verdrei- 
fachung des innerdeutschen Netzes, Verdopplung der Verbindungen 
nach auswärts, neue Großflugzeuge der eigenen Industrie, intensiv 
exzentrische Verflechtung der verschiedensten Wirtschafts- und Länder- 
kreise mit den Luftverkehrsorganisationen bei Beibehaltung der Kräfte- 
konzentration. Aber es wäre verfehlt, sich damit zu begnügen und sich 
nicht einzugestehen, daß der wichtigste Fortschritt des Jahres auf dem 
luftpolitischen Gebiete liegen muß, soll es nicht enttäuschen. Die hier 
eingetretene Verbesserung unserer diplomatischen Lage stellt ein großes 
Aktivum dar, welches nachdrücklichst auszunutzen ist und keineswegs 
vergeudet werden darf. 


DIE „SICHERUNG“ AM RHEIN 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Die in aller Weltgeschichte beispiellose Tapsigkeit Bethmann-Holl- 
wegs, der den Abwehrkrieg gegen über und über gerüstete, in mobiler 
Bereitschaft zu Lande (Rußland) und Wasser (England) dastehende 
Mächte durch formale deutsche Kriegserklärungen einleitete, verhindert 
noch heute die Welt, in lautes Hohngelächter auszubrechen, wenn Frank- 
reich immer wieder mit dem Verlangen nach Sicherung am Rhein hervor- 
tritt. 

Was das Versailler Dokument Deutschland an Leistungsmöglich- 
keiten genommen hat, was selbst die sog. Abrüstungskonferenz von Wa- 
shington Frankreich an Rüstungsmöglichkeiten gelassen hat, ist ge- 
schichtsnotorisch. Daß die hierdurch geschaffene Sachlage lediglich 
auf deutscher Seite das Verlangen nach Sicherung am Rhein gegen 
französische Willkür rechtfertigt, ist nicht nur theoretische Logik, son- 
dern auch praktisch gerechtfertigt durch den Willkürakt an der Ruhr und 
den Willkürakt vom 10. Januar 1925. 

Aber der Franzose hat als Politiker nun einmal eine eigene Denk- 
weise. Er betrachtet sein Land als die stärkste unter den sog. „lateini— 
schen Schwestern“ und demgemäß als die berufenste Erbin Roms. 
die Erbin römischer Weltmachtpolitik. 


!) Zulassung ist inzwischen erfolgt. 
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Cäsar war bis an den Rhein vorgedrungen und seine Nachfolger 
bis an den Limes. Also muß das heutige Frankreich auch an den 
Rhein und über den Rhein vordringen. Tatsache aber ist, daß auch 
zu Cäsars Zeiten Germanen auch auf dem linken Rheinufer 
saßen, das obere Germanien weit in das heutige Frankreich hinein- 
ragte und das untere Germanien sich über beide Maasufer bis zur 
Nordsee ausdehnte. | 


Als im Jahre 843 die Nachfolger Karls des Großen im Vertrage 
von Verdun sich über die Reichsteilung verständigten, erstreckte sich 
der, wie man heute wohl sagen würde, Korridor des Lothar-Reiches 


Das Reich Lothars 
(Vertrag von Verdun 843) 


durch die Gebiete der Rhone, Mosel und Maas vom Mittelmeer bis an 
die Nordsee. Dieser Korridor, der das Gebiet des sich weiterhin fran- 
zösisch entwickelnden westfränkischen Königreichs und des deutschen ost- 
fränkischen Königreichs (Ludwig „der Deutsche“) voneinander schied, 
trug überwiegend deutschen Charakter und kam alsbald 
wieder zum Römischen Reich Deutscher Nation, in dem es das Königreich 
Burgund und .die Herzogtümer Ober- und Niederlothringen bildete. 
Um das Jahr 1500 war Frankreich an der unteren Rhone vorgedrungen, 
doch bildeten die Saône und die obere Maas immer noch die 
deutsche Grenze gegen Frankreich, wogegen die mittlere und untere 
Maas ganz deutsches Gebiet waren. Erst Ludwig XIV. unternahm den 
Vorstoß gegen den Rhein und über den Rhein. 
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Was Frankreich sich seither unter ,F Sicherung“ am Rhein vorstellt, 
kann man aus der Zerstörung der rechtsrheinischen Gebiete (Heidelberg!) 
und aus der Grenzziehung Napoleons entnehmen, der die fran- 
zösische Grenze im Norden nicht nur über die Rheinmündung, sondern 
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auch bis über die Elbmündung nach Lübeck hinzog und auf dem 
rechten Rheinufer bis weit hinein nach Sachsen und Mecklenburg den 
Rheinbund als willfähriges Werkzeug napoleonischer Macht schuf. Jedes 
Vordringen Frankreichs an den | 
Rhein bedeutet historisch eine Be- Dänemark 

drohung des rechten Rheinufers 
und den Versuch, die vom 
Deutschen Reich unabhängi- 
gen Länder der Rheinquel- 
len und der Rheinmündung p Rheinbund 
durch die französische Macht 
zu umklammern. 

Wenn von Sicherung am Rhein 
die Rede ist, so besteht das Bedürf- 
nis nach solchen Sicherungen ge- 
mäß der praktischen Erfahrung der 
letzten Jahrhunderte auf der Seite 
der Schweiz, der Niederlande 
und Deutschlands. Die geschichtliche Erfahrung, die da lehrt, daß 
Frankreich als Herr am Mittellauf des Rheins auch nach der Einver- 
leibung der Rheinmündungslande giert, ist über die eigentlichen Rhein- 
gebiete hinaus von beträchtlichem Interesse auch für England. Die 
Richtung der französischen Politik in dieser Beziehung wurde hinläng- 
lich scharf gekennzeichnet durch das Wort. das Briand in der fran- 
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Frankreich unter Napoleon! 
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zösischen Kammer sprach, bevor er sich auf die Reise zur Konferenz 
von Washington machte: „Es darf kein zweites Sedan, es darf aber 
auch kein zweites Waterloo geben.“ 

Stets, wenn Frankreich den Oberrhein erreicht, strebt es über ihn 
hinaus auf das rechte Ufer, strebt es nach dem Mittelrhein und der Rhein- 
mündung. Nie hat Deutschland die stammverwandten Niederlande 
bedroht, die ihm durch die Folgen der iberischen Einstellung der damali- 
gen Habsburgischen Hausmacht verloren gegangen sind — ebenso wie 
die Habsburgische Politik die deutschen Lande der Rheinquellen vom 
Reich abgestoßen hatte. Sitzen aber die Franzosen am Rhein, dann be- 
dürfen die Schweiz und die Niederlande ebenso sehr der Sicherung gegen 
in Frankreich nach wie vor lebendige Machtgelüste napoleonischer Art, 
wie Deutschland — Sicherungsbedürfnisse, für die jenseits der Rhein- 
mündung auch in England, jenseits der Rheinquellen auch in Italien 
ein gewisses Verständnis vorhanden sein sollte. 


WELTSCHAU. 


DIE DEUTSCH-ENGLISCHEN HANDELSBEZIEHUNGEN. 


Vor dem Kriege war Deutschland bekanntlich Englands schärfster Konkurrent 
auf dem Weltmarkte und zugleich dessen bester Kunde. Nur Indien machte 
hiervon eine Ausnahme, doch besitzt dieses Land eine viereinhalbmal so große Bevölkerung 
wie Deutschland. Der Gesamthandel mit Deutschland belief sich im Jahre 1913 auf etwa 
£ 141 Millionen oder auf £ 3,6.0 pro Kopf der Bevölkerung. Die genauen Ziffern für den 
gesamten Handelsverkehr im Jahre 1924 liegen noch nicht vor, doch läßt sich auf Grund 
der für die ersten neun Monate veröffentlichten Daten ein ungefähres Bild von der Han- 
delsentwicklung zwischen beiden Ländern gewinnen. Der Umfang des Handelsverkehrs 
mag bei Einsetzung der Preise vom Jahre 1913 etwa £ 66 Millionen ausmachen 
oder £ 1,10.0 pro Kopf der Bevölkerung. Damit ist Deutschland von der zweiten auf die 
fünfte Stelle im englischen Handel gerückt. 

Die Entwicklung der deutsch-englischen Handelsbeziehungen stellt sich im übrigen 
in tabellarischer Form etwa folgendermaßen (in £-Millionen unter Zugrundelegung der 
ersten neun Monate): 


1913 1919 1920 1921 1922 1923 1924 
Engl. Einfuhr. rtr 80,4 1,0 31.1 20.5 26,5 35.0 33.7 
Engl. Ausfuhr. rt 40.7 14,7 21,7 17,9 32,1 42.6 41.3 


Wenn man auf Grund der obenstehenden Ziffern Vergleiche zwischen den erwähnten 
Jahren anstellt. so muß man zunächst bedenken, daß die Importpreiseim Jahre 1924 etwa 
50 % und die Exportpreise etwa 900% über dem Niveau des Jahres 1913 lagen. Berück- 
sichtigt man diese Tatsache, so läßt sich die Entwicklung dahin zusammenfassen, daß, 
während Deutschland im vergangenen Jahre etwa 540% der englischen Aus- 
fuhr aufnahm. es an England nur etwa 27% des Vorkriegsumfanges 
lieferte. 

Die hierfür verantwortlich zu machenden Tatsachen sind teils wirtschaftlicher. 
teils politischer und teils psychologischer Natur. Eine ganze Zeit nach dem Waffenstill- 
stand versuchte England sich in seiner industriellen Fabrikation mehr und mehr auf sich 
selbst zu stellen oder sich aus nichtdeutschen Quellen diejenigen Waren zu verschaffen, 
in denen Deutschland vor dem Kriege oft bis zu einer Art Monopolstellung führend 
gewesen war. In nur wenigen Fällen hat sich indessen diese Politik als durchführbar er- 
wiesen. So ist es z. B. der englischen Farbstoffindustrie, die sich seit mehr als 
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10 Jahren mit dem Problem der Selbstversorgung des Landes unter Berücksichtigung 
der bedeutenden englischen Textilindustrie befaßt und die von der Regierung in jeder 
Weise geschützt und subventioniert wird, nicht möglich gewesen, das Ziel zu erreichen: 
vielmehr war die Industrie gezwungen, sich mit der deutschen Konkurrenz wegen einer 
ev. Zusammenarbeit an einen Tisch zu setzen. Die rein gefühlsmäßige Abneigung weiter 
englischer Kreise, mit den früheren Feinden wieder Handel zu treiben, beginnt indessen 
immer mehr und mehr abzuf lauen, und sie sinkt um so mehr, je mehr die Erinnerung an 
die Kriegsjahre zu verblassen beginnt. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach wird das Jahr 1925 einen weiteren 
Aufschwung der englisch-deutschen Handelsbeziehungen bringen, beson- 
ders soweit es sich um die deutsche Ausfuhr nach England handelt. Hier 
muß noch viel nachgeholt werden. Soweit England in Frage kommt, scheint ein plötzlicher 
Aufschwung seiner Ausfuhr nach Deutschland wenig wahrscheinlich, wenngleich sich 
auch hier eine weiter günstige Entwicklung zeigen dürfte, für die die Grundlagen in den 
letzten drei Jahren gelegt wurden. 

Gilbert C. Layton, Mitherausgeber des „Economist“, London. 


MEXIKO UND SEINE JÜNGSTE AUSSENPOLITISCHE ORIENTIERUNG. 


Mit dem 1. Dezember des verflossenen Jahres, dem Ablauftermin der Präsident- 
schaft des Generals Alvaro Obregon. trat der Revolutionsgeneral, ehemaliger Dorf- 
schullehrer Plutarco Elias Calles (sprich: Kajes) sein Amt als neuer Präsident 
an. Man befürchtete eine Revolution. Truppen waren in großer Stärke an den ge- 
fährlichsten Punkten des Landes, besonders in der Hauptstadt, zusammengezogen und 
ein allgemeines Verbot, Waffen zu tragen, wieder mal erlassen worden. Doch erfolgte 
nichts. 

Die am 6. Dezember 1923 in Veracruz proklamierte Revolution des ehemaligen 
Finanzministers Obregons und 1920 interimistischen Präsidenten Adolfo de la Huerta 
ist infolge Untätigkeit der Revolutionäre zusammengebrochen und nach ungefähr halb- 
jähriger Dauer im Sande verlaufen. Huerta, es ist wahr, hatte den Hauptteil des 
aktiven Heeres und die Bürgerschaft auf seiner Seite. Vergebens hatten sich einfluß- 
reiche Politiker ins Zeug gelegt, den offenen Bruch Huertas, den Zwist mit Calles 
beizulegen. Huerta war des Sieges seiner Sache zu gewiß. In Europa hatten viele 
Konsuln usw. auf die falsche Karte gesetzt, indem sie zu Huerta überschwenkten. 

Wäre Huerta sofort auf die Hauptstadt losgegangen, dann, so standen die Aktien, 
hätte er höchstwahrscheinlich Obregons Regierung zum Wanken gebracht und damit 
Calles unmöglich gemacht. So blieb Huerta nun an der Küste des Staates Veracruz, 
wo er im Hafen Veracruz herrschte und Zölle erhob. Die Hauptstadt kam nicht zu 
ihm, so mußte nach langen Monaten Wartens und Besichtigungen des Heeres Obregon 
zu Huerta herabsteigen. Die englische Bahnlinie von Veracruz nach Mexico City war 
bis zum Hochland in huertistischer Gewalt. 

Obregon hieß scherzhaft bald die „Revista de revistas, der Name einer großen 
illustrierten Zeitschrift in Mexiko-Stadt, weil er vor lauter Revistas d. h. Besichtigungen 
nicht zum Schlagen kam. Allerdings fanden diese in der Gegend von Guadalajara 
statt, der zweitgrößten Stadt des Landes, wo sein ehemaliger Kriegsminister Estrada, 
ein gelernter Militär, das Banner des Huerta hielt. 

Viel Blut ist in dieser Revolution nicht geflossen. Calles hielt sich in Reserve 
und trat militärisch gar nicht hervor, ging auf Agitationsreisen nach dem Inneren 
des Landes, besonders nach dem Norden, von wo die Revolutionäre, mit Pancho Villa 
und Venustiano Carranza angefangen, gekommen waren, und schiffte sich nach der 
Erledigung des Huerta durch andre nach Europa ein, wo er unter anderem Deutschland 
und Berlin besuchte. 

Dieser Besuch ist durch die Offiziösität bemerklich. mit der er seitens der Staats- 
behörden umkleidet wurde; bevor Calles erwählt war, hieß er hierzulande kurzerhand 
Präsident von Mexiko, 
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Man beachtete nicht, wie seine Wahl im Lande bestritten war, indem sein Mit- 
bewerber im legalen Wahlverfahren, der Revolutionsgeneral A. Flores, mit gleicher 
Stimmenzahl, so behauptet man wenigstens, gewählt worden war. A. Flores er- 
freute sich der Sympathie der Bürgerschaft (obwohl er aus dem Arbeiterstand her- 
vorgegangen war), seitdem Huerta in den Vereinigten Staaten flüchtig geworden war. 


Flores, ein anständiger Charakter, wurde einfach übergangen und ist heute wieder 
Gouverneur des großen Nordstaates Sonora. 


Wie in den Zeiten der italienischen Renaissance siegen die mexikanischen Heere 
meistens dadurch, daß sie offenes Zusammentreffen vermeiden und einen Platz ein- 
nehmen, wenn der böse Feind daraus weggerückt ist. Bloß einmal, bei Ocotlan 
vor Guadalajara, war eine offene Schlacht unvermeidlich, wollte man dem ge- 
fährlich werdenden Zögern ein Ende machen und mit Estrada aufräumen. Aber 
nur mit Hilfe der Vereinigten Staaten von Nordamerika glückte es 
hier Obregon, sich mit Estrada zu messen und ihn zu schlagen oder zum Rückzug 
zu zwingen. 
| Die Union gestattete es, daß die halbwilden Indianer des hohen Nordens, die 
Yaqui heißen, auf ihren Unionsbahnen durch den Süden der Union transportiert 
wurden und so etliche Zeit früher vor Estradas Maschinengewehren standen. Zwar 
räumte Estrada fürchterlich unter diesen Natursöhnen auf. Doch was verschlug es? 
So taktisch gut er sich verschanzt hatte, dem größeren Druck der stärkeren Bataillone 
mußte er weichen. So haben den Obregon wieder einmal seine Yaquis, der näm- 
liche Indianerstamm, aus dem sich seine Leibgarde rekrutierte, gerettet. Und diese seine 
Garde hatte ihn die ganze Zeit seiner Präsidentschaft gehalten. 


Obregon war vorher Gouverneur dieses Landes der Yaquis gewesen, die in Sonora 
wohnen, als er sich vom Großhändler mit Landesprodukten zum siegreichen Revolutions- 
general aufgeschwungen hatte, dem es an persönlicher Tapferkeit nicht gebrach. Büßte 
er doch in der Schlacht bei Celaya, die die Hauptstadt von den Horden des P. Villa 
frei machte, seine rechte Hand ein. 

Ob es nun Calles gelingen wird, sich durchzusetzen in dem vulkanischen Land, 
vulkanisch, was Ausbrüche der Natur und der Menschenseelen angeht, wird die Zukunft 
lehren. 

Das eine hat Calles für sich, daß das Land ruhebedürftig ist und weitere Kriege 
der Untertän nicht wünscht nach der 12 Jahre währenden Revolution, die den Dik- 
tator Porfirio Diaz stürzte. 

Calles, das muß man ihm lassen, ist energisch und hat in der breiten Masse der 
Besitzlosen eine Riesenanhängerschaft. Vielleicht wird das Land ruhig. allerdings 
sitzen. die Huertistas in den Vereinigten Staaten und warten 

Calles gebärdete sich, ehe er Präsident wurde und die rechte Hand des Obregon 
war, als ewiger Minister in der ministerstürzenden Republik, als linksgerichteter 
Sozialist. Er war radikaler als Obregon, der als Präsident seine versprechungs- 
reiche Vorgeschichte zugunsten der Arbeiter links liegen lassen mußte. Er versprach 
den Ärmsten unter den Armen, den Landarbeitern, Land, das Land ihrer Väter, 
das ihnen die Fremdlinge, die siegreichen Spanier, abgenommen hatten. 

Die Aufteilung des Landes betraf alle Besitztümer, die über 100 Hektar um- 
fassen. Die umliegenden Dörfer sollten es aufgeteilt bekommen. Dabei geschah man- 
ches Unrecht, manche Härte in den Augen der Besitzer. Gegen die Spanier, gegen 
die ein uralter Haß bestand seit alters her, ging man forscher dabei vor als gegen die 
Deutschen beispielsweise und die Nordamerikaner. Denn ein latenter Fremdenhaß, 
der keinen Unterschied kennt, besteht und ist nicht abzuleugnen, Beispiel jüngst die 
Ermordung zweier deutscher Farmer bei Puebla, der Wiege der großen Revolution. 

Wie steht es nun mit den Versprechungen, die sicherlich Obregon oder Calles 
der Union gegenüber für ihre Unterstützung leisten mußten? Man versteht ja vorläufig 
nicht die anglo-zweideutige Politik der Union im Hinblick auf Mexiko. Man weiß, 
daß die Partei von de la Huerta finanzielle Unterstützung seitens des Onkels Sam 
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erhalten hat, weil die Petroleumquellen von Tampico, die Grundlage reicher Steuern 
für Mexiko, im seinem Machtbereiche lagen. Huerta wurde schließlich offen fallen 
gelassen, seine Kriegsflotte im Hafen von New Orleans desarmiert. 

Die Union wird auf keinen Fall eine Bolschewistenpolitik mitmachen. 
Soviel ist gewiß. Also sind in dieser Hinsicht Calles die Hände gebunden. Entweder 
schwenkt er in das ausgleichende Fahrwasser Obregons ein oder bricht offen mit der 
Union. Die Yankees sind allen Mexikanern ohne Unterschied ein Dorn im Auge. Wir 
erinnern an die sogenannte Strafexpedition des Generals Pershing zur Zeit 
des Pancho Villa. Als wenn es sich um ein minderwertiges Land handele, nannte 
man diesen Zug Strafexpedition. 


Das vergessen die Mexikaner den Gringos niemals. Pershing wurde später zum 
Lohne für seine strikte Befolgung der Weisungen aus Washington Generalissimus im 
Weltkriege. Aber das Loch Mexiko hat er nicht stopfen können. Die empfindlichste 
Stelle der Mexikaner, ihr nach außen so offenkundig zur Schau getragener Patriotismus, 
war durch Pershing auf das empfindlichste verletzt worden. 

Studienrat A. Stelzmann. 


BÜCHERSCHAU. 


Dr. WILHELM RÖPKE, a: o. Professor an der Universität Jena: GELD UND AUSSEN- 
HANDEL. Verlag von Gustav Fischer in Jena, 1925. 


Dr. ARTHUR DIX: GEOÖKONOMIE, Einführung in erdhafte Wirtschaftsbetrachtung. 
München, Verlag von R. Oldenbourg, 1925. (Selbstanzeige.) 


Die Besprechung der beiden obengenannten Schriften muß insofern in Verbindung 
gebracht werden, als in beiden der für allgemein volkswirtschaftliche Betrachtungen neue 
Begriff ,, Geoökonomie“ Anwendung findet, allerdings bei sehr verschiedener Grundein- 
stellung der beiden Verfasser. Beide sind vollkommen unabhängig voneinander zu der 
Anwendung dieses in der Luft liegenden Begriffs gekommen — Röpke freilich nur ganz 
beiläufig einmal auf Seite 29 seiner Schrift. Es war beiden allerdings nicht bekannt, daB 
in engeren Kreisen der geologischen Spezialfachgelehrten der gleiche Ausdruck für die 
in das Bereich der Geologie fallenden wirtschaftlichen Fragen schon seit einiger Zeit 
Anwendung findet. | 

Was die „Geoökonomie“ (weit über die geologische Auffassung hinaus) bezweckt, 
deutet der Untertitel: „Einführung in erdhafte Wirtschaftsbetrachtung“ an. Wie die Geo- 
politik das Leben und Streben der Staaten von der Seite der geographischen Grundlagen 
aus anpackt, so will die Geoökonomie wirtschaftliches Leben und Streben zurückführen 
auf die Grundlagen des naturgegebenen Bodens, ohne die Fähigkeit der ihn bewohnenden 
Bevölkerung für seine Nutzung im geringsten zu vernachlässigen. Geoökonomische Be- 
trachtungsweise hat einerseits die volkswirtschaftlichen Abhängigkeiten von der Welt- 
wirtschaft darzulegen, anderseits aber die nationalwirtschaftlichen Gemeinschaftsinter- 
essen gegenüber der Weltwirtschaft. Sie will heraus aus der Sackgasse des zum Klassen- 
kampf führenden Marxismus, zurück auf den natürlichen Ausgangspunkt und von hier 
aus zur volkswirtschaftlichen Solidarität. 

Trotz gelegentlicher Anwendung des Begriffes Geoökonomie bewegt sich die Auf- 
fassungsweise Prof. Röpkes in ganz anderen Bahnen. Er greift weit hinaus in das Ideal- 
reich einer weltwirtschaftlichen Solidarität und hat für nationalwirtschaftliche Interessen- 
gemeinschaft nur ein bedauerndes Achselzucken. Was ihm aber in der Theorie atavistisch 
erscheint, ist in der Praxis der Gegenwart doch nun einmal eine gegebene Erscheinung 
von grundlegender Bedeutung, die sich durch keine gelehrten Systeme über Nacht aus 
der Welt schaffen läßt. Gewiß wird auch geoökonomisches Denken dahin streben, die 
weltwirtschaftlichen Interessenverflechtungen zur Geltung zu bringen; aber innerhalb 
dieser Interessenverflechtungen wird der einzelne volkswirtschaftliche Körper sich am 
vorteilhaftesten zur Geltung bringen können, wenn er sich zunächst auf seine eigenen Ge- 
meinschaftsinteressen besinnt und diese hoch über den Klassenkampf rückt. 
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Das ist die nächstliegende Aufgabe, die mit der Geoökonomie versucht werden sollte. 
Als Seitenstück zur Geopolitik ist es ihr Ziel. auch die wirtschaftliche Denkweise von den 
gleichen natürlichen Grundlagen ausgehen zu lassen, wie es bezüglich der staatspolitischen 
Denkweise für die Betrachtung der außenpolitischen Gegebenheiten und Erfordernisse 
in offensichtlich fruchtbarer Weise bereits geschehen ist. A.Dix. 
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RUSSLAND UND DIE NEUE ZEIT. 
Von GEORG HERZOG VON LEUCHTENBERG. 
Nizza, 15. März. 
Die Weltwirtschaft hat einen großen, ja zeitweise einen bestimmenden 


Einfluß auf die Weltpolitik. Letzten Endes haben wirtschaftliche Gründe 
den Weltkrieg entfesselt. Auch jetzt, nach dem Kriege, stehen wirtschaft- 
liche Fragen im Vordergrunde der Weltpolitik. Diese Tatsache läßt sich 
nicht ableugnen; es wäre aber wohl verfehlt, die Weltpolitik nur vom 
wirtschaftlichen Standpunkte aus zu betrachten. Denn die größten 
weltpolitischen Ereignisse des christlichen Zeitalters sind durch gei- 
stige Bewegungen hervorgerufen worden, mögen sie nun Kreuzzüge, 
Islamismus oder Dreißigjähriger Krieg heißen. (Die Französische Revo- 
lution hat, genauer gesehen, eher ideologischen als geistigen Charakter.) 


Das 19. Jahrhundert stand im Zeichen des Materialismus und der 
Technik; die Folgen dieser Weltanschauung haben sich im Weltkriege 
gezeigt, wie auch er selbst schließlich durch diese verursacht worden 
ist, sowie in der russischen, deutschen und der von den Kommunisten 
angestrebten Weltrevolution. 

Bolschewismus und Kommunismus sind nichts anderes als das End- 
resultat der „ad absurdum“ durchgeführten materialistischen Theorie 
und Weltanschaung. Aber unter dem Mäntelchen des angestrebten glei- 
chen wirtschaftlich-materiellen Wohlhabens für alle, das den Menschen 
das „Paradies auf Erden“ geben soll, hütet er geheime, viel weitergehen- 
dere und gefährlichere Ziele: Sowjetregierung und III. Internationale 
(was gleichbedeutend ist) sind offen und gerade von den bisher gültigen 
Gesetzen der Moral, der Sitte abgekehrt; die zehn Gebote Mosis’, die bis- 
her für alle Völker aller Religionen — auch der nichtchristlichen — in 
dieser oder jener Form die Lebensregel bildeten, gelten für die Sowjet- 
regierung und die III. Internationale nicht. 

Sie dürfen töten, stehlen, falsches Zeugnis ablegen, sie haben 
Atheismus, Gottlosigkeit zum Staatsdogma erhoben; sie bekennen es 
ganz offen. Der Geist, der sie beseelt, ist der „von Dreck und Feuer“. 


Betört durch das Versprechen der Wohlhabenheit, zu deren Er- 
ringung die Aufteilung des Grundbesitzes unter alle als Vorbedingung 
aufgestellt wurde, hat sich das unglückliche russische Volk verführen 
lassen und ist zum „Versuchskaninchen“ oder, besser gesagt, zum „Opfer- 
lamm“ dieses in seiner äußeren Erscheinung sozialwirtschaft- 
lichen Experimentes geworden. Die Folgen sind bekannt und es erübrigt 
sich, hier darauf näher einzugehen. 
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Zunächst, gleich nach dem Kriege, hat die ganze zivilisierte Welt 
dieses nicht begreifen können — oder wollen; sie stand noch im 
Banne der alten Formeln. Seither ist aber manches anders geworden: 
überall sind geistige, religiöse Strömungen entstanden: Okkultismus, 
seelische Momente werden von der Wissenschaft nicht mehr belächelt, 
sondern studiert; rationalistische Theorien, Sozialismus und Parlamen- 
tarismus haben einen guten Teil ihres Prestiges, ihrer dogmatischen Un- 
fehlbarkeit eingebüßt. Im vielgeplagten Rußland, wo nicht nur die 
orthodoxe, sondern je de Religion, jeder Kultus, sogar der hebräische, 
verfolgt werden, haben diese Verfolgungen im Volke ein Wiedererwachen 
des Glaubens hervorgerufen, gegen den selbst die vor keinem Terror 
zurückschreckenden Machthaber der III. Internationale im Kampfe zu 
erlahmen anfangen und jetzt schon gezwungen sind, Konzessionen zu 
machen. Aber nicht nur im Volke, auch in der „Intelligenz“, in den 
„besseren Kreisen“, entwickelt sich die religiöse Bewegung zusehends. 
und eine ganze Anzahl hochgebildeter Menschen aus russischen Emi- 
grantenkreisen haben sich dem geistlichen Berufe gewidmet. 

Allmählich geht der zivilisierten Welt ein Licht auf; sie fängt an, 
in dieser Frage richtig zu sehen, und am deutlichsten läßt sich dies in 
Nordamerika beobachten: die Regierung der Vereinigten Staaten 
hat offen erklärt, und erst neulich hat Präsident Coolidge dies erneut 
bestätigt, daß sie die Sowjetregierung nie anerkennen kann, solange 
diese von den Prinzipien der unter den Völkern gültigen Moral im Ver- 
kehre abzuweichen beliebt. Gleichzeitig entstehen in russischen Kreisen 
der Begriff und der Ausdruck „Eurasiertum“, Eurasier. 

Die Theorien dieser „Akademischen Sekte“, wie sie Graf Soltykoff 
nennt, sind, soviel mir bekannt, schriftlich in ziemlich verschwommener 
Art ausgelegt. Ich persönlich (obwohl ich nicht zu dieser „Sekte“ ge- 
höre) möchte diese eurasische Theorie, wie ich sie begreife, kurz so fassen: 
Geistig gehört das russische Volk zu Asien, zum 
Osten; von Europa, vom Westen, hat es seine äußerliche Kultur er- 
halten; diese Kultur hat, zuunüberlegt und zu weit- 
gehend angepaßt, Rußland zu einem ganz euro- 
päischen Staatemachenundstempeln wollen, was 
schließlichzumKriegeund zurRevolutiongeführt 
hat. 

Das künftige nationale Rußland muß beiden Seiten 
Rechnung tragen, denn nicht umsonst steht auch geographisch Rußland 
am westlichen Rande „des ungegliederten Ostens“, wie Deutschland 
am östlichen Rande „, des gegliederten Westens“ steht (s. Februarheft. 
S. 71, 72). Also: Verquickumg der geistig- religiösen Anforderungen der 
östlichen (asiatischen) Seele mit den Errungenschaften, den materiellen 
Vorteilen moderner (westlicher) Wissenschaft und Technik aller Art. 
Diesen Gedankengang hat, vielleicht unbewußt, mein Freund P. Kraß- 
nov in seinem phantastischen Roman „Hinter den Disteln“ trefflich 
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veranschaulicht: das sich selbst überlassene Rußland entwickelt sich 
unter diesen Umständen zu einem theokratisch-demokratisch-kulturellen 
Gebilde, das viel mehr einem gesunden menschlichen Paradiese ähnlich 
sieht, als das rote Paradies Lenins und Konsorten.!) 


„Utopie“ wird man sagen. Vielleicht. Aber hinter dieser Utopie 
eines phantastischen Romans steckt vielleicht viel mehr Wahrheit, als 
es im Anfange erscheinen mag. Jene russische „Intelligenz“, die vor 
dem Kriege blind für westliche Kultur und westliche soziale Formen 
schwärmte, ohne diese oft genau gesehen und gekannt zu haben, die aus 
Rußland einen ausgesprochen westeuropäischen Staat machen wollte, 
und zu den Slawophilen in schroffstem Gegensatze stand, befindet sich 
nun in der Emigration, hat mit dem europäischen Westen engen Kontakt 
genommen und hat dabei manche große Enttäuschung erleben 
müssen. Manches, was ihr früher in der westlichen Kultur lobenswert und 
gut erschien, hat sich als faul oder schlecht erwiesen (manchmal auch für 
die Westeuropäer selbst!); manches, was ihnen im alten, nun, ach! so lieben 
Rußland schlecht erschien, sieht sich, von hier aus gesehen, nun nicht 
mehr für so schlimm, oft viel besser an. Die Lie be zum Westen 
hat stark abgenommen, die sonst recht laue Liebe 
z um Vaterlandeistervac h t und erstarkt nun mit jedem Jahre 
des gezwungenen Verbleibens in fremden Landen immer mehr. 


Graf Soltykoff hat in dem Februarhefte die russische Emigration 
und die ihr beschiedene Rolle in der Zukunft so genau und treffend 
charakterisiert, daß ich nicht weiter auf dieses Thema einzugehen brauche. 
Diesen Leuten wird die Rolle der von ihm so geliebten „Warjägen‘ beim 
Wiederaufbau Rußlands zufallen, sie werden aber keine Fremdlinge 
in Rußland sein, wie es Rjürik und seine Mannen dereinst gewesen sind, 
sondern Kinder des eigenen Landes, aber in fremden Landen gelehrt, 
gestählt und geprüft, geläutert im Feuer der Leiden und der Arbeit, 
sondern Kinder des eigenen Landes, aber in fremden Landen gelehrt, 
aber auch voller Liebe zu ihrem alten Vaterlande. 

Auch der Westen hat durch diese nun die Bekanntschaft eines 
anderen Schlages von Russen gemacht, als er es von früher her gewohnt 
war, und diese sehen etwas anders aus als die ehemaligen, die sich oft 
nur „Russen“ nannten, um die Vorteile der Staatsangehörigkeit zum 
mächtigen russischen Reiche auszunutzen, sonst aber in ihrem Wesen 
nichts weniger als Russen waren. Diese neuen Russen hat der Europäer 
zu achten gelernt, wie er auch über Rußland selbst besser unterrichtet 
ist, als vor dem Kriege. 

Alle diese Tatsachen ebnen den Weg gegenseitigen 
Verstehens — vielleicht teilweisen gegenseitigen Vergebens — 
undgegenseitigerkünftigerZusammenarbeit,na- 
mentlich mit Deutschland und mit dem deutschen Volke. 


1) Ins Deutsche übersetzt bei der Frommannschen Buchhandlung. 
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Deutschland hat auch mehr als andere Völker unter den Folgen der so- 
zialen Revolution gelitten; durch eigenen Schaden ist es vom Kommunis- 
mus so ziemlich genesen; es wird uns deshalb auch besser verstehen 
als andere, weniger durch diese Revolution angegriffene Völker. Es wird 
uns auch deshalb besser helfen können, am Wiederaufbau Rußlands zu 
arbeiten — zu beiderseitigem Nutzen. | 

Ich denke hierbei natürlich nichtan bewaffnete Hilfe; 
denn jeder bewaffnete Eingriff fremder Truppen in Rußland würde in 
der Roten Armee den nationalen Geist entfachen und zum Kampfe 
stählen, sondern an kulturellen Beistand: deutsche 
Technik, deutsche Wissenschaft, deutsche Arbeitslust und Tüchtig- 
keit werden im kommenden Rußland ein weites Feld zu ihrer Entfaltung 
finden, allerdings aber nur dann, wenn sieden nationalen 
Strömungen des erwachenden russischen Volkes 
ebensovielRechnung tragen, wie sie es mit Recht von an- 
deren für sich selbst in Anspruch nehmen. Den geistigen Strömungen 
des russischen Volkes wird aber das deutsche zweifelsohne nicht nur 
Rechnung tragen, sondern auch Sympathie entgegenbringen, denn nicht 
umsonst ist zurzeit in Deutschland Dostojevski einer der gelesensten 
und geliebtesten Schriftsteller. Und Dostojevski, der den kommenden 
Bolschewismus voraussah, ist auch der Prophetdeskommenden 
christlich-nationalen Rußlands, dessen geistige Wege 
er in seinen Schriften gekennzeichnet hat. 

Durch das Fegefeuer der kommunistischen Revolution belehrt, 
geläutert, gestählt und kuriert, wird das russische Volk, wenn es sich 
einmal befreit hat, vielleicht gerade dank dieser Revolution zum Herde 
neuer Auffassungen und Anschauungen sozialen Lebens und Entwickelns 
werden; es gibt heute in Rußland keine Klassen mehr (außer den Kom- 
munisten natürlich!). Das, was von den alten gebildeten Klassen übrig- 
geblieben ist, befindet sich in der Emigration und ist dort, im Auslande, 
auch „klassenlos“ geworden. Der Klassenhaß wird im kommenden Ruß- 
land abwesend sein und mit ihm verschwindet ein starker Anlaß zu Un- 
ruhen und Behinderung der wirtschaftlichen Entwicklung. Auch die 


Kirche — die einzige Macht, die der Kommunismus der III. Internatio- 


nale in Rußland nicht hat brechen können — wird dem Volke wie den 
Emigranten in Fleisch und Blut als ein wichtiger Lebensfaktor über- 
gegangen sein. Ä 

Das künftige Rußland, Rußland-Eurasien, ist ein Rätsel, und nie- 
man kann genau voraussagen, wie es sich entwickeln wird; aber vor- 
ahnen läßt es sich mit einiger Glaubwürdigkeit. Wir sind heutzutage 
in einer Übergangsperiode. Einmal befreit, wird Rußland 
rasch genesen und wird vor anderen Völkern den Vorzug haben, daß es 
die Krankheit, durch die andere sich noch schwer durchringen, schon 
durchgemacht hat, und zwar radikal durchgemacht. Ist man dann nicht 
berechtigt, anzunehmen, daß aus Rußland einmal ein neues Wort er- 
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schallen wird, das eine für die Menschheitneue Kultur- 
periode eröffnen wird? Welches wird dieses Wort sein — wer kann 
das sagen? Eines aber steht fest: Wird ein solches Wort gesprochen, 
so wird es im Bereiche geistiger Bewegung, geistigen 
Lebens liegen. Auf Grund geistiger Bewegungen entstehen aber, wie oben 
bemerkt, große politische Umwälzungen .. 

Für die Kultur ist die große Gefahr der Jetztzeit — der Bolsche- 
wismus. Diese Gefahr scheint ziemlich überall erkannt zu sein. Sie 
ist geistig eigentlich schon halbbankrott. Ist sie einmal, wie ich 
fest vertraue, in Rußland auch förmlich in Gestalt der Sowjetregierung 
beseitigt, so wird die Frage der Entwicklung des von ihm befreiten Ruß- 
land in den Vordergrund rücken. Und das neue Rußland wird dann 
sowohl auf dem geistig-sozialen wie auf dem wirtschaftlich-politischen 
Gebiete zu einem Faktor ersten Ranges werden. Als in der nächsten 
Zukunft zweifellos ausgesprochener Agrarstaat wird Rußland, so- 
bald Ordnung herrscht, sich auch wirtschaftlich rasch er- 
holen und seine Bodenschätze der ganzen Welt zu Nutzen werden. 

Von dem Scharfsinn, dem Verstehen, der Einsicht der zivilisierten 
Völker wird es abhängen — aber auch vielleicht von deren Hilfe — 
daß diese kommenden Ereignisse der ganzen Welt nicht nur wirtschaft- 
lich, sondern auch politisch zur Wohltat werden. In erster Linie wird 
dies vom deutschen Volke abhängen. 

Es gibtzwischenunserenbeiden Völkern weder 
wirtschaftliche noch politische Gründe zu Zwi- 
stigkeiten irgendwelcher Art. Es gibt aber um so mehr 
Gründe zu gemeinsamer friedlicher Arbeit auf allen Gebieten mensch- 
lichen Könnens. 


SECHS PHASEN ENGLISCHER NACHKRIEGSPOLITIK 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Durch die Vorschläge der deutschen Regierung für die weitere Be- 
handlung des großen Problems, das man allmählich die „Sicher- 
heitsfrage“ zu nennen sich gewöhnt hat, ist zweifellos eine neue 
Situation für die allgemeine Weiterentwicklung der gesamt- 
europäischen Politik entstanden. Wie stets in Zeiten be- 
sonderer Krisen oder Richtung gebender Entscheidungen, schält sich 
dabei die Einstellung unserer beiden großen europäischen Kriegsgegner, 
England und Frankreich, auf Grund ihrer eigenen, sehr realen Interessen 
schärfer heraus, während dies außerhalb solcher Krisen, und wenn 
wichtige grundsätzliche Entscheidungen nicht auf der Tagesordnung 
stehen, durch Konferenzkompromisse, durch Pressemache, verwaschene 
Reden und Redensarten nach Möglichkeit vermieden wird. Ich habe 
im Februarheft dieser Zeitschrift unter dem Schlagwort „Partie 
zu Vieren“ den Versuch gemacht, die ausschlaggebenden 
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Tendenzen der französischen und englischen Politik Deutschland gegen- 
über in kurzen Strichen zu kennzeichnen und meiner Überzeugung 
Ausdruck gegeben, daß ohne die Mitwirkung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika der europäische Frieden 
nicht hergestellt werden wird bzw. überhaupt nicht hergestellt 
werden kann. Natürlich werden z. B. solche Politiker, die, um die 
Verwirrung der Geister bei uns selbst noch zu erhöhen, erstaunlicher- 
weise mit einer einer besseren Sache würdigen Beharrlichkeit von 
einem baldigen englisch-amerikanischen Kriege reden und schreiben, 
meine eigene Behauptung als eine grundverkehrte ansehen, daß näm- 
lich für absehbare Zeit auch Englands nach Europa gewandte Politik 
beharrlich die Linie einer größtmöglichsten Gemeinsam- 
keit mit Amerika sucht. Die äußeren Formen, unter denen 
sie auftritt, sind selbstverständlich von denen Amerikas verschieden 
und passen sich notwendigerweise den drüben so verhaßten „European 
entanglements“, d.h. den innereuropäischen Verwicklungen und Pro- 
blemen an. Ich bin deshalb der Ansicht, daß die letzte Stellungnahme 
Englands zu den deutschen Vorschlägen, d.h. seine grundsätz- 
liche Zustimmung zur „Grundlage für weitere 
Verhandlungen“ in gewisser Weise auch der Grundauffassung 
der Politik der Vereinigten Staaten entspricht. Auf der 
anderen Seite gehöre ich zu denjenigen, die in der deutschen Öffentlich- 
keit immer wieder darauf hinweisen, daß, mag man auch der englischen 
Politik auf Grund der für uns bitteren Ergebnisse der letzten Jahre 
und Jahrzehnte aufs äußerste mißtrauen, trotzdem jeder verantwortungs- 
bewußte und einsichtige Deutsche auch für alle Zukunft damit rechnen 
muß, daß nach den kürzlichen Worten von Lord Grey die Politik 
Englandsstets zwei Gesichte habe, eins nach dem Im- 
perium, das andere nach Europa gewandt. Mit anderen Worten: Wie 
auch immer die Entwicklung in Europa, im besonderen im wichtigsten 
europäischen Problem, d.h. im Verhältnis Deutschlands zu Frank- 
reich sich gestalten mag, England wird und mußauseigen- 
stem Interesse immer daran Anteil nehmen und 
wird es dabei immer mit seinem Sprichwort halten „to have a finger 
in the pie“, — wenn man unter Pastete in diesem Falle einmal ausnahms- 
weise den europäischen Kontinent verstehen darf. Von 
solchen Gesichtspunkten aus hat gerade wieder in der jetzigen Situation 
die Beantwortung der Frage ein großes Interesse, wie in verschiedenen 
wichtigen Phasen der Nachkriegspolitik England sich im be- 
sonderen Deutschland gegenüber eingestellt hat. 
Ist es wahr, daß die englische Politik neuerdings rein opportunistisch 
geworden ist, daß sie ohne klare Linie je nach dem Augenblick und 
seinen Sorgen, je nach dem größeren oder geringeren Hervortreten 
seiner Weltreichsprobleme verfährt — oder gibt es trotz scheinbaren 
Schwankens doch sehr wohl eine „Linie“, die ganz allmählich wieder 
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zu dem hinführt, das man früher „Balance of power“, d.h. Ausgleich 
der europäischen Machtverhältnisse zu Englands Nutzen, Vorteil und 
möglichst ausschlaggebender Rolle genannt hat? 

I. Versailler Friedensverhandlungen. Clemen- 
ceau, Lloyd George, Orlando als „Europäer“ — auf der anderen Seite 
der Weltbeglücker und mit Geld und Schwert seines Volkes entschei- 
dende Faktor von „drüben“, Herr Wilson. Welchen unendlichen 
Schaden dieser Mann bei den Friedensverhandlungen in Paris der 
Welt zugefügt hat, ist heute bereits geschichtskundig. Der italienische 
Vertreter hatte in der längsten Zeit nur ein Interesse: „Fiume“. 
Tardieu ironisiert seine Tätigkeit in dem Buche „La paix“, indem er 
ihn als jemanden beschreibt, der ziemlich apathisch den Verhandlungen 
folgte und wenig oder gar nicht sprach. Schließlich verließ er ja über- 
haupt — auf Wilson wegen Fiume pikiert — die Konferenz. Er hat 
geschichtlich eine wenig rühmliche Rolle gespielt. Clemenceau hatte 
in Wahrheit nur einen einzigen Gegenspieler, Herrn LloydGeorge, 
den Mann des „knock out“, der Khakiwahlen vom Dezember 1918, 
der den Deutschen Kaiser hängen und Deutschland bezahlen machen 
wollte, bis es quietschte, oder es auspressen, wie man eine Zitrone zum 
lemonsquash ausquetscht. Derselbe Lloyd George, der damals die 
mächtigste Person im englischen Weltreich war, ist heute der Führer 
eines kleinen Häufleins Liberaler im Unterhause, und die Welt erfährt 
in der Hauptsache nur durch Zeitungsartikel, daß er auch für England 
die Gefahren einer französischen Hegemoniepolitik in Europa klarer 
erkannt hat als immer noch viele seiner Landsleute. Damals in jenen, 
für die Zukunft Deutschlands und Europas so überaus entscheidungs- 
vollen Monaten März, April und Mai 1919 hat er bereits soviel Einsicht 
gehabt, daß auch der „knock out“ Grenzen haben müsse und daß 
England dem schrankenlosen Vernichtungswillen der französischen 
Politik Deutschland gegenüber aus eigenstem Interesse Halt gebieten 
müsse. Sein Memorandum vom 25. März 1919 legt davon Zeugnis 
ab. Die während der heutigen Diskussion über die „Sicherheitsfrage“ 
in einem großen Teil der englischen Presse hervortretenden Argumente 
hinsichtlich der Notwendigkeit einer vertragsmäßigen Räumung des deut- 
schen Rheinlandes und andererseits die unmögliche Grenzziehung zwischen 
Deutschland und Polen finden sich bemerkenswerterweise bereits in 
aller Deutlichkeit in jenem Memorandum. Aber was geschah damals? 
Herr Clemenceau gab in seiner Antwort den ironisch gemeinten Rat, 
Deutschland lieber einen Teil seiner Kolonien und einen Teil seines Außen- 
handels wiederzugeben, denn die Zurückdrängung vom Welthandel 
und von der Weltpolitik würde es auf jeden Fall so erbittern, daß es 
auch bei Schonung in Europa ein gefährlicher, nach Revanche dür- 
stender Gegner bleiben müßte. Lloyd George gab dann bezüglich der 
Ostgrenzen nach, erreichte schließlich mit großer Mühe das Kompro- 
miß der 15jährigen Besatzungsdauer des Rheinlandes und versprach, 
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Frankreich im Falle eines unprovozierten deutschen Angriffs mit voller 
Kraft zu unterstützen, falls Amerika einen gleichen Ver- 
trag mit Frankreichabschließen würde. Das ist der 
Ursprung der „Sicherheitsforderungen“ Frankreichs, nachdem Foch 
und die Armee ihr Ziel der Rheingrenze, später des Pufferstaates, nicht 
erreichen konnten. Im Rückblick auf jene schwarzen Tage deutscher 
Geschichte ist es nicht uninteressant, noch einmal festzustellen, daß 
die- bisher veröffentlichten Dokumente über die Pariser Friedensver- 
handlungen kaum einen Zweifel darüber lassen, daB im Gegensatz 
zu allem, was von der Regierung Lloyd Georges damals öffentlich ge- 
äußert wurde, es in Wahrheit ihr gar nicht so unsympathisch gewesen 
wäre, wenn die Nationalversammlung im Juni 1919 die Unterschrift 
zum Friedensvertrag verweigert hätte. Lloyd George selbst 
wenigstens hat in den Vorverhandlungen seiner eigenen Ansicht wieder- 
holt Ausdruck verliehen, daß er eine mildere Behandlung Deutsch- 
lands vor allem deswegen wünsche, weil die damalige schwache deutsche 
Regierung ein so brutales Friedensdiktat, wie es Clemenceau vor- 
schlug, aller Voraussicht nach, vor allem wegen der Ver- 
stümmelung der deutschen o nicht an- 
nehmen würde . 

II. Am 20. März 1921 wurde in Oberschlesien ab- 
gestimmt. Sechzig Prozent der Bevölkerung erklärten sich trotz schärf- 
sten polnischen und französischen Terrors für Deutschland, nur vierzig 
Prozent für Polen. Frankreich bereitete damals im Verein mit Eng- 
land das Ultimatum in der Reparationsfrage vor. Lloyd 
George wagte nicht, der in England von ihm selbst seinerzeit zam Kochen 
gebrachten Volksseele, d. h. der durch ihn aufgepeitschten öffentlichen 
Meinung entgegenzutreten und ging in der Reparationsfrage mit Frank- 
reich. Dieses wiederum starrte auf die Möglichkeit, nach Stellung 
unerfüllbarer Forderungen militärisch doch noch in Deutschland ein- 
zumarschieren und unterstützte deshalb mit allen Kräften die polnischen 
Aspirationen auf Oberschlesien und im besonderen den durch Kor- 
fanty hervorgerufenen und geleiteten polnischen Insurgentenaufstand 
in den ersten Maitagen des Jahres 1921. Infolge Annahme des Lon- 
doner Ultimatums durch Deutschland blieb es damals im Westen bei 
der Besetzung von Düsseldorf, Duisburg und Ruhrort, während gleich- 
zeitig der polnische Insurgentenaufstand nicht mehr zurückgeblasen 
werden konnte und sehr bald zu deutscher bewaffneter Gegenwehr in 
Oberschlesien führte. Da meldete sich auf diesem, ihm besonders 
vertrauten Gebiet Lloyd George wiederum zum Wort. In öffentlicher 
Rede im englischen Unterhause führte er am 13. Mai 1921 aus, daß 
Polen kein Recht auf Oberschlesien habe, daß der Vertrag von Ver- 
sailles unparteiisch von beiden Seiten durchgeführt werden müsse, 
daß die Alliierten also auf der Achtung vor dem Vertrage auch Polen 
gegenüber bestehen oder den Deutschen erlauben müßten, selbst sich 
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mit bewaffneter Hand die Achtung des Vertrages zu erzwingen. Das 
war die berühmte „Fair play“ - Rede, die damals in Deutsch- 
land beträchtliches Aufsehen hervorrief. Aber ebenso wie 1919 in Paris 
Lloyd George selbst durchaus die richtige Ansicht hatte, zwang ihn 
vor allem wohl die weiter andauernde Rücksicht auf die öffentliche 
Meinung zum Verzicht und zum Nachgeben, als bevollmächtigte Ver- 
treter Englands später in Genf am Verhandlungstische mit Frankreich 
saßen. Ein schmählicher Schacher wurde getrieben, an dessen Ver- 
wirklichung leider wiederum Italien nicht unerheblichen Anteil 
hatte. Sein Außenminister Graf Sforza nahm eine Haltung ein, die 
heute wohl nur von sehr wenigen Italienern noch gedeckt, von den 
meisten offen getadelt wird, die damals aber doch im Verein mit der 
schwächlichen Haltung Englands dem Verhängnis freie Bahn schaffte. 
Nichts hat insgesamt in Deutschland so dazu beigetragen, das alte 
Mißtrauen gegenüber England neu zu beleben, als die auch vom deut- 
schen Standpunkte aus völlig unverständliche Schwäche der 
englischen Politik inderoberschlesischenFrage. 
War das auch vom englischen Interesse aus klug oder überhaupt not- 
wendig? War es eine Linie? 

III. Cannes am 11. Januar 1922. Lloyd George, 
dessen Stern im Sinken begriffen war, überreichte dem französischen 
Ministerpräsidenten B ria n d den Entwurf eines englisch-fran- 
zösischen Bündnisvertrages, in dem mit zehnjähriger 
Gültigkeitsdauer England verspricht, „im Falle eines unmittelbaren, 
nicht herausgeforderten deutschen Angriffs auf französischem Gebiet 
sich sofort mit seinen See-, Land- und Luftstreitkräften an Frankreichs 
Seite zustellen“. Englands Politik hatte inzwischen also die Zerstörungs- 
und Vernichtungstendenzen Frankreichs nicht aus dem Auge verloren 
und sie wohl auch immer schärfer erkannt. Ganz langsam war in- 
zwischen auch die öffentliche Meinung ein wenig umgeschwenkt und 
hatte die Gefahr einer schrankenlosen französischen Vorherrschaft auf 
dem Kontinent mit Hilfe seiner Vasallenstaaten im Osten begriffen. 
So konnte Herr Lloyd George nach Gesprächen und Verhandlungen 
erst mit Hugo Stinnes, dann mit Rathenau und nach einer 
diesen Gesprächen folgenden Vorfühlung mit Briand den Schritt 
in Cannes wagen, der in der Richtung auf Deutschland von Ausfüh- 
rungen begleitet war, die dem damals beabsichtigten „englisch-fran- 
zösischen Pakt“ keinerlei Spitze gegen Deutschland 
gaben, sondern vielmehr deutlich die Richtung auf ein allgemein 
zu befriedendes Europa enthielten. Aber es war zu spät. 
Weder Herr Lloyd George selbst in England noch die ausreichende 
Autorität überlebten Herrn Briands Überreichung des englischen Ver- 
tragsentwurfs länger als einige Tage. Es begann die „Periode 
Poincaré“ und die Heranführung an das Chaos für das deutsche 
Volk unter dem Schritt des französischen Militärstiefels und größen- 
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wahnsinniger Pariser politischer und wirtschaftlicher Chauvinisten. 
Die bald folgende Genueser Konferenz blieb ein äußerliches 
Spektakelstück — für ein solches war es erst recht entweder viel zu 
früh oder, was wahrscheinlicher ist, viel zu spät. Im ganzen ergeben 
auch jene Vorgänge das gleiche Bild wie vorher: die leitenden Männer 
Englands erkennen den springenden Punkt, aber immer noch 
nicht gelang es ihnen, nicht zuletzt durch Hemmungen im eigenen Lager 
bzw. durch Fortdauer sentimentaler Kriegsstimmungen, die rechten 
Mittel und Wege einzuschlagen, um die französische Politik von ihrem 
gefährlichen. Kurse abzulenken . 

IV. Paris a m 2. Jantar 1923. Foch und Millerand hatten 
seit vielen Monaten schon den Ruhreinbruch beschlossen, der 
zeitweilig etwas zögernde Poincaré schließt sich diesem Beschluß an 
und führt ihn durch. In noch höherem Grade als Genua und die 
etwas zurückliegende Augustkonferenz 1922 und die ihr 
folgende in London vom Dezember desselben Jahres ist die Ja- 
nuarkonferenz 1923 in Paris ein Theaterstück, 
ein Schauspiel, das man der Öffentlichkeit und den Völkern gegenüber 
aufführen muß, das aber für den Kern der Dinge unwesentlich ist. 
Gleichgültig, was Deutschland etwa geliefert oder nicht geliefert oder 
angeboten hat oder anbietet, gleichgültig auch, welcher für Frank- 
reich sowohl hinsichtlich Reparationen wie Schuldentilgung an seine 
Alliierten England und Amerika außerordentlich vorteilhafte Plan 
die inzwischen gewechselte, jetzt konservative englische Regierung 
unter Führung des müden und kranken Bonar Law hervorbringt — 
der Ruhreinbruch ist beschlossene Sache, und gierig 
blicken Politik, Wirtschaft und Finanzwelt in Frankreich auf das wehr- 
los vor ihnen liegende rheinisch-westfälische Industriegebiet. Kein 
Wunder, daß der in letzter Stunde abreisende deutsche Sendbote, 
Staatssekretär Bergmann, überhaupt nicht empfangen 
wird und unverrichteter Sache, ohne überhaupt einen der Lenker Europas 
gesehen oder gesprochen zu haben, nach Hause zurückkehren muß. 
Er hat ein weitgehendes, eilig zusammengestelltes deutsches Angebot 
in der Tasche, dessen damalige Nichtveröffentlichung ich stets für einen 
schweren Fehler der deutschen Politik berachtet habe, denn das ist 
ja das Paradoxe in der ganzen Entwicklung unserer sog. „Erfüllungs- 
politik“, daß der allgemeine Erfüllungswille verbrämt mit pazifistischen 
Redensarten, der bis zum Herbst 1922 in Deutschland maßgebend war, 
uns gerade deshalb so schwer geschädigt hat, weil es ihm nicht gelang, 
bei unseren Kriegsgegnern die Überzeugung wachzurufen, daß Deutsch- 
land wirklich innerhalb der Grenzen seiner Leistungsfähigkeit an einer 
vorläufigen Lösung des Reparationsproblems loyal mitarbeiten wolle. 
Es ist somit — und das wird die Geschichte einst bezeugen — nicht 
sowohl die allgemeine Tendenz, der Kriegsniederlage durch Bezahlung 
einer großen Kriegsentschädigung Rechnung zu tragen, die bei gewissen 
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Parteien in Deutschland vorhanden und bei anderen nicht vorhanden 
war. Es ging damals vielmehr ebenso wie heute, wie für alle Zukunft 
der innerpolitische Kampf um den Geist, welcher 
derjeweilsdenFormenderaußenpolitischenNot- 
wendigkeiten sich anpassenden deutschen Po- 
litikinnewohnt. Vielleicht, ja sehr wahrscheinlich wäre auch 
in jenem Ausklang der pazifistisch angekränkelten Erfüllungsepoche 
der deutschen Politik während der letzten Monate des Jahres 1922 
das deutsche Schicksal des Ruhreinbruchs und seiner Folgen selbst durch 
einen anderen Geist nicht abgewendet worden. Wohl aber und sicher- 
lich hätte solch anderer Geist, der im letzten Augenblick nur unvoll- 
kommen erzeugt werden konnte, seine Rückwirkung auf die Dauer 
und die Standhaftigkeit des Ruhrkampfes ausgeübt und ausüben müssen. 
England ließ seinerseits den Ruhrkampf als passiven Zuschauer ge- 
schehen, ebenso wie die Ziehung der Ostgrenzen 1919 und 1921. Erst 
als der Ruhrkampf noch im Zusammenbrechen sichtbarnachteilige 
Wirkungen auchaufFrankreich auszuüben begann, fand 
die englische Regierung den Mut zum Handeln. Aber sie fand ihn 
nicht allein, nicht aufsich selbst gestellt, son- 
dern erst im Zusammenwirken mit Tendenzen, 
die aus Amerika sich langsam und schüchtern 
wieder nach Europa wagten. Nicht jene demonstrative 
diplomatische Note der englischen Regierung vom 11. August 1923, 
in welcher der französische Ruhreinbruch als unrechtmäßig charak- 
terisiert wurde, ergab für Deutschland die Möglichkeit der Rettung, 
sondern erst das vereinte Eingreifen Englands und 
Amerikas und hinter beiden Ländern das Zu- 
sammenwirken der Weltmacht des angelsäch- 
sischen Kapitals und seiner Wirtschaftsinteressen führten 
durch das Mittel des Sachverständigengutachtens den 
Umschwung herbei. Über dieses Thema habe ich im Januarheft dieser 
Zeitschrift gesprochen, wie es von anderer Seite in ähnlichem Sinne 
in dem Artikel „Rund um die Kölner Zone“ im Märzheft geschehen 
ist. Diese Feststellungen führen wie nichts anderes zur Erkenntnis 
derjenigen Kräfte, denen sich auch heute noch das deutsche Schicksal 
in erster Linie gegenüber sieht und die es erkennen muß, um seinen 
Weg zwischen ihnen und wenn möglich mit ihnen zu finden. Ein anderes 
kommt hinzu. Ausgehend vom Ruhrkampf und im Zusammenhang mit 
all den zahllosen Erörterungen von Deutschlands Wirtschafts- und Finanz- 
lage, ergab das englisch-amerikanische Eingreifen den Beginn der großen 
Diskussion darüber, inwieweit Deutschlands wirtschaft- 
lichesErstarken von Nutzen oder Schaden für die an- 
deren sein wird. Diese Diskussion muß unermüdlich so lange fort- 
gesetzt werden, bis die großen Wirtschaftsvölker der Welt 
zwei Dinge ganz klar erkennen und danach handeln: 
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Erstens: Sie gehören zwangsweise zusammen und des einen 


Nutzen ist der Nutzen des anderen; zweitens : Es ist eine Utopie, 
zu glauben, daß ein Volk allein — Deutschland — die Schäden des 
Weltkrieges bezahlen könnte... 
V.LondonerKonferenz1924. Dem Ministerpräsidenten 
der „Labour-Minderheitsregierung“, Ramsay Mac Donald, da- 
mals auf der Höhe seiner kurzen Machtperiode, war es gelungen, den 
Nachfolger Poincares, Herrn Herriot, an den Verhandlungs- 
tisch zu bringen und an diesem Tische auch zum ersten Male seit 1914 
deutsche Delegierte zum Verhandeln zu begrüßen. Viel schöne 
Worte begleiteten höchst reale Entscheidungen. Angeblich sollte eine 
neue Ära der Europa- und: Weltpolitik angebrochen sein, während in 
Wirklichkeit sich doch nur die äußeren Formen den inzwischen ver- 
änderten Machtverhältnissen und der inzwischen wenigstens teilweise 
zurückgekehrten Vernunft angepaßt hatten. Aus der ganzen Vor- 
geschichte sowohl wie aus der Durchführung der Londoner Verhand- 
lungen geht hervor, daß in der zunächst und vorläufig zu regelnden 
Reparationsfrage zwischen konservativer und Labourregierung kein 
wesentlicher Unterschied bestand. Diese Übereinstim- 
mung trug ganz wesentlich dazu bei, den Abschluß zu erzielen. Der 
ganz überwiegende Teil Englands hatte allmählich genug von dem 
Hin und Her Poincaristischer Sophismen, Spitzfindigkeiten und leeren 
Formeln und wünschte auf das sehnlichste eine Regelung, die ihm 
von den vernünftigsten und erfahrensten Experten und Führern seines 
eigenen Wirtschaftslebens so warm empfoblen wurden und an der 
hervorragend Amerikaner (und ihr Geld) so tätigen Anteil 
nahmen. Deutschland sollte wirtschaftlich wieder auf die Beine ge- 
stellt werden und trotz des von mancher Seite stark in die Debatte 
geworfenen Momentes von der künftigen „wirtschaftlichen Konkurrenz 
Deutschlands“ trug jenes andere Moment den Sieg davon, daß auch 
um Englands willen vor allen Dingen Europa wieder zur Ruhe komme 
und wieder kaufkräftiger werden müsse. Das ging aber eben nicht, 
ohne daß Deutschland selbst wieder festen wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Grund unter die Füße bekam. Auf „London“ folgte „Genf“ 
und dort die Aufrollung des anderen großen Problems, das Europa 
überschattete, der „Sicherheit Frankreichs“, das uns seit- 
dem in immer zunehmendem Maße beschäftigt. Aus anfangs wider- 
streitenden Thesen kam das Kompromiß des Genfer Protokolls am 
2. Oktober 1924 zustande, das, wie man so schön sagt, gerade in diesen 
kühlen Märztagen 1925 von einer anderen, wieder konservativen eng- 
lischen Regierung „begraben“ worden ist. Gewiß erstrebte auch die 
englische Labourregierung ehrlich und ernstlich eine Lösung des Sicher- 
heitsproblems, aber sie hatte die Tücken und Schliche des Protokells, 
d.h. die erst recht in ihm für eine rücksichtslose französische Hege- 
monialpolitik liegenden Möglichkeiten einerseits, Gefahren für Eng- 
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land selbst und seine Weltmacht andererseits nicht klar erkannt. Das 
ist durch ihre Nachfolger, die konservative Regierung, Baldwin-Cham- 
berlain-Churchill, in zwingender Logik geschehen — und Deutschland 
kann froh darüber sein, daß es geschah! | 

VI. 9. Februar 1925. Die deutsche Politik hatte 
im Zusammenhang mit der Nichträumung der Kölner Zone die große 
Gefahr erkannt, die für sie in der Weiterführung interallierter 
Verhandlungen über Rheinlandräumung, Mili- 
tärkontrolleund „Sicherheit Frankreichs“ lag. Es 
ist wohl noch zu früh, die höchst interessanten Vorgänge der letzten 
Wochen innerhalb des englischen Kabinetts, die zu einem Frontwechsel 
führten, klar zu erkennen und ein endgültiges Urteil darüber abzugeben. 
Soviel kann man indessen wohl heute schon sagen, daß diejenigen 
Mitglieder des englischen Kabinetts, nicht zuletzt Churchill, 
welche den Boden für eine relativ günstige Aufnahme der deutschen 
Vorschläge vorbereitet haben, auch für Englands Interessen selbst 
klug und weitsichtig gehandelt haben. Chamberlain, der Typus nüch- 
terner, insularer, dabei imperialistischer englischer Denkungsart, hat 
bei seinem Amtsantritt sicherlich wenig oder gar kein Verständnis 
für die deutschen Lebensnotwendigkeiten und Ziele gehabt. Wenn er 
sie sich jetzt wenigstens teilweise erwarb oder wenn er der Mehrheit 
seiner Kabinettskollegen folgte, so hat Deutschland meiner Ansicht 
nach keinen Grund, ihm für die Zukunft etwa besonders zu mißtrauen. 
Das Kennzeichen der jetzigen englischen Einstellung Deutschland gegen- 
über scheint mir vielmehr das zu sein, daß für uns heute und für die 
unmittelbar vor uns liegenden hochpolitischen Entscheidungen eine 
solche englische Regierung besser ist, die ganz nüchtern und real 
die Interessenihres Weltreichs erkennt und darauf 
gestützt prüft, inwieweit sie mit gewissen Lebensinteressen Deutsch- 
lands parallellaufen, als eine andere Regierung, die leichter 
der Versuchung unterliegt, sich durch — wenn überhaupt, so wohl 
erst nach weiteren Generationen zu verwirklichende — Utopien all- 
gemeinen Weltbeglückens leiten zu lassen. Das Problem des „Pak- 
tes zu Fünfen“ ist aufgeworfen, und die englische Politik hat sich 
den Grundsatz zu eigen gemacht, der in dieser Frage die letzten deut- 
schen Vorschläge kennzeichnet. Wieder ist also eine Phase englischer 
Nachkriegspolitik herangekommen, bei der deutsche und englische 
Interessen bis zu einem gewissen Grade zusammengehen können. 
Anders als in Phasen, die wir vorher in unsere Erinnerung zurückriefen, 
ist die heutige französische Politik nicht.von vorn- 
herein ablehnend und will alle, d.h. auch die deutschen Vorschläge, 
prüfen, weil auch sie ein starkes Interesse daran hat, im Fortgang der 
allgemeinen Entwicklung nicht wiederum als der Schuldige und als 
Störenfried dazustehen. Gewiß handelt es sich nach deutschen Wün- 
schen bei dem Sicherheitspakt außer Deutschland, England und Frank- 
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reich auch noch um Italien und Belgie n. Vielleicht wird auch 
in irgendeiner dem Sicherheitspakt am besten entsprechenden, doch 
keineswegs gleichen. Form das Verhältnis Deutschlands mit anderen 
Nachbarn, z. B. im Osten, auf eine neue Basis gestellt werden. Sehr 
wahrscheinlich wird schließlich im weiteren Verlauf der Verhandlungen 
die Frage des Eintritts Deutschlands in den Völkerbund akut werden 
und sich womöglich eines Tages alles, Rheinräumung,Sicher- 
heitspakt, Eintrittin den Völkerbund unter Be- 
rücksichtigung deutscher Voraussetungen viel- 
leicht uno acto, d.h. gleichzeitig regeln lassen. 
Wie auch immer die Verhandlungen im einzelnen laufen werden — 
der Verfasser dieses Artikels ist auf alle Fälle der Meinung, daß die 
großen treibenden Kräfte der Weltpolitik sich 
auch durch diplomatische Formeln, Statuten und Programme nicht 
ändern. Für Deutschland wird zwar sehr viel darauf ankommen, an 
ihrer Bändigung und Orientierung entsprechend den heute über die 
Welt gehenden Strömungen und Formen aktiv mitzuarbeiten, 
aberdienationaleundpolitische Wiederaufrich- 
tung Deutschlands wirdnurdanngelingen, wenn 
wir die einzelnen, die Welt und uns bewegenden, 
in Wahrheit sehr realen Tendenzen nach Art und 
Zielrichtung genauestens erkennen und nicht 
müde werden, sie ständig zu erforschen und zu 
studieren. Soweit England in Betracht kommt, erscheint 
mir durch den hier gegebenen Rückblick in der Nutzanwendung auf 
das „heute“ der Beweis erbracht, daß die englische Politik auch 
nach dem Kriege tatsächlich stets „eine Hand im europäischen 
Spiele“ hatte und immer haben wird — auch Deutschland gegenüber. 
Wir mögen über die Art und Form dieses ernsten politischen Spieles 
Betrachtungen anstellen, so viel und so hart kritisierend, wie wir nur 
wollen — an der Tatsache werden wir nichtsändern. 
Alle diejenigen, die als Deutsche oder auch, wie es neuerdings Mode 
geworden zu sein scheint, als Ausländer uns „europäische Zukunfts- 
programme“ ohne und womöglich gegen England entwickeln, 
verdienen unser schärfstes Mißtrauen — wenn man sie überhaupt 
auch nur solcher Gefühlsregung Wert erachtet. Ob es seit 1919 Zeiten 
gab, in denen Herr Lloyd George als geistig leicht beweglicher 
Führer im Gegensatz zu den von ihm selbst zu anderen Zwecken auf- 
gepeitschten und irregeleiteten Massen zeitweise fast allein das Richtige 
sah, oder ob vorübergehend eine Regierung pazifistisch auftretender 
Arbeiterführer an der Spitze Englands stand, ob vorsichtige, zögernde, 
ja unentschlossene konservative Männer die Zügel führten, oder ob 
schließlich wie in der Gegenwart ein ausgesprochener Franzosenfreund 
und Deutschland und deutsche Art trotz früheren Studiums in Deutsch- 
land sehr wenig verstehender Außenminister wie Chamberlain die aus- 
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wärtige Politik Großbritanniens zu meistern versucht — immer schlägt 
der Grundsatz durch, daßohneEngland nichts geschehen 
darfundgegenEnglandnurso viel,alsesdiezeit- 
weiligen Machtverhältnisse und die Rücksicht 
aufdas Weltreich nicht verhindernkönnen. Und 
danach muß Deutschland seine eigene „europä- 
ische Politik“ einrichten. Allerdings — sehrein- 
fach ist sie zwischen einem solchen England und 
einem Frankreich, das wir zur Genüge kennen, 
gerade nicht! | 


MITTELAMERIKA VON HEUTE. 
Von Geheimrat Prof. Dr. PAASCHE. 


Der langjährige nationalliberale Führer und Vizepräsident des Reichs- 
tags Paasche, der in früheren Jahrzehnten mehrfach lange Studien- 
reisen durch Nord- und Mittelamerika unternommen hat, befindet sich 
gegenwärtig wieder auf einer ausgedehnten Reise durch diese Gebiete, 
von der er uns die nachstehenden Beobachtungen über Veränderungen 
im wirtschaftlichen und politischen Leben Mittelamerikas übersandte. 


I. HAVANA. 
Die Hauptstadt der Republik Cuba, 


Dem Seefahrer, der tagelang auf einsamem Meere geschwommen 
und nichts gesehen hat als die ewig gleichbleibende, scheinbar so nahe 
liegende Grenzlinie des Horizontes, ist jedes Land ein willkommener 
Anblick; aber es ist doch etwas anderes, ob man sich den langsam in 
Schlick und Schlamm zur Nordsee senkenden, flachen Küsten der Weser- 
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mündung nähert, oder ob ein herrliches Landschaftsbild den Ankömm- 
ling empfängt, und stolz und steil die Felsen aus dem Salzwasser auf- 
steigen, dem Anprall der Wogen trotzend und dem Schiffer in wohl- 
geschützter Bucht sicheren Ankergrund bietend. Mit frohem Mute 
zieht der Fremde dem schönen Lande entgegen. Und schön, selten 
schön, ist die Einfahrt in die tief in das Korallengestein eingewaschene 
weite Bucht des Hafens von Havana. 

Auf der einen Seite die hochragenden kanonengespickten Bastionen 
und Türme des alten spanischen Forts, auf der anderen die weiten Häuser- 
massen der großen Handelsstadt mit prächtigen öffentlichen Gebäuden, 
tropischen Parkanlagen, Geschäftshäusern, Lager- und Zollschuppen, 
der Hafen reich belebt von großen und kleinen Dampfern und Seglern, 
und.das ganze großartige Bild abgeschlossen von schön bewaldeten und 
bebauten Hügelketten. 

Nicht mehr, wie vor einem Menschenalter, mitten im Hafen sondern 
am festen Pier legt der Dampfer an, Passagiere und Frachten bequem 
landend und neue, mächtige breite Steinmolen sind und werden weit in 
das Wasser hinausgebaut, weil der Schiffsverkehr immer größere Aus- 
dehnung gewonnen und die vorhandenen Anlagen bei weitem nicht 
dem Bedarf entsprechen. 

Auch die Stadt Havana macht einen besseren Eindruck, als vor. 
25—30 Jahren. Zwar sind die engen Straßen in der Altstadt mit ihren 
unglaublich schmalen Seitenwegen, mit ihrem Schmutz geblieben. Die 
niedrigen Häuser mit den mächtigen Türen als einzige Lichtöffnungen, 
die offenen Verkaufsläden und Handwerksstuben sind noch die alten. 
Auch das holperige Pflaster martert noch in vielen Hafenstraßen die 
Maultiere, die mit ihren kleinen Wagen den Lastverkehr bewältigen. 
Aber die vorsündflutlichen, zweirädrigen Ochsenkärren, deren über 
2 m hohe Räder sich auf hölzernen Achsen drehen, sind verschwunden. 
Ebenso die unmenschliche Behandlung dieser armen Zugtiere, die der 
Wagenlenker mit seiner spitzen Lanze vorwärts trieb und mit einem 
dicken Tau lenkte, das, direkt durch die Nase gezogen, blutende Wunden 
riß. 

Je weiter man aber aus diesem engen Straßengewirr herauskommt, 
je mehr befreundet man sich mit der Entwicklung der letzten Jahrzehnte. 

Die schönen Parkanlagen des Zentralparkes und anderer öffent- 
licher Plätze sind noch viel schöner geworden und besser gepflegt. 
Der herrliche Prado, jetzt Paseo del Marti genannt, der mit seiner 
blumengeschmückten, schattigen Mittelpromenade zum Meere hinaus- 
führt, ist eine Zierde der Stadt. Großartige Paläste, Hotels, Bank- und 
Geschäftshäuser sind entstanden, unter deren Kolonnaden man auch im 
heißen Mittag sich angenehm ergehen und die Auslagen der vornehmen 
Geschäfte betrachten kann. Hier sind die Straßen gut asphaltiert und 
sauberer gehalten. Die Straßenbahnen, jetzt nicht mehr, wie einst, 
von elenden, verprügelten Maultieren gezogen, laufen zahlreich, selbst 
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durch die engen Straßen der Altstadt und wer sie für den billigen Fahr- 
preis von 5 Cents bis an ihr Ende benutzt, kann bis in weite Fernen die 
neu entstehenden Stadtviertel bewundern, die in geradezu erstaunlicher 
Weise sich ausdehnen und an breiten, schönen Straßen im Schmuck 
tropischer Vegetation reizende kleine und größere Villen in spanischem 
Stil aufweisen. 

Die alte spanisch-amerikanische Hauptstadt hat ihren spanischen 
Charakter bewahrt, und Wolkenkratzer, dieses Wahrzeichen nordamerika- 
nischen Fortschrittes, sah ich nur in wenigen, bescheidenen Anfängen, 
sechs bis sieben Stockwerke hochragend an der Strandstraße. Zwischen 
stolzen Königspalmen und prächtigen Fikusbäumen haben sie, trotz aller 
Vorliebe der benachbarten Amerikaner, keinen Platz. 

Überhaupt ist das „Amerikanische“, worunter natürlich nur die 
Eigenart und Sprache der Vereinigten Staaten verstanden sein soll, 
längst nicht so, wie man es nach der Presse von New York erwarten sollte, 
in die Sitten und Gebräuche Kubas eingedrungen. 

Schon vor 40 Jahren gab ein amerikanischer Berufskonsul in seinen, 
damals viel gelesenen „Cuban Sketches“ seiner Entrüstung darüber 
Ausdruck, daß die Cubaner, die doch so nahe der Küste von Florida 
wohnen, es nicht einmal der Mühe für wert halten, „amerikanisch zu 
lernen“. Wie würde der Mann erstaunen, wenn er hört, daß es heute 
noch, trotz der amerikanischen Fürsorge für das Wohl der „befreiten“ 
Einwohner, nicht viel besser geworden ist. In den neuen, eleganten 
Hotels herrscht allerdings das „Amerikanische“ vor; aber in fast keinem 
Laden bekam man eine „amerikanische“ Antwort, und wenn man auf 
der Straße, in der Straßenbahn oder sonstwo Auskunft erbat, war 
abweisendes Kopfschütteln die Regel. 

Leider ist auch die deutsche Sprache, die früher in Havana recht 
häufig erklang, nicht mehr zu hören, der deutsche Einfluß, der einst im 
Großhandel, in der Tabak- und Zigarrenfabrikation vorherrschte, 
scheint recht. stark eingeschränkt zu sein, und im Hafen, in dem einst 
die deutsche Flagge auf zahlreichen Schiffen wehte, zeigt sich letztere 
noch wenig in diesem Haupteinfuhrhafen der Insel. 

Wirtschaftlich und politisch hängt „Cuba libre“ natürlich fast ganz 
von dem nördlichen Nachbarn ab. Alle Stapelartikel der fruchtbaren 
Insel, Zucker, Tabak, Kaffee und Früchte, finden ihren natürlichen 
Absatz in dem nahegelegenen Staatenbunde, der dafür Mehl und Fleisch 
fast ausschließlich, Maschinen, Eisenwaren und sonstige Fertigfabrikate 
überwiegend liefert. Nordamerikanisches Kapital ist in den Zucker- 
fabriken, im Tabakgeschäft, wie im Bergbau und Verkehrswesen reich- 
lich investiert, und niemand wird bestreiten, daß amerikanische Or- 
ganisation viel Gutes geschaffen hat und aus dem ungesunden, ständig 
vom gelben Fieber heimgesuchten Havana eine gesunde Großstadt 
gemacht hat. Trotzdem scheint die Sympathie der Kubaner für den 
großen Nachbar nicht allzutief zu wurzeln. „Cuba libre“ war das in 
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der ersten blutigen Revolution vergeblich erstrebte, nachher in den 
neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wieder schwer und blutig 
umkämpfte Ideal aller Patrioten. Obgleich man eigentlich über spanische 
Mißwirtschaft und Tyrannei nicht sonderlich zu klagen hatte, kämpfte 
man jahrelang, weil man nicht dulden wollte, daß das alte Mutterland 
die leitenden und lohnenden Beamtenstellen nur seinen Kindern über- 
trug und das viele Geld, das sie nach spanisch-amerikanischem Rezept 
„ersparten“, nicht den geborenen Kubanern, sondern den Spaniern zugute 
kam, die es in die alte Heimat zurückbrachten. Die unglückselige, aber 
nachher nicht als Schuld der Spanier erkannte Explosion des Kreuzers 
„Maine“ im Hafen von Havana gab den Amerikanern die vielfach er- 
sehnte Gelegenheit, sich in den spanisch-kubanischen Kampf einzu- 
mischen und schließlich im Frieden von Paris Spanien zum Verzicht 
auf seine westindischen Kolonien, den letzten Rest der kolonialen Welt- 
macht, zu verzichten. Während Portoriko nordamerikanische Kolonie 
wurde, ward Kuba frei: Noch heute rühmen sich die Amerikaner dieses 
Edelmutes, mit dem sie auf den Besitz des paradiesischen Eilandes 
verzichteten. 

Als kürzlich bei San Jago de Cuba ein Denkmal für den ehemaligen 
Row-rider-Obersten Theodor Roosefeld enthüllt wurde, erklärte „im 
Namen der Autoritäten in Washington“ der Generalmajor Harbard: 
„Kuba ist so nahe unsern Küsten gelegen, daß die Amerikaner niemals 
gleichgültig sein können gegen Mißwirtschaft und Unglück innerhalb 
ihrer Grenzen“. Der ehemalige Präsidentschaftskandidat James Cook 
rühmte in seinen ,, Dayton News“, daß nach der Meinung der Amerikaner 
und der Welt die Regierung in bezug auf Kuba, „from purely lofty 
motives“ gehandelt hätte, der neu proklamierten Republik jeden mili- 
tärischen Vorteil angedeihen ließ und sie durch ihre Fürsorge in Stand 
setzte, sich selbst in politischer, sanitärer und gouvernementaler Hin- 
sicht einzurichten. Die Kubaner seien froh zu wissen, in den Vereinigten 
Staaten „den großen Bruder“ zu besitzen, der jederzeit hilfsbereit für 
sie eintrete. Das kennzeichnet am besten die Stellung und die Politik 
der Vereinigten Staaten. 

Amerikanische Garnisonen stehen noch heute im „freien Kuba“, 
und man verkündet ihm erneut und feierlich, daß man in dem so nahe 
gelegenen Lande keine Mißregierung und kein Unglück dulden könne. 
Wenn man das ins .„Nichtamerikanische‘““ übersetzt, würde man von 
Protektorat und Mitregierung sprechen, wie sie in den ferner 
gelegenen Republiken von Haiti, St. Domingo und Nikaragua offiziell 
besteht. Den kubanischen Patrioten ist das längst unangenebm zum 
Bewußtsein gekommen, aber der große Bruder hat damit die junge 
Republik vor den Kinderkrankheiten bewahrt, die in den spanisch- 
amerikanischen Freistaaten die Regel sind, solange nicht ein. ener- 
gischer Diktator jahrelang die Zügel der Regierung fest in der 
Hand hat. 
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II. VERAKRUZ, 


der älteste Seehafen auf dem amerikanischen Festland. 


Vor mehr als 400 Jahren, im Jahre 1519, als von dem Festlande 
des neu entdeckten Amerika noch so gut wie nichts bekannt war, landete 
Fernando Cortez, der conquistador, mit seiner kleinen Kriegsflotte 
an der flachen Koralleninsel San Juan de Ulna, die lange Jahre hindurch 
den einzigen Schutz der offenen Reede um Verakruz bildete. Von hier 
aus breitete er in wenigen Jahren das neue spanische Weltreich aus, 
schuf die Verbindung mit der Hauptstadt des neuen. Landes, führte 
großartige Kulturen von Zuckerrohr usw. namentlich in den Staaten 
Verakruz, Puebla und Morelas ein, deren Spuren noch heute staunende 
Bewunderung erregen. 

Von Verakruz liefen nachher die spanischen Gold- und Silberflotten 
aus, die mit ihren metallenen Schätzen die politische und wirtschaft- 
liche Lage der Alten Welt so nachhaltig beeinflußten. 

Seitdem ist die Stadt der Haupteinfuhrhafen des Landes Mexiko 
geblieben. Die spanischen Behörden taten wenig oder nichts, den Hafen 
zu bessern, den Verkehr zu erleichtern. Erst die großartige Eisenbahn, 
die von den Engländern erbaut — ein technisches Wunderwerk — von 
den Dünen der Küste bis auf die Hochebene mehr als 8300 Fuß hoch 
steigt und den schnell wachsenden Bedarf der Großstädte Mexiko und 
Puebla zu decken hat, erhob die Stadt zu weltwirtschaftlicher Bedeutung 
und zwang die Bundesregierung, aus der offenen Reede einen vortrefflich 
geschützten Hafen zu machen. 

Noch vor einem Menschenalter waren die großen Ozeandampfer 
bei aufkommendem Nordsturm gezwungen, das offene Meer aufzusuchen; 
nur Leichterfahrzeuge und kleinere Schiffe fanden unter den Mauern 
des Fort Ulna einigen Schutz. Heute ist der von der See kommende 
Reisende erstaunt über die herrliche, von mächtigen Steinmolen ge- 
schützte sichere Hafenbucht, in der auch die großen Dampfer der Jetzt- 
zeit ruhig am Hafenquai löschen und laden können und der Verkehr 
mit dem Zollamt, den Warenhäusern und der Eisenbahn leicht und schnell 
vonstatten geht. 

Weit ın den Hafen hinaus sind große Flächen Landes durch Auf- 
schüttung gewonnen und mit Quadermauern gegen die Fluten geschützt. 
Geradezu luxuriös sind die Gebäude der Zoll-, der Post- und Telegraphen- 
Verwaltung, der Eisenbahn-Zentralstation usw. ausgestattet, schöne 
Gartenanlagen bedecken die noch freien Landflächen, und in verschwen- 
derischer Fülle lassen am Abend Hunderte von fünfarmigen Kandelabern 
auf den Strandpromenaden ihr elektrisches Licht leuchten. Selten ist 
ein Handelshafen wohl mit so viel Geschmack und Kunstsinn ausgestattet 
wie dieser. Der Energie des langjährigen Diktators von Mexiko, Porfirio 
Diaz, ist es, wie so vieles im Lande, zu danken, daß man diese großartige 
Leistung durchgeführt hat und die Mittel dazu beschafft wurden. 
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Die Stadt Verakruz selbst hat sich wenig verändert, in den letzten 
Jahren dank der ewigen Revolutionen und der kommunistischen Dok- 
trinen, die hier Eingang fanden, sogar verschlechtert. 

Anzuerkennen ist es zwar, daß noch unter dem alten Tyrannen, 
das einst so verschrieene Gemeinwesen „die ungesundeste und tödlichste 
Stadt der Erde“, wie sie Hesse Wartegg nannte, durch Wasserleitung 
und Kanalisation frei vom gelben Fieber und durchaus gesund ge- 
worden ist. Aber die langen Reihen der unschönen und niedrigen Häuser 
sind geblieben, manches Haus liegt verlassen und in Trümmern, auch 
die einst so anziehende Plaza, vor dem Stadthause und der Kathedrale, 
ist vernachlässigt, die zahlreichen eisernen Bänke sind zerbrochen, die 
Marmorplatten der Spazierwege sind verschwunden, und das schöne 
Stadthaus ist mehr als zur Hälfte Ruine, die große Kathedrale schlecht 
gehalten. 

Außerhalb der Altstadt sind und werden entsetzlich elende Hütten 
aus alten Brettern, Kistendeckeln und Wellblechstücken zusammen- 
genagelt. Von Schmutz und Staub umgeben, bilden diese „Kolonien“ 
ohne allen Baumschmuck ein Bild menschlichen Elends, wie man es 
hier „in der aufblühenden Handelsstadt“ nicht erwarten sollte. Das sind 
zum großen Teil die Folgen der ewigen Revolutionen, die seit dem 
Rücktritt des alten Porfirio Diaz das Land nicht zur Ruhe kommen 
ließen und unendlich viele wohlbegründete Hoffnungen vernichteten. 
Ich sah neulich eine Karikatur, auf der nicht weniger als 12 Präsidenten 
in der Amtstracht veröffentlicht wurden, von denen aber die Hälfte 
ihre segensreiche Amtstätigkeit nur nach Wochen und Monaten zählte. 
In den Einzelstaaten wechselten teilweise die Gouverneure, die gleich 
dem Präsidenten des Bundesstaates die einzigen Vertreter der voll- 
ziehenden Gewalt in den Staaten sind, noch häufiger und mit ihnen das 
Plünderungs- und Ausbeutungssystem, das die hohen Beamten mit er- 
staunlicher Virtuosität zu üben verstanden. 

Ständige Revolutionen mit zahllosen blutigen Opfern und sinnloser, 
unvernünftiger Zerstörung öffentlichen und privaten Besitzes waren 
die Folgen dieser ewigen Kämpfe zwischen den ehrgeizigen Volks- 
verführern. In Verakruz kamen noch besondere Umstände hinzu. Die 
Vereinigten Staaten, die ein wachsendes Interesse an der politischen 
Gestaltung Mexikos hatten, weil die wirtschaftliche Beteiligung des 
Kapitals immer größere Ausdehnung gewann, konnten bei dem ständigen 
Wechsel der Präsidenten vermeintlich berechtigte Forderungen nicht 
durchsetzen. Mitten im Frieden erschienen amerikanische Kriegs- 
schiffe 1913 vor Verakruz, beschossen und besetzten die Stadt und 
schnitten jeden Verkehr des Landes mit der Außenwelt ab. Ein Jahr 
dauerte dieser Kriegszustand im Frieden, und die Kaufleute 
und Industriellen der Hauptstadt erlitten die schwersten Verluste, weil 
sie weder ein- noch ausführen konnten und nur mit größten Schwierig- 
keiten überhaupt imstande waren, im brieflichen Verkehr mit dem 
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Auslande zu bleiben. Für Verakruz bedeutete das natürlich ein völliges 
Daniederliegen aller Arbeitsgelegenheit. Die Masse der Hafenarbeiter 
war zu ungewollter Arbeitslosigkeit gezwungen. Der Boden für die 
bolschewistischen Lehren, die im Lande schon Eingang gefunden 
hatten, konnte nicht besser vorbereitet werden. 

Das ungebildete, arme Volk lauschte begierig den Volksbeglückern, 
die ihnen verlockende Bilder von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
vorzauberten und nach Abzug der Amerikaner den Kampf mit den 
Arbeitgebern schürten. Dem Handel und Verkehr des Hafenplatzes 
tat das unendlichen Schaden, den Arbeitern kam es nicht zugute, 
während viele der Volksfreunde dabei ihre Taschen zu füllen wußten. 

Sowie in Yukatan die Produktion des einzigen Stapelartikels, des 
Sisalhanfes, stark ins Stocken geriet, weil man an eine Aufteilung der 
größeren Besitzungen ging, die meisten der neuen Besitzer nur genießen, 
nicht arbeiten wollen, so verödete die Umgegend von Verakruz, begonnene 
Arbeiten wurden nicht fortgeführt, neue nicht angefangen. Einer der 
kommunistischen Führer, Heron Proal verleitete die Mieter, den Haus- 
eigentümern und Verpächtern keine Mieten und Pächte zu zahlen und 
steckte das eingehende Geld in seine eigene unergründliche Tasche. 
Eine der ersten und allgemein anerkannten Taten des seit dem ersten 
November 1924 regierenden Präsidenten Plutarco Elias Calles war es, 
daß er diesen Schädling, obgleich einer seiner politischen Anhänger, 
abberief und geordnete Verhältnisse in der Hafenstadt und in Yukatan 
wieder herstellte. 

Seitdem hat der neue Präsident, der auch sonst, wo Unrecht ge- 
schieht, scharf eingreift, ungeheuer an Ansehen gewonnen, und recht 
viele erhoffen von ihm, daß er die Interessen des Landes rücksichtslos 
vertreten und, soweit es in seiner Macht liegt, die Schäden der Revolution 
bald heilen wird. In den betrogenen Volksklassen scheint aber der Ab- 
scheu gegen eine Wiederkehr der Revolution, gegen die führenden 
Generäle und Politiker stark im Wachsen begriffen zu sein. Dem reichen, 
schönen Lande wäre das sehr zu wünschen! 


ZOLLPROBLEME IN DEUTSCHLAND UND ENGLAND. 
1. Das Schutzbedürfnis der deutschen Landwirtschaft. 


a) Getreidezölle oder Lex Kanitz? 
Von Oberpräsident a. D. VON BATOCKI, Bledau. 


Seit längerer Zeit bin ich — leider bisher vergebens — in Wort 
und Schrift dafür eingetreten, daß die notwendige Sicherung der land- 
wirtschaftlichen Produktion nicht wie früher durch Einführung fester 
Agrarzölle, sondern durch eine Einfuhrregelung im Sinne des Antrages 
Kanitz aus den neunziger Jahren erfolgt. Die Entwicklung hat mir 
bisher recht gegeben. Die Reichsregierung hatte sich nach langem 
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Schwanken zu einer Vorlage über Wiedereinführung fester Getreide- 
zölle entschlossen zu einem Zeitpunkt, wo der Erfolg sowohl wegen 
der politischen Lage wie aus dem wirtschaftlichen Gesichtspunkte 
des damals gerade erfolgten starken Anziehens der Weltmarktpreise 
ausgeschlossen war. Die Folge ist eine Fortsetzung der unerträglichen 
Disparität zwischen der durch Zölle und Einfuhrbeschränkungen ge- 
schützten Industrie und der ungeschützten Landwirtschaft für vor- 
läufig nicht absehbare Zeit und das Fehlen eines brauchbaren Rüst- 
zeugs für unsere unter Hochdruck durchzuführenden Handelsvertrags- 
verhandlungen mit Dutzenden von Staaten. Feste Getreidezölle sind 
heute für uns deswegen schwer möglich, weil die Weltwirtschaft und 
damit die Preisgestaltung im Weltmarkt zu sehr in Unordnung ist. 
In den überseeischen Exportländern ist die Organı- 
sation der Erzeuger und des Handels zur Beeinflussung der Weltmarkt- 
preise seit 1913 so stark geworden, daß eine weitgehende Willkür in 
der Preisbemessung zum Schaden der einfuhrbedürftigen Länder, ins- 
besondere Deutschlands, viel mehr als vor dem Kriege möglich ist. 
Insbesondere wird dadurch die Ausnutzung von Mißernten in euro- 
päischen Ländern, wie sie Deutschland in diesem Jahre erlebt hat, 
zu nach Lage des Weltmarkts unberechtigten Preissteigerungen er- 
möglicht. 

Noch ernster liegen die Dinge gegenüber Rußland, das als 
Getreidelieferant für Deutschland wieder steigende Bedeutung be- 
kommt. Dort liegt die Bestimmung über Menge und Preisgestaltung 
des Ausfuhrgetreides unter Ausschaltung der freien Marktpreisbildung 
in der Hand einer Regierung, die die Wirtschaft wesentlich vom 
Standpunkt der Außenpolitik betrachtet. Die Außenpolitik 
der Sowjetregierung hat als Endziel die Vernichtung der kapitalisti- 
schen Wirtschaft und den gewaltsamen Umsturz in den Nachbarstaaten, 
die Erreichung dieses Zieles in nicht zu ferner Zeit ist für sie eine Lebens- 
frage. Wie die Sowjetregierung bisher zur Durchsetzung ihrer Ziele 
die Vernichtung ganzer Wirtschaftszweige, ja die Tötung von Millionen 
Menschen im Lande nicht gescheut hat, so wird sie in Zukunft selbst 
auf Kosten einer schweren Gefährdung ihrer inneren Wirtschaft ent- 
weder eine plötzliche Sperrung der Ausfuhr zur Erzeugung von Not 
bei uns oder die ebenso plötzliche Ausfuhr gewaltiger Getreidemassen 
zu weit unter den Produktionskosten liegenden Preisen, zur Erschüt- 
terung der deutschen landwirtschaftlichen „, kapitalistischen“ Erzeugung 
und zugleich zur Gewinnung urteilsloser Verbraucherkreise für den 
russischen Kommunismus zu geeigneter Zeit keineswegs scheuen. 
Mit festen Zollsätzen, bei denen überdies Rußland vertragsgemäße 
Meistbegünstigung zusteht, wäre gegen ein solches Vorgehen unserer- 
seits nichts zu erreichen, wie überhaupt bei der ganzen Regelung der 
Handelsbeziehungen zu Rußland nie vergessen werden darf, daß der 
vertragsgegnerische Staat zugleich der einzige Exporteur und Importeur 
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ist, und daß seine Einstellung zur Wirtschaft von der unsrigen grund- 
sätzlich völlig verschieden ist. 

Feste Getreidezölle, die in den bevorstehenden Handelsverträgen 
überdies voraussichtlich gebunden und jedenfalls wie gegenüber Ruß- 
land auch gegenüber anderen wichtigen Staaten unter die Meistbegün- 
stigungsbestimmung fallen werden, bedeuten unter solchen Umständen 
eine entweder stumpfe oder zweischneidige Waffe. Muß man bei den 
Industriezöllen mit Rußland, so gut es geht, einen modus 
vivendi finden, so geht das gegenüber der Getreideeinfuhr, an der 
unter Umständen das Leben des deutschen Volkes hängt, nicht ohne 
wirksame Gegenmittel an. Bei den Handelsvertragsverhandlungen 
darf deswegen unter keinen Umständen die Möglichkeit einer staat- 
lichen Einfuhrregelung für Agrarprodukte beschränkt werden. 

Derreine Freihandel, die Beseitigung jedes Zollschutzes 
für Industrie und Landwirtschaft wird ernstlich wohl nur von ein- 
zelnen Gelehrten und ungelehrten Theoretikern in Erwägung gezogen. 
Praktisch muß mit der Aufrechterhaltung eines starken Zollschutzes 
für die deutsche Industrie gerechnet werden. Deraltmanchester- 
liche Standpunkt, die Industrie sei auch unter Vernichtung 
der Landwirtschaft durch billige Lebensmittelpreise unbedingt kon- 
kurrenzfähig zu machen, findet in Deutschland schon eher Anhänger. 
In einem verarmten und übervölkerten Lande ist dieser Standpunkt 
aber besonders gefährlich, und die große Mehrheit der Sachkundigen 
bis einschließlich zu den mehr wirtschaftlich als agitatorisch denkenden 
sozialdemokratischen Agrarpolitikern fordert Parität zwischen Industrie 
und Landwirtschaft, also einen genügenden Schutz auch der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung gegen zu weitgehenden Preisdruck durch das 
billiger produzierende Ausland. Auch der früher oft vertretene Stand- 
punkt, daß nur der Großbetrieb an den Preisen der Ackererzeug- 
nisse wesentlich interessiert sei, während für den Kleinbetrieb fast aus- 
schließlich die Preise für Vieherzeugnisse Bedeutung hätten, spielt 
heute wohl nur in der auf die Zersplitterung der Landwirte gerichteten 
Agitation eine Rolle. Der Sachkenner weiß, daß alle Agrarpreise 
im engsten Zusammenhange zueinander stehen, er weiß auch, daß weder 
unsere Landwirtschaft noch unsere Volkswirtschaft eine starke Ver- 
ringerung unserer Getreideerzeugung ertragen würde. 

Ernstere Zweifel bestehen über die Art des Schutzes. Feste, 
womöglich dem Ausland gegenüber gebundene Zölle sind nach vor— 
stehenden Darlegungen ungeeignet. Gleitende Zölle derart, daß 
die Regierung den Zoll bei übermäßig steigendem Weltmarktpreis 
zeitweilig ganz oder teilweise außer Kraft setzen kann, würden das 
Risiko des Importeurs so sehr erhöhen, daß eine geordnete Import- 
tätigkeit zumal in Zeiten unruhiger Marktverhältnisse unmöglich würde. 
Als Ausweg bleibt nur die eingangs erwähnte Ein fuhrregelung 
im Sinne des alten Antrages Kanitz. 
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Der Import wäre im wesentlichen dem Handel zu überlassen. 
Zölle würden nicht erhoben. Der Importeur wäre zu verpflichten, die 
eingeführte Ware der Reichsstelle für Einfuhrgetreide zu einem sich 
aus der Weltmarktlage ergebenden, ihm einen angemessenen Nutzen 
lassenden Preise anzubieten. Die Reichsstelle würde nur so viel selbst 
erwerben, als sie zur Schaffung einer im Bedarfsfalle preisausgleichend 
wirkenden Reserve gebrauchte. Im übrigen würde dem Importeur der 
Verkauf überlassen, von dessen Käufern aber eine Gebühr in solcher 
Höhe gefordert werden, daß sich daraus ein angemessener, möglichst 
lange gleichbleibender und nur bei wesentlichen dauernden Änderungen 
der Preislage auf dem Weltmarkte abzuändernder Inlandspreis ergäbe. 
Auch die von der Reichsstelle erworbene Reserve würde normaler- 
weise zu einem entsprechend erhöhten Preise verkauft werden. In 
normalen Fällen würde die Reichskasse also etwa dieselben Einnahmen 
wie aus entsprechenden festen Einfuhrzöllen haben. Starke Preis- 
schwankungen im Inlande, die für Erzeuger und Verbraucher gleich 
schädlich sind und die, wie dargelegt, unter den heutigen Ver- 
hältnissen besonders gefährlichen Umfang annehmen können, wären 
ausgeschlossen. Daß dieser Weg erhebliche technische Schwierigkeiten 
bietet, liegt auf der Hand. Unüberwindlich sind sie aber keines- 
wegs, und sie müssen in den Kauf genommen werden, wenn sich ein 
anderer sicher gangbarer Weg zur Erreichung stabiler, für den Er- 
zeuger wie für den Verbraucher erträglicher Preise für die Agrarerzeug- 
nisse nicht bietet. | 


b) Die russische Konkurrenz früher und künftig. 
Von Ökonomierat FR. KEISER, Berlin. 

Unter den Handelsvertragsverhandlungen, die gegenwärtig schwe- 
ben, kommt den Verhandlungen mit Rußland eine besondere Bedeu- 
tung zu. Die Stellung Deutschlands in diesen Verhandlungen ist min- 
destens nicht beneidenswert. Die deutschen Grenzen sind mit wenigen 
Ausnahmen für alle Erzeugnisse Rußlands offen, während umgekehrt 
das russische monopolistische Handelssystem dem russischen Staate 
die Möglichkeit gibt, seine Ein- und Ausfuhrverhältnisse ganz nach 
eigenem Ermessen zu gestalten. Deutschland muß also jede Einfuhr 
Rußlands dulden, während es seinerseits mit seiner Ausfuhr völlig 
von der Gnade der Handelsverwaltung der Russischen Union abhängig 
ist. Unter diesen Umständen ist es notwendig, sich die Handelsbezie- 
hungen zwischen Rußland und Deutschland, wie sie vor dem Kriege 
waren, wieder zu vergegenwärtigen und zu prüfen, wie sie sich voraus- 
sichtlich in der Zukunft gestalten werden. 

Der Handel Rußlands mit Deutschland beruhte in der Hauptsache 
auf einer sehr starken Ausfuhr von Erzeugnissen der Land- und Forst- 
wirtschaft aus Rußland nach Deutschland und einer relativ bedeu- 
tenden Einfuhr deutscher Industriefabrikate nach Rußland. 
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Die russische Ausfuhr von Erzeugnissen der Land- und Forstwirt- 
schaft nach dem Deutschen Reiche machte im Jahre 1913 nicht weniger 
als 36,3 vH der Gesamteinfuhrmenge an Erzeugnissen der Land- und 
Forstwirtschaft aus, die Deutschland eingeführt hat. Rußland war also 
an Deutschlands Einfuhr mit mehr als ein Drittel beteiligt. In den 
letzten Jahren dürfte diese Gesamteinfuhr kaum mehr als 1 bis 2 vH 
erreicht haben. An deutschen Produkten, die vor dem Kriege nach 
Rußland gingen, kommen hauptsächlich in Betracht: eiserne Pflüge, 
Verarbeitungsmaschinen, insbesondere solche für Holz, chemische Er- 
zeugnisse, Glas, elektrische Vorrichtungen und Lampen und Automobile. 
Fast ganz ausgefallen ist die früher bedeutende Ausfuhr von Getreide, 
Wolle, Kohlen, Koks, Leder usw. Die Gesamtausfuhr industrieller 
Erzeugnisse, soweit sie von Bedeutung war, betrug im Jahre 1913 rd. 
42,3 Mill. dz, während sie im Jahre 1922 — dem letzten Jahr, wo eine 
vollständige Statistik darüber vorliegt — nur 1,15 Mill. dz betrug. 

In welch überragendem Umfang Rußlands Handel an der deutschen 
Aufnahmefähigkeit beteiligt war, geht aus folgender Zusammenstellung 
hervor. Der Anteil der Warensendungen (Einfuhr) nach Rußland be- 
trug im Jahre 1912, gemessen am Werte, 

bei Deutschland nicht weniger als 45,4 vH der gesamten russischen 
Einfuhr, 

bei Großbritannien 12,2 vH der gesamten russischen Einfuhr, 

bei den Vereinigten Staaten 7,5 vH der gesamten russischen Ein- 
fuhr, 

bei Frankreich 4,8 vH der gesamten russischen Einfuhr. 

Also fast 70 vH der russischen Einfuhr verteilte sich auf die vier 
vorgenannten Länder, unter denen Deutschland weitaus die Priorität 
aufwies. | 
Die Ausfuhr Rußlands ging im Jahre 1912 mit rd. 30 vH des 
gesamten Exports nach Deutschland, mit 21,6 vH nach England, mit 
6,5 vH nach Frankreich und verteilte sich im übrigen auf eine Reihe 
anderer Länder. Die Handelsbilanz zwischen Rußland und Deutsch- 
land war also vor dem Kriege aktiv. 

Die Priorität Deutschlands in der Ausfuhr nach Rußland hat sich 
seit dem Jahre 1922 allen anderen Staaten gegenüber zu behaupten 
gewußt. Selbstverständlich sind aber die Werte der Einfuhr ungeheuer 
stark gesunken. So betrug beispielsweise der Wert des deutschen Ex- 
ports nach Rußland im Jahre 1912 532 Mill. Rub., im Jahre 1921 
54 Mill. Rub., im Jahre 1922 91 Mill. Rub. und im 1. Halbjahr 1923 
30 Mill. Rub. 

Die Ausfuhrwerte der übrigen Länder sind aber noch sehr viel ge- 
ringer. Umgekehrt hat sich die russische Ausfuhr mehr nach anderen 
Ländern, insbesondere nach England, der Türkei und Lettland gewandt. 
Immerhin betrug die Ausfuhr nach Deutschland in den Jahren 1922/23 
(1. Halbjahr) zwischen 18 und 32 vH der gesamten russischen Ausfuhr. 
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Rein landwirtschaftlich betrachtet, tritt die Bedeutung, die die 
Aufnahmefähigkeit Deutschlands vor dem Kriege für die russische 
Produktion hatte, sehr viel schärfer hervor, wenn man den prozentischen 
Anteil Rußlands an der deutschen Gesamteinfuhr errechnet. Um Jahres- 
zufälligkeiten auszuschalten, ist den nachstehenden Berechnungen der 
Jahresdurchschnitt 1911/13 zugrunde gelegt. Von der Gesamteinfuhr 
Deutschlands der nachstehend genannten landwirtschaftlichen Produkte 
entfielen auf den Anteil Rußlands bei 


Schweinen 990 Hafer: s. 22 2.04% 4% 65% 
Klein pferden 96 » leichte Arbeitspferde. . 59 » 
Gän seen 86 % geschlachtetes Federvieh. 54 » 
Gerste 84 » Rle ie 48 » 
Sämereien (Zuckerrüben- Ol kuchen o.. 28» 

samen, Weißklee usw.) 77—86 » Maiss 20 » 


Dazu kamen 28 bis 57 vH der Gesamteinfuhr an Kalb-, Hasen- 
und Kaninchenfellen. Die Ziffern ergeben, daß im Frieden fast der ge- 
samte Import Deutschlands an Kleinpferden, Schweinen, Gänsen, der 
weitaus überwiegende Exportanteil an Gerste und Sämereien von Ruß- 
land stammte. So kamen beispielsweise von den 3,2 Mill.t Gerste, 
die in den Jahren 1911/13 eingeführt wurden, 2,7 Mill.t aus Rußland, 
von der Gesamteinfuhr von 39 000 leichten Pferden 29 000 Stück, 


von rd. 23 000 schweren Arbeitspferden 16 000 » 
» ` 17000 Kleinpferden ...... 16 300 » 
» 128 800 Schweinen 127000 „ 
„ 8143 000 Gänsen ...... . 7 000 000 „ 


aus Rußland. Diese Beispiele mögen genügen, um den großen Einfluß 
klarzustellen, den die russische Einfuhr auf die deutsche Landwirtschaft 
ausübte. | 

Vergleicht man, um die gegenwärtigen Verhältnisse wenigstens 
einigermaßen beurteilen zu können, die russische Ausfuhr nach Deutsch- 
land bei denjenigen Erzeugnissen, die den deutsch-russischen Beziehungen 
früher den Stempel aufdrückten, für das Jahr 1924, so ergibt sich, 
daß das russische Reich vollständig ausgeschaltet ist: bei der Einfuhr 
nach Deutschland von Pferden, Schweinen, Federvieh und daß auch 
von den übrigen seinerzeit bedeutenden Exportgegenständen Rußlands 
keiner mehr eine irgendwie nennenswerte Rolle spielt. Eine Aus- 
nahme hiervon macht allein Getreide, dessen Einfuhr von Rußland 
nach Deutschland im Jahre 1924 bereits sehr erheblich ist. 

Die Gesamteinfuhr an Roggen von Januar bis September 1924 
betrug 2,7 Mill. t. Davon stammten 1,7 Mill. t, also rd. zwei Drittel 
aus Rußland. An Gerste wurden insgesamt eingeführt 3,6 Mill. dz. 
davon stammten aus Rußland 1,3 Mill.t. Hier haben sich die Verhält- 
nisse erheblich verschoben. Während die Gersteeinfuhr vor dem Kriege 
fast ausschließliche Domäne Rußlands war. beteiligen sich an ihr jetzt 
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fast ebenso maßgeblich Argentinien, die Vereinigten Staaten und eine 
Reihe anderer Länder. Die zuletzt genannten landwirtschaftlichen 
Produkte sind aber auch die einzigen, die in irgendwie erheblichen 
Mengen aus Rußland nach Deutschland gekommen sind. Auch die 
früher sehr bedeutende Ausfuhr Rußlands nach Deutschland an Lein- 
saat, Kleesaaten, Hülsenfrüchten, Fellen und Häuten und insbesondere 
an Flachs hat fast völlig aufgehört. In den letzten Monaten hat da- 
gegen wieder eine erhebliche Einfuhr von sibirischer Butter eingesetzt, 
die übrigens nicht nur nach Deutschland, sondern auch nach England 
und sogar nach Dänemark gehen soll. 

Es ist klar, daß die russischen Produktionsverhältnisse nicht auf 
dem gegenwärtigen Stand bleiben werden. Jede Entwicklung der 
russischen Landwirtschaft bedeutet, wie die vorstehenden Ziffern zeigen, 


eine große Gefahr für Deutschland. 


c) Der Kampf um die Zölle in England. 

Von GILBERT C. LAYTON, Mitherausgeber des Economist, London 
“_Es ist jetzt beinahe 80 Jahre her, seitdem England die ee 
seines veralteten, unwirksamen und ‚der Mehrheit seiner Bürger lästig 
gewordenen Schutzzollsystems abschüttelte: Freihandel — zuerst ledig- 
lich eine Opportunitätsmaßnahme, wurde bald in einer Reihe wich- 


— 


tiger Ereignisse geprüft und für gut befunden, und schwang sich all- 


mählich zu einem politischen Bekenntnis, einem, eal, ja einem Glau- 
benssatze auf. Die Freihandelsidee war vorneh ich mit der Entwick- 
lung der liberalen Partei verknüpft, sie ist aber auch von den Führern 
der Arbeiterpartei in das Parteiprogramm übernommen worden. Der 
zwischen England und Frankreich im Jahre 1860 abgeschlossene , Cob- 
den“ -Vertrag leitete die Freihandelsbewegung in Europa ein. Selbst 
als Deutschland in der Zwischenzeit seinen eigenen Apostel einer 
wissenschaftlichen, auf nationalen Erwägungen beruhenden Zollpolitik 
in der Person Friedrich Lists gefunden hatte, der Europa wieder 
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zu dem System der bedingten Schutzzölle zurückführen wollte, lehnte," I = 


Großbritannien diese Gedankengänge ındweg ab. In den Jahren 
1906 und 1923 verwarf die Wählerschaft ebenso energisch die Tarif- 
reformvorschläge der damaligen Regierung. Man kann daher das bei- 
nahe starre Festhalten Englands am Freihandels- 
prinzip als einen grundlegenden Faktor seiner 
Handelspolitik ansprechen. F 

Die Gründe dieses Festhaltens sind ziemlich nahelie gend. Trotz 
der durch den Weltkrieg hervorgerufenen starken Unischiehtung der 
internationalen Wirtschaftsstruktur bleibt Großbritanniendas 
wichtigste Handelsland der Welt. In keinem anderen 
Lande der Welt spielt der Zwischenhandel eine so bedeutende Rolle 
wie gerade in Großbritannien. Englands alte Spezialisierung auf die 
Fertigfabrikate unter einer bewußten Vernachlässigung der landwirt- 


— 


148 GILBERT C. LAYTON 


schaftlichen Erzeugung hat dazu geführt, daß etwa 75 vH seiner 
wichtigsten industriellen Erzeugnisse — nämlich Metallwaren und Textil- 
fabrikate — ins Ausland wandern, während 80 v H seiner Weizen- 
zufuhren aus Übersee kommen, ‚#roßbritanniens Interessen liegen 
daher in einem möglichst reibungslosen Ablauf und einer höchstmög- 
lichen ‚Anspannung des Welthandels. Es wird in / diesen 
Erwägungen noch besonders durch seine überragende Stellung als 
internationaler Frachten führer zur See bestärkt. 
Ein Land andererseits, das sich einer so feingegliederten und bis ins 
kleinste verzweigten Industrie erfreut, muß notwendigerweise auch viele 
Fabrikationszweige besitzen, deren Erzeugnisse hauptsächlich auf den 
Inlands markt angewiesen sind. Beispiele hierfür sind z. B. Eng- 
lands Woll- und seine Automobilindustrie, die natürlich von Zeit zu 
Zeit einem sehr scharfen Wettbewerb ausländischer Fabrikate aus- 
gesetzt sind. Diese Gruppe vornehmlich ist es, die stets neue Ver- 
fechter des Tarifreformgedankens stellt und die auch nicht ohne 
Einfluß im öffentlichen Leben geblieben ist. Die „Tarif- 
reformer“ sind wohl organisiert und reichlich mit Geldmitteln ver- 
sehen. Eine einflußreiche Gruppe von Unterhausmitgliedern kommt 
in regelmäßigen Sitzungen zusammen, um als Sprachrohr der Partei 
zu dienen. Die Tarifreformer müssen daher stets als eine Macht 
in der künftigen handelspolitischen Orientie- 
rung Englands mit eingestellt werden. 

Wie ist nun diese Lage der Dinge geeignet, auf die Handelsbezie- 
hungen zu Deutschland einzuwirken? Die Mehrheit der Engländer 
ist fest entschlossen, den Tarif um jeden Preis abzulehnen; sie werden 
aber in ihren zollhändlerischen Ansichten stark durch sie langanhaltende 
industrielle Depression und die übermäßige Arbeitslosigkeit beeinflußt. 
Diese Leute leihen daher einer nicht ganz uninteressierten Minderheit, 
die den starken Wettbewerb deutscher Waren vor dem Kriege nicht 
vergessen hat, und die daran ein Interesse hat, daß auch andere diesen 
Wettbewerb nicht vergessen, ein williges Ohr. Politischer Druck der 
letztgenannten Gruppe war auch für die Annahme des sog. „Industrie- 
schutzgesetzes“ verantwortlich zu machen, das fraglos gegen Deutsch- 
land gerichtet war. Der kürzlich zwischen England und Deutschland 
abgeschlossene Handelsvertrag hat diesem Stande der Dinge ein Ende 
bereitet. 

Die gegenwärtige konservative Regierung in England dürfte vier, 
wenn nicht fünf Jahre am Ruder bleiben. Sie hat sich dahin festgelegt, 
keinen allgemeinen neuen Zolltarif einzuführen, andererseits hat sie 
aber auch ihre Absicht bekanntgegeben, „leistungsfähige 
und wirtschaftlich lebenswichtige Industrien, 
die von unlauterem ausländischen Wettbewerb 
bedrohtwerden,zuschützen“. In dem von der Regierung 
herausgebrachten Entwurf soll nun jeder Fall besonders untersucht 
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werden. Jede Industrie, die sich um regierungsseitigen Schutz bewirbt, 
muß ihren Fall zunächst dem Handelsamte und zweitens einem 
vom Handelsamte erwählten Ausschuß vortragen, 
wobei bestimmte Vorbedingungen erfüllt werden müssen. Falls die 
betreffende Industrie die Probe besteht und falls das Handelsamt und 
das Schatzamt ihre Zustimmung geben, so wird in der nächsten Finanz- 
gesetzberatung ein Einfuhrzoll eingebracht, der dann infolge der ihm 
innewohnenden Beweiskraft im Unterhause durchgehen dürfte. Um 
die Belegung einer Ware mit einem Einfuhrzoll zu rechtfertigen, muß 
die Industrie 1. beweisen, daß sie von „besonderer Bedeu- 
tung‘ für das Land ist. Diese Bedeutung wird vornehmlich aus dem 
in ihr Beschäftigung findenden Arbeiterstande hergeleitet oder aus 
dem Wesen der von ihr erzeugten Waren; 2. muß sie beweisen, daß 
ausländische Waren der in Frage kommenden Art in „unverhält- 
nis mäßig hohen Mengen“ aus dem Auslande einströmen; 
3. daß diese Waren unter Preissätzen nach England Eingang finden, 
zu denen ähnliche Waren in England mit vernünftigem Gewinn her- 
gestellt werden können; 4. daß infolge dieser übermäßigen Einfuhr 
der Beschäftigungsstand des betreffenden Handelszweiges in Gegen- 
wart oder Zukunft „ernsthaft bedroht“ ist und daß 5. diese Einfuhr 
aus Ländern kommt, in denen die Erzeugung in solch grundverschie- 
dener Weise vor sich geht, daß man von einem „unlauteren Wettbewerb“ 
zu sprechen berechtigt ist. Die Unlauterkeit des Wettbewerbes kann 
aus verschiedenen Ursachen entweder aus entwerteter Währung, aus 
Subsidien oder sonstigen künstlichen Vorteilen des betreffenden Landes 
bewiesen werden oder aus niedrigeren Löhnen oder längerer Arbeits- 
zeit. Die schutzsuchende Industrie muß 6. beweisen, daß sie mit ver- 
nünftiger Umsicht und Sparsamkeit geleitet wird, und daß endlich 
7. die Einführung des vorgeschlagenen Zolles den 
Beschäftigungsstand irgendeiner anderen In- 
dustrie verwendet, nicht ungünstig beeinflußt. 
Die Regierung hat es von vornherein abgelehnt, irgendeinen Antrag 
bezüglich eines Lebensmittel oder Getränke herstellenden Industrie- 
oder Gewerbezweiges zu berücksichtigen. 

In der Praxis wird es natürlich ganz auf die Auslegung solcher 
verschwommenen Ausdrücke, wie von „bedeutender Wichtigkeit“ oder 
„in Gegenwart oder Zukunft ernstlich bedroht“ durch das Handelsamt 
oder den Untersuchungsausschuß ankommen. Der ganze Plan enthält 
außerdem keinerlei Einheitlichkeit bezüglich der etwa zur Einführung 
gelangenden Zollsätze. Soweit sich aus unoffiziellen Bemerkungen zu 
diesem Vorschlage ein Bild gewinnen läßt, wird die angebliche „deut- 
sche Gefahr“ eine starke Rolle bei den von den Tariffreunden 
vorgebrachten Fällen spielen. Der allgemeine Eindruck ist aber, daß 
der ganze Vorschlag, wie er augenblicklich be- 
steht, kaum ernst genommen zu werden braucht. 
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Gerüchte laufen um, daß die Eisen- und Stahlindustrie einen Antrag 
zu stellen beabsichtigen; auch einige Zweige der Maschinen- und che- 
mischen Industrie werden dies vielleicht tun, aber die Möglichkeit, 
daß sich irgend etwas wie ein wissenschaftliches Zolltarifsystem aus den 
Industrieschutzbestrebungen entwickeln könnte, wird von Fach- 
leuten als höchst unwahrscheinlich bezeichnet. 
Diejenigen britischen Industrien, die von „besonderer Bedeutung für 
die Volkswirtschaft“ sind, hängen nämlich meist auch mit denjenigen 
Industriezweigen zusammen, die durch einen Zolltarif der vorerwähnten 
Art besonderen Nachteil erleiden würden. Irgendein Antrag für einen. 
erhöhten Schutz gegen unlauteren deutschen Wettbewerb, der z.B. 
von der chemischen Industrie Großbritanniens vorgebracht werden 
könnte, dürfte unter die Wirkung des $ 7 der vorgesehenen Bestimmungen 
fallen, da die von der Industrie hergestellten Erzeugnisse für eine andere 
Reihe anderer wichtiger Industrien als Rohstoffe in Frage kommen. 
Die oben kurz angedeuteten Bestimmungen scheinen von einer Gruppe 
den Tarifreformern wenig freundlicher Politiker aufgestellt zu sein, und 
man scheint das Netz hierbei so engmaschig gezogen zu haben, daß die 
Aussichten, daß irgendeine Industrie durchschlüpfen könne, ziemlich 
ungünstig sind. 


DER AGRARKOMMUNISMUS AUF DEM BALKAN — 
EINE GEFAHR FÜR EUROPA. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Alljährlich, wenn vom Mittelmeer der Frühlingsföhn über die 
Rhodopen ins Maritzatal hinunterbraust und gegen die Rosentäler des 
südlichen Balkan anrennt, gerät das Blut der Balkanier in politische 
Wallung, und Dolch und Revolver sitzen noch loser im Gürtel als zu 
anderen Zeiten. 

Politische Morde sind auf dem Balkan gewiß keine Seltenheit. Bei 
den Albaniern herrscht noch das den ganzen Verband der Groß- 
familie verpflichtende Gesetz der Blutrache und bei den Mazedoniern 
ein unerbittlich arbeitendes Femgericht. Die Sehenswürdigkeiten der 
serbischen Hauptstadt bestehen aus Mordstätten, und auch in 
der Hauptsstadt Bulgariens findet man auf der belebtesten Pro- 
menade Gedenksteine für dort niedergeknallte Minister. Als die. ersten 
Deutschen Ende Oktober 1915 als Verbündete nach Sofia gekommen, 
gehörte das Niederknallen eines führenden Mazedoniers durch einen 
politischen Gegner in der Abenddämmerung auf einem der Hauptplätze 
der Stadt zu ihren ersten seltsamen Eindrücken. Erschreckend aber hat 
sich die Zahl der politischen Morde seit dem Kriegsausgang gesteigert. 

Unter der Herrschaft der Bauernpartei in Bulgarien wurden durch 
einen amtierenden Minister ganze Massen mazedonischer Führer in 
einen Hinterhalt gelockt und meuchlings niedergemetzelt. Die Rache 
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blieb nicht aus, und hinüber und herüber stieg wechselseitig die gewalt- 
tätige Beseitigung der Gegner. 

Die letzten Monate brachten in rascher Folge wieder eine ganze 
Reihe beunruhigender Nachrichten vom Balkan. Wenn auch die bul- 
garische Regierung Mitte März erklären ließ, daß sie die Zügel fest in der 


Hand halte und allen? Putschabsichten nachdrücklich zu begegnen in 
der Lage wäre, so sah sie sich doch gleichzeitig veranlaßt, strengste Maß- 
nahmen des Ausnahmezustandes zu verhängen, da sehr ernsthafte 
kommunistische Verschwörungen mit Unterstützung durch militärische 
Abgesandte Moskaus aufgedeckt worden waren und ihnen gegenüber 
eine Erweiterung der Regierungsbasis geboten erschien, um den be— 
drohlichen Angriffen gegen die staatliche Ordnung zu begegnen. 

Typisch war in den Märztagen ein Stoßseufzer des in französischer 
Sprache erscheinenden, vornehmlich für das Ausland bestimmten Organs 


J 


des bulgarischen Außenministeriums, der einen Leitartikel mit der fol- 
genden Klage begann: ,, Wie die Zeiten sich verändert haben! Ehemals 
unter fremder Vorherrschaft hatte das bulgarische Volk seine Blicke 
beständig nach Norden gerichtet, nach dem brüderlichen und orthodoxen 
Rußland, von dem es seine künftige Befreiung erwartete. Heute er- 
wartet es von diesem gleichen Norden nur Unglück und Elend ohne Ende. 
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Alle seine Hoffnungen kamen einst von jener Seite, alle seine Befürch- 
tungen kommen gegenwärtig aus derselben Gegend.“ 

In welchem Maße gerade die einfachsten Schichten der bulgarischen 
Bevölkerung aus alter Überlieferung an Rußland hängen, wird durch 


eine eigenartige Episode belegt, die deutsche Krankenschwestern noch 
im Jahre 1917 bei einer Durchwanderung des Balkangebirges erlebten. 
In einem von der Außenwelt weit abgeschiedenen Gebirgsdorf wurden 
sie noch zwei Jahre nach dem Eintritt Bulgariens in den Krieg an der 
Seite Deutschlands und gegen Rußland als russische Schwestern be- 


grüßt. Der Pope des Dorfes, der seinen Gläubigen immer von dem väter- 
lichen Rußland gepredigt, hatte durch die ganze Kriegszeit einfach die 
Zeitungen unterschlagen und es nicht fertig bekommen, seiner Gemeinde 
von dem Wandel der Dinge zu berichten. 

Nur schwer gewinnt man in Europa Verständnis dafür, wenn von 
der kommunistischen Gefahr in einem so rein bäuerlichen Lande wie 
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Bulgarien gesprochen wird, und wenn die bulgarischen Politiker der 
Staatsbejahung gegen ihre Feinde den Ausdruck „Agrar kom- 
m u nisten“ gebrauchen. Was hat der schollentreue Bauer mit dem 
enteignenden Kommunismus zu tun? Nun, man muß sich eben alte 
Gepflogenheiten der bulgarischen Agrarverfassung vergegenwärtigen, 
muß an den gemeinsamen Landbesitz sowohl der Großfamilien wie der 
politischen Gemeinde denken, und muß sich endlich vor Augen halten, 
daß die Übernahme des napoleonischen Erbteilungsrechtes durch ein 
Bauernvolk, in dessen einzelnen Familien eine Kinderzahl von einem 
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Dutzend und darüber durchaus nicht die Ausnahme bildet, zu einer un- 
geheuren Zersplitterung der Bodenanteile geführt hat. Diese drei Vor- 
bedingungen sind dem Agrarkommunismus durchaus günstig, so daß 
die bolschewistische Gefahr in Bulgarien um so ernster zu nehmen ist, 
als gerade die ländliche Bevölkerung unverändert auf die Anpassung 
an Rußland eingestellt ist. i 

Was aber in einer balkanischen Wetterecke vorgeht, das berührt 
nicht nur dieses einzelne Land, sondern ist regelmäßig von Bedeutung 
für ganz Balkanien im weitesten Sinne. Auch hier muß man sich wieder 
die Besonderheiten der Lande nicht nur südlich der unteren Donau ver- 
gegenwärtigen. Ihr staatliches Eigenleben nach mehr oder weniger 
langer Türkenherrschaft ist jung, und auch dort, wo zur Zeit der Be- 


freiung der größere Teil der Bevölkerung noch aus Analphabeten bestand, 
12 
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gaben sich diese Länder unter äußeren Einflüssen eine Verfassung, die 
in höchst kultivierten Ländern des atlantischen Europa in bezug auf 
demokratische Einstellung kaum erreicht war. In dieser „Liebesgabe“ 
für die jungen Balkanstaaten lag eine Perfidie des zaristischen Rußland, 
denn man wollte von Rußland aus die Balkanländer beherrschen und 
wußte sehr gut, daß ihre Lage am schwierigsten, ständiger russischer 
Unterstützung (und Bewachung) am bedürftigsten sein würde, wein man 
durch die Art der Verfassung für möglichst intensive innere Kämpfe und 
Parteizersplitterungen sorgte. 

Noch heute fühlen die balkanischen Staaten in ihrem, am Völkerleben 
gemessen, jugendlichen Alter, sich mehr oder weniger unsicher und an- 
passungs-, richtiger nachahmungsbedürftig. Außerordentlich bezeichnend 
war es in dieser Hinsicht, daß Bulgarien nach der Revolution von 1918 
die äußere Form der Monarchie beibehielt, obwohl die Sobranje als 
einzige Kammer über eine zweifellos republikanische Mehrheit verfügte. 
Es wirkte das Beispiel der Nachbarn. Man behielt die monarchische 
Form, weil auch Griechenland, Groß-Serbien und Rumänien bei dieser 
Form verblieben. Umgekehrt aber könnte der Nachahmungstrieb in 
den Nachbarländern wirken, wenn Bulgarien dem Bolschewismus ver- 
fiele — eine Gefahr, gegen die auch Rumänien durchaus nicht gefeit 
erscheint, nachdem die überstürzte Agrarreform den Bauern zwar Land 
gegeben hat, aber nicht die Fähigkeit und die materiellen und technischen 
Mittel, es in zufriedenstellender Weise zu nutzen, so daß es auch bier an 
aufnahmefähigem Boden für die Übertragung von Ansteckungsstoffen 
des Agrarkommunismus nicht fehlen würde. Bei fortschreitender In- 
fizierung Rumäniens aber hätte die Rote Armee am Dnjestr verhältnis- 
mäßig leichte Arbeit, um Rumänien vollends aufs Krankenlager zu 
zwingen. Die großen inneren Parteischwierigkeiten, unter denen das 
Land ohnehin leidet, erhöhen die Gefahr geringer Widerstandskraft 
gegen die Infektion. 

Es ist also gewißlich nicht nur eine rein bulgarische, ist auch nicht 
einmal nur eine rein balkanische Angelegenheit, die Europa als ferner 
Zuschauer in Seelenruhe betrachten kann, wenn gegenwärtig der bul- 
garische Agrarkommunismus von Moskau aus aufs neue so außerordent- 
lich intensiv geschürt wird und die Regierung in Sofia in verzweifelter 
Gegenwehr steht. 

Man möge die balkanische Ansteckungsgefahr nicht unterschätzen 
und sich klar darüber werden, was es für das übrige Europa bedeutet, 
wenn es Moskau gelingt, die Front des Bolschewismus, die bisher an der 
kultureuropäischen Ostgrenze liegt, durch die Donauländer auszudehnen 
zu einer weiten südlichen Umfassung Mitteleuropas. 
In diese südosteuropäischen Gefilde braucht nur erst einmal eine Bresche 
gelegt zu werden — wozu Moskau zu verhelfen der bulgarische Agrar- 
kommunismus jeden Tag bereit ist —, um dem Bolschewismus weit über 
die Grenzen Bulgariens hinausgehende Siegeschancen zu geben. Der 
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Versuch einer Ausweitung des bolschewistischenEin- 
flußgebietesim Norden, in den Ostseeprovinzen, ist kürzlich 
erst zurückgewiesen; wenn aber die Ausweitung im Süden gelingt, dann 
stehen selbstverständlich forcierte Versuche des nördlichen Vorstoßes 
ın sicherer Aussicht. 

Es scheint an der Zeit, daß man im übrigen Europa die Lage zu be- 
greifen beginnt und daß Westeuropa daraus die ge- 
botenenFolgerungenfürseineHaltunggegenüber 
dem mitteleuropäischen Wall gegen den Bol- 
schewismus zieht. 


WELTSCHAU. 
KURDEN, TÜRKEN UND ENGLÄNDER. 


Die Kurden gehören zu denjenigen Stämmen, welche der türkischen Regierung von 
jeher viel zu schaffen gemacht haben. Immer und immer wieder haben sich die Kurden, 
die Einwohner des wilden Taurusgebirges, gegen die türkische Herrschaft erhoben, meist 
aus lokalen Gründen, um sich gegen die Unterdrückung seitens glühend gehaßter türkischer 
Beamter zu wehren. Diesmal scheinen aber ernstere politische und religiöse Momente 
mitzusprechen. An ein Eingreifen der russischen Sowjetrepublik und Aufwiegelung der 
Kurden durch russische politische Agenten, um den Kommunismus in Kurdistan zu 
verbreiten, glaube ich nicht, wohl aber dürfte England seine Hand mit im Spiele haben, 
um unter kluger Ausnutzung des religiösen Fanatismus der Kurden den Streit um die 
Stadt Mossul und die dort und bei Kerkuk befindlichen Ölgebiete zu seinen Gunsten zu 
entscheiden. Der Gegensatz zwischen den strenggläubigen mohammedanischen Kurden 
und den mehr freigeistigen, die Religion als Privatsache betrachtenden, modernen 
türkischen Republikanern ist ein ungeheurer. Die Kurden können sich einen modernen 
Freistaat — ohne Kalifat und Scheriat — nicht denken. 

Ganz nahe liegt daher der Gedanke, daß England mit Gold die fanatisch religiösen 
Instinkte der Kurden mit Erfolg aufgestachelt hat, um der türkischen Regierung 
Schwierigkeiten zu machen. Hat doch der türkische Außenminister Schükri Kaja Bey 
in der Nationalversammlung von Angora in einer groß angelegten Rede erklärt, daß nun- 
mehr noch nur ausschließlich türkische Politik getrieben werde, die in erster Linie auf 
dem Grundsatze aufgebaut sei, daß die Grenzen und Rechte der Türkei geschützt werden 
müssen. Mossul sei einintegrierenderund untrennbarerTeil 
der Türkei. Die internationale Kommission, die diese Provinz besuche, werde die 
geographischen, politischen und wirtschaftlichen Bande feststellen können, die sie an das 
Mutterland fesseln. Alle Faktoren, die die Kommission beeinflussen können, sprächen 
zugunsten der Türkei. Schükri Bey fügt ferner hinzu, daß er auf die Unparteilichkeit 
dieser Kommission vertrauen müsse und infolgedessen hoffe, daß ihr Beschluß den 
Wünschen der Bewohner Mossuls, Kerkuks und Suleimanijes sowie des ganzen türkischen 
Volkes entsprechen werde. 

Bei der Mossulfrage erinnere ich daran, daß es bei dem Streite um die Ölquellen schon 
im Jahre 1922 in der Umgebung von Mossul zu Kämpfen zwischen dem kurdischen Stamm 
der Surchi und einem mesopotamischen Stamm unter Führung britischer Offiziere ge- 
kommen ist. Es mußten in der Umgebung von Erbil. dem antiken Arbela. 1000 Mann 
eingesetzt werden, um die Kurden und die sie unterstützenden Türken, reguläre Ab- 
teilungen — in Ravandus und Harar — nordöstlich von Mossul zurückzutreiben. Wir 
wissen, daß die türkische Regierung als unverrückbares Ziel vor sich hat. Mossul und Um— 
gebung sowie die türkischen Petroleumquellen wieder in ihren Besitz zu bekommen, daß das 
englische Ultimatum an die Türkei, ihre Truppen hinter die in Lausanne festgesetzte 
Grenze zurückzuziehen, sich im letzten Jahre als gänzlich wirkungslos erwiesen hat. 
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Ismet-Pascha, der diplomatische Held von Lausanne, hat es fertig gebracht, die Mossul- 
frage dem Völkerbunde zur Entscheidung zuzuweisen; Anfang März war dieinternationale 
Kommission, von der oben gesprochen worden ist, in Mossul eingetroffen, um die dortigen 
Verhältnisse zu prüfen. Was liegt deshalb näher, als daß die Engländer ihren ganzen Ein- 
fluß und ihr Gold aufbieten, um die Bewohner von Kerkuk, Mossul und Suleimanije zu 
einem der Türkei ungünstigen Verhalten zu bestimmen. General Schlee-Pascha. 


ENTWICKLUNGSLINIEN DER WELTMETALLWIRTSCHAFT. 


Die bei sämtlichen deutschen metallindustriellen Produktionszweigen zu beobachtende 
Verflechtung mit dem Weltmarkt, vor allem hinsichtlich der Rohmetallversorgung und 
der Preisgestaltung, aber auch hinsichtlich der Wettbewerbsaussichten der verarbeiten- 
den Industrien macht es zu einer interessanten Aufgabe, einmal zusammenfassend die 
wichtigsten Entwicklungslinien der Weltmetallwirtschaft in der Nachkriegszeit heraus- 
zuarbeiten. 

1. Das gesamte mengenmäßige Produktionsergebnis wies 1923 mit 3,65 Mil- 
lionen Tonnen nicht nur eine starke Erholung gegenüber 1922 (2,85 Millionen Tonnen) auf, 
sondern übertraf auch das letztjährige Vorkriegsergebnis nicht unerheblich, nämlich 
um 7% (1913 = 3,4 Millionen Tonnen). Den hauptsächlichen Anteil an dem Zuwachs 
hat das Kupfer zu verzeichnen, von dem vor allem infolge der lebhaften Nachfrage der 
elektrischen Industrie eine größere Produktion abgesetzt und die Bestände vermindert 
werden konnten. Ferner ist für die Aluminiumgewinnung ein bedeutender Aufschwung 
zu konstatieren. 

2. Erhebliche Verschiebungen sind in bezug auf den Anteil der einzelnen Metalle 
am Gesamtwert der Metallproduktion zu verzeichnen. Von dem gesamten Weltmetall- 
produktionswert, der 1913: 750,5, 1922: 613,2 und 1923: 930,0 Millionen Dollar Peteng: 
entfielen auf: 


1913 1922 1923 
Aluminium . .. aaa a.’ 45% 7,6% 10,2% 
Blei: a e C A e 15,2% 21.7% 20,4% 
Kapler e? 45,90% 41.50% 41,8%, 
Quecksilber .. . q 0.60% 0,9% 0,8% 
Zink 4% Bar re 16,6% 14.40% 15,0% 
ZAHN, 20 a a re . 17,2% 13,9% 11.8% 


Die stärkste verhältnismäßige Zunahme erfuhr also die Aluminium produktion. 
die ihren Gesamtwert fast auf den der Zinnproduktion hat steigern können (ca. 100 Mil- 
lionen Dollar). Das Blei hat seinen Produktionswertanteil zwar ebenfalls vergrößern 
können (von 15,2%, 1913 auf 20,4% 1923), aber bei diesem Metall ist dies nicht auf eine 
Ausdehnung der Produktionsmenge, sondern auf eine hochprozentige Preissteigerung 
zurückzuführen. Bei den anderen Metallen — vom Quecksilber abgesehen — ist die Quote 
seduziert worden. 

3. Neben dieser Umstellung innerhalb der verschiedenen Metallarten liegt eine zweite 
äußerst bedeutsame Verschiebung in der Verlagerung des geographischen Schwer- 
punktes von Produktion und Verbrauch. Europa hat seine Vormachtstellung 
in der Weltmetallwirtschaft an die Vereinigten Staaten abtreten müssen und die 
früher weniger industrialisierten Gebiete haben eine steigende Bedeutung erlangt. Wäh- 
rend mengenmäßig vor dem Kriege (1913) von der Weltproduktion der Erzbergwerke. 
am Metallgehalt gemessen (ohne Bauxit) 


auf Europa . .... nei: 3219 
auf die Vereinigten Staaten sa se MUS, 
auf die übrigen Länder 330% 
entfielen. gestalteten sich die prozentualen Anteile 1922,23 wie folgt: 
Europa Ver. Staaten Übrige 
1922 1695 450% 3995 


19238 189% 47%, 380% 
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Ebenso stark ist der europäische Quotenrückgang beider Welthüttenproduktion: 
nämlich von 44%, (1913) auf 26%, (1922) und 25% (1923), während auf die Vereinigten 
Staaten in den gleichen Jahren: 400%, 460, 48% und auf die übrigen Länder 1600, 28%, 
270 entfiel. Was schließlich den Verbrauch anbetrifft, so entwickelten sich die Anteile 
wie folgt: 


Europa Ver. Staaten Übrige 
113 22.2.0680, 310% 00% 
1022 430% 400% 110% 
1923. 420% 480% 10% 


Auch hier hat sich das Schwergewicht zugunsten der Vereinigten Staaten und zu- 
ungunsten Europas verschoben. 

4. Innerhalb Europas hat besonders die Rolle Deutschlands in der Nachkriegszeit 
eine schwere Beeinträchtigung erfahren, wie aus folgender Zusammenstellung des Anteils 
an der Weltproduktion bzw. dem Weltverbrauch hervorgeht. 


— nn nn nn m nn m pn ee nm een ng mn me ee need 
Progentualer Anteil Deutschlands 


Metallwirtschafiszweig 


1913 nach dem Kriege 
(1919 1923) 


Bergwerksproduktion . 

Kupfer Hüttenproduktion 4,0 „ 2,6 „ 
Rohmetallverbrauch 25,0 „, 10,3 ., 
Bergwerksproduktion . 6.5 „ 2 

Blei Hütten produktion 16.0 . 5.8 „ 
Rohmet allverbrauch 19.0 „ 8,8 „ 
Bergwerks produktion 22.0 „, 12,0 „ 

Zink | Hätsenproduktion 28,0 „ 11,0 „ 
Rohmetallverbrauch 23,0 „, 9,6 „ 

Zinn Hüttenproduktion 9,0 „ 352 

. Rohmetallverbrauch 15.0 „ 74 „ 

Alumi- Hüttenproduktion 12 8 9,5 „ 

nium Rohmetall verbrauch 20,0 , 12.0 


Von der Aluminiumproduktion abgesehen, bleibt die Bedeutung der deutschen 
Metallwirtschaftszweige für die Weltwirtschaft nach dem Kriege überall hinter dem Vor- 
kriegsgrad, und zwar um ein Drittel bis zu zwei Dritteln zurück. Diese allgemeine Er- 
scheinung wird dadurch noch besonders verschärft, daß innerhalb Europas Deutschland 
seine führende Stelle hinsichtlich des gesamten Rohmetallverbrauchs an Großbritannien 
abgeben mußte. Es betrugen die Gewichtsprozente vom Gesamtrohmetallverbrauch der 
Erde (Blei, Kupfer, Zink und Zinn): 


1913 1922 1923 
für Deutschland . . . . . 22% 13% 60% 
„ Großbritannien 16% 11% 14% 
„ Frankreic ß 9% 80% 8%, 


In dem anormalen Jahre des Ruhreinbruchs wurde Deutschlands Rohmetallverbrauch 
sogar von dem französischen übertroffen. Es erscheint kaum möglich, daß Deutschland, 
solange ihm sein früherer territorialer Besitzstand genommen bleibt, auch nur annähernd 
seine Vorkriegsrolle im Rahmen der Metallwirtschaft wieder erlangen wird. Die inter- 
nationale Konkurrenz ist erstarkt, während die deutsche Produktion hochprozentig ge- 
schwächt ist und die an sich gegebene Kapazität nur zum Teil ausgenutzt werden kann. 
Nur die junge Aluminiumindustrie macht eine erfreuliche Ausnahme. Auf der anderen 
Seite liegt jedoch ein großer Trost in der Tatsache. daß sich die deutsche Metallwirtschaft 
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trotz aller Erschütterungen, die in ihrem Ausmaß in der Wirtschaftsgeschichte wenig 
Parallelen finden, ihre hervorragende organisatorische, betriebsmäßige und produktions- 
technische Grundlage erhalten hat. Dies gibt ihr das Recht und die Pflicht. am Wieder- 
aufbau der gesamten deutschen Wirtschaft führend mitzuwirken. Dr. G. Heinecke. 


DIE ZUSAMMENSETZUNG DER ENGLISCHEN BEVÖLKERUNG. 

Nach einem von der Regierung für das Gesundheitsministerium aufgestellten Tabelle 
sind in England und Wales von einer Gesamtbevölkerung von 37,9 Mill. Personen 17.2 Mill. 
Personen als Arbeiter oder Angestellte beschäftigt. Hiervon sind 12,1 Mill. männliche 
Personen und 5,1 Mill. weibliche Personen. 


Von den 17,2 Mill. Personen verteilen sich auf die einzelnen Berufszweige: 


Fischerei 40,246 
Landwirtschaft. 1,123,962 
Bergbau. 1.283.728 
Keramik. e gl 176,541 
Chemikalien N e e e ar eee e 197.677 
Metall und Maxhinen se eee 
Textilien ee ee nee ae 1153.829 
Leder und Lederfäbrikate: ne ee ar ee 80,472 
Konfektion e ec ee e e ea 805.678 
Lebensmittel und Tabak „CC 540,718 
Holzbearbeitung : : ggg a 261.856 
Papierfabrikation . . 2.2 oo. non nn 356,808 
Bauwesen „ S en Brent ae Bea ae 120,368 
andere Ferligindastrien‘ r 185.022 
Gas, Wasser, Elektrizität. e 162.767 
Transportwesen , e e e e 20385 
Handel und Geldwesen- Be a 8 
öffentliche Verwaltung und Verteidigung .. 1I1I3᷑..335,879 
freie Berufe ; N EE E T E 514.776 
Unterhaltung und Sport I ER u EEE a a e 122.004 
Dienstboten (einschl. Hotels)) 2,046,825 


BÜCHERSCHAU. 
E. DANNERT: „IM WELTKRIEG DER ANDERN.“ Politischer Roman. Verlag 


von J. Neumann, Neudamm. 


Der Weltkrieg der Andern ist,, natürlich“ der Weltkrieg zwischen England und Frank- 
reich, in dem das immer noch besetzte rheinisch-westfälische Industriegebiet gezwungen 
wird, Frankreich Waffen und Munition in Unmengen zu liefern. „F Natürlich“ kommt zum 
Schluß der deus ex machina in Gestalt der Geheimstrahlen, die von Deutschland aus zu 
einer Stunde alle Forts und Munitionslager auf der Festungslinie von Verdun bis Belfort 
in die Luft fliegen lassen. Wir können keinen Gefallen daran finden, das deutsche Volk 
immer auf eine derartige plötzliche Rettung zu vertrösten, da es nur zu leicht dahin führen 
kann, im Glauben an ,, das Wunderbare“ von übermorgen die Nutzung der schließlich 
auch für ein geknebeltes und entrechtetes Volk immer noch gegebenen Mittel geschickter 
weltpolitischer Verteidigung in den Hintergrund treten zu lassen. Diese Ausstellung aber 
bezieht sıch nur auf die letzten Schlußseiten des im übrigen recht geschickt aufgebauten 
Buches, bei dessen Abfassung dem Autor die Feder geführt worden ist durch die glühende 
Liebe zu dem alten mittelafrikanischen Kolonialbesitz Deutschlands und 
durch die Sehnsucht, Deutschland kolonial-politisch rehabilitiert zu sehen. Im Sinne dieses 
Hauptbestrebens mag die sensationelle Aufmachung des Zukunftsromans von Dannert 
als durchaus wirkungsvoll Anerkennung finden und wegen seines aufrüttelnden Inhalts 
mit der obigen Einschränkung weitesten Leserkreisen empfoblen werden. A.D. 
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RUSSLAND UND ASIEN. Richters Russische Monographien, herausgegeben von 
Geh. Reg.-Rat. Georg Cleinow. Band 1: „Der große Jahrmarkt von Nishnij 
Novgorod“, von Georg Cleinow. Gebr. Richters Verlagsanstalt, Erfurt 1925. 

„Das neue Rußland ist ein völlig unerforschtes Land! Das sollten vor allen Dingen 
die Kenner des alten Rußland endlich einsehen“. Dieser Satz steht im Mittelpunkt des 
Geleitwortes, das den Russischen Monographien vorangeschickt ist, und kennzeichnet die 
Stellung des Herausgebers, der selber das alte Rußland durch viele Jahre auf das gründ- 
lichste studiert hat. Wenn er auch jetzt wieder monatelang in Rußland geweilt, so ver- 
fügt er wie wenig andere über die Voraussetzungen, die heute dazu gehören, gefeit zu sein 
gegen die Vorführung Potemkinscher Dörfer. Georg Cleinow, auf russischem Boden ge- 
bürtig, aber zum preußischen Offizier erzogen, hängt mit unendlicher Liebe an Rußland, 
einer Liebe, die sich schon in seiner Kulmer Kadettenzeit mit tragikomischen Auswüchsen 
des Heimwehs offenbarte. Mit dieser Liebe umfaßt er auch das heutige Rußland. Im 
Gegensatz zu allen grollend abseits stehenden Emigranten ringt er um das Verständnis 
des Neuen, das hier unter ganz uneuropäischen Voraussetzungen auf uneuropäischem 
Boden sich durchzusetzen sucht. Man vergesse doch nie, daß der Hauptstrom Rußlands, 
die Wolga, zu dessen Flußsystem auch Moskau ebenso gut wie Nishnij Nowgorod gehört, in 
das Kaspische Meer mündet und dieses Kaspische Meer zweifellos als asiatisch angesprochen 
werden will! Nach Asien weist vor allen Dingen auch der alte große Jahrmarkt Zentral- 
rußlands, Nishnij Nowgorod, und wenn die heutigen Moskowiter widerstrebend diesen 
Markt haben wiederaufleben lassen, so geschah es vor allen Dingen in der Absicht, ihn für 
asiatisch-propagandistische Zwecke zu nutzen. 

Der Jahrmarkt von Nishnij Nowgorod, ein Riesenjahrmarkt, im alltäglichen Sinne 
und im Gegensatz zu den heutigen Grundsätzen der Leipziger Mustermesse, ist Brenn- 
punkt und Barometer des russischen Wirtschaftslebens zugleich, und wenn Cleinow ihn 
in den Vordergrund seiner Betrachtungen rückt, so geschieht es, weil die hier gemachten 
Beobachtungen den Anlaß geben, Ausblicke zu halten auf das gesamte heutige Wirtschafts- 
leben in Rußland. Ohne die unendlichen Schwierigkeiten zu übersehen, die durch die 
Methoden des Bolschewismus verursacht worden sind, blickt Cleinow doch mit gütigen 
Augen auf das Neue, das werden will, nachdem das Alte vermorscht und zusammengestürzt 
ist. „Im Gebiet der Sowjetunion sind unter den blutigen Wehen einer schweren Geburt 
unermeßBliche, unübersehbare Kräfte entbunden worden“ schließt Cleinow seine vertrauens- 
vollen Ausführungen, obwohl er unmittelbar vorher Voraussetzungen hierfür feststellt, 
an deren Erfüllung durch Sowjetregierung wohl viele Leser recht ernstlich zweifeln werden. 
„Die Voraussetzung aber für das alles ist zweierlei: endlich Beruhigung der Träger 
der Wirtschaft — wie sie auch geartet sein mögen — durch Schaffung un- 
erschütterlicher Rechtsgrundlagen und Entfesselung der persönlichen 
Initiative überall dort, wo solche den Staat nicht politisch gefährdet. Recht und Ge- 
setz und Achtung vor der ehrlichen Arbeit eines jeden, der dem Ganzen zu 
dienen bereit ist, ist in einem Maße erforderlich, wie in einem solchen, wo das freie Spiel 
der Kräfte nach der Moral der Einzelkraft weniger zu fragen braucht. Nur auf dem Wege 
über absolute Rechtssicherheit wird die Sowjetregierung sich das Vertrauen aller ihrer 
Staatsangehörigen und des Auslandes erwerben‘. Wie zweifelnd man aber auch der Zu- 
versicht Cleinows gegenüberstehen mag, wird man sein überaus fleißiges Werk doch als 
das zurzeit sicherste Material über den Stand der russischen Wirtschaft zu betrachten 
und zu begrüßen haben. A.D. 


HANS HERZFELD: DIE DEUTSCHE RÜSTUNGSPOLITIK VOR DEM WELT- 
KRIEGE. Verlag Kurt Schroeder, Bonn und Leipzig. 


Die Schrift ist ein wertvoller Beitrag zur Bekämpfung der Kriegsschuldlüge. 
Das aus amtlichen Quellen geschöpfte. Zahlenmaterial zeigt deutlich, daß weder 
Deutschland noch Österreich einen Angriffskrieg vorbereiteten. Wohl bestand in 
Deutschland die allgemeine Wehrpflicht, doch war man weit davon entfernt, sie 
wirklich durchzuführen. Österreich tat nur wenig für den Ausbau seines Heeres, 
und auch Deutschland folgte nur zögernd den immer gewaltiger werdenden Rüstungs- 
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anstrengungen seiner späteren Gegner, immer unter dem unheilvollen Eindruck stehend, 
daß man seinen vermutlichen Feind nicht reizen solle, da man vielleicht doch noch 
zu einer Verständigung komme. Man begnügte sich daher mit Ergänzungsmaßnahmen 
und stellte nur geringe Forderungen, deren Behandlung in Parlament und Öffent- 
lichkeit von den kriegslustigen Nachbarn geschickt ausgenutzt werden, um ihrerseits 
neue und umfangreichere Rüstungen durchzudrücken, durch die man Deutschland 
stets von neuem überflügelte. Auch als man sich endlich in Deutschland nach 
langem Zaudern zu energischerem Handeln entschließt — ohne gleich ganze Arbeit 
zu machen, — bringt Frankreich eine neue, schon vorbereitete Rüstungsvorlage ein, 
die die deutschen Anstrengungen hinfällig macht. 

Die Ausführungen zeigen aber auch. daß das zögernde Vorgehen nicht nur in 
der Gutgläubigkeit und Friedensliebe ihren Grund hatte, sondern daß auch die 
Reibungen zwischen den verschiedenen Dienststellen einen ungünstigen Einfluß aus- 
übten. Die überragende Stellung, welche dem Schatzministerium in Geldfragen ein- 
geräumt war, zwang die Militärbehörden immer von neuem, für die Landesverteidi- 
gung als notwendig erkannte Forderungen abzusetzen oder zu mindern, wenn nach 
Ansicht des Schatzministeriums keine Deckung für die Ausgaben vorhanden war. 
An dieser Frage drohte auch zunächst eine wirksame beschleunigte Durchführung 
der Heeresverstärkung 1913 zu scheitern, wenn man nicht den Wehrbeitrag zur 
Kostendeckung herangezogen hätte. Generalmajor a. D. Max Dix. 
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PROF. DR. ANDREAS THOMSEN: DER VÖLKERVERGEHEN UND WERDEN. 
Verlag R. Voigtländer, Leipzig, 1925. 

G. K. CHESTERTON: WAS UNRECHT IST AN DER WELT. Essays. Musarion- 
verlag, München, 1924. 

MAX SERING: GRUNDFRAGEN DER NEUEN DEUTSCHEN HANDELS- 
POLITIK. Handelspolitische Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Stuttgart 
1924. Sonderausgabe aus Bd. 170 der Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Verlag von 
Duncker & Humblot, München und Leipzig, 1925. 

THEORIE DES KLASSENKAMPFS. HANDESLPOLITIK. WÄHRUNGS- 
FRAGE. Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Stuttgart 1924. Auf Grund der 
stenographischen Niederschrift herausgegeben vom Vorstand. Verlag von Duncker und 
Humblot, München und Leipzig, 1925. 

DR. HANSRITSCHL: THEORIE DER STAATSWIRTSCHAFT UND BESTEUE- 
RUNG. Reine Theorie der Staatswissenschaft und allgemeine Steuerlehre. Heft 11 der 
Bonner Staatswissenschaftlichen Untersuchungen. Verlag Kurt Schroeder, Bonn und 
Leipzig, 1925. 

J. W. MANNHARDT: DER FASCHISMUS. C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung, 
München, 1925. 

LUJO BRENTANO: DIE DEUTSCHEN GETREIDEZÖLLE. Dritte, neube- 
arbeitete Auflage. J. G. Cottasche Buchhandlung, Stuttgart und Berlin, 1925. 

DR. ANDERS RÉVAI: DIE AUSLÄNDISCHEN WECHSELKURSE IN FRANK- 
REICH SEIT 1914. Verlag von Duncker & Humblot, München und Leipzig, 1925. 

Dr. jur. et. rer. pol. RICHARD KERSCHAGL, Dozent für politische Ökonomie an 
der Hochschule für Welthandel in Wien: EINFÜHRUNG IN DIE METHODENLEHRE 
DER NATIONALÖKONOMIE. Verlag Hölder-Pichler-Tempsky-A.-G., Wien, 1925. 


Einführung in das Studium der 
KONJUNKTUR 


von 
Profeſſor Dr. PAUL MOMBERT 
2795 Seiten. Gebunden M. 10.60. 


Die Erklärungen der Wirt[chaftskrifen und des Konjunkturwandels 

Der Ablauf der Konjunktur in Deut/chland feit der Begründung des Reiches 
Der Einflaß des Konjunkturwandels und der Krifen auf die a 
Konjunkturprognofe und Konjunkturpolitik. Ausblick. 


„Das Buch if zeitgemäß wie kaum ein zweites. Der Verfaller legt di Schwer- 
icht auf die Darſtellung des Einfluſſes des Konjunkturwandels auf das wirtichaft- 

e und foziale Leben. Damit behandelt er eine Frage, die für alle Kreiſe bis in 
den Haushalt der Familie hinein von Interelle it. Daß der Tätigkeitskreis und die 
Gefchäfte der Banken eingehend behandelt find, erhöht die praktiſche Brauchbarkeit 
des Buches auch für Kreife, denen es nicht in erfter Linie gewidmet it. Von der 
hohen Warte des Hochfchullehrers aus mit weitem Blick für die größten Zuſammen- 
hänge, geftüßt auf ein reiches Tatfachenmaterial, bietet der Verfaſſer ein wirklich 
lebensvolles Werk.“ Hamburger Fremdenblatt. 


G. A. GLOECKNER, Verlagsbuchhandlung in Leipzig. 


Wirtlehaſtsgeſchichte 
Prof. Dr. Rudolf Häpke 


104 Seiten. Gebunden M. 3.50 


„Auf knappem Raume hat der Verfaſſer das Gefamtgebiet der Wirtſchafts- 
gekhichte dargeſtellt. Er löft diefe Aufgabe vorzüglich, indem er bei ſtärkſter 
Konzentrierung immer verftändlich bleibt. Und es it bewundernswert, wie er fich 
noch Raum zu fichern weiß, um auch die wichtigften Kontroverfen dem Lefer zur 
Anfchauung zu bringen. Häpke ift einer der beften Kenner der Wirtſchaftsgeſchichte, 
deffen Schrift auch dem älteſten Fachmann Anregungen geben wird.“ 

Archiv für Politik und Gelehichte. 


G. A. GLOECKNER, Verlagsbuchhandlung 


in Leipzig. 


Reimanns 


Weltgeschichte 


* 


l Band I: 
DIE RELIGIONEN DER VÖLKER. Von Julius Richter. 
114 S. gr. 8°. 1923. Brosch. M. 2.50, geb. M. 4.—. 


Literarisches Zentralblatt: Das Ganze aus einem Guß, und das aus 
edlem Guß. 


Zeitschrift für Missionskunde und Religionswissenschaft: Wer a 


auf rund hundert Seiten einen Überblick über die gesamte Religionsgeschichte 
geben will, sieht sich einer fast unmöglichen Aufgabe gegenüber. Um so mehr ver- 
dient die Leistung des Verfassers anerkannt zu werden, sowohl was die Auswahl 
als auch was die Darstellung des Stoffes betrifft. 


Band 2: 


GRIECHISCHE GESCHICHTE im Rahmen der Altertumsgeschichte. 
Von Ulr. Wilcken. 252 S. gr. 8. 1924. Br. M. 4.—, geb. M. 5.50. 


Neben der politischen Geschichte, die, bis auf Augustus herabgeführt, die 


Grundlage bildet, ist auch die Kulturgeschichte in weiterem Sinne, Religion und 
Philosophle, Literatur und Kunst, sowie die wirtschaftliche Entwicklung zur Dar- 
stellung gekommen. Da die orientalische Geschichte zum Verständnis der griechi- 
schen unerläßlich ist, sind einige Kapitel über die altorientalische Geschichte 
(vorwiegend unter kulturgeschichtlichem Gesichtspunkt) eingefügt. Das Buch 
verbindet die Vorzüge des kunstvoll geschliffenen ys mit strengster gelehrter 
Forschung: die gesamte wissenschaftliche Literatur wird nicht nur souverän be- 
herrscht, sondern sie wird auch aus den Quellen und Altertümern heraus in vielen 
Punkten ergänzt und fortgeführt. 


Band 4: 
MITTELALTER. Ein geschichtlicher Überblick. Von Dietrich 
Schäfer. 168 S. gr. 8°. 1923. Brosch. M. 3.—, geb. M. 4.50. 
Literarischer Handweiser: Das Buch bietet einen scharf gegliederten 


Abriß, gleich achtenswert in der unbeirrt sachlichen Beurteilung der umkämpften 


historischen und kulturellen Probleme, wie in der Beschränkung auf das Eigent- 
liche und Bestimmende. 
Band 6: | l 
DIE BASIS DES MODERNEN EUROPA. (Weltgeschichte von 
1648—1789.) Von Ludwig Riess. 231 S. gr. 8%, 1923. Brosch. 
M. 3.50, geb. M. 5.—. 

Hochland: Stärker noch (als bei Schäfer) liegt hier der Nachdruck auf den 
Problemen; weiter öffnen sich die Ausblicke in die Folgezeit, häufiger als im vorigen 
Buch kommen Kontroversen zur Frage. Ob man mit der Stellung des Verfassers 
stets übereinstimmt, spielt eine geringere Rolle. Das Wesentliche bleibt hier die 
Ehrlichkeit, die das Vertrauen weckt. 


Die weiteren Bände schließen sich in rascher Folge an. 


R. Oldenbourg / München und Berlin 


Für die Anzeigen verantwortlich: Gerd Freericks, München. 
Hierzu je eine Beilage vom Hammer-Verlag Theodor Fritsch, Leipzig, Königstr. 17 
und vom Verlag Wilh. Langguth, EBlingen a. N. i 
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NACH DEM FRANZÖSISCHEN REGIERUNGSWECHSEL 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN, M. d. R. 


Berlin, den 19. April 1925. 

Im ersten Heft dieser Zeitschrift habe ich unter dem Titel „Frank- 
reich von gestern und heute“ insofern versucht, mich als Propheten zu 
betätigen, als ich damals schrieb, daß „auch ein Wechsel in der Person 
des Ministerpräsidenten auf geraume Zeit hinaus keinen Wechsel des 
Systems bedeuten würde“, d. h., daß ich mir nach eventuellem Ab- 
treten Herriots eine Rückkehr der Opposition unter Poincaré und Mil- 
lerand zur Macht auf geraume Zeit hinaus nicht vorstellen könnte. Ein 
Wechsel,der Regierung in Paris ist aber trotzdem auf jeden Fall 
für das Deutschland von heute und morgen eine äußerst wichtige 
Angelegenheit und verdient unsere aufmerksamste aber auch abge- 
wogene Beurteilung. So möchte ich heute an dieser Stelle mich wiederum 
mit Frankreich beschäftigen und zunächst darauf hinweisen, daß in 
der Tat die Nachfolgeregierung des Herrn Herriot im großen und ganzen 
das „bisherige System“ beibehalten hat, es jedoch notgedrungen 
nicht nur auf persönlichem, sondern auch auf manchem sachlichen 
Gebiete zu verbessern bestrebt sein muß. Wenn diese Zeilen dem 
Leser vor Augen kommen, ist die neue Regierung „Painleve — Briand — 
Caillaux“ bereits vor die Parlamente getreten und die Öffentlichkeit wird 
ein erstes Urteil über die Aussichten bezüglich Art und Dauer ihrer Re- 
gierungstätigkeit gewonnen haben. Anders als bei Besprechung schnell 
wechselnder politischer Einzel- und Tagesereignisse will ich rück- 
und vorwärtsblickend in grundsätzlicher Form hier zusammenfassen 
darzulegen suchen, warum die Regierung Herriot gescheitert ist, 
welche Lage die neue Regierung vorfindet und was im besonderen 
Deutschland von dieser neuen Regierung zu erwarten hat. 

Die Gegnerschaft gegen Herriot kam im Senat, nicht in der 
Kammer zum Ausbruch. Ein seltener Fall, der in der Geschichte der 
Republik wohl nur einen einzigen Vorgang besitzt und der bei der Größe 
und Erbitterung des sich zuspitzenden innenpolitischen Kampfes in 
Frankreich zweifellos gewisse latente Konfliktsmöglichkeiten der Zu- 
kunft offenkundig gemacht hat. Äußerlich war bekanntlich die ver; 
fahrene Finanzlage der Stein des Anstoßes. Eine Mehrheit des 
Senates verlieh unter Führung Poincares durch Abstimmung ihrem 
Mißtrauen Ausdruck, daß Herr Herriot nicht der rechte Mann wäre, 
um die inneren ungeordneten französischen Finanzen zu sanieren. Trotz 
des feierlichen Gelöbnisses: „keine Inflation“ gab es eben doch so etwas 
Ähnliches. Die Entwertung des Frankens auf den vierten bis fünften Teil 
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des Friedenswertes zeitigte die bei uns genügend bekannten Folgen. Bei 
scheinbarer kommerzieller Blüte wurden die Taschen des Fiskus leer, der 
innere Zinsendienst verschlang enorme Summen bei schwindendem Ver- 
trauen in die Papiere des Staates, Kapitalflucht setzte erneut ein, eine wirk- 
lich durchgreifende Steuerreform schien unmöglich — schließlich war man 
so weit, daß die ernste Finanzlage zum Tagesgespräch wurde, um so mehr 
als die Frage der Schuldentilgung in England und Amerika drohend offen 
blieb. Herriot kämpfte, er opferte sogar seinen Finanzminister Cl&mentel, 
ein anderer sprang ein, de Monzie, der mit staunenswerter Geschicklich- 
keit und Geschwindigkeit ans Werk ging — alles war vergeblich. Offen 
pfiffen es die Spatzen von den Dächern und im Geheimen flüsterte es 
seit Wochen und Monaten der eine dem anderen zu, daß die Tage von 
Herrn Herriots Ministerpräsidentenschaft auch aus anderen Gründen 
gezählt seien. War es mehr die sogenannte sozialistische „Geheim- 
regierung“, d. h. die offenkundige Abhängigkeit Herriots von der regie- 
rungsmäßig nicht gebundenen sozialistischen Partei und ganz bestimm- 
ten sich stets an ihn herandrängenden vorlauten sozialistischen Rat- 
gebern oder die Belastung durch eine noch dazu schwankende weiteste 
Kreise des Bürgertums ärgernde und aufreizende antivatikanische 
Einstellung der Regierung? Man wußte es nicht genau. Man erfuhr aus 
der einen Quelle dies, aus der anderen das. Man wußte nur, daß ganz all- 
gemein gesprochen, erklärlicherweise gerade im Senat der Wunsch be- 
stand, den sozialistischen Einflufl zurückzudrängen und ihm 
keinesfalls einen der Betätigung großer sozialistischen Parteien wie etwa in 
Deutschland, England, Belgien entsprechenden Einfluß auf die Regierung 
Frankreichs dauernd einzuräumen. Weil nun Herr Herriot sich in der 
Kammer mit seinem Linkskartell im ausschlaggebenden Maße auf die So- 
zialisten stützen mußte, mit denen er Schulter an Schulter die umwälzen- 
den Wahlen des 11. Mai 1925 durchgefochten und zum Erfolge geführt 
hatte, und weilrechts vom Linkskartellbereits mancher unsichere Morgen- 
luft witternde und nach Ministersesseln schielende Deputierte saß, kam es 
in der Kammer zum knappen Vertrauensvotum des Herriot „treuen 
Kartells“, aber im Senat zum Konflikt und zum freiwilligen Rücktritt 
Herriots, der die Austragung des so gefährlichen Verfassungskonflikts 
vermeiden wollte. Ich glaube also nicht, daß die Außenpolitik bei 
diesem Regierungswechsel eine besondere Rolle gespielt hat. Es war 
zwar ein offenes Geheimnis, daß gerade Herr Herriot selbst, im Gegensatz 
sogar zu manchem seiner engeren politischen Freunde, die von Deutsch- 
land lanzierte Idee des gemeinsamen Sicherheitspaktes von vornherein 
durchaus günstig aufgenommen hat. Aber im großen und ganzen war 
allmählich auch in der Opposition im Hinblicke auf die Einstellung Eng- 
lands und Amerikas der Eindruck stärker geworden, daß Frankreich 
keinesfalls durch grundsätzliche Ablehnung der deutschen Vorschläge 
sich erneut in eine politische Isolierung begeben dürfe. Zudem befanden 
sich diese Verhandlungen ja immer noch im Anfangsstadium und Herr 
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Herriot hatte gelegentlich der Opposition durch wohl von ihm selbst 
nicht geglaubte törichte und chauvinistische Redensarten nicht ohne 
Erfolg den Mund zu stopfen gesucht. Also weder die Probleme und 
inneren Bedürfnisse des wichtigsten Gebietes französischer Außen- 
politik noch etwa gar irgendwelche Geschehnisse in außer französischen 
Ländern, insbesondere in Deutschland, z. B. bei der Reichspräsidenten- 
wahl, hatten etwas Entscheidendes mit der französischen Regierungs- 
krisis zu tun. Wohl aber ganz augenscheinlich noch ein anderes Moment, 
nämlich die auf der ganzen Linie wieder einsetzenden innerpolitischen 
persönlichen Kämpfe um Ministersessel zwischen einer Reihe von 
früheren Ministern oder solchen Leuten, die zum ersten Male Minister 
werden wollten. Bekanntlich haben die Franzosen anders als wir nicht 
das System absolut starrer parteipolitischer Organisationen und Bin- 
dungen. Ehrgeizigen Leuten wird dadurch der Weg leichter gemacht, 
bei den sich wieder wie früher unaufhörlich vollziehenden Neubildungen 
einer Clique, einer Koterie, einer inner- oder außenparlamentarischen 
Gruppe irgendwo gerade mitzumachen und nun mit deren Hilfe zu ver- 
suchen, ans Licht des Tages, zu Bedeutung und zum ersehnten Minister- 
posten zu gelangen. Anders als in Deutschland sind in Frankreich ferner 
die Namen der „kommenden Leute“ vorher stets in aller Munde und man 
braucht nötigenfalls nicht lange auf die Ministersuche zu gehen. So war 
es auch diesmal mit den drei Männern, die der neuen französischen Re- 
gierung das eigentliche Gesicht geben und sie entscheidend bestimmen 
werden. Daß Herr Caillaux wieder ins politische Leben zurücktreten 
wollte, hatte er selbst vor einigen Wochen in einer großen Bankettrede 
vor angeblich 2000 Zuhörern angekündigt und die gesamte politische 
Öffentlichkeit Frankreichs hatte davon Kenntnis genommen. Daß 
Herr Briand schon seit dem Sturze Poincarés auf den Moment lauerte, 
die zwar auch ganz angenehme Beschäftigung eines Völkerbunds- 
delegierten mit der des Außenministers oder Ministerpräsidenten zu ver- 
tauschen, wußte gleichfalls in Frankreich jedes politische Kind. Und daß 
schließlich der Kammerpräsident Painlev& auf jeden Fall wiederum 
zum Minister vorherbestimmt war, sobald sich die Gelegenheit bieten 
würde, hatte die gesamte Weltpresse schon viele Dutzend Mal abge- 
druckt. Daß, um nichts zu vergessen, Herr Loucheur dem neuen 
Kabinett endgültig — noch nicht — angehört, hat die Welt gleichfalls 
mit Erschütterung registriert und sich dann den Vers gemacht, daß 
Herr Loucheur als praktischer Wirtschaftler anscheinend die jetzige 
finanzielle Lage Frankreichs für noch viel zu schwierig hält, als daß 
er selbst dafür irgendeine Verantwortung auf sich nehmen wollte. So 
hat es diesmal wieder im Vergleich zu Deutschland nur sehr wenige Tage 
gedauert, bis das Ministerium komplett war und bis insbesondere der 
bis zuletzt zögernde Briand seine Bedenken überwand, mit dem ihm wohl 
im allgemeinen politisch überlegenen Caillaux zusammen Kabinetts- 
mitglied zu werden. Da die alte Regierung in der Kammer ja eine ein- 
13* 
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wandfreie Mehrheit behalten hatte, kam eine andere Parteikonstellation 
gar nicht in Frage. Über Einzelheiten, z. B. die Haltung der Sozialisten 
und ihre Sonderwünsche, kann hier hinweggegangen werden. Niemand 
aber vermag vorläufig zu sagen, inwieweit gerade die hier etwas aus- 
führlicher geschilderten persönlichen Hintergründe auf die Geschicke 
der Regierung Painlevé und überhaupt auf die nächsten Geschicke 
Frankreichs Einfluß haben werden. Vor allem ist ja bekanntlich das 
Problem „Caillaux“ wohl das heißeste Eisen der französischen inneren 
Politik, das allein schon genügt, um die Geister in Bewegung zu halten. 
Jedenfalls ist die Ara heftiger innerpolitis cher Auseinandersetzungen 
in Frankreich neu eröffnet. Sachlich und persönlich gibt es jetzt wieder 
der Reibungsflächen genug und der Alltag folgt nun endlich auch an der 
Seine den Tiraden des doch nur mit Hilfe mächtigster Bundesgenossen 
erfochtenen Sieges. Wie die Großen, so machen es in ihrem Gefolge und 
um sie herum auch überall die Kleinen. Man wird auch in Zukunft für 
die politischen Kämpfe stets große Worte finden und programmatische 
Dinge in den Vordergrund schieben, während es sich, wie in den Jahr- 
zehnten vor dem Weltkriege, sehr oft um ganz gewöhnliche Intriguen und 
Machtkämpfe der einige Dutzende zählenden Persönlichkeiten handeln 
wird, die mit starken, materiellen Interessen und der Pariser Presse im 
Hintergrund in Wahrheit die freie französische Demokratie regieren 

Die bedeutendste amerikanische Zeitung schrieb während der 
Regierungskrisis, daß „die Namen der französischen Minister solange 
keine große Rolle spielen würden, als die eine große Frage nicht 
beantwortet sei, ob und wann nämlich Frankreich endlich aus 
seinen Illusionen erwachen und zu wirtschaftlicher und 
finanzieller Vernunft zurückkehren würde“. Ich glaube, dieser 
Satz trifft den Nagel auf den Kopf und möchte für meine Person an- 
nehmen, daß diese Rückkehr in der Tat sich ganz langsam vorberei- 
tet. Wiederholt habe ich in diesem Zusammenhang meiner Über- 
zeugung Ausdruck gegeben, daß die Folgen des deutschen Ruhr- 
widerstandes vom Jahre 1923 dafür das meiste getan haben. Rein 
politisch gesehen ist die Lage Frankreichs auch heute unverändert 
günstig. Deutschland wird militärisch niedergehalten, die europäischen 
Satrapen (Polen, Tschechei, Rumänien) bleiben in engster Abhängig- 
keit; England gegenüber bieten sich in Afrika und Asien größte Mög- 
lichkeiten zu weltpolitischen Kompensationsgeschäften und trotz merk- 
licher Abkühlung in der öffentlichen Meinung vieler Länder, z. B. in 
Amerika, bleibt noch genug übrig, um den Ruhm Frankreichs und die 
Vorliebe für die französische Nation zu verkünden. Aber es gibt eben 
keine „reine Politik“ und die realen Zusammenhänge zwischen 
ihr und den Mächten des Geldes und der Wirtschaft be- 
herrschen so sichtbar, wie wohl selten in einer Epoche der Weltgeschichte, 
die Gegenwart. Diese größten Wirtschafts- und Geldmächte der Welt, 
England und Amerika, drücken auf das Frankreich von heute in der 
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Richtung, daß es weniger Geld für seine militärische Rüstung ausgebe 
und Europa zum Frieden kommen lasse. Diesen Zusammenhang mit 
der innerfranzösischen Finanzlage und darüber hinaus mit der Frage der 
Rückzahlung der französischen Kriegsschuld einerseits, der Sicherheits- 
frage, alias politischen Beruhigung Europas, können und wollen die fran- 
zösischen Politiker ihrer verhetzten und teilweise immer noch in gro- 
tesken Gedankengängen schwelgenden öffentlichen Meinung natürlich 
nur sehr langsam und in ganz kleinen Dosen mitteilen. Wir sind in 
Deutschland auf das Äußerste daran interessiert, daß wir bei der Fort- 
setzung dieses Prozesses als langsam genesender Hauptschuldnerstaat 
der Welt nicht unter die Räder kommen und unseren schwie- 
rigen Konsolidierungsprozeß fortsetzen können 

Und deshalb schließlich zur Beantwortung der Frage: Was haben 
wir von der neuen französischen Regierung zu erwarten? Nachdem 
es der Opposition in Frankreich trotz viel Lärm und Geschrei nicht ge- 
lungen ist, eine andere Parteikonstellation in der Regierung herbeizu- 
führen, können und müssen wir damit rechnen, daß diebisherige Linie 
der Außenpolitik fortgesetzt wird. Durch Wahlen in Deutsch- 
land, durch die Kabinettskrise in Frankreich sind kostbare Wochen und 
Monate verloren, um in den Fragen der Militärkontrolle, der Rhein- 
räumung und Rheinsicherung sowie über allem des Garantie- 
paktes zu praktischen Ergebnissen zu gelangen. Die deut- 
schen Ziele und die deutschen Absichten sind allgemein bekannt und 
bleiben unverändert dieselben. Immerhin können wir aber wohl 
doch sagen, daß ein Ereignis, wie die jüngste französische Regierungs- 
krisis, besonders dazu angetan ist, über ihre letzten Zusammenhänge 
gerade mit dem deutschen Ringen um Freiheit und Gleichbe- 
rechtigung nachzudenken. Je offenkundiger Unsicherheit und Schwie- 
rigkeiten des innerfranzösischen Kurses sich bekundet haben, je klarer 
und entschiedener müssen wir unseren eigenen, als richtig erkannten 
Kurs weitersteuern. Durch all das Beiwerk, durch all die großen Reden 
und Redensarten dürfen wir uns von der einen Hauptsache nicht ab- 
bringen lassen, d. h. wir dürfen nicht erneut in eine Zwangslage 
hineinkommen, in die große Teile unseres Volkes durch irrige Beurteilung 
der Realitäten des Völkerlebens uns hineinziehen wollen. Mehr Frei- 
heit wollen wir haben, nicht aber mehr Verträge und Bindungen, die 
anstatt uns Freiheit zu bringen, erst recht den Rest unserer Freiheit 
bedrohen. Und wenn wir den großen Einfluß von Finanz- und Wirt- 
schaftsmächten in der heutigen „großen Politik“ erkennen, dann sollten 
wir um so fester entschlossen sein, unser eigenes wirtschaftliches und 
finanzielles Haus mit allen unseren Kräften solide wieder aufzubauen 
— trotz allen Krisen, trotz aller Wahlen und trotz immer neuen Schwie- 
rigkeiten. Die heute in diesen Dingen maßgebende angelsächsische Welt 
will nichts von Krieg und Kriegsgeschrei wissen und in dem großen 
Ringen der Völker um ihre friedliche Selbstbehauptung und um ihren 
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Anteil am wirtschaftlichen Wiederaufbau der Weltwirtschaft sind die 
Chancen Deutschlands gar nicht so schlecht, wenn es sie 
nicht selbst durch Überwiegen parteipolitischen Geschwät- 
zes, Illusionsnebel und Verkennen der nächstliegenden 
staatlichen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten ver- 
schlechtert! 


ÄGYPTEN EINST UND JETZT 
Von General SCHLEE-Pascha. 


Dichtung und Wahrheit begleitet uns durch 4 Jahrtausende ägyp- 
tischer Geschichte. Erst durch die Entzifferung der Hieroglyphen ist 


Der el Medine bei Theben (Luxor) 


es gelungen, das mystische Dunkel zu erhalten: in.die das alte Ägypten 
gehüllt war; dieser Bauernstaat mit seinen nach 30 Dynastien gėord- 
neten Königshäusern, bei dem wir drei große Zeitabschnitte, das alte 
Reich bis etwa 2000 vor Christi Geburt, das mittlere bis 1550 v. Chr. 
und das neue bis 30 vor Christi Geburt unterscheiden müssen. Im mitt- 
leren Reich finden wir den Höhepunkt altägyptischer Macht und Kultur; 
Kunst und Handel stehen in voller Blüte. 

In den jüngsten Jahren haben ganz besonders wichtige und tilg: 
reiche Ausgrabungen stattgefunden, die die altägyptische Kunst in 
neuer, lichter Helle erstrahlen lassen. In den Felsengräbern bei Luxor 
(dem alten Theben) wurde das glänzend erhaltene Grab des Tut-anch- 
amon, eines Schwiegersohnes des Königs Amenhotep IV. (1392 v. Chr., 
18. Dynastie), der sich später selbst den Beinamen Chu-n-aten = 
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„Abglanz der Sonnenscheibe“ gab, vom Lord Carnavon entdeckt. Mit 
tiefer Ehrfurcht ist der Verfasser gar manches Mal in den von maje- 
stätischen Felsen umschlossenen Kessel eingeritten, der den Eingang 
zu den Königsgräbern bildet, zur letzten Ruhestätte von mehr als 
50 Königen der 18. bis 20. Dynastie. Mit frommem Schaudern ist er 
Stufe für Stufe hinuntergestiegen in diese Königsgrüfte bis zur unter- 
sten Kammer, zur wohlerhaltenen Mumie des Königs Amenhotep II. 


Sphinxallee bei Karnak 


im Steinsarkophage. Charakteristisch sind diese Grabstätten, die 
ohne Plan in die Schluchten der kahlen Felsen eingesprengt sind. Ganz 
anders gestaltet sind die Ruhestätten der Könige der 5 ersten Dyna- 
stien, die nicht, wie die eben erwähnten, in mystischer Verborgenheit 
ruhen, sondern in Steinkolossen in Pyramidenform von gigantischen 
Ausmaßen, die unsere Bewunderung immer aufs neue erregen, unter- 
gebracht sind. Mit Staunen lesen wir, daß bei dem Bau der Cheops- 
pyramide, der Grabstätte des Königs Cheop von der 4. Dynastie, 100000 
Leute 20 Jahre lang gearbeitet haben sollen. 

Schon wieder gibt der Telegraph Kunde von einem neu entdeckten 
Königsgrab, das aber nicht in der Umgebung des alten Theben, sondern 
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in der Nähe der drei großen Pyramiden von Giseh bei Kairo aufgefunden 
worden ist. Östlich der Cheopspyramide ist in einer Gruft, die mehr als 
25 m unter der Erde liegt, ein Sarkophag aus Alabaster, ein herrliches 
Stück altägyptischer Arbeit, bedeckt mit goldenen Matten und goldener 
Inschrift, ausgegraben worden. Aus der Inschrift geht hervor, daß es 
sich um den Sarkophag eines Königs selbst handelt, und daß das Grab 
noch älteren Datums wie das der Cheopspyramide (2200 v. Chr.) sein 
dürfte. Wie der Riesensarg in den schmalen Raum hineingekommen 
ist, ist ebenso rätselhaft wie das Verbringen der kolossalen Granitsärge 
mit den vergoldeten Apisstieren in das Serapeum. Der zu diesem Zweck 
seinerzeit gebrauchte Eingang ist bis heute noch nicht von den Ge- 
lehrten festgestellt worden. Ebenso wichtig scheint mir die Meldung 
von der Ausgrabung eines Tempels auf dem Trümmerfeld der alten 
Totenstadt Sakkara (30 km südlich von Kairo), wo südöstlich der sog. 
Stufenpyramide (unter der I. oder 5. Dynastie erbaut) ein großes Gebäude 
ausgegraben worden ist, das den Tempel der Pyramiden darstellen soll. 

Die Geschichte Ägyptens weist fortgesetzt Wechsel zwischen Glanz 
und Zerfall auf. Die Dynastie der Ptolemäer (323 bis 30 v. Chr.) brachte 
noch einmal Ägypten den vollen Glanz zurück, um mit dem letzten 
Ptolemäer (der XV. seines Namens), dem Bruder der Königin Kleo- 
patra, des Römers Antonius Konkubine, die 30 v. Chr. ihrem Leben 
durch Schlangenbiß ein Ende setzte, wieder gänzlich ins Dunkel zurück- 
zusinken. 

Die Zeit römischer und byzantinischer Herrschaft brachte Ägypten 
nur mäßigen Wohlstand. Erst unter den mohammedanischen Herr- 
schern, besonders den Fatimiden und den Eyubiden, finden wir den 
Höhepunkt mittelalterlicher Kultur in Ägypten. Die Mamelucken- 
herrschaft im XIII. Jahrhundert dürfte die traurigste Periode der 
ägyptischen Geschichte bedeuten; auch nach der Eroberung Ägyptens 
durch den Osmanen Selim I. wurde es nicht viel besser, da türkische 
Paschas die Mamelucken in ihrer Mißwirtschaft ablösten. Einer der 
letzteren, Ali Bey, machte sich von der Hohen Pforte fast ganz unab- 
hängig. 

Nach der, letzten Endes fruchtlosen, von Bonaparte unternommenen 
französischen Offensive in Ägypten, deren Ziel es gewesen ist, den eng- 
lischen Handel im Mittelmeer zu vernichten und von Ägypten aus den 
britischen Handel zu unterbinden, wurde Mohammed Ali Herrscher 
über Ägypten. 1876 erhielt Ismail-Pascha den Titel Khedive und wurde 
die Erbfolge seines Hauses geregelt. Später wurde jedoch derselbe 
durch den Sultan abgesetzt und sein Sohn Tewfik-Pascha trat an seine 
Stelle. Nunmehr beginnt Ägyptens neueste Geschichte, sein Eintritt 
in die modernen Kulturstaaten, Bevormundung seitens Englands, mit 
gleichzeitigem Erwachen nationalistischen Selbstgefühls, hervorgerufen 
durch Eindringen abendländischer Kultur und Hebung der sittlichen 
und geistigen Kräfte der heimischen Bevölkerung. 
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Anfang der 80er Jahre hat England zum Schutze der Fremden in 
die von Arabi-Pascha gegen den Khediven erregte Militärrevolte ein- 
gegriffen und trotz des Protestes des Khediven und seines Suzeräns, 
der Hohen Pforte, Ägypten unter seinen Schutz gestellt. Das Ver- 
sprechen, Ägypten nach einem Jahr zu räumen, sobald die Ordnung 
wieder hergestellt sei, wurde nicht gehalten. Den Forderungen des immer 
mehr um sich greifenden ägyptischen Nationalismus konnte sich aber 
England auf die Dauer nicht verschließen. England mußte in der neu- 
esten Zeit den Khediven als selbständigen König anerkennen und Agypten 


Straße in Esuch 


wenigstens äußerlich seine Unabhängigkeit wiedergeben, wobei England 
bei der Aufhebung des englischen Protektorats über Ägypten den fremden 
Mächten mitteilte, daß für dieselben eine Änderung des status quo 
nicht in Frage komme. Die Verhältnisse blieben im Grunde genommen 
dieselben; es gibt wohl einen ägyptischen König, eine ägyptische Re- 
gierung, aber der englische Zivil-Oberkommissar in Verbindung mit dem 
von ihm abhängigen Sirdar, dem englischen Oberkommandierenden 
der in Ägypten und dem Sudan befindlichen Truppen, ist der eigentliche 
Herrscher des Landes. Wohl hatte Zaglul-Pascha, der unermüdliche 
Vorkämpfer für die ägyptische Unabhängigkeit, mit Hilfe des zu vier 
Fünftel aus seinen Anhängern bestehenden Parlaments als Minister- 
präsident ein Zugeständnis nach dem andern von England errungen. 
Die beklagenswerte Tat ägyptischer nationalistischer Heißsporne (oder 
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waren es von nationalistischen Kreisen gedungene Mörder ?)!) die Er- 
mordung des englischen Sirdar, Sir Lee Stacks, änderte die Sachlage 
von Grund aus in für England günstigem Sinne. Das englandfeindliche 
Ministerium Zaglul, das die demütigenden Bedingungen Englands zur 
Sühne des politischen Mordes nicht anerkennen wollte und deshalb 
zurücktrat, wurde durch das englandfreundliche Zivar-Pascha ersetzt, 
das überwiegend nationalistische Parlament aufgelöst und Neuwahlen 
nach dem alten (indirekten) Wahlsystem ausgeschrieben, trotzdem 
Zaglul-Pascha ein neues (direktes) Wahlsystem im Parlament durch- 
gebracht hatte, dessen Anwendung aller Wahrscheinlichkeit nach das 


Bischari’s bei Schellal 


Parlament gänzlich nationalistisch gestaltet hätte. Trotzdem die Wahlen 
im März des Jahres durch Zivar-Pascha mit Hilfe des alten indirekten 
Wahlsystems (30 Urwähler wählen hierbei einen Wahlmann und diese 
Wahlmänner dann die Abgeordneten) vorgenommen wurden, wobei 
die ganze verwickelte Wahlmaschine in der Hand der Regierung lag, 
wurden zwei Drittel des Parlaments für Zaglul und nur ein Drittel für 
Anhänger der englandfeindlichen Regierung gewählt. Mit 125 Stimmen 
gegen 85 wurde am 23. März in der Eröffnungssitzung der Kammer 
Zaglul-Pascha zum Kammerpräsidenten erwählt. Die Folge davon war, 
daß schon am 24. März Zivar-Pascha mit dem Auflösungsdekret des 


1) Die Mörder des Sirdar, Abd el Fattah und dessen Bruder Anajet, sollen Zög- 
linge einer regelrechten Mörderschule gewesen sein, die in den Hügeln des Mokattam 
bei Kairo Unterricht im Gebrauch von Mordwaffen erhielten. 
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Königs in der Kammer erschien. Die Anhänger Zagluls begrüßten das 
Auflösungsdekret mit stürmischen Hochrufen. Sie rechnen auch bei 
den auf den 23. Mai angesetzten Neuwahlen wieder auf einen großen 
Erfolg. | 

Wie die weitere politische Entwicklung in Ägypten vor sich gehen 
wird, läßt sich nicht ohne weiteres mit Sicherheit voraussagen. Die 
Wahl Zagluls zum Kammerpräsidenten hat aber bewiesen, daß seine 
Partei trotz aller Knebelungen recht tätig ist und Zaglul noch lange nicht 
abgetan ist. Er hält seine Forderungen auf Räumung Ägyptens durch 
die britischen Truppen unentwegt aufrecht. Zaglul ist der Vertrauens- 


5 * r 


Hof der Moschee Ibn Tulun in Kairo 


- > 

mann der breiten Masse des ägyptischen Volkes!), der geschworene 
Gegner der neugebildeten Unionisten-Partei (Anhänger der gegen- 
wärtigen englandfreundlichen Regierung und der alten früher herr- 
schenden Pascha-Klasse), während die Nationalisten-Partei auch Ägyp- 
tens Unabhängigkeit fordert, zu Kompromissen aber bereit ist. Zaglul- 
Pascha tritt nicht nur für die Unabhängigkeit Ägyptens und des mit 
letzterem vereinigten Sudans — des Quellgebietes des ägyptischen 
Wassers — mit allen Kräften ein, er will auch vor allem den Suezkanal 
der Kontrolle des Völkerbundes unterstellen, wobei er als äußerstes 
Zugeständnis gemischte ägyptische und englische Garnisonen am Suez- 
kanal zugestehen will. 


1) Zaglul selbst stammt aus der niedrigsten Volksklasse (der der Fellachen), ist 
also ein Mann des Volkes im wahrsten Sinne des Wortes. 
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Englands Ansprüche auf Ägypten sind in gewisser Hinsicht unan- 
fechtbar. Bahnen, Bewässerung, Kulturen, Straßen, mustergültige 
Verwaltung sind Englands Werk; der reine Bauernstaat ist vorwiegend 
durch englische Arbeit zu einem Absatzgebiet für die europäische Wirt- 
schaft gemacht, Industrien sind durch England geschaffen worden. 
England wird deshalb niemals freiwillig seine politische und wirtschaft- 
liche Vormachtstellung in Ägypten aufgeben, die eine Quelle englischen 
Reichtums bildet. Mit der endgültigen Besitzergreifung des Sudans, 
der Entfernung der ägyptischen Truppen aus demselben und ihres Er- 
satzes durch englische Regimenter — eine Folge der Ermordung des 
Sirdars in hervorragend geschickter Ausnützung der hierdurch geschaf- 
fenen Situation — ist England in der Lage, einen verstärkten Druck 
auf Ägypten auszuüben, dessen Wohlstand vom regelmäßigen Wasser- 
zufluß aus dem Sudan direkt abhängt. 

Aber weder dieses Druckmittel, noch die unzweifelhaften Kultur- 
leistungen der Engländer werden das ägyptische Volk auf die Dauer 
seine Freiheit vergessen machen. Zaglul und hinter ihm die Masse des 
ägyptischen Volkes wird nicht aufhören, für die tatsächliche 
Selbstverwaltung und politische Selbständigkeit Ägyptens 
zu kämpfen. 


DIE RUSSISCHE AGRARREVOLUTION 
Von Graf A. SOLTYKOFF. 


Die russische Agrarkrise hat ein gleich großes Interesse für den 
praktischen Politiker wie für den theoretischen Erforscher verwickelter 
sozialökonomischer Erscheinungen. An der praktischen Seite des russi- 
schen Agrarproblems, d.h. an seiner richtigen Lösung sind all die europäi- 
schen Staaten aufs lebhafteste interessiert, denen es an Lebensmitteln 
und Rohstoffen mangelt, und die ein Absatzgebiet für ihre Industrie- 
erzeugnisse bedürfen, also vor allem Deutschland. Solange nämlich in 
Rußland die jetzige Agrarkrise — ich betone ausdrücklich Agrarkrise 
— nicht „bolschewistische“ Krise — fortdauert, besteht für Deutsch- 
land nicht die geringste Aussicht, aus Rußland Getreide und Rohstoffe 
in nennenswerter Menge einzuführen, noch einen aufnahmefähigen Markt 
für seine Industrieerzeugnisse zu finden. 

Der Forscher sieht im russischen Agrarchaos einen schier unentwirr- 
baren Komplex von politischen, ökonomischen, sozialen, psychologischen 
und zum Teil sogar religiösen Kräften. Die Geschichte dieses Chaos 
liefert ein reiches Material zur Prüfung der vielen Theorien, z. B. über 
das Verhältnis der politischen und intellektuellen Sphäre des sozialen 
Lebens zu der wirtschaftlichen und über ihre Wechselbeziehungen. 

Die Kompliziertheit der russischen Agrarkrise erklärt sich vor allem 
durch die ungeheure Ausdehnung des russischen Gebiets, durch die Ver- 
schiedenheit seiner klimatischen Bedingungen und Bodenbesonderheiten, 
durch den verschiedenen wirtschaftlichen Charakter der einzelnen Land- 
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schaften und ihrer in vielen Beziehungen völlig verschiedenen histori- 
schen Vergangenheit, die bis heute in der Lebensweise und Psychologie 
der Bevölkerung nachwirkt. Ferner gliedert sich die russische Agrar- 
frage auch ihrem innersten Wesen nach in eine Reihe von Einzelfragen, 
die man in einem kurzen Artikel unmöglich behandeln kann. Die wich- 
tigsten wären: 

1. Die Frage der historischen Entstehung der Krise; sie enthält 
schon an sich ein ungeheures Material, im besonderen 

2. die Frage der Landgemeinde (Mirverfassung), 

3. die allgemeine Frage über das Schicksal der russischen Land- 
wirtschaft und ihre gesunden Strömungen; die Rolle des Groß- 
und Kleingrundbesitzes und endlich 

4. die Frage über den heutigen Stand der Krise, d. h. über die Er- 
gebnisse der Agrarrevolution 1917/18. 


Die letzte und zugleich aktuellste Frage will ich in kurzen Zügen 
hier skizzieren und damit die Frage beantworten: 


Was geschah im Grunde genommen im bäuerlichen 


Rußland im Jahre 1917/18? 


Meist werden die Vorgänge wie folgt dargestellt: Die Bauern be- 
nutzten die Revolution, um sich aller Ländereien der Gutsbesitzer zu 
bemächtigen und — so wird gewöhnlich hinzugefügt — „keine Macht 
der Erde könnte sie dazu bewegen, die an sich gerissenen Ländereien 
den ehemaligen Besitzern wieder zurückzugeben“. 


Indessen bedarf diese Darstellung solch wesentlicher Berichtigung, 
daß sich in Wirklichkeit ein ganz anderes Bild ergibt. Im allgemeinen 
Rahmen der Willkür und Straflosigkeit kam es im Jahre 1917/18 nicht 
zum Landraube, wohl aber zur massenweisen Ausplünderung der Guts- 
höfe. Das gesamte lebende und tote Inventar wurde geraubt, kurz, 
die Großwirtschaft einfach zerstört. Hieraus folgt aber noch lange nicht, 
daß an die Stelle dieser Wirtschaft, d. h. auf den Ländereien der Groß- 
wirtschaft die bäuerliche Wirtschaft getreten ist. 


Diese Ländereien werden in ihrer überwiegenden Zahl heute von 
niemand beackert, sie sind einfach unbebaut liegen gelassen. Auf einem 
Teil der ehemaligen privatwirtschaftlichen Betriebe (3079262 Desj.) !) 
ist von der Sowjetregierung eine rein kapitalistische staatliche Wirt- 
schaft eingerichtet (die sogen. Sovchosy); ein anderer Teil (1179232 Desj.) 
ist „kommunistischen“ Wirtschaften zugeteilt, d. h. wiederum Wirt- 
schaften, die nichts mit den „bäuerlichen“ zu tun haben. Endlich wird 
aus demselben Fonds der ehemaligen Gutsländereien Land an Juden zur 
Bewirtschaftung übergeben (ein verschwindend kleiner Teil). 


Die Besitzergreifung der Gutsländereien durch die Bauern erfolgte 
in den verschiedenen Gegenden Rußlands auf ganz verschiedene Weise: 


1) 1 Desjatine = 1,1 ha. 
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1. Zunächst wäre zu bemerken, daß in Sibirien, im asiatischen Steppen- 
gebiet, in Turkestan und im ganzen Norden des europäischen Rußlands, 
d. h. auf vier Fünftel des russischen Territoriums es überhaupt niemals 
"Gutsbesitz gegeben hat. Mithin konnte es dort auch beim besten Willen 
nicht zur Besitzergreifung von Gutsland durch die Bauern kommen. 

2. Eine Besitzergreifung ist ferner nicht erfolgt — und konnte aus 
wirtschaftlichen Gründen auch gar nicht erfolgen — in einer ganzen 
Reihe von Bezirken, vor allem in dem breiten Gürtel, der sich östlich 
von den heutigen Republiken Estland, Lettland und Litauen bis zum 
Ural erstreckt (die Seenplatte, die Moskauer Landschaft und das Gebiet 
der oberen Wolga). In diesen Gegenden hat die Landwirtschaft nie eine 
große Rolle gespielt. Während der letzten Jahrzehnte aber ging die 
Landwirtschaft hier immer mehr zurück, bis sie endlich vor dem Kriege 
ganz zu ersterben begann. Schon Jahrzehntelang zählte dies Gebiet 
zu den sogen. , Verbraucherrayons“, weil es Getreide aus den landwirt- 
schaftlichen Bezirken einführte. — Hieraus kann man ersehen, daß in 
diesem gewaltigen Gebiet, das fast die Hälfte des europäischen Ruß- 
lands einnahm, und eine ausgesprochene Neigung zur Industrialisierung 
zeigte, es sich überhaupt nicht um das „Land“ handelte. Daher konnte 
dort das Land als solches gar nicht den Gegenstand der Begehrlichkeit 
des Bauern bilden. Die Bauern hatten in diesen Gegenden längst damit 
begonnen, ihr eigenes Land unbebaut liegen zu lassen. Dieser „ager deser- 
tus“ der Bauern zählte schon vor der Revolution nach Millionen von Hektar. 

3. Canz andere Bedingungen herrschten in dem landwirtschaftlich 
hochstehenden Süden. Trotzdem kann man auch hier nicht von einer 
allgemeinen Besitzergreifung der Gutsländereien durch die Bauern reden. 
Nach seinen natürlichen und wirtschaftlichen Besonderheiten zerfällt 
der Süden in zwei voneinander recht verschiedene Hälften: in die west- 
liche und die östliche. In den äußerst fruchtbaren Schwarzerdgebieten 
des Südwestens mit den zahlreichen Zuckerfabriken und den hochent- 
wickelten land wirtschaftlichen Großbetrieben beruhte der Wohlstand 
der Bauern hauptsächlich auf dem Großgrundbesitz, der der bäuer- 
lichen Bevölkerung Erwerb an Ort und Stelle gewährte. Wie sehr dort 
der Großgrundbesitz mit dem Kleingrundbesitz Hand in Hand ging, er- 
sieht man aus der auffallenden Erscheinung, daß nicht die Bauern als 
Pächter von einzelnen Grundstücken der großen Güter auftraten — wie 
das fast auf der ganzen Welt zu sein pflegt — sondern umgekehrt: die 
Großgrundbesitzer pachteten öfters die kleinbäuerlichen Grundstücke 
zum Anbau der Zuckerrübe. Daher zeigte sich hier als eine der ersten 
Folgeerscheinungen der Agrarrevolution, d.h. der Zerstörung des privaten 
Grundbesitzes, ein ungeheurer Niedergang der bäuerlichen Wirtschaft. 
Im allgemeinen war dies in ganz Rußland der Fall. Hier aber trat die 
Abhängigkeit der Bauern vom Gedeihen der Großwirtschaft besonders 
kraß zutage: der durch die Vernichtung des Großgrundbesitzes ge- 
schwächte Kleinbesitz konnte die weiten Ländereien, die jetzt gewisser- 
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maßen „res nullius“ waren, sich nicht einverleiben. Diese liegen jetzt 
in ihrer überwiegenden Mehrzahl einfach unbebaut da. 

Auch die Bodenbeschaffenheit hat hier und noch vielmehr im Süd- 
osten eine wichtige Rolle gespielt. Der Boden Südrußlands hat sich ge- 
wissermaßen selbst vor der Besitzergreifung durch die Bauern geschützt. 
Es genügt dort den Boden ein bis zwei Jahre unbeackert zu lassen, so 
verhärtet er sich derart, daß er nur mit den stärksten Pflügen aufge- 
pflügt werden kann. Über ein solches Pflugmaterial und anderes starkes 
Ackergerät verfügt aber der russische Bauer nicht und kann er auch gar 
nicht verfügen. Dazu gehört der Südosten (d.h. das untere und Transwolga- 
gebiet) gerade zu den Gebieten, die besonders stark durch die Agrar- 
revolution gelitten haben. Die bäuerliche Wirtschaft verfiel dort schon 
lange vor der Revolution immer mehr und heute kann sie bereits als 
fast vernichtet gelten. Die Bauern haben dort die Mehrzahl ihrer 
eigenen Ländereien unbebaut liegen gelassen und sind selbst zum all- 
mählichen Aussterben verurteilt, sofern sie nicht in alle Himmelsrich- 
tungen vor den chronischen Hungersnöten auseinanderstieben. 

4. Zu erwähnen bleibt noch ein verhältnismäßig kleines Gebiet, 
das sogen. „zentrale landwirtschaftliche‘‘ (südlich von Moskau, begin- 
nend von Tula und etwa bis Kursk reichend). Die Gegend läßt sich 
kurz wie folgt charakterisieren: 

a) die bäuerliche Wirtschaft befand sich hier längst im Niedergang; 

b) gab es hier wenig große Güter, wie denn überhaupt der private 

Grundbesitz in diesem Bezirk bedeutend schwächer entwickelt 
war, als im Süden und besonders im Südwesten; 

c) hatte sich hier keine Industrie entwickelt. 

Die angeführten Besonderheiten dieses Gebietes machen es erklär- 
lich, warum hier und im Grunde genommen nur hier allein zu Beginn 
der Revolution so eine Art von Aufteilung der Gutsländereien vor sich 
ging. Diese Aufteilung verlief aber völlig planlos und anarchisch und 
wurde nach keinen bestimmten Grundsätzen geregelt. Sie führte unter 
den Bauern selbst zu einem Kriege aller gegen alle, der bis auf den 
heutigen Tag andauert. Das besprochene Gebiet umfaßt annähernd ein 
Siebzigstel des russischen Territoriums und kann schon aus dem Grunde 
keinen Anspruch aufirgend eine Bedeutung in der allgemeinen russischen 
Agrarkrise machen. Indessen kann man kaum daran zweifeln, daß auch 
in diesem verhältnismäßig kleinen Gebiet die Besitzergreifung der Guts- 
ländereien durch die Bauern den allgemeinen Charakter angenommen 
hat, wie es anfangs scheinen konnte. In jedem Falle ist jetzt ein Teil 
dieser gewaltsamen Aneignungen liquidiert. Wie bekannt, ergreifen die 
Bolschewiki aus politischen Gründen auch in diesem Gebiet heute 
strenge Maßregeln, um die Gutsbesitzer zur Räumung ihrer Gutshöfe 
zu zwingen. Hieraus sieht man, daß selbst in diesem Gebiet ein Teil 
der Gutsbesitzer entweder auf ihren Gütern auch nach der Revolution 
ruhig geblieben oder später wieder zurückgekchrt ist. 
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Aus dieser kurzen Skizze der Agrarrevolution, wie sie in den ver- 
schiedenen Gegenden Rußlands verlaufen ist, läßt sich folgender all- 
gemeiner Schluß ziehen: 


a) die Agrarrevolution hat den privaten Grundbesitz 
in Rußland zerstört; 


b) doch die Gutsländereien sind im allgemeinen durch- 
aus nicht „in die Hände der Bauern übergegangen“. 


Wenn wir uns jetzt von den einzelnen Gebieten zum allgemeinen 
Bilde des heutigen bäuerlichen Rußlands wenden, so finden wir eine 
völlige Bestätigung unserer Schlußfolgerung. Vor allem fällt da ein 
Rückgang der bäuerlichen Anbaufläche auf. Nach den äußerst optimi- 
stischen Daten der Sowjetquellen betrug die bäuerliche Anbaufläche 
für Brotgetreide im Jahre 1923 etwa 60 Millionen Desj. auf dem ganzen 
russischen Territorium. Demgegenüber betrug nach der äußerst 
genauen Statistik von 1916, die 49 Gouvernements, mithin nur einen 
Teil des europäischen Rußlands berücksichtigte, die bäuerliche Anbau- 
fläche für Brotgetreide über 64 Millionen Desj. 


Die Gegenüberstellung dieser beiden Zahlen beweist mit Evidenz, 
daß die Bauern im allgemeinen nicht nur nicht die Gutsländereien in 
Besitz genommen, sondern sie im Gegenteil unbeackert haben 
liegen lassen, wie noch dazu keinen geringen Teil ihrer eigenen Län- 
dereien. Die Wahrheit über die russische Agrarrevolution wird aber 
noch in einem weiteren wesentlichen Punkt entstellt. Nach der herr- 
schenden Vorstellung haben die Gutsbesitzer allein unter der Revolution 
gelitten. Indessen wurde von dem Landraube der bäuerliche Besitz 
unvergleichlich schwerer betroffen. Vor allem bemächtigten sich die 
landlosen und landarmen Bauern der sogen. „ Stolypinschen“ Einzel- 
gehöfte (16 Millionen Desj.), die nach dem Gesetz vom Jahre 1906 aus 
der Landgemeinde ausgeschieden waren. Danach begannen im allge- 
meinen die weniger mit Land ausgestatteten Bauern den landreichen 
Bauern ihr Land einfach zu entreißen. Besonders kraß trat diese „soziale 
Revolution“ in den Gebieten der Don-, Kuban- und Terekkosaken 
zutage, wo annähernd 60% der Bevölkerung die übrigen 40% buchstäb- 
lich ausgeplündert hat. 

Diese Umgruppierung des bäuerlichen Besitzes wird durch die 


Statistik bestätigt. Es ergibt sich folgendes Bild für 26 Gouvernements 
des europäischen Rußlands von 1917 bis 1920: 


1917 1920 

Bauernhöfe ohne Getreidebau . . . . 129, 6% 
Bauernhöfe mit einer Anbaufläche von 1 bis 

Dei 14% 32% 
Bauernhöfe mit einer Anbaufläche von 2 bis 

6 Desja 4. a a e maa ·—— 99 61% 


Bauernhöfe über 6 Des.. 6% 1% 
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Nach diesen Daten ist die Zahl der großen Bauernwirt- 
schaften fast auf Null gesunken, die der mittleren zurück- 
gegangen, dagegen die Zahl der Wirtschaften mit kleinen, fast win- 
zigen Anbauflächen stark gestiegen. Das Endresultat dieser Um- 
gruppierungen besteht in der bedeutenden Verkürzung des 
Durchschnitts der einzelnen Bauernwirtschaften. 

Die Zerstörung der größeren Bauernwirtschaften vollzog sich genau 
wie die der Gutswirtschaften unter Brandschatzungen und Vernichtung 
oder Plünderung der Habe (Stolypinsch Einzelgehöfte) und Raub des 
Inventars. Die folgende, ganz Rußland berücksichtigende Tabelle zeigt 
das Ergebnis der „F Umverteilung“ der Pferde: 


1912 1920 

Bauernhöfe mit einem Pferd l . 45% 80% 
i „ zwei Pferden . 32% 16% 

8 „ drei Pferden 12% 2% 

iR „ vier bis zehn Pferden 10% 1% 

4 „ über zehn Pferden 1% 0,1% 


Gleichzeitig hat auch die Zahl der Höfe ohne Pferde abgenommen. 
Im Jahre 1917 gab es solche 28%, dagegen 1920 nur noch 25%. 

Der „Sozialistische Bote“ (Sozialistitscheskij Vestnik) veröffent- 
lichte Ende vorigen Jahres auf Grund von Beobachtungen der Partei- 
mitglieder in verschiedenen Gegenden ein äußerst interessantes Material 
über die heutige Lage des russischen Dorfes. Als wichtigstes Resultat 
der Revolution wird bekanntlich bis auf den heutigen Tag sozusagen in 
der „Theorie“ — der Übergang der Gutsländereien in bäuerlichen Besitz 
angesehen. Dagegen stellt der „Sozialistische Bote“ fest: 


„Die ungeheuren, nach vielen Millionen zählenden Massen von 
Bauern haben kein oder nur verschwindend wenig Land erworben 
und leiden heute ebensosehr unter Landmangel wie früher.“ 


Weiter werden noch Daten angeführt, aus denen hervorgeht, daß 
die Bauern jetzt nach der Revolution sogar weniger Land besitzen als 
vorher. Bei der Erklärung dieser realen, wenn auch scheinbar paradoxen 
Tatsachen muß man folgendes beachten. „Landmangel“ ist natürlich 
kein objektives, sondern subjektives Kennzeichen. Es deutet darauf 
bin, daß das System der Wirtschaft nicht den allgemeinen wirtschaft- 
lichen Bedingungen des Landes entspricht. Wenn die an sich wenig er- 
freuliche bäuerliche Wirtschaft überhaupt noch als „produktiv“ gelten 
konnte, so war das ausschließlich das Verdienst der größeren 
bäuerlichen Wirtschaften. Daher erscheint es mehr als natürlich, 
daß die jetzt durch den Landraub geschmälerten Wirtschaften den 
Landmangel viel stärker verspüren als früher. Die heutigen Bedin- 
gungen gewähren diesen Wirtschaften keinerlei Aussichten die Be- 
bauung zu heben oder überhaupt das System der Bewirtschaftung zu 


ändern. Sie sind gezwungen, die alte primitive extensive Wirtschaft bei- 
14 
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zubehalten. Nun ist aber der „Landmangel“ eine ständige Begleit- 
erscheinung jeder extensiven Wirtschaft, und daher bekommt der rein 
subjektive Faktor eine objektive Bedeutung. Solange im bäuerlichen 
Rußland die jetzige Lage andauert, wird dort immer stärker und stärker 
der „Landmangel“ fühlbar werden. 

Seit der Revolution hat, wie aus den erwähnten Daten hervorgeht, 
die Landnutzung der Bauern im allgemeinen nicht zugenommen, sondern 
beträchtlich abgenommen. Somit hat die Agrarrevolution gerade das 
Gegenteil dessen erreicht, was sie sich zum Ziel gesetzt hatte. Sie hat 
damit bewiesen, wie sehr ihr Ziel — die Vergrößerung des bäuerlichen 
Besitzes — im Gegensatz zu den Lebensbedürfnissen und tatsächlichen 
Tendenzen der russischen Volkswirtschaft stand. 

Zum Schluß möchte ich noch das Vorhergehende in einer kurzen 
konkreten Formel zusammenfassen, die sich besonders auf Deutschland 
beziehen soll. Herr Ökonomierat Keiser hat völlig recht, wenn er im 
Aprilbeft dieser Zeitschrift sagt, „solange Deutschland mit seiner Aus- 
fuhr nach Rußland völlig von der Gnade der Sowjetregierung abhängig 
ist“ — d. h. mit andern Worten solange in Rußland diese Regierung be- 
steht — „jede Entwicklung der russischen Landwirtschaft eine große Ge- 
fahr für Deutschland bedeutet“. Hierzu muß man aber immerhin be- 
merken, daß bei aller Logik des Gedankengangs beim Autor diese Gefahr 
schon deshalb nur in der Theorie besteht, weil die Fortdauer des Sowjet- 
regiments, als Regiments, das seinem innersten Wesen nach unfähig ist, 
die russische Agrarfrage zu lösen, jede, Entwicklung“ der Landwirtschaft 
völlig ausschließt. Unter der Sowjetregierung ist die Landwirtschaft zum 
allmählichen Ersterben verurteilt, weshalb eine Ausfuhr landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse aus Rußland schon an und für sich unmög- 
lich wird. | 

Anderseits darf man nicht übersehen, daß eine bedeutende Ausfuhr 
von Industrieerzeugnissen aus Deutschland nach Rußland nicht nur von 
der Willkür dieser oder jener russischen Regierung abhängt, sondern vor 
allem — von der Kaufkraft der russischen Bevölkerung. Die Kaufkraft 
der Bevölkerung Rußlands kann aber wiederum nur die richtige 
Lösung der russischen Agrarfrage heben. Die für ihn so unentbehr- 
lichen deutschen Industrieprodukte kann der russische Verbraucher nur 
mit den Überschuß seiner landwirtschaftlichen Produkte 
bezahlen. Diesen Überschuß kann ihm aber wiederum nur die 
schöpferische, den Lebensinteressen gerecht werdende Lösung der Agrar- 
krise bescheren. 

Einen anderen Weg gibt es nicht, und das zeigt, wie eng 
die für beide Länder vorteilhafte Belebung der Handelsbeziehungen, wenn 
auch nur im früheren Maßstabe, — mit der russischen Agrarfrage ver- 
bunden ist. 
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STRUKTURVERSCHIEBUNGEN DES DEUTSCHEN 
AUSSENHANDELS 


Von Dr. J. HERLE 
Geschäftsführer des Reichsverbandes der Deutschen Industrie. 


I. Gruppenverschiebung. 


Es ist heute zur allgemeinen Erkenntnis geworden, daß die Auf- 
bringung der für die Reparationsleistungen notwendigen Devisen in 
stärkstem Maße von der Gestaltung der deutschen Handelsbilanz ab- 
hängt. Vor dem Kriege war eine Handelsbilanz, die einen Einfuhr- 
überschuß aufwies, in den meisten Fällen durchaus nicht ungünstig 
zu bewerten, denn vielfach wurde sie durch eine Zahlungsbilanz ergänzt, 
die nicht nur das aus dem Einfuhrüberschuß resultierende Devisen- 
defizit deckte, sondern darüber hinaus einen Überschuß abwarf. Dieser 
Überschuß stellte, soweit er nicht aus der Aufnahme von Krediten 
herrührte, eine Volksvermögenszunahme und eine Verstärkung der 
fremdvalutarischen Aktivposten der einheimischen Wirtschaft dar. 
In der Nachkriegszeit sind nun bekanntlich die Erträge, die die deutsche 
Zahlungsbilanz vor dem Kriege aktivierten (Auslandsanlagen, Schiff- 
fahrtseinnahmen usw.) auf einen geringen Bruchteil zurückgegangen. 
Die Handelsbilanz schob sich fast ganz in den Vordergrund, und des- 
wegen gibt ihre Gestaltung im Jahre 1924 Grund zu ernster Besorgnis. 


Es betrug der Wert des deutschen Außenhandels (in Millionen 


Reichsmark) 
in den Jahren: 1913 1923 1924 
Einfuhr: ... 2 2.2 2 a a 11 206, 1 6155,7 9316, 8 
All a 10 198,6 6116,4 6566,9 
Einfuhrüberschuß: . . . . 2. 2 2 2 2 2 2. 1107,5 39,3 2749,9 


Die Passivität des letzten Jahres, die über das 2 ½ fache derjenigen 
des letzten Vorkriegsjahres betrug, ist ein sehr böses Zeichen für die 
Gesamtentwicklung der deutschen Volkswirtschaft. Eine Passivität in 
Höhe von fast 3 Milliarden Mark kann die deutsche Wirtschaft auf die 
Dauer einfach nicht tragen. Einige Zeit lassen sich solche Defizite 
durch das Hereinnehmen von ausländischen Krediten ausgleichen, aber 
eines Tages werden die Schuldwechsel präsentiert, und ein Ende mit 
Schrecken ist dann unvermeidbar. 

Dieses gefahrdrohende Anschwellen des Einfuhrüberschusses wird 
heute von keiner Seite mehr verkannt. Darüber vergißt man jedoch 
vielfach, daß neben der Gestaltung des Ges amtsaldos noch eine andere 
Angelegenheit die größte Aufmerksamkeit beansprucht: nämlich die 
inneren Strukturverschiebungen des deutschen Außenhandels, 
die Verschiebungen in den Anteilen der einzelnen großen Gruppen an 
dem Gesamtergebnis. Denn positive handelspolitische Forderungen 
lassen sich weniger aus dem Gesamtsaldo als aus den Anteilen der 
einzelnen Gruppen ableiten. Diese Anteile haben sich wie folgt geändert: 

14° 
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Es entfallen auf die Gruppen I lebende Tiere, II Lebensmittel und 
Getränke, IIIa Rohstoffe, IIIb halbfertige Waren, IV fertige Waren, 
V Gold und Silber einschließlich Münzen 


von der Gesamteinfuhr- von der Gesamtausfuhr- 
wertsumme wertsumme 
1913 1923 1924 1913 1923 1924 
0 0 0 0 / 0 o: 
fo 2 lo fo 50 
F 2,6 0,7 1,0 0,1 0,1 0,2 
II...» = & 24,9 19,2 28,7 10,5 2,2 6,4 
IIIa) 44,6 ei 39,6 12,7 í 7,1 
IIIb). 11,3 N l 9,6 9,2 12589 6.7 
IV .... B7 13,4 19,1 66,5 85,0 79,1 
VW oe de 3,9 0,2 2,0 1,0 0,2 0,5 


Die Entwicklungslinien, die sich aus dieser Aufstellung ergeben, 
vermitteln insofern kein genaues Bild, als die vielen hundert Positionen, 
aus denen die Gruppensummen gebildet werden, eine zum Teil stark 
unterschiedliche Preisentwicklung durchgemacht haben. Daher ist es 
notwendig, die Anteilsberechnungen auch auf der Grundlage der 
Vorkriegswerte (gewogener Mengenvergleich) durchzuführen. 
Es ergaben sich dann folgende Relationen: 


l. Von der Gesamteinfuhr entfielen auf die Gruppen: 


1913 1920 1922 1923 1924 

% % % % % 
E 2.6 1,8 1,3 0,9 1,4 
IE: 3.45: 5 « 24,9 40,7 20,5 23,3 30,4 
Illa 44,6 33,1 44,8 48,5 38,7 
IIb 11,3 9,8 15,6 13,5 10,6 
IV eun 12,7 14,1 17,7 13,6 16,5 
N 3.9 0.5 0,1 0,2 2,4 
zusammen: . 100 100 100 100 100 


2. Von der Gesamt aus fuhr entfielen auf die Gruppen: 


1913 1920 1922 1923 1924 
% % % yi 0 % 

E 0,1 0,1 0.2 0,1 0,3 
I 10,5 2.0 3.2 2,3 6.5 
IIa ..... 12,7 T.T 5,9 6,2 7,3 
IB 9,2 5,8 8,1 6,6 8,0 
IV 2 ww as 66,5 84,0 82,3 84,5 11,2 
„„ 1.0 0,4 0,3 0,3 0,7 
100 100 100 100 100 


Zu den aus diesen Übersichten resultierenden Verschiebungen in 
der Zusammensetzung des deutschen Außenhandels ist folgendes zu 
bemerken: Die landwirtschaftliche Einfuhr (Gruppe II) beanspruchte 
1924 (wie schon 1920) einen größeren Anteil als vor dem Kriege, während 
1922/23 sich der Anteil verringert hatte. Dieser im Interesse der deut- 


schen Landwirtschaft sehr bedauerliche Rückschlag tritt um so schärfer 


1) Leider sind keine endgültigen Sonderausweisungen für IIIa und IIIb ver- 
öffentlicht. Nach den vorläufigen Angaben für 1923 ist das Verhältnis von IIIa: IIIb 


in der Einfuhr auf ca. 4:1, in der Ausfuhr auf ca. 1:1 zu schätzen. 


— —— ——— — — — — —— — — a. e a aa a. 
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in Erscheinung, als auch die Ausfuhrquoten in der Nachkriegszeit 
erheblich hinter dem Ausfuhranteil im letzten Vorkriegsjahr zurück- 
blieben. Die Steigerung der deutschen landwirtschaftlichen Produktion 
ist unbedingt notwendig, wenn die deutsche Handelsbilanz in einer der 
deutschen Volkswirtschaft dienlichen Weise korrigiert werden soll. Der 
Verlust der landwirtschaftlichen Überschußprovinzen darf nicht einfach 
durch erhöhte Einfuhr und verringerte Ausfuhr ausgeglichen werden, son- 
dern nur durch Mehrleistung der beim Reiche verbliebenen Landwirtschaft. 


Auch die Verschiebungen in den industriellen Gruppen (IIIa 
Rohstoffe, IIIb halbfertige Waren, und IV fertige Waren) geben zu 
schweren Besorgnissen Anlaß. Der relativ hohe Prozentsatz (44,6%), 
der von den gesamten Vorkriegsaufwendungen für die deutsche Einfuhr 
auf industrielle Rohstoffe entfiel, ist, nachdem er 1922/23 noch etwas 
gesteigert werden konnte, 1924 beträchtlich gesunken. Deutschland 
trägt nun einmal kraft seiner wirtschaftlichen Struktur im Rahmen der 
Weltwirtschaft den Charakter einer Veredelungswirtschaft und es muß 
alles daran gesetzt werden, daß diese sozusagen aus der Not geborene 
Tugend nicht durch eine weitere Schmälerung seiner Rohstoffbasis be- 
einträchtigt wird. Aus diesem Grunde ist auch die Entwicklung, die die 
Gruppe IV genommen hat, sehr zu beklagen. Das verarmte Deutsch- 
land von 1924 hat für die Einfuhr von Fertigwaren einen um etwa 
ein Drittel (16,5% gegen 12,7%) höheren Anteil seiner gesamten Ein- 
fuhraufwendung ausgegeben als das wohlhabende Deutschland von 1913! 
Hier muß der Hebel zur Erreichung einer Einfuhrverringerung i in erster 
Linie angesetzt werden, wenn anders nicht eines a ein sehr unan- 
genehmer Aschermittwoch eintreten soll. 

Die Tatsache, daß die Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie 
in weitestem Maße für die Gestaltung der Handelsbilanz maßgebend ist, 
erhellt auch aus der Strukturverschiebung der deutschen Ausfuhr. 
Hier hat sich die Gruppe IV (fertige Waren) immer mehr in den Vorder- 
grund geschoben. Betrug ihr Anteil 1913 schon etwa zwei Drittel vom 
Gesamtexport, so hat er sich im Nachkriegsdurchschnitt auf über 
vier Fünftel erhöht. Diese Entwicklung ist typisch. Der internationale 
Charakter der deutschen Wirtschaft als eine Veredelungswirtschaft hat 
sich in der Nachkriegszeit trotz aller ausländischen Hemmungsversuche 
nicht nur erhalten, sondern noch verstärkt. Die Ausfuhr der verarbei- 
tenden Industrien ist nicht in dem Maße zusammengeschrumpft 
wie die Gesamtsumme der Ausfuhr. Dies berechtigt zu der Hoffnung, 
daß, sofern in der Handelspolitik die Belange der Industrie ge- 
nügende Berücksichtigung finden, diese in hervorragendem 
Maße zu der notwendigen Gesundung der Handelsbilanz beitragen wird. 


II. Territoriale Verschiebungen. 


Die Geschichte der Reparationen, die so reich an Widersprüchen 
ist, ist im Jahre 1924 um ein neues Paradoxon bereichert worden. Die 
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handelsstatistischen Ergebnisse des vorigen Jahres legen nämlich klar 
dar, daß gerade die Staaten, die nach dem Verteilungsplan am meisten 
an den deutschen Reparationsleistungen interessiert sind (England, 
Italien, Frankreich und Belgien) am wenigsten tun, um den 
deutschen Exportnotwendigkeiten gerecht zu werden. Diese 
Erkenntnis steht unter den verschiedenartigen Schlüssen, die einer Unter- 
suchung der territorialen Zusammensetzung des deutschen Außenhandels 
1924 gegen 1913 entspringen, mit an erster Stelle. Daneben vermittelt 
eine solche Untersuchung, die in ihrer Bedeutung dem Studium der Ver- 
schiebungen in den Warengruppen gleichkommt, auch sonst noch 
eine Reihe interessanter Eindrücke, z. B. über die Bedeutung der Deutsch- 
land entrissenen Gebiete und die Richtungsänderung des deutschen 
Außenhandels überhaupt. 

l. Der Außenhandel in den gesamten reparationsinteressierten 
Ländern und die entsprechenden Anteilsziffern an der deutschen Gesamt- 
einfuhr bzw. Gesamtausfuhr haben sich 1924 gegen 1913 wie folgt ver- 
schoben: 


Deutsche Einfuhr. aus 


% d. Gesamt- 
einfuhr 


1913 | 1924 


Deutsche Ausfuhr nach 


Land % d. Gesamt- 


.ausfuhr 
1924 | 1913 | 1924 


in Mill. Mark in Mill. Mark 


Großbritannien... ...... 9,3 
Frankreich 1.6 
Elsaß-Lothringen 0,2 
Belgien e ie 1 4 
Italien „ re 3.7 


Die aus dieser Ubersicht ersichtlichen Verschiebungen belegen, daß 
die entscheidenden Reparationsgläubiger im freien Handels verkehr auf 
der einen Seite nicht nur absolut, sondern auch relativ weni- 
ger Ware von ihrem Reparationsschuldner aufgenommen 
haben, auf der anderen Seite aber (von Belgien abgesehen) ihre Anteile 
an der deutschen Einfuhr sehr erheblich zu steigern vermochten, 
und zwar um 15% (England) bis zu 46% (Frankreich einschließlich 
Elsaß-Lothringen). Diese Länder wollen es anscheinend nicht einsehen, 
daß derartige Verschiebungen letzten Endes nur ungünstig für sie aus- 
schlagen können, indem schon jetzt durch die Gestaltung der Devisen- 
bilanz die späteren Transfermöglichkeiten aufein Mindestmaß beschränkt 
werden. 

2. Die territoriale Struktur des deutschen Außenhandels im Jahre 
1924 verdeutlicht so recht den ungeheuren Verlust, den Deutschland 
durch die Abtretung landwirtschaftlicher und industrieller Überschuß- 
gebiete erlitten hat. Schon in der obigen Tabelle spielt Elsaß-Loth- 
ringen eine bedeutsame Rolle. Während es den Anteil des übrigen 
Frankreichs an der deutschen Ausfuhr nur um ein Achtel, nämlich von 
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102 auf 114 Millionen Mark, d.h. von 1,6 auf 1,8%, zu steigern ver- 
mochte, verstärkte es in der Einfuhr den Anteil Frankreichs auf be- 
trächtlich mehr als das dreifache, nämlich von 220 Millionen 
auf 732 Millionen Mark, d.h. von 2,4 auf 7,7%. Die deutsche Einfuhr 
allein aus Elsaß-Lothringen erreichte fast den absoluten Betrag der 
Vorkriegseinfuhr aus Frankreich, während die Ausfuhr nach Elsaß- 
Lothringen 1924 nur 1,5% der deutschen Vorkriegsausfuhr nach Frank- 
reich ausmachte. 

Im ganzen gestaltete sich der Außenhandel mit sämtlichen ver- 
lorenen Gebieten 1924 wie folgt: 
Einfuhr aus Ausfuhr nach 


Danzig 55 Mill. Mark 94 Mill. Mark 
Elsaß-Lothringen 512 „ er 12 „ 35 
Memelland dad 22 p 6 14 „ = 
Polnisch-Oberschlesien . . . . . 239 „ S 98 „ z 
West polen. 66 „ em 3l a 15 
Saarge bie 80 „ vs 70 y 8 
974 Mill. Mark 325 Mill. Mark 


Es entfielen also auf die gesamten Gebiete eine dreimal so große Ein- 
fuhr wie Ausfuhr, oder in Prozenten der Gesamtzahlen ausgedrückt, 
nicht weniger als 10,5 % der deutschen Einfuhr und nur 4,9 % 
der deutschen Ausfuhr. In diesen Ziffern dokumentiert sich der 
Wert der Gebiete, die der Versailler Vertrag Deutschland entrissen hat. 
Ihre Abtretung hat die deutsche Handelsbilanz mit nicht weniger 
als 650 Millionen Mark belastet. Das sind fast 25% des gesamten 
Defizits des Jahres 1924 (23/, Milliarden) und etwa 60% des gesamten 
Vorkriegsdefizits (1913: 1,1 Milliarden). Wenn auch der Einfuhrüber- 
schuß aus den verlorenen Gebieten 1924 unverhältnismäßig hoch er- 
scheint (man denke an die elsaß-lothringischen Kontingente) und in den 
nächsten Jahren vielleicht minderungsfähig ist, so wird doch die deutsche 
Handelsbilanz, solange der territoriale status quo des Versailler Ver- 
trages andauert, dauernd mit einigen 100 Millionen Mark vor- 
belastet sein. 

3. Das gesamte Richtungsbild des deutschen Außenhandels (nach 
Erdteilen und Hauptländergruppen) ist 1924 gegen 1913 folgendes: 


Deutsche Ausfuhr uach 


% d. Gesamt- 
ausfuhr 


in Mill. Mark 
1913 | 1914 | 1913 | 1924 


Deutsche Einfuhr aus 


in Mill. Mark |% 4; Gesamt- 


1913 | 1924 | 1913 | 1924 


Ländergruppe 


Europa 5,183 7,678 | 4,763 | 76,1 | 72,5 
! — :..... p17. EL EEE Ten | 7 
davon: Westen 2,137 2.356 19,8 | 25,3 | 3,477 | 1,551 | 34,4 | 23,6 
Osten 1,425 679 13,2 7,3 880 621 8,7 9,5 
Südosten 1.027 865 9,5 9,3 1.418 1.026 14,0 | 15,6 
Süden 757 772 7,0 83 11,129 | 752: 11,2 11.5 
Norden 543 510 | 50; 5,5 | 


773 813 7,7 | 124 
| | 
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Deutsche Einfuhr aus Deutsche Ausfuhr nach 


% d. Gesamt- 


0 5 

Ländergruppe in Mill. Mark / d Gesamt-| ; Mil. Mark J d: Gesamt 

1913 | 1924 | 1913 | 1924 | 1913 | 1924 | 1013 | 1924 

Amerika 2,995 | 2,624 | 27,8 | 28,2 1,547 |ı,118 | 15,3 | 17,0 

davon: Ver. Staaten. [1,711 1.754 | 15,9 | 18,8 | 713 509 7,1 7,8 

Südamerika. . [1108| 723 10,2 | 78 | 665 | 485) 66 7.4 
| 

— derer oa | a| sa| s| sa, me 

Afrika 497 381 46 | 41 | 211 | 144 21| 22 

Australien 328 270 3,0 2,9 104 29 1,0 0,4 

Insgesamt!) ........ 10.770 9,317 | 100 | 100 [10,097 6.567 100 | 100 


Aus dieser Tabelle erhellt, daß sich die kontinentale Zusammen- 
setzung in der Einfuhr kaum verändert hat; in der Ausfuhr haben Ame- 
rika und Asien ihren Anteil auf Kosten Europas um einige Prozente 
verbessert. Hinsichtlich der Einfuhr aus Amerika haben sich die Ver- 
einigten Staaten gegenüber Südamerika noch mehr als vor dem Kriege 
in den Vordergrund geschoben, dagegen entfällt die relative Zunahme 
der Ausfuhr nach Amerika gleicherweise auf die Vereinigten Staaten 
wie auf Südamerika. Innerhalb Europas ist eine ziemlich erhebliche 
Richtungsänderung eingetreten: der Anteil des Westens (England, 
Frankreich, Belgien, Niederlande) in der deutschen Einfuhr stieg um 
fast ein Drittel und der des Südens (Schweiz, Italien, Spanien usw.) 
um etwa ein Fünftel, während sich der Anteil des Ostens (Polen, Ruß- 
land usw. fast halbierte. In der Ausfuhr ist in scharfem Gegensatze 
dazu der Anteil des Westens um etwa ein Drittel zusammen- 
geschrumpft, zugunsten der Anteile sämtlicher anderer Richtungs- 
gruppen, von denen insbesondere die nördliche (Schweden, Norwegen, 
Dänemark) in auffälliger Weise, nämlich um etwa die Hälfte, ihren An- 
teil an der deutschen Gesamtausfuhr verstärkt haben. 

Man wird sich die aus der Analyse der Richtungsänderung gewon- 
nenen Ergebnisse gut merken können, wenn man das Ziel der Aktivierung 
der deutschen Handelsbilanz anstreben will. Mit großer Deutlichkeit zeich- 
nen sich die Ländergruppen, die ehrlich an dem Wiederaufbau der Welt- 
wirtschaft arbeiten und zu diesem Zweck das mitteleuropäische Wirt- 
schaftszentrum nach Möglichkeit als Lieferantin Anspruch 
nehmen, von denen ab, die, im Widerspruch zu ihren eige- 
nen wohlverstandenen Reparationsinteressen, Deutschland 
mitihren Erzeugnissen überschütten, ohneihm das unerläß- 
liche Äquivalent des erhöhten Exportes zuzugestehen. 


2) Einschl. Spitzbergen, Schiffsbedarf an fremde Schiffe, Seekabel usw.; 1913 
ausschl. Gold und Silber. 
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GOLDWÄHRUNG UND GOLDPREIS 


Von Sir JOSIAH STAMP, Gouverneur der Bank of England, Mitglied des Dawes- 
Ausschusses. 


Vor etwa Jahresfrist erregte Professor M. Keynes die Finanzwelt 
durch seine Erklärung, daß die Heranziehung von Gold als Wertmesser 
ein Überbleibsel aus der Zeit der Barbarei sei, und sein Eintreten für 
die Aufgabe der Goldwährung und Ausarbeitung einer auf das feinste 
abgestimmten Teehnik einer dauernden Preiskontrolle, die ohne auf 
Gold basiert zu sein die Währung in ihrer Kaufkraft auf lange Zeit 
hinaus stabil halten sollte. Nach dem von ihm entworfenen Plane schien 
es in der Tat, als ob unsere moderne Zivilisation in der Lage sei, einen 
Ausweg in dem dornenvollen Goldproblem zu finden, der dem erstrebten 
Ziele einer endgültigen dauernden Stabilisierung der internationalen 
Währungen näher kommen müßte, als durch die weitere Verwendung 
von Gold. Es scheint in der Tat eine sehr ernste Überlegung über den 
Stand unserer Kultur zu sein, daß wir in einer Angelegenheit von so 
fundamentaler Bedeutung für die gesamte Kulturwelt der Gnade oder 
Ungnade einer völlig ungewissen Verhältniszahl abhängig sein sollten 
wie dies der Bestand an Gold und anderen Waren ist. Obwohl aber die 
künstliche Währung den Volkswirtschaftlern bereits als eine theoretische 
Kuriosität seit Generationen bekannt ist, hat sich kein Volk bisher zu 
seiner praktischen Durchführung bereit gefunden. 

Nachdem daher das aktuelle Interesse des von Professor Kee 
angeschnittenen Problems abgeflaut war, trat die Angelegenheit selbst 
sehr bald in den Hintergrund. Damit ist aber die ganze Frage keines- 
wegs gelöst, denn sie bildet letzten Endes die Grundlage für den Wieder- 
aufbau Europas und die Sanierung der Weltwirtschaft. 

Es mag sein, daß die Vorschläge von Professor Keynes — der im 
übrigen nur ein Prophet seiner Zeit ist — aus dem Grunde etwas von 
ihrer Überzeugungskraft einbüßten, weil sie in einer überstarken Ein- 
dringlichkeit die Finanzgrößen zum Nachdenken zwangen. Bank- 
präsidenten können indessen nicht ganz klar denken, wenn man sie mit 
Nadeln zwickt. Ich persönlich teile durchaus die allgemeine Abneigung 
gegen die vorgeschlagene Alternative einer künstlich stabilisierten Wäh- 
rung aus verschiedenen Gründen. Die wichtigsten dieser Gründe sind 


folgende: 


1. die Unmöglichkeit der Festlegung einer bestimmten Technik 
zur Stabilisierung auf lange Sicht; 

2. die Frage, ob die Leiter der vorgeschlagenen Währungstechnik 
auch für alle Zeiten diese Leiter sein werden; 

3. das wahrscheinliche Fehlen des öffentlichen Vertrauens in eine 
künstlich stabilisierte Währung. (Die öffentliche Meinung hält 
komischerweise an dem Glauben fest, daß Goldwährung mit dem 
Umlauf von Goldstücken identisch sei); 
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4. das mögliche Vorhandensein von politischen Einflüssen oder 
was dasselbe ist, das Vorhandensein eines öffentlichen Glaubens, 
daß derartige Einflüsse tatsächlich bestehen, da es stets im 
Interesse einer Partei liegen wird, derartige Einflüsse als vor- 
handen hinzustellen; 

5. die Verwicklungen, die sich damit für den Devisenmarkt für ein 
Land mit bedeutendem Außenhandel und bedeutenden Aus- 
landsinvestierungen ergeben. 

Ich bewerte diese Gründe natürlich in verschiedener Weise. Trotz- 
dem will ich nicht behaupten, daß ich trotz meines Eintretens für die 
Goldwährung nun auch in jeder Weise damit zufrieden bin, da ich der 
Überzeugung bin, daß die sehr komplizierten Wechselbezie- 
hungen unseres modernen Zeitalters etwas viel feiner Ar- 
beitendes und besser Abgestimmtes benötigen. 

Die Vorsitzenden der bekannten fünf englischen Großbanken haben 
vor kurzem die Jahresbilanzen ihrer Institute veröffentlicht und sie 
haben hierbei, wie dies ja auch natürlich ist, ein gut Teil ihrer Aufmerk- 
samkeit auf die Wiedereinführung der Goldwährung gelenkt. Sie haben 
sich aber hierbei vornehmlich auf die Gefahren einer vorzeitigen Ein- 
führung der Goldwährung, auf deren voraussichtliche Kosten, auf die 
Mittel zur Vermeidung eines Goldabflusses beschränkt. Sie haben hier- 
bei die Tatsache, daß wir durch die Wiedereinführung der Goldwährung 
in jeder Beziehung zufriedenstellend bedient werden, als sicher ange- 
nommen, eine Tatsache, die noch lange nicht festzustehen scheint. Sie 
haben besonders den Umstand, daß die Goldwährung weit weniger 
stabil werden kann, als eine künstliche Währung einfach außer acht 
gelassen. 

Mr. Mc Kenna deutet z. B. darauf hin, daß unsere künstlich ge- 
leitete Währung in den letzten drei Jahren stabiler als eine reine Gold- 
währung war. Andere weisen auf die Anstrengungen hin, die die Ver- 
einigten Staaten von Amerika gemacht haben, um ihre Goldwährung 
stabil zu erhalten. Auch Mc Kenna weist auf die Unstetigkeit des Gold- 
wertes in der jüngsten Vergangenheit und die dauernde Entwertung des 
Goldes hin. Er macht auf die Schwierigkeiten in dem Ausgleich von Ent- 
wertungen aufmerksam und glaubt, daß selbst das amerikanische 
Bundesreserveamt im letzten Sommer das Gefühl hatte, weit genug ge- 
gangen zu sein in der Politik produktive Werte zu opfern, um die Ein- 
wirkungen des einfließenden Goldstromes aufzuheben. Er zählt unter 
den Vorzügen für die Wiedereinführung der Goldwährung besonders 
die Tatsache auf, daß eine solche Währung die Zentralbanken stark einer 
Verantwortlichkeit enthebt, die ihnen sicherlich nicht immer erwünscht, 
und die auch nicht dauernd mit derselben Kenntnis und Urteilskraft 
durchgeführt werden konnte, wie dies für das Wohlergehen eines Landes 
erforderlich ist. Der Vorsitzende der Barclay’s Bank kümmert sich in 
seinem Bericht wenig um die Kursschwankungen, die er in ihrer Vor- 
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kriegsentwicklung kurz in ihren Ursachen untersucht, und schließt 
seinen Bericht mit der Bemerkung, die künftige internationale Waren- 
preisentwicklung sei unsicher, daß aber die Preise soweit es sich um 
Schwankungen innerhalb einer bestimmten Zeitspanne handelt sich 
im Welthandel mehr und mehr ausgleichen würden, und daß dann 
später irgendwelche Schwankungen der Weltmarktpreise — sei es nach 
oben oder unten — notwendigerweise langsam vor sich gehen würden. 

Sir Harry Goschen von der National Provincial Bank ist noch 
kürzer. Er erklärt einfach, daß mit der Wiedereinführung der Gold- 
deckung die Sterlingswährung wieder einen stabilen Wert erlangen dürfte. 
Dr. Leaf von der Westminster Bank hat dagegen das Problem eingehend 
studiert und er äußert seine Bedenken. Er scheint mir den Kernpunkt 
der Frage zu treffen, wenn er erklärt, daß wir bei der ganzen Frage der 
Goldwährung in erheblichem Maße von der öffentlichen Meinung in 
Amerika abhängen. Man fragt sich hierbei zugleich, ob wirklich die Zeit 
noch nicht reif ist für die Einberufung jener Währungskonferenz, 
die auf der Genfer Konferenz für die Ausarbeitung eines Planes zur Zu- 
sammenarbeit in der Fage der Goldreserven angeregt wurde. 

Augenblicklich konzentriert sich die Aufmerksamkeit in England 
auf lokale Fragen, insbesondere auf die Leistungsfähigkeit des Londoner 
Marktes und die Vermeidung eines zu starken Goldabflusses. Die Tat- 
sache der zwangsläufig verlaufenden entgegengesetzten Wertschwan- 
kungen von Gold und Warenpreisen, d. h. dem Fallen der Weltmarkt- 
preise besteigenden Goldpreise oder dem Steigen der Weltmarktpreise 
bei sinkendem Goldpreise ist dagegen viel zu wenig beachtet worden. 
Vor dem Kriege konnten wir bereits ein Steigen und dann ein Sinken 
des Goldwertes um 40% innerhalb einer verhältnismäßig kurzen Zeit- 
spanne beobachten. Dies sollte uns als Warnung dafür dienen, Gold- 
preisschwankungen unbeachtet zu lassen oder nicht alle Anstrengungen 
zu machen, um eine Organisation zu schaffen, derartige Schwankungen 
zu kontrollieren. Die Goldwährung der Vorkriegszeit wurde zu einem 
gewissen Teile durch die Diskontpolitik reguliert. Eine bedeutend wir- 
kungsvollere Zusammenarbeit ist nötig, um die Preisbasis stetig zu 
halten in den sicherlich noch recht unruhigen Zeiten, die wir vor uns 
haben. Großbritannien ist Amerika für wenigstens zwei kommende 
Generationen tributpflichtig. Falls letzteres den Goldwert hoch halten 
kann, so wird sich unser Tribut natürlich um so höher stellen. Es liegt 
sehr im Interesse der Vereinigten Staaten, daß England die Goldwährung 
wieder einführt und Europa dazu anregt, dasselbe zu tun, denn dadurch 
wird dem Gold ein gut Teil seines alten Wertes zurückgegeben; wir er- 
sparen es auch den Vereinigten Staaten nicht sofort verwendbares Gold 
zu thesaurieren und es der Volkswirtschaft zu entziehen. Haben wir 
aber einmal die Wiedereinführung der Goldwährung in die Hand ge- 
nommen, dann hat die Union in ihren großen Schätzen an gelbem Metall 
die Trumpfkarten in der Hand. 
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Bevor Großbritannien sich zur Durchführung dieses Schrittes ent- 
schließt, muß es sich nicht nur gegen die unmittelbar daraus ergebenden 
Gefahren schützen, sondern es muß danach streben, sich eine Währung 
zu schaffen, die ein würdiges Instrument seines weitverzweigten Handels- 
verkehrs bildet. 

Vor etwa einem Jahre wurde ich vor einem Ausschuß, der sich mit 
der Entwicklung der Goldpreise einer bestimmten Ware befaßte, ge- 
fragt, wie sich wohl die Preisentwicklung dieses Artikels in den nächsten 
20 Jahren gestalten würde. Da man mich trotz meiner Abneigung zu 
antworten zu einer Stellungnahme drängte, erklärte ich, daß meiner 
Ansicht nach mehr Faktoren für den Rückgang des Goldwertes 
und dementsprechend für eine Steigerung der Warenpreise 
vorhanden seien, als für das Gegenteil. 

Mr. Me Kenna hat gleichfalls in einer kürzlich veröffentlichten 
Arbeit über die Preisentwicklung auf dem Weltmarkte eine langsame 
aber ständige Aufwärtsbewegung der internationalen Warenpreise vor- 
hergesagt. Sollten einige der Länder, die jetzt auf Papierwährung um- 
gestellt sind, nicht zur Goldwährung zurückzukehren wünschen oder, 
falls sie zu dieser Währung zurückkehren, nicht mehr Gold benötigen 
als sie bereits jetzt in ihren Reserven besitzen, sollten ferner die Ver- 
einigten Staaten ihr noch thesausiertes Cold herausgeben und in Um- 
lauf setzen, oder es für internationale Kredite zur Verfügung stellen, 
sollte endlich die Goldproduktion gleich groß bleiben wie gegenwärtig, 
dann steht uns allerdings eine bedeutende Steigerung der Weltpreise 
für die Zukunft bevor. Professor Cassel, Stockholm, ist dagegen der 
Meinung, daß sich der Welthandel in nächster Zeit in so bedeutendem 
Umfange heben wird, daß er mehr an Gold bedarf als die Goldberg- 
werke zu produzieren in der Lage sind, so daß sich die Tendenz einer 
Senkung der Weltmarktpreise infolge Verknappung des Goldes 
bemerkbar machen wird. In diesem Falle — aber auch nur in diesem 
Falle — würde sich der jetzt so vielgeschmähte amerikanische Gold- 
schatz allerdings als ein unerwarteter Segen auswirken, indem er die 
zu geringe jährliche Goldproduktion ergänzt und verhindert, daß das 
Gold zu wertvoll wird, und daß demgemäß die Preise fallen. 

Bei den verschiedenen Faktoren, die auf eine Senkung des Gold- 
wertes am Warenpreise gemessen hinzielen, muß man indessen mit 
einer Einschränkung des Goldbergbaues rechnen. Gold hat nämlich, 
wie alle anderen Waren, die Tendenz, die Übel, die sich aus seinem 
eigenen Überfluß ergeben, von selbst zu regulieren. Wenn Gummi, 
Baumwolle oder irgend eine andere Ware z. B. in so großen Mengen 
angeboten wird, daß man den Artikel immer billiger und billiger kaufen 
kann, und daß man entsprechend immer weniger andere Artikel im Aus- 
tausch dafür erhält, so wird mit der Zeit ein Punkt erreicht, wo es sich 
nicht mehr lohnt, Gummi, Baumwolle usw. zu produzieren, d. h. es tritt 
die Zeit ein, daß die Löhne und die Verzinsung des eingebrachten Ka- 
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pitals nicht mehr genügend Anreiz für Arbeit oder Kapital bieten. Dann 
entsteht von selbst eine Einschränkung des Angebotes und damit ein 
neues Steigen der Preise. 

Das Hauptproblem für die Verwendung von Gold als Währungs- 
grundlage ist die richtige Behandlung durch ein vernünftiges 
Zusammenarbeiten der Zentralbanken. Falls Gold in so über- 
mäßigen Mengen vorhanden ist, um eine Gefahr für die Preisentwick- 
lung zu bieten, so muß eine entsprechende Menge aus dem Verkehr ent- 
zogen und den Bankreserven zugeführt werden. Wenn aber, wie Pro- 
fessor Cassel annimmt, die Preise infolge Verknappung der vorhandenen 
Goldbestände durch rapide Ausdehnung des Weltverkehrs fallen sollten, 
dann müssen neue Mengen gelben Metalles aus den Reserven frei- 
gegeben werden, um die Preise zu stützen. Es kann sich hierbei natür- 
lich nicht um das Vorgehen einer einzelnen Bank handeln, sondern nur 
um ein gemeinsames Vorgehen der Zentralbanken. Die Hauptschwierig- 
keit bei dieser Politik wird in dem Umstande liegen, daß die natürliche 
Quelle, nämlich der Wert des Goldes in den Bergwerken, sich vorläufig 
der Beeinflussung entzieht. Wenn Gold aus dem Markte genommen 
wird, da es im Überfluß vorhanden ist, und sein Wert trotzdem der 
gleiche bleibt, so werden mehr Goldbergwerke ihren Betrieb aufrecht 
erhalten können, als dies sonst der Fall sein würde. Die Bankwelt wird 
dann die Goldproduktion unterstützen und sie sozusagen „auf den 
Schultern tragen“. Wenn auf der anderen Seite die Preise durch eine 
Freigabe von Gold von Seiten der Banken hochgehalten werden, so 
werden die Bergwerke die bedeutenden Gewinne, die sie sonst wegen 
der Knappheit des gelben Metalles erzielen könnten, nicht realisieren 
können. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß ein derartiges Hand-in-Hand- 
Arbeiten der Banken zur Stabilisierung des Goldpreises und damit zur 
Stabilisierung der internationalen Warenpreise auch eine Verständigung 
zwischen Bankwelt und Goldbergbau notwendig machen wird, viel- 
leicht sogar mit einer tatsächlichen Beteiligung der Banken an den 
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Die Willkür altweltlicher Erdteilung. 
i Von Dr. ARTHUR DIX. 


Den Spuren der Wegbereiter Ratzel und Kjellén folgend, hat un- 
ermüdliche Werbearbeit vornehmlich der deutschen Schulgeographen 
dahin geführt, daß die Notwendigkeit erdräumlichen Denkens heute 
endlich auch in Deutschland weitgehende Anerkennung findet, nachdem 
diese geistige Einstellung den Engländern seit Anbeginn ihres Hinaus- 
tretens auf die Meere, den Franzosen seit Richelieu und Napoleon und 
auch den Russen seit langen Zeiten zu eigen war. 

Nun scheint mir notwendigerweise der Begriff des Erdräumlichen 
nicht zu eng geometrisch faßbar; denn gemeint ist in Wahrheit natürlich 
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auch der ganze Charakter der zu betrachtenden Erdräume, der horizon- 
tale und vertikale Aufriß, die dem Boden und der Bevölkerung inne- 
wohnende wirtschaftliche Fähigkeit, die Verkehrslage, vor allen Dingen 
auch der große Komplex klimatischer Bedingungen und die mindestens 
zum nicht unbeträchtlichen Teil davon abhängende geistige Einstellung 
und Fruchtbarkeit der Bewohner. All dies zusammengenommen, sollte 
man wohl in wesentlich erweitertem Sinne nicht allein von erdräum- 
lichem Denken, sondern von „F erdhaftem“ Denken schlechthin sprechen. 


Mıiltelpunkt: Nordspriize des Goes 
ron Alexandretta 
Radius: 1500 km ` LE 


Aus dieser geistigen Verfassung heraus ist nicht nur die Geopolitik und 
die Geoökonomie geboren, sondern auch die Geopsychologie, der ein 
Kandidat der ersten Reichspräsidentenwahl ein Werk gewidmet hat. 

Eine gewisse Erschwerung erdräumlichen und erdhaften Denkens 
wird man wohl zu erkennen haben in der zwar schon uralten, aber doch 
reichlich schematisch-willkürlichen Einteilung der Landfläche unseres 
Planeten in die Erdteile unserer alten Halbkugel: Europa, Asien, 
Afrika. Zwingende natürliche Grenzen liegen ja natürlich weder 
zwischen Europa und Asien noch zwischen Asien und Afrika vor. Nur 
die künstliche Scheidelinie des Suez-Kanals hat seit wenigen Jahr- 
zehnten einen Anhalt für die Abgrenzung zwischen Asien und Afrika 
geboten, kann aber keinesfalls übersehen lassen, daß die weiten Rand- 
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gebiete beiderseits des Kanals durchaus zusammengehörigen Charakter 
tragen, daß also in hohem Grade innerer Anlaß vorläge, den land- 
läufigen Begriff „Eurasien“ den ne „Afrasien“ an die Seite 
zu stellen. 

Das Verständnis für die großen Zusammenhänge der orien- 
talischen Fragen leidet unter der schulmäßigen Einstellung, die 
geographische Trennungen vollzieht, wo untrennbare innere Zusammen- 
hänge durchaus vorherrschend sind. Alter Sprachgebrauch weiß das 
Einheitliche zusammenzufassen. Er umfaßt als geschlossenes Ganzes 
„die Mittelmeerländer“ oder die „Levante“ oder den „Orient“. 
Die Zusammengehörigkeit der Mittelmeerländer ist schon seit den Zeiten 
der Phönizier offenbar und in späteren Jahrhunderten immer wieder 
offenbar geworden; am deutlichsten seit ihrer Zusammenfassung durch 
das römische Weltreich, das keinen Fuß breit Bodens rings um das 
Mittelmeer ausließ. Heute werden wir besser zu trennen haben zwischen 
dem westlichen und östlichen Mittelmeer. Wer in unserer Zeit 
das westliche Mittelmeer umreist, wer seine Haupthäfen Genua, Mar- 
seille, Barcelona, Algier, Palermo, Neapel besucht, wird trotz des afrika- 
nischen Einschlages unbedingt den Eindruck haben, die geschlossene 
Romanische See zu besuchen, wie jeder, der die Ostsee umreiste, 
zumindest bis zu der Zeit, die ein Petrograd oder gar ein Leningrad schuf, 
densicheren Eindruck hatte, die Germanische See vor sich zu haben. 

Für die Randgebiete des östlichen Mittelmeers jenseits der Adria 
haben wir den Einheitsbegriff der Levante, die sowohl die Küsten 
Südosteuropas wie Vorderasiens und Nordostafrikas zusammenfaßt und 
auch hinübergreift in die europäisch-asiatischen Küstengebiete des 
Schwarzen Meeres. Rein wörtlich genommen sind Levante und Orient 
übereinstimmende Begriffe; aber die von dem östlicher gelegenen Italien 
aus gesehene Levante faßt die Gebiete des Sonnenaufgangs schon von 
Natur enger als der von dem westlicher gelegenen Frankreich aus ge- 
sehene Orient. Dazu kommt, daß im Laufe der Zeit der Begriff Le- 
vante einen rein wirtschafts- und verkehrsgeographischen 
Inhalt, der Begriff Orient dagegen einen kulturellen und 
politischen Inhalt gewonnen hat; deutlich merkbar an den Um- 
ständen, daß das Wort Levante zumeist gebraucht wird in der Zu- 
sammensetzung „Levantehandel‘ und auch „die Levantiner“ in erster 
Linie betrachtet werden als die Händler der Levantegebiete. Vom 
Orient dagegen spricht man zumeist in dem Zusammenhang ‚,‚orienta- 
lische Kultur“ oder „Orientpolitik“, und unter den „Orientalen“ ver- 
steht man allgemein die Kreise einer kulturellen Einstellung, die jener 
des sogen. Abendlandes fremd und fern ist. Der „nahe Orient“ zumal 
ist ausgesprochenermaßen die Welt des Islam, woraus sich erklärt, 
daß dieser nahe Orient geographisch in Nordafrika bis an die Gestade 
des Atlantischen Ozeans reicht, also, selbst von Frankreich aus ge- 
sehen, weit über die Richtung des Sonnenaufgangs hinaus. 
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Auf europäischer Seite bildeten und bilden noch heute die Gebiete 
der Balkanhalbinsel, der Krim und die Lande nördlich des Kaukasus 
die Brücke zwischen den beiden Welten des Occidents und des Orients. 
Ohne das durch die Willkür altweltlicher Erdteilung beeinträchtigte 
Verständnis für die erdhafte Zusammengehörigkeit der Gebiete rund 
um das Schwarze Meer und das Marmarameer auf europäischer und 
asiatischer Seite, rund um das Ostmittelmeer auf europäischer, asiati- 
scher und afrikanischer Seite kann man die sichere Grundlage für das 
Verständnis der sogen. orientalischen Frage nicht finden. Auch wenn 
heute die Griechen zwangsweise aus Kleinasien vertrieben sind, bleiben 
die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen dem europäischen und 
asiatischen Küstengebiet des Agäischen Meeres ebenso eng wie die 
kulturellen Beziehungen zwischen den südlichen Gestaden Kleinasiens 
und den nördlichen Agyptens. 

Unsere kleine Skizze wählt als Mittelpunkt eines im Sinne der 
Orientpolitik zusammengehörigen Gebietes die Nordspitze des Golfes 
von Alexandretta. Ein mit dem Radius von 1500 km um diesen Mittel- 
punkt geschlagener Kreis greift in Europa nicht wesentlich über das Ge- 
sichtsfeld der Orientpolitiker hinaus und gibt in Asien und Afrika we- 
sentliche Ausschnitte aus diesem Gesichtsfelde. Die Angelegenheiten 
der Republik Angora, die Angelegenheiten Syriens und Palästinas 
auf asiatischer, jene Agyptens auf afrikanischer und endlich die grie- 
chischen und bulgarischen, aber auch die südrussischen auf europäischer 
Seite sind auch heute wieder von zwingender aktueller Bedeu- 
tung. Sie lassen sich nicht aus ihren erdhaften Zusammenhängen 
reißen, wenn man sie richtig verstehen und würdigen will. Bei aller 
Unentbehrlichkeit schulmäßiger Einteilung in die altweltlichen Erd- 
teile Europa, Asien, Afria wird man notgedrungen immer wieder zurück- 
kehren müssen zu der Anerkennung ostmediterraner Einheit, 
wenn man bei der Betrachtung des Gesamtkomplexes orientalischer 
Fragen nicht mit dem Stock im Nebel umherfuchteln will. 


DIE GEOGRAPHISCHE WISSENSCHAFT UND DIE 
NEUE ERZIEHUNG 
Von Oberstudienrat Dr. A. GEISTBECK 


Mit den Naturwissenschaften teilt die Geographie die engen Be- 
ziehungen zum praktischen Leben. Schon während der Hochblüte der 
akademischen Geographie von den siebziger Jahren bis zur Jahrhundert- 
wende, wo deren zahlreiche Zweigwissenschaften ihre Ausbildung fanden: 
die Länder- und Völkerkunde, die Anthropogeographie, die Siedelungs- 
kunde, die Geomorphologie, die Glazialgeographie, die Geophysik, die 
Ozeanographie, die Fluß- und Seenkunde, begann auch der Aufbau der 
Wirtschafts- und der Kolonialgeographie und schuf Friedrich Ratzel 
das wohl bedeutendste seiner Werke, seine „Politische Geographie“. 
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Als dann um die Wende des Jahrhunderts die wachsende politische 
Spannung zwischen Deutschland und seinen Neidern im Westen und 
Osten stieg und den schlimmsten Befürchtungen Raum gab, erhoben 
auch die Führer der deutschen geographischen Wissenschaft ihre war- 
nenden Stimmen, allen voran Alfred Hettner, Joseph Partsch 
und Paul Rohrbach, bis der Kriegsausbruch endlich die Geographie 
ganz und gar in den Dienst des weltgeschichtlichen Ringens stellte. 
Kaum eine der Wissenschaften erfuhr denn auch durch den unglück- 
lichen Ausgang des Krieges so schwere Schläge wie eben die Geographie. 
Sollte doch durch die politische und wirtschaftliche Abriegelung des 
Reiches von der übrigen Welt eine Art geistiger Aushungerung des 
deutschen Volkes erreicht werden. Aber der unverwüstliche deutsche 
Optimismus ließ sich auch dadurch nicht ertöten. Als Gegenwartswissen- 
schaft, wie sie Geheimrat Dr. Penck auf dem Leipziger Geographentag 
neuerdings kennzeichnete, begann sie vielmehr neue und zeitgemäße 
Felder zu bebauen: die politische Geographie, die Wirtschafts- 
geographie, die Geopolitik, die Geoökonomie, die geo- 
graphische Staatenkunde, der allgemeinen Überzeugung folgend, 
daß eine der Hauptursachen unseres Zusammenbruchs teils in einem 
schweren Mangel unserer staatsbürgerlichen Allgemeinbildung, teils in 
einer falschen wirtschäfts- und sozialpolitischen Einstellung zu suchen 
sei, verhängnisvolle Rückständigkeiten gegenüber anderen Völkern mit 
einem weit niedrigeren Bildungsniveau. Erst jetzt erfuhr Friedrich 
Ratzels geniales Schaffen als politischer Geograph die volle Würdigung 
und es muß als hohes Verdienst des Münchener Verlags R. Olden- 
bourg angesprochen werden, daß er sich zuerst entschloß, schöpferischen 
Männern auf den neuen Arbeitsfeldern der geographischen Wissenschaft 
freie Bahn zu eröffnen und seine Kräfte in den Dienst der großen natio- 
nalen Aufgabe zu stellen. 

Ratzels „Politische Geographie“ in 2. Auflage war vergriffen und 
deren Neuausgabe ein erstes Erfordernis. In Professor Eugen Ober- 
hummer an der Wiener Universität, einem Schüler Ratzels aus dessen 
Münchener Lehrtätigkeit, fand sich die geeignete Persönlichkeit zur Lö- 
sung dieser subtilen Aufgabe; denn es war klar, daß ein Werk von so 
originalem Gepräge nach Inhalt und Form und von so allgemein gül- 
tiger Fassung nicht „umgearbeitet“ werden konnte ohne seine Eigenart 
zu zerstören. Uber das volle Gelingen der so sorgsamen Arbeit 
hatte die Kritik nur eine Stimme der Anerkennung. Inzwischen halfen 
organische Neuerungen in den Lehrplänen der höheren Schulen dem 
Studium der politischen Geographie die Wege zu bereiten. Schon im 
Jahre 1918 wurde an den höheren Lehranstalten Bayerns der geogra- 
phische Unterricht bis zu den obersten Klassen als Pflicht- und Prüfungs- 
fach durchgeführt und zwar auf den letzten Stufen in der Form der 
geographischen Staatenkunde als einer organischen Verbindung 
von Wirtschafts- und politischer Geographie. Gelten doch Wirtschaft 
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und Politik als die Angelpunkte des heutigen staatlichen Lebens. Damit 
war zugleich auch das Bedürfnis nach einer wissenschaftlichen Ver- 
tiefung und Verbreiterung des neuen Lehrzweiges gegeben, eine Auf- 
gabe, die vertrauensvoll in die Hände des auf diesen Gebieten bereits 
bewährten und im Auslanddienste während des Krieges vielfach tätigen 
Fachgelehrten Arthur Dix gelegt wurde. Seinem schöpferischen Wir- 
ken verdanken wir die Neugestaltung der politischen Geographie nach 
Stoff und Methode und deren enge Beziehung zum politischen Ringen 
der Mächte in der Gegenwart. Ging der Geograph Ratzel von der Be- 
trachtung der Erdräume in ihrer Beziehung zum Staate, der Staats- 
wirtschaftler Kjellén von der Betrachtung der Staaten in ihren Be- 
ziehungen zu den Erdräumen aus, so richtet der Politiker Arthur Dix 
den Blick auf das Morgen, das Werden, auf das große Verlangen unseres 
Volkes und unserer Zeit nach Gesundung der Weltwirtschaft und der 
Weltpolitik. Aber diese erscheint unmöglich — das lehrt die andauernde 
Not der Zeit — ohne die Freimachung der deutschen Kraftquellen und 
der deutschen Arbeitskräfte und ohne die Wiederherstellung der deut- 
schen Grenzen. „ Geopolitisches Denken“, sagt Arthur Dix, „erkennt 
objektiv die heutigen politischen Reichsgrenzen als unmöglich. Ein 
neues Geschlecht muß durch geopolitisches Denken erzogen werden.“ 
Die in der „Politischen Geographie‘ eingeschlagenen Wege weiter zu 
verfolgen, gehört zu den Aufgaben der Zeitschrift „Weltpolitik und 
Weltwirtschaft‘. Der Geopolitik zur Seite geht desselben Verfassers 
jüngstes Werk über Geoökonomie, eine erste Einführung in erdhaftes 
Wirtschaftsdenken (München, R. Oldenbourg, 1925). Sie erstrebt „das 
erdkundliche Verstehen der weltpolitischen Vorgänge, im besonderen des 
weltwirtschaftlichen Lebens nach Maßgabe der natürlichen Bedingt- 
heiten, der Zusammenhänge zwischen Weltpolitik und Weltwirtschaft 
und des Strebens der Mächte nach Erwerbung gewisser Rohstoffgebiete 
zur Beherrschung der Welt“. 

Fast gleichzeitig mit dem Erscheinen der „Politischen Geographie‘ 
von Arthur Dix unternahm es Johannes Wütschke, den Wandel des 
Weltbildes durch den letzten Krieg in seinem „Kampf um den Erd- 
ball“ (München, R. Oldenbourg, 1922) zu schildern und der Frage nach- 
zugehen, ob denn der Mittelpunkt der Welt sich vom europäischen 
Boden löse und in die Westhalbkugel der Erde hinüberrücke, während 
auf dem ostasiatischen Festland und seiner Inselflur sich Kräfte regen, 
die plötzlich aus tiefem, jahrtausendlangem Schlafe erwachten. Der 
Zweck des Buches war, die natürlichen Machtmittel der Staaten in dem 
großen Weltringen und deren Gebundenheit an den Erdboden zu prü- 
fen, sowie deren Wirkung auf das Werden und Sein der Großmächte 
und auf die Gestaltung der von ihnen zu lösenden Machtfragen darzu- 
legen. Für Deutschland sind diese Fragen vorwiegend Grenzfragen, 
wobei die militärische Wichtigkeit wie die historische und völkische Be- 
deutung der sogenannten „Sperrlandschaften‘“ im Westen und Osten 
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nicht unterschätzt werden sollen. Allzu oft übersieht man nämlich, daß 
hierbei die relative Höhe eine viel wichtigere Rolle spielt als die absolute, 
wie die Masurenlandschaft, die flandrischen Höhen, der Kemmel und die 
Cotes Lorraines im letzten Krieg deutlich genug gelehrt haben. Diese 
„Sperrlandschaften“ haben ihre natürliche Funktion als „Schutz- 
marken“ meist erst eingebüßt, als des deutschen Volkes Machtwille 
schwach geworden war. Mit Recht hat Walther Vogel schon früher 
in seinem „Neuen Europa“ (Bonn und Leipzig, Kurt Schroeder, 1921) 
darauf hingewiesen, daß Frankreichs Stellung unter den wirklich aktu- 
ellen Großmächten und besonders Deutschland gegenüber viel weniger 
in seinen materiellen Hilfsmitteln als in seinem „ungewöhnlich leben- 
digen Willen zur Macht bestehe, und daß man Frankreich nicht ver- 
stehen könne, wenn man nicht die Stärke seines Nationalgeistes 
vor allem würdige. Diese Erkenntnis muß in Deutschland Gemeingut 
der staatsbürgerlichen Bildung werden und den erschlafften politischen 
Willen aufs neue beleben und stärken. Nur mit der Peitsche der „F deut- 
schen Gefahr“ arbeiten die politischen Arzte Frankreichs dem Siechtum 
ihrer Rasse entgegen und seine großen Staatsmänner empfinden weder 
Scham noch Schande in ihrem Gebettel um die „Sicherung Frankreichs“, 
die sie angeblich selbst heute trotz der vollkommenen Entwaffnung 
Deutschlands allein nicht verbürgen können. Mehr in den Dienst des 
Geschichtsunterrichts stellen sich Dr. Anders erdkundliche Grund- 
lagen geschichtlicher Entwicklung (Breslau, F. Hirt, 1924). Gerade 
unsere Zeit verlangt ein Eingehen auf die Gründe für die Entwicklung, 
die insbesondere unser Volk in der neueren Zeit gewonnen hat. Sie liegen 
wesentlich in der natürlichen Beschaffenheit unserer Heimat. „Wohl 
ist es uns bewußt,“ sagt Karl Haushofer mit Recht, „daß starker mensch- 
licher Wille die Staaten und Völker von den erdraumgegebenen Daseinsbe- 
dingungen unabhängig machen, ja sogar weit über sie emporreißen kann; 
aber auf die Dauer, die nur mit einem mittleren Maß der Leistung rechnen 
kann, werden diese natürlichen Grundbedingungen sich immer wieder 
durchsetzen.“ Dem wechselnden und schwankenden menschlichen Willen 
stellt auch Kjellén „die ewigen Werte der Erde“ gegenüber. Die Staaten 
sind eben erdgebunden, raumgebunden, wie ein Lieblingsausdruck der 
neueren politischen Geographie lautet, sie haben erdraumgegebene Daseins- 
bedingungen, ihr Geschehen bleibt naturbestimmt, raumbestimmt, und 
die Mißachtung dieses großen Gesetzes hat stets zum Sturze auch der 
größten Machthaber der Geschichte geführt. Der Schwerpunkt liegt eben 
in der inneren Entwicklung der Staaten und diese bleibt immer auf 
einen engeren Raum beschränkt, in dem Natur, Volkstum und Besitz zu- 
sammenfallen und eine Einheit bilden. Mag dieses Ideal auch nirgends 
zanz erreicht werden, neben einigen Kleinstaaten durften von den 
Großmächten das Deutsche Reich von 1871 bis 1918 und Frankreich vor 
dem Weltkriege zu solchen „Einheitsstaaten“ gerechnet werden, das 
Reich mit 92 vH Deutschen und Frankreich mit 95 vH Franzosen. 
15* 
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Der Versailler Gewaltfrieden hat nun diese Raum- und Rassen- 
einheiten, das Ergebnis eines langen, natürlichen und geschichtlichen 
Prozesses, zerschlagen, naturgewollte Einheiten wie die oberrheinische 
Tiefebene wieder zerrissen, Kultureinheiten wie die Ostmarken, neuer- 
dings zerschlagen und nicht etwa neue Rasseneinheiten und Staaten an 
deren Stelle gesetzt, sondern wie in Polen, der Tschechoslowakei und in 
Rumänien Rassenmischstaaten erstehen lassen, in denen das Selbst- 
bestimmungsrecht der Minderheiten mit Füßen getreten und eine Quelle 
unaufhörlicher Beunruhigungen nicht bloß in diesen Staaten selber, son- 
dern im ganzen Erdteil hervorgerufen worden ist, bewußt hervorge- 
rufen, um in dem völkischen Chaos jederzeit nach Belieben im Trüben 
fischen zu können. Noch niemals in der Geschichte hat sich Frankreich 
fähig oder auch nur willens gezeigt, den Frieden Europas zu schirmen, 
so laut auch seine politischen Lockphrasen von Freiheit und Menschen- 
rechten über Land und Meer hintönen. Vom „Recht, das mit uns ge- 
boren“, hat dieses unruhigste, gewalttätigste und kriegssüchtigste Volk 
der Geschichte, wie es sein späterer Freund und Retter Wilson einst 
genannt, niemals etwas wissen wollen, weil ihm selbst ein originaler 
Rassencharakter im Sinne Fichtes fehlt und damit auch der Sinn für 
das völkische Natur- und Kulturrecht. So ist-und bleibt Frankreich 
der große politische Unruhstifter Europas so lange, als das neidische Eng- 
land dieses erdteilverwüstende Treiben unterstützt. 

Die Natur drängt nach Gerechtigkeit. Sollte diese auch durch Jahr- 
zehnte und Jahrhunderte der Gewalt weichen müssen, zuletzt dringt 
sie doch sieghaft durch. Erst dann wird die innere Ruhe eines Staates 
erreicht sein, wenn Natur und Volk zur Einheit gelangt sind. Die Er- 
kenntnis dieser großen anthropogeographischen Gesetzmäßigkeit, deren 
Wurzeln wohl in der Politischen Geographie Friedrich Ratzels ge- 
sucht werden dürfen, wirft sich mit der Wucht eines Naturgesetzes und 
einer weltgeschichtlichen Wahrheit dem völkermordenden, kulturheu- 
chelnden Imperialismus Englands und Frankreichs entgegen und der 
Verfolgung dieser Gesetzmäßigkeit, des Kernpunktes aller geopolitischen 
Weisheit, die sich politisch im Selbstbestimmungsrecht der Völker aus- 
wirkt, widmet Karl Haushofer, Professor an der Münchener Uni- 
versität, nicht weniger als drei umfassende Werke, denen die Erfahrungen 
eines zweijährigen Aufenthaltes in Japan und die kritische Verwertung 
einer ungewöhnlich ausgedehnten und oft schwer zugänglichen Literatur 
zugrunde liegen. Obwohl das Forschungsfeld Haushofers dem fernsten 
Osten angehört, berührt sein Schaffen das größte und brennendste Pro- 
blem des politischen Lebens aller Völker in der Gegenwart, vor allem 
aber der Völker Mitteleuropas und hier besonders wieder des deutschen 
Volkes. Diese drei Werke Haushofers sind: Japan und die Japaner 
(Leipzig, B. G. Teubner, 1923), Zum Freiheitskampf in Südost- 
asien“ (K. Vowinkel, Berlin-Grunewald, 1923) und Geopolitik des 
Pazifischen Ozeans (K. Vowinkel, 1924). In seinem Japanbuche führt 
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uns Professor Haushofer die geradezu ideale Harmonie von Land, Volks- 
tum und Staat vor und die aus solcher Harmonie hervorquellende staats- 
bildende und staatserhaltende Kraft durch Jahrtausende als die sicherste 
Bürgschaft für den selbständigen Gang der nationalen Kultur und die 
politische Selbstbehauptung eines Staates. Einem solchen Zustande 
war das Deutsche Reich vor dem Weltkriege bereits nahegekommen, bis 
das Dazwischentreten der Feindmächte so vieles neuerdings in Frage 
gebracht hat. 

Haushofers zweites Hauptwerk beschäftigt sich mit dem Ein- 
brechen der westlichen Erobererstaaten in die produktenreichen und dicht 
bevölkerten Monsunländer Süd- und Südostasiens, die Verwüstung ihrer 
inneren Volkskräfte und die daraus folgenden staatlichen Hemmungen, 
Schwächungen und Kriege. Aber Haushofer weist darauf hin, daß in 
der Volksseele auch selbst bei jahrhundertelanger Fremdherrschaft der 
naturgegebene Trieb zu staatlicher Selbstbestimmung und Selbstgestal- 
tung nicht ertötet wird, daß er sich immer wieder durchzusetzen sucht 
und die Ruhe des Staates nicht gewonnen wird, bis dieses Ziel erreicht 
ist. Die Rückschlüsse auf unsere eigene Lage bedarf hier keiner weiteren 
Ausführung; sie stärken unsere Hoffnung auf die Zukunft. 

In der „Geopolitik des Pazifischen Ozeans“ endlich enthüllt Haus- 
hofer die ungeahnte Fülle politischer und sozialer Probleme, die dieser 
uns so fern gelegene Lebensraum umschließt, mit deren Lösung die 
Gegenwart lebhaft beansprucht ist. Unter allen beteiligten Staaten ist 
die deutsche Kolonisation hier am wenigsten belastet und in diesem Um- 
stande findet Haushofer Zukunfts möglichkeiten für eine neue und dau- 
erndere Entfaltung deutscher Kraft als bei seinem ersten Versuche. 
„Kolonisieren heißt missionieren“, sagt Dr. Solfs in bewußtem Gegen- 
satz zum englischen System, dessen Schlagwort lautet: „Kolonisieren 
ist requirieren“, ist ausbeuten, würgen. Da ruft uns der von stärkstem 
Optimismus erfüllte Meister der politischen Geographie zu: „Es gibt 
kein staatliches Dauerleben ohne festen Boden unter den Füßen und 
ohne Erkenntnis der erdgegebenen Daseinsbedingungen eines Raumes 
und höchster Vertiefung darin. Es gibt aber auch kein Recht ohne 
Macht.“ Diese nationale Vertiefung ist unserem Volke verloren ge- 
gangen. Sie kann aber wieder gewonnen werden durch die neue Er- 
ziehung, durch ein neues Geschlecht. Und dieses neue Geschlecht sehen 
wir bereits hoffnungsfreudig heranwachsen. Wir hören sein Rufen auf 
unserem engeren Arbeitsfelde in der inhaltsreichen Festgabe zum 60. Ge- 
burtstage Erich von Drygalskis: Freie Wege der vergleichenden 
Erdkunde (München und Berlin, R. Oldenbourg, 1925), wo die volle 
Hälfte der Abhandlungen politisch- geographischen Fragen und Pro- 
blemen gewidmet ist; wir erkennen seinen Geist in der großen Wander- 
bewegung mit ihrer Sehnsucht nach der reinen, heiligen Natur und der 
Abkehr von der selbst mörderischen Pflege des Klassenhasses in unserem 
eigenen Volke; wir fühlen und erkennen sein Walten in der großen , Neu- 
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ordnung des preußischen höheren Schulwesens“, wie in der neuen Prü- 
fungsordnung für das Lehramt von den höheren Lehranstalten Bayerns 
und an den eben im Gange befindlichen Schulreformen in Sachsen, 
Württemberg, Baden und Hessen. 

Und dieses neue Geschlecht wird sich Macht und mit der Macht 
auch sein Recht wieder zu gewinnen wissen. Neue Wege dazu weisen die 
an Zahl wie an Bedeutung mächtig anwachsenden wissenschaftlichen Ar- 
beiten auf dem Gebiete der politischen und der Wirtschaftsgeographie, 
Hauptgrundlagen aller staatsbürgerlichen Bildung und Erziehung. 


WELTSCHAU 
DIE SCHWIERIGKEITEN DER ENGLISCHEN INDUSTRIE. 


Die britische Industrie gruppiert sich um folgende hauptsächlichen Rohprodukte: 
1. Kohlen, Eisen und Stahl und 2. Textilrohstoffe. Von der gesamten eng- 
lischen Ausfuhr im Jahre 1924, die sich auf £ 795 Millionen stellte, machte die erste 
Gruppe (die auch die Erzeugnisse des Maschinenbaues umfaßt) £ 243 Millionen oder 
31% der Gesamtsumme und die 2. Gruppe £ 342 Millionen oder 43% dieser Summe 
aus. Beide Gruppen sind heute in einer erheblich ungünstigeren Lage als vor dem 
Kriege. Beide haben bedeutende Erweiterungen ihrer Werke vorgenommen und sind 
heute technisch weit leistungsfähiger als vor 10 Jahren, so daß der Umfang ihrer 
gegenwärtigen Produktion weit unter der Grenze der eigentlichen 
Leistungsfähigkeit liegt. Die Generalunkosten haben sich auf der anderen 
Seite mit ganz geringen Ausnahmen erheblich gesteigert und bilden eine schwere 
Belastung der Werke. Die Textilindustrie klagt im allgemeinen weniger über die 
deutsche Konkurrenz, da sie sich wohl bewußt ist, daß ihre Hauptschwierigkeiten 
in den zu hohen Preisen für das Rohmaterial liegen, während die Fertig- 
fabrikate in den verarmten überseeischen Gebieten in nur beschränktem Maße Absatz 
finden. Im Bergbau liegen die Dinge dagegen anders. Der englische Kohlenausfuhr- 
handel ist sehr zurückgegangen und findet in der Ruhrkohle wieder einen starken 
Gegner in entfernteren Märkten, wie z.B. in Italien. In der Metall verarbeitenden 
Industrie sind die Produktionskosten — besonders soweit Löhne und allgemeine Un- 
kosten in Frage kommen — weit höher als in Deutschland, Belgien und Frankreich, 
und die Einfuhr kontinentaleuropäischer Eisen- und Stahlerzeugnisse hob sich im ver- 
gangenen Jahre in erschreckender Weise. Kein Wunder, daß die englische Stahl- 
industrie sich ernsthaft mit dem Gedanken trägt, eine Eingabe mit der Bitte um Schutz 
unter dem von der Regierung vorgesehenen sog. „ Industrie-Schutzgesetz“ zu machen. 
Endlich hat die Vergebung eines großen Kontraktes zum Bau von Motorschiffen nach 
Deutschland die öffentliche Meinung stark beunruhigt. Dies war umso mehr der Fall, als 
gerade der englische Schiffsbau von allen Industrien am meisten darniederliegt und gerade 
er seine Produktionskosten in ungewöhnlich rigoroser Weise herabgesetzt hat. 

Ähnliche Klagen hat man natürlich im Verlaufe einer jeden industriellen De- 
pression in den letzten dreißig Jahren gehört; sie scheinen mehr der Ausfluß einer zeit- 
weiligen Mißstimmung zu sein und doch nicht ganz der ernsthaften Auffassung zu 
entsprechen. Eine befriedete Welt, die ihre Energie zur Hebung der ungeheuren 
noch ungehobenen Naturschätze der alten und neuen Welt benützt, muß notwendiger- 
weise Bedarf haben für alle Kohlen, alles Eisen und allen Stahl, die England und Deutsch- 
land zu produzieren ın der Lage sind; sie muß in gleicher Weise Aufnahmefähigkeit 
zeigen für die Produkte des Maschinen- und Schiffsbaues beider Länder. Bevor dieser 
glückliche Augenblick indes herankommt, muß Groß-Britannien notwendigerweise 
sein eigenes Haus in einigen wichtigen Beziehungen in Ordnung bringen. 

Die wichtigste Aufgabe zum Wiederaufbau der Industrie ist die lang erstrebte 
Ausschaltung der scharfen und nicht weichenden Spannung zwischen Kapital 
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und Arbeit. Die britischen Gewerkschaften sind wohlorganisiert und in der Haupt- 
sache auch in vernünftiger Weise geführt, sie sind aber alle insgesamt äußerst miß- 
trauisch, wenn von dem „guten Glauben“ der Arbeitgeber gesprochen wird. Die 
Gewerkschaften halten auch an einem gewissen Lebens-Standard fest, der, in der Hoch- 
konjunktur aufgestellt, sich leider nicht mehr mit den harten Tatsachen einer Welt 
mit stark verminderter Konsumfähigkeit deckt. In England ist die Wurzel alles 
Übels die Ungleichheit der Löhne in den sog. geschützten (,,sheltered“) Industrie- 
zweigen, die mehr oder weniger für den heimischen Markt produzieren und den unge- 
schützten Industrien, die zu einer Herabsetzung ihrer Kosten gezwungen waren, da 
sie sich im Wettbewerb auf dem Weltmarkte befinden. Nachstehende Tabelle, die 
die prozentualen Erhöhungen der Löhne Anfang 1925 dem Jahre 1914 gegenüber 
zum Ausdruck bringt, zeigt die Lage der Verhältnisse äußerst klar. 


geschützte Industriezweige prozentuale Erhöhung 
dem Jahre 1914 gegenüber: 
Eisenbahnarbeiter . . . . . 2 22 2.222220 . II5 
Druckereige werde . 110 
Schuh- und Stiefel industrie . 1I05 
staatliche Angestellte 99 
Baugewedde . 995 
ungeschützte Industriezweige 
Eisen und Stall. 63 
Baumwolll ddl 61 
Maschinenbau . . uu 506 
Landwirtschaft . . ll 35306 
Schiffsbau: < = s 3-0 % 22 456 
Beg —n 40 


Da die Lebenshaltungskosten in England augenblicklich 80% höher sind als vor 
dem Kriege, so ergibt sich damit natürlich eine starke Bevorzugung der Arbeiter in den 
geschützten Wirtschaftszweigen und eine starke Unzufriedenheit auf Seiten der Arbeit- 
nehmer in den ungeschützten Industriezweigen. Eine derartige Entwicklung muß 
natürlich zu Unzufriedenheit und zu Reibungen führen. Es ist natürlich ganz ausge- 
schlossen, daß sich der hochqualifizierte Werftarbeiter am Clyde damit zufrieden 
gibt, weniger zu verdienen als der Müllkutscher der Stadtverwaltung in Glasgow. 
Natürlich ist letzten Endes immer das vielgeschmähte Kapital der Sündenbock. Die 
geschützten Arbeitnehmer sind unter allen Umständen entschlossen, ihre bisherige 
günstige Stellung zu wahren, während die Arbeiter in den ungeschützten Industrie- 
zweigen Himmel und Hölle in Bewegung setzen, um eine Besserung ihrer Lage zu er- 
zielen. Beide Klassen vertrauen auf das alte sozialistische Allheilmittel der Verringe- 
rung der Produktion. In der Zwischenzeit jedoch bilden die Lohnsätze in den geschütz- 
ten Industriezweigen eine starke Belastung der englischen Industrie in Form hoher 
Transportgebühren, teurer Baukosten, kostspieliger Reparaturen und hoher Besteue- 
rung. Diese Faktoren wirken sich natürlich in Gestalt einer Inflation der Ge- 
stehungskosten für englische Produkte aus und mindern damit die 
Wettbewerbsfähigkeit Groß-Britanniens auf dem Weltmarkte. 

Die Lösung des Problems ist natürlich äußerst schwierig und langwierig. Es wird 
viel zu einer Lösung beitragen, wenn die britischen Arbeitgeber sich dazu entschließen 
könnten, den Arbeitern größeren Einblick in ihr ganzes Geschäftsgebahren 
zu gewähren und sie bezüglich ihrer Verkaufspreise, ihres Gewinnes und der son- 
stigen Unkosten ins Vertrauen zu ziehen. Die traditionelle Geheimniskrämerei 
der englischen Geschäftswelt steht einem solchen Vorgehen indes sehr entgegen 
und hat nicht wenig zu der starken Feindseligkeit beigetragen, mit der heute in Eng- 
land sich Arbeit und Kapital gegenüberstehen und deren Beseitigung eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für eine endgültige Wiederbelebung der englischen Wirtschaft 
bildet. Gilbert C. Layton, Herausgeber des „F Economist“, London. 
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CARL KÖTTGEN: DAS WIRTSCHAFTLICHE AMERIKA. Mit 40 Abbil- 
dungen. V.D. I.-Verlag, Berlin 1925. 

Dieses Buch ist ein kleines Wunder. Auf 71 Seiten Text und 90 Seiten Anlagen 
bei kleinem Format und großem Druck bringt es eine Einführung in die amerikanische 
Wirtschaft, wie sie mit gleicher Anschaulichkeit keines der zahllosen dickbändigen 
Phrasenschriften über das Land der unbegrenzten Möglichkeiten hat bieten können. 
Dr. ing. e.h. Köttgen, der stellvertretende Vorsitzende des Reichskuratoriums für 
Wirtschaftlichkeit, hat mit bewundernswert diszipliniertem Blick das Wesentliche im 
amerikanischen Wirtschaftsleben geschaut und stellt es in prägnanten Vergleich mit 
den Grundlagen für deutsche Wirtschaftlichkeit. Die landläufige Fragestellung nach 
der Verteilung der Erwerbstätigen auf die verschiedenen Berufskreise findet bei Köttgen 
eine für den geschulten Volkswirt äußerst interessante Umstellung. Er fragt nicht: 
Wieviel Personen werden in Amerika und in Deutschland durch die Landwirtschaft 
beschäftigt? Sondern er fragt: Wieviel Prozent der Erwerbstätigen sind in den Ver- 
einigten Staaten und in Deutschland nötig für die Ernährung der Bevölkerung ? — und 
gelangt zu dem Ergebnis, daß der,, Ernährungsfaktor“ mit 29% der durch die Land- 
wirtschaft beanspruchten Erwerbstätigen in Amerika weit günstiger stehe als mit 
43% in Deutschland, wo entsprechend weniger Kräfte für die Industrie und andere 
Berufszweige frei sind. Dadurch ergibt sich für Amerika ein beträchtlich höherer 
„Wohlstandsfaktor“.. Der gewöhnliche Mann in den Vereinigten Staaten hat ein 
Realeinkommen, das durchschnittlich um 70°, größer ist als bei uns, und zwar lediglich 
deshalb, weil die Mehrerzeugung der amerikanischen Wirtschaft um 70°, größer ist. 

Köttgen weiß sich aber wohl vor einer schematischen Übertragung zu hüten 
und den Unterschieden der geoökonomischen Vorbedingungen durchaus Rechnung zu 
tragen. In dem Umfange, in dem die maschinellen Methoden in der amerikanischen 
Landwirtschaft Anwendung finden, sind sie eben nur möglich bei der dortigen Weit- 
räumigkeit. Trotz aller maschinellen Fortschritte in der amerikanischen Landwirt- 
schaft herrscht bei den dortigen großen Flächen doch noch eine gewisse primitive 
Sorglosigkeit, so daß im Endergebnis die deutschen Hektarerträge wesentlich höher 
sind als die amerikanischen. Die Bevölkerungszunahme wird einstmals wohl auch 
Amerika zwingen, aus dem Boden mehr herauszuholen als heute. 

Eine sehr anschauliche Skizze in den Anlagen zeigt übrigens die große Verände- 
rung in den europäischen Hauptquellen der drüben verzeichneten Bevölkerungsver- 
mehrung. Bis 1890 stammte der weitaus größte Teil der amerikanischen Einwanderung 
aus den hochzivilisierten germanischen Ländern und aus Westeuropa. Dann vollzog 
sich eine völlige Verschiebung zugunsten Ost- und Südeuropas, bis die amerikanische 
Einwanderungsgesetzgebung dazu geführt hat, daß nunmehr wieder etwa ein Drittel 
der Einwanderer aus Mittel- und Westeuropa stammt. Köttgen erkennt an, daß 
Deutschland auf Grund der wesensverschiedenen geoökonomischen Vorbedingungen im 
Rationalisieren sowohl der Landwirtschaft wie der Industrie nie so weit wird gehen 
können wie die Amerikaner. Aber er fordert, daß, soweit Rationalisierung bei uns mög- 
lich ist, sich auch staatliche Hilfe dafür einsetzt, daß insbesondere die Technischen 
Hochschulen in der Richtung der Wirtschaftlichkeit umlernen. 

Die kurzen Bemerkungen, die neben den wirtschaftlich-technischen Betrach- 
tungen über die einzigartige Mischung von Höchstentwicklung sowohl des Eigen- 
interesses wie zugleich auch des Gemeinschaftssinnes, über das starke Nationalgefühl 
der Amerikaner, die Treue zur Flagge u. dgl. mehr in dem knappen Rahmen des Büch- 
leins Raum behalten, würzen den geschäftsmännischen Hauptinhalt und bestärken den 
Eindruck, daß der Verfasser in allen Sätteln reiten kann. A.D. 
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ARTHUR DIX 
Politische Geographie 


Weltpolitisches Handbuch 


2. Aufl. 606 S. gr. 8°. 1923. Brosch. Mk. 10.—, 
geb. Mk. 12.— 


Die Wiederbelebung Ratzelscher Ideen und ihre Erläuterung an dem auch 
statistisch und volkswirtschaftlich durchdrungenen und vielfach in schlagenden 
Beispielsreihen verwerteten Stoff der jüngsten Gegenwart stellt die „Politische 
Geographie“ von Dix dar. Freilich noch weit reicher an Werturteilen und 
Richtlinien. Dix geht seinen eigenen beachtenswerten Weg und belegt seine 
Ansichten mit geschickt ausgesuchten Zahlengruppen. Allen Deutschen, denen 
an Vertiefung, Läuterung und Klärung ihrer politischen Ansichten gelegen ist, 
sei das Studium dieses Werkes warm empfohlen. 


R. Oldenbourg, München und Berlin 


| Der 
Kampf um den Erdball 


JOHANNES WÜTSCHKE 
196 Seiten. 8°. 1922. Broschiert Mk. 3.80. 


In klarer fesselnder Weise werden die politisch-geographischen Zusammenhänge 
der Weltpolitik und die Ausdehnungsbestrebungen der Staaten, die Reibungs- 
zonen in den verschiedenen Erdteilen ui die wirtschaftlichen und politischen 
Kraftlinien bis in die Gegenwart verfolgt und mittels ausgezeichneter Karten- 
skizzen veranschaulicht. Besonders der letzte Teil zeigt die entfesselnden Kräfte 
im gigantischen Kampf um den Erdball. Das Buch wendet sich vorzugsweise 


an den gebildeten Laien und ist außerordentlich zu empfehlen. 
(Prof. Dr. K. Haushofer) 


R.Oldenbourg, München und Berlin 


Was jeder Deutsche vom 
Grenz- u. Auslands-Deutschtum 
wissen muß 


Von 


Dr. G. FITTBOGEN | 
3. Auflage. 78 Seiten. 3 Karten. 8°. 1924. Brosch. Mk. 1.20. 


Was wissen die Reichsdeutschen von den mannigfachen Gruppen der Grenz- 

und Auslandsdeutschen ? Was diese gegenseitig voneinander? In knapper Form 

wird darauf in dieser Schrift die Antwort gegeben an Hand einer Fulle von 

wissenswertem Stoff, der (someingut des deutschen Volkes sein sollte, mit dem 
aber leider nur ein kleiner Kreis von Leuten durchaus vertraut ist. 
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SOLL DEUTSCHLAND IN DEN VÖLKERBUND? 
Von Lord PARMOOR, London. 


Im Hinblick auf die für Anfang September nach Genf einbe- 
rufene Völkerbundsversammlung stellt uns Lord Parmoor, der als 
erster angelsächischer Kenner des Völkerrechts gilt, die nachfolgenden 
Ausführungen zur Verfügung. Lord Parmoor gehörte ehemals der 
konservativen Partei an, hat sich später mehr und mehr nach links 
entwickelt und unter der Arbeiterregierung Ramsay Mac Donalds den 
Rang eines Lord-Präsidenten im Kabinettsrat bekleidet. Wir geben 
das Plaidoyer für den Völkerbund mit Rücksicht auf die gerade auf 
völkerrechtlichem Gebiet so besonders anerkannte Stellung des Ver- 
fassers wieder, ohne unserseits zu dem Thema Stellung zu nehmen, 
das bis zum Zusammentritt der Völkerbundversammlung namentlich 
in Deutschland allseits gründlichster Durchprüfung bedarf. 


Die Sehnsucht nach dem Weltfrieden ist heute mächtiger denn je. 
Nach den ungeheuren Erschütterungen, die der Weltkrieg in allen Kultur- 
staaten auslöste, ist das gegenwärtig dringendste Problem die Schaffung 
einer gewissen Solidarität der Kulturwelt durch die Begründung 
einer Völkergemeinschaft, die infolge der ihr innewohnenden Macht in 
der Lage ist, internationale Streitigkeiten nach dem Prinzip von Recht 
und Ordnung aus dem Wege zu räumen, ohne dabei die Gefahr krie- 
gerischer Verwickelungen heraufzubeschwören. Dies ist in knappen 
Worten der Grundgedanke des Völkerbundes, wie er in der 
Gründungsurkunde dieser Organisation ausführlich nieder- 
gelegt und als sogenannter „Vertrag“ bezeichnet wird. 

Es ist natürlich, daß die erste Fassung dieser Urkunde, die nur einmal 
die Grundideen zum Ausdruck bringen sollte, durch das stets wechselnde 
politische Weltbild einige Veränderungen erfahren mußte. Die Möglich- 
keit solcher Veränderungen ist durch das „Protokoll“ gegeben. Es be- 
findet sich kein wichtiger Grundsatz im Protokoll, der nicht auch im 
Vertrage enthalten ist. Die Richtlinien, die von Genf aus den Ausschüssen, 
die das Protokoll entwarfen, gegeben wurden, waren die, daß sie nicht 
gegen die Grundgedanken der Gründungsurkunde verstoßen durften. 

Auf dem Prinzip allgemeiner Zustimmung aufgebaut, kann der 
Völkerbundsvertrag nicht irgendeiner Nation aufoktroyiert noch durch 
ein Mitglied einseitig geändert werden. Ein Gleiches gilt von dem Pro- 
tokoll. Der Ausdruck „Zwangsschiedsgericht“ (compulsory arbitration) 
ist vielfach falsch ausgelegt worden. Das Protokoll läßt natürlich 
Schiedsgerichte nur für diejenigen Staaten zu, die sich dieser Form der 
Beilegung internationaler Streitigkeiten anschließen wollen. Anderseits 
hat man die Macht des Abkommens vielfach verkannt. Man scheint 
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vielfach zu übersehen, daß auch Abkommen zwischen einzelnen Staaten 
genau so bindende Verpflichtungen entstehen lasssen, wie 
solche zwischen privaten Parteien. Beim Völkerbund ist die 
freiwillige Unterwerfung unter ein internationales Schiedsgericht voll- 
kommen mit der Voraussetzung des freiwilligen Beitritts zur Organi- 
sation verknüpft. 

Es ist wahr, daß das Protokoll hinsichtlich des Schiedsgerichts- 
gedankens ein wenig über den Rahmen des eigentlichen Vertrages 
hinausgeht, obwohl das Ausmaß, in dem dieser Rahmen überschritten 
wird, vielfach übertrieben dargestellt wird. Ich selbst bin der Meinung, 
daß ein gewisses Hinausgehen über den verhältnismäßig engen Rahmen 
des Grundvertrages notwendig ist, um jenes Maß von Sicherheit zu er- 
zeugen, das erforderlich ist, um den Abrüstungsgedanken schneller zu 
verwirklichen. Abrüstung nämlich oder besser gesagt Rüstungsabbau ist 
das Ziel des Protokolls. Man darf aber nicht übersehen, daß das Protokoll 
null und nichtig wird, falls die Abrüstung nicht allgemein durchgeführt 
wird. 

Für die Abrundung des Völkerbundes und die damit erzielbare 
wirkliche Gemeinschaft der Kulturnation ist natürlich die Einbringung 
derjenigen Staaten, die bisher noch außerhalb des Völkerbundes stehen, 
besonders wichtig. Hierbei spielen vor allen Dingen Deutschland und 
Rußland eine große Rolle. Hinsichtlich Rußlands liegen die Verhältnisse 
besonders schwierig. Ich bin der Überzeugung, daß Sonderverträge 
einzelner Nationen mit Rußland, wie z. B. der beabsichtigte englisch- 
russische Vertrag, wohl geeignet sind, die politischen Beziehungen der 
europäischen Nationen zu Rußland, zu stabilisieren. Stets ein Anhänger 
friedlicher Beziehungen zu Rußland habe ich aber mit Rücksicht auf die 
Anschuldigungen, die von der jetzigen englischen Regierung während 
des Wahlkampfes gemacht-wurden, eine abwartende Haltung in dieser 
Frage eingenommen. Durch die kurzsichtige Politik eben dieserRegierung 
sind die Schwierigkeiten für den Eintritt Rußlands nunmehr eher ver- 
größert als verringert. Ähnliche Erwägungen gelten auch für Deutsch- 
land und die anderen Länder, die noch nicht Mitglieder des Völker- 
bundes sind. 

Der Grundsatz des Protokolls, alle Mitglieder des Völkerbundes zu 
einer großen internationalen Kulturgemeinschaft zur Sicherung des 
Friedens zu vereinen, ist grundverschieden von der bisher üblichen und 
leider noch vielfach beobachteten Politik der Sonderverträge. Wenn auch 
die Politik der Geheimverträge bei der noch nicht restlosen Durchführung 
des Völkerbundsgedankens auch heute noch gewisse Aussichten auf 
Erfolg bietet, so würde sie doch nach den Erfahrungen der Vergangen- 
heit sicherlich mit der Zeit zu internationalen Konflikten führen. Die 
alte unselige Überzeugung, daß der Weltfrieden durch einen Kräfte- 
ausgleich oder wie man es mit einem Fachausdruck zu benennen pflegt, 
durch das Gleichgewicht der Nationen, das in Wirklichkeit nur 
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auf der Geheimdiplomatie und militärischen Abmachungen beruht, muß 
aufgegeben werden. 

Man hat behauptet, daß das Ziel, das dem Völkerbunde vorschwebt, 
auch durch Sonderverträge erreicht werden könne. Ich bin in dieser 
Hinsicht ganz anderer Meinung. Man braucht sich hierbei nicht nur an 
die Mißerfolge der Vergangenheit erinnern, sondern nur die gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten für eine derartige Politik ins Auge zu fassen. 
Die Wirksamkeit solcher Separatverträge ist ja auch im übrigen bereits 
vom Völkerbund untersucht und von den Mitgliedsstaaten abgelehnt 
worden. Geheimdiplomatie ist eben unvereinbar mit der Loyalität der 
Völkergrundsätze. Der Völkerbund ist auf dem Gedanken einer inter- 
nationalen Gemeinschaft der Nationen aufgebaut, wobei die 
einzelnen Mitglieder der Organisation völlig gleichberechtigt sein müssen. 
Separate Abmachungen können daher nur Aussicht auf Erfolg haben, 
falls sie integrierender Bestandteil des Gleichberechtigungsprinzipes 
sind, wie es im Protokoll niedergelegt ist. Dieser Standpunkt wurde auch 
im letzten Herbst auf der Völkerbundsversammlung eingenommen. 
Es ist kaum anzunehmen, daß das System der Separationsverträge 
wieder aufleben könnte, ohne das schärfste Mißtrauen der Allgemeinheit 
zu erregen, ja selbst ohne gefährliche Reibungen unter den einzelnen 
Staaten auszulösen. Kein Sonderabkommen sollte jedenfalls in Europa 
abgeschlossen werden, ohne daß darin die Annahme des Schiedsgerichts- 
prinzipes festgelegt ist, wobei sich letzteres wieder in der Methode seiner 
Anwendung auf die Methode des Protokolls stützen müßte. Der ver- 
nünftigste Kurs der internationalen Diplomatie würde 
jedenfalls der sein, der durch den Völkerbund gegebenen 
Führung großherzig zu folgen und die in der Gründungs- 
urkunde und in dem Protokoll niedergelegten Grundsätze 
so weit als möglich zu akzeptieren mit der Absicht, inter- 
nationale Streitigkeiten ein für allemal friedlich zu regeln 
und die Weltabrüstungskonferenz zu ermöglichen. 

Es war vorauszusehen, daß, sobald der Völkerbund tatsächlich 
Schritte zur Verwirklichung der ihm im Vertrage übertragenen Funk- 
tionen unternehmen würde, der Widerspruch aller diejenigen Kreise, 
die den Völkerbundsgedanken bekämpfen, erregt werden würde. Dieser 
Widerstand hat sich auch tatsächlich gezeigt, aber es vergeht kaum ein 
Tag, wo der wahre Wert des Protokolls nicht besser verstanden und ge- 
würdigt wird. Die Friedenssehnsucht kommt jedenfalls der Durchführung 
des Gedankens sehr zugute; und wenn nunmehr im Herbste dieses Jahres 
der Völkerbund aufs neue zusammentritt, so wird er sicherlich die fort- 
schrittliche Politik der letzten Versammlung gutheißen und weiter aus- 
bauen. Der Weg zum Weltfrieden ist frei, die Völker sind wach, und die 
allgemeine internationale Abrüstungskonferenz kann einberufen werden. 
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AN DEUTSCHLANDS OST- UND SÜDOSTGRENZEN. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN, M.d.R. 


Die deutsche Politik hat es in erster Linie mit Frankreich und 
England zu tun und seit dem Sachverständigen-Gutachten sind die 
Vereinigten Staaten von Amerika, fast ohne es zu wollen, der 
vierte Partner in dem großen diplomatischen und politischen Spiel 
geworden, das unsere Tage erfüllt. Wir stehen dabei immer noch mitten 
drin in den Vorbereitungen zu der Lösung jenes großen Fragenkomplexes, 
der in den Begriffen Militärkontrolle, Ruhr- und Rheinräumung, 
Garantiepakt und Völkerbundseintritt Deutschlands umrissen 
ist. Die Einzelheiten dieses Hin und Her, auch etwa die Auswirkungen 
der letzten Reichstagsdebatte oder den möglichen Fortgang der Verhand- 
lungen mit Paris und London zu besprechen, ist hier nicht der rechte Ort. 
In wiederholter Darlegung der Zusammenhänge und Problemstellungen, 
wie sie sich in der Richtung auf das heut fast allgemein angenommene 
Kernwort,, Gleichberechtigung und Freiheit Deutschlands“ für die deutsche 
Außenpolitik im großen Rahmen der Weltpolitik darstellen, hat auch diese 
Zeitschrift bisher ihre Pflicht getan. Aber jeder, der sie aufmerksam las 
und etwa ihren Gedankengängen folgte, wird mit Recht festgestellt haben, 
daß ein anderer Komplex von Entwicklungen, der an Deutschlands 
Ost- und Südostgrenzen, bisher in der Darstellung ein wenig zu kurz 
gekommen ist. Während die französische Politik es fertig gebracht hat, 
die Anfang Februar des Jahres durch Deutschland eingeleitete Diskussion 
auf Grund der deutschen „Sicherheitsvorschläge‘“ nicht nur erheblich zu 
verlangsamen und zu verschleppen, sondern sie neuerdings zur Abwechs- 
lung wieder fast ganz hinter der Frage der Militärkontrolle zurück- 
treten zu lassen, hat sich bekanntlich an diesen Ost- und Südostgrenzen 
Deutschlands regstes politisches Leben gezeigt und hier ergeben sich in 
wechselvoller Beziehung zu der „großen Politik“ Frankreichs und Englands 
deutlich drei verschiedene Probleme: die deutsch-polnischen 
Grenzen und ihre Zukunft, die im Auftrage von Paris betriebene 
regsame und zugleich unruhige Politik des tschechoslowakischen 
Außenministers Benesch und die Anschlußtendenzen Österreichs an 
das Deutsche Reich, bzw. die Zukunft Österreichs überhaupt. 

Wenn wir Deutschen allgemein von „Ostpolitik“ sprechen, so 
können und dürfen wir das mit vollem Recht niemals ohne die richtige 
Einschätzung des russischen Faktors tun, auch wenn dieser Faktor 
bekanntlich recht eigenartige Wege geht. Eine einigermaßen end- 
gültige und dauernde Gestaltung des europäischen Ostens wird 
auf jeden Fall erst dann eintreten, wenn über die Zukunft Rußlands 
weniger Ungewißheit herrscht, als heute. Ich selbst bin für meine Person 
von jeher ein Anhänger und Befürworter der sog. „Rapallo-Politik‘“ 
gewesen und auch wenn man bei uns jetzt häufig hört, sie habe uns wenig 
oder gar nichts von praktischen Vorteilen gebracht, so halte ich dafür, 
daß gerade, wenn Deutschland im Westen Verzichte ausspricht 
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und freiwillige schmerzliche Anerkennung ausspricht, gerade dann 
in der Richtung auf den Osten gewisse Zukunftsmöglichkeiten 
bestehen bleiben müssen. Die amtliche deutsche Außenpolitik hat das 
Wort geprägt, daß Deutschland weder eine reine Westorientierung, 
noch eine reine Ostorientierung einschlagen kann, oder mit anderen 
Worten: Wir müssen auf der Grundlage des Sachverständigen-Gut- 
achtens in der Richtung auf den Westen unsere Verpflichtungen er- 
füllen und die dort wirkenden Kräfte richtig beurteilen und wenn mög- 
lich ausnützen; wir dürfen andererseits in der Richtung auf den Osten 
die deutsche Politik und die deutsche Zukunft nicht mit solchen Bin- 
dungen umgeben lassen, die ein für allemal oder doch für unabsehbare 
Zeit die Fesseln des Versailler-Vertrages bestehen lassen würden. 
Herr Tschitscherin freilich, der russische Außenminister, verlangt von 
uns eine ganz andere Außenpolitik. Er warnt uns vor jedem Garantie- 
pakt mit dem Westen und insbesondere vor einem damit ev. zusammen- 
hängenden Eintritt in den Völkerbund und er behauptet geradezu, daß 
durch eine solche Politik Deutschland sich seine Zukunftschancen in 
der Richtung auf den Osten freiwillig verderben würde. Ich selbst und 
wohl die Vertreter aller anderen Parteien im Reichstage haben gelegent- 
lich der letzten außenpolitischen Debatten dem Sinne nach ebenso wie 
die Regierung es ausgesprochen, daß Deutschland sich seine 
Politik unmöglich von Moskau aus vorschreiben lassen 
kann. Wie sehr auch mancher Politiker bei uns — und zu ihnen rechne 
ich auch mich durchaus — gewillt ist, Äußerungen des russischen Außen- 
ministers nach ihrem ganzen Werte einzuschätzen, so können wir doch 
unmöglich soweit gehen, Herrn Tschitscherin oder einem seiner „politi- 
schen Freunde“ zuzutrauen, daß sie die nächsten deutschen Ziele 
und Notwendigkeiten richtiger beurteilen als wir selbst. 
Die Herren in Moskau treiben ganz einfach „russische Politik“ und von 
ihrem Standpunkt aus mag es nützlicher sein, wenn Deutschland seinen 
schweren Weg durch die Wirrnisse der vorhergenannten Probleme der 
Militärkontrolle, Räumung, Garantiepakt und Völkerbund nicht geht. 
Aber wir selbst wissen es besser und wir ringen in grundsätz- 
licher und kontinuierlicher Politik gegenüber den Westmächten 
und Amerika um das oberste Ziel deutscher Außenpolitik: um die 
Freiheit des deutschen Rheins, als dem Symbol deutscher 
Freiheit überhaupt. Soweit die russische Politik ein direktes, 
aktuelles Interesse an der Ausgestaltung dieser Dinge zu nehmen allen 
Anlaß hat, so liegt dieses bekanntlich in der Hauptsache in der Auslegung 
des Artikels 16 des Völkerbundpaktes, d. h. in den ev. Verpflich- 
tungen Deutschlands, an der Seite Frankreichs und Polens, sei es als 
Durchmarschland, sei es als aktiver Teilnehmer an militärischen und 
wirtschaftlichen Sanktionsmaßnahmen gezwungenermaßen wie einst 
1812 gegen Rußland vorzugehen. Die deutsche Politik hat dagegen 
ihren Eintritt in den Völkerbund unter anderem auch davon abhängig 
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gemacht, daß bezüglich dieses Artikels 16, d. h. der ev. aus ihm künftig für 
Deutschland entspringendenVerpflichtungen diedeutsche Freiheit des 
Entschlusses gewahrt bleibt. Soweit wir das mit unseren schwachen 
Kräften vermögen, sind also solche und ähnliche Erwägungen ein inte- 
grierender Teil der „Rapallopolitik“, d. h. eines freundschaftlichen 
deutsch- russischen Verhältnisses, das wir trotz aller augenblicklichen 
Bedrängnis in eine bessere Zukunft hinübernehmen wollen! 

Die harte Gegenwart zeigt uns aber zwischen dem fernen, großen 
und in sich selbst um innere Konsolidierung weiterringenden Rußland 
die Anderen, die Kleineren, die ewig Unruhigen, die heutigen 
„Trabanten“ Frankreichs. Trabanten deshalb, weil sie sichtbar nicht 
nur nichts gegen die französische Politik tun, sondern in all diesen Jahren 
geglaubt haben, sich auf Gedeih und Verderb der französischen Politik 
aus Selbsterhaltungsgründen unterordnen und ihre Weisungen ausführen 
zu sollen. Polen zunächst. Ich darf hier vielleicht auf meinen Artikel 
„Sechs Phasen englischer Nachkriegspolitik“ im Aprilheft dieser Zeit- 
schrift verweisen, um daran zu erinnern, wie und mit welchen Mitteln 
Polen zu seiner übermäßigen Ausdehnung auf Kosten deutscher Menschen 
und deutschen Landes gelangt ist. Der Versailler Vertrag und damit 
Abtrennung des Korridors, Teilen von Westpreußen, von Posen, Danzig 
und Memel wurde durch schärfste Drohungen einer eingeschüchterten 
zu nationalem Wollen nicht fähigen Mehrheit der deutschen Volksver- 
tretung und damit dann dem ganzen deutschen Volke aufgezwungen. 
Das oberschlesische Unrecht zwei Jahre später desgleichen. Buch- 
stabenmäßig haben die anderen also Recht, wenn sie gegenüber deut- 
schen Protesten immer wieder darauf hinweisen, daß es „bestehende 
Verträge“ gibt und daß Deutschland selbst sie unterschrieben habe. 
Aber das ist doch eben nur dem Buchstaben nach richtig, denn ein 
mit Gewalt diktierter Frieden kann nur solange Geltung 
behalten, wie das „System des Diktats und der Gewalt“ 
aufrecht erhalten wird. Ruft man wie jetzt von allen Seiten nach 
Frieden und Befriedung, ja nach „Vereinigten Staaten von 
Europa“, so ist es nicht nur ein logischer, sondern ein tatsächlicher 
Unsinn, wenn diese Befriedung nun auf den seinerzeit mit Drohung und 
Gewalt aufgezwungenen buchstabenmäßigen Verträgen aufgebaut 
werden soll. Das vielleicht größte Atout Deutschlands in seinem Ringen 
um Befreiung und Gleichberechtigung ist der Hinweis darauf, daß nur 
bei Freiwilligkeitundgutem Willen Deutschlandsein besserer 
politischer und wirtschaftlicher Zustand in Gesamteuropa eintreten 
kann. Aber selbst vertragsrechtlich und wiederum dem Buchstaben 
entsprechend gibt uns jener Artikel 19 des Völkerbundpaktes 
das Recht, als ev. Mitglied des Völkerbundes die Forderung nach einer 
„Nachprüfung internationaler Verhältnisse zu erheben, deren Auf- 
rechterhaltung den Weltfrieden gefährden könnte.“ Und das ist eines. 
der interessantesten Momente in der nun schon seit einigen Monaten 
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über diese Dinge fortgeführten weltpolitischen Diskussion: der größte 
Teil der Weltmeinung draußen, außerhalb Frankreichs und seiner Tra- 
banten, erkennt mehr oder minder offen den Ansprueh Deutsch- 
lands an, daß eben gerade an seinen Ostgrenzen solche internatio- 
nalen Verhältnisse bestehen, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden 
gefährden kann. Freilich, den Polen gefällt alles dies sehr wenig. Sie 
haben zweifellos den durch die französische Politik geschaffenen Ver- 
schleppungszustand dazu benutzt, in den neulich abgeschlossenen Ver- 
trägen mit der Tschechoslowakei sich Hilfe und Unterstützung 
für die buchstabenmäßige Garantierung ihrer Grenzen gegen- 
über Deutschland zu verschaffen. Alte Gegensätze wurden dabei über- 
brückt und die gemeinsame Abwehr gegen auch nur die entfernteste 
Möglichkeit eines Rückflutens deutscher Kraft hat alte Rivalitäten 
erstickt. Wir sehen und kennen alle diese Dinge recht gut, wenigstens 
soweit sie für uns zu kennen notwendig sind. Es gibt im deutschen 
Reichstage auch keine Partei, die nicht grundsätzlich die Forderung 
der Revision bezüglich des Korridors und Danzig einerseits, bezüglich 
Oberschlesiens andererseits, vertritt. Amtlich wurde in diesen Wochen 
immer wieder betont, daß für die erhobenen Revisionsansprüche nur 
friedliche Mittel für Deutschland in Frage kommen können. Was 
im Sinne der hier vertretenen Gedankengänge unter allen Umständen 
abgelehnt werden muß, ist daher die nochmalige freiwillige | 
Anerkennung der deutschen Ostgrenzen. Was weiter abge- 
lehnt wird, ist die Fortsetzung der Methoden der Gewalt und 
des Diktats, mit denen man diese deutschen Lebensfragen bisher 
zu regeln beliebt hat. Was statt dessen vorgeschlagen wurde, ist die 
Einführung des großen über die ganze Welt gehenden Prinzips der 
Schiedsgerichtbarkeit, d. h. in der Anwendung auf die besonderen 
deutsch-polnischen Verhältnisse, daß auch für ihre Regelung die Mög- 
lichkeit geschaffen werden muß, zumindestens künftige Entwick- 
lungen — die allerdings eben von den mit Gewalt geschaffenen unhalt- 
baren Zuständen ausgehen werden — nach Recht und Gerechtigkeit 
zu entscheiden und damit unhaltbar gewordene Verträge auf 
völkerrechtlichem Rechtswege zu revidieren! 

Die interessanteste Figur und der typischste Vertreter rein fran- 
zösischer Absichten im Osten und Südosten Europas hat seinen Amtssitz 
aber nicht in Polen, sondern an der Moldau und ist der tschecho- 
slowakische Außenminister Benesch. Er redet, er läßt sich inter- 
vieven, er reist, er hält Konferenzen ab, eilt nach Genf, Paris, Warschau, 
Belgrad, Rom, Bukarest, oder wo sonst etwas los sein könnte — doch 
sicherlich nicht nur, um rein tschechoslowakische Interessen 
zu vertreten. Wir kennen im Laufe der Jahre nunmehr auch ihn zur 
Genüge und nichts Neues, Plötzliches und nicht Geahntes kann uns 
von ihm kommen. Von jener Genfer Völkerbundsentscheidung über 
Oberschlesien im Herbst 1921 an bis in diese Tage hat Herr Benesch 
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zwar die direkten Beziehungen zwischen seinem Lande und uns in ruhiger 
und sachlicher Weise sich nicht ungünstig entwickeln lassen, anderer- 
seits jedoch hat ihn sein maßloser Ehrgeiz und seine enge Abhängigkeit 
von den Zielen der Pariser Politiker dazu geführt, daß im großen be- 
trachtet sein Wirken als recht erheblich gegen Deutschland und gegen 
deutsche Zukunftsziele gerichtet bezeichnet werden muß. Er war 
der Schöpfer der sog. „Kleinen Entente“ und spann trotz anfänglicher 
und noch heut bestehender Divergenzen Jugoslawien sowohl wie Ru- 
mänien in seine Pläne ein. So verschieden die Interessen der einzelnen 
sein mögen — wir dürfen uns in Deutschland keinem Irrtum darüber 
hingeben, daß esjenen Staaten insgesamt mit dermächtigen Unterstützung 
Frankreichs bis heute geglückt ist, den von Paris gewünschten ständigen 
Druck von Osten und Südosten her auf Deutschland aus- 
zuüben, und die große Frage ist heute die, ob das für alle Zukunft 
so bleiben kann oder soll oder darf. Läßt man einmal die 
Sonderprobleme „Bulgarien“, „Ungarn“, „Beßarabien“ beiseite, so 
erwartet zusammengefaßt die französische Politik von ihren Bundes- 
genossen und Trabanten für die uns Deutsche in der nächsten Zeit am 
meisten interessierende Entwicklung zwei Dinge: einmal den Versuch 
zur Verhinderung der Offenhaltung deutscher Zukunfts- 
möglichkeiten in bezug auf die Ostgrenzen, zweitens die 
Niederhaltung jeder Möglichkeit, die Anschlußfrage Öster- 
reichs ins Rollen zu bringen, wobei übrigens bemerkenswerter- 
weise auch Italien neuerdings einen ähnlichen Standpunkt eingenommen 
hat. Zweifellos hat die italienische Politik sich während der 
englisch-französischen Diskussion einerseits und den Konferenzen des 
Herrn Benesch andrerseits nun auch selbst „orientiert“ und ver- 
folgt bezüglich der Zukunft Österreichs eigene Ziele, über die 
demnächst mehr zu sagen sein wird. 

Und wenn die Dinge so oder so ähnlich liegen, was ergäbe sich dann 
für ein Ausblick in die Zukunft? Ich komme für meine Person 
zunächst immer wieder zu dem Schlusse, daß die deutsche Politik, so 
schwer es ihr und uns auch werden mag, allen Anlaß hat, sich vorläufig 
auf das nächstliegende, dringendste und höchste Ziel zu be- 
schränken. Dieses Ziel ist — immer wieder sei es wiederholt — die 
Befreiung deutschen Bodens von feindlicher Besetzung. 
Wir dürfen annehmen, daß das, was wir „Gleichberechtigung“ 
nennen, sich im selben Maße einstellen wird, wie die feindliche Besetzung 
aus Deutschland verschwindet. Alles andere, wovon heut soviel geredet 
und geschrieben wird, als da ist sofortige Realisierung der Revision 
der deutschen Ostgrenzen, Anschluß Österreichs an Deutschland oder 
Wiedererlangung von Kolonien sind Ziele, die jeder Deutsche gern unter- 
schreiben und mitmachen wird — aber sie liegen noch weit ab und bergen 
die Gefahr in sich, daß unser Volk nicht alle Kraft und Entschlossenheit 
anwendet, um zunächst einmal die Vorbedingungen dieser Zukunft 


DIE STABILISIERUNG EUROPAS 209 


zu erreichen und diese scheinen mir nur — wie ich in dieser Zeitschrift 
wiederholt ausgeführt habe — in einer für Deutschland erträglichen, 
den Dawesplan ergänzenden Sicherung seiner politischen Zukunft 
in Gestalt von Befreiung von Ruhr und Rhein ingleichberech- 
tigten Verhandlungen mit den Westmächten zu liegen. 


DIE STABILISIERUNG EUROPAS. 


1. Ist wirtschaftliche Beruhigung in Sicht? 
Von The Rt. Hon. PHILIP SNOWDEN M. P. London, ehem. Schatzkanzler. 


Die wirtschaftlichen Verhältnisse Europas haben sich in den letzten 
12 Monaten zweifellos wesentlich gebessert. Der erfreulichste und zu- 
gleich am meisten beachtenswerte Zug an dieser Besserung ist, daß sie 
stetig und fest im Charakter war und nicht etwa unter heftigen Schwan- 
kungen und als Zufallserscheinung auftrat. 
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Die europäischen Valuten haben große Fortschritte in bezug auf 
Stetigkeit und innere Wertsteigerung gemacht. Valutenbewegung ist 
vielleicht das beste Barometer für die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse in der Welt. Legt man diesen Maßstab an, so muß man ohne 
weiteres zugeben, daß die Länder Europas aus dem Zustande eines akuten 
Fiebers in dasjenige einer normalen Temperatur, wenn auch geschwächter 
Konstitution zurückgekehrt sind. 

Stetigkeit der Währungen ist andererseits die wichtigste Grundlage 
für das Vertrauen im Handel. Schwankt die Valuta eines Landes heftig 
von Tag zu Tag oder gar von Stunde, dann ist damit das Gefühl der 
Sicherheit im Handelsverkehr mit diesem Lande zerstört. Der Ausländer 
hält sich zurück, während im Inland jedermann sozusagen von einem 
Taumel erfaßt wird. Handel und Finanz werden zu einem Glücksspiel 
gemacht, die Sicherheit der Industrie ist unterminiert. 

Die Entwicklung Europas in den Jahren nach dem Waffenstill- 


stand, seine verheerende Inflation, die entwerteten und schwankenden 


Währungen, die Ausfälle im Staatshaushalt und die ganze unsichere 
Struktur der Wirtschaft ist, wenn auch nicht völlig genesen, so doch auf 
gesündere Füße gestellt worden. Deutschland, Österreich, Ungarn, 
Polen und Rußland haben, wenn auch unter großen Schwierigkeiten, 
ihre Währungen stabilisiert, und die neuen Währungen haben bisher ihre 
Stabilität gewahrt. Wir können augenblicklich keine Anzeichen irgend- 
eines Rückschlages erkennen. l 

Man mag sich zum Dawesprogramm und zu seinem Erfolg stellen 
wie man will, man wird kaum leugnen können, daß der tatsächliche 
Erfolg dieses Programms eines Versuches der Lösung der schwierigen 
Reparationsfrage ein sehr wertvolles Mittel für den wirtschaftlichen und 
finanziellen Wiederaufbau Mitteleuropas gewesen ist. 

Gleich wie vor dem Kriege ist heute noch immer Deutschland 
die Grundlage und der Angelpunkt des mitteleuropäischen 
Wirtschaftskomplexes. Ein blühendes, aufsteigendes Deutschland, 
das sich in einer stabilen Wirtschaftsentwicklung befindet, wird die 
umliegenden Gebiete wieder beleben, und deren Belebung wird sich 
wiederum in einer Besserung des Welthandels fühlbar machen. 

Die übermenschlichen Anstrengungen, die man von seiten 
Deutschlands zum Aufstieg aus einem wirtschaftlichen und finanziellen 
Chaos gemacht hat, in das es vor etwa 2 Jahren gestürzt war, wird sicher- 
lich eines der anziehendsten und großartigsten Kapitel der inter- 
nationalen Finanzgeschichte bilden. Das Dawes-Programm 
wurde verwirklicht, um den Prozeß der finanziellen Stabilisierung, der 

durch die Ausgabe der Rentenmark eingeleitet war, anzuschließen. 
Der Hauptvorteil, den Deutschland von der Aufstellung dieses Pro- 
grammes erfahren hat, ist die Sanierung seiner Währung und die 
damit erzielte Besserung des Staatshaushaltes. Das Gefühl der Un- 
sicherheit, das sich lähmend auf die deutsche Wirtschaft legte und 
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auch im Welthandel seinen verderblichen Einfluß spüren ließ, ist 
geschwunden. ` 

Das große Werk des Völkerbundes, die Verschaffung der Wiederauf- 
bauanleihen für Österreich und Ungarn hat nicht nur für diese Länder 
einen sehr erfreulichen und segensreichen Einfluß gehabt, sondern ist 
auch der gesamten europäischen Wirtschaftslage zugute gekommen. 
In Ungarn besonders ist ein höchst beachtenswerter Umschwung zum 
Besseren zu verzeichnen. Der Staatshaushalt ist nahezu ausgeglichen. 
Der Außenhandel blüht, und die Eisenbahnen haben sich in einem Maße 
gehoben, daß sie nunmehr rentable Unternehmungen zu werden ver- 
versprechen. In Österreich ist die Lage nicht ganz so günstig. Hier 
müssen größere interne Ersparnisse durchgeführt werden. Die Krone 
ist aber stabil geblieben — und Österreich erfreut sich einer gewissen 
Blüte. Es bedarf vielleicht eines größeren Zustromes von Kapital für den 
Ausbau der Industrie. Dies Kapital wird zweifellos einströmen, sobald das 
Vertrauen in seine Stabilität und das Vertrauen in die Durchführung 
der internen Sparsamkeitsreformen im Auslande wächst. 

Das schwierigste und größte Problem des europäischen Wiederauf- 
baues ist aber Rußland. Vertrauenswerte Nachrichten über die wirkliche 
innere Lage dieses ungeheuren Gebietes sind schwer zu erhalten. Un- 
glücklicherweise wird die Haltung der westlichen Staaten vornehmlich 
durch politische Einflüsse, durch wirtschaftliche Momente, wie die An- 
sprüche aus früheren Verpflichtungen beeinflußt. Die Anstrengungen, 
die von seiten der Westmächte zum Wiederaufbau Rußlands und zu 
einer Auseinandersetzung mit der russischen Regierung gemacht werden, 
sind gering. In der Zwischenzeit leidet Rußland, leidet Europa. Die Ent- 
wicklungsmöglichkeiten des russischen Marktes sind ungeheuer. Jedes 
Jahr, das verloren geht, um mit Rußland wieder zu erträglichen Be- 
ziehungen zu kommen, kostet Europa im Ausfall seines Handels mehr 
als irgendeine Summe, die die Gläubiger irgendwann als Ersatz ihrer 
Ansprüche aus der Vorkriegszeit zu erhalten hoffen können. 

Die übrige Welt hat das Recht, von Rußland die Anerkennung seiner 
früheren Schulden zu beanspruchen. Die Wiederherstellung des Ver- 
trauens ist die erste Grundbedingung für Kreditwährung. Rußland 
braucht Kredite. Es wird der russischen Regierung lange noch große An- 
strengungen kosten, dieses Vertrauen des internationalen Geldmarktes 
zu erringen. Rußland hat es trotzdem ohne äußere Hilfe fertig gebracht, 
seine Währung zu stabilisieren und auch stabil zu erhalten. Das ist der 
erste Schritt zur Erzeugung einer Atmosphäre des Vertrauens. 

Die Länder Europas, die ihre Währungen in letzter Zeit stabilisiert 
haben und die sich dadurch aus dem ungeheuren wirtschaftlichen und 
finanziellen Chaos, der sie noch vor einigen Monaten gefangen hielt, 
befreiten, brauchen vor allem Kredit. Groß-Britannien und die Vereinigten 
Staaten von Amerika haben in den letzten beiden Jahren viel getan, um 
diesem Bedürfnisse gerecht zu werden. Außer einer großzügigen Teil- 
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nahme an den internationalen Anleihen an Deutschland, Österreich, 
Ungarn und Griechenland hat Amerika bedeutende Summen für 
Privatkredite zur Verfügung gestellt. 

Die finanzielle und wirtschaftliche Durchdringung Europas durch 
Amerika dürfte weitgehende Folgen nach sich ziehen. Rein politisch 
dürfte sich Amerika in einem weit höheren Maße, als dies bisher der Fall 
war, europäischen Problemen zuwenden. Auch der Handelsverkehr 
zwischen der Alten und Neuen Welt wird sich heben. Die Aussichten für 
Europa sind sicherlich hoffnungsvoller als bisher. Die Zukunft hängt von 
der Haltung der Politiker, der Haltung von Handel und Industrie ab. 
Heilige Pflicht der Staatsmänner und Geschäftsleute ist es, den Frieden 
zu konsolidieren. Denn nur der Frieden ist Fundament und Voraus- 
setzung für wirtschaftlichen Aufstieg. 


2. Sieger und Besiegte. 
Von HARTLEY WITHERS, London. 


Ein kürzlich von der sogenannten amerikanischen Gold- und Silber- 
kommission herausgebrachter Bericht über „europäische Währungen 
und Finanzen‘ weist in seiner Einleitung bedeutungsvoll darauf hin, 
daß „die Einführung der Goldwährung in Europa allgemein gewünscht 
wird“. Anzeichen sind jedenfalls genug vorhanden, daß die Goldwährung 
in einigen führenden Ländern bald wieder eingeführt wird und daß 
weitere Nationen folgen werden. Schweden hat bereits die Goldwährung 
praktisch durchgeführt. Die gegenwärtige Tendenz im internationalen 
Geldmarkte geht nach einer Stabilisierung der Valuten durch Wieder- 
einführung der Goldwährung sowie durch Ausgabe von Silber und son- 
“stigem Metallgeld anstatt des Papiergeldes. Wo Metallgeld eingeführt 
wurde, ist es vom großen Publikum allgemein lebhaft begrüßt worden. 
Die Länder, die ihre Währungen in letzter Zeit auf Goldbasis stabili- 
siert haben, sind u. a.: Österreich, Deutschland, Polen, Ungarn, Tschecho- 
slowakei, Rußland, Littauen, Lettland, Finnland, Schweden, die Schweiz 
und Holland. 

Sollte Mr. Norman Angell je eine Nachrift zu seinem Buche „Der 
große Irrtum“ schreiben, so würde diese Liste ihm sicherlich den Text geben 
für ein neues Kapitel über den Nachteil, in einem Kriege Sieger zu 
bleiben. In seinem Buche zeigte er nämlich, daß Frankreich nach seiner 
Niederlage im Jahre 1871 sich wirtschaftlich in erheblich günstigerer 
Weise entwickelt habe als das siegreiche Deutschland. Die oben gegebene 
Liste der Länder, die ihr Geldwesen nach der Inflation auf gesunde 
Grundlage gestellt haben, zeigt in auffälliger Weise das Fehlen der 
Hauptsiegerstaaten, nämlich Frankreichs, Belgiens, Italiens und Englands. 

Die interessanteste Tatsache über die Wiederherstellung der Wäh- 
rungen der besiegten Mächte ist die, daß sie zum größten Teile durch die 
von außen kommende Finanzhilfe derjenigen Staaten zu- 
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wege kam, die ihre Niederlage vorbereitet hatten. Mr. 
Angell würde daher in der Lage sein, ohne weiteres zu zeigen, daß eine 
der Hauptverpflichtungen einer siegreichen Nation in einem modernen 
Kriege die ist, den besiegten Feind in seinem Geldwesen wieder auf ge- 
sunde Füße zu stellen. Er würde fernerhin ein leichtes haben zu zeigen, 
daß, falls im Friedensvertrage aus dem Staatsgebiete des besiegten Feindes 
neue Staaten geschaffen werden, auch diese inihrem Geldwesen durch den 
Sieger finanziert werden müssen. Der Grund für diese Verpflichtung mag, 
wie im Falle der an Österreich und Ungarn gewährten Finanzhilfe, in der 
Hauptsache das Mitleid sein, er mag aber auch, wie im Falle der An- 
leihe an Deutschland, auf der Überzeugung beruhen, daß eine 
solche Finanzhilfe die einzige Möglichkeit zur Beitrei- 
bung von Kriegsentschädigungen ist. Welche Ursache auch im- 
mer mitspricht, man kann an der eigenartigen Tatsache nicht vorüber- 
gehen, daß auch im Weltkriege erst die Sieger die Besiegten währungs- 
technisch wieder auf die Füße gestellt haben. Unter den Siegerstaaten 
sind die Vereinigten Staaten allein auf der reinen Goldbasis geblieben, 
doch fühlen sie sich im Besitz wahrer Goldberge durch die schwankenden 
Währungen anderer Staaten stark beunruhigt. 

Für England scheint die Rückkehr zur Goldwährung eine aus- 
gemachte Tatsache zu sein. Bevor diese Zeilen gedruckt sind, mag bereits 
von seiten der Regierung eine endgültige Bekanntmachung in dieser 
Angelegenheit erfolgt sein. Auch in Frankreich, Italien und Belgien 
beabsichtigt die Regierung eine möglichst baldige Wiedereinführung 
der Goldwährung. Die öffentliche Meinung in diesen Ländern — soweit 
sie zu diesen Fragen Stellung nehmen konnte — war jedoch seit langem 
der Überzeugung, daß eine derartige Politik praktisch undurchführbar 
ist, zum Teil weil der hierzu erforderliche Prozeß der Schmälerung der 
Golddecke einen ungünstigen Einfluß auf das Wirtschaftsleben ausüben 
würde, und teilweise aus deshalb, weil dadurch die Last der Kriegsschulden 
außerordentlich vergrößert würde. 

Wenn man die Gründe untersucht, aus denen heraus die Siegerstaaten 
so langsam in der Wiederherstellung der Stabilität ihrer Währungen vor- 
gehen, so finden wir, daß sie — wie dies ja auch natürlich ist — sich sozu- 
sagen auch in ihrem fiskalischen Temperament unterscheiden. 
In England versucht man die Währung ins Gleichgewicht zu bringen, 
ohne auf die problematischen Aussichten der deutschen Kriegsentschädi- 
gungen zu warten. Wir würden bereits lange die Goldwährung eingeführt 
haben, doch hinderten uns hieran politische Vorgänge, namentlich der 
Aufstieg der Arbeiterpartei und die damit verbundenen Befürchtungen 
einer Vermögensbeschlagnahme, die im Herbst 1923 zu einer „Flucht aus 


dem Pfunde“ führte. 
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DIE DEUTSCHE EISENBAHNKRISE. 
Von Geheimrat Dr. R. G. QUAATZ, M.d.R. 


Das Eisenbahnwesen in Deutschland ist von jeher ein Gegenstand 
des politischen Interesses gewesen. Die Verstaatlichung der preußischen 
Eisenbahn, die damit sich vollziehende Bildung eines großen Staats- 
bahnnetzes bezeichnen den großen Umschwung der Bismarckschen 
Wirtschaftspolitik. In dem Maße, in dem die deutsche Wirtschafts- 
politik nach außen einen immer mehr ge- 
schlossenen und nationalen Charakter an- 
nahm, vollzog sich auch die innere Verein- 
heitlichung der deutschen Eisenbahn unter 
preußischer Führung und die Bildung der 
deutschen Eisenbahng®meinschaft mit dem 
Zwecke der Vertretung einer einheitlichen 
deutschen Verkehrspolitik dem Auslande 
gegenüber. Den weitergehenden Plan, ein- 
heitliche deutsche Reichseisenbahnen zu 
schaffen, hat Bismarck bekanntlich gegen- 
über dem Widerstande der Mittelstaaten 
nicht durchführen können. 

Das nachrevolutionäre Deutschland zer- 
störte den Kern der Bismarckschen Reichs- 
konstruktion, indem es die Klammer löste, 
mit der die Monarchie das Reich und Preußen ` 
zusammengehalten hatte. Instinktiv suchte 
man nach Behelfsmitteln, um das Gefüge 
des Reiches nicht auseinander brechen zu 
lassen und mußte, da man den organischen 
Zusammenhang nicht wiederherstellen 
konnte, dazu greifen, mit Gewalt in die 
Befugnisse der Länder einzugreifen undihre 
Rechte auf das Reich zu übertragen. Auf 
diesem Wege war es, daß im Jahre 1920 die 
deutschen Einzelstaaten das, was sie Bismarck verweigert hatten, ihre 
Eisenbahnen, Erzberger darbringen mußten. Aber das Reich zeigte sich 
ohnmächtig, diesen Raub nutzbringend in nationaler und wirtschaft- 
licher Beziehung umzugestalten. Man verstand es weder, die zu- 
sammengerafften Eisenbahnnetze in ein einheitliches Ganze organisch 
einzugliedern, noch eine großzügige deutsche Verkehrspolitik in die Wege 
zu leiten, noch auch endlich die Eisenbahnen finanzwirtschaftlich ge- 
sund zu erhalten. Versuche der deutschen Wirtschaft, Anregungen 
zu einer Eisenbahnreform zu geben, scheiterten. Man schuf ein dilettan- 
tisches Eisenbahnfinanzgesetz, das unverständlicherweise die Billigung 
der Reichsregierung und der Mehrheit des Reichstages fand, löste damit 
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die Eisenbahn aus dem Zusammenhang des Reichshaushalts, entzog 
sie der Kontrolle des deutschen Volkes und gab ihr eine Selbständigkeit, 
der sie nicht gewachsen war. 

Das war der innere Grund dafür, daß die deutsche Reichsbahn bei 
der ersten Gelegenheit hemmungslos in die Hände des Auslandes fiel. 
Daß die Eisenbahn zu den schweren Kriegstributen Deutschlands das 
ihre beitragen sollte, war verständlich. Aber die bisherige Wirtschaft 
gab dem Gegner willkommenen Anlaß, von der Eisenbahn nicht nur 
Tribute zu fordern, sondern ihr auch das Recht der Selbstverwaltung zu 
nehmen. Leider muß es gesagt werden, daß die deutsche Eisenbahn 
hierbei nicht nur ein Opfer fremden Zwanges, sondern auch einer von 
deutschem Standpunkt schwer zu verurteilenden inneren Einstellung 
der maßgebenden Männer geworden ist. Statt bei den Verhandlungen 
davon auszugehen, dem eigenen Vaterland ein möglichst hohes Maß 
von Rechten zu sichern, strebte man umgekehrt dahin, die Zusammen- 
hänge mit dem eigenen Staat soweit wie nur irgend möglich zu 
lockern und glitt damit selbstverständlich um so tiefer in die fremde 
Abhängigkeit. Es war ein Egoismus des Ressorts, man kann sagen ein 
Fanatismus des Ressorts, der, um jeder Abhängigkeit von der deutschen 
Regierung möglichst weit auszuweichen, um so tiefer in fremde Bot- 
mäßigkeit sich begab. Es wird die Zeit kommen, in der man diese 
Dinge wird näher untersuchen müssen. 

Finanzwirtschaftlich betrachtet ist das Endergebnis folgendes: 
Auf dem Wege über die Eisenbahn hat das deutsche Volk in der Form 
von Eisenbahnobligationszinsen und Eisenbahnverkehrssteuern rund 
jährlich eine Milliarde Mark an die Gegner zu zahlen. Die Normierung 
einer so hohen Ziffer war nur möglich, weil die deutschen Unterhändler 
selbst die Hand zu einer vollkommen falschen Berechnung der Vorkriegs- 
erträge der deutschen Eisenbahnen boten. Schon jetzt zeigt sich, daß 
die Tribute in dieser Höhe nicht werden gezahlt werden können. 

Weit schlimmer als die Höhe der Eisenbahntribute ist die Art der 
Eintreibung. Man überläßt es nicht etwa der Eisenbahn und dem Deut- 
schen Reich, das als Bürge zu haften hat, wie die Tribute aufgebracht 
werden, sondern man hat gleichzeitig der Eisenbahn eine Kapital- 
belastung aufgebürdet, die ihr jede eigene Kreditwirtschaft unmöglich 
macht und zudem so eingerichtet ist, daß das deutsche Volk ständig 
unter dem Damoklesschwert der Gefahr lebt, auch seine letzten Rechte 
an der deutschen Eisenbahn zu verlieren: 

Die Eisenbahntribute sind nämlich in die Form einer Obligations- 
last von 11 Milliarden Mark gekleidet. Diese Obligationslast macht ihr 
die Aufnahme jeden eigenen Kredites für Eisenbahnzwecke unmöglich. 
Nur ein Ausweg ist offen gelassen: Die Eisenbahn kann für eigene Zwecke 
drei Viertel ihrer Vorzugsaktien (1500 von 2000 Millionen) verkaufen. 
Das ist der einzige Weg, auf dem sie sich auf dem Geldmarkt Mittel be- 
schaffen kann, um ihr Netz auszubauen, Beschaffungen auf lange Sicht 
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vorzunehmen, kurz, eine ordnungsgemäße Finanzwirtschaft zu betreiben. 
Macht sie aber von diesem letzten Ausweg Gebrauch, so entsteht für 
das Deutsche Reich sofort ein neuer Verlust. Deutschland verliert näm- 
lich für je 500 Millionen Vorzugsaktien, die auf den Markt gebracht 
werden, einen Sitz im Verwaltungsrat der Eisenbahn, damit aber auch 
die letzte Möglichkeit, einen einigermaßen ins Gewicht fallenden Einfluß 
auszuüben. Diese Einflußmöglichkeit besteht nämlich im wesentlichen 
nur darin, daß das Deutsche Reich von den 18 Verwaltungsratsmit- 
gliedern 9 bestimmen darf. Gehen davon 4 verloren, so bleibt uns noch 
eine hoffnungslose Minderheit von 5:18 übrig. Außerdem wird der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats dann von den Vorzugsaktionären be- 
stimmt. Deutschland ist also in einer überaus gefährlichen Zwickmühle: 
Entweder verzichtet die Eisenbahn auf Kapitalbeschaffung in Form 
des Aktienverkaufs, dann ist der Zeitpunkt abzusehen, in dem sie 
vollends heruntergewirtschaftet sein wird, oder aber Deutschland ver- 
liert seinen letzten Einfluß auf die „deutsche“ Eisenbahn. 

Aus dieser Lage kann Deutschland nur herauskommen, wenn die 
Aktien in Deutschland selbst Unterkommen finden. Bei der bekannten 
Schwäche des deutschen Geldmarktes und der deutschen Wirtschaft er- 
scheint diese Möglichkeit heute praktisch ausgeschlossen. Den Ankauf 
aus Reichsmitteln zu bewerkstelligen, wäre nur in geringem Umfange 
möglich, da auch hier eine automatische Schranke aufgerichtet ist. Sollte 
nämlich Deutschland unter Anspannung aller seiner Steuerkräfte seine 
Einnahmen soweit steigern, daß es allmählich seine eigenen Eisenbahn- 
aktien zurückkaufen könnte, so tritt sofort der sog. Besserungsschein 
des Dawesplanes in Kraft, d. h. es werden die Tribute, die das Reich 
aus seinen eigenen Einnahmen zu zahlen hat (1%, Milliarde jährlich) 

in die Höhe getrieben. Wir sehen, daß hier eine kunstvolle Maschinerie 
eingerichtet ist, in der jeder Fall der Erholung oder Erstarkung der 
deutschen Wirtschaftskraft vorgesehen und aufgefangen ist. 

Man könnte auf den Gedanken kommen, daß die deutsche Eisenbahn 
sich durch Tariferhöhungen helfen könnte; aber auch dieser Ausweg 
ist verschlossen. Die deutschen Tarife haben bereits eine Höhe erreicht, 
die erdrosselnd wirken. Das ergibt ein Vergleich der deutschen Tarife 
mit denen seiner wichtigsten Nachbarländer. Ich beschränke mich auf 
einen Vergleich mit Frankreich. 

Auf 200 km Transportlänge und l dz berechnet ist die Fracht in 
Deutschland höher als in Frankreich bei 


Steinkohle um über. . 53% 
Stabeisen um über. 61% 
Getreide um beinahe . 93% 


Baumwolle um mehr als 172%. 
Ich habe nur einige wenige der wichtigsten Güter und keineswegs 
die am ungünstigs sten gestellten herangezogen. Gerade Kohle und Eisen 
werden in Deutschland noch verhältnismäßig am günstigsten befördert. 
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Auch ist die Mehrbelastung bei geringeren Transportlängen noch höher. 
Die weitaus größte Mehrzahl der deutschen Güter fährt aber viel kürzere 
Wege als 200 km. Nimmt man zum Vergleich etwa Italien und Belgien, 
so ergibt sich eine weiter bedeutende Verschlechterung in den Vergleichs- 
sätzen. Der obige Vergleich gibt also noch viel zu günstige Ziffern. 

Die Höhe der Transportbelastung hat dazu beigetragen, daß der 
Verkehr Deutschlands eine stark rückläufige Tendenz zeigt. Die deutsche 
Wirtschaft ist mehr als jede andere auf günstige und billige Beförderungs- 
verhältnisse bei der Eisenbahn angewiesen. Deutschland hat nicht die 
kurzen Wege zum Meer und die vielfachen Verschiffungsmöglichkeiten 
wie die Nachbarländer, namentlich aber England und auch die großen 
Industriegebiete der Vereinigten Staaten. Die Standorte der deutschen 
Industrie sind weit über das Reich verstreut, so daß die Güter bis zur 
Endproduktion vielfache und weite Transporte zurückzulegen haben. 
Ebenso fahren die Produkte der deutschen Landwirtschaft, die ihren 
Hauptsitz im Osten hat, weite Wege zu den Hauptverbrauchsgebieten 
in den großen Städten und Industrierevieren. Zu diesen natürlichen 
Lebenserfordernissen stehen Leistungen und Tarife der deutschen Eisen- 
bahn in einem traurigen Widerspruch. 

Das Endergebnis ist, daß die Leistungsfähigkeit der deutschen 
Eisenbahn bei der Festlegung der Eisenbahntribute durch fremde und 
leider auch durch deutsche Schuld in verhängnisvoller Weise überschätzt 
worden ist, daß die Konstruktion des Dawesplanes die freie Bewegung der 
Eisenbahnwirtschaft, namentlich auf dem Gebiete des Kreditwesens, 
in einer Weise gefesselt hat, die die deutsche Eisenbahn direkt reparations- 
unfähig macht. 

Langsam beginnt man in sachverständigen Kreisen einzusehen, 
daß der Dawesplan in manchen Hauptpunkten schwere Konstruktions- 
fehler in sich birgt. Auf einige der wichtigsten seiner Konstruktionsfehler 
hinzuweisen, ist der Zweck dieser Zeilen. Es ist mein lebhafter Wunsch, 
daß die öffentliche Aufmerksamkeit sich auf diese Dinge richten möge. 
Dann wird es auch an der Zeit sein, näher auf die Einzelheiten einzu- 
gehen, wie diese fehlerhafte Konstruktion verbessert und Auswege ge- 
funden werden können. 
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l. Agrarkrisis und Industrieprotektionismus. 
Von v. KÖPPEN, Halle (Saale). 


Sieht man von den speziellen Nöten der deutschen Landwirtschaft 
ab, wie z. B. der steuerlichen Überlastung und der Kreditnot, so kann 
man als Wesen der Agrarkrisis diegesunkene Kaufkraft der Agrar- 
produkte bezeichnen. Die Diskrepanz zwischen den Preisen für Agrar- 
erzeugnisse und für Industrieprodukte ist der entscheidende Moment der 
Agrarkrise nicht nur in Deutschland, sondern in der ganzen Welt. 

17 
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Woher kommt dieses Mißverhältnis der Preise ? 

Die agrarische Weltproduktion ist, relativ gerechnet, 
dieselbe geblieben wie vor dem Kriege. An Brotgetreide z.B. 
hatten wir 1913/14 eine Ernte von zirka 122 Millionen t, 1923/24 eine von 
ca. 102 Millionen t, der Ausfall dürfte bedingt sein durch die Verringerung 
des Weltschweinebestandes um 10 Millionen Stück und durch den Rück- 
gang des Konsums in Rußland. 

Die industriellen Produktionsanlagen (Hochöfen, Fabriken 
usw.) haben dagegen erheblich zugenommen. In der Gesamtheit 
läßt sich das zahlenmäßig nicht so leicht erfassen, wie z. B. das Getreide. 
Es mögen daher eine Anzahl von Einzelbeispielen als Beweis dienen. 

Die Weltproduktion an Baumwolle hat von 1913 nach 1923 von 
27,5 Millionen Ballen auf 23,8 abgenommen. Trotzdem ist beispielsweise 
in Brasilien die Verarbeitung von Baumwolle von 183000 Ballen 1913 
auf über 500000 Ballen 1922 gestiegen. Der Absatz der italienischen 
Baumwollgarne und -Gewebe hat sich im Vergleich zu 1913 um 30% 
gehoben. Indien hatte 1913 einen jährlichen Bedarf an Baumwoll- 
maschinen für 5,2, 1922 für 25,5 Millionen Dollar. Ähnlich liegen die Ver- 
hältnisse bei der Verarbeitung der Wolle. So ist z.B. die Einfuhr an 
Rohwolle in Italien um 250% höher als 1909/13, die Zahl der Kammzug- 
spindeln ist von 378000 im Jahre 1913 auf 500000 gestiegen, in Europa 
insgesamt hat sich die Zahl der Spindeln seit vor dem Kriege nicht ge- 
ändert, in Asien ist sie um ca. 65%, gestiegen. 

Die Welterzeugung an Roheisen hat sich von 77,8 Millionen t 1913 
auf 65,6 Millionen t 1923 verringert. Trotzdem ist die Produktion der 
Vereinigten Staaten von 31,4 auf 40,8 Millionen t gestiegen. Während 
die Weltproduktion an Blei um 5% abgenommen hat, ist sie in Asien um 
80%, in Afrika um über 50% und in Amerika um 15%, gestiegen. Die 
Kupfererzeugung ist in Europa um ca. 30% zurückgegangen, in Asien 
hat sie sich mehr als verdoppelt, in Amerika beinahe verdoppelt. Ent- 
sprechend sind die Zahlen für Zink und Zinn. 

Diese Zahlen beweisen, daß außerhalb Europas überall neue 
Industrien entstanden sind, während die alte europäische Industrie 
schwer um ihre frühere Weltgeltung ringt. Insbesondere die Vereinigten 
Staaten und Kanada haben, veranlaßt durch lukrativeKriegslieferungen, 
neue Industrien während des Krieges aufgebaut, um so aus dem gewal- 
tigen Eisen- und Textilverschleiß des Weltkrieges Vorteil zu ziehen. 
Während in Kanada noch 1900 der Anteil der Fertigfabrikate an der 
Gesamtaushilfe 5%, ausmacht, betrug er 1923 40%, bei zukehmendem 
Umfang des Exportes. Die Vereinigten Staaten hatten vor dem Kriege 
7 Milliarden Dollar Auslandsschulden, jetzt 11,8 Milliarden Auslands- 
forderungen. 

Das praktische Ergebnis all dieser Beispiele ist also die Feststel- 
lung, daß durch den plötzlich stark erhöhten Bedarf an Industriewaren 
aller Art infolge des Krieges die industrielle Produktion in der 
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Welt stark gestiegen ist, während die agrarische Produk- 
tion sich ungefähr auf demselben Stand gehalten hat. 

Da nun aber Wirtschaft letzten Endes Austausch von Industrie- 
produkten gegen Agrarerzeugnisse ist, so würde das bedeuten, daß die 
Kaufkraft der Agrarprodukte zugenommen haben muß. 

Wie kommt es, daß das Gegenteil der Fall ist? 

Zunächst leben wir jetzt noch in einer industriellen Scheinkonjunktur. 
Wiederaufbau der durch den Krieg zerrütteten Wirtschaft, Reorganisation 
der Betriebe, Modernisierung der Maschinenanlagen, Neubauten aller 
Art, wie z.B. das Elektrifizieren von Eisenbahnen, Inflationskonjunk- 
turen, diese Faktoren haben bisher belebend auf den industriellen Markt 
gewirkt und die Übersättigung der Welt an Industrie verschleiert. 

Der eigentliche Grund für den hohen Preisstand der Industrie- 
erzeugnisse liegt in dem Protektionismus, der in allen Ländern 
ängstlich die Industriekrise zu bannen sucht und in der Agrarzwangs- 
wirtschaft, mit der man künstlich die Lebensmittelpreise billig hält. 

In sämtlichen Industrieländern besteht jetzt die Tendenz, die Gren- 
zen gegen Fertigfabrikate zu sperren und durch Syndikate und Trusts 
im Innern die Konkurrenz auszuschalten. Japan z. B. gründet jetzt mit 
staatlichen Subventionen einen Eisen- und Stahltrust zur Erhaltung 
der Produktion und Ausschaltung des Konkurrenzkampfes der einzelnen 
Werke unter einander. Ebenso will Japan das Eindringen deutscher 
Farbstoffe in sein Reich verhindern, um die eigene Farbindustriehoch- 
zupeitschen. Das Ansammeln großer Geldmengen in den amerikanischen 
Banktresoren und das Gewähren von Auslandsanleihen bedeutet nichts 
weiter, als künstliche Finanzierung und Kreditierung der eigenen Export- 
industrie. Auch Italien schützt seine neu entstandene Chemische und 
Elektroindustrie durch hohe Zölle. In Australien blüht der Hochprotektio- 
nismus am stärksten. Täglich bringen die Zeitungen neue Meldungen von 
erhöhten Zolltarifen, Einfuhrverboten usw. aus der Schweiz, Belgien, 
Jugoslawien, Spanien usw. Erst jetzt wieder verlangt die indische 
Metallindustrie die Erhöhung der Einfuhrzölle, teilweise bis zu 100%. 
Ein Land wie Afghanistan hat ein Einfuhrverbot auf englische Textil- 
waren gelegt! | 

Noch eine andere Form von Industrieschutz wird in einigen Ländern 
angewandt, nämlich die Agrarzwangswirtschaft. In Frankreich z.B. 
gelten für Getreide amtliche Höchstpreise und nach den neuesten Nach- 
richten beabsichtigt die Regierung sogar auf Staatskosten Getreide 
anzukaufen, um so mit diesen Lagervorräten jederzeit den Preis regu- 
lieren zu können. Entsprechendes erleben wir ja auch in Deutschland 
mit der Reichs-Getreidestelle. Ebenso stellt die Ausfuhrsperre für 
Getreide und Vieh eine zwangwirtschaftliche Maßnahme dar, die nur den 
Zweck haben soll, die Lebenshaltung künstlich zu verbilligen, damit die 
Löhne niedrig gehalten werden können, d.h. also um die Industrie 
konkurrenzfähig zu erhalten. 
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All diese Maßnahmen bedeuten entweder Unterstützung der Indu- 
strie mit Steuergeldern aus der Gesamtwirtschaft oder Ausschaltung der 
Konkurrenz und dadurch künstliches Hochhalten der Industriepreise. 

Steinmann-Bucher hat für das Jahr 1911 ausgerechnet, daß 67°/, der 
deutschen gewerblichen Produktion vom Inlande konsumiert werden, 
mithin gehen also die hohen Industriepreise in überwiegendem Maße 
auf Kosten der Landwirtschaft. Dieser Protektionismus kann nur solange 
bestehen, als es noch eine zahlungfähige Landwirtschaft gibt. In den 
Vereinigten Staaten hat er schon Y, Million Farmer von Haus und Hof ge- 
trieben, die Agrarkrise wird auch noch in anderen Ländern ihre Opfer 
fordern. 

Je länger dieser Industrieprotektionismus dauert, desto mehr land- 
wirtschaftliche Kraft wird zerstört, desto schlimmer wird eines Tages die 
Industriekrise. Wir haben nun einmal eine zu große Industrie in der Welt. 
Die Industriekrise mußte kommen, mit Nachlassen der Kriegskonjunktur. 
Wollte man ihr begegnen, so müßte man die agrarische Hälfte der Welt 
stärken, nicht aber auf Kosten derselben eine Scheinkonjunktur für die 
Industrie erhalten. 

Die Macht der großen Naturgesetze ist stärker als die der Menschen. 
Wehe, wenn eines Tages die heraufdämmernde Weltindustriekrise nicht 
eine kaufkräftige Landwirtschaft vorfindet. Für unsere deutsche Wirt- 
schaftspolitik muß daher gefordert werden: Stärkung des Binnenmarktes, 
Abbau des Industrieprotektionismus. 


2.Die Verkümmerung der deutschen Landwirtschaft. 
Von Geheimrat Dr. jur. v. HIPPEL, Kuglack. 


In den letzten Wochen habe ich die politisch maßgebenden Stellen 
tunlich oft darauf aufmerksam gemacht, welche Tragweite das Zustande- 
kommen einer einheitlichen Regierung für die dringend zu lösenden 
Wirtschaftsaufgaben habe. Für die Landwirtschaft handelt es sich um 
die Gestaltung ihres wirtschaftlichen Schicksals, denn es findet gleich- 
zeitig statt die Bestimmung des Vermögens (Aufwertung, Inflations- 
steuern usw.), der Rentabilität (Handelsverträge usw.), und der 
Besteuerung (Grundbewertung, Einkommensteuer usw.). Mit anderen 
Worten: von dem Ausfall der jetzt kommenden Gesetze wird es ab- 
hängen, wieviel dem Landwirt von seinem Vermögen bleibt, wie sein Ein- 
kommen sein wird und wieviel ihm davon durch Steuern fortgenommen 
wird. 

Die Aufwertung ist ein Schulbeispiel dafür, welche Folgen fehlende 
wirtschaftliche Kenntnisse und daraus sich ergebende Unentschlossenheit 
und Schwanken bei gesetzgeberischen Maßnahmen haben; heute ist 
eine leidlich befriedigende Regelung überhaupt nicht mehr möglich. 
Ich will den Strom der Erörterungen über die »Gerechtigkeit« dieser oder 
jener Vorschläge nicht vergrößern, ich will nur darauf aufmerksam 
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machen, daß bei der jetzt beabsichtigten Art die Landwirtschaft 
der einzige Leidtragende ist. Die Industrie hat man von der Auf- 
wertung befreit, weil sie Reparationslasten trage. Die Industrie aber 
muß und wird die Reparationslasten auf die Waren abwälzen und 
schützt sich dann mit Zöllen, das ist ein ganz selbstverständlicher volks- 
wirtschaftlicher Vorgang. Er bedeutet, daß eben nicht die Industrie, 
sondern die Gesamtheit des deutschen Volkes, darunter also auch die 
Landwirtschaft, die Reparationszahlungen trägt. Ebenso nützt der 
städtische Grundbesitz die Aufwertungslast weiter, denn er erhöht nur 
die Hypothekenzinsen, die Mieten. Also nicht die Hausbesitzer, sondern 
die breite Masse der Mieter werden durch die Aufwertung belastet zugunsten 
der Hypothekengläubiger. Allein der landwirtschaftliche Beruf wird 
durch die Aufwertung direkt mit nicht abwälzbaren Lasten belegt. 
Ob das gerecht oder ungerecht ist, mögen andere entscheiden, jeden- 
falls ist es volkswirtschaftlich falsch, gerade dem Produzenten, 
der seine Kraft anspannen soll, Lasten aufzulegen zugunsten des Rent- 
ners. Und nicht einmal diesen kommt in der Hauptsache die land- 
wirtschaftliche Aufwertung zugute. Die landwirtschaftliche Verpfän- 
dung bestand vorwiegend in Pfandbriefen und Hypothekenbankbriefen, 
und diese Papiere sind heute längst nicht mehr in den Händen ihrer 
Besitzer aus dem Jahre 1913, sondern in gewaltigen Beträgen vom 
Großkapital oder Spekulanten aufgekauft. Dazu kommen die Einzel- 
heiten der Gesetzesvorlage, die zu einer Reihe von Unerträglichkeiten, 
Streit usw. führen werden. So insbesondere das Wiederaufleben getilgter 
Schulden. Wenn erledigte Rechtsgeschäfte rückgängig gemacht werden, 
weshalb leben dann nicht auch die landwirtschaftlichen Verkäufe auf, 
als die Landwirte die Milch für 1, Pfennig, die Kuh für 17 Mark ver- 
kauften, und weshalb werden diese Preiszahlungen nicht aufgewertet ? 
Doch nur, weil das praktisch unmöglich ist. Der Landwirt aber, der sein 
Grundstück ja nicht wegtragen kann, bleibt für den Zugriff, auch den 
nachträglichen gegenwärtig. 

Die Aufwertung bedeutet eine Vermögensverschiebung von der 
Landwirtschaft fort zum Kapital. Wird sie vorgenommen, dann muß 
sie aber auch die Folgerungen aus der Vermögensveränderung ziehen. 
Der Landwirtschaft wurde die Rentenmarkschuld auferlegt und die 
Grundsteuer in der jetzigen Höhe zugemutet mit der ausdrücklichen Be- 
gründung, daß die Landwirtschaft entschuldet ist. Erst legte man ihr 
Lasten auf, weilihre Schulden fortfielen, und dann läßt man die Schulden 
wieder aufleben. Demgegenüber ist zu fordern, daß 

l. die Rentenbankschuld um den Betrag der Aufwertung, 

2. die Grundsteuer und die Zinsen der Aufwertungs- 

hypothek vermindert wird. 

Das ist eigentlich selbstverständlich, und doch habe ich bisher 
nicht gefunden, daß diese Zusammenhänge beachtet und von den 
zuständigen Stellen aufgewertet sind. 
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Die Landwirtschaft wird bei der Durchsetzung dieser unerläßlichen 
Forderung schweren Stand haben, denn ihr Interesse steht dabei dem 
anderen Berufe gegenüber, und Interessengemeinschaft besteht hier mit 
den ländlichen Arbeitern und auch mit der nichtkapitalistischen Masse 
der Konsumenten, also Gruppen, deren Vertretungen parteipolitisch 
der Landwirtschaft fern stehen. Von dieser Seite droht anderseits der 
Landwirtschaft, und wieder nur ihr allein, eine weitere Vermögens- 
fortnahme durch Besteuerung der sog. Entschuldungsgewinne. Während, 
man diese fordert, verkennt man, daß ein Vermögensobjekt wirtschaft- 
lich so viel wert ist, als es Rente gibt, daß diese aber heute bei dem ent- 
schuldeten Grundstück bereits geringer ist als früher nach Deckung 
der Schuldenzinsen. Diesen Forderungen gegenüber ist die Industrie 
wieder in günstigerer Lage, weil ihre Bilanzbewertungen von wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten ausgehen, der Wert derlandwirtschaftlichen Grund- 
stücke bekanntlich heute steuerlich mit erdachten Ziffern geschätzt wird. 

Mehr noch als die Behandlung des Vermögen berührt den Land- 
wirt die Rentabilität des Betriebes. Vermögen hat so viel Wert, als 
es einbringt, es sei denn, daß man es verkaufen will, und das wollen 
wir Landwirte doch nicht. Nun brachte die Landwirtschaft im ver- 
gangenen Jahre nicht einmal so viel ein, daß der Betriebsinhaber leben 
und Steuern zahlen konnte, geschweige denn, daß die normalen Neu- 
anschaffungen usw. gemacht werden konnten. Alles hofft auf bessere 
Konjunktur, die Gefahr des Gegenteils steht aber vor der Tür. Deutsch- 
land steht im Begriff, durch Abschluß von Handelsverträgen mit 
allen Staaten gleichzeitig seine Wirtschaftsbeziehungen neu zu begrün- 
den. Etwas Ähnliches ist noch nie dagewesen, es handelt sich jetzt in 
der Tat um Neubau der ganzen Preiskonjunkturen für Indu- 
strie und Landwirtschaft undim Zusammenhang damit der übrigen 
die Wirtschaftslage bestimmenden Faktoren. 

Schon die Aufgabe ist riesengroß und enthält die äußersten Schwie- 
rigkeiten. Man denke sich ein Verhandeln gleichzeitig in Berlin, Paris, 
Rom, Moskau usw. durch verschiedene Kommissionen über dieselben 
Gegenstände ohne das heute noch fehlende Tarifgesetz, dazu die Theorie 
der Meistbegünstigung, die jede Konzession an einer Stelle automatisch 
allen anderen zubilligt; dazu in allen Ländern verschiedene Zolltheorien 
(z. B. feste Zölle gegenüber Wertzöllen, bei letzteren wieder z.B. in 
England umgekehrt gleitende Zuschläge), ferner das Netz der Einfuhr- 
verbote, der Einfuhrkontingente, diese wieder mit oder ohne Zollbe- 
gleitung, dazu das Zusammenoperieren der Gegner auch auf wirtschaft- 
lichem Gebiet, die Notwendigkeit für uns, die wirtschaftlichen Verein- 
barungen als das einzige Druckmittel, das wir haben, für andere deutsche 
Notwendigkeiten (z. B. Behandlung der Deutschen im Ausland) auszu- 
nutzen usw. — so wird man wenigstens andeutungsweise einen Begriff 
davon bekommen, wie viel auf dem Spiel steht und wie schwer das 


Spiel ist. 
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Die Gesamtlage ist in allgemeiner Auffassung — das Verschweigen 
wäre nutzlos — so: Die deutsche Wirtschaft soll Reparations- 
zahlungen machen und kann das nur durch Ausfuhr. Also 
muß die Ausfuhrindustrie gestärkt werden und entsprechende Gestaltung 
der Handelsverträge muß unbedingt erreicht werden. Will man aber 
von den anderen Ländern in den Handelsverträgen Konzessionen für 
die Industrie erhalten, so muß auch Deutschland seinerseits Konzessionen 
machen und hat als Kompensationsobjekt dann nur die landwirtschaft- 
lichen Interessen. Zur Stärkung dieser Deduktion kommt die augen- 
blickliche ungünstige Lage der Industrie zu Hilfe; im Westen liegen 
8 bis 9 Millionen Tonnen Kohlen auf Lager, in Schlesien ca. 1 Million, 
Zehntausende von Bergarbeitern feiern. Alles das drängt auf Ab- 
hilfe und Öffnung der Ausfuhr. 

In unmittelbarem Zusammenhang mit dem Aufrichten der Industrie, 
wie es von den Handelsverträgen erwartet wird, steht für die Landwirt- 
schaft die Arbeiter- und Lohnfrage. Wenn die Industrie rentiert, 
die Landwirtschaft schlechte Konjunktur hat, dann strömen wieder wie 
früher die Arbeiter ab. Wir haben dann die Wahl zwischen Behalten 
nur der minderwertigen Arbeiter oder Lohnsteigerungen. Unsere Lohn- 
ausgaben werden also gerade bei fallender landwirtschaftlicher Konjunk- 
tur steigen und so bei dem Hauptposten der landwirtschaftlichen Aus- 
gaben die Bilanz verschlechtern. Welche Schlüsse im übrigen für eine 
vorausschauende Landarbeiterpolitik sich aus der bevorstehenden 
Wirtschaftentwicklung ergeben und welche Taktik geboten ist, mag hier 
unerörtert bleiben. 

Schon vorher wies ich auf den Zusammenhang des Kredits mit 
der allgemeinen Wirtschaftsgestaltung. Der Kredit geht dahin, wo er die 
Wirtschaft in sicherer erfolgreicher Arbeit sieht; bleibt solche der Land- 
wirtschaft versagt, so wird sie den Kredit mit höheren Zinsen und 
sonstigen Konzessionen zu erkaufen haben. Gerade bei fallender land- 
wirtschaftlicher Konjunktur wird also auch dieser Ausgabeposten steigen. 
Angesichts solcher allgemeiner Lage gewinnen die Organisationsfragen 
der Rentenbank und der damit in Zusammenhang stehenden Dinge eine 
erhöhte Bedeutung. 

Der dritte Hauptfaktor, der unser wirtschaftliches Schicksal be- 
stimmt, ist die Besteuerung. Theoretisch ist sie im Dawesgutachten 
dahin geregelt, daß die Besteuerung dem Deutschen alles wegnehmen 
müßte, was über ein Existenzminimum geht. Darin liegt trotz aller 
Härte das Anerkenntnis der steuerlichen Selbstverständlichkeit, daß 
Steuern nur aus Einnahmen gezahlt werden können. Unser jetziges 
Steuersystem geht über diese Selbstverständlichkeit bei zwei wichtigen 
Steuern hinweg, der Grundsteuer und der Umsatzsteuer. 

Die Grundsteuer beruht auf dem theoretisch richtigen Gedanken 
daß man aus Vermögen leichter Einnahmen erzielen könne als ohne 
solches und daß man dementsprechend die Einkommensteuer durch eine 
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weitere Steuer (d. i. die Grundsteuer) ergänzen könne. Geht die Einkom- 
mensteuer aber, wie jetzt, schon an die Grenze des Möglichen, so bleibt 
für Zuschläge kein Raum, am allerwenigsten, wenn man Vermögens- 
steuern von einem nicht rentierenden Vermögen erhebt. Das ist der 
innere Zusammenhang des Steuerproblems mit den beiden anderen 
erörterten Faktoren; man kann nicht durch Aufwertung, Rentenbank- 
schuld und Inflationsabgabe das Vermögen belasten und dann die Grund- 
steuer von einem unbelasteten Vermögen berechnen, und man kann nicht 
durch die Handelsverträge die landwirtschaftliche Konjunktur senken 
und dann gleichzeitig von dem landwirtschaftlichen Vermögen um seiner 
Rentabilität willen Sondersteuern erheben. Die Revision der Grund- 
steuer ergibt sich volkswirtschaftlich heraus um so dringlicher, als ja 
die Grundsteuer um ihrer bequemen Faßbarkeit willen von jeher das 
beliebteste Objekt auch kommunaler Steuerpolitik ist. 
In gleichem Sinne wie die Grundsteuer ist die Umsatzsteuer für 
die Landwirtschaft unerträglich, weil gerade die Landwirtschaft sie nicht 
weiterwälzen kann und sie zahlen soll, gleichviel, ob sie die Einnahmen 
dazu hat oder nicht. Bei der Bekämpfung der Umsatzsteuer kommt uns 
vielleicht das Exportinteresse der Industrie zu Hilfe; bei ihr winkt nämlich 
der Umstand, daß das deutsche Fertigprodukt im Laufe seiner Herstellung 
mehrfach die Umsatzsteuer trägt (bei einzelnen Produkten rechnet man 
8% des Wertes), das ausländische Fertigprodukt dagegen diese Last nicht 
kennt, als verschleierte Ausfuhrprämie für das Auslandsprodukt und macht 
die deutsche Ware konkurrenzunfähig. Fiele die Umsatzsteuer, so brauchte 
manche Industrie nur geringeren Zollschutz, und das Drängen auf land- 
wirtschaftliche Konzessionen würde in diesem Punkte schwächer. So 
eng sind die Zusammenhänge zwischen diesen Wirtschaftsdingen ge- 
flochten, daß man Beispiele, wie dieses, beliebig vermehren könnte. 
Diesen Zusammenhängen wird, zum mindesten hinsicht- 
lich der Landwirtschaft, nicht genügend Rechnung getragen. 
Eine Entwicklung, welche den Vermögensbestand der 
Landwirte vermindert, die wirtschaftliche Konjunktur 
der Landwirtschaft herabsetzt, ihre Kreditverhältnisse 
verschlechtert und die heutigen Steueranforderungen auf- 
recht erhält oder gar erhöht, muß der Landwirtschaft 
verhängnisvoll werden. 


BETRACHTUNGEN ZUR RUSSISCHEN AGRARKRISE. 
Von Dr. OSKAR VON GÜLDENSTUBBE. 


Die russische Agrarkrise hat die Bedeutung einer europäischen 
Schicksalsfrage. Der Mangel an Lebensmitteln und Rohstoffen, die 
Notwendigkeit eines gesicherten großen und nicht zu fern abgelegenen 
Absatzgebietes für seine Industrieprodukte läßt vor allem Deutschland 
an der richtigen Lösung der russischen Agrarfrage interessiert sein.. 
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Die Versorgung Deutschlands mit landwirtschaftlichen Produkten 
durch seine Nachbarländer ist heute nicht mehr gesichert, da die Ge- 
treideproduktion seit dem Kriege in all diesen Ländern stark zurück- 
gegangen ist. Die Abnahme der Anbaufläche in Frankreich wird auf 
1000000 ha geschätzt. In England hatte die Getreideproduktion in 
den ersten Nachkriegsjahren etwas zugenommen, doch schon im letzten 
Jahre begann sie wieder abzunehmen. Es erscheint daher sehr zweifel- 
haft, ob die von der englischen Regierung ergriffenen Maßnahmen zur 
Förderung der Produktion ein nennenswertes Resultat zeitigen wer- 
den. Das Gebiet der neugeschaffenen resp. vergrößerten , Staaten: 
Jugoslavien, Tschechoslowakei und Rumänien, das vor dem Kriege 
Getreide ausführte, ist heute durch die Vernichtung des Großgrund- 

besitzes in diesen Ländern gezwungen, seine Ausfuhr einzustellen. 
Dieselben Resultate zeitigte die Agrarreform in Estland, Lettland, 
Litauen und zum Teil auch in Polen: all diese Länder können heute 
an eine Ausfuhr nicht einmal denken, im Gegenteil, sie sind mehr oder 
weniger sogar gezwungen, selbst einzuführen.. . Wenig Trost bietet 
für den europäischen Verbraucher auch die neueste Evolution der außer- 
europäischen Länder. So hat sich Ägypten aus einem getreideprodu- 
zierenden Lande in ein Land der Baumwollproduktion verwandelt, 
das jetzt selbst Getreide einführen muß. Fast ganz Afrika kommt für 
den Getreideexport nicht in Betracht. Die landwirtschaftliche Ent- 
wicklung Australiens verspricht nicht viel, und der Getreideexport Indiens 
nimmt immer mehr ab. Mesopotamien entwickelt sich wie Ägypten zum 
Baumwollproduzenten. Eine unbegrenzte Steigerung des Exports aus Ar- 
gentinien kann man auch nicht erwarten. In Nordamerika verwandeln sich 
die Vereinigten Staaten zum Industriestaat, und schon heute sind 
dort die Getreidepreise so hoch wie in keinem anderen Lande. 

Dies wenig erfreuliche Bild läßt den europäischen Verbraucher 
besonders aufmerksam seine Blicke auf Rußland richten, das bis zum 
Kriege mit seinem Getreideüberschuß einen bedeutenden Teil des Be- 
darfs vieler europäischer Staaten deckte, vor allem des ihm am nächsten 
liegenden Deutschland. 

Wie bekannt, exportierte Rußland landwirtschaftliche Produkte 
für 1200000000 Goldrubel (der Wert der Gesamtausfuhr betrug 
1500000000 Goldrubel). Heute hat der Export völlig aufgehört, wenn 
man von kurzfristigen und mißlungenen Versuchen der Bolschewiki, ihn 
wieder zu beleben, absieht. Diese Tatsache erklärt sich ahne weiteres 
durch den katastrophalen Niedergang der russischen landwirtschaft- 
lichen Produktion: statt 41, Milliarden Pud Brotgetreide (ein Pud 
= 16,38 kg), die vor der Revolution geerntet wurden, werden heute nicht 
mehr als 21, Milliarden Pud geerntet. Dieser Unterschied liegt einmal 
an der Verkleinerung des russischen Territoriums, von dem ein Teil 
den neugeschaffenen Staaten (Randstaaten) zufiel. Die Hauptursache 
liegt aber in dem Sinken der Produktion. 
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Genaue Daten über die heutige Anbaufläche in Rußland gibt es 
nicht. Angesichts des anarchischen Zustandes, in dem sich heute die 
Landnutzung befindet, können solche Daten auch gar nicht erwartet werden. 

Für die beiden letzten Jahre 1923 und 1924 verzeichnen die Sowjet- 
quellen eine Zunahme der Anbaufläche. Je mehr die russische Volks- 
wirtschaft zugrunde gerichtet wird und der einheimische Markt ver- 
armt, desto mehr ist die bäuerliche Wirtschaft auf eine geschlossene 
Selbstversorgungs wirtschaft angewiesen, d. h. bei der Lage der Dinge 
genötigt, sich mehr und mehr in eine „ Getreide wirtschaft“ zu verwandeln. 
Die Zunahme der Anbaufläche hat bis zu einem gewissen Grade wohl 
auch der sog. „Nep“ gefördert, d. h. eine Milderung der anfänglichen 
bolschewistischen Politik des „kriegerischen“ Kommunismus und im 
besonderen die Gewährung einer größeren Freiheit bei der Wahl einer 
mehr individuellen Besitzform, wie sie bei der Herausgabe des neuen 
Agrarkodex 1922 zum Ausdruck kam. Das Leben in Rußland und be- 
sonders im bäuerlichen Rußland verläuft, wie bereits erwähnt, nicht in 
gesetzlichen, sondern rein anarchischen Bahnen. Außerdem ist die 
bäuerliche Wirtschaft so schwach, derart aus allen Fugen geraten, 
widerspricht, wie ich im folgenden zeigen werde, in ihrer Struktur so 
sehr den natürlichen und ökonomischen Grundbedingungen des Landes, 
daß selbst die beste Gesetzgebung bei der heutigen Lage in Rußland 
ihr irgendwelchen dauernden Erfolg oder überhaupt nur Entwicklung 
nicht sichern könnte. Daher kann man die Zunahme der Anbaufläche 
in den beiden letzten Jahren keineswegs als Fortschritt ansehen; sie 
erscheint vielmehr als eine Folgeerscheinung des immer mehr zunehmen- 
den wirtschaftlichen Verfalls, und zwar als eine nur vorübergehende 
Folgeerscheinung. f 

Daß die russische Zukunft auf der bäuerlichen Wirtschaft, wie sie 
heute besteht, unmöglich beruhen kann, werde ich im folgenden zu 
zeigen versuchen. Denn mag auch die Zunahme der Anbaufläche in 
den letzten 2 Jahren für die Volkswirtschaft eine gewisse Bedeutung 
haben, so bleibt doch die Tatsache eines starken — in einigen Gebieten 
geradezu katastrophalen — Rückgangs der Anbaufläche im Vergleich 
zu der vorrevolutionären Zeit bestehen. So waren gegen 88 Millionen 
Desjätinen (unter Brotgetreide) im Jahre 1913 im Jahre 1924 auf dem- 
selben Territorium, und zwar sogar nach den zweifellos zu hoch gegriffe- 
nen Daten Oganowskys, nur 68450000 Desjätinen bestellt, was eine 
Abnahme von 23 % bedeutet. In einzelnen Gegenden war die Abnahme 
bedeutend größer und erreichte die Hälfte, ja sogar zwei Drittel der 
früheren Anbaufläche. Am schlimmsten steht es an der unteren Wolga, 
wo die bäuerliche Wirtschaft bereits tatsächlich vernichtet ist, und von 
wo die noch überlebende Bevölkerung schon seit einigen Jahren nach 
allen Himmelsrichtungen auseinanderstiebt. 

Ein noch trostloseres Bild bieten die Erträge. Die folgende Tabelle 
zeigt die Erträge von einer Desjätine in den Jahren 1916 bis 1923 (in Pud): 


BETRACHTUNGEN ZUR RUSSISCHEN AGRARKRISE 227 
mr . nn a 


Winterkorn Sommerkorn Durchschnitt 


1910: na 63 49 56 
1917 ..... 43 40 41,5 
1918 ..... 41 33 37 
1919 39 39 39 
1920 29 23 26 
1921 2% 32 26 29 
1922 45 36 40,5 
1923 — — 42,2 


Diesen Daten entsprechen auch die aus den Sowjetquellen geschöpf- 
ten Daten über das Sinken der Viehzucht und die Zahl der Pferde. So 
sind von den 35 Millionen Pferden im Jahre 1916 heute nicht mehr als 
18 Millionen übriggeblieben und von den 49 Millionen Kopf Rindvieh 
nur noch 33 Millionen. Die Zahl der Schafe und Schweine ist noch viel 
mehr zurückgegangen. 

Ein gewaltiger Rückgang ist auch beim toten Inventar zu verzeich- 
nen. So gab es im Jahre 1920 nur noch 13% Pflüge, 8% Kornschwingen 
und 5% Eggen gegenüber 1913. Noch mehr hat die Zahl der Dresch- 
und Säemaschinen abgenommen; von ihnen gibt es nur noch 1,5%. 

In Deutschland wie in ganz Europa sind völlig falsche Vorstellungen 
über die Entstehung der russischen Agrarfrage und ihren heutigen Stand 
verbreitet. Wie war es möglich, daß der ehemaligen „Kornkammer 
Europas“ eine solche Katastrophe widerfahren konnte? 

Diese traurige „Entwicklung“ durch die „Revolution“ erklären, 
heißt im Grunde genommen, die Frage nicht beantworten. Eine solche 
Erklärung enthält zunächst einen Widerspruch, da die „Agrarrevolution“, 
gerade in dem Sinne, wie die meisten sie verstehen, anscheinend schon 
ein Ende gefunden hat, und ihre Errungenschaft doch einen Aufschwung 
der Landwirtschaft bedeuten mußte und nicht den Niedergang, ja den 
völligen Verfall. Mit anderen Worten, die übliche Antwort ist in Wahr- 
heit keine Antwort auf die Frage: welche Strömungen der Revolution 
haben zum Verfall der russischen Landwirtschaft geführt ? 

Die Hauptschuld an den falschen Vorstellungen, die heute über die 
russische Agrarkrise herrschen, liegt bei der russischen revolutionären 
Intelligenz. Ihre Aufgabe war der Kampf gegen den Zarismus. Da nun 
der Großgrundbesitz — mit Recht oder nicht — als Hauptstütze des 
Zarentums galt, so erschien die Vernichtung der Gutsbesitzerklasse als 
eines der wichtigsten Ziele der Revolution. So wurde die russische 
„Landhungerreligion“ — anfangs ein rein literarisches Produkt — nach 
und nach — besonders durch die Fehler der früheren Regierung — zu 
einem ausgesprochenen sozialpolitischen Programm. Dieses Programm 
und die ihm zugrundeliegende Agrarideologie befand sich im schreiend- 
sten Widerspruch mit der russischen Geschichte und allen Lebensbe- 
dürfnissen der Volkswirtschaft unserer Tage... 

Die neuesten Forschungen liefern unbestreitbare Beweise dafür, 
daß sich der Ackerbau in Rußland erst spät entwickelte, und die histo- 
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rische Grundlage Rußlands auf dem Handel und der Heimindustrie 
ruhte. Nach der slavophilen Ideologie, die um die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts entstand, wurde aber das russische Volk zum typischen Acker- 
bauer von Urbeginn an gestempelt. Die Revolution versäumte nicht, 
sich dieses „Attestat“ zunutze zu machen. Man erklärte den jammer- 
vollen Zustand der bäuerlichen Wirtschaft — entgegen unbestreitbaren 
Tatsachen — mit dem Landmangel bei den Bauern, d. h. man schuf aus 
dem wahren Bilde Rußlands, wo selbst im europäischen Teil die bäuer- 
liche Anbaufläche mehr als 89%, der gesamten Anbaufläche ausmachte 
(in Russisch-Asien 100%), ein Phantasiegebilde, ein Land, in dem an- 
geblich der Großgrundbesitz derart vertreten sei wie etwa in Sizilien 
oder Irland. So entfesselte man die Leidenschaften und hetzte das be- 
törte Volk auf die Gutshöfe, d. h. gerade auf die Produktionszentren, 
die, wie die statistischen Daten zeigen, hauptsächlich die Bauernschaft 
versorgten. Durch diese Geste, d. h. durch das Aufhetzen der Bauern 
gegen den privaten Grundbesitz hat die revolutionäre Intelligenz in- 
direkt die Städte der Lebensmittel beraubt. 

Die elementarste Gerechtigkeit des unbefangenen Historikers muß 
zugeben, daß die Bolschewiki, auch wenn sie den Wiederaufbau Rußlands 
durch die von ihnen geschaffene Atmosphäre der Straflosigkeit und durch 
das Wecken verbrecherischer Instinkte hindern, doch an der Schaffung 
der russischen Agrarpsychose weniger schuld sind als andere politische 
Parteien. Diese Psychose, die von Hertzen. und den ersten Slavo- 
philen ausgeht, und deren deutliche Spuren bei Tolstoj und Dostojewskij 
unverkennbar sind, war schon völlig ausgereift, als es noch keine Bol- 
schewiki gab. Das revolutionäre Agrarprogramm haben nicht die 
Bolschewiki entworfen, sondern die anderen politischen Parteien (mit 
Einschluß der Kadetten). Nicht einmal das „Dekret“, auf das hin der 
private Grundbesitz im Jahre 1918 vernichtet wurde, war ein Machwerk 
der Bolschewiki, sondern der Abklatsch einer sozial-revolutionären 
Parteiresolution. 

In Rußland hat es seit der ersten Revolution (1905) nicht an 
Stimmen gefehlt, die vor der „Landhungerreligion“ und der Aus- 
gleichung des Grundbesitzes, d. h. vor der Liquidation des privaten 
Grundbesitzes warnten, als einer für die gesamte Volkswirtschaft wie 
für die Bauern im besonderen äußerst gefährlichen Maßnahme. Die er- 
schöpfendste historische und systematische Begründung dieser Ansichten, 
die leider nur zu wenig auf die Stolypinsche Gesetzgebung eingewirkt 
haben, ist, sovielich weiß, durch A. Soltykoff erfolgt, auf dessen Arbeiten 
— die erste erschien 1906 — ich mich hier beziehe. 

Das kaiserliche Rußland der letzten Jahrzehnte war das klassische 
Land des bäuerlichen Kleingrundbesitzes. Die Bauern des europäischen 
Rußlands erhielten bei der Befreiung im Jahre 1861, 112 Millionen 
Desjätinen als Anteile (Nadjel) zugewiesen. Die weitere Erteilung 
von Anteilen. die Steuerfreiheit bei bäuerlichen Landkäufen und be- 
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sonders die Bauernagrarbank, die große Güter systematisch aufkaufte 
und an die Landgemeinden verteilte, indem sie Hypotheken von 90% 
(bisweilen sogar von 100%) des Bodenwertes beim Kauf gewährte, 
fügten vom Jahre 1861 bis zum Jahre 1913 zu der schon früher riesigen 
Fläche des bäuerlichen Grundbesitzes noch neue 68 Millionen Desjätinen 
hinzu: eine Fläche, die größer war als das Deutsche Reich vor dem Ver- 
sailler Vertrag. 

Das oben geschilderte Bild eines „starken“ Muschiken-Rußlands 
nimmt blitzartig ein anderes Aussehen an, wenn wir uns von der Frage 
des Umfangs der Anbaufläche der Guts- und Bauernwirtschaft zur Frage 
des Ertrages der beiden Wirtschaften wenden. Auch hier können wir 
die Daten der Statistik vom Jahre 1916 benutzen. Es zeigt sich, daß die 
Privatwirtschaft, die nur 10,7% der Gesamtanbaufläche einnahm, im 
Jahre 1916 32% der russischen Gesamternte erntete. Nimmt man nun 
aber nicht die ganze Ernte, sondern nur den Teil, der auf den Markt 
kam, so stellt sich heraus, daß fast die Hälfte — nämlich 48% — davon 
vom Großgrundbesitz geliefert wurde. Dieses groteske Verhältnis er- 
klärt sich damit, daß die Mehrzahl der Bauern nicht für den Verkauf, 
sondern nur für den eigenen Bedarf Getreide anbauen. Mithin stellten die 
64 Millionen Desjätinen der bäuerlichen Anbaufläche und die 71, Mil- 
lionen Desjätinen der Großwirtschaft den gleichen Wert für die Volks- 
wirtschaft dar. Oder mit anderen Worten: etwa 57 Millionen Desjätinen 
der bäuerlichen Anbaufläche gingen der Nation als Ganzes verloren. 
Schon vor dem Jahre 1916 wußte man, daß der russische Getreideexport 
sich verdreifachen könnte, wenn die bäuerlichen Ernten die Höhe der 
großwirtschaftlichen erreichen würden. Übrigens gewinnt man aus diesen 
erschütternden Zahlen noch kein völlig reales Bild davon, welch kläg- 
liche Resultate der russische Kleingrundbesitz für die Volkswirtschaft 
lieferte. Die erwähnten Zahlen beziehen sich nämlich nur auf das Brot- 
getreide. Nun lieferte aber die Großwirtschaft außerdem noch Futter- 
mittel, Milchprodukte aller Art, Zucker, Spiritus, betrieb die Zucht von 
Rassevieh usw. An all dem beteiligte sich der Kleingrundbesitz entweder 
überhaupt nicht oder nur im verschwindenden Verhältnis. Heute ist 
die russische bäuerliche Wirtschaft a fortiori zur völligen Auflösung ver- 
urteilt, nachdem sie ihrer Hauptstütze, der Großwirtschaft, beraubt ist. 

Obgleich es noch in unseren Tagen Leute gibt, die die russische 
Landgemeinde (Mirverfassung) preisen, so sieht doch die Mehrzahl 
der Forscher in ihr schon längst einen Hauptgrund für die Rückständig- 
keit der russischen Landwirtschaft und den niederen Stand der bäuer- 
lichen Wirtschaft in Rußland. 

Der Schaden, der durch diese, wie so oft fälschlich angenommen 
wird „archaische“, in der Tat aber in vieler Beziehung neuen unsinnigen 
Einrichtung angerichtet wurde (die Landgemeinde bildete sich in der 
heute in Rußland bestehenden Form erst zu Ende des 19. Jahrhunderts) 
ist ohne weiteres begreiflich. Hierzu wäre zu bemerken. daß der Schaden 
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der Landgemeinde sowohl als rechtlicher Einrichtung wie als Art der 
Landnutzung (Besitz von schmalen Landstreifen) unzertrennlich mit 
der allgemeinen feudalen Ordnung und dem feudalen Geist der russischen 
Bauernschaft verbunden ist. In Rußland war (und das ist heute noch 
der Fall), gerade der bäuerliche Kleingrundbesitz feudal 
(gebunden), während der Großgrundbesitz jederzeit frei ver- 
käuflich, also „demokratisch“ war. Der russischen Landwirt- 
schaft schadete aber die Landgemeinde an sich nicht einmal so sehr, 
wie die Einrichtung des unveräußerlichen Nadjel-Besitzes. Das 
bestätigt die fast gleiche minimale Leistungsfähigkeit der bäuerlichen 
Wirtschaft, ganz gleich, ob in Gegenden mit Gemeinde- oder indivi- 
duellem Besitz (solche gab es nicht wenig). 

Das Hauptergebnis, hoffe ich, wird auch aus dieser kleinen Skizze 
zu ersehen sein:solange die russische Landwirtschaft wie heute 
ausschließlich bäuerlicher Kleingrundbesitz bleibt, wird sie 
unter keiner Bedingung dem Lande einen Überschuß von 
Getreide liefern und folglich nicht in der Lage sein, einen nennens- 
werten Teil ihrer Ernte auszuführen. Mehr noch: die Ernten selbst 
werden in der Zukunft unvermeidlich mehr und mehr abnehmen. Damit 
ist schon die Antwort auf die zweite Frage gegeben: solange das land- 
wirtschaftliche Rußland ein „FMuschikenreich“ bleibt, d. h. ein Land mit 
ausschließlich bäuerlichem Kleingrundbesitz, wird es unmöglich sein, 
die Kaufkraft der Bevölkerung zu heben. Mithin bleibt auch die 
Hoffnung illusorisch, unter den heutigen Verhältnissen 
in Rußland ein Absatzgebiet für die deutsche Industrie 
zu finden. 

Aus alledem geht hervor, wie eng die Lebensinteressen Deutsch- 
lands mit der russischen Agrarkrise und ihrer richtigen Lösung verbunden 
sind. 


IN SACHEN MAROKKO. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Als in den ersten Maitagen dieses Jahres die Rifleute den Fran- 
zosen im nördlichen Marokko ernste Schwierigkeiten bereiteten, machte 
ein namhafter französischer Journalist die äußerst neckische Entdek- 
kung, daß durch die fortdauernde Gärung in den kolonialen Übersee- 
staaten die Interessen der europäischen Kolonialmächte 
heute solidarisch seien. 

Wie bedauerlich, daß eine Warnung dieser Art aus berufenem fran- 
zösischem Munde nicht vor zwei Jahrhunderten, mindestens vor fünf- 
einhalb Jahrzehnten, allerspätestens aber vor einem Jahrelft ertönt ist! 
War es um die Solidarität der europäischen Kolonialmächte schon sehr 
bedenklich bestellt, als um das Jahr 1760 herum Frankreich und Eng- 
land gleichzeitig auf dem Boden Amerikas, Asiens und Afrikas vor den 
Augen der Eingeborenen gegeneinander im Kampfe standen, so ging diese 
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Solidarität vollends zum Teufel, als die Franzosen anno 1870 auf euro- 
päischem Boden ihre Farbigen gegen die Deutschen ins Feld führten. 
In diesem Zusammenhange gar von den historischen Dingen seit 1914 
zu sprechen, wäre blutiger Hohn... 

Inzwischen ist der Welt die Lex Wilson beschert worden, und in 
unserem überaus fortgeschrittenen, überaus menschlichen, überaus ver- 
ständigen Zeitalter steht es selbstverständlich nirgends mehr geschrieben, 
daß die Nordafrikaner ausgenommen sein sollten von dem Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker. Welche Freiheiten ihnen gegenüber 
Europäern zustehen, darüber sind die Marokkaner ja gerade durch die 
Franzosen im Rheinland auf das nachdrücklichste belehrt worden. 
Deutsche Frauen können zu Hunderten Zeugnis dafür ablegen. 

Gewiß, der französische Journalist hat vollkommen recht, wenn 
er schreibt, daß die europäischen Kolonialmächte heute von 
der Expansion zur Defensive übergegangen seien. Nur hat 
Frankreich diese Entdeckung reichlich spät gemacht, wenn es damit bis 
zu der seine eigenen Streitkräfte betreffenden marokkanischen Mai- 
offensive von 1925 warten mußte. 

Die Briten sind in Indien und Ägypten notgedrungen schon etwas 
zeitiger besinnlich geworden, und wer das Weltgeschehen von höherer 
Warte aus betrachtet, kennt genau die geschichtlichen Stufen, auf denen 
Europa über seine Weltkriege herabgeschritten ist aus der kolonialpoli- 
tischen Expansion in die kolonialpolitische Defensive. 

Als ich in meinem Schriftchen „Die drei Weltkriege“ (Brunnen- 
Verlag Berlin) die Auffassung vertrat, daß dem Kriege 1914/18 die Ver- 
selbständigung ehemaliger Kolonialgebiete genau so folgen werde, wie 
den Kriegen um 1760 die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und den napoleonischen Kriegen die Emanzipation Süd- 
und Mittelamerikas, fühlten jene europäischen Kolonialmächte, die 
Deutschland eben erst kolonialpolitisch entrechtet hatten, sich noch in 
leidlich sicherem Besitz. Wenn England in Indien, in Mesopotamien, 
in Ägypten mit Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, wenn späterhin 
Spanien sich in Nordafrika schweren Angriffen ausgesetzt sah, so 
standen die Franzosen immer noch lächelnd abseits. 

Nun haben auch sie nicht nur in Marokko ihre Lektion erhalten, 
sondern sehen sich auch in Tunis vor der Weltöffentlichkeit nach Kräften 
verschwiegenen Schwierigkeiten gegenüber und müssen selbst in ihrer 
ältesten nordafrikanischen Kolonie Algerien unter den Berbern nicht 
unbedenkliche Gärungen beobachten. Daß die Franzosen sich noch im 
20. Jahrhundert gegen den moralischen Widerstand Deutsch- 
lands große Teile Marokkos aneigneten, war ein weltgeschichtlicher 
Anachronismus. 

Deutschland für sein Teil hatte nach der Aufteilung der bis dahin 
noch gänzlich zivilisationsfremden Teile Mittel- und Süd- 
afrikas sein Hände bewußt von dem nördlichen Afrika weggelassen 
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und sich für die Selbständigkeit, ja, für die Kräftigung Marokkos ein- 
gesetzt. Wohl hatte Bismarck noch den Versuch unternommen, Fran- 
zosen und Italiener in Nordafrika gegeneinander zu binden, indem er den 
Italienern empfahl, sich in der Nachbarschaft des schon seit Jahrzehnten 
französischen Algerien auf dem Gebiet des alten Karthago festzusetzen. 
Als aber die Frage Marokko auftauchte, paßte Bismarck sich’ dem Vor- 
schlag Moltkes an, dieses Land in seiner Selbständigkeit zu befestigen 
und mit der Hilfe deutscher Militärkonstrukteure so weit vorwärts zu 
bringen, daß im Falle eines europäischen Krieges beachtliche französische 
Streitkräfte mit Rücksicht auf die algerischen Interessen in Nord- 
afrika gebunden blieben, anstatt Frankreich die Möglichkeit zu belassen, 
wiederum wie 1870 afrikanische Eingeborene auf europäischem Boden 
gegen deutsche Soldaten zu führen. 

Diese Politik ist folgerichtig durchgehalten worden 
bis zur Konferenz von Algeciras. Das entsetzlich dilettantische 
Marokko - Kongo -Abkommen Bethmann -Hollwegschen Geistes brach 
endgültig die relativ klarste Linie der wilhelminischen Außenpolitik 
ab, die auf das politische Selbstbestimmungsrecht der alten 
Regionen islamitischer Kulturzone hinwies, einer Zone, in der 
Europa nur technische und finanzielle Hilfe zum Aufstieg in Weltwirt- 
schaft und Weltverkehr zu geben habe (Bagdad-Bahn, marokkanische 
Erzgewinnung usw.). 

Wenn jetzt im Hinblick auf militärische Schwierigkeiten Frank- 
reichs in Marokko französische Politiker die seltsam „neue“ Entdeckung 
einer Solidarität der Kolonialmächte machen, so muß man sie nach- 
drücklichst daran erinnern, daß es in den ganzen Jahrhunderten 
des kolonialpolitischen Zeitalters nur eine Kolonialmacht 
gegeben hat, die diesem Solidaritätsgedanken tatsächlich 
Rechnung trug. Davon braucht man als Franzose allerdings keine 
Kenntnis zu haben, dann diese einzige auf dem Boden der Solidarität 
stehende Kolonialmacht war — Deutschland. T 

Deutschland hat nicht nur keine kolonialen Eroberungskriege ge- 
führt, es hat insbesondere keinen kolonialen Krieg gegen Euro- 
päer unternommen. Seine Schutzgebiete waren erworben auf dem Wege 
friedlicher Verständigung einerseits mit den Eingeborenen, die sich dem 
deutschen Schutz unterstellten, anderseits mit den europäischen Inter- 
essenten der Nachbargebiete. Seine koloniale Schutztruppe kannte keine 
andere Aufgabe als die, Ruhe und Ordnung zu sichern gegenüber dem 
Schutzvertrag abtrünnigen Häuptlingen und Stämmen. Deutschland hat 
einen großen Teil des von Karl Peters für das Reich in Schutz genom- 
menen ostafrikanischen Bodens gutwillig an England abgelassen. Es 
hat die in deutschen Schutz genommenen Samoa-Inseln auf dem Ver- 
tragswege mit England und Amerika geteilt. Es hat sich in der Karo- 
linenfrage gegenüber Spanien päpstlichem Schiedsspruch gestellt und 
späterhin für gutes und reichliches Geld diese Inseln von Spanien käuflich 
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erworben. Es hat jede Anregung, etwa ein kriegslüsternes England zu 
binden durch Unruhen, die es in Indien hätte schüren können, bieder- 
männisch weit von sich abgewiesen, und es hat ebenso jede Anregung 
abgewiesen, die afrikanische Schutztruppe stark genug zu machen 
für die Verteidigung deutsch-afrikanischen Bodens gegen europäische 
Herrscher der Nachbargebiete oder gar für offensives Vorgehen in diesen 
Gebieten während eines europäischen Krieges. Das amtliche Deutsch- 
land vertrat jederzeit unter Ablehnung von Kolonial- 
kriegen zwischen Europäern den Standpunkt, daß die Kolo- 
nien lediglich in Europa verteidigt werden müßten. Daß 
sich trotzdem der ostafrikanische Verteidigungskrieg Lettow-Vorbecks 
durch die ganze Kriegszeit so glänzend zu halten vermochte, war ein 
Verdienst, in das sich die Treue der eingeborenen Schutzvölker drüben 
vollwertig mit der deutschen militärischen Leitung teilte, an dem die 
Berliner Zentrale aber einen Anspruch nicht erheben konnte. 

Die einzige Kolonialmacht der Welt, die sich praktisch 
mit allen Konsequenzen zu dem Solidaritätsgedanken 
bekannte, hat diese geistige Einstellung büßen müssen 
durch den Verlust ihres gesamten Kolonialbesitzes. Zugleich 
war Deutschland diejenige Macht, die in ihrer eigentlichen Kolonial- 
politik (die Pachtung des ostasiatischen Flottenstützpunktes Kiautschou 
steht auf einem anderen Blatt) niemals ihre Hand nach anderen Ländern 
ausgestreckt hat als nach noch unerschlossenen, noch kolonial- 
reifen Teilen Afrikas und der pazifischen Inselwelt. Der 
altislamitische Kulturkreis der nordafrikanischen Küstenländer, die seit 
Jahrtausenden in der Geschichte stehen und geschichtlich nicht die 
Rolle des ferneren Afrikas, sondern die der mit Europa eng verbundenen 
Mittelmeerländer spielen, waren nie ein Ziel deutscher Kolonialpolitik. 

Bewegt genug sind die Geschicke dieser südlichen Randgebiete des 
Mittelmeers gewesen. Vor Jahrtausenden war Nordafrika eine Wiege 
ältester Kultur (Ägypten). Ursprüngliches Kolonialland vorderasiatischer 
Vormacht entwickelte sich später in Karthago zu blühender Selbständig- 
keit, bis die Weltmacht Roms das ganze Mittelmeer umrundete. Als 
unter dem Sturmesbrausen der Völkerwanderung diese Weltmacht 
zerbrach, drangen germaniscne Stämme über die Straße von Gibraltar 
weit vor auch an der Nordküste Afrikas, um dann später dem islamischen 
Gegenstoß zu weichen, der umgekehrt bis an die Pyrenäen vordrang. 

Während des letzten Jahrhunderts gewährte Nordafrika ein wech- 
selndes Bild, das in seinen Grundzügen die Auswirkungen des geo- 
politischen Gesetzes vom Streben nach der gegenüberliegenden Küste 
spiegelte. So gehörte Ägypten staatsrechtlich zur Türkei, Tripolis in 
letzter Zeit zu Italien, Algerien zu Frankreich, und wenn auch das als 
Kolonialmacht inaktiv gewordene Spanien sich dazu entschloß, die nörd- 
lichsten Teile von Marokko zu beanspruchen, so geschah es unter dem 
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Solange sich hieraus für Spanien allein militärisch- politische Unge- 
legenheiten ergaben, hörte man in Frankreich kein Wort von der Solidari- 
tät der Kolonialmächte, und es gibt tatsächlich kein Volk, in dessen Mund 
der Ruf nach dieser Solidarität weniger berechtigt wäre als in dem der 
Franzosen, die durch Jahrhunderte in drei außereuropäischen Erdteilen 
Kolonialkriege gegen Europäer geführt haben und die als erste in der 
neueren Kulturgeschichte die Angehörigen farbiger Kolonialvölker auf 
europäischem Boden zum Kampf gegen Europäer führten. 

Wir, die wir bis zu der Bethmannschen Entgleisung die jahrhunderte- 
lange marokkanische Selbständigkeit anerkannt und gerade in den voran- 
gegangenen Jahrzehnten noch gestützt und gefördert haben; die wir 
dann erleben mußten, wie Marokkaner am Rhein auf wehrlose Deutsche 
gehetzt wurden — wir haben wahrlich am wenigsten Anlaß, auf die 
französischen Tiraden anläßlich der Wendung der Dinge zu hören. Uns 
kann es nur in doppeltem Sinne erwünscht sein, wenn das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker in der alten Kulturzone Nordafrikas recht nach- 
drücklich und erfolgreich geltend gemacht wird, weil sich dadurch einmal 
die Möglichkeit verringert, farbige Wächter gegen uns aufzubieten, 
und zum anderen die Aussicht sich steigert, daß auch dem deutschen 
Volke in seiner mitteleuropäischen Gesamtheit jenes Selbstbestimmungs- 
recht nicht vorenthalten werden kann, für das auch die Völker südlich 
des Mittelmeeres in den Kampf eintreten. 


WELTSCHAU 


ORIENT-KRISEN. 

Die junge Republik Türkei bleibt von schweren äußeren und inneren Krisen nicht 
verschont; mit glücklicher Hand und gewohnter Energie werden ihre leitenden Staats- 
männer und Heerführer derselben Herr. Der türkische Botschafter in Berlin, Kemal 
Eddin Sami-Pascha, der zu Beginn des kurdischen Aufstandes nach Angora be- 
rufen war, hat, wie einst die griechische Invasion, so jetzt die Erhebung der Kurden 
mit eiserner Faust niedergeworfen, so daß mit seiner Rückkehr nach Berlin Ende dieses 
Monats zu rechnen ist. 

Die Lage im Aufstandsgebiet war in letzter Zeit kurz folgende: Die städtische 
Bevölkerung hatte sich aus ihrem anfänglichen Phlegma zum Selbstschutz aufgerafft, 
El Asis befreit und dabei den Scheich Ahmed, einen der Hauptführer der Rebellen, 
gefangen genommen. Palve, Guendji, die Wilajets von Lidje und Piran waren die 
letzten vom Aufruhr bedrohten Gebiete. Kemal Eddin wollte einen Hauptschlag 
gegen die Kurden führen. In Ausführung eines weit ausschauenden strategischen 
Planes versuchte er, die Kurden konzentrisch einzukreisen und zu vernichten. In ver- 
schiedenen Kolonnen gingen die türkischen Streitkräfte vor und schlugen die Auf- 
ständischen bei Tschapakischur; die von Hani in Richtung auf Darhini vordringenden 
Truppen warfen in der Ebene von Nahi starke kurdische Kräfte unter Führung des 
Rebellenführers Scheich Said selbst zurück und nahmen letzteren gefangen. (Auf seine 
Gefangennahme hatte die türkische Regierung 1000 türkische Pfund ausgeworfen.) 
Eine weitere Kolonne stieß auf Guendji vor. Überall wurden die Aufständischen ge- 
zwungen, in gänzlicher Auflösung nach Norden und Osten zurückzugehen. Wenn es 
denselben hierbei zum Teil gelungen ist, den türkischen Kordon zu durchbrechen 
und auf das persische Gebiet zu entkommen, so darf man doch annehmen, daß der 
Aufstand auf türkischem Gebiete in der Hauptsache niedergeworfen ist und daß etwaige 
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noch vorkommende kleinere Erhebungen lokalen Charakters mit den verfügbaren 
Gendarmeriekräften leicht niedergeschlagen werden können. 

Die Türken spassen mit den gefangenen Rebellen nicht. Der Spruch ihrer Kriegs- 
gerichte bringt jeden aufständischen Führer an den Galgen; allein am 20. April sind 
23 aufständische kurdische Führer in Diarbekir gehängt worden. Daß die Kurden 
mit Waffen, Flugzeugen, Ausrüstungsgegenständen aller Art von fremder Seite (Eng- 
land!) unterstützt worden sind, ist erwiesen. Englands Beweggründe, im strittigen 
Grenzgebiete bei Mossul und im Bereiche der Petroleumquellen Unruhen und Miß- 
stimmung der dortigen Einwohner gegen die Türkei zur Beeinflussung der zurzeit im 
Irak weilenden Völkerbundskommission zu erzeugen, sind zu durchsichtig. Daß die 
Erhebung auf eine rein religiöse Bewegung, dem Kampf der konservativen 
Kurden um das aufgehobene Kalifat und bedrohte Scheriat zurückzuführen ist, ist 
sehr unwahrscheinlich. Wohl aber haben die Engländer den religiösen Fanatismus 
klug auszunutzen und auf diese Weise die strenggläubigen Kurden zu ihren Vorkämpfern 
zu machen verstanden. . 

Betrachten wir das Wesen des mohammedanischen Religionsgesetzes, der Scheria, 
näher, so finden wir, daß diese keine Rechtssatzungen in unserem Sinne bedeutet, 
vielmehr eine Pflichtenlehre, welche die Gedanken von Generationen früherer Gelehrter 
enthält. Die außerordentlich große Zahl der religiösen und besonders komplizierten 
Gebote, fünfmal täglich Gebete und Waschungen, Fastenhalten (beim Ramasan 
volle 30 Tage), das Almosengeben (der Koran schreibt hierfür 10% des Einkommens 
vor), strikt zu befolgen, ist für ein Nomadenvolk — das sind die Kurden in der Haupt- 
sache — unmöglich. Die Städtebewohner übertreffen die Landbewohner, was Re- 
ligiösität und Ritualausübung verlangt, bedeutend; die Berührung mit Ungläubigen 
in den Städten erzeugt Fanatismus. Die Städtebewohner halten die wesentlichsten 
Grundsätze der Scheria inne, ja manche Dinge werden mit peinlicher Genauigkeit 
befolgt, denen die Pflichtenlehre keine besondere Bedeutung zuweist. 

Aus allen diesen Gründen komme ıch zu dem voll berechtigten Schlusse, daß 
die Scheria und mit ihr rein religiöse Beweggründe keinen maßgebenden Einfluß auf 
den Ausbruch des kurdischen Aufstandes ausgeübt haben. Wie wenig die Nomaden 
in das Wesen und die Geschichte ihrer Religion eingedrungen sind, dürfte die Unter- 
haltung des Chefredakteurs des „Tanin“ mit seiner kurdischen Magd Emine ergeben, 
welche letztere auf die Frage, wie der,, Prophet“ heiße: „ich weiß nicht“ zur Ant- 
wort gab; auf die erstaunte Gegenfrage des Redakteurs: „Kennst Du denn nicht 
unseren Propheten Muhammed?“ antwortete die Unschuld vom Lande: „Er ist nie- 
mals in unser Dorf gekommen!“ 

Neben dem kurdischen Aufstand hat die türkische Regierung mit der Lösung der 
Mossulfrage und des ganzen Petroleumgebietes im Irak, sowie einer neuen Rege- 
lung des französischen Mandatsgebietes in Syrien schwere Sorgen. Was die erstere an- 
belangt, so hofft die türkische Regierung zuversichtlich auf eine günstige Entscheidung 
der Völkerbundskommission. Die politische Lage der Türkei ist keine ungünstige; 
ich glaube, daß England dort zu weitgehenden Konzessionen bereit ist, um so mehr 
als in den letzten Tagen eine Nachricht aus Newyork eingetroffen ist, wonach ein 
englisches Syndikat das Angebot der türkisch-amerikanischen Development Company 
angenommen habe, die sog. Chesterkonzession (Eisenbahnbau-, Petroleum-, Bergbau- 
und andere Konzessionen des Admirals Chester im Werte von 100 Millionen Dollar) 
zu erwerben. Ob das Geschäft allerdings besonders vorteilhaft sein dürfte, lasse ich 
dahingestellt, da ja dietürkische Regierung auf dem Standpunkt steht, daß die Chester- 
konzession verfallen sei, weil die Konzessionare die vertraglich vorgesehenen Bau- 
fristen für den Eisenbahnbau nicht innegehalten haben. 

Von größerer Bedeutung erscheinen mir die Verhandlungen, welche Franklin 
Bouillon, der Spezialgesandte Frankreichs, in Angora mit der türkischen Regierung 
gepflogen hat und die nichts Geringeres als ein französisch-türkisches Bündnis 
bezwecken. Ein Bündnis dürfte allerdings noch nicht abgeschlossen sein, aber jeden- 
falls haben sehr wichtige vorbereitende Verhandlungen stattgefunden, wobei die Türkei 
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neben einer allgemeinen weitgehenden Unterstützung ihrer Politik in den gesamt- 
europäischen Fragen vor allem die französische Unterstützung in der Mossulfrage 
England gegenüber und die Bereitstellung großer Kapitalien für wirtschaftliche Zwecke 
fordert. Bouillon soll bei diesen Verhandlungen sogar das Anerbieten gemacht haben, 
die Provinzen Alexandrette, Antiochia und Aleppo aus dem französisch-syrischen 
Mandatsgebiet herauszunehmen und sie wieder der Türkei unterzustellen, wodurch 
letztere einen bedeutenden Machtzuwachs in der Nachbarschaft des für England so 
wichtigen Mossulgebietes erhalten würde. Frankreich scheint sich in Syrien 
nicht besonders wohl zu fühlen. Aus diesem Umstande heraus dürfte sich 
dieses für die Türkei so wertvolle Angebot erklären. Frankreich will eben mit der Türkei 
in ein gutes Einvernehmen, in ein Freundschafts- oder Bündnisverhältnis kommen, 
um auf diese Weise einen Trumpf gegen England in der wichtigen Mossulfrage in der 
Hand zu haben. Meiner Ansicht nach liegt hier wieder ein glatter Tauschhandel 
vor, um England zu zwingen, in Europa, d. h. Deutschland gegenüber, 
Frankreich freie Hand zu lassen. x 

Können wir Deutsche unseren alten Bundesgenossen, den Türken, darum zürnen, 
daß sie nationale Politik treiben? Gewiß nicht, aber unsere Staatsmänner mögen die 
Augen offen halten und keine Gelegenheit verabsäumen, die Beziehungen mit der 
Türkei aufs neue zu befestigen und deutsche Interessen wahrend mehr und mehr aus- 
zugestalten. General Schlee-Pascha. 


DIE VERTEILUNG DER KOHLENVORRÄTE IN MITTELEUROPA VOR UND 
NACH DEM KRIEGE. 


Das Kernproblem für Technik und Wirtschaft ist das Energieproblem. Nicht 
erst seit dem Ende des Krieges. Seitdem ist die Frage energetischer Versorgung nur 
lauter und offener diskutiert worden, weil sich die Energiewirtschaft durch die wirt- 
schaftstechnische Umstellung zur Ölfeuerung verwickelter und zugleich räumlich 
umfassender gestaltet hat. Bis zum Kriege herrschte die Kohle als energetischer Hebel 
des technischen Getriebes fast allein vor. Bis dahin war sie daher auch der maßgebende 
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vor und nach dem Kıirge, 


politische Faktor, der in der Rechnung der Weltvölker die ausschlaggebende Rolle 
spielte. Die Kohle war es, die den Weltkrieg entzündete, ihn entschied und seine un- 
seligen .„.Friedens‘-schlüsse zeitigte. Die Wucht der englischen Kohle war es letzten 
Endes, die Italien zum Treubruch gegen Deutschland brachte; die Übermacht der 
vereinsstaatlichen Kohle, die die erdrückende Masse an Kriegswerkzeugen schuf, 
gegen die wir uns mattlaufen mußten. Frankreich hat es verstanden, die Kohlenstaaten 
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der ozeanischen Erde gegen die des kontinentalen Europa mobil zu machen, um die 
Zersplitterung des zentralstaatlichen Kohlenbesitzes zu erreichen und um eine Verteilung 
des europäischen Kohlenbestandes zu erzielen, der ihm im Verfolg seiner Bündnispolitik 
bedeutende Zukunftsgarantien verspricht. Wenn ich eben sagte, daß die Kohle die 
geopolitische Rolle nach dem Kriege z. T. an das Erdöl hat abtreten müssen, so trifft 
das für Mitteleuropa am allerwenigsten zu, für Deutschland und Frankreich mit seinen 
spärlichen Mengen an flüssigem Golde überhaupt kaum. Beide werden in Zukunft 
immer in erster Linie auf die greifbaren Kohlenvorräte angewiesen sein; auch ihre 
Wirtschaft der flüssigen Brennstoffe wird fast ausschließlich eine Funktion ihrer festen 
Brennstoffe bleiben, die auf chemischem Wege in jene überzuführen sind. 

Für Deutschland mit seiner zentralen und meerabseitigen Lage wird diese Ab- 
hängigkeit von der festen Kohle im Ernstfalle absolut sein. Frankreich wird, dank 
seiner günstigeren Weltlage immer noch leichteren Zugang zu den Quellen fremder 
Erdölschätze seinen Weg finden. Die deutsche Energiewirtschaft wird — abgesehen 
von der Ausbeute der Wasserkräfte — nach wie vor auf die Ausbeute der Kohlenvorräte 
angewiesen sein. In ihnen liegt der wertvollste Bestand deutschen Nationalvermögens. Ihn 
gilt es bei aller intensiven Ausnutzung zu schonen und zu hüten, wo es nur immer angeht. 

Unter diesem Gesichtspunkt der ungeheuren Bedeutung der deutschen Kohle 
für die deutsche Wirtschaft soll ein vergleichender Blick auf die Verteilung der Kohlen- 
bestände innerhalb Mitteleuropas vor und nach dem Kriege geworfen werden. Gerade 
dieser Vergleich läßt die herben Verluste, die wir und Österreich erlitten, noch viel 
stärker empfinden, als die bekannteren Zahlen über den Verlust an sich. Die Schwierig- 
keiten eines wirtschaftlichen Wiederaufschwungs und einer nationalen Sicherung treten 
aus diesen vergleichenden Zahlen mit einer Schärfe hervor, die uns erschüttert, die uns 
andererseits aber auch mahnt, mit dem verbliebenen Rest um so vorsichtiger zu wirt- 
schaften. 

Der Bestand vor dem Kriege ergibt sich aus der ersten Tabelle: 


Vorräte in Millionen Tonnen 


St.-K. | Br.-K. Summe 
Deutschland . . ...... 301 664 | 13 383 315 047 (79,0%) 
Osterreich- Ungarn 34 237 16 906 51143 (12,8 %) 
Bulgarien 30 358 368 (0,1%) 


Mittelmächte 335 931 30 647 366 578 (91.9%) 
Frankreich 15 951 ; 2 000 17951 (4.5 %) 
Belgien 11000 0 11000 (2,7%) 
Italien 144 99 243 (0.007 %) 
Russ.- Polen „ 28 63 2 587 (0,7%) 
Rumänien 0 o, 39 39 (0,0% ) 
Serbien . . oo wi mn u 45 484 529 (0.013 9% 

Feindstaaten .....n. 29 665 2 685 32350 (8,1%) 


Daraus ergibt sich folgendes Verhältnis: 


Mittelmächte 100, 100,0 100.0 
Feindstaate n 8,8 8,8 8,8 
und | 
Deutschland 100,0 100.0 100.0 
Feindstaaten 98 20,0 10,3 


| 


Die letzte Zahl vermag die überwiegende Rolle der Steinkohle gegenüber der Braun- 
kohle zu dokumentieren. 
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Das Verhältnis für die Mittelmächte wie für Deutschland war vor dem Kriege 
ein für erstere durchaus günstiges. Es entsprach sehr wohl der industriellen und be- 
völkerungsstatistischen wie -kulturellen Überlegenheit der Mittelmächte gegenüber 
den meisten der Feindstaaten. 

Ohne die Zahlen für den direkten Verlust, die sich unschwer durch Vergleich der 
ersten und der zweiten Tabelle errechnen lassen, anzuführen, sei der Stand nach dem 
Kriege bei gleicher Staatengruppierung aufgezählt. 


Vorräte in Millionen Tonnen 


— Berk, | Summe 


Deutschland 146 335 159 697 (40.0 %̃) 
Osterrei ck i 13 363 (0,1°/,) 
Ungarn na 119 604 (0,2 % ) 
Bulgarien 30 388 (0,1%) 


Mittelmächte 161 054 (40,4%) 


Frankreich 28 731 (7.3% ) 
Belgien. 11000 (2,7 %¶ ) 
Italien . 145 (0,05 %) 
Polen 169 956 (42,8 %) 
Rumänien. : 722 (0,25%) 
Tschechoslowakei 21000 (5,4%) 
Jugoslawien 4430 (1,1%) 
Feindstaaten 21909 | 18785 237 884 (59,6% 
Daraus ergibt sich folgendes Verhältnis: 
Mittelmächte . 100,0 100.0 100,0 
Feind staaten . . 148,8 129,0 147,7 
und 
Deutschland . . . . . . . 100,0 100,0 100,0 
Feindstaaten . . . . ....149,7 140,6 148,9 


Dieser letzte Vergleich zeigt gegenüber dem unmittelbar zuvorgeführten, daß 
innerhalb der Gruppe der Mittelmächte Deutschland allein von bestimmendem Ein- 
fluß in der Kohlenwirtschaft geblieben ist, daß der Feindbund uns aber in jeder Be- 
ziehung absolut überlegen ist. 

Noch stärker zu unsern Ungunsten ändert sich das Bild, wenn wir die Bestände 
des linken Rheinufers, das Frankreich noch immer wider Recht und Gesetz festhält, 
in Rechnung stellen. Es handelt sich hier um 10458 Mill. t Steinkohlenvorräte und 
7325 Mill.t Braunkohlenvorräte. Dann verschiebt sich die letzte Zahlenreihe folgender- 
maßen: 

Deutschland 100, 0 100,0 100,0 
Feindstaaten . . . . . . 168,9 432,5 180,3 


Die große Bedeutung der linken Rheinlande für die deutsche Brennstoffwirtschaft, 
zumal die Braunkohlenwirtschaft, wird aus dem Vergleich dieser mit der vorigen Zahlen- 
reihe ersichtlich. Doch lassen wir — in der Hoffnung, daß der französische Druck auf 
die linken Rheinlande nur noch ein kurzbefristeter ist — diese letzte Tatsache unbe- 
achtet, so ergibt sich, daß der Kohlenbestand der Feindstaaten innerhalb Mitteleuropas 
sich um das 7,4fache vermehrt, der Deutschlands dagegen um die Hälfte verringert 
hat. Das bedeutet eine Erstarkung der Nachbarstaaten um das 15 fache, gemessen an 
der Verteilung der Kohlenvorräte heute und damals, eine Vermehrung, die in keinem 
Verhältnis zu der Einwohnerzahl und der industriellen wie kulturellen Eigenart dieser 
Randstaaten gegenüber denen Deutschlands steht. 
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Erst durch einen solchen Vergleich wird die furchtbare Tragik des Friedensschlusses 
recht ersichtlich. Unsere Technik wird vor ungeheure Aufgaben gestellt, wenn sie 
dieses Manko durch eine neue und rationelle Energietechnik auch nur einigermaßen 
ausgleichen soll. Prof. Dr. W. Schmidt, Cöthen. 


DAS DEUTSCHE MUSEUM UND DIE DEUTSCHE AKADEMIE. 


Ein Mann von seiner Zeit in seltenem Maße vorausschauendem Weitblick, Oskar 
von Miller, hegte vor einem halben Jahrhundert als Student der Technischen Hoch- 
schule in München die heute in der Verwirklichung begriffenen Pläne weitestgehender 
Ausnutzung der bayerischen Wasserkräfte. Der Besuch der ersten elektrotechnischen 
Ausstellung in Paris und das Studium sowohl der dortigen wie der Londoner tech- 
nischen Sammlungen förderten in ihm den Gedanken, sowohl die alte Lieblingsidee der 
Wasserkraftnutzung weiter zu verfolgen, wie auch auf ein umfassendes deutsches Mu- 
seum der Technik hinzuarbeiten. Jahrzehnte vergingen, bis im Jahre 1903 die Haupt- 
versammlung des Vereins deutscher Ingenieure in München Oskar von Miller die 
Gelegenheit zur idellen Grundsteinlegung für das Deutsche Museum gab, und an seinem 
70. Geburtstag, dem 7. Mai ds. Js., sah er das Werk vollendet. 

Hinfort werden in der Fremdenstadt München nicht nur die deutschen Besucher, 
sondern auch die Tausende von Ausländern Gelegenheit finden, den Werdegang der 
deutschen Technik zu bewundern und festzustellen, was die wirtschaftlichen Hilfsmittel 
aller Welt dieser deutschen Technik verdanken. Der Verein deutscher Ingenieure, 
der vor 22 Jahren bei der Gründung des Deutschen Museums Pate stand, hat unter 
Mitwirkung hervorragender Vertreter der Technik und Naturwissenschaften ein von 
Professor Conrad Matschoß geleitetes ausgezeichnetes Werk über „Das Deutsche 
Museum, Geschichte, Aufgabe, Ziele“ (Verlag R. Oldenbourg, München 1925) heraus- 
gegeben, das mit einer großen Fülle vortrefflicher Abbildungen einen Überblick über 
die unendliche Fülle ehrreichen Materials bietet, die im Deutschen Museum vereinigt 
sind. 

Mit der Eröffnung des Deutschen Museums war die Gründung der Deutschen 
Akademie zur Erforschung des Deutschtums in aller Welt verbunden. Die Senatoren 
der Deutschen Akademie, deren Organisation sich schon heute über 17 europäische, 
3 asiatische und 5 amerikanische Staaten ausbreitet, verkörpern die Elite des deutschen 
Geisteslebens. 

Wir wünschen dem Deutschen Museum wie der Deutschen Akademie Glück auf 
den Weg zur Hebung und Förderung des deutschen Ansehens in der Welt. 
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DEUTSCHLANDS EUROPÄISCHE SENDUNG. Ein Gespräch. Doppelheft 7/8 der 
Zeitschrift „Paneuropa“ von R. N. Coudenhove-Kalergi. Pan-Europa-Verlag 
Wien-Leipzig. i 

Schon vor einem Menschenalter gab es eine lebhafte Aussprache politischer Kreise 
über die ,, Vereinigten Staaten von Europa“. Bezeichnenderweise waren es auf seiten 
der aktiven Staatsmänner in erster Linie die Österreicher, die sich für den Gedanken 
einsetzten; denn die österreichisch-ungarische Monarchie stellte ja an sich schon den 

Versuch einer übernationalen Staatenvereinigung dar. Auch Graf Coudenhove, der 

den Gedanken nicht einfach aufgenommen, sondern in neue Formen gegossen hat. 

spricht aus Wien zu uns und möchte Wien als das Zentrum Paneuropas sehen. Freilich 
exemplifizieren die Vorkämpfer Paneuropas so wenig wie einstmals jene der Vereinig- 
ten Staaten von Europa auf das alte Österreich-Ungarn, da die dort herrschenden 

Nationalitätenstreitigkeiten schwerlich ein verlockendes Vorbild abgeben würden. 

sondern gehen lieber von dem Muster der Schweiz aus. 

Man muß es dem Grafen Coudenhove lassen, daß er der bisher zweifellos geschick- 
teste Verfechter des europäischen Einigungsgedankens in überstaatlichem Sinne ist, 
der sich in der Weise geopolitisch einzustellen sucht, wie es der Raumverengerung 
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durch die weltumspannende Technik entspricht. Coudenhove will auch nicht als Pazi- 
fist ım landläufigen Sinne gelten und noch weniger den Nationalgedanken abschwören. 
Vielmehr sieht er unter den gegenwärtigen europäischen und weltpolitischen Verhält- 
nissen gerade für das deutsche Volk in seiner mitteleuropäischen Gesamtheit keinen 
anderen Weg zum Wiederaufstieg unter Ablehnung jeder Art von Hegemonie in Europa, 
insbesondere also auch der französischen, als den des Garantiepaktes, des Zollvereins 
und des Minoritätenschutzes, nicht durch den ohnmächtigen Völkerbund, sondern durch 
ein paneuropäisches Bündnis. Geopolitisch sieht er Paneuropa in dem gegliederten 
mittel- und westeuropäischen Festland ohne das asiatisch eingestellte Rußland, ohne 
das auf Machtbereiche fremder Erdteile gestützte England. Für ihn gliedert sich die 
Welt der Zukunft in Paneuropa mit rund 26 Millionen qkm und 230 Millionen Einwohnern, 
Panamerika mit 30 Millionen qkm und 200 Millionen Einwohnern, Ostasien mit 12 Mil- 
lionen qkm und 400 Millionen Einwohnern, Rußland mit 22 Millionen qkm und 145 Mil- 
lionen Einwohnern, Britannien mit 36 Millionen qkm und 450 Millionen Einwohnern. 
Betrachtet man die Weltkarte in der Coudenhoveschen Aufteilung, so ergeben sich 
natürlich viele Fragezeichen. So in Europa das Problem Frankreich; mit Bezug auf das 
hritische Bundesreich unter anderem die Frage, ob ein wirklich vereinigtes Panamerika 
mit seinem riesigen Schwergewicht nicht viel entscheidendere Anziehungskraft auf 
Kanada ausüben würde als London; große Fragezeichen auch bezüglich der afrikanischen 
Flurbereinigung und künftiger Einwirkung Ostasiens auf Südasien. 

Auf alle Fülle hat Graf Coudenhove es verstanden, durch seine zahlreichen Ver- 
öffentlichungen und die bestrickende Art seiner Problemstellung und Beweisführung 
nach der durch Ausbruch des Weltkrieges erfolgten Beisetzung des Gedankens an die 
Vereinigten Staaten von Europa ein Jahrzehnt später in gewandter Umformung den 
Gedanken Paneuropa so lebendig zu machen, daß kein Weltpolitiker heute an diesen 
Dingen achselzuckend vorbeigehen kann, ohne sich ernsthaft mit ihnen aus- 
einanderzusetzen. A.D. 
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DR. OTTO ERNST: FRANZ JOSEPH I. IN SEINEN BRIEFEN. Auf Grund von 
Forschungen im Haus-, Hof- und Staatsarchiv zu Wien. Mit 4 Kupferdruckbildern 
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WÄHREND DES WELTKRIEGES. Tagebücher und Betrachtungen. Mit einer 
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Attaché au Ministre des Affaires Etrangères. Alfred Costes, Editeur, Paris, 1925. 
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EDMUND BURKE UND SEIN 
POLITISCHES ARBEITSFELD 


Ein Beitrag zur Geschichte der liberalen Ideen und 
des politischen Lebens in England 
von 


RICHMOND LENNOX 


VIII u. 300 S. 7 6 Abb. / 1 Kartenskizze 
Gr.-8°. / Brosch. M. 6.—, geb. M. 7.50 


Die Historische Zeitschrift urteilt: Der Verfasser hat etwas von der gelassenen, 
praktisch-nüchternen Art, historisch-politishe Probleme zu behandeln, ohne die 
Dinge allzusehr zu pressen, und ohne sie auf einen metaphysischen Hintergrund 
zu stellen. Man folgt seinen Ausführungen gern und ohne Ermüdung. Er übt eine 
maßvolle Kritik vom Standpunkt des gesunden Menschenverstandes und läßt die 
eminente publizistische und parlamentarische Leistung Burkes ebenso hervortreten, 
wie die Begrenztheit seines Talents und seiner Wirkung. 


R. OLDENBOURG / MÜNCHEN UND BERLIN 


Beiheft 2 der Hiftorifchen Zeitſchriſt 


Die Bedeutung des Proteflaniismus 
für die Entftehung der modernen Welt 


von 
ERNST TROELTSCH 
4. Auflage. 103 Seiten. Gr. 8°. 1925. Preis M. 3.50 
Bezieher der Hiſtoriſchen Zeitſchriſt erhalten auf die Beihefte 15% Nachlaß 


x 

Hiſtoriſche Zeitſchriſt: Die an fruchtbaren Geſichtspunkten 
überreiche Schrift gehört mit zum Beſten, was über die 
Geiftesgefchichte der Menfchheit geſchrieben worden if. 


R. Oldenbourg Verlag, München und Berlin 


TAUSEND JAHRE 
FRANZOSENPOLITIK 


Von 
JAKOB BEYHL 


7. Auflage. 40 Seiten. gr. 8°. 1925. Brosh. M. —.50 
(Bei Bezug von 10 Exemplaren ab Partiepreise) 


„Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt an Hand der Geschichte den deutschen Lesern 
die französische Politik vor Augen zu führen, und sie mit den Wegen vertraut zu machen, die 
die französische Politik eingeschlagen hat. Politik und Geschichte sind eng miteinander verbunden, 
und nur der treibt wirkliche Politik, der mit der historischen Entwicklung vertraut ist und ver- 
steht, sie auf die Gegenwart anzuwenden.” «Deutsche Bergwerkszeitung). 
ee eindrucksvolle volkstümliche Darstellung über Tausend Jahre Franzosenpolitik ist jetzt als 

selbständiges Schriſtchen erschienen.” (Historische Zeitschrift). 


„Ein kleines Hefthen nur, aber inhaltsreicher, als mancher dicke Wälzer“. Schul wart). 


„Eine außergewöhnlich dankens werte Tat. Dieses Heft sollte wirklich in der ganzen Weit vere 
breitet werden.“ (Hannoverscher Kurier). 


R. Oldenbourg Verlag / Münden und Berlin 


GEIST UND STAAT 


WILLY ANDREAS 


200 Seiten. 6 Tafeln. 8°. Gebunden Mk. 6.— 


INHALT: I. Baldasare Castiglioni und die Renaissance 
II. Bacon als Staatsmann 
III. Pater Joseph 
IV. Maria Theresia 
V. Marwitz und der Staat Friedrichs des Großen 
VI. Der junge Engels 


Die Hauptbeweggründe der gesamten neueren Geschichte werden thematisch durchgeführt und 
zu einer Einheit verbunden, so daß der Leser einen Gang durch die ganze Geschichte der 
letzten Jahrhunderte unternimmt. 
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INHALTS-UÜUBERSTITCHT: 


SIR THOMAS BARCLAY: Der Präsident 
v.RHEINBABEN: Entwaffnung und Sicherheit 
RAMSAY MAC DONALD: Wie kommen wir vorwärts? 
Dr. G. E. HEINECKE: Der Wertschwund der deut- 


schen Industrie 
LAYTON: Die deutsch-englischen Handelsbeziehungen 
v. BISSING: Die Finanzen der Westmächte 
Dr. ARTHUR DIX: Wer kennt China? 


Weltschau / KEMAL EDIN SAMI PASCHA 
SIR JOSIAH STAMP 


Bücherschau / Büchereingänge 
Preis vierteljährlich M. 5.—, Einzelheft M. 1.80 
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EERLAER OLD ENB OU RC 
MÜNCHEN BERLIN 


3 i . Die Zeitfchrift „Weltpolitik und Weltwirtfchaft” erfcheint 
Lieferungsbedingungen: monalich einmal und kann Innerhalb Deuffaland 
durch die Polt, vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden, und zwar: 

Durch die Poft fowohl im Inland wie im Ausland vierteljährlih zu GM. 5.-. 

Durch den Verlag halbjährlich im Inland zu GM. 10.—, im Ausland ganz- 
Jährlich zu GM. 21.— einſchließlich Porto gegen Voreinfendung des Betrages (Poſt- 
fcheckkonto München 4412). 

Die Lieferung erfolgt auf Gefahr des Empfängers. Koftenlofe Nachlieferung zu Verluft 
geratener Hefte erfolgt nicht. Uberweiſungen gehen zu Laſten des Beftellers. 

Beanftandungen wegen Ausbleibens einzelner Hefte wollen nicht beim Verlag, ſondern 
bei der in Betracht kommenden Zuſtell-Poſtanſtalt vorgebracht werden. 

Abbeſtellungen müffen mindeſtens zwei Wochen vor Beginn eines neuen Halb- 
jahres erfolgen. 

Mitteilungen und Sendungen an die Schriftleitung find zu richten an 
die Herren Alfred Ball und Dr. Arthur Dix, Berlin W. 9, Linkftraße 25/lll. [Fern- 
ruf: Nollendorf 3665-67, Telegrammanſchriſt: Transatlantic Fuggerhaus Berlin.) 

Beiträge von Auffätzen, Buchbefprechungen ulw. wollen erft nach vorheriger Anfrage 
bei der Schriftleitung eingefandt werden. 

Nachdruck von Originalartikeln ift nur mit Genehmigung der Schriftleitung und mit 
Quellenangabe geltattet. 

Mitteilungen, welche den Zeitfchriftenverfand, den Anzeigenteil und fonftige ge[chäft- 
liche Angelegenheiten betreffen, lowie Befprechungsftücke von Büchern find zu 
richten an den Verlag R. Oldenbourg, München, Glüdftraße 8 (Fernſprecher 

249 31-249 34, Telegrammanfcrift Oldenbourg München). 

Sonderabdrucke werden nur auf befondere Beftellung beim Verlag und gegen Er- 
ftattung der Selbfikoften geliefert. Den Verfaffern von Originalartikeln ftellen wir bis 
zu 10 Stück des betreffenden vollftändigen Heftes koftenfrei zur Verfügung, wenn ein 
dahingehender Wunfch bei Einfendung der Handfchrift mitgeteilt wird. Beftellungen 
von $onderdrucen oder Heften, die erft nadı Drucklegung eines Heftes einlaufen, 
können in der Regel nicht berückfichtigt werden. 


DAS MITTELALTER 


Ein geschichtlicher Überblick 
Von 


DIETRICH SCHÄFER 


168 Seiten. Gr. 8°, 1923. Brosch. M. 3.—, Halbleinen M. 4.50 


Eine Darstellung, deren Meisterschaft man, je mehr und je öfter man das Buch liest, desto mehr 
bewundert. (Münchner Neueste Nachrichten). 
Ein Muster edler Popularisierung wissenschaſtlicher Forschung. 

(Rundschau für Literatur und Kunst: Professor Dr. F. H. Helmolt). 
Schäfers „Mittelalter“ bietet einen scharfgegliederten Abriß, gleich achtenswert in der unbeirrt 
sachlichen Beurteilung der umkämpften historischen und kulturellen Probleme, wie in der Be- 
schränkung auf das Eigentliche und Bestimmende. “Literarischer Handweiser: Konrad Hofmann), 
Man fühlt, daß das Buch mit voller Hingabe und Liebe geschrieben ist, daß der Verfasser hier 
mit warmem Lebensblut seinem Volke das Werden und Wachsen und dann den Niedergang 
des Deutschen Reiches im Mittelalter zeichnet. (Archlv für Politik und Geschichte: W. Mommsen). 


R. Oldenbourg Verlag München und Berlin 
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HERAUSGEBER: ALFRED BALL UND DR. ARTHUR DIX 


HEFT 7, JULI 1925 


DER PRÄSIDENT. 
Von Sir THOMAS BARCLAY, London. 


Mit Rücksicht auf die vor der Wahl lancierten und auch 
heute nicht völlig zum Schweigen gekommenen Besorg- 
nisse über die Schädigung des deutschen Kredites durch die 
innerpolitische Konsolidierung, haben wir die erste englische 
Autorität, einen der erfahrensten englischen Diplomaten, 


SIRTHOMAS BARCLAY, 
den Präsidenten des Institutes für Völkerrecht und Vize- 
präsidenten der Internationalen Juristenvereinigung, gebeten, 
sich über die Auswirkungen der Präsidentenwahl zu äußern. 
Die Wahl eines alten Soldaten zum Präsidenten der Deutschen 
Republik hat im Auslande eine gewisse Beunruhigung, ja vielfach Be- 
stürzung hervorgerufen, die sich zwar jezt etwas gelegt hat, die aber 
immer noch das Gefühl im Auslande hat bestehen lassen, daß der neue 
Präsident von seinen Hintermännern — selbst gegen seinen Willen 
19 
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oder gegen seine Überzeugung — zu Schritten veranlaßt werden könnte. 
die eine Gefahr für den Frieden Europas bilden könnten. 

Der Zweck des nachfolgenden Artikels ist deshalb, aus den Er- 
fahrungen der Vergangenheit und der gegenwärtigen politischen Lage 
festzustellen, was die nächste Zukunft für Westeuropa im Schoße trägt, 
soweit diese Entwicklung durch die Wahl des neuen Präsidenten be- 
einflußt werden kann. 

Jeder, der sich nach Beendigung des Weltkrieges einige Zeit in 
Deutschland aufgehalten hat, kennt die große Beliebtheit des Mar- 
schalls von Hindenburg. General von Ludendorff, von dem jeder zu- 
gibt, daß er der eigentliche Leiter des Weltkrieges in seinen letzten 
Phasen war, erfreut sich nicht so großer Popularität. Hindenburg ver- 
körperte stets den pätriarchalischen Geist des deutschen Heerführers, 
der ihn zum Gotte der Soldaten machte; die Mannschaften sprachen 
von ihm, so wie sie in Frankreich bei Beginn des Krieges von ihrem 
. „père Joffre“ sprachen. Man verlangte für ihn dieselbe Hochachtung. 
wie man sie in Frankreich heute für Marschall Foch in Anspruch nimmt. 
Das ungeheure hölzerne Standbild Hindenburgs im Berliner Tiergarten. 
in das die Bevölkerung goldene und silberne Nägel zu einer Art Panzer 
trieb, stempelte ihn zu der populärsten Figur des Weltkrieges nach 
dem Kaiser, den er sogar in der Volksseele mehr und mehr verdrängte. 
Es gibt in Deutschland kaum ein Bargerheim,.i in welchem das Bildnis 
von Hindenburg nicht hängt. 

Der alte Marschall besaß auch etwas, was dem deutschen Gefühls- 
leben besonders zusagte. Als der alte General von seinem Herrscher 
ersucht wurde, das Vaterland gegen die einstürmenden russischen 
Heere zu schützen, war er bereits viele Jahre dem aktiven Dienste 
fern gewesen. Er hatte sich in seine Heimatstadt zurückgezogen, um 
ein beschauliches Leben des ruhigen Genusses zu führen, wobei sein 
Hauptvergnügen darin bestand, mit seinen früheren Kriegskameraden 
bei einem Glase Bier und einer Pfeife Tabak Schach zu spielen. Daß 
er dem Rufe seines Herrn, ohne mit der Wimper zu zucken, folgte, 
und daß er ohne viel Federlesens die Feinde weit in ihr eigenes Land 
zurücktrieb, war bereits genügend, um ihn zu einem Herrgott seines 
Volkes zu machen. Die Prophezeihung der Obersten Heeresleitung, in 
sechs Wochen Paris zu erreichen, war ins Wasser gefallen und nun waren 
die Siege Hindenburgs im Osten ein vorzügliches Mittel, das deutsche 
Volk über die Fehlschläge im Westen zu trösten. Von diesem Zeit- 
punkte an hat Hindenburg keinen Deut seiner Beliebtheit verloren; 
die endgültige Niederlage wurde ihm nie in die Schuhe geschoben. Bei 
Beendigung des Krieges zog er sich mit derselben ruhigen Bescheidenheit, 
mit der er später das Kommando der westlichen Armee übernommen 
hatte, in sein altes Heim zurück. Selten hörte die Welt etwas von ihm, 
bis man ihn von neuem rief. 

Man hat die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten mit der 
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Wahl des Marschall Mac Mahon verglichen. Dieser Vergleich ist aber 
nicht zutreffend. Mac Mahon wurde nicht aus allgemeiner Volks- 
abstimmung erwählt, sondern von der Nationalversammlung, die da- 
mals die Macht des reaktionären Frankreich verkörperte. Als er gewählt 
wurde, bestand noch keine Verfassung und er fühlte sich selbst mehr 
als der Vertreter einer bestimmten Partei als der Verteidiger einer 
Republik, die erst im Stadium der Entstehung war. Er machte sich 
daher auch keinerlei Gewissensbisse über die Versuche seiner Anhänger, 
gerade diese junge Republik zu stürzen. Persönlich war er bei weitem 
nicht so populär wie Hindenburg, und seine militärische Laufbahn 
war keineswegs ruhmreich. Seine Niederlage bei Sedan war zwar durch 
seine Wunden gesühnt, aber er verlor bald von seiner Popularität, als 
seine Hilflosigkeit, mit der er mit einer parlamentarischen Minderheit 
regieren wollte, mehr und mehr zutage trat. Als er stürzte, weinte 
man ihm keine Träne nach. Marschall Hindenburg ist der Nachfolger 
eines Präsidenten, der, obwohl aus einfachsten Verhältnissen, doch die 
Fähigkeit besaß, die Zügel der Regierung mit fester Hand zu halten 
und sich aller unnötigen Einmischung in die Regierung zu enthalten. 
Man dürfte in der Annahme nicht fehlgehen, daß Hindenburg diesen 
Grundsätzen nachzueifern bestrebt sein wird. Der Nachfolger Mac 
Mahons war eine Persönlichkeit vom Schlage Eberts. Auch Präsident 
Grevy besaß die Fähigkeit, die sich widerstrebenden Ansichten seines 
Kabinetts zu sammeln. Er wußte genau, wie weit er zu gehen hatte, 
und ohne daß die Minister es merkten, führte er die Zügel mit fester 
Hand. Soldaten haben in der Regel nicht die Fähigkeit des überredenden 
Wortes und der diplomatischen Kunst, und man darf vielleicht bezwei- 
feln, ob Hindenburg sich so geschickt benehmen wird wie sein Vor- 
gänger oder Monsieur Grevy. Jedenfalls muß abgewartet werden, ob 
er imstande ist, die sich widerstreitenden Meinungen seiner Minister 
mit derselben ruhigen Sachlichkeit eines Mannes zu leiten, der sich 
seinem Lande gegenüber für ein möglichst ruhiges Arbeiten der Ver- 
fassung eingesetzt hat. 

Eine Tatsache, die noch erstaunlicher, als die Wahl Hindenburgs 
zum Reichspräsidenten, ist die Annahme dieser Wahl. Da wir seine 
Bescheidenheit und sein Pflichtbewußtsein kennen, scheint der Grund 
hierfür eine tiefe Vaterlandsliebe zu sein. Er wollte die Ge- 
fahr einer innerpolitischen Zersetzung bannen, und es wäre nicht er- 
staunlich, wenn sich hierbei seine Befürchtungen in gleichem Maße 
der Handlungsweise seiner Wähler wie der erhöhten Tätigkeit der kom- 
munistischen Partei gerichtet hätten. In anderen Worten, er mag 
gedacht haben, daß neben einem guten väterlich erteilten Rat an seine 
besonderen Anhänger eine Vereinigung der mehr gemäßigten Elemente 
des deutschen Volkes zum Zwecke der Wiedererweckung des Selbst- 
bewußtseins und des wirtschaftlichen Aufschwunges des Landes am 


besten in den Händen eines Mannes liegen würde, der, durch die rechts- 
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stehenden Parteien ans Ruder gebracht, sich trotzdem mit seinem 
Eide auf die republikanische Verfassung festlegte. 

Man muß sich vor Augen halten, daß der Präsident der deutschen 
Republik nicht große Machtbefugnisse besitzt. Trotzdem er von der 
Mehrzahl der Staatsangehörigen gewählt ist, ist es ihm keineswegs 
möglich, etwa mit diktatorischer Gewalt, wie etwa der Präsident der 
Vereinigten Staaten, zu handeln. Seine Stellung ist mehr ähnlich wie 
die des Präsidenten der französischen Republik, der nichts ohne die 
ausdrückliche Zustimmung seiner Minister unternehmen darf, die ihrer- 
seits wieder von dem Vertrauen des Parlamentes abhängig sind. Er 
kann daher auch weder das Beispiel Cromwells noch dasjenige Napo- 
leons nachahmen, das vielleicht das einzige Mittel darstellen würde, 
um einen Konflikt mit dem Reichstage aus dem Wege zu räumen. 
Der neue Präsident hat aber seine politische Karriere mit der Unter- 
stützung zweier sehr tüchtiger Diener begonnen, nämlich mit der- 
jenigen von Dr. Luther als Reichskanzler und derjenigen von Dr. 
Stresemann als Minister des Auswärtigen. Die Opposition der 
sozialdemokratischen Partei dürfte seine Stellung nicht in sehr scharfer 
Weise beeinflussen, falls er wie ein konstitutioneller Monarch regiert. 
Sein Vorgänger respektierte die Mehrheit des Reichstages mit größter 
Unparteilichkeit. Es besteht kein Grund zu der Befürchtung, daß 
Marschall Hindenburg nicht ebenso vernünftig sein wird. Ob ihm dieses 
Ziel gelingen wird, hängt mehr von seinen noch unbekannten staats- 
männischen Fähigkeiten als von seiner bekannten militärischen Tüch- 
tigkeit ab. Seine Verdienste als Soldaten machen ihn aber nicht etwa 
zum Staatsmann ungeeignet. Es gibt eine Reihe von Beispielen großer 
Heerführer, die vorzügliche Diplomaten waren. Ich brauche nur die 
Namen Washington, Grant, Wellington und Napoleon zu nennen. 
Auf jeden Fall darf man hoffen, daß er nicht wie Mac Mahon vergessen 
wird, daß er zum Präsidenten einer Republik gewählt ist, so daß ihm 
die Wahl zwischen einem schweren inneren Konflikt oder einem ruhm- 
losen Rückzug erspart bleibt. 

Bezüglich der französischen Befürchtungen eines Revanchekrieges 
muß darauf hingewiesen werden, daß Deutschland selbst seinen Friedens- 
willen stets betont hat. Deutschland muß aber natüriich freie Hand 
haben, auf friedlichem Wege einige Verbesserungen der gegenwärti- 
gen Lage anzustreben. Deutschlands Friedenswillen ist zweifellos 
ernst, aber es gibt Umstände, durch die eine Regierung gegen ihren 
Willen in eine Politik hineingetrieben werden kann, die sie gerade zu 
vermeiden wünscht. Als Napoleon III. den denkwürdigen Satz prägte: 
„L'empire c'est la paix“, war er von der Wahrheit dieser Erklärung 
zweifellos überzeugt; trotzdem mußte er später während seiner Re- 
gierung fast unausgesetzt Krieg führen. 

Das Geschrei der französischen reaktionären Presse erinnert die- 
jenigen, die sich dessen noch erinnern können, an die Krisis des Jahres 
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1875. Auch damals war man in Deutschland über den wachsenden 
Wohlstand Frankreichs bestürzt, eine Tatsache, die sich ın der an- 
maßenden Sprache gewisser Patrioten zum Ausdruck kam. Es ging 
damals eine Bewegung des Entsetzens durch Europa bei dem Gedanken, 
daß Bismarck, auf die noch überragende Macht Deutschlands fußend, 
mit Frankreich deshalb einen Streit anfangen könnte, weil Frankreichs 
militärische Wiedergeburt und sein militärischer Präsident eine Be- 
drohung Deutschlands bedeute. Bismarck behandelte die Sache da- 
mals als Bagatelle, benutzte sie aber doch dazu, den Reichstag um 
größere Militärkredite zum Schutze gegen einen möglichen franzö- 
sischen Einfall an der deutschen Westgrenze anzugeben. 

Das Ruhrabenteuer und die Bestrebungen, 
einen unabhängigen rheinischen Pufferstaat zu 
schaffen,warenschwerepolitischeFehler,deren 
schädliche Felgenerstallmählichverheilenwer- 
den. Größer waren die Fehler, die im Friedensvertrage von den Alliier- 
ten gemacht wurden, als man, dem Beispiele Napoleons folgend, die 
Stärke des deutschen Heeres auf eine geringe Anzahl von Soldaten 
beschränkte. Preußen verstand es damals, ohne den Friedensvertrag 
auch nur im geringsten zu verletzen, vielmal mehr Menschen heim- 
lich zu Soldaten heranzubilden, als es der Frieden zu Tilsit erlaubte. 
Bismarck hat diesen Fehler im Jahre 1871 ver- 
mieden. Durch die Limitierung der Armee auf eine bestimmte 
Höchstgrenze haben die Alliierten diese Frage der öffentlichen Dis- 
kussion sozusagen entzogen und nur der oberste Befehlshaber und sein 
Stab kennen die wahre Stärke der reorganisierten Armee. Der Mann, der 
den Oberbefehl über Deutschlands militärische Macht führt, ist Ge- 
neralvon Seeckt. Nur wenige kennen ihn persönlich. Er gilt 
für einen echten Republikaner und verdankt seine Ernennung einer 
republikanischen Regierung. Durch den Friedensvertrag steht er außer- 
halb der parlamentarischen Kontrolle. Zwar sind die Heeresvorschläge 
von den Sozialisten als über die Bedürfnisse des beschränkten Heeres 
hinausgehend kritisiert worden, doch besteht selbst unter den am meisten 
demokratischen Mitgliedern des Reichstages kaum der Wunsch nach 
einer Herabsetzung dieser Anschläge. Daß Deutschland in der Lage 
sein sollte, sich im Falle der Not gegen einen Angriff zu verteidigen, 
ist sein Recht als selbständiger Staat. Es besteht kaum die Gefahr, 
daß General von Seeckt den Wunsch hat, die Rolle eines General Bona- 
parte zu spielen. Sollte er irgend solche Absichten haben, so ist mit 
Sicherheit anzunehmen, daß der alte Marschall von Hindenburg ihm 
eher abreden als ihn darin bestärken wird. 

Es ist sicherlich ein interessanter und zugleich vielsagender Gegen- 
satz, daß Deutschland das noch unter den Nachwirkungen dieser Nieder- 
lage leidet, einen Feldmarschall aus dem Kriege zu seinem Präsidenten 
wählt, während im siegreichen Frankreich der Mann, der von seinen 
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Landsleuten als Verräter an der Sache des Sieges geschmäht, einge- 
kerkert und im Senate beschimpft wurde, zurückberufen wurde, und 
selbst von denen, die ihn damals so sehr schmähten, als der einzige 
Mann angesehen wird, der die Finanzen Frankreichs sanieren kann. 
Es ist leicht möglich, daß, falls Poincaré und der Nationalblock zur 
Macht zurückgekehrt wären, Marschall Hindenburg gezwungen ge- 
wesen wäre, eine ablehnende Haltung einzunehmen. Solange Frank- 
reich in seiner gegenwärtigen Gemütsverfassung bleibt unter der Führer- 
schaft von Männern wie Painleve, Caillaux und Briand, 
besteht die Gewißheit, daß Deutschland seinen Versöhnungswillen in 
demselben Geiste beantwortet sehen wird. Demokratisch in der poli- 
tischen Einstellung und vertraut sowohl mit den politischen Gefühlen 
sowohl in Frankreich wie in Deutschland hat derSchreiberdieser 
Zeilen kaum die Befürchtung, daß eine Gefahr 
weder für die Demokratie noch den Frieden Euro- 
pas besteht, solange Hindenburg im Amteist un d 
solange die gegenwärtige Cemüts verfassung in 
Frankreich dem Wiederaufbau Europas förder- 
lich ist. Trotzdem sehe ich eine Wolke am Horizont. Frankreich 
hat sich durch ein militärisches Bündnis Polen verpflichtet, und es 
mag unter gewissen Umständen kaum in der Lage sein, seine Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. Obwohl aber Deutschland sich ebensowenig 
mit der Regelung seiner Ostgrenze zufrieden geben wird, wie etwa 
ehedem Frankreich in der elsaß-lothringischen Frage, ist wohl kaum 
eine Katastrophe in den Jahren der Präsidentschaft von Marschall von 
Hindenburg zu erwarten. 


ENTWAFFNUNG UND SICHERHEIT! 
Von Staatssckretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN, M.d.R. 


Berlin, den 20. Juni 1925. 

Mit vierzehntägigem Intervall haben wir am 2. und 16. Juni jene 
beiden Noten erhalten, deren voraussichtlicher Inhalt seit Monaten die 
außenpolitische Diskussion bei uns selbst und in vielen anderen Ländern 
erfüllte. Nach dem üblichen Verfahren haben dann gewisse Konferenzen 
begonnen, die Parteien marschierten langsam auf, Verbände nahmen 
Stellung und in der Presse kamen die allerverschiedensten Meinungen 
zur Geltung. Soweit man bisher die An- und Absichten der Regierung 
erkennen konnte, hatte sie zwar die erste Strömung der öffentlichen 
Stellungnahme mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln in gewissem 
Umfange zu klären gesucht, jedoch mit voller Absicht diese Strömung 
erst etwas verebben lassen, ehe sie selbst eine klare sachliche Stellung- 
nahme von sich gab. Ihr Motto war etwa: „Zwei Noten der Entente sind 
angekommen — nun ist reifliche Prüfung und Vermeidung voreiliger 
Werturteile die erste Regierungspflicht.“ Nur bis zu einem gewissen 
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Grade wird man ihr in dieser Taktik Recht geben können. Gewiß ist 
unsere Lage von der der anderen recht verschieden und leider sitzen wir 
in recht wesentlichen Dingen am kürzeren Hebel. Aber wenn wir auch 
diesmal wieder mitansehen, wie kräftig und energisch die anderen Re- 
gierungen den Apparat der ihnen zur Verfügung stehenden Presse zur 
Stimmungsmache verwenden, dann merken wir immer wieder, daß wir 
auf diesem wichtigen Gebiet heutiger Außenpolitik es ihnen wohl niemals 
werden gleichtun können. Inzwischen wird es darauf ankommen, daß 
wir unter uns selbst und auf jenem Gebiet der breiten öffentlichen Mei- 
nung, das, wenn überhaupt, so dieses Mal letzten Endes bei der End- 
entscheidung das ausschlaggebende Wort haben wird, weniger in den 
Einzelheiten völkerrechtlicher und juristischer Konstruktionen schwel- 
gen, sondern daß wir in den beiden Fragenkomplexen, die mit den 
Schlagworten „Entwaffnung“ und „Sicherheit“ umschrieben sind, 
zunächst einmal gewisse einfache Grundlagen für unser Urteil finden. 
In diesem Sinne sind die folgenden Gedankengänge niedergeschrieben. 

Das Gerede von der Bedrohung Frankreichs durch deutsche militä- 
rische Vorbereitungen und Entwicklungen ist selbstverständlich Unsinn 
und Humbug! Trotzdem hat die französische Politik es verstanden, die 
Welt mit entsprechendem Geschrei zu erfüllen und dazu zu bringen, daß 
diese propagandistisch erreichte Einstellung nunmehr in praktische 
Politik umgemünzt werden kann. Dieser Trick ist leider nur dadurch 
möglich geworden, daß die nach dem Buchstaben des Vertrages weiter 
durchzuführende deutsche Entwaffnung mit dem augenblicklich 
wichtigsten Ziel deutscher Politik verknüpft wurde, d. h. mit der 
Räumung der nördlichen Rheinlandzone. Mit anderen Worten: 
Deutschland muß irgendwie auf die Entwaffnungsnote eingehen, sonst 
bleibt infolge der Schwäche der englischen Politik Frankreich einfach 
am Rhein stehen. Und Frankreich hat in der Ausnutzung des Kautschuk- 
Charakters des Versailler Vertrages und in dem Vorschieben der angeb- 
lichen deutschen Verfehlungen gegen die Entwaffnungsbestimmungen 
gleichzeitig zwei Ziele verfolgt: das eine ist der Vorwand, am Rhein 
stehen bleiben zu können, trotzdem der Vertrag es verbot. Das 
andere Ziel geht noch viel weiter, reicht in die Zukunft und hier wie- 
derum trennt es sich nach zwei Richtungen. Die eine weist auf die 
durch Artikel 213 des Versailler Vertrages gegebene Möglichkeit hin, 
nach Mehrheitsbeschluß des Völkerbundsrates für alle Zeiten un- 
begrenzte weiteste Kontrollmaßnahmen ganz Deutschlands 
auszuführen oder mit anderen Worten, mit Hilfe dieser Kontrolle und 
natürlich stets möglicher neuer „Verfehlungen“ ein ständiges Druck- 
und Erpressungsmittel in der Hand zu haben. Die andere Richtung ist 
noch bedenklicher und zeigt mit Hilfe des französisch-polnischen Bündnis- 
vertrages von 1921 ganz deutlich die Absicht Frankreichs, bei 
jederzeit möglicher militärischer Unterstützungspolitik 
Polens bei Benutzung Deutschlands als Aufmarsch-Etappen 
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und Durchmarschgebiet keinerlei Gefährdung durch Reste 
militärischer Abwehr in Deutschland vorzufinden. Hieraus 
und aus keinem anderen Grunde wird das Bestreben Frankreichs klar, 
die deutsche Reichswehr ihres Charakters als notdürftiges Instrument 
zum Schutze der deutschen Grenzen im Osten und Südosten zu 
entkleiden und zu einer reinen Polizeitruppe zu machen. Wäre das 
durchgeführt, dann hätte Frankreich die kontinentalen Vorherr- 
schaftspläne restlos durchgeführt und sein Geschrei über die 
Bedrohung durch Deutschland, über deutsche Reaktion und deutschen 
Revanchegeist hätte sein großes Ziel in zäher, geduldiger Arbeit erreicht! 

Hieraus folgt, daß die Entwaffnungsnote und die Möglichkeit, 
auf sie einzugehen, kein Ding an sich sein kann und sein darf, son- 
dern daß sie klar und sichtbar mit dem anderen Komplex der „F Sicher- 
heit“ zusammenhängt, der jetzt gleichfalls im typisch französischen 
Notenstil vor uns ausgebreitet liegt. Aber selbst wenn wir die Ent- 
waffnungsnote für sich allein betrachten und erledigen wollten — wir 
kämen bald zum Stocken, weil die dort aufgeführten Forderungen Punkt 
für Punkt auszuführen ein Ding der Unmöglichkeit wäre. Und schließ- 
lich gibt es eine Festlegung der deutschen Außenpolitik, an 
der nicht gedeutelt und gerüttelt werden darf und die ohne weiteres 
die Verbindung zwischen Entwaffnung und Sicherheit dar- 
stellt. Ich meine jene Erklärung des Außenministers in der letzten 
Reichstagsdebatte, daß ein Eintritt Deutschlands in den Völ- 
kerbund unter anderem auch davon abhängt, daß die nörd- 
liche Rheinzone restlos geräumt ist. Der Eintritt in den Völker- 
bund ist andererseits aber der Punkt eins der französischen Sicherheits- 
note und ohne auch ihn an die Spitze der Diskussion zu stellen, werden 
wir überhaupt im Ganzen kaum weiterkommen. 

Was hat nun materiell unter Beiseitelassung juristischer Kon- 
struktionen die Sicherheitsnote Frankreichs, der angeblich seine Alli- 
ierten zugestimmt haben, uns gebracht? Am Rhein ist immerhin der 
deutsche Grundgedanke des Rheinpaktes und der Schiedsverträge 
aufgenommen worden. Schliche und Fußangeln liegen sicherlich in dem 
französischen Anspruch als „Garant“ des Schiedsvertrages auch den 
Versailler Vertrag also womöglich den Anspruch auf selbständige 
Sanktionen nach den Rezepten des Herrn Poincaré aufrecht zu er- 
halten. Dem großen deutschen Opfer der freiwilligen Anerken- 
nung der Versailler Grenzen und dazu der freiwilligen Garantierung 
jener Bestimmungen über die Entmilitarisierung des Rheinlandes nach 
den Artikeln 42 und 43 des Versailler Vertrages entspricht es ferner in 
keiner Weise, daß Frankreich versucht, jedes Gespräch über weitere 
und vorzeitige Räumung der zweiten und dritten Zone oder über 
das künftige Schicksal des Saargebietes zu verhindern. Hier werden 
wichtige Gegenforderungen Deutschlands zu erheben sein, 
ebenso natürlich hinsichtlich einer unbedingt notwendigen grundsätz- 
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lichen Einigung über die Handhabung des vorher zitierten 
Artikels 213, d. h. künftiger „Investigationen“ durch die 
Kontrollorgane des Völkerbundes. Bezüglich der Schiedsverträge 
mit den deutschen östlichen und südöstlichen Nachbarn hat Frankreich 
seine superkluge, d.h. für uns mit einem dicken Pferdefuß behaftete 
Sonderkonstruktion des „Garanten“ aufgestellt, die für uns völlig 
unannehmbar ist. Wohlweislich verschweigt die französische Re- 
gierung in ihrer Antwort jene Verpflichtungen, die Frankreich aus 
seinen Sonderbündnissen mit Polen und der Tschechoslowa- 
kei übernommen hat und die selbstverständlich im Grunde genommen 
den Zielen und dem Geist des Völkerbundes völlig widerspre- 
chen. Und weiter zeigt hier auch das erneute Beiseiteschieben der 
deutschen Vorbehalte in Verbindung mit dem Artikel 16 des Völker- 
bundpaktes (Deutschlands Teilnahme an gemeinsamen Völkerbunds- 
sanktionen), daß Frankreich in der Zukunft freie Hand haben will, um 
durch das entwaffnete und durch weitere spitzfindige und stets zu Un- 
gunsten Deutschlands ausschlagende Verträge gebundene Deutschland 
hindurch den „Garanten“ für Ost- und Südost-Europa zu spie- 
len, d.h. mit anderen Worten die kontinentale Vorherrschaft — 
wie man bei uns zu sagen pflegt — „in den Verträgen zu ver- 
ankern“. Während Deutschland also nach der Auffassung seiner Vor- 
schläge vom 9. Februar dieses Jahres noch nicht einmal sich zum Ein- 
tritt in den Völkerbund entschließen wollte, haben wir jetzt nicht nur 
die Aufforderung zum vorbehaltlosen Eintritt in den Völkerbund vor 
uns, sondern noch darüber hinaus die Bindung bzw. Bedrohung durch 
die Sondergarantie Frankreichs für den Osten und Südosten Europas 
und schließlich auch noch die Verwirklichung des für uns maßgebenden 
Teiles des Genfer Protokolles vom 2. Oktober 1924, das bekanntlich des- 
halb kaum jemals Völkerrecht geworden wäre, weil die an seine Verwirk- 
lichung geknüpfte Forderung der allgemeinen Abrüstung auf ab- 
sehbare Zeit hinaus jedenfalls nicht erfüllt worden wäre. Man sieht, 
die französische Politik hat gut gearbeitet und die deut- 
schen Absichten sind mit höflichen Worten und juristischem Salto- 
mortale in wesentlichen Bestandteilen in ihr Gegenteil ver- 
kehrt worden. Daß aus dem deutschen Vorschlag der ‚„‚Weltkonvention‘“ 
ebenso wenig etwas werden konnte, wie aus dem des amerikanischen 
Protektorats für den Rheinpakt war natürlich vorauszusehen und es 
wird nicht uninteressant sein, ob die Regierung gerade für diese 
wenig glücklichen Formulierungen plausible Gründe anzuführen vermag! 

Es wird also nicht ganz einfach werden, aus diesem juristischen La- 
byrinth in das Freie der Verwirklichung elementarer deutscher Exi- 
stenz- und Lebensforderungen zu gelangen. Einen Zweck sieht jeden- 
falls die französische Taktik bereits erfüllt: Es wird nicht mehr lange 
dauern, dann wird Deutschland den Völkerbund im Vergleich zu den 
juristischen Konstruktionen und Garantien Frankreichs noch als eine 
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sehr angenehme und vorteilhafte Institution ansehen! Und in der Tat, 
auch ich selbst bin der Meinung, daß, nachdem einmal die Dinge so ge- 
laufen sind, die deutsche Politik nur dann weiterkommt und ihre Ziele 
der Befreiung deutschen Bodens, der Sicherung des Rheinlandes und 
der Herstellung völkerrechtlicher Revisionsmöglichkeiten im Osten näher- 
kommen wird, wenn sie sich recht bald die Schicksalsfrage vorlegt: Ist 
es für Deutschland richtig bzw. notwendig, bei der jetzigen 
Weltlage und im besonderen unter Berücksichtigung der 
jetzigen Konstellation in Frankreich und England (die endgül- 
tige Einstellung Englands ist übrigens in diesem Augenblick noch keines- 
wegs zu übersehen und könnte eventuell auch unsere Haltung maßgebend 
beeinflussen!) zu neuen völkerrechtlichen Bindungen zu schrei- 
ten oder ist die Gesamtkonstellation jetzt so ungünstig, daß 
wir unter Aufrechterhaltung der genannten Ziele neue 
völkerrechtliche Bindungen solange aufschieben müssen, 
bis die Gegenseite ein größeres Verständnis für die Forde- 
rungen und Lebensnotwendigkeiten Deutschlands zeigt? 
Ich selbst bin der Ansicht, daß trotz aller Schwierigkeiten und Bedenken 
aus maßgebenden Gründen der Gesamtpolitik der erstere Weg 
zu beschreiten ist. Dabei gehe ich davon aus, daß „Entwaffnung“ 
und „Sicherheit“ einen untrennbaren Gesamtkomplex bilden, 
und daß die deutsche Anwort auf die entsprechenden Noten das Ziel 
verfolgen muß, in so einwandfreier allgemein verständlicher Sprache 
unter Berücksichtigung der in den Verhandlungen dieser Wochen und 
Monate gemachten Erfahrungen die deutschen Absichten klar- 
zulegen, daß dadurch, d.h. auf ihrer Grundlage die Abhal- 
tung einer allgemeinen Konferenz unaufschiebbar wird. 
Wenn überhaupt, wird nur bei dieser Methode Fortschritt und 
erträglicher Abschluß zu erreichen sein! 


WIE KOMMEN WIR VORWÄRTS? 
Von The Rt. Hon. J. RAMSAY MAC DONALD M. P. 


Trotz gewaltigster Anstrengungen, trotz vielfacher Konferenzen und 
trotz der ausgesprochenen Friedenssehnsucht aller Nationen schreitet 
der Wiederaufbau Europas nur langsam vorwärts. Noch immer liegt 
die Zukunft düster vor uns und es wäre ein unangebrachter Optimismus, 
Europa als glücklich zu bezeichnen. Wie ein böser Alp liegt der Fee 
Er von Versailles auf Europa, Sieger und Besiegte in gleicher 
Weise in ein Netz von Unannehmlichkeiten verstrickend. Die Probleme 
des friedlosen Europas sind Legion. Fragen der Politik, besonders die 
des Schutzes der Minderheiten in den Staaten mit zusammengesetzten 
Nationalitäten, Fragen der Wirtschaft, wie die Gestaltung der inter- 
nationalen Produktionskosten und der verschiedenartigen Entwicklung 
der Warenpreise, Zollprobleme, die um so verwickelter sind, als sich 
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oft gerade da Zollschranken entgegenstellen, wo der freie Handel am 
freiesten fließen sollte, Währungs-, Budget- und Schuldentilgungs- 
probleme und eine Unmenge anderer schwieriger Fragen beunruhigen 
heute Europas Politik und Wirtschaft. 

Das Grundübel dieser Not liegt vornehmlich in einem überspannten 
und daher ungesunden Nationalismus. Nationalstolz ist gewiß ein hohes 


und heiliges Gefühl, es muß aber mit höchstem Feingefühl und eiserner 
Hand geleitet werden. Zu oft haben die Politiker in der Neugestaltung 
des politischen Bildes Europas die wirtschaftlichen Grundlagen außer 
acht gelassen, auf denen die neuen Völker ihre Zukunft aufbauen sollten. 
Die Folge hiervon war, daß die Wirtschaft dieser neuen Staaten vielfach 
verkümmerte, und daß sich eine ungesunde Atmosphäre gerade in dem 
Teile der Welt verbreitete, der am dringendsten der Schonung bedurft 
hätte. Bevor aber nicht die Grundlagen für eine gesunde Wirtschafts- 
entwicklung in Europa vorhanden sind, dürfen wir nicht eine glückliche 
Zukunft erwarten, bleibt die Befriedung der Welt eine eitle Hoffnung. 
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Den ersten wirklich entscheidenden Schritt zum wirtschaftlichen 
Wiederaufbau Europas nach dem Weltkriege bildete das Dawes- 
Programm. Durch dieses Programm wurden die Verpflichtungen 
Deutschlands eingehend festgelegt, es wurde ein Schema entworfen, 
durch das Deutschland in der Lage war, seinen Verpflichtungen ohne 
eine Gefährdung seiner neu stabilisierten Währung nachzukommen, ja 
es wurde letzten Endes diese Stabilisierung überhaupt erst ermöglicht. 
Logischerweise war dieses Programm aber nur der erste Schritt zur 
Sanierung der Weltwirtschaft; er hätte durch weitere Maßnahmen aus- 
gebaut und erweitert werden sollen. Hierbei hätte man unter keinen 
Umständen Zeit verlieren dürfen. Bevor ich mein Amt als Premier- 
minister niederlegte, hatte ich eine ganze Reihe von Untersuchungen 
eingeleitet, die diesem Ziele dienen sollten. Leider sind die meisten 
dieser Untersuchungen durch den Regierungswechsel zum Teil auf- 
gegeben oder was dasselbe ist, beiseite gelegt worden. Innerpolitische 
Fragen traten nicht nur in England, sondern auch in anderen Ländern 
in den Vordergrund. Anstatt eine Wiederherstellung des wahren Frie- 
denszustandes durch eine großzügige Zusammenarbeit aller Kultur- 
staaten möglichst schnell vorzubereiten, wurde wertvolle Zeit mit partei- 
politischen Erörterungen, mit Intriguenspiel und Parteigeplänkel ver- 
schwendet. 

Diese Entwicklung hat nicht verfehlt, auf Amerika, das sich be- 
kanntlich in letzter Zeit mehr und mehr der europäischen Politik zu- 
wandte, einen ungünstigen Eindruck zu machen. Die äußerst bedeutungs- 
volle Rede, die der neu ernannte amerikanische Botschafter Houghton 
vor kurzem in London hielt, bildet sicherlich eine ernste Warnung an 
Europa, die dieses sich zu Herzen nehmen sollte. Diese Warnung sollte 
um so mehr Beachtung finden, als die Äußerungen Houghtons im 
vollen Einverständnis mit Präsident Coolidge und Staats- 
sekretär Kellogg gemacht wurden. Dem amerikanischen Volk, so 
erklärte der Botschafter, liegt viel an dem wirtschaftlichen Wiederaufbau 
der Welt; es hat deshalb die Vorbedingungen für eine Gesundung Mittel- 
europas geschaffen. Das Kapital, ohne das eine Produktion unmöglich 
ist, wurde zur Verfügung gestellt und damit die Grundlagen neuen 
Wohlstandes gelegt. Amerika kennt die Nöte Europas und hat deshalb 
mit ehrlichem Willen geholfen, aber das amerikanische Volk ist ein 
praktisches Volk, das sein Geld nur in eine sichere Anlage stecken will. 
Das volle Ausmaß amerikanischer Hilfe kann nur erwartet werden, 
wenn die Union davon überzeugt ist, daß die Zeit zerstörender 
Methoden in der Politik vergessen und die Zeit eines fried- 
lichen Aufbaues da ist. Amerika verlangt einen ehrlichen Friedens- 
willen und eine aufrichtige Verständigungsbereitschaft als Voraus- 
setzung für weitere Hilfeleistung. Der Frieden Europas muß aus 
dem Geiste geboren werden, er muß von innen, nicht von 
außen kommen. Alle Nationen Europas sollten aus dieser Auffassung 
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Amerikas eine Lehre ziehen. Sie sollten bedenken, daß Amerika eine 
veränderte Gesinnung, die auf Vertrauen und gutem Glauben beruht, 
fordert, und daß sonst seine Großmütigkeit ein Ende hat. 

Die Völker Europas werden daher gut tun, zunächst einmal ihr 
eigenes Haus in Ordnung zu bringen und den Geist der Verständi- 
gungsbereitschaft zu pflegen, den Amerika als Vorbedingung einer 
intensiveren Anteilnahme an europäischen Geschicken fordert. Das 
Problem der Schuldenregelung muß endlich gelöst und aus der Welt 
geschafft werden. Die Budgets müssen nicht nur ausgeglichen werden, 
sondern es muß in: geeigneter Weise dafür Vorsorge getroffen werden, 
daß auch die nationalen Verpflichtungen erfüllt werden. Großbritannien 
insbesondere darf nicht länger fortfahren, für Schulden anderer Nationen 
einzustehen. Es hat bereits zu große Lasten zu tragen, die sich aus der 
Verschiebung der industriellen Produktion infolge des Weltkrieges er- 
geben. Der Selbsterhaltungstrieb zwingt schließlich selbst die reichste 
und großmütigste Nation dazu, ihre Guthaben zurückzuverlangen. Im 
Interesse eines möglichst ungehinderten Handelsverkehrs zwischen den 
einzelnen Völkern müssen die Zollschranken soweit angängig 
abgebaut werden. Es wäre zwecklos, so hat man mir versichert, 
unter den heutigen industriellen Verhältnissen der Weltwirtschaft eine 
baldige Rückkehr des Freihandelsprinzipes zu erwarten oder selbst die 
Errichtung eines europäischen Zollvereins zu erhoffen. Trotzdem müssen 
meiner Meinung nach die Erfahrungen der letzten Jahre sowohl unsere 
Politiker wie unsere Volkswirte und Geschäftsleute davon überzeugt 
haben, daß die Durchführung eines nationalen Schutzzolltarifes, wie 
wir ihn heute bei fast allen Kulturstaaten sehen, weit weniger gesund 
ist in einem Kontinent, der von Kleinstaaten gebildet wird, wie dies 
jetzt in Europa der Fall ist, als in einem Kontinent, der nur in einige 
wenige Großstaaten zerfällt. Die Überzeugung muß vielmehr gewachsen 
sein, daß die Versuche der neugeschaffenen Kleinstaaten ihre Eigen- 
produktion dadurch zu heben, daß sie sich mit möglichst hohen Zoll- 
schranken umgeben und sich den Kanälen des wahren Austausches durch 
Errichtung von Zollmauern an ihren Grenzen widersetzen, letzten Endes 
nur zu einem Sinken der internationalen Produktion führen können, die 
eine Verarmung der Weltwirtschaft im Gefolge haben müssen. 

Um daher die Finanzen der einzelnen Staaten zu sanieren, um die 
unter großen Schwierigkeiten geschaffene Stabilisierung der Währungen 
aufrecht zu erhalten, kurzum, um das Problem zu lösen „wie kommen 
wir vorwärts?“ müssen vor allen Dingen zwei Maßnahmen ergriffen 
werden: Es muß einmal eine großzügige Handelsvertragspolitik 
durchgeführt werden, um den Welthandel das zurzeit größtmöglichste 
Maß von Freiheit zu geben und seinen Ausbau nach Kräften anzuregen. 
Zum andern aber müssen internationale Aussprachen über eine 
Regelung der Arbeiterfrage stattfinden. Der Wirkungskreis des 
internationalen Arbeitsamtes und dessen Befugnisse müssen nach Mög- 
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lichkeit erweitert werden, um einen Ausbau der Sozialgesetzgebung zu 
gestatten. Nur auf diese Weise kann die Lebenshaltung der Arbeiter- 
schaft gesichert und vermieden werden, daß durch eine weitere Ver- 
schärfung des internationalen Wettbewerbes durch eine fortwährende 
Verbilligung der Produktionskosten der Lebensstandard gewisser Staaten 
nicht gefährdet wird. 

Der Krieg hat die technischen Produktionsmöglichkeiten mehr denn 
je in den Vordergrund gerückt. Diese Produktionsmöglichkeiten wurden 
während des Krieges als es galt, den Anforderungen der kämpfenden 
Heere zu genügen, zum Teil überentwickelt und sie müssen heute aufs 
neue den gesunkenen Bedürfnissen der Weltwirtschaft und der ver- 
ringerten Kaufkraft angepaßt werden. Wenn wir in Zukunft einen Aus- 
gleich dieser Faktoren ohne vertrauensvolle Fühlungnahme unter den 
einzelnen Nationen gestatten, so kann sich daraus nur eine Verschärfung 
der politischen Gegensätze und eine Verschlimmerung der wirtschaft- 
lichen Lage ergeben. Nie hat die Welt wahrer Staatskunst 
und internationalen A nötiger gehabt 
als heute. 


DER WERTSCHWUND DER DEUTSCHEN INDUSTRIE. 


Von Dr. G. E. HEINECKE, Mitglied der Geschäftsführung des Heicnsvernandes 
der Deutschen Industrie. 


Das Studium des Effekten-Kurszettels galt lange Zeit als Eine fast 
ausschließlich privatwirtschaftliche Angelegenheit der Börse, der berufs- 
mäßigen Spekulation und der finanziell an den einzelnen Aktiengesell- 
schaften beteiligten privaten Kreise. Erst allmählich beschäftigten sich 
die staatlichen und sonstigen Organe der Wirtschaftspolitik mit den 
Tausenden von Ziffern, in denen sich die Bewertung der Aktien und 
damit der Unternehmungen — von Tag zu Tag wechselnd — wider- 
spiegelt. Schon vor dem Kriege spielte der Kurszettel bei der Berechnung 
des Volksvermögens, soweit es durch die in Form von Aktiengesell- 
schaften betriebenen wirtschaftlichen Unternehmungen gebildet wurde, 
eine wichtige Rolle. Man schritt auch schon dazu, aus der Bewegung der 
Kurse im Rahmen eines kürzeren oder längeren Zeitraums Schlüsse für 
die allgemeine Tendenz der Wirtschaftsentwicklung zu ziehen. Aber erst 
in der Nachkriegszeit haben die Ziffern des Kurszettels die große all- 
gemein-wirtschaftspolitische Bedeutung erhalten, die heute dazu zwingt, 
die Entwicklung der Aktienbewertung aufmerksam zu verfolgen. Der 
Grund für diese plötzliche Steigerung des Interesses an dem Kursniveau 
liegt auf der Hand. In einem Zeitraum, in dem alle Teileeines Volks- 
körpers, die öffentlichen Institutionen wie die privaten Kultur- und 
Wirtschaftszweige und -Schichten, im Rahmen einer von den ver- 
schiedenstenSeitenbedrohtenGesamtentwicklungimschroff- 
sten Kampf um dieSelbstbehauptungstehen,gewinnen die Symp- 
tome, die für die gegenwärtige Lage und die Zukunftsaussichten kenn- 
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zeichnend und bestimmend sind, ein außerordentlich erhöhtes 
Interesse. Die Konjunkturforschung ist zu einem äußerst wichtigen 
wenn nicht gar der wichtigsten Aufgabe der Wirtschaftsstatistik ge- 
worden, und die neuen Wege, die seit einiger Zeit auf diesem Gebiet z. B. 
das Statistische Reichsamt beschritten hat, sowie die Ausdehnung und 
Verfeinerung der Methoden entsprechen einem unabweisbaren Bedürfnis 
für alle amtlichen oder privaten Stellen, die sich mit wirtschaftlichen 
oder wirtschaftspolitischen Fragestellungen zu befassen haben. 

Neben den vielen sonstigen Entwicklungszahlen — z. B. für Preise, 
Löhne, Devisen, Produktionserträge, Arbeitslosigkeit, Konkurse usw. — 
nehmen insbesondere die Zahlen, in denen sich die Bewertung der führen- 
den Industrieunternehmungen ausdrückt, einen hervorragenden Platz 
ein. Denn durch sie wird am deutlichsten vermittelt, wie die Börse ein- 
schließlich der ausländischen Kreditkreise heute die Lage der deutschen 
Industrie beurteilt. Mag diese Bewertung auch manchen schiefen Auf- 
fassungen entsprechen, mag sie auf Grund rein spekulativer Beein- 
flussungsversuche im Einzelfall auch mal ausgesprochen falsch sein, — 
in der Gesamtheit hat die Börse ein außerordentlich feines Empfinden 
für die wirkliche Lage, die wirklichen Aussichten. Die Fälle, wo die 
Baissespekulation, wenn sie absichtlich durch Leerverkäufe die Aktien 
eines guten Unternehmens unterwertet, nicht sehr schnell durch die 
Haussepartei korrigiert wird, dürften bei dem heutigen Stand des Infor- 
mationswesens sehr selten sein. Im großen ganzen ist die Bewertung 
der Börse zutreffend, und dies um so mehr, als tatsächlich alle möglichen 
und denkbaren Momente berücksichtigt werden. Die Lage eines Unter- 
nehmens wird nicht nur nach den Faktoren seiner speziellen Wirtschaft- 
lichkeit — Kapital, Reserven, Unkosten, Umsatz, Immobilar- und Mobi- 
larwert, Verschuldung usw. — beurteilt, sondern in die Rentabilitäts- 
berechnungen werden auch alle irgendwie in Betracht kommenden 
generellen wirtschaftlichen und politischen Momente — zur Zeit vor 
allem die außenpolitische Konstellation, die Reparationslasten, die Aus- 
sichten auf dem Weltmarkt, die Fragen der künftigen Gestaltung der 
steuerlichen und sozialen Belastung, die allgemeine Lage auf dem Geld- 
und Kapitalmarkt einschließlich des ausländischen Interesses und vieles 
andere mehr — hineinbezogen. 

Es kann daher das Kursniveau der industriellen Aktiengesellschaften 
als Symptom erster Ordnung für die Lage der deutschen Industrie 
angesehen werden, und im Rahmen des gesamten Kursniveaus insbe- 
sondere das Kursniveau derindustriellen Standardwerte. Denn 
wie sich nun einmal in den letzten Jahrzehnten die industrielle Ent- 
wicklung in Deutschland (wie in allen Industriestaaten der Welt) voll- 
zogen hat, ist die Lage der führenden Großunternehmungen ent- 
scheidend für die Gesamtwirtschaft. Der Ausschnitt, der unter 
diesen Gesichtspunkten gegeben wird, istmehralsnurein Ausschnitt. 
Er ist ein Kriterium auch für die Lage aller übrigen deutschen Industrie- 


256 DR.G. E. HEINECKE 


unternehmungen, denn alle Industrieunternehmungen, ob großen, kleinen 
oder mittleren Charakters, sind Kraft der volkswirtschaftlichen Verflech- 
tung auf Gedeih und Verderb miteinander verbunden. 

Das Bild nun, das sich beim Studium des Berliner Kurszettels vom 
5. Juni 1925 bietet, ist folgendes: Von den rund 100 in Berlin variabel 
und in Goldprozent notierten industriellen Standardwerten hatten oder 
erreichten einen Kurs von: ' 


unter 100% : 75 Werte, darunter: A. E. G., Hirsch Kupfer, Köln-Rottweil, Phönix. 


se 90% : 67 „ 8 Dynamit Nobel, Essener Steinkohlen, Klöckner- 
Werke, Mannesmann, Siemens & Halske. 
er 80% : 56 — v Bergmann, Bingwerke, Dtsch.-Luxemburg, Elektr. 
‚ Lieferungs-Ges. Rheinstahl, Stinnes-Riebeck. 
er 70% : 43 — Chem. v. Heyden, Daimler, Dtsch.- Wollwaren, 


Mansfeld, Oberschles. Eisen, Orenstein & Koppel, 
Rhein-Westfäl. Sprengstoff, I. D. Riedel, Rütgers - 
werke, Schles. Textil, Schuckert & Co. 


„ 60% : 24 n nämlich: Buderus Eisen, Dtsch. Eisenhandel, Fahlberg-List 
& Co., Görlitzer Waggon, Hartmann Sächs., Karls- 
ruher Maschinen, Krauß & Co. Lokomotiv, Laura- 
hütte, Dr. Paul Meyer, Motorenfabrik Deutz, H. 
Pöge Elektr., Rathgeber Waggon (4. Juni), Hugo 
Schneider, Siegen-Solingen, Stettin, Vulkan, Thörl 
Öl, Ver. Schuh Bern-W., R. Wolf. 


50% : 6 „ 9 Calmon - Asbest, Gothaer - Waggon, Humboldt 
Masch., Rheinmetall, Uniongießerei und (sogar 
unter 40°/,) Zimmermann. 


Der Inhalt dieser Liste, deren Zusammensetzung im 
einzelnen man sich nicht deutlich genug vor Augen halten 
kann, ist symptomatisch für die derzeitige Lage der deut- 
schen Industrie. Er vermittelt den unwiderlegbaren Ein- 
druck einer schweren Krise. 

Es gehört bei dieser Sachlage, wie sie aus dem Kursniveau der indu- 
striellen Standardwerte hervorgeht, eine starke Unkenntnis der Zusam- 
menhänge wenn nicht eine ausgesprochene demagogische Einstellung 
dazu, die Schwierigkeiten. vor denen die deutsche Industrie steht, zu 
erkennen und alle Klagen und Forderungen der Industrie mit übertrie- 
benem Profitinteresse zu motivieren. Die von manchen Seiten angestell- 
ten Berechnungen, daß die industriellen Unternehmungen teilweise ihr 
Goldkapital gegenüber dem Vorkriegsstand auf ein Mehrfaches gesteigert 
hätten, sind eine absolut einseitige Feststellung. Erstens stehen einer 
Anzahl beträchtlicher Kapitalsteigerungen eine große Reihe von Kapital- 
schrumpfungen gegenüber, und zum zweiten ist das entscheidende nicht 
das Nominalkapital allein, sondern seine effektive Bewertung. In dem 
Werte der einzelnen Aktie verkörpert sich ein ganz bestimmter Teil des 
Gesellschaftsvermögens und seiner Erträge im ganzen, und nicht der 
Nominalwert der Aktie ıst deklatorisch für den Gesamtwert, sondern 
die tatsächliche Summe Geldes, die man beim Verkauf der Einzel- 
aktie dafür erhält, oder beim Verkauf aufzuwenden hat. 
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Dieser eigentlich selbstverständliche Zusammenhang muß mit Deut- 
lichkeit betont werden, weil alle Legenden von den Inflationsgewinnen 
der deutschen Industrie auf seiner mehr oder weniger bewußten Ver- 
kennung beruhen. Nur dort kann von einer Wertakkumulation in Wirk- 
lichkeit gesprochen werden, wo das Produkt aus Friedensnominalkapital 
und damaliger Kursnotierung kleiner ist als das Produkt aus dem gegen- 
wärtigen Nominalkapital und der gegenwärtigen börsenmäßigen Be- 
wertung der Aktien. Wenn man derartige Berechnungen anstellt, dann 
ergibt sich in den weitaus meisten Fällen nicht nur kein Substanz- 
zuwachs, sondern ein bedeutender Substanzverlust — trotz nominell 
erhöhten Kapitals. Es möge diese Berechnung beispielsweise für folgende 
drei anerkannt bedeutenden Aktiengesellschaften durchgeführt werden, 
die ihr Friedenskapital um über 50 % bis zu fast 100 % erhöht haben: 


Akkumulatoren, Mannesmannröhren und Köln-Rottweil. 


Demgegenüber beträgt: 


; d. Vorkriegs- dauf Gold also der 
d. Friedens- | d. Aktien- | wert des umgest. die Schluß- | Gegenwarts- 
bei der A.-G. Kap. Kurs . | Unternehm. Gegenwarts-| notierang en in 
Ende 1913 kapital | am 5. Juni 
Mill. Mark | Mill. Mark Mill. Mark Mill. Mark 


1: Akkumulatoren 20, — 102% 20,4 
2. Mannesmann 72 157,00 | 115,2 85,75% 98, 8 
3. Köln-Rottweil . 16,5 29,16 96,5 % 28,1 


Der Verbreiterung der Aktienkapitalbasis von 66?/; (1), über 50% (2) 
und fast 100 % (3) steht also ein Abstrich in der Gesamtbewertung von 
fast 50 % (1 und 3) und über 33!/, % (2) gegenüber. Ebensolche und 
noch größere Bewertungsschrumpfungen finden sich bei den anderen 
Kategorien von Gesellschaften, die entweder ihr Friedenskapital ohne 
Veränderung bis in die Gegenwart erhalten haben (z. B. Dürener Metall) 
oder es zwar in der Inflationszeit nicht verwässert haben, aber zu einer 
Zusammenlegung schreiten mußten (z. B. Gelsenkirchener) oder schließ- 
lich es in der Inflationszeit erhöht haben, dann aber das Inflationskapital 
auf einen das Friedenskapital unterschreitenden Betrag zusammenlegen 


mußten (z.B. A.E.G.). 


Demgegenüber beträgt: 


d. Friedens- | d. Aktien- d. Schluß- 5 
bei der A.-G. Kap. Kurs notierung wert in 
Ende 1913 am 5. Juni 
Mill. Mark Mill. Mark 


1. Dürener Metall 91% 3,64 
2. Gelsenkirchener 131,6 89,86% 2) 118,25 
3. A. E. G. 155 120 96% 115,2 


1) Notierung vom 25. Juli 1914. 

2) Der zur Zeit noch bestehende Papierkurs ist in Anwendung des Umstellungs- 
beschlusses (10:7) in Goldprozent umgerechnet worden. 
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Hier steht einer Erhaltung des Kapitals (1) oder einer Verminderung 
um 20 bis 25 % (2 und 3) eine Schrumpfung der Börsenbewertung 
um über 50 % (I), fast 66°/, % (2) und über 66?/,°/, (3) gegenüber. 

Solchen Entwicklungskurven gegenüber versagen die einseitigen 
Deduktionen aus mehr oder weniger großen Inflationsentschuldungen 
völlig. Wenn ein Privatmann seine Schuldverpflichtungen in noch so 
hohem Umfange abgestoßen hat, sich aber sein Vermögen (Aktiva minus 
Passiva) trotzdem hochwertig geschmälert hat, dann ist er eben ärmer 
geworden. Daran ist nicht zu drehen und zu deuteln. 

Nun gliedere man diese Einzelbeispiele in die Tatsache ein, daß zur 
Zeit etwa 75 % aller in Berlin variabel und in Goldprozenten notierten 
industriellen Standardwerte unter pari stehen, und man wird das Be- 
stehen eines schwer erträglichen volkswirtschaftlichen Zustandes nicht 
leugnen können. Denn über die als solche höchst bedauerliche 
Erscheinung der gesamten Kurswertschrumpfung hinaus (Helfferich 
schätzte kurz vor seinem Tode den gesamten Kurswert der deutschen 
Aktien auf kaum 10 Milliarden gegenüber einen Vorkriegskurswert von 
rund 32 Milliarden Mark) zeitigt die überwiegende Notierung der indu- 
striellen Standardaktien unter pari eine sehr ungünstige Wirkung 
in bezug auf die Kapitalbeschaffungsfrage. Für alle diese Aktien- 
gesellschaften ist es, da gesetzlich eine Aktienausgabe unter pari niclit 
gestattet ist, unmöglich, die Eigenkapitalbasis zu verbreitern. Diese 
Gesellschaften bleiben ausschließlich auf den Leihgeld markt an- 
gewiesen und müssen statt der nach den Reinerträgen zu be- 
stimmenden Dividenden-Leistungen laufend hohe Zinslasten 
aufbringen, durch die die Produktionskosten noch mehr verteuert werden. 
als sie es infolge der steuerlichen und sozialen Uberlastung ohnehin schon 
sind. 

Staat und Gesetzgebung haben mehr denn je die Aufgabe, das Kurs- 
niveau der industriellen Standardwerte zu beobachten und seine gegen- 
wärtige Gestaltung als Krisensymptom ersten Ranges zu werten. Nur 
auf diesem Wege können Regierung und Parlament zu der richtigen 
Einstellung gegenüber densteuerpolitischen, zollpolitischen 
und sonstigen Wünschen der deutschen Industrie gelangen, 
die von der Sorge um die Gesamtentwicklung der deutschen. 
Volkswirtschaft diktiert sind. 


DIE DEUTSCH-ENGLISCHEN HANDELSBEZIEHUNGEN. 
Von Gilbert C. LAYTON, Herausgeber des „ Economist“, London. 


Die Ziffern der englischen Handelsstatistik zeigen, daß Groß- 
britannien sich immer mehr zu einem hervorragenden Absatzgebiet 
entwickelt. Wenn man das mit dem 31. März 1924 endigende letzte 
Rechnungsjahr in Betracht zieht, so ergibt sich, daß die Einfuhr Eng- 
lands erheblich über dem Ausmaß der Vorkriegszeit lag, während die 
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Ausfuhr Englands selbst der Menge nach nur ein wenig mehr als 75% 
des Ausmaßes vom Jahre 1913 betrug. Die Einfuhr Großbritanniens 
aus dem Auslande zeigte ferner im ersten Quartal des laufenden Ka- 
lenderjahres der Menge nach eine Zunahme von nicht weniger als 16,9% 
im Vergleich zu der entsprechenden Periode des Jahres 1924. Diese 
bedeutende Steigerung des Einfuhrgeschäftes muß natürlich denjenigen 
Ländern, die ihre Artikel nach England absetzen, einen recht ansehn- 
lichen Gewinn gebracht haben. 

In welchem Umfange nahm nun Deutschland an diesem Gewinn 
teil? Die Antwort kann man am besten durch eine genaue Unter- 
suchung der amtlichen Handelsstatistik feststellen. Englands Einfuhr 
wird von seiten des Handelsamtes unter drei Hauptgruppen registriert, 
nämlich 1. Lebensmittel, Getränke und Tabak, 2. Rohstoffe und Halb- 
fabrikate und 3. Fertigfabrikate. Wenn man die Preise des Jahres 
1913 zugrunde legt, so betrugen die Einfuhrwerte unter Position 1 
£ 81,8 Millionen im ersten Vierteljahr 1925 gegen £ 85,1 Millionen im ersten 
Quartal 1924. Deutschland ist im allgemeinen in seiner Position als 
Lieferant von Lebensmitteln von nur untergeordneter Bedeutung für 
Großbritannien. Soweit spezialisierte Ziffern aber vorliegen, sind sie 
für Deutschland durchaus erfreulich. So machten z. B. die Lieferungen 
von raffiniertem Zucker im ersten Vierteljahr 1925 den etwa vierzig- 
fachen Betrag der in den ersten drei Monaten des vergangenen Jahres 
gelieferten Menge aus. Trotzdem ist der Anteil Deutschlands an der 
Gesamtmenge nur etwa 215%. Auch die Weineinfuhr Englands aus 
Deutschland zeigt einen erfreulichen Aufschwung, trotzdem auch hier 
die Lieferungen nur einen kleinen Teil der Gesamtsumme ausmachen. 
Die Mengeneinfuhr war nämlich im ersten Quartal 1925 um etwa 138% 
größer als in den ersten drei Monaten des vergangenen Jahres. Die Ge- 
samtmenge aus allen Lieferungsgebieten hob sich in der gleichen Zeit 
um nur etwa 8%. 

Auch hinsichtlich der Lieferung von industriellen Rohstoffen und 
Halbfabrikaten ist Deutschland für England — wenigstens heute noch 
— nur von untergeordneter Bedeutung. Die Lieferungen fallen hier 
vornehmlich unter die Gruppe Holz in seinen verschiedenen Bearbei- 
tungen. Trotzdem Großbritannien einer der wichtigsten Holzmärkte 
der Welt — besonders für Weichholz — ist, bezieht es seine Lieferungen 
in der Hauptsache aus den Ländern des nördlichen Europa. So wurden 
z. B. in dem Posten zersägtes Weichholz im letzten Quartal 127 373 
Ladungen aus Lettland, 91 392 Ladungen aus Schweden und 74 312 
Ladungen aus Finnland bezogen gegen 1831 Ladungen aus Deutsch- 
land. Die Lieferungen Deutschlands sind sogar während der letzten 
drei Jahre dauernd zurückgegangen, und es scheint mir hier der Fall 
vorzuliegen, wo ein wenig mehr Interesse von seiten 
des deutschen Holzexporthandels die Verhält- 


nisse gründlich bessern könnte. 
20* 
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Den wichtigsten Posten der englischen Einfuhr aus Deutschland 
bilden aber Fertigfabrikate. Die hauptsächlichsten Artikel, für die 
Deutschland hierbei in Frage kommt, sind Metallerzeugnisse aller 
Art, vor allem Eisen- und Stahlerzeugnisse, aber auch Uhren, wissen- 
schaftliche Instrumente und Apparate, ferner Textilprodukte, Häute 
und Leder sowie Papier. Die Entwicklung des Handelsverkehrs in 
diesen Artikeln geht aus der EBEN Tabelle hervor: 


Zunahme (+) oder 


2 Erstes Quartal 1924 Erstes Quartal 1925 Abnahme (—) 
2 i. J. 1925 
1 — — 7 — — ——— PP 
85 aus allen aus allen andere 
E IL anderen Ge- Ba anderen Ge- Deutschland Länder 
| bieten bieten % y 
Stählernes Halb- | 
zeug Tons 15 477 | 167 896 9047 | 168 063 -— 41 un 
Uhren Anzahl] 687 700 757 306 [1042 414 1274 636] + 56 | + 70 
Wollene Gewebe Sd. vds.] 548 578 7 507 109 | 407 070 5 549 677 — 24 — 26 
Kammgarnge- 
webe „ 10 898 83 419 2 866 3 767 960 — 74 -+4420 
Seidenhaltige 
Gewebe (i. St.)] „ | 166 783 4 960 612 | 520908 15444139 | +213 ＋ 10 
Seidenband . .| Wert 78670 | 439145 | 112550 | 480 846 + 43 + 9 
Häute Cwt. 3 079 37 435 2614 41 110 — 15 + 10 
Leder 
Boxcalf. .| „ 3 490 9 380 5 833 11155 67 + 19 
Ziegenleder .| „, 512 8 180 849 8772 F 66 T 10 
Lackleder „, 766 5 476 1 876 8 968 134 64 
andere Sorten 8 926 15 812 3853 18 933 +315 + 20 
Druck- und 
Schreibpapier 15 76911 757 216 54 230 | 795 991 — 29 + 5 
Packpapier. . 259 909 | 869 520] 247 096 1 174 565 — 5 + 35 


Bei dieser Tabelle verdient der Rückgang unter der Rubrik „stäh- 
lernes Halbzeug“ besondere Aufmerksamkeit. Deutschland hat hier 
ähnlich wie Belgien einen schweren Rückgang seiner 
Ausfuhr zugunsten der französischen Stahlpro- 
duzenten zu verzeichnen, die ihre Verkäufe von 44 832 tons auf 
56 851 tons steigern konnten. Im Uhrengeschäft ist Deutschland nach 
wie vor führend. Die außerordentliche Steigerung der Einfuhr von 
Kammgarngeweben kommt gleichfalls in der Haupt- 
sacheden französischen Fabrikanten zugute. Wie 
sehr sich hier die Verhältnisse zuungunsten Deutschlands verschoben 
haben, geht daraus hervor, daß der Wert der Einfuhr Großbritanniens 
aus Deutschland im ersten Vierteljahr 1925 zu der minimalen Summe 
von £ 440 zusammenschrumpfte (gegen 1924 in der entsprechen den Zeit 
des ersten Quartals 1924), während die Lieferungen aus Frankreich im 
ersten Vierteljahr 1925 £ 805 335 ausmachten gegen £ 160 in der entspre- 
chenden Zeit des Vorjahres. Diese außerordentlich starken Schwan- 
kungen in den Ziffern zeigen aber auch klar, welche Möglichkeiten 
das Exportgeschäft nach England noch immer bietet, und die An- 
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strengungen, die von manchen Ländern in der 
AusnützungderKonjunkturgemacht werden. Die 
deutsche. Seidenindustrie erfreut sich im allgemeinen einer besseren 
Position, ebenso der Lederhandel, während die deutsche Papierindustrie 
wenigstens gegenwärtig etwasin den Hintergrund gedrängt zu seinscheint. 

Im allgemeinen lassen natürlich die Daten einen zum Teil recht 
erheblichen Rückgang in manchen Positionen erkennen. Es wird hier 
Aufgabe der betreffenden Industriezweige sein, die Gründe zu 
untersuchen, auf die dieser Rückgang zurück- 
zuführenist. Imallgemeinenergibtsichaber für 
den gesamten Import Englands aus Deutschland 
eine Zunahme. Die Fortschritte, die Deutschland augenblicklich 
im Handelsverkehr mit England macht, sind eher langsam aber sicher 
als erstaunlich zu bezeichnen und der Gesamtumfang des deutschen 
Handelsverkehrs mit den Vereinigten Königreichen liegt noch immer 
unter dem Vorkriegsniveau. England kauft, wie bereits erwähnt, heute 
mehr Waren auf dem Weltmarkt als vor dem Kriege, und seine Eigen- 
produktion ist in einem mühsamen, aber sicheren Aufstieg begriffen. 
Dieser Aufstieg dürfte sich in den nächsten zwei Jahren weiterhin und 
vielleicht sogar in einem beschleunigten Tempo fortsetzen. Ob und 
Wieweit hierbei die deutschen Exporteure in der 
Lagesein werden, sich einen größeren Anteil als 
bisher für sich zu sichern, wird zum größten Teil 
von ihren eigenen Anstrengungen, zum Teil aber 
auch von dem Einfluß der Währungs umstellung 
abhängen. \ 

Bei dem Lärm, den die interessierenden Kreise über das neue, vom 
englischen Schatzkanzler Churchill eingebrachte Budget und über eine 
scharfe Zollpolitik erheben, besteht nämlich die Gefahr, daß das Aus- 
land die Bedeutung des wichtigsten Schrittes, den die englische Regie- 
rung seit Beendigung des Weltkrieges gemacht hat, nämlich die Wieder- 
einführung der Goldwährung, nicht voll würdigt. Mr. Churchill wird 
sicherlich in der Geschichte als derjenige Staatsmann bekannt werden, 
der die Wiedereinführung des Goldes als Währungsgrundlage in Eng- 
land durchgesetzt hat, lange nachdem die Proteste die gegen die Ein- 
führung eines Zolles auf Seide oder Kunstseide oder die Wiedereinführung 
der ominösen Mac Kenna-Zölle in Vergessenheit geraten sind. 

Der deutsche Handel wird es zweifellos bedauern, daß der britische 
Kanzler auch dazu übergegangen ist, eine Reihe von Schutzzöllen auf 
Waren wieder einzuführen, die während des Krieges bei dem beschränkten 
Schiffsraum und der gerechtfertigten Sparsamkeitsbestrebung als 
Luxuswaren klassifiziert wurden, die aber unter den heutigen Verhält- 
nissen nicht mehr diesen Charakter besitzen. 

Daß bis Wiedereinführung der Goldwährung eine Zwischenzeit 
von etwa sieben Jahren nach Beendigung des Krieges verstreichen 
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mußte, zeigt, daß die Schwierigkeiten, die man für die Durchführung 
des Schrittes zu überwinden hatte, doch weit größer waren, als die 
meisten Wirtschaftler im Jahre 1918 annahmen. Die Zwischenzeit 
ist erheblich länger als nach dem napoleonischen Kriege, doch muß 
im Hinblick auf den weit größeren Umfang der Währungskatastrophe 
und des ungeheuren Ausmaßes der. internationalen Devisenschwan- 
kungen der gegenwärtige Erfolg höher veranschlagt werden. 

Von dem Gesichtspunkte des direkten Han- 
delsverkehrszwischenEngiandundDeutschland 
allein kann es als sicher angenommen werden, daß ein Schritt, der einen 
gemeinsamen Preisnenner schafft und die Möglichkeit 
einer -Wiederholung der unglücklichen Devisenschwankungen aus- 
schließt, die Europa in den letzten Jahren gequält und den Welthandel 
in so unaussprechlicher Weise geschädigt hat, von großem Nutzen 
ist. Der günstige Einfluß des englischen Schrittes wird sich indessen 
in einem weit erheblicheren Umfang bemerkbar machen, als sich bisher 
übersehen läßt. Beide Länder werden sicherlich durch die Wieder- 
einführung eines gesunden Geldwesens nicht nur im Handelsverkehr 
untereinander gewinnen, sondern auch in ihrem Verkehr mit den anderen 
Ländern erhebliche Vorteile erzielen. Der praktische Geschäftsmann 
weiß ja durch bittere Erfahrungen aus der Inflationszeit nur zu gut, 
daß nichts den Strom der Aufträge so scharf zu hemmen in der Lage 
ist wie die Unsicherheit bezüglich der künftigen Preisentwicklung. In 
den letzten trüben Jahren der europäischen Wirtschaft hat sich eine 
doppelte Unsicherheit bemerkbar gemacht, indem die unvermeidbaren 
Schwankungen aus dem Gesetz von Angebot und Nachfrage durch den 
in noch höherem Maße schwankenden inneren Wert der Währungen 
über den Haufen geworfen wurden. Diese zweite Möglichkeit ist nun 
glücklicherweise durch die Wiedereinführung der Goldrechnung in 
den meisten Staaten behoben worden. Wenn — wie vernünftigerweise 
angenommen werden darf — auch Frankreich und Italien sich dazu ver- 
stehen werden, ihre Währungen auf den Goldstandard zurückzuführen, so 
wird damiteinerderwichtigstenSchrittefürdieWieder- 
belebung und den Ausbau des Welthandels ein- 
geleitet sein. 

Die Befürworter einer künstlich geleiteten Währung im Gegensatz 
zur reinen Goldwährung haben bei den ungünstigen Erfahrungen, die 
man in Europa in den letzten Jahren mit diesen künstlich geleiteten 
Währungen gemacht hat, in England wenig Anhang gefunden. Auf der 
anderen Seite darf man aber auch Ansichten bekannter Wirtschaftler, 
wie z.B. Sir Josiah Stamp, der darauf hinwies, daß die Steigerung 
des inneren Wertes des englischen Pfundes auf Dollarparität auf augen- 
blickliche und spekulative Ansammlungen amerikanischen Kapitals in 
London zurückzuführen ist und daß bei einer Rückrufung der ameri- 
kanischen Kredite eine große Gefahr für die neue Währung besteht, 
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natürlich nicht übersehen. Diese Ansicht hat auch in England bei 
vielen Leuten eine lebhafte Beunruhigung hervorgerufen; es war sicher- 
lich auch der psychologischen Einwirkung dieser Auffassung zuzu- 
schreiben, daß die englische Regierung sich erhebliche Kredite in den 
Vereinigten Staaten sicherte. Ein weiteres ernstes Bedenken ist das, 
daß, falls die Kaufkraft des Goldes infolge der allgemeinen Rückkehr 
der internationalen Währungen zur Goldwährungsteigt,dieWaren- 
preisesinken müssen. 

Solch eine Entwicklung würde natürlich eine große Gefa h r 
für die englische Wirtschaft bedeuten. Viele der eng- 
lischen Hauptindustriezweige befinden sich bekanntlich in sehr un- 
günstiger Lage; bei einem künftigen Preissturz und einer verschärften 
Stagnation von Handel und Verkehr kann die Lage direkt verzweifelt 
werden. Die Möglichkeit Großbritanniens, als Käufer auf dem deutschen 
Markt aufzutreten, würde jedenfalls stark gefährdet werden. Zum anderen 
würde sich die schwere Kriegsschuld Großbritanniens, in Waren aus- 
gedrückt, automatisch vergrößern; der Zinsendienst würde einen höheren 
Teil des nationalen Einkommens verschlingen. Glücklicherweise be- 
steht kein Grund, eine derartige Entwicklung als unvermeidlich an- 
zunehmen, doch ist die äußerste Sparsamkeit mit den vorhandenen 
Goldvorräten dringend geboten, um das äußerste Maß der Nützlichkeit 
aus ihnen zu ziehen. Aus diesen Erwägungen heraus ist auch der Ent- 
schluß der englischen Regierung, augenblicklich keine Goldmünzen 
auszugeben, sondern die vorhandenen Vorräte an gelbem Metall als 
Rückhalt für den Notenumlauf zu verwenden, zu begrüßen. Würden 
ähnliche Schritte in anderen Ländern ergriffen, würde mit einem Wort 
ein Run auf die bestehenden Goldvorräte vermieden, so besteht meines 
Erachtens keine der Gefahren, die jetzt von sensationslüsterner Seite 
vielfach an die Wand gemalt werden. 


DIE FINANZEN DER WESTMÄCHTE. 
Von Dr. W. M. Frhr. von BISSING. 


1. Die französische Finanzpolitik der Nachkriegszeit. 


Die französischen Finanzen erwecken allgemeines Interesse; sie sind 
zum großen Teil Schuld am Sturz Herriots und für uns in Deutschland 
können sie als warnendes Beispiel dienen. In Frankreich scheint eine 
Entwicklung vor sich zu gehen, ähnlich der, wie wir sie in der Nach- 
kriegszeit durchlebt haben. 

Am 1. Januar 1919, dem Beginn des Haushaltsjahres, das in Frank- 
reich mit dem Kalenderjahr parallel läuft, belief sich die gesamte Staats- 
schuld Frankreichs auf 151,1 Milliarden Franken. Hiervon waren nur 
53,7 Milliarden Franken fundiert. Der Rest setzte sich aus kurzfristigen 
Verpflichtungen an das In- und Ausland sowie aus Vorschüssen der Bank 
von Frankreich und Algerien zusammen. Die Höhe dieser Schuld ist 
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durch die Kriegereignisse zur Genüge erklärt, denn auch in Frankreich 
hatte man, ebenso wie in Deutschland, den Krieg in erster Linie auf dem 
Anleihewege finanziert. Der Erfolg war, daß der Franken Ende 1918 
nur noch auf 71,14%, seiner Friedensparität stand. Die französische 
Regierung hatte also die Aufgabe vor sich, durch eine planmäßige 
Finanzpolitik den Staatshaushalt allmählich auszugleichen, der Ende 
1918 einen Fehlbetrag von 49,8 Milliarden Franken aufwies, und durch 
Verminderung vor allem der schwebenden Schuld ein weiteres Abgleiten 
des Franken zu verhindern. 

Es galt also, die Staatseinnahmen durch eine erhebliche Anziehung 
der Steuerschraube zu vermehren und demgegenüber die Staatsausgaben 
einzuschränken. Aber eine solche Finanzpolitik widersprach vollkommen 
der damaligen Psyche des französischen Volkes. Der Franzose ist an 
und für sich schon ein schlechter Steuerzahler und erst recht mußte er 
es werden, als er die Erfolge der französischen Waffen sah, und als aus 
Kreisen der Regierung und Parlamentarier die hohe Verschuldung des 
Landes mit der Redensart abgetan wurde: „le boche payera tout“. 
Mit Recht meinte der Economiste francais, daß man in dieser Hinsicht 
in der amtlichen französischen Welt zu großen Optimismus zeigte. 

Für das Jahr 1919 nahm man daher nur die Erhöhung einiger Ver- 
brauchssteuern vor und verschärfte die Erbschafts-, die Kriegsgewinn- 
und die Mehreinkommensteuer. Aus den Steuererhöhungen errechnete 
man sich eine Mehreinnahme von 1,5 Milliarden Franken. Aber gleich- 
zeitig sollten für 30,3 Milliarden Franken neue Kredite aufgenommen 
werden, die in erster Linie zum Wiederaufbau der befreiten Gebiete 
Verwendung finden sollten. Ebenso wurde das Notenkontingent der 
Bank von Frankreich erhöht und das Institut dafür verpflichtet, auch 
seinerseits weitherziger in der Kreditgewährung an den Staat zu sein. 


Höchstgrenze der Vorschüsse| Notenkontingent der Bank 


an den Staat í von Frankreich 

Millionen Fr. Milliarden Fr. 
1914 6 000 12 000 
1915 9 000 15 000 
1916 — 18 000 
1917 15 000 24 000 
1918 21 000 33 000 
1919 27 000 40 000 
1920 — 41 000 
1925 — 45 000 


Das Jahr 1920 stellt den Versuch dar, mit der Finanzwirtschaft 
des Krieges ein Ende zu machen. Man ging daran, wieder ein regel- 
mäßiges Budget aufzustellen und wandte sich von dem System der 
Douzièmes provisoires ab, die Einnahmen und Ausgaben für drei Monate 
umfaßten, und auf deren Grundlage die Aufnahme von Krediten erfolgte. 
Man baute jetzt einen ordentlichen Haushalt auf, der vor allen 
Dingen Schuldendienst und Verwaltungsausgaben umfaßte, aus dem 
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außerordentlichen Haushalt sollten noch nachträgliche Kriegs- 
ausgaben und die Kosten für die Wiederherstellung der Wirtschaft be- 
stritten werden. Zu diesen beiden Haushaltsplänen gesellte sich der- 
Reparationshaushalt, der die Aufwendungen zur Wiederherstellung 
der befreiten Gebiete umfaßte. Aus dem Jahre 1919 wurde ein Defizit 
von 42,6 Milliarden Franken mit in das neue Jahr herübergenommen, 
und dieses Defizit wurde wiederum vornehmlich durch Neuaufnahme 
von Krediten in Höhe von 37 Milliarden Franken gedeckt. Von Steuern 
wurden in erster Linie wieder indirekte Steuern ausgebaut, die nach 
deutschem Muster durch eine allgemeine Warenumsatzsteuer ver- 
mehrt wurden. 

Zur Stabilisierung des Franken wurde mit dem Jahre 1920 eine 
Deflationspolitik eingeleitet. Die französische Regierung verpflichtete 
sich, die ihr von der Bank von Frankreich gewährten Vorschüsse all- 
mählich abzutragen. Dazu sollten jährlich 2 Milliarden Franken der 
Bank wiedererstattet werden, so daß sich die Verbindlichkeiten der Re- 
gierung von 26 Milliarden Franken im Jahre 1920 auf 25 Milliarden 
am l. Januar 1922, dann auf 23 Milliarden Franken am 1. Januar 1923 
bis zu ihrer vollständigen Abtragung verminderten. Man wollte also 
„den Wert des Franken gegen künstliche Beeinflussung durch den 
Staatsbedarf entschieden schützen“, wie Charles Rist das Ziel dieser 
Politik bezeichnet. Wie die nachstehenden Tabellen zeigen, begannen 


— { 


| Entwertung d. frz. 


Öffentliche | Gesamtaus- 


Großhandels- | Einnahmen Defizit F reise 
Jahr index in Schuld in gaben in in a see in; 
1913—= 100 Milliarden Fr. Milliarden Fr. | Milliarden Fr. Milliarden Fr. ro 75 i 1 A cns: 


Inanspruchnahme von inneren Krediten durch die 
französische Finanzverwaltung 


1920 37 Milliarden Fr. 
1921 24 a 
1922 17 5 
1923 18 m 
1924 5 5 


auch allmählich Ausgaben, Kreditbedarf und Defizit abzunehmen, der 
Kurs des Franken sich zu heben. Trotzdem fand eine wirkliche Ge- 
sundung der französischen Finanzen nicht statt. Der Staat war nämlich 
sehr bald nicht mehr in der Lage, das im Jahre 1920 geschlossene Ab- 
kommen mit der Bank von Frankreich zu erfüllen. Er zahlte zwar 1921 


1) Durchschnitt des ersten Vierteljahres. 
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die festgesetzten 2 Milliarden Franken noch zurück, 1922 jedoch nur 
1 Milliarde, 1923 nur noch 800 Millionen und 1924 600 Millionen Franken. 
Und das, obwohl Ende 1922 Staat und Bank eine Herabsetzung der 
Rückzahlungen für 1923 von 2 auf 1 Milliarde Franken vereinbart hatten. 
Das Bedrohliche der französischen Währungs- und Finanzlage zeigte 
sich bei dem starken Frankensturz im Frühjahre 1924. Eine Anleihe 
des Hauses Morgan von 100 Millionen Doll. nom., die 89 Millionen Doll. 
effektiv ergab, unterstützte die Bestrebungen der französischen Re- 
gierung, den Frankensturz aufzuhalten. Die Anleihe war zunächst 
kurzfristig, wurde.aber im Laufe des Jahres 1924 in einen langfristigen 
Kredit umgewandelt. Im Frühjahr 1924 griff man gleichzeitig zu Steuer- 
erhöhungen. Zunächst wurden sämtliche Staatssteuern um 20% erhöht 
und gleichzeitig für verspätete Steuerzahlungen ein 10% -Zuschlag er- 
hoben. Ebenso wie in Deutschland hatte man die Zahl der Kriegs- 
abgaben in Staatsrenten gestattet. Diese Vergünstigung wurde auf- 
gehoben, da der Staat zwar durch die Hingabe von Staatsrenten seine 
fundierte Schuld tilgte, aber nicht in den Besitz flüssiger Mittel gelangte. 
Die Regierung Herriot faßte aber noch weitgehendere Pläne. Man wollte 
eine freiwillige Vermögenssteuer erheben, die in mehreren Raten gezahlt 
werden konnte. Wer diese Steuer nicht entrichten wollte, sollte ver- 
pflichtet werden, sich an der Zeichnung einer Zwangsanleihe zu be- 
teiligen. Diese Vorschläge der Regierung stießen jedoch auf allgemeinen 
Widerstand und es bleibt abzuwarten, wie sich der neue Finanzminister 
Caillaux mit der Lage der französischen Finanzen abfinden wird. 

Herr Caillaux steht vor keiner leichten Aufgabe, denn im Jahre 
1925 werden eine ganze Reihe Schulden fällig. Im Februar 334 Millionen 
Bons de la defence nationale von 1915, im Juli 1925 3,2 Milliarden 
Franken Bons du credit national von 1922, im September 1925 drei- 
und fünfjährige Bons von 1922 in Höhe von 8,2 Milliarden Franken und 
im Dezember 1925 drei-, sechs- und zehnjährige Bons von 1923 in 
Höhe von 10 Milliarden Franken. Der Gesamtbetrag der 1925 fälligen 
Schulden beträgt 22 Milliarden Franken. Hierzu kommt noch ein Fehl- 
betrag von 3,6 Milliarden Franken aus dem Jahre 1924, da die Ein- 
nahmen in Höhe von 28,7 Milliarden Franken die Ausgaben von 32,3 Mil- 
liarden Franken nicht deckten. 

Ein Damoklesschwert für jeden französischen Finanzminister aber 
sind die politischen Schulden an England und Amerika. England hat 
eine Forderung von rd. 56 Milliarden Papierfranken, während Amerika 
rd. 72 Milliarden Papierfranken Ausstände hat. Diese Schulden 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach den französischen Etat jährlich 
mit einer Zinslast von2 bis 2 ½ % ihres Nominalbetrages beschweren. 
Das würden rd. 3,2 Milliarden Papierfranken ausmachen. Dem gegenüber 
steht als Einnahme 1 Milliarde Papierfranken aus der deutschen Re- 
parationszahlung, die Frankreich im Jahre 1925 von Deutschland zu 
erhalten hat. Die Kredite. die Frankreich im großen Maße an seine 
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Verbündeten in Osteuropa gegeben hat, dürften wohl sämtlich „ein- 
gefroren“ sein, und aus diesen Quellen wird man kaum auf irgendwelche 
Unterstützung rechnen können. Also müssen rd. 2 Milliarden Franken 
aus eigener Kraft aufgebracht werden. Dabei mag erwähnt werden, 
daß ohne diese auswärtigen Verpflichtungen für 1925 bereits 56,2%, der 
im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für Zinszahlungen bean- 
sprucht werden. Alles in allem ist die französische Schuld von 151 Mil- 
liarden Franken am 1. Januar 1919 auf 425 Milliarden Franken Ende 
1924 angewachsen. Von der darin enthaltenen inneren Schuld von rd. 
280 Millionen Franken sind 153 langfristig, 36 kurzfristig und 90 Mil- 
lionen schwebend. Der größte Teil der schwebenden Schuld befindet 
sich im Besitz der französischen Banken. 

Die Lage der französischen Finanzen ist naturgemäß von großer 
politischer Bedeutung. In den Finanzen offenbart sich die materielle 
politische Kraft eines Volkes und die Entwicklung hat gezeigt, daß das 
französische Volk und seine Regierung es nicht verstanden haben, die 
materiellen Mittelin Einklang mit den ideellen völkischen und politischen 
Zielen zu bringen. Dementsprechend wird Frankreich wohl oder übel 
daran gehen müssen, seine politischen Ziele kürzer zu stecken, falls 
nicht Währung und Wirtschaft den ernstesten Schaden erleiden sollen. 
Weltwirtschaftlich gesehen würde ein finanzieller Zusammenbruch 
Frankreichs auf das schwerste erschüttern. In der Weltwirtschaft 
würden dann ähnliche Erscheinungen wieder zutage treten, wie sie 
durch den Zusammenbruch Deutschlands in den Jahren 1918 bis 1924 


gezeitigt worden sind. 


2. Die englische Finanzpolitik der Nachkriegszeit. 


Die englische Finanzpolitik der Nachkriegszeit hat grundsätzlich 
andere Wege beschritten, als die französische. Bei Kriegsende sah sich 
die englische Finanzverwaltung vor drei große Aufgaben gestellt: 

1. Die Wiederherstellung der Parität des Pfundes, 

2. die Abtragung der ungeheuren Schuldenlast, die England auf- 

nehmen mußte, und 


3. die Wiederherstellung des Gleichgewichts im Budget. 


Wenn man in England auf diese Ziele hinstrebte, so war die Lage 
des Landes sehr viel günstiger, als die Frankreichs. Der englische Boden 
selbst war von den Kriegshandlungen kaum berührt worden, und der 
Produktionsapparat hatte nicht derartige Verluste erlitten, wie das bei 
Frankreich in seinen nördlichen Departements der Fall gewesen war. 
Nicht zu unterschätzen ist weiter die große währungs- und finanz- 
politische Tradition, über die England aus den Zeiten Ricardos her ver- 
fügte, eine Tradition, an die man sich unter voller Berücksichtigung der 
veränderten Lage anschloß, wie der Bericht des Cunliffe Comitee zeigt. 
Schließlich waren ganz im Gegensatz zu Frankreich schon in Friedens- 
zeiten die Einkommen- und Erbschaftssteuer die Säulen des britischen 
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Budgets gewesen. So war die englische Bevölkerung gewöhnt, in Zeiten, 

in denen der Staat Not litt, große steuerliche Lasten auf sich zu nehmen. 
Soweit die Voraussetzungen der englischen Finanzpolitik, deren 

zahlenmäßige Auswirkung die nachstehenden Tabellen zeigen. 


Tabelle I. 


Die Entwicklung der Staatsfinanzen von Großbritannien 
und Irland, in 1000 Pfd. Sterl. 


Überschuß () 
bzw. 
Fehlbetrag (—) 


Rechnungs- 
jahr 


Einnahmen Ausgaben 
Ist Ist 


Voranschlag Voranschlag 


1919/20 1 201 100 1339 571 1673 059 1665 773 — 326 202 
1920/21 1 418 300 1 425 985 1 271 168 1195 428 230 557 
1921/22 1 216 650 1 124 880 1 160 521 1079 187 45 693 
1922/23 910 775 914 012 903 900 812 496 ＋ 101 516 
1923/24 818 500 837 169 829 759 788 840 + 48 329 
1924/25 828 100 799 436 790 026 795 777 + 3659 
1925/26 801060 — 799 400 — — 


Rechnungs- Schwebende 


Staatsschulden 
jahr insgesamt Schuld 
1919/20 7828 779 1 263 583 
1920/21 7 574 358 1 243 181 
1921/22 7 654 301 1 020 916 
1922/23 7 742 233 809 908 
1923/24 7 695 400 774 500. 
1924/25 | 7646000 742 195 


1925/26 = =: 


Tabelle II. 


Einnahmen aus der Einkommen-, Erbschafts- und Kriegsgewinnsteuer 
in 1000 Pfd. Sterl. 


Einkommen- 
steuer 


Erbschafts- 
steuer 


Kriegsgewinn- 
steuer 


1913/14 47 249 27 359 — 

1919/20 359 099 40 904 290 045 
1920/21 394 146 47 729 219 181 
1921/22 398 757 52 191 30 452 
1922/23 379 045 56 871 2 004 
1923/24 329 971 57 800 — 

1924/25 336 516 59 450 700 


Wenn die englische Regierung noch vor Beendigung der Feind- 
seligkeiten durch das Cunliffe Comitee untersuchen ließ, wie das Pfund 
zur Parität zurückgeführt werden könnte, und sehr bald nach Kriegs- 
schluß daranging, die Vorschläge des Cunliffe Comitee in die Tat um- 
zusetzen, so ließ man sich dabei von dem auch im Dawesplan niedergelegten 
Grundsatz leiten, daß eine Ausbalanzierung des Staatshaushaltes auf die 
Dauer nicht möglich ist, wenn man nicht über eine stabile Währung 
verfügt. Dabei war außerdem zu beachten, daß der größte Teil der aus- 
ländischen Kriegsschulden zu einem Pfundkurse aufgenommen war, der 
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etwa 95% der Goldparität betrug. Je schneller es nun gelang den 
Pfundkurs wieder auf 100% zurückzubringen, um so leichter mußte 
Zinsen- und Schuldenlast werden und desto geringer wurde die Be- 
lastung des Budgets. Schließlich war durch die ganzen Kriegsverhält- 
nisse der New Yorker Geldmarkt in die Stellung gekommen, die vor 
dem Kriege London innegehabt hatte. Eine Konkurrenz mit New York 
war für die City nur dann möglich, wenn das Pfund dem Dollar an 
Stabilität nicht nachstand. War diese Stabilität einmal erreicht, dann 


Tabelle III. 
Kurs des englischen Pfundes in % seiner Goldparitätvon 1919—1925. 


1919 % 1922 % 
1. Januar. n 98 1. Janua ns 87 
1. April. 94 l. April.. ..... 90 
1. Jule: 94 l. Juli.. ..... 91 
1. Oktober 86 1. Oktober 90 
1920 | 1923 
l. Januar. ..... 77 1. Januar. 95 
1. April. . ..... 81 | 1: April. ...... 96 
III 2% % 8l |! LJui....... 94 
1. Oktober 72 1. Oktober 93 
1921 1924 
1. Januar 73 1. Januaae nnn 89 
l. April.. ..... 8l 1. April... .... 88 
l. Jui.. ..... 17 1. Jul 89 
1. Oktober 77 1. Oktober 92 
1925 jo 
l. Januar 97 
l April 98 


mußte die Macht der wirtschaftlichen Tradition, die gerade in ökonomi- 
schen Dingen besonders stark ist, zugunsten Londons in die Wagschale 
fallen, und damit war dann ein wichtiger Schritt getan, um die wirt- 
schaftliche und politische Vormachtstellung Großbritanniens in der Welt 
wieder neu aufzubauen. 

Während man in Frankreich die Notenemission nach dem Kriege 
erleichterte und das Kontingent der Vorschüsse, welche die Bank von 
Frankreich an den Staat zahlen durfte, heraufsetzte, ging man in Eng- 
land den entgegengesetzten Weg. Auf Grund der Vorschläge des Cunliffe 
Comitee drosselte man die Ausgabe von Currency notes ab, die als un- 
gedecktes Staatspapiergeld vom englischen Schatzamt emittiert worden 
waren. So erreichte man eine Verknappung des gesamten Papiergeld- 
umlaufes. Gleichzeitig erhöhte die Bank von England ihren Diskont- 
satz. Die Folge war, daß der Pfundkurs, der im Frühjahr 1919 jäh ab- 
gestürzt war, als die Stützungsaktion der amerikanischen Banken ein 
Ende fand, sich im Jahre 1920, wenn auch unter Schwankungen, zu 
heben anfıng. 

Über diesen währungspolitischen Maßnahmen vergaß man nicht, 
daß eine Währung nur dann stabil erhalten werden konnte, wenn die 
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Finanzen des Staates von dem Damoklesschwert einer großen schweben- 
den Schuld befreit würden. Man ging daher zuerst daran, die aus- 
ländische schwebende Schuld vollkommen zu tilgen. Dieses Ziel wurde 
im Laufe des Jahres 1921 erreicht. Damit war eine Gefahr für Währung 
und Finanzen von dieser Seite her gebannt. Ebenso energisch ging 
man daran, die innere unfundierte Schuld langsam zu tilgen. Sie hatte 
am 30. Juni 1919 mit 1,5 Milliarden Pfd. Sterl. ihren höchsten Punkt 
erreicht; bis zum 31. März 1924 war sie auf 742,1 Millionen Pfd. Sterl. 
vermindert. Die Mittel dazu wurden zum Teil durch Aufnahme lang- 
fristiger innerer Anleihen gewonnen. Zwar wuchs dadurch die jährliche 
Zinsenlast, aber durch einen glücklichen Zufall gelang es, diese Zinsenlast 
im Jahre 1923 durch Konvertierung der 5%-Konsilidierungsanleihe von 
1921 auf 4½ % herabzumindern. Diese Konvertierung wurde durch die 
starke Geldflüssigkeit des Londoner Marktes ermöglicht, die wiederum 
hervorgerufen worden war durch die allgemeine Weltwirtschaftskrise, 
die im Herbst 1920 eingesetzt hatte, und von der England mitbetroffen 
worden war. Die Bewegung der gesamten englischen Schuld ist aus der 
Tabelle ersichtlich. 

Mit dem größten der ausländischen Gläubiger, den Vereinigten 
Staaten, einigte man sich im Februar 1923 durch das Baldwin-Abkommen 
dahin, daß der Kapitalwert der englischen Schuld an Amerika auf 
4,6 Milliarden Doll. festgesetzt wurde. Dieser Betrag ist bis 1984 zu 
tilgen und zu verzinsen. Tilgung und Zinsen betragen 31,%, jährlich, 
wodurch das Budget mit rd. 160 Millionen Doll. belastet wird. Diese 
Last wird um so leichter, je mehr das Pfund gegenüber dem Dollar im 
Kurse steigt. 

Welche ungeheuere Leistung die Engländer vollbracht haben, geht 
wohl am besten daraus hervor, daß vom 1. April 1920 bis zum 1. April 
1924 für 650 Millionen Pfd. Sterl. Verbindlichkeiten getilgt worden sind, 
eine Summe, die der Vorkriegsschuld Großbritanniens entsprach. 

Die Mittel zu dieser wahrhaft großzügigen Finanzpolitik, die an 
die Opferwilligkeit des Landes große Ansprüche stellte, wurden ge- 
wonnen durch energische Sparsamkeit einerseits und durch scharfes 
Anziehen der Steuerschraube andererseits. Die Einschränkungen in den 
Ausgaben erstreckten sich auch auf die Summen, die für Heer und 
Flotte bereitgestellt wurden. England hielt also ein geordnetes Budget 
für wichtiger als seine Flotte, welche Leben und Sicherheit des britischen 
Weltreiches in erster Linie gewährleistet! Die Steuerpolitik sah vor 
allem die Anspannung der Erbschaftssteuer, der Einkommensteuer, der 
Kriegsgewinnsteuer und der Körperschaftssteuer vor. Man ging mit der 
Erhöhung der direkten Besteuerung bis zur Grenze des Erträglichen, 
hatte dabei aber immer den einen Gesichtspunkt im Auge, daß jede Be- 
steuerung schädlich werden muß, durch welche die Kapitalbildung ge- 
stört und die Produktion erdrosselt wird. Aus diesem Grunde wehrte 
sich das Parlament auf das Schärfste gegen die Einführung einer Ver- 
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mögenssteuer, und deswegen schaffte man 1921 die Kriegsgewinnsteuer 
wieder ab. Um die Kapitalbildung auch in den Kreisen wieder anzu- 
regen, die man in Deutschland als Mittelstand bezeichnet, ermäßigte 
man fast dauernd die unteren Stufen der Einkommensteuer. Indem 
man ferner die innere schwebende Schuld konsolidierte und die aus- 
ländische schwebende Schuld in eine langfristige innere verwandelte, 
verhinderte man ein unnötiges Abfließen englischen Kapitals in das 
Ausland und erreichte das, wovon man in Deutschalnd in den Anfängen 
der Inflation so oft gefaselt hatte, daß das Geld im Lande blieb, und 
daß dieses Geld auch nicht tot war, sondern in Gestalt von Steuern 
dem Staate und in Gestalt von Zinsen, die aus den Anleihen wieder der 
Bevölkerung zuflossen, auch der Wirtschaft selbst wieder zugute kam. 

Infolge dieser energischen, aber an der richtigen Stelle doch maß- 
vollen Steuer- und Finanzpolitik konnte der englische Staatshaushalt 
seit dem Jahre 1921 dauernd mit einem Überschuß abschließen, der 
wiederum zur Schuldentilgung verwandt werden konnte. Es soll nicht 
bestritten werden, daß auch ein erheblicher Anteil an diesen Über- 
schüssen dem Verkauf von Kriegsmaterial zuzuschreiben ist, das nach 
Beendigung der Feindseligkeiten nicht mehr gebraucht wurde. Man hat 
der englischen Finanzpolitik daraus den Vorwurf gemacht, sie habe die 
Überschüsse ihres Budgets zu einem großen Teil durch Verkäufe von 
Kapital erreicht. Doch dieser Einwand ist hinfällig. Denn das Kriegs- 
material, das nach Beendigung des Krieges naturgemäß im Übermaß 
vorhanden sein mußte, war nur totes Kapital, das für die Wirtschaft 
als Ganzes allein durch Verkauf produktiv werden konnte. 

England hat sich heute durch diese Währungs- und Finanzpolitik 
wieder einmal den Ruhm erworben, daß es nach einem großen Kriege 
als erstes aller kriegführenden Länder mit geordneter Währung und ge- 
ordnetem Staatshaushalt dasteht. Es hat nicht, wie Frankreich, nach 
dem Grundsatz, „le boche payera tout“ gehandelt, sondern sich nur auf 
cigene Kraft verlassen. 


WER KENNT CHINA? 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Und wenn sich alle Sinologen Europas an einen Tisch setzen und 
allihre Kenntnisse zusammenraffen, um ein möglichst wahrheitsgetreues 
Bild von diesem Stück Asien zu entwerfen, das man als einen Erdteil für 
sich betrachten könnte, dann würden sich im besten Falle immer nur 
kunterbunte und höchst lückenhafte Mosaikstückchen auf einer in wider- 
sprechendsten Farbentönen gezeichneten Grundlage ergeben. Die Aus- 
drucksformen unserer europäischen Sprachen arbeiten mit falschen Be- 
griffen, wenn sie die Seele eines Landes und eines Volkes erfassen wollen. 
die seit Jahrtausenden ihre eigene, von allem Europäischen unabhängige 
Entwicklung genommen hat und schließlich darin erstarrt ist. 
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Man könnte, ohne daß dieser seltsam anmutende Maßstab irgend 
einen geringschätzigen Charakter tragen soll, wohl sagen, daß wir die Aus- 
drücke unserer üblichen Urteilsweise eher anwenden dürfen bei vermeint- 
lich beobachteten seelischen Regungen des Hundes und des Pferdes, deren 
Vorfahren als Haustiere durch viele Jahrhunderte mit den unseren in 
täglicher Beziehung gestanden, als auf die Seele einer uns so fremden 
Menschenrasse wie der gelben in ihrer festland-asiatischen Urverkörpe- 
rung. Man kann mit vielen Vorbehalten den Nigger Afrikas in unsere 
seelischen Begriffsbestimmungen einpassen, da er, auf einer kindlicheren 
Kulturstufe stehen geblieben, seinerseits europäischem Einfluß mit weit 
größerem Nachahmungstrieb gegenübersteht. Aber die Welt des Chinesen 
ist uns eine fremde Welt, und jedes Wort, das wir zu ihrer Kennzeichnung 
brauchen, ist doch notgedrungen einer Sprache entnommen, die sich mit 
chinesischer Denkart so wenig deckt wie europäische Buchstabenschrift 
mit chinesischer Wortzeichenschrift. Ein Europäer, der Jahrzehnte in 
Shanghai verbracht hat, wird sich noch weniger vermessen können, 
uns „den Chinesen“ darzustellen, als ein Asiate, der Jahrzehnte in London 
gelebt hat, „den Europäer“ zu kennen behaupten darf. 

Seitdem der ehemals relativ beste deutsche Kenner Chinas, der 
Geograph von Richthofen, sein „Ignoramus“ ausgesprochen, ist unser 
Wissen vom Lande der Mitte um manche wertvolle Einzelbeobachtung 
bereichert worden; aber eine Lösung der chinesischen Sphinx konnte 
nicht erbracht werden. Schon rein äußerlich, trocken statistisch betrach- 
tet: Wir wissen noch heute nicht, ob das Land China auf seinen 11 Milli- 
onen qkm 40 Millionen mehr oder 70 Millionen weniger als 400 Millionen 
Einwohner birgt, wissen nicht, ob seine Bevölkerung „nur“ ein Fünftel 
oder gar ein volles Viertel der gesamten Erdbewohnerschaft ausmacht. 

Hatten wir es in früherer Zeit politisch mit der nach außen hin völlig 
geschlossenen Einheit des alten chinesischen Kaiserreichs zu tun, so 
haben die Revolutionen den Gegensatz zwischen dem Norden und dem 
Süden, die verschiedene Sprachen sprechen, scharf hervortreten lassen. 
Trotz dieses Gegensatzes aber bleibt doch wohl die Möglichkeit offen, 
daß über alle inneren Wirren von heute hinaus, gerade aus diesem heißen 
Ringen um Neugestaltung auf uraltem Boden emporgetragen, doch 
einmal eine geniale Führernatur die erwachte Masse des 400 Millionen- 
volkes weit überströmen läßt über die Grenzen des Landes und zu einem 
gefährlichen, vielleicht dem gefährlichsten Werkzeug der Weltpolitik 
macht. 

Das fleißige, bedürfnisarme und ergebene Volk der Chinesen konnte 
und kann selbstgenügsam leben ohne irgend welche Verbin- 
dung mit europäischer und amerikanischer Wirtschaft. Diese 
Verbindungen sind ihm wider seinen Willen aufgezwungen worden und 
sind bis zur Gegenwart, gemessen an der Volkszahl des Landes und seiner 
Gesamtwirtschaft, ungeheuer geringfügig und bedeutungsarm. Das Land 
ist an sich noch reicher und zur Selbstgenügsamkeit befähigter geworden, 
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nachdem die den Opium liefernden Mohnfelder dem Baumwollbau haben 
weichen müssen. Gerade die Baumwollindustrie kann den widerwilligen 
Abnehmer europäisch-amerikanischer Lieferanten im Laufe der Zeit zu 
einem keineswegs ungefährlichen Wettbewerber machen. 

Heute noch völlig mit sich selbst beschäftigt, kann es morgen seine 
Ansprüche geltend machen im Kampfe um die Vorherrschaft an und auf 
dem Pazifischen Ozean. An dem einen Rande dieses Weltmeeres lagert 
das anlage- und profitsuchende amerikanische Kapital, am anderen Rande 
die Arbeitskraft des chinesischen Kulis. Die Absperrungstendenz des 
amerikanischen Arbeiters gegen die gelbe Konkurrenz muß die Neigung 
des amerikanischen Kapitals wecken und bestärken, sich den Kuli in 
dessen eigenem Lande mitsamt seinen Bodenschätzen dienstbar zu 
machen. 

Nach dem Erwachen Chinas ist noch keineswegs gesagt, daß nun 
etwa eine wirtschaftliche Aufsaugung durch den Kapitalbringer statt- 
finden könne, sondern ebenso gut denkbar, daß die wirtschaftliche Be- 
fruchtung schließlich in eine politische Erstarkung umschlägt, die eine 
wesentliche Gewichtsveränderung am Stillen Ozean herbei- 
führen würde. Das beweglichere gelbe Inselvolk am Rande Asiens hat sich 
wenige Jahrzehnte nach der ihm ursprünglich von außen aufgezwungenen 
Europäisierung als gewichtiger Faktor mitten hineingestellt in die Welt- 
politik. Wenn auch auf dem weiten Festlandboden Chinas eine ähnlich 
schnelle Ummodelung kaum erwartbar scheint, so mahnt doch die ge- 
waltige Masse des chinesischen Volkes, mit jeder Folge der seit den 
Tagen des Boxerkampfes zu beobachtenden, durch den Ausgang des 
Weltkrieges, durch das Sinken des Respekts vor den einander gegenseitig 
zerfleischenden Europäern, durch die laute Proklamierung des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker, durch die neuen wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten für Asien bestärkten Bewegung zu rechnen. 

Wenn auch die Erinnerung an den Boxeraufstand erweist, daß die 
China gegenwärtig durchzuckenden und die Fremden bedrohenden 
Kämpfe nicht einfach als Folgeerscheinung des Weltkrieges zu verbuchen 
sind, da ihre Motive sich schon vorher angekündigt hatten, so wird doch 
zweifellos daran festzuhalten sein, daß die heutige gesteigerte Kraft 
der inneren und äußeren Umsturzbewegung eben den Beobachtungen 
entstammt, die auch China während des Krieges und besonders nach 
seinem Ausgange hat machen können. 

Auch in den chinesischen Brand ist Moskauer Öl gegossen worden. 
Die westasiatische Seele des Moskowiters versteht es, sich der ostasiati- 
schen Seele des Chinesen weit eher anzupassen, als es dem eigentlichen 
Europäer möglich ist. So wenig der Chinese mit den wirtschaftlichen 
Zielen der Bolschewismus zu tun hat, so geneigt mag er erscheinen, sich 
durch dessen Kampfestechnik belehren zu lassen, zumal der gemeinsame 
Grundzug asiatischer Brutalität unverkennbar vorliegt und Moskau 
ja auch an anderen Stellen bewiesen hat, daß es zu möglichst allgemeiner 

21 


274 WELTSCHAU 


Schürung der Weltrevolution eine Aufstachelung nationalistischer Re- 
gungen nicht verschmäht, wo seine wirtschaftspolitischen Ziele nicht 
verfangen. Wenn aber freilich über die Zeit der gegenwärtigen Gärung 
hinweg die Entwicklung Chinas nicht in ein Chaos, sondern zu einem ge- 
stärkten Selbstbewußtsein des chinesischen Volkes führt, dann steht die 
Frage auf einem ganz anderen Blatt, ob Moskau an dieser Entwicklung 
irgend eine Freude erleben wird, oder sich nicht am Ende selbst die größte 
Gefahr einer gelben Überflutung bereitet hat. Das Doppelantlitz Chinas 
weist sowohl nach dem weiteren asiatischen Festland wie über das Welt- 
meer nach dem gelben Mann in seiner gewaltigen Zahl begehrenswertem 
Auswanderungslande. 

Die Verbreitung des bekannten Bildes mit der Unterschrift „Völker 
Europas, wahret eure heiligsten Güter“ war von der Stelle aus, durch 
die sie erfolgte, für die deutschen Interessen sowohl in Europa wie in 
Ostasien sicherlich alles andere als vorteilhaft. Aber der Leitgedanke 
daß der Welt, und zwar nicht nur der europäischen, von einem er- 
wachendem China her unabsehbare Überraschungen drohen könnten, 
ermangelte nicht der tieferen Begründung. Die Mächte, die politisch 
auf dem Boden eines so großen und alten Volkstums Fuß zu fassen gesucht, 
beenden ihre Bilanz mit Prestigeverlust; die Mächte, die das Land 
wirtschaftlich zu durchdringen und mit seinen vielfach noch unge- 
hobenen Schätzen ihrem Kapital glauben dienstbar machen zu können, 
könnten eines Tages gewahr werden, daß sie sich einen gefährlichen 
Wettbewerber erzogen haben. | 

Wer will die Wege wissen, in die Chinas Dauerrevolution einmündet ? 
Wer kennt China ? 

Berlm, 20. Juni 1925. 


WELTSCHAU. 


DIE UNTERWERFUNG DER KURDEN. 

Der kurdische Scheich Said, die Seele des Aufstandes, ist mit 
etwa 30 Reitern von Khinis auf Guendji losgeritten und hat die dort stehenden tür- 
kischen Gendarmen angegriffen. Von Guendji aus griff dann der Aufstand immer 
mehr um sich, dehnte sich im Süden bis Diarbekir, das erfolglos von den kurdischen 
Aufrührern angegriffen wurde, im Westen bis zur ungefähren Linie Süwarek—Harli— 
Kighi, im Norden bis zur Linie Kighi—Khinis, im Osten bis zur Linie Warta— Musch— 
Bitlis aus, ein gewaltiges Gebiet von mehr als 40000 qkm um- 
fassend. Welche ungeheuren Schwierigkeiten das türkische Militär beim Nieder- 
werfen des Aufstandes zu überwinden hatte, wird ohne weiteres klar, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß es sich um ein gänzlich unwirtsames Gelände 
ohne Straßen (eine einzige Chaussee Diarbekir—Charpie ist vorhanden) handelt mit 
Erhebungen bis 4000 m (Bingöl-Berg 3690 m, Kotibaba-Berg 3000 m) und Gelände- 
unterschieden in den tief eingeschnittenen Tälern des Euphrat und seiner zahlreichen 
Nebenflüsse bis zu 2600 m. Kein Wunder, daß in diesem Gelände, das stellenweise 
mit 1½ m hohem Schnee bedeckt war, die Kavallerie nicht vorwärts kam. Von der 
Verwendung einer Kavalleriedivision, die anfangs zur Stelle war, mußte bald Ab- 
stand genommen werden. An ihrer Stelleverwandtenwirmitbesonderem 
NutgenFlugzeugezurAufklärung, von denen wir zwölf in Kurdistan 
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zur Stelle hatten. Ich selbst flog unzählige Male mit einem Junkers-Eindecker zur 
Erkundung der gegnerischen Stellung und Feststellungen der Herde der Aufstands- 
bewegungen. Zur Niederwerfung des Aufstandes wurden umfassende Vorbereitungen 
gemacht; zur Einkreisung der Aufständischen wurde ein konzen- 
trischer Vormarsch in fünf Kolonnen angetreten. Je eine Division marschierte von 
Diarbekir, Süwarek, Harli, Kighi (nur ein Regiment) und Warta in Richtung auf 
Guendji. In Bitlis stand als Hauptreserve und, um eineneventuellenDurch- 
bruch nach Persien zu verhindern, ein Infanterieregiment. Die einzelnen 
Kolonnen verfügten neben modernen Mausergewehren über zahlreiche Maschinen- 
gewehre, ferner Gebirgskanonen (Modell Krupp und Skoda), Kavallerie nur in ganz 
geringem Maße. Die Aufklärung wurde in mustergültiger Weise durch Flugzeuge, 
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von denen jede Kolonne zwei zur Verfügung hatte, durchgeführt. Jede Division 
verfügte ferner über eine leichte Feldfunkentelegraphenabteilung, so daß die Ver- 
ständigung zwischen den einzelnen Abteilungen und dem Oberkommando jederzeit 
vorhanden war; außerdem war durch Lichtsignale auch in der Nacht eine stete Ver- 
ständigung gewährleistet. 


Die Einkreisung der Rebellen gelang in vollkommener 
Weise. Sämtliche Rebellen, mehrals25000Mann,wurdengefangen 
genommen und entwaffnet. Der Führer derselben, der Scheich Said, wurde von 
der von Warta aus vorrückenden Division am Euphrat ausgehoben. Sämtliche Re- 
bellenführer sind aufgehängt worden, mit Ausnahme von Scheich Said, dessen Los 
sich erst dann erfüllen wird, wenn die Fäden der Verschwörung gänzlich aufgeknüpft 
sein werden. i | 


Der Aufstand ist zunächst deshalb ausgebrochen, weil die Kurden Gegner 
der Aufhebung des Kalifats und Scheriats sind. Er ist also in 
seinen ersten Anfängen gegen die neu errichtete Republik gerichtet gewesen. Auf die 
Ausgestaltung des Aufstandes sind aber natürlich auch fremde (gemeint sind da 
natürlich englische) Einflüsse maßgebend gewesen. Flugzeuge von Mossul 
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herkommend, haben in ganz Kurdistan Flugblätter mit aufrührerischen Proklamationen 
abgeworfen, fremdes Gold in Höhe von 2 Millionen ist bei den Auf- 
ständischen gefunden worden, englische Waffen und 4 Kanonen mit Munition waren 
im Besitze derselben. KemalEdin Sami Pascha, 
türkischer Botschafter in Berlin, in einer 
Unterredung mit unserem Mitarbeiter, Exz. 


Schlee-Pascha. 
ENGLANDS NEUE ANLEIHEPOLITIK. 


Für alle Engländer, die seit Generationen beobachtet haben, wie der Londoner 
Geldmarkt stets in starkem Maße für Auslandsanleihen herangezogen wurde, und die 
unter dem Eindruck standen, daß solche Anleihen etwas für die englische Volkswirt- 
schaft Wertvolles und dem englischen Handel Zuträgliches seien, kommt die Be- 
stimmung des englischen Schatzamtes, daß Anleiheges uche aus dem Aus- 
landekünftighineingeschränktodersogarabgelehnt werden 
sollen, zum mindesten überraschend. Man hat sich in England daran gewöhnt, eine 
Auslandsanleihe in der Mehrheit der Fälle als ausfuhrfördernd anzusehen, 
jedenfalls glaubt man, daß sie indirekt einen anregenden Einfluß auf das Ausfuhr- 
geschäft ausübe. Man hat auf dem Standpunkte gestanden, daß die Zinsen auf das 
so ins Ausland gehende Kapital eine erhöhte Einfuhr von Lebensmitteln and Roh- 
stoffen ermöglichen, die auf diese Weise sozusagen ohne Entgelt ins Land strömen. 

Vielleicht ist diese ganze Auffassung wenigstens zueinemgroßen Teile 
irrig. Vor dem Kriege hat England etwa 200 Millionen im Jahre an Zinszahlungen 
erhalten, und es hat ungefähr die gleiche Summe im Jahre aufs neue im Auslande in- 
vestiert. Es war daher in der Lage, Lebensmittel- und Rohstofflieferungen usw. bis 
zu dieser Höhe hereinzunehmen, und exportierte auf der anderen Seite Fertigfabrikate 
in etwa dem gleichen Ausmaße. Soweit der Umfang des Außenhandels in Frage kommt, 
war es in ungefähr derselben Lage, als ob es für etwa 200 Millionen seiner Waren und 
Dienstleistungen für einen gleichen Betrag an Lebensmitteln und Rohstoffen aus- 
getauscht hätte. England hat demnach keineswegs den Vorteil seiner Auslands- 
investierungen für sich in Anspruch genommen, wenn man nicht die rein zahlenmäßigen 
Buchungen in den Geschäftsbüchern der englischen Bankwelt als einen solchen Vor- 
teil bezeichnen will. 

Heute ist Englands Lage ganz anders. Es besitzt nicht mehr 
eine Handelsbilanz, in welcher seine Ersparnisse, die es für ausländische Anleihen 
hergeben könnte, dem Zinsendienst entsprechen, den es aus dem Ausland empfängt. 
Während es früher seine Zinsen wieder aufs neue investierte, um eines künftigen Ge- 
nusses willen, ist das Land heute gezwungen, einen Teil dieses Zinsendienstes für 
eigenen Bedarf zurückzuverlangen. Die Folge hiervon ist, daß die 
sichtbare Handelsbilanz durch einen zu starken Einfuhrüberschuß leicht in Gefahr 
gerät, passiv zu werden, da heute weniger gespart wird oder wenigstens weniger Spar- 
kapital für Auslandsinvestierungen frei ist. Man kann natürlich mit Recht fragen, 
ob es in der Tat ratsam oder überhaupt nur normal ist, daß ein Volk sich damit be- 
gnügen sollte, sich seiner Ersparnisse nie zu erfreuen, mit Ausnahme dessen, daß man 
sie aufs neue für künftige Vorteile investiert. 

Das kürzlich erlassene Ersuchen, Auslandsanleihen nach Möglichkeit einzu- 
schränken, das stillschweigend von der Londoner Bankwelt beobachtet wird, läßt 
sich in verschiedener Weise rechtfertigen. Zunächst muß man darauf hinweisen, daß 
die Inlandsnachfrage Englands nach Kapital durch den starken Bedarf 
des Auslandes in den Hintergrund gedrängt wird und daß dadurch die Möglichkeit 
einer gesunden Entwicklung im eigenen Lande verhindert oder hintenangehalten wird. 
England muß sich sehr anstrengen, seine Ersparnisse in der für das Land zuträg- 
lichsten zu verwenden. Es muß die Richtung seiner Ersparnisse regulieren. Zum 
anderen aber überschreitet bereits der tatsächliche inländische Kapitalbedarf zuzüg- 
lich der Ansprüche, die aus dem Auslande für Kapital kommen, den tatsäch- 


WELTSCHAU 277 
TE E E EEA 


lichen Bestand der Ersparnisse überhaupt; es liegt natürlich im 
eigenen Interesse Englands. daß zunächst der ausländische Bedarf etwas eingeschränkt 
wird, um das Gleichgewicht zwischen den Anlage suchenden und angelegten Geldern 
wiederherzustellen. Drittens aber ist zu überlegen, ob denn zurzeit Anleihen an das 
Ausland wirklich die Form von englischen Exporten nehmen oder ob nicht vielmehr 
infolge der hohen Warenpreise in England die Nachfrage nach 
englischem Kapital nicht notwendigerweise die Form von Goldexporten 
oder Krediten nehmen muß, um die Anleihenehmer in den Stand zu setzen, 
ihre Waren in billigeren Märkten zu kaufen. Bei einer solchen 
Lage der Dinge würde England. das augenblicklich alle Kräfte anspannt, um die 
Goldwährung aufrecht zu erhalten, natürlich außerordentlich schlecht abschneiden. 
Nachdem es letzthin durch die Herabsetzung seiner Zinsraten Auslandskapitalien 
nach dem Londoner Markt gezogen hat, will es diese Gelder natürlich nur ungern 
wegen ihres ungünstigen Einflusses auf den Wechselkurs wieder herausgeben, da die 
Goldwährung hierdurch gefährdet werden könnte. 

Das Schatzamtskomitee, auf dessen Bericht hin die Regierung sich entschloß, 
die Goldwährung in England einzuführen, hat in seinem Berichte erklärt, daß man 
einen freien Goldmarkt in London errichten und auch auf der Vorkriegsparität er- 
halten könnte, vorausgesetzt, daß durch eine Kreditkontrolle die innere Kaufkraft 
des Pfundes der Wechselparität angepaßt würde und die Auslandsinvestierungen 
auf dem normalen Ausfuhrüberschuß eingeschränkt würden. Es scheint demnach, 
daß doch tiefer liegende Erwägungen als die Wünsche der Exportindustrie oder die 
Wünsche des Anlage suchenden Kapitals maßgebend waren, die die Politik einer Ein- 
dämmung des Londoner Anleihemarktes verursacht haben. 

Sir Josiah Stamp, K.B.E. 


ERDKUNDE UND PRAKTISCHES LEBEN. 

Der 21. Deutsche Geographentag in Breslau zeichnet sich durch den breiten 
Raum aus, den er der Schulgeographie und der Verbindung zwischen Geographie, 
Politik, Wirtschaft und Kultur widmete. Für die Tatsache, daß unsere im Zei- 
chen der Weltpolitik und Weltwirtschaft stehende Zeit der sicheren Grundlage weit- 
verbreiteter erdkundlicher Kenntnisse und der Fähigkeit zu erdräumlichem Denken 
bedarf. wird das Verständnis zusehends reger. So starke Anregung und Befruchtung 
gerade die geographische Wissenschaft von diesen Zusammenhängen her erwarten 
darf, muß man freilich doch immer noch feststellen, daß den alten Zunftkreisen die 
Sorge um die „Methodologie“ höher steht als die Freude über neues Wachsen und 
Werden und über immer weitere Verästelungen der geographischen Aufgaben und 
Beziehungen. 

Für jene akademischen Kreise aber, die sich in allzu engen theoretischen Sorgen 
bewegen, wird der Hinweis darauf am Platze sein, daß, wo etwa die Universitäten 
versagen sollten, die Technischen Hochschulen bereits im Begriff stehen, An- 
sprüche auf die Ausfüllung möglicherweise entstehender Lücken zu erheben. Noch 
jüngst hat der Verband der Technischen Hochschulen und Bergakademien als Vertreter- 
schaft der Studenten sich zu den Forderungen bekannt. die auch von den technischen 
Standesorganisationen und im Parlament vertreten worden sind, dahingehend, daß die 
Lehrpläne der Technischen Hochschulen insbesondere nach der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Seite auszugestalten seien. 

Im Hintergrunde dieser Forderungen steht das Ringen des Technikers und des 
technisch vorgebildeten Wirtschaftlers mit dem Juristen um die Führerstellung 
im öffentlichen Leben. Die Wirtschafts wissenschaft, wie sie an den Technischen 
Hochschulen gepflegt wird. sucht natürlich weit mehr Verbindungspunkte mit dem 
praktischen Leben als die theoretische Wirtschaftswissenschaft der Universitäten. 
Sie wird sich insbesondere je länger je mehr auch auf die geographischen Grundlagen 
stützen. Was die Universitäten der Geoökonomie an Boden noch versagen, wird sie 
über kurz oder lang in den Technischen Hochschulen finden können. 
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Besonders verwiesen sei auf die Verdienste, die Geheimrat Franz, Professor an 
der Technischen Hochschule Charlottenburg, sich als Fübrer im Kampfe um die öffent- 
liche Stellung des Technikers auf Grund zu vertiefender wirtschaftlicher Vorbildung 
erworben hat. In dem Ringen zwischen Geisteswissenschaften und praktischen Wissen- 
schaften um die Stellung ihrer Jünger in der Leitung der Staatsgeschäfte wird auch die 
geographische Wissenschaft sich mehr und mehr darauf besinnen müssen, daß sie 
nicht in der Methodologie erstickt, sondern als eminent praktische Wissenschaft zu 
bewerten und gegenüber dem praktischen und dem öffentlichen Leben hohe Aufgaben 
zu erfüllen hat. A.D. 


BÜCHERSCHAU. 


GEO A. SCHMIDT: MEXIKO. Zweite Auflage. Mit 23 Bildern und einer Karte. 
Verlag Dietrich Reimer (Ernst Vohsen), Berlin. 

Es ist sehr erfreulich, daß dieses kenntnisreichste Werk der neueren Literatur 
über Mexiko eine solche Aufnahme gefunden hat, daß es dem Verfasser möglich war, 
schon jetzt, verhältnismäßig kurze Zeit nach dem ersten Erscheinen, eine neue Auf- 
lage herauszubringen, die bereits das statistische Material des Jahres 1924 verwenden 
konnte. Geheimrat Geo A. Schmidt, aus Deutschlands kolonialer Zeit einer der besten 
Kenner tropischer Landschaft, ist nach Kriegsende vier Jahre als Mitglied der Deut- 
schen Gesandtschaft in Mexiko tätig gewesen und konnte während dieser Zeit. das 
Land auf vielen Reisen studieren. Vor allen Dingen Auswanderungslustige sollten 
seine Warnungen lesen. Aber auch für jeden, der wirtschaftliche Verbindungen mit 
Mittelamerika pflegen will, sind sie der beste Führer, und endlich findet auch der 
Weltpolitiker manche wertvolle Aufklärung und Anregung. 

FISCHER VON POTURZYN: LUFTHANSA. Werner Lehmann-Verlag, Leipzig. 

Kaum ein zweiter deutscher Autor war berufener, diesen Ausblick in luftpolitische 
Möglichkeiten der nahen Zukunft zu geben, wie der den Lesern dieser Monatsschrift 
als Mitarbeiter bekannte Luftpolitiker der Junkers-Werke in Dessau. Eine Fülle 
der Gedanken steckt in diesem knapp 90 Seiten umfassenden und von drei lehrreichen 
Karten begleiteten Schriftchen, das vor allen Dingen dem wirtschaftlichen Luft- 
verkehr der Zukunft gewidmet ist, ohne die aus der Entwicklung des wirtschaftlichen 
Luftverkehrs sich ergebenden politischen Möglichkeiten unbeobachtet zu lassen. 
v. Fischer bezeichnet die phantastischen pekuniären Aufwendungen, namentlich kleiner 
und schwacher Staaten, für übergroße Luftrüstungen nicht nur als politische, sondern 
auch als kaufmännische Fehlspekulation. Anderseits verlangt er für Deutschland 
freie Bahn für seine Betätigung in der völkerverbindenden und freiheitlichen Mission 
des Handelsluftverkehrs neben der uneingeschränkten militaristischen Luftrüstung 
anderer Mächte. l 

Sehr instruktiv sind die tabellarischen Beispiele über die Raumkonzentration 
des britischen Imperiums. Erfurderte die Reisezeit von London nach Indien im Jahre 
1840 ein halbes Jahr und 1920 nur noch 31/, Wochen, so wird nach seiner Schätzung 
der regelmäßige Luftverkehr etwa 1940 nur noch zwei Tage beanspruchen. Nur ganz 
wenig außerhalb der Grenze des zweitägigen Reisekreises liegen für Zentraleuropa 
künftig beispielsweise San Franzisko, Bahia, Kapstadt, Kalkutta und Tokio. Welche 
Bedeutung dem regelmäßigen Luftverkehr schon heute beizumessen ist, wird indirekt 
bewiesen durch das Verhalten der Reichsbahn-A. G., die den Anschlag eines über- 
sichtlichen Planes des gegenwärtigen deutschen Luftverkehrsnetzes ablehnte. Der 
Luftverkehr drängt in weitestem Ausmaße zu zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
und macht das Denken in Kontinenten mehr denn je zum kategorischen Imperativ. 
Die außerordentlich zeitgemäße Schrift verdient weiteste Verbreitung. 


DR. OTTO MAULL: POLITISCHE GEOGRAPHIE. Mit 29 Textkarten. Verlag Ge- 
brüder Borntraeger, Berlin 1925. 

Um eine ausgedehnte analytische Politische Geographie gruppiert der Professor 

der Geographie an der Frankfurter Universität in vergleichsweise kurzen Abschnitten 
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seine Betrachtungen über den Staat als Raumorganismus und seine synthetische 
Politische Geographie, wobei insbesondere die Politische Geographie der Gegenwarts- 
staaten im Verhältnis zu dem Umfang des Gesamtwerkes nur einen sehr bescheidenen 
Raum findet. Vornehmlich werden die Naturlandschaften und die Kulturlandschaften 
als Staatsräume, mit den Menschen als Träger des Staatsgedankens, in allgemeiner 
Systematik behandelt. Was der Verfasser — der seine persönlichen Forschungen, 
die sich früher vornehmlich auf Südosteuropa und die Mittelmeerländer erstreckten, 
neuerdings auch auf Teile Südamerikas ausgedehnt hat — in der Einleitung allgemein 
über die Aufgabe der Politischen Geographie nicht nur theoretisch, sondern auch in 
ihrer Anwendung auf die Politik ausführt, verdient volle Zustimmung und besonders 
auch die Beachtung derjenigen Fachkreise, die sich ängstlich vor „geopolitischen Ge- 
setzen“ verschließen. Persönlich mag zu Maulls Bemerkungen über meine eigene 
„Politische Geographie“ darauf hingewiesen werden, daß diese ausweislich ihres 
Untertitels sich die Aufgabe stellt, ein ‚‚weltpolitisches Handbuch“ zu geben, also 
bewußt über den Rahmen einer wissenschaftlichen Analyse hinauszugehen. 
GASTON RAPHAEL: HUGO STINNES. Der Mensch — Sein Werk — Sein Wirken. 
Deutsche Ausgabe des BuchesLe Roi de laRuhr. Verlag Reimar Hobbing, Berlin, 1925. 

Das Buch verdient Beachtung — nicht nur, weil es die vollständigste und zugleich 
auch objektivste Studie über Hugo Stinnes ist, sondern weil der französische Ver- 
fasser seinen Lesern darin auch tiefe Einblicke in die Entwicklung der deutschen Ge- 
samtwirtschaft während der letzten Jahrzehnte und namentlich in der Nachkriegs- 
zeit gibt. Leider schließt es noch in der Inflationszeit ab, gibt also kein Bild vom heu- 
tigen Stand der Dinge in Deutschland nach der Währungsstabilisierung. Gaston 
Raphael nähert sich der Auffassung, die Hugo Stinnes über den wirtschaft- 
lichen Unfrieden in Europa nach dem Versailler Diktat gehegt hat, und 
ist sogar in der Lage, Ausführungen aus einem nicht veröffentlichten Aufsatz „Ein 
Weg“ wiederzugegen, den den Stinnes gegen Ende 1921 geschrieben. 

Diese Bemerkungen des verstorbenen Großindustriellen leitet er seinerseits fol- 
gendermaßen ein: 

„Das Unglück ist allgemein; es kann nur durch Zusammenwirken aller Völker 
der Welt wieder gutgemacht werden. Hätte man auf Hugo Stinnes gehört, statt 
unwillige oder böswillige Pfuscher die Kranken mißhandeln zu lassen, so befänden 
sich diese bereits auf dem Wege zur Genesung. Er selbst hatte das Heilmittel ange- 
geben und die Einzelheiten der Kur geregelt. Er hätte gewünscht, daß man anstelle 
des Zerrbildes von Völkerbund, das der Vertrag von Versailles geschaffen hat, dieses 
Debattierklubs, seinen Plan eines Wirtschaftsbundes der Völker gesetzt hätte. Er 
hatte dessen Bildung und Tätigkeit vorgesehen. Man sollte die Lösung annehmen, 
die er folgendermaßen formuliert hatte: ‚Unter Führung desjenigen Staates, der 
heute als Gläubiger der Welt auftritt und .. . nach meinen Gedankengängen auch die 
größten Mittel aufzubringen hätte, einen wirtschaftlichen Völkerbund 
ins Leben zu rufen, dem jeder Staat angehören könnte und dessen Mitglieder sich 
einheitlichen Abgaben zugunsten einer Völkerbundskasse zu unterwerfen haben würden. 
Diese Abgaben, die sich meines Erachtens auf etwa 3 Milliarden Dollar jährlich be- 
laufen sollten (durch Steuern oder Steuerzuschläge auf gewisse Erzeugnisse, wie Kohle. 
Petroleum usw.), müßten für die Verzinsung und die Amortisierung einer großen 
steuerfreien Völkerbundsanleihe dienen, aus der die finanziellen Folgen des Krieges 
gedeckt werden müßten. Die Kriegsfolgen müßten gedeckt werden sowohl bei den 
Siegerstaaten als auch bei den unterlegenen Staaten; indessen müßte die Deckung 
in erster Linie bei den Siegerstaaten erfolgen.“ A. Dix. 


BÜCHEREINGÄNGE. 


Werner Sombart: DIE ORDNUNG DES WIRTSCHAFTSLEBENS. Band XXXV 
der Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaft. Verlag von Julius 
Springer, Berlin 1925. Ä 
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Dr. Frhr. v. Solemacher: DIE ABGETRETENEN UND BESETZTEN GE- 
BIETE IM DEUTSCHEN WESTEN. Tatsachen und Zahlen. Schrift 1:2 
der Rheinischen Schicksalsfragen. Verlag von Reimar Hobbing, Berlin SW 61, 
1925. Ä 

Pierre Renouvin, charge de cours ä la Sorbonne: LES ORIGINES IMMEDIATES 
DE LA GUERRE (20 juin—4 août 1914). A. Costes, éditeur, Paris 1925. 

NEUE GRUNDLAGEN DER HANDELSPOLITIK. Herausgegeben von Franz 
Eulenburg. Erster Teil: Deutschland. Band 171 der Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik. Verlag von Duncker & Humblot, München und Leipzig 1925. 

Dr. phil. Winand Engel: ABSOLUTISMUS UND DEMOKRATIE in ihrer Aus- 
wirkung auf die Großmachtentwicklung. Eine geschichtliche Ehrenrettung. 
Verlegt bei Gonck & Co., Köln 1925. l 

Dr. rer. pol. Wilhelm Osbahr: WANDKARTE ZUR WIRTSCHAFTLICHEN 
GEOGRAPHIE DER WELT. In Merkators Projektion. Kulturzone, Roh- 
produktion, Verkehr. Geographischer Verlag Carl Chun, Berlin W. 

DER KLEINE BROCKHAUS. Handbuch des Wissens in einem Bande. Lieferung 1. 
Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. 

DAS HEUTIGE RUSSLAND. Heft 1. Dr. S. v. Bubnoff: Grundlagen der russi- 
schen Schwerindustrie. Verlag Hermann Sack, Berlin 1925. 

Dr. Philipp Zorn, ordt. Prof. der Rechte, Geh. Justizrat: WELTUNIONEN 
HAAGER FRIEDENSKONFERENZEN UND VÖLKERBUND. Vor- 
trag. Heft 1 der Völkerrechtsfragen. Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung. 
Berlin 1925. 

Dr. Heinrich Pohl, Prof. der Rechte in Tübingen: DER DEUTSCHE EINMARSCH 
IN BELGIEN. Ein völkerrechtlicher Rückblick. Heft 2 der Välkerrechts- 
fragen. Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung, Berlin 1925. 

Dr. Kurt A. Herrmann: DIE ZUKUNFT DES GOLDES. Mit 20 graphischen Dar- 

„stellungen. Verlag von Speyer & Peters, Berlin NW. 7, 1925. 
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Lorenz Spindler Verlag, Nürnberg 1925. 
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DIE BASIS DES 
MODERNEN EUROPA 


(Weltgeschichte von 1648 — 1789) 
Von 


LUDWIG RIESS 


231 S. Gr. 8°. 1923. Brosch. M. 3.50. Geb. M. 5.— 


Die Vorbedingungen des modernen Europa, das Streben nach Gleichgewicht unter 

den großen Mächten, die der Absolutismus geschaffen hat, und der Geist der Auf- 

klärung, der den Staat, die Gebildeten, endlich die Massen ergreift, werden hier in 

übersichtlicher Darstellung gewürdigt. Eine vortreffliche Weltgeschichte 

des 17. und 18. Jahrhunderts, die die inneren Zusammenhänge mit univer- 

salem Weitblick enthüllt. Die ausführlichen Anmerkungen und Exkurse bringen 
viel Beachtens wertes und Neues auch für den Forscher. 


R. Oldenbourg Verlag · München und Berlin 


Griechische Geschichte 


im Rahmen der Aſtertums geschichte 
Von 


ULRICH WILCKEN 


252 S. Gr. 8°. 1924. Brosh. M. 4.—. Halbleinen M. 5.50 


Ein Werk auf der Höhe der Forschung. von einem Führer der Altertumswissenschafl, das 
alseitig von der Kritik als Meisterleistung anerkannt wird. Einige der zaßlreichen Urteile 
mögen zeigen, daß es sich tatsachlich um die beste Rurzgefaßte Geschichte Griechenlands handelt, 
„Auf etwa 2 hundert Seiten die beste ‚populär gehaltene griechische Geschichte, 
die wir besitzen, ein Meisterstück (Deutsche Literaturzeitung). 
„Ulrich Wilkens Griechische Geschichte ist das schönste historische Lesebuch über 
diesen Gegenstand, das man sich vorstellen kann..“ (Vossishe Zeitung). 
m... doch darin liegt weniger der hohe Wert dieser altgriechischen Geschichte bis 30 v. Chr., 
als vielmehr darin, daß sie als Teil (wenn auch als dominierender) in die Geschichte des 
Altertums harmonisch hineingesetzt ist. Die Literatur: Prof. Hans F. Helmolt). 


R. Oldenbourg Verlag München und Berlin 


ENGLANDS STELLUNG 
ZUR DEUTSCHEN EINHEIT 
1848-1850 


Von HANS PRECHT. 


192 S. 8°. 1925. Brosh. Mk. 6.—. (Beiheft 3 der Historischen Zeitschrift.) 
Für Bezieher der Hist. Zeitschrift M. 5.10, 


INHALT: l. Buch. Von der Februar-Revolution zur Auflösung 
der preußischen Nationalversammlung: 1. Die Beschäftigung des 
englischen Hofes mit Bundesreformprojekten vor 1848. 2. Die äußere Politik 
Englands kurz vor 1848 und die Aussichten für ein englisch-preußisches Bund- 
nis. 3. König Friedrich Wilhelm IV. und Lord Palmerston. 4. Der Ausbruch 
des schleswig; holsteinischen Konfliktes und das erste Eingreifen Englands. 5. Die 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung Englands im schleswig-holsteinischen 
Konflikt. 6. Die Debatte im englischen Parlament über den deutsch- dãnischen 
Zusammenstoß. 7. Der erste Vermittlungsvorschlag Lord Palmerstons. 8. Die 
weitere Entwicklung der schleswig- holsteinischen Frage bis zum Waffenstill- 
stand von Malmö. 9, Englands Stellung zu den politishen Umbauplänen 
in Deutschland während des Jahres 1848. 10. Die inneren Vorgänge in Preußen 
im Spiegel der englischen Presse und Parteien. II. Buch. Vom Waffenstill- 
standvon Malmö bis zur Punktation von Olmütz: 1. Die englische 
Vermittlungstätigkeit bis zum Ablauf des Waffenstillstandes von Malmö. 
2. Englands Haltung zum Wiederausbruc des deutschen Krieges mit Dänemark 
bis zum Waffenstillstand von Berlin. 3. England und die Anfänge der deutschen 
Seegewalt. 4. DieHandelsbeziehungen Englands mit Deutschland in den Jahren 
1848 bis 1850. 5. Die Aufnahme der preußischen Sonderbestrebungen in Eng- 
land. 6. England und der Abschluß des preußischen Krieges mit Dänemark, 
7. Das Londoner Protokoll vom 2. August 1850. 8. Interventions- und Pazi- 
fikationsbestrebungen in Schleswig-Holstein. 9. Die Sendung des Generals 
von Radowitz nah England. 10. England und der Sieg der Reaktion in 
Deutschland. 


Wie sehr die deutschen Einheitsbestrebungen mit der politischen Entwicklung 
in Europa verknüpft sind, ist ohne weiteres deutlich. Für die unmittelbar der 
Reichsgründung vorausgehenden Jahre sind diese Beziehungen in viel eingehen- 
derem Maße dargestellt worden, als für die Epoche von 1848 bis 1850. Hier hat 
man sich zumeist auf Darstellung der innerdeutschen Verhältnisse beschränkt. 
Die vorliegende Arbeit sucht diese Lücke in bezug auf England auszufüllen. 
Neben dem gedruckten Material sind dafür diejenigen Akten des Geheimen 
Staatsarchivs in Berlin, die über die diplomatischen Vorgänge näheren Aufschluß 
boten, benützt worden. Auch die österreichischen Quellen des Haus-, Hof- und 
Staatsarchivs in Wien konnten in vollem Maße verwertet werden. 


R. Oldenbourg Verlag: München und Berlin 


Für den Textteil verantwortlich: A. Ball und Dr. A. 77 7 Berlin W 9, Linkstraße 28; 


für die Anzeigen: Gerd Freericks, München, 
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HERAUSGEBER: ALFRED BALL UND DR. ARTHUR DIX 
HEFT 8, AUGUST 1925 


DIE WELT UND MOSKAU. 
Von GEORG HERZOG VON LEUCHTENBERG. 


Vor vier Monaten überschrieb ich meinen Aufsatz in dieser Zeit- 
schrift „Rußland und die neue Zeit“. Vorbedingung für diese neue Zeit 
ist aber ein geistiger Umschwung in den Gedanken der Menschen und, 
als Folge, das Verschwinden des Komintern in Moskau, des Herdes der 
Verseuchung. In den Ereignissen dieser letzten Monate ist es nicht 
schwer, einige Anzeichen erfreulichen Fortschrittes in diesem Sinne 
zu bemerken. 

Die bolschewistische Hypnose scheint überall nachzu- 
lassen: England steht, infolge der Sowjetpropaganda in seiner Heimat 
und noch mehr in China, Indien und Afghanistan, auf dem Wege des 
Bruches mit der Sowjetregierung. In Italien ist Mussolini und der 
Faszismus stärker denn je, und das Land selbst ist ruhig; der König 
wird überall bejubelt. Selbst die Kerenski-artige Linkskartellregierung 
Frankreichs, die Hand Moskaus in Marokko und in Paris selbst ver- 
spürend, sieht sich genötigt, gegen die Kommunisten energischere Maß- 
nahmen als wie bisher vorzunehmen. Bulgarien, Serbien, Polen — tun 
desgleichen. In Deutschland verhalten sich die Kommunisten ver- 
hältnismäßig ruhig: sie wissen, daß hier ihr Spiel so gut wie verloren ist. 

Also: sozialpolitisch fängt die zivilisierte Welt zweifelsohne von den 
bolschewistisch-kommunistischen Ideen zu genesen an. Die moralisch- 
ethischen Schlußfolgerungen dieser beginnenden Genesung und 
dieser Erkenntnis bleiben aber noch aus. Allerdings nicht ganz: auf 
dem unlängst in Genf abgehaltenen Kongresse der „Internationalen 
Entente für den Kampf gegen die III. Internationale“ (vulgo: Liga 
Aubert genannt) hat es sich erfreulicherweise gezeigt, daß die Ideen 
dieser Liga weiten Anklang gefunden haben, und daß es nun in fast 
allen Ländern Organisationen gibt, die gegen den Bolschewismus 
zusammenarbeiten. Der moralische Kreuzzug gegen den Bolsche- 
wismus und die Sowjetregierung, bzw. gegen den Kommunismus, kann 
somit als eröffnet gelten. Überall wird die Sowjetregierung innerpolitisch 
als lästiger Störenfried empfunden und moralisch ist sie nun für jeden 
geistig gesunden Menschen gebrandmarkt. Für „ moralisch“ in unserem 
gewöhnlichen Sinne gibt sie sich übrigens durchaus nicht aus und er- 
klärt „offen und ehrlich“, daß sie sich durch einen, mit einer „bürger- 
lichen“ Regierung abgeschlossenen Vertrag in keiner Weise als für ver- 
pflichtet hält. | 
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Die Weltkrankheit wäre somit erkannt, der Herd derselben fest- 
gestellt — es ist die Moskauer Sowjetregierung. Die logische Schluß- 
folgerung für die zivilisierte Welt müßte, scheinbar, nun klar sein: die 
Heilung liegt in der Entfernung des Herdes der Krankheit, 
und zwar auf therapeutischem oder auf chirurgischem Wege. 

Der Erfolg des ersten Weges ist zweifelhaft: er erfordert viel Zeit und 
bis dahin kann unter Umständen die Krankheit den ganzen Organismus 
infizieren, so daß er unheilbar wird. Es bleibt also dann der operative 
Weg, der ja bekanntlich viel schneller und radikaler zum Ziele führt, 
gesetzt daß ein geschickter und energischer Chirurg vorhanden ist. 

Der trägen, unschlüssigen. Politik der modernen Welt paßt die 
therapeutische Heilungsart am besten: besser gesagt, sie ist ihr einfach 
— bequemer. Und außerdem liegen ihr die sozialistisch-phantastischen 
Gedankengänge noch so sehr im Blute, daß sie trotz aller Evidenz sich 
nicht gerne eingestehen will, daß dieselben ... gelinde gesagt, auf 
recht schwachen Füßen vor dem wirklichen Leben stehen. 

Muß sie notgedrungen an den operativen Eingriff denken, dann 
treten sofort viele und so verschiedenartige Faktoren in Szene, die 
dagegen sprechen, daß es ihr schier unmöglich wird, sich bis zum nötigen 
Beschluß der chirurgischen Methode aufzuschwingen. 

Man bedenke den Schrecken! Erstens bedeutet das „Einmischung 
in innere Angelegenheiten‘ eines anderen Staates, und dies darf bei- 
leibe nicht geschehen! Zwar mischt sich der betreffende Staat, 
bzw. dessen (Sowjet-) Regierung, in die inneren Angelegen- 
heiten aller anderen, indem er die Proletarier in jedem auf- 
fordert, die Regierungen zu stürzen, aber man weist diesen „unan- 
genehmen“ Gedanken mit einer ungeduldigen Geberde ab: „Ach, nein! 
Das ist nicht die Sowjetregierung, die das tat, das ist der , Komintern“, 
der mit jener nichts gemein hat!“ Dabei weiß man heute ganz genau, 
daß fast sämtliche Volkskommissare der SSSR. dem Komintern an leiten- 
den Stellen angehören. Und dann: Haben nicht zivilisierte Staaten an- 
deren Völkern in neuester Zeit verschiedene Regierungsformen aufge- 
zwungen bzw. verboten, ohne sie zu befragen? Dies „wurmt‘ einen doch. 

Und so beruhigt man sich mit der Behauptung: „Die Sowjets werden 
„evolutionieren“! Als ob eine evolutionierte Sowjetregierung über- 
haupt, als solche, noch würde existieren können! Dann würden es eben 
keine kommunistischen Sowjets mehr sein, sondern demokratische 
Selbstverwaltungen. Diese würden gezwungen werden, die demokrati- 
schen Freiheiten einzuführen, und der Volkswille, der überallin Rußland 
gegen die Kommunisten ist, würde sofort alle diese hinauswerfen. 
Dies darf und will die kommunistische Partei, die offen die Sowjet- 
regierung bildet, nie zugeben. Aber das Schlagwort „Demokratie“ 
ist — in Worten wenigstens — überall noch „Trumpf“, und um des 
Triumphes dieses Prinzipes willen verschließt man sich Augen und Ohren 
vor den Tatsachen. 
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Die sozialistisch-kommunistisch moderne Welt weiß ja eigentlich 
ganz gut, daß der bolschewistische Versuch der Kommunisierung Ruß- 
lands total mißlungen ist und alle kommunistischen Theorien über den 
Haufen geworfen hat. Die logische Schlußfolgerung wäre aber die, 
daß es sich in Rußland unter dem verpönten zaristischen Regime viel 
besser lebte als in dem bolschewistischen Eden. Dies wird durch die 
zahlreichen Ausländer, die vor dem Kriege in Rußland lebten, und die 
nach der bolschewistischen Revolution in ihre Heimaten zurückkehrten, 
bestätigt, als Rußland für alle Welt ein Born des Gedeihens war und von 
Jahr zu Jahr zu neuem Reichtum erblühte. Nun, in die Heimat zurück- 
gekehrt, fühlen sich diese Ausländer in den Verhältnissen des heutigen 
Nachkriegseuropa beengt, bedrängt und verloren, und wünschen nichts 
sehnlicher als die Sowjetregierung gestürzt zu sehen und die Möglichkeit 
zu erhalten, nach. dem breiten, weiten, reichen und freien früheren 
Rußland der Zaren zurückzukehren. Ja, des freien Rußlands, denn 
diese wissen, daß es wohl wenig Länder gegeben hat, wo es sich, ent- 
gegen der landläufigen Meinung des Westens, freier leben ließ als in 
Rußland. 

Die heute regierenden Demokratien aber wollen diese logische 
Schlußfolgerung, diese Konsequenzen, nicht ziehen. Sie geben sich den 
Anschein, als hofften sie noch, daß im kommenden Rußland auch eine 
rein demokratische — lies: republikanische — Regierungsform möglich 
und nutzbringend sein könnte und wird. Geben sich den Anschein, 
wissen aber, daß dies nicht der Fall sein kann. Denn wenn schon in 
Italien, einem Lande mit ältester Kultur, nur die starke Persönlichkeit 
und der feste Wille eines Mannes das Land vor dem drohenden Chaos 
zu retten und in Spanien Ordnung und Ruhe zu bringen vermochte — 
wie sollte in dem jetzigen Rußland eine Kollektivregierung Ruhe und 
Ordnung schaffen können! Ausgeschlossen! Nur eine Diktatur kann 
dort heilbringend wirken. Dies zugeben heißt aber den Bankrott des 
ganzen bisherigen Verhaltungssystems Europas dem zarischen Rußland 
gegenüber zugeben, hieße seine eigenen ehemaligen Fehler und alle 
deren Konsequenzen eingestehen; gestehen, daß man selbst daran 
schuld war, daß jetzt Rußland, richtiger gesagt die Sowjetregierung, 
der Quell allen Übels für die ganze Welt geworden ist. Und solches 
gesteht man nicht gerne ein! Nicht einmal sich selbst. 

Wir sind heute Zeugen eines psychischen Vorgangs im Geiste 
der zivilisierten Völker, der sie allmählich zu der Erkenntnis führt, daß 
die sozialistischen Regierungsformen — vom Kommunismus schon ganz 
abgesehen — sogar Parlamentarismus und Parteipolitik zum mindesten 

. keine Allheilmittel sind; auch daß nicht Kollektivitäten, 
sondern Individualitäten Werkzeuge des Fortschrittes sind. 
Der Bolschewismus liefert hierzu den besten Beleg. Wenn aber dem so 
ist — was dann? fragt sich der moderne Demokrat ? Aber auch jeder 
staatlich denkende Mensch. 
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Und die zivilisierte Welt, die von dem Einflusse der alten Hypnose 
noch nicht befreit, für die neuen Formen noch nicht reif ist — schwankt 
unentschlossen. Die materialistisch eingestellte soziale Allgemeinheit 
ist zunächst meist nur durch materiellen Schaden zu belehren, nur durch 
Schaden wird sie klug. Der Schaden Rußlands war zu weit entfernt, um 
sie zu berühren, er war bisher für sie nicht stichhaltig: „bei uns ist so 
etwas eben einfach undenkbar‘, hört man nur zu oft sagen. Aber das 
sind nur Redensarten um sein böses Gewissen einzulullen, um nicht ge- 
zwungen zu werden, handeln zumüssen, wenn man dem Gedanken bis 
auf den Grund nachgehen wollte. Und diese Vogel-Strauß-Politik wird 
so lange andauern, bis einmal die Demokraten der zivilisierten Welt 
den Schaden ... am eigenen Leibe verspüren. Eine Ausnahme besteht 
allerdings — die Regierung der Vereinigten Staaten. 

Dort ist Idealismus noch nicht ganz verpönt. Und dort erklärt man 
klipp und klar: solange die Sowjetregierung in politischen Sachen sich 
nicht von den allgemein üblichen Gepflogenheiten der zivilisierten Welt 
leiten läßt, solange sie keine rechtlichen Zustände im Lande eingeführt 
hat — solange wollen wir sie nicht anerkennen, wollen nichts mit ihr zu 
tun haben. 

Wie lange wird es dauern, bis sich das alte Europa bis zur Höhe 
dieses Bekenntnisses aufgeschwungen haben wird? Und doch berühren 
die russischen Zustände Europa, und besonders Deutschland, weit näher 
als Amerika, und deren Gefahren sollten ihr viel deutlicher vor Augen 
stehen. Heute scheint dies Bewußtsein schon zu dämmern, und so wollen 
wir hoffen, daß die Zeit nicht mehr so entfernt ist, wo Europa ebenso 
sprechen wird wie Amerika. Dann wird dem moralischen, durch die 
Liga Auberts eröffneten Kreuzzuge gegen die III. Internationale 
wohl bald auch ein materieller folgen und ... nun, Deutschland ist 
ja durch seine tüchtigen Chirurgen berühmt. 

„Materieller Kreuzzug‘ braucht nicht gerade einen be- 
waffneten Krieg zu bedeuten. Werden die diplomatischen Be- 
ziehungen zu der Sowjetregierung allenthalben abgebrochen, erhalten 
die Sowjets nirgends Anleihen, sorgen dabei die anderen Regierungen 
dafür, daß das russische Volk diese ihre Haltung auch erfährt, erfährt 
es, daß die zivilisierte Welt mit ihm gegen die III. Internationale steht — 
dann wird es wohl unschwer Kräfte und Mittel finden, diese seine 
Bedrücker selbst niederzuwerfen; aber nicht eher. Denn bisher 
war das Gegenteil der Fall, und jedesmal wenn die Sowjetregierung 
von den ‚weißen‘ Armeen bedrängt wurde und am Rande des Ab- 
grundes hing — — jedesmal retteten sie die bewußten, oder unbewußten, 
Unterlassungen der die „Weißen“ angeblich unterstützenden Staaten, 
und das so oft enttäuschte russische Volk glaubt heute nicht mehr an die 
fremde Unterstützung, glaubt nicht an die Macht der eigenen Kraft 
allein, ist außerstande, nochmals los zuschlagen, ehe es weiß, daß die 
Sympathien der anderen Völker mit ihm sind, daß diese die roten 
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Machthaber nicht wieder retten werden, und daß der Aufstand nicht 
wieder in Strömen von Blut unter den Augen der gleichgültig zusehenden 
ganzen Welt erstickt wird... Trotz aller Sperrmaßnahmen der Sowjet- 
regierung gibt es doch Mittel und Wege genug, dem russischen Volke dies 
kundzugeben. Und will die zivilisierte Welt die Weltrevolution ver- 
meiden, so muß sie diese Kundgebung tun, um die Sowjetregierung ab- 
zuschaffen. Sie muß ihre bisherigen Fehler erkennen, aber dann auch 
danach handeln, um sie wieder gutzumachen. Nicht nur gleichgültig 
zusehen. ; 
Ceterum censeo: Komintern esse delendum! 


Seeon, Juli 1925. 
Gar. | 


ENTWICKLUNGEN UND TENDENZEN. 
Von Staatssekretär z.D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Berlin, den 22. Juli 1925. 


Nach Abgang der deutschen Note. 


Die deutsche Note vom 20. Juli hat zunächst eine im ganzen nicht 
ungünstige Aufnahme in Frankreich und England gefunden. Freilich muß 
dabei von vornherein daran erinnert werden, daß die deutsche Absicht 
dahin ging, zunächst nur einige grundsätzliche Punkte zu erörtern 
und sich das Eingehen auf „Einzelheiten“ für die wirklichen „Ver- 
handlungen“ vorzubehalten. Gerade diese Einzelheiten aber sind es 
natürlich, die letzten Endes den Ausschlag dafür geben werden, ob aus 
der ganzen Sache für Deutschland etwas Ersprießliches herauskommen 
kann. Entsprechend der Stellungnahme, die ich selbst an dieser Stelle 
wiederholt vertreten habe, bin ich auch heute wieder der Ansicht, daß 
im Vordergrund aller deutscher Politik der Rhein stehen muß, und daß 
das Maß von Freiheit und Sicherheit für die Rheinlande, das wir in Ver- 
handlungen erreichen können, die Endentscheidung maßgebend beein- 
flussen wird. Freiheit am Rhein ist eben durch das Ergebnis des Krieges 
leider kein einseitiger deutscher Begriff geblieben, sondern sie ist das 
äußere Kennzeichen für das Gesamtverhältnis zwischen dem ent- 
waffneten Deutschland und dem bewaffneten Frankreich und damit 
ist sie zum Kernproblem europäischer Politik überhaupt geworden. Es 
liegt auf der Hand, daß es sich somit bei den in Gang befindlichen „Er- 
örterungen“ und eventuell kommenden „Verhandlungen“ — worauf 
immer wieder hingewiesen werden muß — nicht um irgendwelche 
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juristische Formulierungen zu den Versailler Vertrag ergänzenden 
Pakten und Schiedsverträgen handelt, sondern um nichts weniger als um 
die Schaffung von dauerhaften Voraussetzungen für die politische 
Befriedigung Europas, von der wiederum die wirtschaftliche Er- 
holung fast aller europäischen Staaten abhängt. Ein unendlich 
schwieriger Prozeß, weil Kriegspsychose, Siegerüberheblichkeit und 
Mißtrauen bei den anderen noch längst nicht genügend abgebaut sind, 
weil ferner die Macht so ungleich verteilt ist, und schließlich, weil das, 
was wir Deutschen unsererseits in Verhandlungen geben können von 
den auf diese Macht gestützten Völkern, vor allem von Frankreich, ab- 
sichtlich stets als recht gering angesehen und hingestellt wird. 


Frankreich und England. 


Frankreich verfügt nicht nur über seine eigene militärische Macht 
zu Wasser und zu Lande und in den Kolonien, sondern es hat bald nach 
dem Versailler Frieden Sonderbündnisse in Europa geschlossen, deren 
trefflichster Ausdruck eine kürzliche Äußerung des in New York um die 
amerikanische Anleihe werbenden polnischen Außenministers ist: „Frank- 
reich und Polen sind aufeinander angewiesen und das Schicksal eines 
jeden der beiden Länder berührt das andere auf das Tiefste!“ Über die 
Bündnisse mit Polen und der Tschechoslowakei hinaus hat Frankreich 
auch nahe und enge Beziehungen zu dem Gebilde der Kleinen Entente, 
d.h. zu Jugoslavien und Rumänien, hergestellt und übt in all den ge- 
nannten Ländern einen recht maßgebenden politischen und wirtschaft- 
lichen Einfluß aus. Auch wenn an anderer Stelle die durch die fran- 
zösische Politik unterstützten Bestrebungen nach Gründung eines 
baltischen Staatenbundes unter Führung Polens bisher gescheitert sind, 
so gibt es doch ein recht fühlbares Gewicht Frankreichs auch in mehreren 
dieser nordischen Staaten. In der Türkei hat Frankreich, gestützt auf 
seine Machtstellung in Syrien, unter neuen Formen die antienglische 
Freundesrolle wieder übernommen und schließlich hat es durch seinen 
geschickten Botschafter Herbette in Moskau jederzeit die Möglichkeit, 
auch dort seine Hand ins Spielen zu bringen, d. h. von dieser Seite her 
antideutsche Politik zu treiben. Alles zusammengenommen ergibt sich 
so eine ausgesprochene Hegemonialstellung auf dem europäischen 
Kontinent, deren Verankerung durch weitere Verträge ja das offen ein- 
gestandene Ziel der Briandschen Note vom 16. Juni gewesen ist. Selbst 
mit der sorella latina, Italien, hat Frankreich äußerlich wieder vortreff- 
liche Beziehungen angeknüpft und Mussolini versteht es auf traditionellen 
Pfaden römischer Außenpolitik sehr gut, in jeweiliger Anpassung an 
die großen innereuropäischen Schwierigkeiten für sein Land aus der 
jeweiligen Situation immer gewisse Vorteile herauszuholen. So bleibt 
als einziger wirklicher Gegenspieler Frankreichs natürlich nur der 
„Freund“ England übrig. Hier muß immer wieder daran erinnert 
werden, daß, nachdem neuerdings in den Sprachgebrauch der meisten 
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englischen Staatsmänner das Wort übergegangen ist, daß England zwei 
Gesichter habe, eins nach Europa und das zweite nach dem Weltreich, 
auch die englische Außenpolitik stets von dementsprechenden zwie- 
fachen Tendenzen bewegt wird. Die heutige englische Regierung will 
Konflikte in Europa nach Möglichkeit zurückdämmen, will dort alles, 
was nach Reibung und Störung aussieht, im Keime ersticken und 
schlimmstenfalls dem großen Topf des Völkerbundes zwecks allmäh- 
licher KompromiBlösung zuleiten und wird sofort unwillig, wenn sie bei 
diesem Prozesse auf irgendwelche Schwierigkeiten stößt. Sie glaubt im 
übrigen diese Politik nur in enger äußerer Anlehnung an Frankreich 
betreiben zu können, betont in der Form ostentativ diese angeblich 
enge Freundschaft und versucht in der Sache ganz vorsichtig, die fran- 
zösischen Bäume nicht in den Himmel wachsen zu lassen. Von dieser 
Grundeinstellung aus läßt sich die englische Haltung bezüglich des 
Rheinpaktes und der offiziellen Uninteressiertheit an östlichen Ab- 
machungen am besten erklären und begründen. Politische Beruhigung 
in Europa bedeutet nicht nur politische und eventuell auch militärische 
Entlastung nach dieser Seite, sondern auch zunehmende Kaufkraft zur 
Behebung der neuerdings sich schnell weiter verschärfenden englischen 
Wirtschaftskrisis. Und schließlich ist Ruhe in Europa auch dringend 
notwendig für die gleichfalls den englischen Interessen recht zuwider- 
laufende neueste Entwicklung im nahen Orient und in Ostasien. Es gibt 
weltpolitisch gesehen heute wieder einen scharfen englisch-russischen 
Gegensatz und die Bilanz des Weltkrieges wird je länger je ungünstiger 
für Großbritannien. Selbst mit dem angelsächsischen großen Bruder 
kam es kürzlich in bezug auf die weitere Politik in China zu gewissen 
Differenzen — der erste Riß in der stets so überschwenglich gefeierten 
englisch-amerikanischen Solidarität der Kriegs- und Nachkriegszeit. 
Das Gegenstück zu diesem Schatten vor der englischen Siegersonne ist 
in Frankreich die immer ernster werdende finanzielle Lage, die neben 
den Schwierigkeiten in Marokko zu etwas nüchterner und realerer Be- 
trachtung der Dinge, selbst Deutschland gegenüber, geführt hat, und 
ohne die jeder deutsche Versuch, mit Frankreich zu verhandeln, ebenso 
pessimistisch zu beurteilen wäre, wie 1924 eventuelle Reparationsver- 


handlungen ohne Ruhrfolgen und Amerika! 


Pane ur opa. 


Es ist für uns Deutsche und unsere Art, Politik zu studieren und 
Politik zu betreiben recht bezeichnend, daß bei solchem Zustand Europas 
das Ideal von „Paneuropa“ gerade bei uns am meisten Wurzel ge- 
schlagen hat. Der sehr geschickten Agitationsmethode der Gruppe 
Coudenhove ist es in verhältnismäßig kurzer Zeit gelungen, verschiedene 
„Zellen“ seiner Anschauungsweise zu gründen, eine Zeitschrift heraus- 
zugeben, Konferenzen abzuhalten und von sich reden zu machen. Im 
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Deutschen liegt nun einmal eine tiefe Sehnsucht nach Entwicklungen, 
die über den Tag hinausgehen und die möglichst Kontinente und Welten 
umfassen. Dabei geht er von der Voraussetzung aus, daß es auch in 
anderen Ländern Leute geben müßte, die, von ähnlichen Motiven ge- 
trieben, die Welt zu verbessern streben. Die wenigsten Deutschen dieser 
Richtung sind sich wohl zunächst der augenblicklichen wirklichen 
Lage Europas auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet bewußt. 
Und wenn sie es sind, dann werden sie sich mit dem Coudenhoveschen 
Zitat über alles hinwegsetzen: „Was heute Utopie ist, kann morgen 
Wirklichkeit sein!“ Andere werden etwa sagen: „Paneuropa nach den 
Coudenhoveschen Vorschlägen, d.h. ohne England und Rußland, ist 
mit ziemlicher Gewißheit eine Utopie, aber die Agitation ist doch so 
geschickt und es steckt doch zweifellos ein gewisser Kern des Richtigen 
und des Notwendigen in der ganzen Sache, daß ich neben vielen anderen 
Vereins- und Komiteeverpflichtungen auch da einmal zunächst mit- 
machen werde.“ So oder so ähnlich haben wir jetzt bei uns die so- 
genannte „Paneuropabewegung“ bekommen. Ausgerechnet zu einem 
Zeitpunkte, wo weltpolitisch gesehen alles darauf ankommt, daß wir 
nicht mut- und kraftlos unter die endgültige Vorherrschaft des in Waffen 
starrenden Frankreichs geraten, wenigstens einen Rest von selbständiger 
Aktionsfreiheit uns bewahren und vor allem die Franzosen aus Deutsch- 
land herausbekommen. Der praktische Politiker kann deshalb meiner 
Ansicht nach auch bei der besten und günstigsten Auslegung mit der 
Paneuropa-Propaganda des Grafen Coudenhove recht wenig anfangen 
und ich selbst gehe sogar so weit, zu behaupten, daß in ihren program- 
matischen Schlagworten schon heute gewisse Gefahren und Hemmungen 
bezüglich der notwendigen deutschen nationalen Zukunftspolitik liegen. 


j Europäische Zollunion. 
RR. u 

Anders sollte man sich zu dem verwandten praktischen Problem 
der europäischen wirtschaftlichen Zollunion stellen. Auf diesem Wege 
liegen allerdings auch allerstärkste Hemmungen deutlich vor uns. Eine 
kurze Beschäftigung mit dem augenblicklichen Stand unserer Handels- 
vertragsverhandlungen genügt, um diese Hemmungen zu begreifen. 
Aber doch gibt es auf diesem Gebiete einen ganz starken Motor: Die 
Wirtschaft und die Wohlfahrt der Völker selbst. Alle Länder Europas, 
England inbegriffen, umgeben sich mit hohen Zollmauern und die Be- 
wegung in dieser Richtung ist, wie unser eigenes Beispiel zeigt, noch 
keineswegs abgeschlossen. Trotzdem liegt das Paradoxe dabei darin, 
daß mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit die Dinge so laufen werden, daß 
gerade erst die hohen Zollmauern überall geschaffen werden müssen, 
um der Einsicht, daß sie wieder weichen und innereuropäische Ver- 
ständigungsabmachungen, vielleicht erst privatwirtschaftlicher, später 
staatswirtschaftlicher Natur, an ihre Stelle treten müssen, den Weg 
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frei zu machen. Neben diesen Tendenzen, die zwangsläufig in der Wirt- 
schaft selbst liegen, wird man zusehends auch durch statistische Ver- 
gleiche weiterkommen, die man etwa zwischen dem europäischen Kon- 
tinent einschließlich England auf der einen Seite und den Vereinigten 
Staaten von Amerika auf der anderen Seite anstellt. Vielleicht liegen 
auf diesem Wege die Keime zu Entwicklungen, die aus der Notlage von 
Siegern und Besiegten in der Alten Welt im Einvernehmen und unter der 
Mitarbeit Amerikas im Laufe von Jahren und Jahrzehnten Kultur und 
Wohlfahrt Europas wiederherstellen könnten! 


Bolschewismus. 


Im scharfen Gegensatz zu dieser Entwicklung stehen die Tendenzen 
Moskaus und die weit ausgreifende Tätigkeit seiner Machthaber in 
Asien und Afrika. Auf eine Formel zusammengedrängt kann man wohl 
sagen, daß der Bolschewismus die in den ersten Jahren nach dem Welt- 
kriege gehegten Hoffnungen auf direkte Revolutionierung anderer 
Länder durch seine Agenten und verhetzte Massen zeitweilig wenigstens 
aufgegeben hat und daß er nun versucht, in ganz großem Maßstabe 
Weltpolitik durch Fühlungnahme und Agitation mit den farbigen Völ- 
kern zu treiben, in der er selbstverständlich auf die schärfste Gegnerschaft 
Englands stoßen muß. Eine Konsolidierung Europas in Verständigung 
mit den Vereinigten Staaten, sowohl nach der politischen, wie nach der 
wirtschaftlichen und finanziellen Seite hin, wäre das Schlimmste, was 
dem Bolschewismus passieren könnte. Er wird also die Gefahren für 
ihn erkennen und nicht untätig dieser Entwicklung zusehen. 


Weltwirtschaft. 


Einen Bundesgenossen fände der Bolschewismus auf seinem unheil- 
bringenden Wege nur dann, wenn die jetzt im Zuge befindliche politische 
Beruhigung Europas fehlschlägt, und wenn dann im weiteren Verlauf der 
Dinge die unbedingt notwendige Zurückführung der Weltwirtschaft in 
normale Bahnen durch Überwindung der Absatzkrise, Lösung des 
deutschen Reparationsproblems und des Problems der interalliierten 
Verschuldung nicht gelingen sollte. Weitsichtige Amerikaner und nicht 
zuletzt der amerikanische Generalagent in Deutschland haben bereits 
jetzt, d. h. im ersten Jahr der Wirksamkeit des Sachverständigenplanes, 
die kommenden Schwierigkeiten auf diesem Gebiete klar erkannt. Ein 
Volk kann nur in Überschüssen seiner Wirtschaft große Summen an 
andere Völker bezahlen, und wenn die ganze Welt solche Überschüsse 
nicht wünscht und nach ihrer eigenen Wirtschaftslage gar nicht auf- 
zunehmen vermag, dann hat man auf dem Papier Trugbilder aufgebaut, 
wenn man noch immer weiter den Völkern in Aussicht stellt, ein einziges 
Land, nämlich letzten Endes Deutschland, könne einen erheblichen Teil 
der Kosten des Weltkrieges allein bezahlen. Es kann das eben nicht 
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und hier liegen Entwicklungen und Tendenzen vor, deren vorsichtige 
und zugleich energische Ausnützung Deutschland in absehbarer Zeit 
auch auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet aus dem Chaos des 
Weltkrieges und aus der Not der ihm folgenden Jahre herausführen 
könnte. 


Schlußfolgerung. 


In Summa: Vom Wirtschaftlichen ausgehend und im Politischen 
folgend sind in Wahrheit heute schon die Grundmauern des Versailler 
Zwangsgefängnisses unterhöhlt — trotz des französischen Geschreis 
von der Heiligkeit der Verträge. Alles fließt — und Neues ist 
im Werden! 


LUFTPOLITIK. 


Die deutschen und die englischen Interessen. 


Lord Thomson, der ehemalige britische Luftverkehrsminister, 
stellt uns die nachstehenden Ausführungen über die heutigen Zu- 
sammenhänge zwischen Weltwirtschaft und Flugverkehr zur Ver- 
fügung. Mit Rücksicht auf ihre einseitige britische Einstellung 
haben wir den bekannten luftpolitischen Mitarbeiter Professor 
Junkers'-Dessau gebeten, besonders auch im Hinblick auf die im 
Juli ergangene luftpolitische Note der Entente, vom deutschen 
Standpunkt aus zu diesen brennenden Fragen Stellung zu nehmen. 


1. LORD THOMSON, London. 

Unser gesamter politischer, sozialer und wirtschaftlicher Fortschritt 
hängt aufs engste mit der Entwicklung des Personen- und Nachrichten- 
verkehrs zusammen. Den Erfordernissen einer immer weiteren Beschleu- 
nigung des Verkehrs werden heute weder unsere Eisenbahnen noch 
unsere Dampfschiffe gerecht. Beide Transportmittel haben die Grenze 
ihrer Schnelligkeit erreicht. Sowohl zu Lande wie zur See besteht aber 
die Nachfrage nach einer immer stärkeren Erhöhung der Schnelligkeit. 
Die Luft allein bietet uns die Möglichkeiten, diesem wachsenden Bedürf- 
nis nach erhöhter Schnelligkeit völlig gerecht zu werden. 

Ich möchte gleich zu Anfang meiner Ausführungen einen Punkt 
berühren, der gewöhnlich vom Publikum nicht in genügender Weise ge- 
würdigt wird. Das Luftschiff ist kein Rivale des Flugzeuges, sondern 
sozusagen dessen Gehilfe. In der Entwicklung der großen Luftverkehrs- 
linien wird jedes der beiden Beförderungsmittel seine besondere Rolle 
spielen. Die Luftschiffe kommen dafür in Frage, die einzelnen, durch 
weite Ozeane getrennten Kontinente miteinander zu verbinden, während 
die Flugzeuge für eine schnelle Beförderungs möglichkeit über weite 
Landstrecken Verwendung finden. Wasserflugzeuge endlich, die so- 
wohl zu Wasser als auch zu Lande aufsteigen und niedergehen können, 
werden fast ausschließlich für den Küstenverkehr verwandt. 

Das Hauptgewicht des Handelsflugverkehrs liegt in seiner militä- 
rischen Bedeutung. Ohne Rücksicht darauf, wie kostspielig und 
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wirkungsvoll eine bereits bestehende militärische Fliegertruppe sein mag, 
sollte bei jeder Nation eine möglichst große nationale Reserve eines gut 
entwickelten Handelsflugverkehrs bestehen. Für Großbritannien trifft 
dies ganz besonders zu. Seine Handelsflotte war stets ein unschätz- 
barer Vorteil seiner Kriegsmarine und es muß den Handelsflugverkehr 
zu demselben Vorteil für das militärische Flugwesen heranbilden. Eng- 
land konnte seine ungeheuren Erfolge in der Weltpolitik vornehmlich 
dadurch erzielen, daß es sich als Inselvolk zu einem Volke von Seefahrern 
entwickelte. Ich bin der festen Überzeugung, daß wir unsere gegenwärtige 
Stellung als Großmacht verlieren würden, falls wir uns nicht zu einer 
luftfahrenden Nation entwickeln. Jede Nation, die sich dieser modern- 
sten Verkehrsform verschließt, muß in dem Fortschritt der Menschheit 
zurückbleiben. 

Regierungen können die Handelsluftschiffahrt auf verschiedene 
Weise anregen und fördern. England subventioniert sein Handels- 
flugwesen, da es sich durch die Gewalt der Umstände dazu gezwungen 
sieht. Sein Gebiet ist verhältnismäßig klein und es muß uns Ausgangs- 
punkte in andern Ländern sichern. Die Reichsluftverkehrsgesellschaft 
„Imperial Airways“, der einzig große subventionierte Konzern 
Englands, unterhält nicht nur regelmäßige Verbindungen mit den wich- 
tigsten Städten Englands und Schottlands, sondern auch mit den 
wichtigsten kontinental-europäischen Großstädten, wie Paris, Berlin, 
Köln, Brüssel und Amsterdam. Die ungeheuren Ausgaben, die bei der 
Errichtung dieser Luftlinien nötig waren, sowie die großen Schwierig- 
keiten, die bei der Beachtung verschiedener luftgesetzlicher Bestim- 
mungen auftraten, machten es für Privatfirmen unmöglich, derartige 
Luftverkehrslinien einzurichten, so daß sich die Regierung im eignen 
Interesse gezwungen sah, zur Unterstützung herbeizueilen. Die englische 
Regierung beabsichtigt so bald als möglich die kontinental-euro- 
päischen Routen auszubauen, sie zunächst bis Konstantinopel 
und von dort über Kleinasien nach Palästina und Bagdad zu 
verlängern. Von da ab soll sie dann an der Nordküste des Persischen 
Golfes entlang bis nach Indien verlängert werden. Über Singapore 
hoffen wir dann eine Verbindung mit dem nördlichen Australien zu 
erzielen, das bereits einen leistungsfähigen Luftdienst unterhält. Eng- 
lands Bestreben ist es von jeher gewesen, eine schnelle und regelmäßige 
Verbindung mit seinen überseeischen Besitzungen herzustellen und, ob- 
wohl die Ausgaben im Anfang sehr bedeutend sein werden, dürften sie 
sich letzten Endes doch als gute Kapitalanlage erweisen. 

In Ländern mit weit ausgedehnten Gebietsflächen ist die beste 
Unterstützung, die die Regierung dem Handelsflugwesen bieten kann, 
meiner Meinung nach die Errichtung von sicheren und regel- 
mäßigen Luftverkehrslinien. Unter einer „gesicherten“ Luftver- 
kehrslinie verstehe ich eine Linie, die in Zwischenräumen von etwa 
25—50 engl. Meilen mit Landungsplätzen versehen ist, wo die Flieger, 
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seien es Regierungspiloten oder Sportsleute, landen können, wo sie neue 
Vorräte an Betriebsstoff aufnehmen, Ersatzteile erhalten, Wetterberichte 
einsehen und Wohngelegenheiten benützen, und wo sie auch kleine 
Reparaturen vornehmen können. Diese Landungsplätze müssen sozu- 
sagen die Bedeutung der Seehäfen einnehmen und sie müssen ebenso 
bei Nacht wie am Tage aus großer Entfernung sichtbar sein. Sie müssen 
auf allen Luftverkehrskarten verzeichnet sein und ihre Instandhaltung 
ist ein ebenso wichtiges Erfordernis für die Regierung wie diejenige der 
Seehäfen. Zweifellos ist die Ausgabe für die Einrichtung und Aus- 
stattung derartiger Landungsplätze im Anfang äußerst groß, doch wenn 
man sie auch für den privaten Flieger gegen eine gewisse Gebühr frei- 
gibt, wenn die Benützer mit anderen Worten ebenso gut eine Abgabe 
dafür bezahlen wie sie für die Benutzung ihrer Automobilgaragen oder die 
Bootshäuser für ihre Segeljachten entrichten, so glaube ich, daß die 
Zahlungen dieser privaten Benützer mit der Zeit nicht nur alle Auslagen 
aufbringen werden, sondern auch der Regierung namhafte Überschüsse 
einbringen werden. Nichts ist meiner Meinung nach besser geeignet, 
private Unternehmungslust im Flugwesen mehr anzuregen als die 
Schaffung derartiger Flughäfen. Sie sind gerade das, was viele Flug- 
enthusiasten dringend verlangen, bevor sie die Luft als regelmäßige 
Fahrstraße und das Flugzeug als Beförderungsmittel ansehen. In dem 
fortgeschrittenen Amerika würde es sicher bereits Tausende von Männern 
geben, die ihr eigenes Flugzeug, sei es für geschäftliche oder sportliche 
Zwecke, halten würden, falls derartige Einrichtungen bestünden. 

Eine andere Möglichkeit, durch die die Regierung das Flugwesen 
eines Landes anregen und ausbauen kann, ist die Schaffung einer be- 
sonderen Regierungsabteilung für luftwissenschaftliche 
Versuche und Forschungen. Hier sollten Fachleute des Flugwesens 
sich mit allen neuen Erfindungen von Wert befassen, den Bau von neuen 
Typen in Motor und Flugzeug überwachen und damit die Grundlage 
für einen Ausbau der technischen Vervollkommnung des Flugzeuges 
legen. Die Durchführung etwa neugewonnenen Konstruktionen hätte 
dann natürlich von privater Seite aus zu erfolgen. In dieser Weise wird 
bereits in England mit größtem Erfolge vorgegangen. Der oberste Grund- 
satz aller dieser Versuche ist natürlich die Herbeiführung einer möglichst 
großen Verkehrssicherheit. Da Unfälle im Flugverkehr meistens töd- 
lich verlaufen und infolgedessen die allgemeine Aufmerksamkeit auf sie 
gelenkt wird, ist es die Aufgabe einer jeden Regierung, das Publikum 
gegen derartige Unfälle infolge falscher Konstruktion oder ungenügen- 
der Aufmerksamkeit zu schützen. Strengste Untersuchung bei tatsäch- 
lich stattfindenden Unfällen müßte dann auch von dieser Regierungs- 
abteilung eingeleitet werden. 

Die Aussichten für die künftige Entwicklung des inter- 
nationalen Flugwesens sind außerordentlich günstig. England lenkt 
seine Entwicklung ostwärts, weil es die einzelnen Teile seines weiten 
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Reiches enger zusammenfassen will. Unser Schicksal führt uns den 
Weg nach Osten und wir müssen diesen Weg gehen oder zugrunde 
gehen. Die östlichen Verkehrsrouten werden deshalb von England 
selbst unter größten Opfern ausgebaut werden. Wir werden aber auch 
versuchen, einen regelmäßigen Luftverkehr mit Amerika einzurichten 
und hoffen hierbei auf ein gegenseitiges freundschaftliches Zusammen- 
arbeiten mit der Union. Wir hoffen, daß es unter normalen Bedingungen 
möglich sein wird, den Atlantischen Ozean in weniger als 3 Tagen zu 
überqueren. Die Reise des deutschen Luftschiffes ZR 3, jetzt „Los 
Angelos“, zeigte mit aller Deutlichkeit, was hier geleistet werden kann. 
Trotzdem das Luftschiff weit aus dem Innern Europas kam, brauchte 
es unter ungünstigen Wetterbedingungen bis New York via Boston 
nur 81 Stunden. Größere Fahrzeuge, die unter besseren Wetterverhält- 
nissen fliegen und von London starten, sollten die Reise London — 
New York in etwa 60—70 Stunden zurücklegen können. Ich wage es zu 
prophezeien, daß etwa in 10 Jahren kein eiliger Mensch — und wer 
von uns ist nicht in Eile — daran denken wird, den Atlantischen Ozean 
mehr im Riesenluxusdampfer zu durchqueren. Dann werden ungeheure 
Luftkreuzer den Reisenden in größerer Sicherheit, höherem Komfort und 
weit kürzerer Zeit über den Atlantik befördern, als es unseren modernsten 
schwimmenden Palästen heute möglich ist. Das bedeutet dann eine 
neue Epoche in der Weltwirtschaft. 


2. FISCHER VON POTURZYN, Dessau. 


Die deutsche Presse hat mit großer Einmütigkeit die Luftnote 
der Entente als ein rüdes Dokument im Versailler Jargon, dessen Heimat 
weit mehr in London als in Paris zu suchen ist, bezeichnet und sich un- 
mittelbar nach dem Eintreffen des Schreibens zur Ablehnung desselben 
bekannt. Eine Woche darauf stand im „Hamburger Fremdenblatt“ 
ein Interview des Reichskanzlers, das dieser bei seiner Zwischenlandung 
in Fuhlsbüttel anläßlich eines gemeinsamen Fluges mit dem Leiter 
des Luftamtes nach Wyck gegeben haben soll. Es wird hierin von Ab- 
lehnung, aber auch gleichzeitig von Verhandlungen zwecks Erreichung 
der Einigkeit auf der anderen Seite gesprochen. Ein redaktioneller 
Leitaufsatz in der , Germania“ gibt unmittelbar darauf die gleichen 
Worte wieder: „Die Antwort auf die Note kann nicht sein Annehmen 
oder Ablehnen, sondern Verhandeln!“ — Einen Tag später läuft die 
Richtigstellung ein, daß das angebliche Interview nur Mitteilungen eines 
Mitreisenden, welcher, „wie wir zu wissen glauben“, die Auffassung der 
Reichsregierung in dieser Angelegenheit nicht in allen Punkten richtig 
wiedergegeben habe, gewesen wäre. — Jedenfalls muß man bedauernd 
feststellen, daß die in den nächsten Tagen beginnenden offiziellen 
Beratungen des Luftrates keine ganz glückliche Vorberei- 
tung der öffentlichen Meinung vorfindet, wie wohl in diesem 
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Falle die Einheitsfront an und für sich ganz von selbst vorhanden 
gewesen wäre. 

Bis diese Zeilen in Druck gehen, wird die Tagespresse gewiß von 
weiteren Resolutionen und Verhandlungsergebnissen berichtet haben, 
welche indessen an dem großen Kurse der beabsichtigten Basis wenig 
zu ändern vermögen. Ob der Generalkurs der offiziellen Politik abermals 
einen falschen Kompaß optimistischer Erwartungen benutzt 
und demgemäßes Entgegenkommen zeigt, wird sich erweisen. Jedenfalls 
ist die Angelegenheit der Luftnote zu wichtig, um vor der Öffentlich- 
keit stillund verschwiegen zu versickern. Es soll dies keineswegs heißen, 
daß die übermittelte Note an und für sich irgendwie zur Nervosität 
Veranlassung geben, im Gegenteil, sie stellen doch nichts anderes dar 
als eine Beantwortung von Vorschlägen, wie sie die deutsche Regierung 
vor einem Jahre gemacht hat, und es gibt keinen Zwang, welcher eine 
schlechte und unmögliche Beantwortung freiwilliger Vorschläge als 
Diktat aufzufassen veranlaßt. In diesem Sinne drückte sich auch Pro- 
fessor Junkers in seiner Stellungnahme aus: „Wenn uns als Antwort 
auf diesen Vorschlag neue einschränkende Bestimmungen gemacht 
werden, so liegt für die deutsche Regierung keine Veranlassung vor, 
in eine Aussprache über diese Fragen zu treten.“ 

Die luftpolitische Stellung Deutschlands ist stark und gut, 
solange die gerechte diplomatische Waffe des Einflugverbots gegenüber 
den Staaten der Botschafterkonferenz gebraucht wird und bei dem tech- 
nischen Ausbau der Flugzeugindustrie das Programm ausländischer 
Stützpunkte konsequent weiter verfolgt wird. Dieser Kurs muß bei- 
behalten werden, denn, wie die Note zeigt, wird nach wie vor in England 
und Frankreich erstrebt, Deutschland die Benutzung und die Entwick- 
lung der modernen Verkehrsformen zu verschließen, wie wohl selbst 
Lord Thomson richtig behauptet, daß damit eine Nation in dem Fort- 
schritt der Menschheit zurückbleibt. Da man dies schlechterdings vom 
deutschen Volke nicht verlangen kann, so ist es gezwungen, seine geo- 
graphisch starke Stellung als Barriere quer durch Europa auszunutzen, 
d. h. also, weder den englischen noch den französischen Flugzeugen die 
Überfliegung deutschen Gebietes zu erlauben. Da aber mit solch de- 
fensiven Maßnahmen noch keineswegs der eigene Fortschritt gegeben 
ist, muß dieser dadurch erreicht werden, daß die deutsche Technik 
nicht nur in dem von kulturfeindlichen Drangsalen bedrängten Inlande 
baut, sondern im neutralen Auslande im großen Stile sich Stützpunkte 
für Arbeiten des Fortschrittes errichtet. Ob z. B. bei dem sich immer mehr 
zuspitzenden Verhältnis zwischen England und Rußland diese Maß- 
nahmen den Engländern willkommen ist, muß recht bezweifelt werden. 

Es dürfte schon aus diesen Zeilen zu entnehmen sein, wie sehr die 
Tätigkeit der Flugzeugindustrie weit mehr wie die jeder anderen 
geleitet sein muß von sehr maßgebenden politischen Rücksichten. 
In noch viel größerem Maße ist dies beim Luftverkehr der Fall, 
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dessen weites Netz großer durchgehender Verbindungen, wie etwa von 
Helsingfors nach Budapest, eine Verstrickung verkehrspolitischer 
Lebensinteressen von einem Dutzend Staaten darstellt. Die Verschlech- 
terungsvorschläge der Entente sind so ausgewählt, daß sie nicht nur 
den Bau von Flugzeugen praktischen Fortschrittes strangu- 
lieren, sondern sich unmittelbar auf diese unter deutscher Initiative 
geleisteten Organisationsarbeiten auswirken. Man kann es an und für 
sich nicht unbegreiflich finden, daß sich London und Paris über die 
bisherigen großen Erfolge deutscher Organisation auf diesem Arbeits- 
gebiet internationaler Interessenverpflichtung nicht besonders entzücken. 
Man versteht es, daß dieses Unbehagen sich in nervösen Erpressungs- 
versuchen ausdrückt, deren Erfolglosigkeit — immer unter den oben 
erwähnten Voraussetzungen — unzweifelhaft ist. 

Man trifft oft genug auf die Frage, wie war es denn möglich, daß 
das britische Weltreich mit seiner Machtgröße und seiner Wirt- 
schaftsstärke im völkerverbindenden Luftverkehr seit drei Jahren völlig 
stillsteht und heute über weniger organisierte Streckenkilometer im Luft- 
dienste verfügt, wie z.B. das kleine Polen ? Man hat auch öfter die Frage 
zu beantworten, weshalb Frankreich trotz seiner glänzenden geo- 
graphischen Lage zwischen dem Atlantischen Ozean und dem. Mittel- 
meer noch über keine einzige durchgehende Linie weder von Spanien 
nach der Schweiz, noch von England nach Südfrankreich besitzt. Mit 
technischen und wirtschaftlichen Erwägungen gelangt man zu keiner 
Klärung, wohl aber sofort, sabald man sieht, unter welch anderen 
politischen Voraussetzungen England und Frankreich bestrebt sind, 
ihre Linien über Europa zu führen. Ebensowenig, wie man nämlich 
innerhalb des Heimatlandes dem Prinzipe der freien Konkurrenz freie 
Bahn gibt, verträgt man auch nicht im Auslande organisierte zwischen- 
staatliche Betriebsgemeinschaften, sondern höchstens die Formen 
losester Pol-Übereinkommen. 

In allerletzter Zeit sind freilich Anzeichen vorhanden, daß zumindest 
Frankreich zwangsweise diesen Fehler erkennt, ist doch der Franco- 
Roumaine wegen zahlreicher Unglücksfälle die Konzession zur Über- 
fliegung der Schweiz genommen und der erste Vertrag mit der Tschecho- 
Slowakei abgelehnt worden. Wie aus den Verhandlungen zwischen 
Paris und Genf bzw. Prag hervorgeht, sind weitgehende Reformationen 
zu erwarten. Der tschechische Staat subventioniert die französischen 
Linien von nun an nur gegen Übertragung von ½¼ ͤ der Aktien und ent- 
sprechende Anteilnahme an der Organisation und technischen Ver- 
waltung. Das reine Polabkommen zwischen Paris und Prag ist dem- 
nach nach viertägiger Dauer zu einer Betriebsgemeinschaft geworden, 
welche den nationalen tschechischen Forderungen gerecht werden muß. 
Man wird noch lange gebrauchen, bis man die Formen der Zusammen- 
arbeit gefunden hat, welche am großzügigsten in der Europa-Union, 
der Junkers Betriebsgemeinschaft von 12 Staaten, zum Ausdruck kommt. 
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Während noch vor zwei Jahren der technische Sieg des Luftver- 
kehrs nur wenig praktischen Glauben gefunden hat, ist er heute, zu- 
mindest in Deutschland, erfreulicherweise zur allgemeinen Überzeugung 
geworden. Der regelmäßige Dienst in über 20 deutschen 
Flughäfen, großzügigste Beteiligungen von seiten der Länder und 
Städte, die Einstellung dreimotoriger Großflugzeuge ist die Ursache 
dieser Umwälzung. Es erscheint gar nicht so schwer, die Gesetzmäßig- 
keit dieser Revolution im Verkehrswesen auf dem technischen 
Gebiete zu erkennen. Die Einführung von Schwerölmotoren, die Ver- 
besserung der Navigationsinstrumente und vor allen Dingen die Ver- 
dreifachung der Dimensionen ungeheuerlicher Großflugzeuge, sind hier- 
für die Voraussetzungen, welche von den technischen Sachverständigen 
ohne weiteres anerkannt werden. 

Auf dem politischen Gebiete des Luftverkehrs dagegen ist der 
Widerstreit der Meinungen stellenweise ein außerordentlich heftiger. 
Ressortarme Ministerien sehen im Luftverkehr ungeahnte Verstaat- 
lichungsmöglichkeiten, ohne zu überlegen, daß die Unwirtschaftlichkeit 
eines noch dazu damit an die Staatsgrenzen gebundenen Luftdienstes 
von vornherein gegeben wäre; allzu vielgestaltige und zahlreiche Kon- 
kurrenzbestrebungen in einem Staate stehen ebenso Monopolgedanken 
im anderen gegenüber, Luftverkehrsverträge dieses Schemas wider- 
sprechen gänzlich anderen Versuchen — kurz, die politischen Fragen des 
Luftverkehrs zeigen einen lebhaften Widerstreit der Meinungen, welche 
wenige völlig übersehen. Um so erfreulicher ist es, allenthalben das 
wachsende Interesse der Tageszeitungen und Zeitschriften deutscher 
Verlage zu beachten, besonders die Bemühungen derjenigen, die wissen- 
schaftlichen und politischen Randgebiete des Luftverkehrs einzuführen 
in das große Werden der Gegenwart. Ohne irgendwie sich falsches 
Selbstvertrauen anzumaßen, hat das deutsche Volk begonnen, hierbei 
richtige Wege einzuschlagen. 

Dies ist ein Grund mehr, trotz der letzten Botschafterkonferenz 
die weitschauende Überlegung keineswegs zu verlieren und, wenn auch 
mit Mühen und Opfern, die Arbeiten für Deutschlands friedliche Luft- 
geltung zielbewußt fortzusetzen. Im Gegensatz zur Ansicht von Lord 
Thomson ist diese freilich nicht nur ablehnend gegenüber den Gedanken, 
daß das Hauptgewicht des Handelsluftverkehrs in einer militärischen 
Bedeutung liegt, sondern im Gegenteil, erfüllt von der Mission friedlichen 
Luftverkehrs im Dienste der Zivilisation und Kultur. Die großen 
Handelsmarinen luftfahrender Nationen sind nicht gebaut 
und erstanden auf dem Hellingkriegerischen Machtstrebens, 
sondern wirtschaftlichen Wollens. Solange also England, wie 
sein ehemaliger Luftverkehrsminister selbst erwähnt, dem Luftverkehr 
eine militärische Tendenz zuerkennt und seinen Sieg nach diesem Prin- 
zip durchsetzen will, solange England ferner durch die künstliche Hal- 
tung eines einzigen großen subventionierten Luftfahrtkonzerns bei 
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Ausschaltung der Konkurrenz im Lande und Fehlen einer entsprechenden 
tatsächlichen Mitarbeit im Auslande die große Luftstraße nach Indien 
finden will, wird es keine Erfolge haben. — London muß sich aber auch 
befreien von dem Irrtum, durch Veranlassung ähnlicher Luftnoten wie 
die letzte, durch Fesselung Deutschlands für sich selbst freien Start zu 
erhalten. Lord Thomson meint, daß die östlichen Verkehrsrouten von 
Großbritannien selbst unter den großen Opfern ausgebaut werden, da 
die Entscheidung des britischen Imperiums im Osten fällt. England 
würde sich unserer deutschen Ansicht nach Opfer und Zeit ersparen, 
wenn es der besseren Einsicht freien Raum gebe, wie sie unter anderem 
auch der bekannte Herausgeber des „Aeroplane“, Grey, von jeher ver- 
treten hat. Die Luftnote der Botschafterkonferenz beweist aber, daß | 
die offizielle britische Luftpolitik weniger den Weg nach Östen als viel- 
mehr die Irrpfade eigenen Schadens zu gehen gewillt ist. 
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Das Dawes-Gutachten legt Deutschland Lasten auf, die im Behar- 
rungszustande mit 2,5 Milliarden jährlich ohne allenfallsige Steigerung auf 
Grund des Besserungsindex sich bewegen. Ob die Leistungen an sich 
möglich, wird weiter nicht geprüft, wird einfach als gegeben festgestellt. 
Offen bleibt nur für die Prüfung, ob und inwieweit die Leistung an die 
Gläubiger abgeführt werden kann. Dies wird abhängig gemacht davon, 
daß nach der Überzeugung der Reparationsagenten die Abführung die 
deutsche Währung nicht schädige. Unbestritten nach den bitteren Er- 
fahrungen der Inflationszeit wird heute für jedermann sein, daß die Wäh- 
rung nur dann nicht geschädigt wird, wenn die Leistung nicht höher ist als 
der Ausfuhrüberschuß des leistenden Deutschlands; soweit hat sich jedoch 
schon die Erkenntnis gegenüber früheren Irrtümern dahin durchgerungen, 
daß ohne Schädigung der Währung nur geleistet werden kann in Waren, 
nicht in Geld. Dies der Grundsatz des Transfer. 

Peinliches Dilemma für denjenigen, der gern Leistungen en 
möchte, aber nichts weniger will, als daß die Ausfuhr, die Produktion 
des Zahlenden sich so steigere, daß ihm, dem Empfangenden, die Kon- 
kurrenz der deutschen Ware auf eigenem und auf drittem Markte un- 
bequem werde. Scylla oder Charybdis! Ausfuhrsteigerung und Möglich- 
keit der Reparationsleistung einerseits oder unterbleibende Produktion 
und Ausfuhrsteigerung, aber Wegfall der Reparationsleistungen! Dringen 
die Alliierten auf Durchführung der Reparationsleistungen, drängt ins- 
besondere England darauf, so wird sich bei der dann naturgemäßen 
Steigerung der deutschen Konkurrenz und der hierdurch notwendigen 
Steigerung der englischen Arbeitsleistung voraussichtlich der englische 
Clark fragen: Was war denn für England dann Anlaß, was Zweck des 
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Aber über das Dilemma hinwegzuführen hat Deutschland keinen 
Anlaß. Es hat das Gutachten unterschrieben, gleichviel, ob gezwungen 
oder freiwillig, und wird unter allen Umständen daran arbeiten müssen, 
nach bester Möglichkeit die versprochenen Leistungen abzutragen, mög- 


lich zu machen, sich durch denkbarst hohe Steigerung seiner Produktion, 
seiner Ausfuhr, die Fähigkeit zu erringen, das eingegangene Versprechen 
zu halten. 

In keiner Weise darf sich Deutschland dem Vorwurf aussetzen, daß 
es nicht alles tue, um die Voraussetzungen zu schaffen; denn gleich billig 
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willkommen wie folgenschwer wäre wiederum der Vorwurf der „mauvaise 
volontẽ“. 

Ich habe schon gesagt, daß von allen Seiten zusammengewirkt werden 
muß, wenn der Erfolg erreicht werden, wenn die Produktion und die Aus- 
fuhr derartige Massen umfassen soll, daß die gesamte Leistungssumme 
durch den Ausfuhrüberschuß gedeckt werde. Ich betone hier aufs neue, 
daß die Produktionssteigerung sich keineswegs auf den Auslandsabsatz 
einzustellen hat, sondern gleichmäßig auf Befriedigung des Inlandsbedarfs. 
Nur dadurch, daß nach beiden Richtungen hin der Absatz sich hebt, 
wird die Möglichkeit zunächst der billigeren Lieferung und, wie später zu 
ersehen, auch die Verbilligung der deutschen Lebenshaltung und damit 
der deutschen Produktionskosten zu erreichen sein. 

Die Verbilligung versteht sich von selbst. Die Kaufkraft der ganzen 
Welt, dies bedarf keines Belegs, ist gesunken, vermag nicht mehr das auf- 
zunehmen, was vor dem Kriege sie erwerben konnte. Der Wettbewerb 
der gesteigerten Industrialisierung aller Länder macht mehr als je nötig 
die Billigkeit des Produktes bei gleich hoher Güte. 

Ebenso wichtig aber wie das Streben nach der Verbilligung ist die 
Abwehr jedes weiteren Einbruchs in die Lebenshaltung, in den Index. 
Die ohnedies stark herabgeminderte Lebenshaltung darf keine weitere 
Senkung mehr erleiden, schon aus Gründen menschlicher Rücksichtnahme, 
und der Aufrechterhaltung eines freien Arbeiterstammes. Die Lebens- 
haltung also darf eine Minderung in ihren Reichnissen nicht erfahren, 
wohl aber muß alles getan werden, daß bei gleichen Reichnissen auch hier 
eine Verbilligung eintritt. 

Die Aufgabe ist deshalb eine doppelte: Die Steigerung des Absatzes 
muß erreicht werden bei gleicher Güte durch eine weitgehende Verbilligung 
der Ware, die einsetzt bei allem und bei jedem Preisbestimmungsgrund. 
Die Erschwerungen, die Belastungen der Produktion, gleichviel, ob sie 
direkt auf die Verteuerung der Produktionselemente wirken oder indirekt 
durch eine unnötige Verteuerung der Lebenshaltung, müssen fallen. Was 
immer an Lasten nicht produktiver Art auf dem Fabrikat ruht, seien es 
Beschwerungen, die durch staatliche Maßnahmen entstehen, seien es 
solche, die die Produktion sich selber schafft, müssen auf den denkbar nied- 
rigsten Satz herabgedrückt werden. 

Alle die Hemmnisse eingehend zu prüfen, die heute sich der Aufgabe 
der Produktionspolitik noch in den Weg stellen, und im einzelnen durch 
positive Vorschläge die Mittel der Abhilfe zu nennen, würde ein Buch 
über die ganze Produktionslehre erfordern. Hier ist es nur möglich, mit 
grellem Scheinwerfer all die einzelnen Fragen zu beleuchten, in denen die 
Prüfung aufgegriffen werden muß. Vielfach wird sich diese Betrachtung 
beschränken müssen, Fragen dahin zu stellen, ob auf einem Gebiete etwas 
geschah, was geschehen oder warum noch nicht geschehen. 

Die Forderung, den Weg zur Produktionsmehrung, zu ihrer Ver- 
billigung zu ebnen, richtet sich zunächst gegen das Reich, das die Ver- 
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pflichtung zur Leistung, zu der durch erhöhte Produktion allein möglichen 
Leistung übernahm, gegen das Reich selbst und alle öffentlichen Organe 
in Land und Gemeinde. Die Forderung nach denkbar größter Sparsamkeit, 
die bislang immer nur erhoben wurde im Hinblick auf die geringen Mittel, 
die zur Deckung der Ausgaben zur Verfügung stehen, erfährt eine weitere, 
viel stärkere Begründung heute in dem Hinweise darauf, daß ohne die 
denkbar größte Sparsamkeit bei Fortdauer auch nur der geringsten, nicht 
durch die äußerste Notlage gebotenen Belastung das Reich selbst Steine 
auf den Weg wirft, der nun einmal beschritten werden muß. 

Mit Recht wird deshalb zuerst die Frage gestellt werden müssen, 
ob in der Tat heute schon all das geschehen ist, was an Abbau der durch 
die Nachkriegsjahre ins Endlose gesteigerten Ausgaben verlangt werden 
muß. 

Ist der Abbau tatsächlich durchgeführt, namentlich auch in den Ge- 
meinden? Sind alle Maßnahmen ergriffen, die seinerzeit den beschlossenen 
Abbau sichern sollten? Ist wirklich mit der gleichen Energie, wie sie in 
der Wirtschaft zur Anwendung kommt, durchgegriffen worden, ist gerade 
so wie in Privatbetrieben auf das äußerste Maß die Einschränkung erfolgt, 
die Einschränkung, die eben in Privatbetrieben bewährte und tüchtige 
und lange Jahre hindurch tätige Kräfte aus Angestellten- und Arbeiter- 
kreisen die Stellung und ihr Brot gekostet hat, weil eben die Not diese fast 
brutale Maßnahme aufzwang? Die Wirtschaft fast allein, und zu ihr 
zählt gleichmäßig Kapitalist wie Kopf- und Handarbeiter, trägt doch 
heute die Steuerlast. Sie trägt zum überwiegenden Teile die Last der 
zeitweilig verzeichneten Überschüsse. 

Da drängt sich nun wohl die Frage auf, wie denn diese Überschüsse 
Verwendung finden. Wurden sie auch wieder der belasteten Wirtschaft, 
die nach Kapital, nach Kredit sucht und ringt, zur Verfügung gestellt, 
wurden sie auch wirklich Zwecken zugewandt, die jene Betriebe förderten, 
aus deren Mark die Erübrigungen entnommen ? Diese ernste Frage gilt 
nicht nur den Erübrigungen des Reichs, sondern auch jenen der Länder 
und der Gemeinden. 

Nun soll ja zugegeben werden, daß in letzter Zeit von Seiten der Re- 
gierung ein gewisser Anlauf genommen wurde, um die bestehenden 
Lasten herabzusetzen. Es sind einzelne Maßnahmen getroffen, andere 
versprochen. Aber die getroffenen lassen tatsächlich noch nicht erkennen, 
daß der richtige Ernst hierbei gewaltet. 

Ich berühre zunächst wiederum das Gebiet der oft behandelten 
Frachten. Immer noch wirkt weiter, daß der Aktionsradius eines 
industriellen Unternehmens auch innerhalb Deutschlands durch die hohen 
Frachten ein eng begrenzter geworden, und daß gewisse örtliche oder 
regionale Monopole auf dem Wege über die Frachten geschaffen wurden. 
Die Einschränkung, die die Frachtenhöhe dem Absatzgebiete auch heute 
noch bringt, hindert weitgehend den Wettbewerb und damit naturgemäß 
den von der Regierung selbst immer so dringendst geforderten Preisabbau. 
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Gerade auf dem Gebiete der Produktion des täglichen Verbrauchs zeigt 
sich diese Wirkung am meisten, erweist sich diese Tatsache als eine Hemmung 
der Herabsetzung des Lebenshaltungsindex und damit der Verbilligung der 
Produktion. 

Wohl ist auch in einzelnen Steuern, so in der Umsatzsteuer, ein 
Nachlaß eingetreten. Bei aller Anerkennung für die fiskalische Ver- 
wertbarkeit der Umsatzsteuer muß aber immer wieder darauf hinge- 
wiesen werden, daß dieselbe fast immer in arger Multiplikation das Produkt 
belastet und weitere Verminderungen. eintreten müssen, wenn nicht eine, 
die Ware übermäßig verteuernde Belastung in ihr enthalten sein soll. Ich 
bemerke hierzu, daß die gleiche Belastung besonders auch verteuernd auf 
allen jenen Produkten ruht, die als Bedarfsgegenstände und Lebens- 
mittel in die Hände des Arbeitnehmers gehen und auf diese 
Weise ganz erheblich zur Vermehrung der Lebenshaltungskosten 
und dadurch auf den Lohn einwirken. 

Vor allem aber muß die Produktion befreit werden von den noch 
immer in der Kalkulation zu berücksichtigenden Risikoprämien. Muß 
tatsächlich immer und immer wieder betont werden, daß nichts so sehr 
den Preis der Ware während der Nachkriegszeit gesteigert hat, als die 
durch eine ganze Anzahl von Unsicherheiten aufgezwungene Einbeziehung 
von Risikoprämien in die Kalkulation? Nur bei einigermaßen sicheren 
Grundlagen wird eine geschäftliche Tätigkeit sich entwickeln können, die 
den Ausfuhrüberschuß ermöglicht. 

Den Arbeitnehmern gegenüber muß vertreten werden, daß Über- 
spannung des Bogens denselben bricht. Es ist oben schon betont worden, 
daß an der schweren Last der Leistungen alle Kreise gleichmäßig 
Anteil nehmen müssen, soweit sie wirtschaftlich tätig sind: Unternehmer 
wie Arbeitnehmer; und hier mag unter Berufung auf die klaren Ausfüh- 
rungen von Oswald Spengler doch auch betont werden, daß eigentlich 
ein Unternehmer gar nicht in Frage kommt; eine Persönlichkeit, die die 
Unternehmereigenschaft in sich trägt, existiert nur noch in den verhältnis- 
mäßig geringen Ausnahmen, in denen die Betriebe Eigentum von einzelnen 
physischen Personen sind; hat überall dort aufgehört, wo in anonymen 
Händen der Besitz des Unternehmens ruht. Und daß etwa die hier gekenn- 
zeichneten Unternehmer, seien sie nun noch die wirklichen Besitzer, 
seien sie die Anteilzeigner, durch Aktien und Anteile in der letzten Zeit 
zu viel Gewinn aus ihrem Kapitalbesitz gezogen hätten, kann bei der 
Dividendenlosigkeit der meisten Werke wohl kaum behauptet 
werden. - 

Der Leiter aber eines in solch anonymen Händen befindlichen Unter- 
nehmens ist doch nicht Unternehmer. Er erhält unter den zur Arbeits- 
leistung für den angeblichen Unternehmer berufenen nur eine von dem 
Handarbeiter in der Art der Arbeitsleistung verschiedene Rolle. In 
Hunderten von Variationen herauf von dem ungelernten Arbeiter bis zum 


Leiter der Werke schwankt die Art der Tätigkeit, schwankt das Näher- 


302 | DR. GUGGENHEIMER } 


oder Fernerstehen zur Führung. In gleichen. Variationen bewegt sich, 
man möchte sagen je nach der Art der angebotenen und angenommenen 
Arbeitsleistung, auch die Höhe des Entgelts. Von den Anteilen des Unter- 
nehmers an den Ergebnissen der Produktion kann nur insofern gesprochen 
werden, als sie sich in den Zahlen der auf Aktien und anderen Anteilen 
verteilten Gewinne ausweist. Alles andere, was die die in dem Unternehmen 
Tätigen erhalten, ist Lohn, ist Arbeitslohn. Auch hier muß zu einem 
Abschluß gekommen werden, der den Reallohn zum Aus- 
gang nimmt und auf diese Weise Unterlagen schafft, die nicht mehr eine 
Verteuerung des Produktes veranlassen und niemanden härter treffen als 
den Arbeiter, der selbst das verteuerte Produkt wiederum bezahlen muß, 
der aber auch mangels Absatzes desselben das Feld seiner Tätigkeit von 
Tag zu Tag mehr eingeschränkt sieht und von dem fürchterlichen Gespenst 
der Arbeitslosigkeit bedroht wird. Das schwerste Unrecht wird der 
Leitung der industriellen Werke getan mit der Behauptung, daß ihrerseits 
nicht das Nötige zur Verbilligung der Produktion durch Hebung der 
Technik in den Werken getan wird. Wahr ist und nicht zu bestreiten, daß 
der Kapitalmangel der letzten Zeit vielleicht nicht selten die Aufnahme 
einer neuen Produktion, die weitere Ausbildung einer Erfindung ihre Ver- 
wertung gehindert hat. Nicht wahr ist aber, daß nicht alles, was zur 
Verfügung stand, aufgewendet wurde, um die bestehende Produktion zu 
verbilligen, den Anteil an den Produktionskosten durch Verbesserungen, 
Erneuerungen und Fortschritt der Anlagen zu vermindern, so daß 
Raum geschaffen war für die Erhaltung des Anteils des Arbeitslohnes 
selbst bei einem argen Preisdruck. 

Aber an ganz andere Adresse muß ich die Forderung, die ernsteste 
Forderung richten, daß nicht durch unproduktiven Gewinn einzelner 
die Kosten der Lebenshaltung gesteigert, der Lebenshaltungs-Index 
erhöht wird in einer Weise, die jede andere Bemühung um die Verbilligung 
der Produktion fruchtlos erscheinen läßt. Niemals noch standen die Preise 
für die Urprodukte des Bodens, für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
niederer wie im Jahre 1924, nie hielten gleichwohl die Bedarfsgüter im 
Endprodukte bei Abgabe an die Verbraucher so die hohen Preise, wie in 
dem gleichen Zeitraume. Immer und immer wieder wurde von berufener 
Seite der Finger auf diese Wunde gelegt; immer wieder verlangt, daß 
eine Verteuerung durch den Zwischenhandelin einer die 
Lebenshaltung schädigenden Weise ausgeschlossen sein 
müsse. 

Die Ursache für diese ungesunde Preisentwicklung war in den so oft 
bekämpften übergroßen Zwischengewinnen sowie in der nach dem Kriege 
stattgefundenen Überorganisation des Handels zu suchen. Die Zwangs- 
wirtschaft der meisten wichtigsten Verbrauchsgüter hatte zu einerÄnderung 
der bisherigen Form der Warenverteilung durch den freien Handel geführt. 
Zahlreiche neue Zwischenglieder schoben sich ein, und so ist es gekommen, 
daß trotz verminderter Erzeugung und verringerten Verbrauchs eine 
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größere Anzahl Personen am Warenumsatz beteiligt ist als vor dem Kriege. 
In Berlin betrug die Zahl der eingetragenen Handelsfirmen 
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sie hat sich also verdoppelt. Der Teilnehmerkreis hat sich vergrößert, 
der Gesamtumsatz verkleinert und — der Handelsgewinn des einzelnen 
erhöht. 


Hier muß die strengste Aufmerksamkeit der regierenden Kreise 
gefordert werden, unter Umständen das rücksichtsloseste Eingreifen, wenn 
nicht Gefahren der allerschlimmsten Art in Lohn und Preisen aller Produkte 
erwachsen sollen. 

Ich stehe wirklich aller Zwangswirtschaft, jedem Eingreifen staat- 
licher Machtmittel in die wirtschaftliche Betätigung so fern als möglich. 
Die gründlichen Mißerfolge der Kriegszeit und die tastenden Versuche 
der Nachkriegszeit auf diesem Gebiete haben wohł die begeistertsten 
Verehrer der Zwangswirtschaft gründlichst eines Besseren belehrt. Ich 
täusche mich auch nicht über das Nutzlose der Festsetzung von Höchst- 
preisen, das Zwecklose aller Maßnahmen, die die Errichtung von Zünften 
und ähnlichem bedeuten, aber die Hände in den Schoß gelegt, darf der 
der Staat nicht zusehen, wenn unfruchtbarer, nutzloser, für den Waren- 
umsatz nicht nötiger Zwischenhandel verteuernd auf Lebenshaltung und 
Produkte Einfluß nimmt, und in der heutigen Zeit die Existenz Deutsch- 
lands gefährdet. 

Ein Interesse verbindet auf dem Gebiete Industrie und 
Landwirtschaft. Die Industrie darf m. E. nicht einen Augenblick 
zögern, der Landwirtschaft diejenigen Einkünfte zukommen zu lassen, 
die ihre heute mehr als je nötige Existenz und Entwicklung ermöglichen. 
Die Industrie muß schon, weil in der Landwirtschaft sie auch den not- 
wendigen Kunden für ihre Produkte erzieht, keinen Augenblick ver- 
säumen, jeden Druck, der zu Unrecht auf die Preise der Landwirtschaft 
von seiten des Zwischenhandels ausgeübt wird, mit zu verhindern. Sie 
wird aber dafür die Berechtigung ihren. eigenen Kreisen gegenüber nur 
dann in Anspruch nehmen können, wenn sie den Nachweis führt, daß 
die der Landwirtschaft gewährten Preise nicht bis zum Verbraucher- 
produkte eine Steigerung erfahren, die der Landwirtschaft nicht zugute 
kommen, sondern einem keineswegs notwendigen Übermaß des Zwischen- 
handels. 

Die Statistik der letzten Jahre erweist, in welchem Maße die Betäti- 
gung im Zwischenhandel gerade der Bedarfsartikel sich gesteigert hat. 
Nicht etwa in der Art, daß die gleiche Summe des dem Zwischenhandel 
zufallenden Gesamtteils am Gewinn sich auf die größere Anzahl der Be- 
teiligten verteilt, sondern in der Weise, daß der vermehrte Zwischen- 
handel auch den Anteil jedes einzelnen am Endpreis zum mindesten in 
gleicher Höhe wie früher zu erhalten wußte, wenn nicht steigere. Ernster 
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Prüfung wird die Frage unterliegen müssen, ob nicht diese Mehrung der 
am Zwischenhandel beteiligten Kräfte zu einer Konzessionspflicht führen 
sollte, die etwa zum Vorbilde das Kontingent der Vorkriegszeit sich machen 
müßte. Ich glaube annehmen zu dürfen, daß diese Maßnahme ein Herab- 
gehen der Endsumme des Zwischenhandelsanteils zur Folge haben müßte. 
Wie immer die Maßnahme lauten wird, eines stehe fest: schweigend 
kann die Tatsache nicht übergangen werden, die von solcher 


unendlichen Bedeutung für die Stetigkeit der Reallöhne, 


die Aufrechterhaltung der Lebenshaltung und die Möglich- 
keit der Produktions vermehrung ist. 
Pie vorstehenden Ausführungen unseres kürzlich verewigten verehrten 
Mitarbeiters Dr. Guggenheimer, die durch sein langes, schweres Kranken- 
lager einer Ergänzung bedürftig wurden, werden von dem nächsten Mit- 
arbeiter Dr. Guggenheimers, Dr. Martin Blank, in den folgenden Darlegungen 
auf den gegenwärtigen Stand fortgeführt. 


KAPITALMANGEL, 
die Grundursache deutscher Wirtschaftsnot. 
Von Dr. MARTIN BLANK, Berlin. 


Die Auswirkungen der Stabilisierung der deutschen Währung sind 
noch nicht zu Ende: Wir begegnen ihnen auf Schritt und Tritt. Sie 
beschränken sich auch nicht allein auf den Zustand, in dem die deutsche 
Wirtschaft sich befindet, sondern sie erstrecken sich auch auf die Be- 
urteilung dieses Zustandes durch die sachverständigen Leute, die 
sich mit ihm zu befassen haben. Wir können die erfreuliche Feststel- 
lung machen, daß der Stabilisierung der Währung allmählich auch 
eine Stabilisierung der Meinungen gefolgt ist. Der Erkenntnis, daß 
die deutsche Währung stabil ist, folgten andere Erkenntnisse über die 
beklagenswerte Verfassung der deutschen Volkswirtschaft und über ihre 
Hauptursachen. Auf der Grundlage der stabilen Mark konnten wirt- 
schaftliche Zusammenhänge, die man in der Vorkriegszeit stets zur 
Beurteilung der Wirtschaftslage herangezogen hatte, die aber in der 
Periode der Geldentwertung verschwommen oder ganz zerrissen waren, 
wieder festgestellt werden, und sie erlangten ihre frühere Bedeutung 
wieder. In den Zeiten der Geldentwertung hatte die deutsche Wirt- 
schaft wie im Dunkel dagelegen; Parasiten und Ungeziefer machten 
sich breit; die hergebrachten Größenordnungen wankten, das Augenmaß 
ging verloren, und wir erlebten eine Überschätzung des Sachwertes, 
der „Substanz“, die uns heute kaum faßlich erscheinen will. Nicht der 
Gebrauchswert, die Produktivität einer Ware, einer Produktionsstätte 
waren maßgebend, sondern der in Papiermark ausgedrückte Preis, 
der heute 50 und morgen 500 Millionen betrug. Kurze Pausen im Verfall 
der Mark, die sofort Absatzschwierigkeiten und krisenhafte Erscheinun- 
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gen zeitigten, leuchteten ab und zu blitzartig in das trübe Dunkel der 
Wirtschaftsverhältnisse. Diese „lichten Momente“ reichten aber nicht 
aus, um zu ermöglichen, uns über die fortschreitende Verschlimmerung 
der Lage Rechenschaft zu geben. Erst als das kalte helle Licht der 
stabilisierten Währung das Trümmerfeld der deutschen Wirtschaft 
unbarmherzig jedem Auge zugänglich machte, war der Umfang des Un- 
heils zu übersehen: der größte Teil dessen, was wir kurz als das Betriebs- 
kapital der Volkswirtschaft bezeichnen möchten, war verschwunden. 
Wo war es geblieben? In gewissem Umfange war es im Wege des „Aus- 
verkaufs“ ins valutastarke Ausland geflossen. Der Rest war vom Volke 
selbst verbraucht, verzehrt; durch die Uberführung des Betriebskapitals 
in den Konsum hat das deutsche Volk in den entsetzlichen ersten Nach- 
kriegsjahren sein Leben gefristet und hat doch nicht verhindern können, 
daß Hunderttausende seiner Angehörigen von der Ubermacht des Ge- 
schehens zermalmt wurden. Manch einer hat sich nach der Stabili- 
sierung nicht sogleich von liebgewordenen Gewohnheiten aus den 
Jahren der Geldentwertung zu trennen vermocht. Der „Sachwert an 
sich“ hat erst allmählich seinen Platz in der Wertschätzung der Menge 
und des einzelnen geräumt. Die Folgen solcher falschen Einstellung 
sehen wir in diesen Tagen zum Schaden der unmittelbar Betroffenen 
und der Gesamtheit. l 

Wir haben den Verlauf der deutschen Währungskatastrophe hier 
noch einmal kurz an unserem Auge vorüberziehen lassen und haben den 
daraus resultierenden Verlust des nationalen Arbeits- und Betriebs- 
kapitals als Folge der Geldentwertung besonders hervortreten lassen, 
weil wir der Meinung sind, daß der unerhörte Mangel an diesem Kapital 
der Urgrund unserer ganzen Wirtschaftsnöte ist. 

Wir sprachen eingangs von einer Stabilisierung der Meinungen; 
sie scheint uns vorhanden zu sein bezüglich der Beurteilung der Wäh- 
rungskatastrophe und der aus ihr resultierenden Kapitalnot, sie macht 
aber auch schnelle Fortschritte im Hinblick auf das, was zu geschehen 
hat, um uns aus der gegenwärtigen Misere herauszubringen. Nur der 
— leider immer noch recht große — Teil des deutschen Volkes, der sein 
Wollen und Handeln nicht von der Vernunft, sondern vom Klassen- 
interesse leiten läßt — es sind dies ja Begriffe, die einander ausschließen — 
läßt sich die jetzt so leicht zu gewinnende klare Erkenntnis dessen, 
was ist, durch vorgefaßte Meinungen und sterile Dogmen trüben. Common 
sense, die Anwendung nüchterner Vernunft auf die Belange von Staat 
und Wirtschaft hat sicher in der harten Schule der Nachkriegsjahre 
steigende Verbreitung im deutschen Volke gefunden; großen Schichten 
des deutschen Volkes ist er immer noch nicht aufgegangen. Dabei 
wollen wir natürlich keinen Augenblick verkennen, daß die Sieger der 
großen Auseinandersetzung von 1914/18 im Leben der Völker unter- 
einander den common sense in verderblichem Umfange vermissen 
lassen. Wir müssen es als gegeben annehmen, daß bei dem zurzeit 
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mächtigsten unserer ehemaligen Gegner der Haß gegen Deutschland 
und ungehemmter Machthunger im entscheidenden Augenblick jede 
wirtschaftlich — auch im eigenen Interesse — vernünftige Regung er- 
drücken. Auch dieses Volk wird wohl nur durch Schaden am eigenen 
Leibe klug werden; sehen wir doch gerade in diesen Tagen, daß es aus 
den schlimmen Erfahrungen der deutschen Geldentwertung offenbar 
nichts gelernt hat. 

Welche Tatsachen sind nun die Ursachen deutscher Wirtschaftsnot ? 
Wir wollen hier die wichtigsten dieser Tatsachen aufzählen und unter 
dem Gesichtspunkt der Grundursache, des Kapitalmangels, besprechen. 
Es sind: Die Reparationsverpflichtungen, die aus dem verlorenen Kriege 

herrühren, der schier unerträgliche Steuerdruck, das rein wirtschaft- 

lich — nicht sozial! — betrachtet zu hohe Lohnniveau, die Höhe der 
Beförderungskosten in Deutschland, die Über- bzw. Desorganisation 
des deutschen Güterverteilungsapparates, der Zustand der handels- 
politischen Beziehungen Deutschlands zum Ausland, der Stand der 
deutschen Außenhandelsbilanz — im Zusammenhang damit der ge- 
dankenlose Konsum ausländischer Fertigwaren in Deutschland —, der 
Schwebezustand in Fragen des deutschen Zolltarifs und die Einstellung 
der deutschen gesetzgebenden Körperschaften. 

Der fortdauernde Druck der Reparationsverpflichtungen, 
die im Londoner Abkommen neu festgelegt wurden, steht der Erholung 
der deutschen Wirtschaft hindernd im Wege. Im gegenwärtigen Zeit- 
punkt haben wir nicht die Möglichkeit, uns davon zu befreien und 
müssen diese schwerwiegende Vorbelastung als gegeben annehmen. 

Die Bedürfnisse des Staates müssen von seinen Angehörigen ge- 
deckt werden, der Weg zur Aufbringung sind die Steuern. Ihre obere 
Grenze sollen diese aber finden in der Leistungsfähigkeit der Steuer- 
pflichtigen. Gehen die Steuern darüber hinaus, so wird dem Steuer- 
pflichtigen Kapital entzogen, das — anstatt werbend tätig zu sein — 
dem Konsum des Staates zugeführt wird; der Prozentsatz der Staats- 
ausgaben, die werbenden Charakter haben, darf nicht zu hoch ver- 
anschlagt werden. Im übrigen ist die Überschreitung der oben skizzierten 
Grenze zwar vielleicht gelegentlich möglich, ja sogar geboten; auf 
die Dauer angewandt, wird sie nur Schaden anrichten. Diese Er- 
kenntnis — in Kreisen der Wirtschaft Allgemeingut — stabilisiert sich 
auch allmählich in den amtlichen Stellen. Daß sie auch in den Kom- 
munalverwaltungen und den zugehörigen Parlamenten ihren Einzug 
halte, ist dringendes Erfordernis. Das wirtschaftlich Gesündeste ist 
natürlich, daß einem Unternehmen bei der Besteuerung so viel Spiel- 
raum gelassen wird, daß es in die Lage kommt, das erforderliche Betriebs- 
kapital aus dem laufenden Geschäft selbst allmählich wieder anzu- 
sammeln. 

Daß bei fortdauerndem Rückgang des Ertrages der Wirtschaft die 
Löhne der Handarbeiter ununterbrochen steigen, ist, wirtschaftlich 
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gesehen, falsch und muß am Ende zu schädlichen Folgen für alle Be- 
teiligten führen; die — bei aller immer wieder betonten Parität — 
so unendlich einseitige Regelung des Schieds- und Schliehtungswesens, 
diese Zwangsbewirtschaftung der Arbeit, macht zwar an sich dem 
sozialen Wollen der Schöpfer alle Ehre, läßt aber wirtschaftliche Über- 
legungen so völlig außer acht, daß ihre letzten Auswirkungen in hohem 
Grade unsozial zu werden drohen. Das größere — wirtschaftlich übrigens 
auch kaum zu rechtfertigende — soziale Verständnis beweist die große 
Zahl der deutschen Unternehmer, die — im Gegensatz zu ihren aus- 
ländischen Berufsgenossen — ihre Betriebe aufrechterhalten und fort- 
führen, um den Arbeitern Beschäftigungsmöglichkeit zu geben, selbst 
wenn die Fortführung Verluste mit sich bringt. Daß sie sich unter solchen 
Umständen gegen weitere Lohnerhöhungen durch für verbindlich er- 
klärte Schlichtersprüche wehren, scheint nur zu berechtigt. 

Daß es der deutschen Wirtschaft nicht gelingen will, sich das fehlende 
Betriebskapital wieder zu erarbeiten, liegt natürlich auch an den 
Schwierigkeiten, denen der Absatz ihrer Erzeugnisse begegnet. Der 
letztere scheitert oft an der Höhe der Gestehungskosten, zu denen auch 
die hohen Transportkosten innerhalb Deutschlands gehören. Der 
Dawesplan hat uns leider der Möglichkeit beraubt, die Eisenbahntarife 
nur entsprechend den Erfordernissen der deutschen Wirtschaft zu ge- 
stalten. Es soll anerkannt werden, daß die zuständigen amtlichen 
Stellen sich große Mühe geben, den Erfordernissen Rechnung zu tragen. 

Ein anderer in seiner letzten Auswirkung schwerwiegender, pro- 
duktionsverteuernder und damit absatzhemmender Mißstand liegt in 
der durch Krieg, Zwangswirtschaft und Geldentwertung weitgehend 
umgestalteten Struktur des innerdeutschen Güterverteilungs- 
apparates, des Handels. Einer zusammengeschrumpften Menge zu 
bewegender Waren steht ein stark vergrößerter Handelsapparat gegen- 
über. Da der Handel auch heute „seinen Mann ernähren soll“, ist die 
höhere Belastung der Ware leicht zu erkennen, Umsatzsteuer usw. tun 
das Ihre. Es soll der Funktion der Güterverteilung im Kreislauf von 
Ware und Geld ihre Notwendigkeit nicht bestritten werden; sicher ist 
aber, daß durch eine Zurückführung des Handels auf einen wirtschaft- 
lich berechtigten Umfang eine gewisse Senkung des Preisniveaus und 
ein Freiwerden von Betriebskapital für die Zwecke der Werteschaffung, 
der Produktion, erreicht werden könnte. 

Das halbe Jahr, das verflossen ist seit Deutschland seine handels- 
politische Freiheit wiedererlangte, gibt keine Veranlassung zu irgend- 
welchem Optimismus. Die wirtschaftliche Schwäche Deutschlands, die 
nicht zuletzt eine Folge der Kapitalentblößung der deutschen Wirt- 
schaft ist, erschwerte die Stellung der deutschen Unterhändler in den 
Handelsvertragsverhandlungen. Wo bisher Abmachungen zustande 
kamen, halten sich die Erleichterungen für die Einfuhr deutscher Waren 
in die betreffenden Länder in bescheidenen Grenzen, und die verbliebenen 
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Zollschranken sind oft nur auf dem Wege langfristiger Kreditgewährung 
zu übersteigen, die mehr Kapital erfordert als vorhanden ist. 

Die monatlichen Nachweisungen über den auswärtigen Handel 
Deutschlands zeigen uns, wie die deutsche Wirtschaft noch fortlaufend 
von Mitteln entblößt wird. Hunderte von Millionen Reichsmark nehmen 
jeden Monat den Weg ins Ausland, und die Waren, die damit eingetauscht 
werden, fließen zu einem unverhältnismäßig großen Teil in den Konsum. 
Der Anteil der Fertigwaren an der Einfuhr nach Deutschland ist er- 
schreckend groß. Daß viele dieser Waren nicht sofort bezahlt werden 
müssen, sondern auf Kredit geliefert werden, macht die Sache nicht 
besser. Hier muß Wandel geschaffen werden, ausländische Fertigwaren 
gehören nicht auf den deutschen Markt, ebensowenig ausländische ent- 
behrliche Genußmittel; unermüdliche Kleinarbeit muß den einzelnen 
belehren, warum er diese Dinge — im eigensten Interesse — nicht 
kaufen darf. Ist auch auf Jahre hinaus nicht damit zu rechnen, daß wir 
die deutsche Handelsbilanz aktiv gestalten können, oberstes Ziel muß 
es bleiben. Die Einschränkung des Konsums ausländischer Ware hat 
den doppelten Vorteil, daß die Einfuhr sinkt und daß das Geld im In- 
lande bleibt und der deutschen Produktion zugeführt werden kann. 
Der Einfuhr unerwünschter Auslandswaren muß sofort auch durch eine 
entsprechende Ausgestaltung des deutschen Zolltarifs vorgebeugt werden. 
Auch im Interesse der Regelung der handelspolitischen Beziehungen 
Deutschlands muß eine schnelle Verabschiedung der Zollvorlage 
durch den Reichstag gefordert werden. 

Das führt zur Einstellung der gesetzgebenden Körperschaften 
überhaupt, bei denen nach heutigen staatsrechtlichen Begriffen, trotz 
ihrer parteimäßigen Zusammensetzung, die letzte Entscheidung 
über alle Fragen der Wirtschaft liegt. Die Behandlung solcher Fragen 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist keineswegs die Regel. Das 
Schicksal der Aufwertung, einer so eminent wirtschaftlichen Ange- 
legenheit im Reichstage, beweist augenfällig die Richtigkeit dieser Be- 
hauptung. Die bisherige Behandlung der Zollvorlage läßt Schlimmes 
befürchten. In Steuerfragen regiert, um mit Oswald Spengler zu sprechen, 
der Neid die Stunde. Wir können nur hoffen, daß auf der Grundlage 
der richtigen Erkenntnis wirtschaftlicher Fragen und Zusammenhänge 
auch in den Parlamenten sich eine Stabilisierung der Meinungen aller 
derer vollziehe, die das Allgemeininteresse über den Sondervorteil 
stellen. 

In unseren vorstehenden Ausführungen haben wir die Notlage der 
deutschen Wirtschaft unter den Gesichtspunkt des Kapitalmangels 
gestellt und glauben nachgewiesen zu haben, daß er das Grundübel der 
gegenwärtigen Not ist. Wir haben auf allerlei Mißstände hingewiesen, 
die einer Neubildung nationalen, werbenden Betriebskapitals entgegen- 
stehen und ihre Abstellung gefordert. Gelingt es, sie in weitem Umfange 
zu beseitigen, so werden sich zahlreiche Kristallisationspunkte bilden, 
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an denen sich in Deutschland verdientes, erarbeitetes und erspartes Geld 
niederschlägt. Das allein genügt natürlich nicht. Es muß gefordert 
werden, daß das Zentralnoteninstitut in seiner Kreditgewährung an 
die Wirtschaft dauernd bis an die Grenze des Möglichen geht. In öffent- 
lichen Kassen etwa sich ansammelnde Gelder müssen — unter Wahrung 
der gebotenen Vorsicht — der Wirtschaft für produktive Zwecke zur 
Verfügung gestellt werden. Kein Mittel der Aufklärung und des materiel- 
len Anreizes zur Wiederbelebung der Spartätigkeit der gesamten Be- 
völkerung darf unversucht bleiben. Der bargeldlose Zahlungsverkehr 
muß fortlaufend ausgestaltet und reizvoller für den einzelnen gemacht 
werden, damit alle im traditionellen Strumpf und sonstwo unausgenutzt 
liegenden Mittelin Kanäle fließen, die sie einer produktiven Verwendung 
zuführen. Den kreditgebenden privaten Geldinstituten erwächst die 
höchst verantwortungsvolle Aufgabe, darüber zu wachen, daß die zur 
Verfügung stehenden Gelder nur an solche Unternehmungen gegeben 
werden, die die Gewähr dafür bieten, daß mit Hilfe dieser Gelder Werte 
geschaffen, die Volkswirtschaft bereichernde Geschäfte gemacht werden. 
Es muß vermieden werden, daß Geld in Unternehmungen gesteckt wird, 
die keine Existenzberechtigung mehr haben; es ist, volkswirtschaftlich 
betrachtet, ein schlechtes Geschäft, solche Gebilde durch fortlaufende 
Kreditgewährung künstlich am Leben zu erhalten. 

Die Wirtschaft ihrerseits wird alles tun müssen, um unnötige Aus- 
gaben und überflüssigen Aufwand zu vermeiden. Die kostspielige und 
produktionsverteuernde Überorganisation der wirtschaftlichen Interessen- 
vertretungen muß auf das gerechtfertigte Maß zurückgeführt wer- 
den. Öffentliche und private Haushalte müssen wetteifern in der An- 
wendung sparsamer und zweckmäßiger Methoden auf allen Gebieten. 

Kommen die vorstehend gemachten Vorschläge im weitesten Um- 
fange zur Anwendung, so werden sich in Deutschland selbst noch be- 
trächtliche Kapitalien bilden und mobilisieren lassen. Daß es gelingen 
wird, auf diesem Wege die deutsche Wirtschaft neu aus sich heraus 
hinreichend zu finanzieren, muß leider als Utopie betrachtet werden. 
Der jährliche Aderlaß, den die deutschen Verpflichtungen gemäß Dawes- 
plan darstellen, ist zu groß. Die Finanzierung der deutschen Wirtschaft, 
d. h. die Auffüllung des geschwundenen Betriebskapitals und die Be- 
schaffung von neuem Investitionskapital wird nur mit Hilfe des kapital- 
kräftigen Auslandes möglich sein. Noch in jüngster Zeit sah die Reichs- 
bank sich genötigt, die kreditsuchende Wirtschaft auf das Ausland hinzu- 
weisen. Von der Wirtschaft muß verlangt werden, daß sie bei der 
Hereinnahme von Auslandskrediten mit der nötigen Vorsicht und dem 
erforderlichen Verantwortungsbewußtsein vorgeht. Wer im Auslande 
Kredit aufnimmt, verschuldet damit die deutsche Volkswirtschaft; 
die Möglichkeit der Verzinsung und der Rückzahlung zum festgesetzten 
Termin muß nach menschlichem Ermessen in jedem einzelnen Falle 
sichergestellt sein. Wickeln sich die ersten Kredite reibungslos ab, so 


310 DR. DIX 


wird das Ausland aus seiner Zurückhaltung herausgehen. Es wird in 
zunehmendem Maße Vertrauen schöpfen, je besser wir es verstehen, 
auch die politischen Voraussetzungen: — soweit das in unseren 
Kräften steht — für dieses Vertrauen zu schaffen. 

Unter den geschilderten Voraussetzungen wird es — so hoffen wir — 
trotz fast unüberwindlich scheinender Schwierigkeiten im Laufe der Zeit 
gelingen, die deutsche Wirtschaft von dem sie am stärksten bedrückenden 
Übel, dem Mangel an Kapital, zu befreien. 


GEDANKEN AM GLOBUS. 


Das schwarze Frankreich undseine Weltlage. 


Von Dr. ARTHUR DIX. 


Um die Bedeutung der Vorgänge in Nordafrika richtig würdigen 
zu können, muß man sich nicht nur das geschlossene Bild Französisch- 
Nordafrikas vergegenwärtigen, sondern vor allen Dingen auch die Be- 
deutung, die das dem Mutterlande räumlich so nahe liegende schwarze 
Frankreich in wirtschaftlicher, militärpolitischer und verkehrs- 
politischer Beziehung in französischen Augen hat. 

Mit dem europäischen Stammlande ist das schwarze Frankreich 
so eng verbunden, daß die Farbigen französisches Bürgerrecht 
erwerben können und in der französischen Kammer eine ganze Reihe 
farbiger Abgeordneter sitzen. Seine Hauptbestandteile sind: Algerien, 
das einschließlich der Südbezirke (Sahara) 575000 qkm mit 830000 
europäischen und 5 Millionen eingeborenen Einwohnern zählt und dem 
Mutterlande für 1 ½ Milliarden Franken (1923) tierische und pflanzliche 
Stoffe lieferte sowie dem französischen Markt für 11, Milliarden Fertig- 
fabrikate entnahm. Tunis zählt bei 125000 qkm Fläche gegen 2 Millionen 
Eingeborene und 160000 Europäer. Es bezieht für 4, Milliarde fran- 
zösischer Waren und liefert ihm für 3000000 Francs Getreide, Mineralien, 
Olivenöl, Wein usw. Französisch-Marokko umfaßt ohne die Wüste 
420000 qkm mit 51, Millionen eingeborener Bevölkerung und 70000 
Europäern. Der Handel mit Frankreich und Algier beläuft sich in der 
Einfuhr auf etwa 600 Millionen Franken, in der Ausfuhr auf 150 Millionen. 
Das Senegal- und Nigergebiet umfaßt insgesamt 31, Millionen qkm 
mit 12 ½ Millionen eingeborener Bevölkerung und 12000 Europäern. 
Sein Handel mit Frankreich beläuft sich in Einfuhr und Ausfuhr (Tropen- 
erzeugnisse) auf je rund 250 Millionen Franken. Das dem Kongo be- 
nachbarte Französisch-Äquatorial-Afrika endlich hat 2,3 Millionen 
qkm Fläche und gegen 3 Millionen Einwohner, davon knapp 2000 Weiße. 
Sein Handel mit Frankreich ist in Einfuhr und Ausfuhr auf zusammen 
knapp 20 Millionen Franken beschränkt. 

Trotz der weiten Wüstenfläche der Sahara ist das schwarze Frank- 
reich an Umfang und Bevölkerung sowie als Absatzmarkt und vor allen 
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Dingen für die Versorgung Frankreichs von sehr erheblicher Bedeutung, 
die durch die für Südfrankreich so bequeme Verkehrslage des west- 
lichen Nordafrikas erhöht wird. Was aber die Franzosen am meisten 
interessiert, ist das Menschenmaterial, und zwar in erster Linie 
nicht aus wirtschaftlichen, sondern aus militärpolitischen Gründen. 


Agypten 
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port. 


I. Das schwarze Frankreich und seine Verkehrswege. 


Während Deutschland nach Kolonien verlangte und heute in 
gesteigertem Maße verlangen muß, weil es seine eigenen überschüssigen 
Menschenkräfte dort produktiv unterbringen will, verlangt Frank- 
reich nach einem ausgedehnten und sicher beherrschten 
Kolonialgebiet, um Menschenkräfte für die Zwecke seiner 
Machtpolitik herauszuziehen. 

Nichts kennzeichnet diese Tendenz besser als die französische 
Eisenbahnpolitik in Nordwestafrika. Unsere Skizze (I) ver- 
anschaulicht den neuesten Plan der französischen Militärbahnen in 
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Afrika, die dazu dienen sollen, mit größtmöglicher Beschleunigung 
größtmögliche Menschenmassen für den französischen Waffendienst nach 
Europa zu führen. Dieser amtliche Plan soll eiligst (man rechnet: in 
8 Jahren) durchgeführt werden. Sein Ausgangspunkt ist der Hafen 
Oran, der mit der Hauptstadt Algier bereits durch eine Eisenbahn ver- 
bunden ist. Die Linienführung soll zunächst nach dem östlichen Marokko 
führen, von wo aus eine Kohlen versorgung der Bahn möglich ist, und dann 
durch die Sahara bis zum Nigerknie östlich von Timbuktu. Hauptsammel- 
platz der nach Europa zu überführenden farbigen Soldaten ist Waga- 
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II. Direkte Route Europa—Südamerika. 


dugu, nördlich des britischen Goldküstengebiets. Von hier aus strahlt die 
Bahn in die westafrikanischen Küstengebiete der französischen Kolonien 
aus. Die Strecke von Oran bis Wagadugu beträgt etwa 2500 km. Der 
Betrieb soll im Norden mit Hilfe marokkanischer Kohlengruben mit 
Kohlen, weiterhin mit Pflanzenöl vollzogen werden. Die Baukosten 
sind auf annähernd 11, Milliarden Franken veranschlagt, was die 
französischen Imperialisten auf Kosten der deutschen Steuerzahler 
gern zu leisten bereit sind. Da die Bahn vorwiegend militärischen 
Zwecken dienen soll, können die Tarife unter entsprechenden Zuschüssen 
des Staates niedrig genug gesetzt werden, um bei erheblicher Beschleuni- 
gung des Verkehrs eine Verbilligung gegenüber der Dampferfahrt nach 
dem Nigergebiet und südlich davon zu ermöglichen. 
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Nach Fertigstellung der Transsaharabahn soll es durchführbar sein, 
nicht nur die ersten schwarzen Divisionen schon in wenigen Tagen 
auf dem europäischen Kriegsschauplatz erscheinen zu lassen, sondern 
innerhalb eines Vierteljahres nicht weniger als 400000 Mann 
über den Sammelplatz Wagadugu nach Europa zu befördern. 
Der Transport auf der verhältnismäßig kurzen Mittelmeerstrecke Algier- 
Toulon ist unter gegenwärtigen Umständen heute natürlich ohne weiteres 
sicher, solange sich der Aufmarsch lediglich gegen Deutschland richtet. 
Sofern freilich die Interessen Englands und anderer Mittelmeermächte 
von den imperialistischen Plänen Frankreichs betroffen werden, gibt 
die kürzere Querlinie von den Belearen nach Sardinien für ein Zusammen- 
wirken maritimer Streitkräfte Englands, Italiens und Spaniens die 
Möglichkeit einer ernsten Bedrohung dieser Verbindungslinie. 

Neben den militärpolitischen Plänen, die Frankreich mit seinem 
zusammengeballten Kolonialreich im westlichen Nordafrika verfolgt, 
stehen weite Perspektiven im Weltverkehr. Schon lange verfolgt 
Frankreich den Gedanken, die kürzeste Verbindung zwischen 
Europa und Südamerika unter französischen Einfluß zu bringen, 
und zwar durch eine Dampferlinie zwischen dem westlichsten Kap 
Afrikas und dem östlichsten Vorsprung Südamerikas (Skizze II). Die 
Linie würde von dem brasilischen Hafen Pernambuco oder Ceara nach dem 
französischen Hafen Dacar führen und von hier ihre Fortsetzung durch 
eine Eisenbahn nach Oran bzw. Algier finden. Liegt der schnellste 
Verkehrsweg zwischen Europa und Latein-Amerika in französischen 
Händen, so hofft Frankreich mit verstärktem Erfolge seine „Kultur- 
propaganda“ in Latein-Amerika durchführen zu können, von der es sich 
ebenso viele politische wie wirtschaftliche Erfolge ver- 
spricht. 

Das ist die Situation und die Bestimmung des schwarzen Frank- 
reich in militärpolitischer und weltpolitischer Hinsicht. Die Vorfrage 
für die dauernde erfolgreiche Verfolgung dieser weitgreifenden Pläne ist, 
ob es den Franzosen durch ihren Verrat an der weißen Rasse gelingen 
wird, die „farbigen Brüder“ dauernd.an sich zu fesseln, oder ob nicht 
gerade diese französische Einstellung das erwachende Selbstgefühl 
der anderen Rasse zu verstärktem Durchbruch mit seinen heute noch 
unberechenbaren Folgen führen wird. 


WELTSCHAU. 
MEXIKOS KOMMUNISTISCHE AGRARPOLITIK. 


Das Versuchsfeld kommunistischer Staatskunst ist nicht Rußland allein. Unter 
tropischer Sonne befindet sich Mexiko in der gleichen Lage. Denn nach 12jährigen 
Revolutionskämpfen. steht heute ein Präsident an der mexikanischen Regierung, 
der früher selbst sehr radikal gesinnt, sich jetzt alle Mühe geben muß, die Schäden 
kommunistischer Agrarpolitik, als Folgen der Revolution, vorsichtig wieder zu be- 
seitigen. Wir sehen also nicht nur in Rußland, der früheren Kornkammer Europas, 
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auch in dem paradiesischen, reichen Mexiko ein gefährliches, erfolgloses Experiment in 
den ruhigen Gang der landwirtschaftlichen Betriebe eingreifen. Je bevölkerter der 
Staat, desto einschneidender sind die Folgen, desto sicherer bedeutet ein solches Vor- 
gehen die Ernährung des Volkes in Frage stellen. Der kommunistische Gedanke ist 
bei den Indianern, die früher anspruchslose, friedliche und zufriedene Arbeiter waren, 
sehr weit ins Volk gedrungen. Sie verstehen darunter natürlich in erster Linie die 
Gleichheit des Besitzes, Verteilung des Grundeigentums, des Fabrikeigentums — aber 
nicht der Arbeit! 

Man hat im Staate Morelos, der fast 10 Jahre hindurch unter der Herrschaft der 
Revolutionäre (Zapata) der Zentralregierung getrotzt und in den zerklüfteten Gebirgen 
die Angriffe der Regierungstruppen abgewiesen hatte, die großen Hazienden aufgeteilt, 
und wahllos jedem, der es haben wollte, 30 ha Landes gegeben. Die zerstörte Hazienda 
mit 60 ha Landes blieb dem alten Eigentümer. Jetzt, nachdem auch im Staate Morelos 
einigermaßen Ruhe eingekehrt ist, stellt man den alten Haziendados, die mit dem 
kleinen Besitz nichts anfangen können und in der Hauptstadt Unterkunft suchen muß- 
ten, Entschädigung in Aussicht, die aber minimal ist. Der alten Grundsteuer ent- 
sprechend. Neueste Bewegung ist, denen, die ihre Landanteile (was die Regel ist) 
nicht bewirtschaften, sie wieder wegzunehmen. Der Präsident Calles, den man vielfach 
als Kommunisten gekennzeichnet hatte, unterstützt die agrarische Bewegung, um 
das reiche Land der Kultur zu erschließen. 

Er hat durch sein energisches Vorgehen in Vera Cruz gegen seine eigenen früheren 
Anhänger den staatserhaltenden Elementen neue Stütze gegeben. Nun fürchtet man, 
daß er nach dem Muster des erfolgreichen Diktators Porfirio Diaz, gegen seine Feinde 
rücksichtslos vorgehen werde und daß es ihm gelingt Ruhe und Frieden wieder her- 
zustellen. Bisher waren Gewalttaten noch an der Tagesordnung und Sicherheit von 
Leben und Eigentum ist in vielen Teilen des Landes noch lange nicht zu behaupten. 
Dolchmesser und Karabiner spielen noch immer eine Rolle. 

Die mexikanischen Landarbeiter (Indios) sind willig und zufrieden, solange sie 
nicht von politischen Hetzern und Agitatoren aufgewiegelt werden. Sie müssen, zu 
ihrem eigenen Wohl, unter strenger Zucht gehalten werden, aber gerecht und ohne 
Grobheit behandelt. Der Indianer denkt nicht ans Sparen; wenn er mehr verdient, 
als er braucht, so arbeitet er lieber weniger Tage im Monat, denn es käme ihm das übrige 
Geld nie zugute, die ganze Verwandtschaft würde an seinem Erwerb teilnehmen. 
Auch da, wo schon seit Jahrzehnten die Indios unter dem Haziendenbesitzer nach 
modernen Systemen arbeiten lernten, bearbeiten sie die Parzellen, die ihnen zugeteilt 
werden, für sich so primitiv, wie ihre Vorfahren es taten. 

Die Landwirtschaft ist in Mexiko noch sehr zurückgeblieben, als hätten die Ein- 
heimischen 100 Jahre geschlafen, als wollten sie nicht sehen und lernen. Die Klein- 
bauern kennen z. B. nicht einmal den Gebrauch der Egge usw. Infolgedessen sind die 
Erträge sehr gering. Der Kleinbauer erntet auf einen Hektar Landes nur 3—6 Zentner 
Weizen, 4—10 Zentner Mais. Auch die Erträge der Großgrundbesitzer sind ziemlich 
mäßig, da auch er meist nicht nach den neuesten Methoden arbeitet. Die Ländereien 
werden, mit Ausnahme von ganz kleinen Parzellen, nie gedüngt, denn Stalldünger ist 
wenig vorhanden, da, wegen Mangel an Absatz und wegen der schwierigen Transport- 
verhältnisse, nur die Höfe in der Nähe der Städte, Milchkühe halten. Das Volk im 
allgemeinen trinkt keine Milch, es hat ja Winter und Sommer das mannigfaltigste 
Obst. Gründüngungen sind nicht bekannt, auch findet kein Fruchtwechsel statt. 
Die am meisten fortgeschrittenen Landwirte wechseln mit Weizen und Mais und Bohnen, 
oder Gerste, Mais und Bohnen. Die Kleinbauern säen Mais und Bohnen immer wieder 
auf demselben Land, schon seit Jahrzehnten und ohne zu düngen oder den Boden 
sachgemäß vorzubereiten, kein Wunder, daß oft die Aussaat nicht herauskommt, 
oft besteht die Ernte nur in etwas Maisstroh. Es gibt natürlich auch Hazienden, 


die sehr gute Erträge liefern, und zwar die, welche in der Regenzeit mit dem Wasser 


der Flüsse, die aus den Bergen kommen, berieselt werden können. Solche Flüsse 
bringen in der Regenzeit viel Schlamm und Humus aus den Bergen mit, die sich auf 
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den überschwemmten Feldern lagern und so den Boden wieder beleben und ihm Nah- 
rung zuführen. Den größten Fehler, den viele Haziendenbesitzer und beinahe alle 
Kleinfarmer begehen, ist, daß sie die Felder, anstatt, wie bei uns, im Herbst, erst im 
Frühjahr pflügen, wenn die ersten Regen einsetzen. Das Land ist dann den ganzen 
Winter ohne Feuchtigkeit und hart, wie Zement. In den letzten Jahren der Regierung 
des Porfirio Diaz fingen die Landwirte schon an, nach modernem System zu arbeiten, 
aber nach der Revolution 1910 hörte dieser Fortschritt auf. und in jedem folgenden 
Revolutionsjahr wurde schlechter gearbeitet, so daß die Produktion für den Konsum 
nicht mehr ausreichte und viel Getreide aus den Vereinigten Staaten eingeführt wer- 
den muß. Besonders viel im letzten Jahre, da die Ernten schlecht waren. Die Haupt- 
ursachen aber der schlechten Ernten ist die praktische Anwendung der kommunistischen 


Agrargesetze. Die persönliche Initiative der Landwirte ist dadurch unterbunden, 


lahm gelegt, getötet worden. Niemand weiß, ob er morgen noch Besitzer seines Landes 
ist, infolgedessen steckt er kein Geld mehr in sein Land. Jeder arbeitet so schlecht 
und billig, wie möglich. Viele Länder liegen brach, werden überhaupt nicht mehr 
bearbeitet. Die Eingeborenen, welche die Ländereien der aufgeteilten Güter bekommen, 
ernten höchstens den dritten oder vierten Teil von den Erträgen, die die früheren 
Besitzer erzielten, und viele bearbeiten den Boden überhaupt nicht, weil sie keine 
Mittel besitzen dazu. Die Indios müssen, außer auf ihrem eigenen Lande, ob es groß 
oder klein ist, noch im Wochenlohn arbeiten, um leben zu können, da der Indio sein 
Geld nicht zusammenhält und deshalb nicht auf den Ertrag der Ernte. warten kann. 
Nun gibt es schon viele Gegenden, in welcher alle Güter nach kommunistischer Volks- 
beglückung aufgeteilt sind. Aus diesen Gegenden muß dann der arbeitende Indianer 
auswandern und dorthin ziehen, wo es noch unaufgeteilte Güter gibt. Tausende von 
Arbeitern wandern deshalb jährlich nach den Vereinigten Staaten, namentlich nach 
Kalifornien, wo sie, als Arbeiter in den Obstplantagen, sehr beliebt sind. 

Ein Hauptübel bei der ganzen Geschichte ist, daß die Regierung das Agrarproblem 
auf politischem und nicht auf sozialem Wege lösen will. Jeder Abgeordnete, Gouver- 
neur, jeder, der einen Posten haben will, verspricht jedem Wähler ein Stück Land, 
falls er ihm seine Stimme gibt. Die kleinsten Güter werden nicht geschont, oft wollen 
die Leute gar kein Land mehr haben, da sie es nicht bearbeiten können. In einer von 
den Provinzen ist ein Gesetz herausgekommen, daß kein Gut größer sein darf, als 
50 Hektar, ganz gleich welchen Boden es hat. Wenn es nicht bald anders wird durch 
den neuen Präsidenten Calles, sieht Mexiko noch sehr schweren Zeiten entgegen, 
man bezeichnete dieses Jahr schon als ein halbes Hungerjahr. Doch scheint der Prä- 
sident Calles ein kluger, tüchtiger und energischer Mensch zu sein, der ganz genau die 
Situation kennt, und auch den Willen hat, die Übelstände abzuändern. Hoffentlich 
ist es noch nicht zu spät, denn so tief einschneidende Mißstände, die den Landwirten 
es unmöglich machen, zu produzieren, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu Feinden 
machen, stören gerade bei Landwirtschaft die Betriebe auf lange Zeiten hinaus. Wer 
will denn heute noch auf einsamer Hazienda riskieren überfallen und tot geschlagen 
zu werden. Wir fanden auf der Fahrt von Vera Cruz, nach der Hauptstadt Mexiko, 
viele Hazienden zerstört und verlassen, die Felder unbebaut. Leider übergehen alle 
die Siedlungsgesellschaften, wohl nicht unabsichtlich! diese traurigen Zustände mit 
Stillschweigen in ihren Prospekten, sie berufen sich auf feste Besitztitel ihrer Kolonie, 
die bei dem steten Wechsel der Präsidenten und politischen Anschauungen gar nicht 
garantiert werden können. 

An und für sich ist das mexikanische Volk revolutionsmüde geworden. 


Nach Aufzeichnungen von Geheimrat Prof. Dr. Paasche f bearbeitet von Lisi Paasche. 


DAS INTERALLIIERTE SCHULDENPROBLEM.. 

Wer Gelegenheit hat, sich mit amerikanischen, französischen oder italienischen 
Finanzleuten über die Lösung des interalliierten Schuldenproblems zwanglos zu unter- 
halten, muß sich über die Verschiedenartigkeit der geäußerten Ansichten und die 
in ihnen enthaltenen oft unüberbrückbaren Gegensätze wundern, Selbst bei den 
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Vertretern einzelner Nationen finden sich völlig widersprechende und oft unvereinbare 
Auffassungen. So ist es z. B. bei den Amerikanern ganz etwas anderes, ob der Be- 
treffende aus den Neu-England-Staaten, besonders aus New York, kommt, oder ob 
er etwa aus einem Staate des mittleren Westens stammt. Während die Bewohner der 
Neu-England-Staaten durch ihren stark verzweigten Verkehr in engster Fühlung mit 
der europäischen Wirtschaft stehen und durch ihre innigen Geschäftsbeziehungen ein 
tiefgehendes Verständnis für die Schwierigkeit des interalliierten Schuldenproblems 
besitzen, kann man in den mehr westlichen Staaten oft eine kleinstädtisch anmutende 
engherzige Betrachtungsweise feststellen. 

Ich habe kürzlich in einem auch in der deutschen Presse weitverbreiteten Aufsatz 
über internationale Finanzprobleme auf die eigenartigen Ergebnisse hingewiesen, die 
man bei diesem Problem je nach dem Standpunkt, den einzunehmen man für ange- 
bracht hält und je nach der Einstellung wirtschaftlicher oder moralischer Faktoren 
erzielt. Ich wies z. B. nach, daß, wenn man die gesamten durch den Weltkrieg ent- 
standenen Schulden in einen Topf werfen oder, wie es mit dem englischen Fachausdruck 
heißt, „poolen“ würde und die Verteilung der Anteile an der Gesamtsumme, nach dem 
vorhandenen Volksvermögen der einzelnen Nationen vornehmen würde, die Ver- 
einigten Staaten nur 1461 Millionen $ aus dem Pool zu erhalten hätten, anstatt der über 
11 Milliarden $, die sie jetzt fordern. Würden die Verpflichtungen nach der Beteili- 
gungsdauer am Kriege und nach der Zahlungsfähigkeit der einzelnen Nationen be- 
urteilt, so würden, wie die zweite Betrachtungsweise nachwies, die Vereinigten Staaten 
1479 Millionen $, also etwas mehr als im ersten Falle, aus dem Pool erhalten. Schaltet 
man aber einen ethischen Faktor ein, indem man sagt, die U. S. A. „hätten eigentlich“ 
gleich bei Kriegsbeginn kämpfend an der Seite der Alliierten stehen müssen, und ver- 
teilt man dann die Anteile nach der Leistungsfähigkeit, so hätten die Vereinigten Staa- 
ten nicht nur nichts aus dem Pool zu erhalten, sondern sie hätten noch etwa 10 Millionen $ 
einzuzahlen, die dann an die einzelnen Alliierten zu verteilen wären. Ein bekannter 
amerikanischer Finanzmann mit etwas spitzer Feder hat diese Betrachtung meinerseits 
als eine „humoristische Skizze“ bezeichnet. 

Ich glaube, daß diese Kritik etwas weit über das Ziel hinausschießt und behaupte 
nach wie vor, daß es äußerst schwer ist, die wirtschaftlichen und moralischen Grund- 
lagen zu finden, auf denen ein so schwieriges weltwirtschaftliches Problem gelöst werden 
kann. Vernunft und praktische Durchführbarkeit fordern, daß wir uns bei unseren 
Betrachtungen auf einen begrenzten Kreis von Tatsachen beschränken und dann den 
höchsten gemeinsamen Nenner finden müssen, um in unserer heutigen nüchternen 
Zeit eine Lösung der Frage überhaupt zu ermöglichen. 

Ein italienischer Freund hat mich vor kurzem darauf hingewiesen, daß in den 
frühen Tagen des Mittelalters italienische Geldgeber einem englischen König eine 
Anleihe gewährten, die niemals zurückgezahlt worden ist. Die Schuldsumme an sich 
nebst Zins und Zinseszinsen ist bereits zu einem Betrage angewachsen, der Italiens 
Verpflichtungen an England bei weitem übersteigt. Bedenkt man, daß z. B. 1 Pfund 
Sterling vor etwa 4-—500 Jahren auf Zinseszins geliehen, heute einen Wert von mehreren 
hundert Millionen darstellen, so kann diese Rechnung durchaus richtig sein. In ähn- 
licher Weise hören wir auch in England öfters die Ansicht aussprechen, daß Groß- 
britannien durch die Streichung gewisser Staatsschulden in Amerika mehr Geld ver- 
loren hätte als seine gegenwärtige Schuld an die Union ausmache. 12 Gebiete der 
jetzt das Gebilde der amerikanischen Union darstellenden Staaten haben in den Jahren 
von 1830—1880 ihre Schuldverpflichtungen England gegenüber annulliert. Nehmen 
wir das Gesamtkapital sowie die angesammelten Zinsen jeweils vom Tage der Streichung 
an, so glaube ich, daß sich diese Verpflichtung auf etwa 250 Millionen £ belaufen würden. 
Nehmen wir dann noch die kleineren staatlichen Gebilde, wie Gemeinden, Städte usw. 
hinzu, die gleichfalls ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen sind, so können wir 
damit vielleicht die Summe von 500 Millionen £ erreichen. Schon damals war das 
Problem der Schuldenlösung äußerst schwierig. Wie sollte sich die Bundesleitung zu 
der Handlung des Unterstaates stellen? Kein Geringerer als der große John Quincy 
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Adams hat damals in dem Anfange der Geschichte der Schuldenbildung Grundsätze 
aufgestellt, die im Lichte der späteren Geschichtsentwicklung nicht ohne eine gewisse 
amüsante Seite sind. Er erklärte nämlich: 

a) ein Einzelstaat verletzt durch die Zurückweisung der Schuldenbezahlung die 
Gesamtverfassung der Union; 

b) verwickelt sich ein solcher Staat infolgedessen mit einem oder mehreren anderen 
Staaten in einen Krieg, so haben die übrigen Staaten oder die gesamte Union 
hieran keinen Teil; 

c) der sündigende Staat schaltet sich mit seiner Refüsierung automatisch aus 
der Union aus. 

Obwohl die Staaten späterhin über genügend Geld verfügten, um ihren Schuld- 
verpflichtungen nachzukommen, zeigten sie trotz ihrer scharfen Formulierung keinerlei 
Neigung dies zu tun. Heute spricht kein Mensch mehr davon und nur in den Erörte- 
rungen über das interalliierte Schuldenproblem werden diese Vorgänge wieder ans 
Licht gezogen. 

Der wichtigste Faktor für die praktische Lösung des Problems ist meiner Ansicht 
nach der Fortschritt der internationalen Moral. Obwohl auch für England 
viele Jahre vergehen werden bis seine Schuldverpflichtungen getilgt sind, muß es 
heute eine ganz andere Stellung zu dem Problem einnehmen als jene amerikanische 
Staaten. Für die Union selbst und deren rapiden weltpolitischen und weltwirtschaft- 
lichen Fortschritt liegt jene Zeit so weit zurück als die Sündflut. Die Taten gelten als 
die einer anderen Zeit. Für die weit längere Perspektive des englischen Reiches da- 
gegen bedeuten mehrere Jahrzehnte soviel wie ein Tag. Die beste Stellung, die der 
einzelne Engländer zu den oben gezeichneten Vorgängen nehmen sollte, ist die, daß es 
sich um eine unvermeidbare Ironie der Weltgeschichte handelt. Es gibt unzählige 
Gründe, weshalb eine Diskussion über die Verrechnung jener alten Ansprüche töricht 
und nutzlos ist. Zum ersten haben wir die Bedingungen der Anleihe ja bei deren Ab- 
schluß von vornherein festgelegt, und wir sollten uns als ehrenhafte Kaufleute jetzt 
späterhin hüten, irgendwelche Änderungen an unseren eigenen Abmachungen einzu- 
fügen. Besteht wirklich von unserer Seite aus ein Vermögensanspruch an jene amerika- 
nischen Staaten, so liegt dessen Summe zum mindesten noch nicht fest; der Betrag 
bildet aber sicherlich nur einen Teil unserer heutigen Schuld. Falls wir beim Abschluß 
der Anleihe bereits mit dem Gedanken einer Aufrechnung älterer Ansprüche kokettier- 
ten, so hätten wir dies gerechterweise bei den Verhandlungen durchblicken lassen 
müssen. Endlich aber dürfen auch individuelle Verluste in finanziellen Spekulationen 
mit Teilregierungen nicht auf eine Stufe mit Abmachungen unter großen Regierungen, 
die völlig des spekulativen Charakters entbehren, gebracht werden. Wir würden zum 
mindesten durch ein solches Vorgehen unsere Freunde in den Oststaaten, die eigen- 
tümlicherweise gerade nicht mit den Staaten identisch sind, denen gegenüber England 
einen Aufrechnungsanspruch zu haben glaubt, einen großen Schmerz bereiten. Wir 
Engländer haben stets darauf Wert gelegt, als ein stolzes Volk zu gelten. Falls wir 
unserer Ehre leben sollen, so müssen wir jeden berechtigten Anspruch, der sich 
gegen uns richtet, anerkennen, und dürfen uns nicht etwa durch Spitzfindigkeiten 
darum herumzudrücken versuchen. Die Leute, die wirklich durch einen Gegenanspruch 
von uns betroffen würden, sind leider diejenigen, die heute am wenigsten Verständnis 
für unsere Schwierigkeiten an den Tag legen und die auch durch die Drohung, daß ein 
solcher Anspruch besteht, völlig kalt gelassen werden. Der wahre Kernpunkt 
des interalliierten Schuldenproblems liegt aber in der französischen 
Schuld, die durch die obige historische Betrachtung in keiner Weise berührt wird. 

Sir Josiah Stamp, 
Gouverneur der Bank of England und 
Mitglied des Dawes-Ausschusses. 

Nachschrift der Herausgeber: Sir Josiah Stamp behandelt die Schulden, die 
Amerika an europäische Gläubiger nicht zurückgezahlt hat, als eine historische Ange- 
legenheit. Demgegenüber muß immerhin daran erinnert werden, daß noch am 1. April 
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dieses Jahres an den Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten im englischen 
Unterhaus die Frage gerichtet wurde, „ob ihm bewußt sei, daß die Staaten von 
Alabama, Arkansas, Florida, Georgia, Louisiana, Mississippi, North 
Carolina und South Carolina in Nordamerika Staatsbankerott gemacht 
haben, und ob die Regierung Seiner Majestät bei der Regierung der Vereinigten Staaten 
in Washington Vorstellungen erhoben habe, um die Rückzahlung dieser Staatsschulden 
zu erreichen, die zu industriellen Zwecken kontrahiert wurden und von denen ein 
großer Teil aus dem Vermögen britischer Bürger dargeliehen worden ist“. Mr. Cham- ° 
berlain bestätigte die Tatsache des Staatsbankerotts, erklärte aber, daß er keine 
Aussicht sähe, mit irgendwelcher Hoffnung auf Erfolg Vorstellungen in Washington 
erheben zu können, da die Regierung der Vereinigten Staaten über jene Einzelstaaten 
in dieser Beziehung keine Macht habe. 


DIE ZERRÜTTUNG DES RUSSISCHEN EISENBAHNWESENS. 

Immer wieder muß darauf hingewiesen werden, daß eine Gesundung der wirt- 
schaftlichen Verbindungen mit Rußland in erster Linie davon abhängig ist, ob das 
russische Verkehrswesen wieder einigermaßen einem normalen Bedarf angepaßt werden 
kann. Eine auf den besten Quellen fußende sorgfältige Untersuchung, die Dr. Sera- 
phim, Assistent am Osteuropa-Institut in Breslau, gemacht hat (Das heutige Ruß- 
land, Heft 2: „Das Eisenbahnwesen Sowjetrußlands‘“, Verlag Hermann Sack, Berlin 
1925), kommt bei Würdigung aller Versuche in den Zeiten des „Nep“ zu dem betrüb- 
lichen Ergebnis: „Die Hebung des Betriebsmittelparks gelang nur auf kurze Zeit, um 
dann einer zeitweiligen neuen Verschlechterung Platz zu machen. Nach Scheitern 
dieser Sanierungspläne wurde in der Zeit der neuen Wirtschaftspolitik der Grundsatz 
der ausschließlichen Rentabilität im Eisenbahnwesen durchgeführt. Die Gründung der 
Selbstverwaltungsorgane, die Konzentration des Verkehrs auf den leistungsfähigsten 
Linien, die Maßnahmen zur Beschränkung der Ausgaben und zur Steigerung der 
Einnahmen haben ihr Ziel, das Defizit des Eisenbahnhaushalts zu beseitigen, nicht 
erreicht. Die Finanzlage des russischen Verkehrswesens ist heute schlimmer denn je. 
In technischer Hinsicht wurde auf einer Anzahl von Hauptlinien der Verkehr in gün- 
stiger Weise geregelt, eine schwere Krisis, die den Bahnen durch den Verfall ihres Ober- 
baues drohte, für den Augenblick abgewandt. Die Gesamtleistungen der Bahnen 
konnten infolgedessen etwas gehoben werden. Trotzdem kann von einer Behebung 
der Krise, die das russische Eisenbahnwesen seit sieben Jahren durchlebt, ebensowenig 
die Rede sein, wie, im Hinblick auf die Finanzlage, von einer schnellen günstigen 
Entwicklung in der Zukunft.“ Hiernach sind also die Aussichten für Belebung der 
russischen Wirtschaft von der Seite der Verkehrsleistungen her noch immer als außer- 
ordentlich ungünstig zu beurteilen. 


BÜCHERSCHAU 


DR. KARL SAPPER, Professor an der Universität Würzburg: ALLGEMEINE WIRT- 
SCHAFTS- UND VERKEHRSGEOGRAPHIE. Mit 70 kartographischen und 
statistisch-geographischen Darstellungen. Verlag B. G. Teubner, Leipzig 1925. 

Die Wirtschafts- und Verkehrsgeographie von Sapper gibt in einer anerkennens- 
werten räumlichen Beschränkung ein Bild von den verschiedenen Produktionsgebieten 
der Erde in ihren wirtschaftlichen Abhängigkeiten. Sie behandelt in den Haupt- 
kapiteln die Einwirkung der Natur auf die menschliche Wirtschaft, den Menschen als 
wirtschaftendes Wesen, die Gütererzeugung nach Stoffgebieten sowie die Gütervertei- 
lung durch Handel und Verkehr. Eine alphabetische Übersicht der wirtschaftlichen 
Einheiten der Erde faßt in knappster Form die wirtschaftlich wichtigen Daten aus allen 
Ländern zusammen und ist von Wert für Nachschlagezwecke. Besondere Berück- 
sichtigung finden nicht nur die verschiedenen Kulturreiche, sondern auch die mensch- 
lichen Arbeitskräfte. Obwohl Sappers Arbeit lediglich eine objektive Übersicht über 
die wirtschaftlichen Bedingungen und Möglichkeiten gibt und sich jeden subjektiven 
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Urteils enthält, findet der aufmerksame Leser zwischen den Zeilen genug Belege dafür, 
was der Verlust der Kolonien für ein volkreiches Industrieland wie Deutschland be- 
deutet, und welchen Vorsprung die im Kolonialbesitz verbliebenen und bestärkten 
Länder wirtschaftlich genießen. 


WALTHER SCHMIDT: GEOGRAPHIE DER WELTHANDELSGÜTER. 1. Teil: 
Kraftquellen und mineralische Industriegüter. Ferdinand Hirt, Breslau 1925. 

Professor Walther Schmidt, Cöthen, den Lesern dieser Zeitschrift nicht mehr 
unbekannt, liefert in diesem Schriftchen auf 100 Seiten Text, durch eine Reihe statisti- 
scher Tabellen und graphischer Tafeln ergänzt, ein willkommenes Nachschlagewerk, das 
durch ein sorgfältig durchgeführtes geographisches Register in seiner leichten Brauchbar- 
keit noch erhöht ist. Ein 2. Band soll die pflanzlichen und tierischen Nahrungs- und 
Industriegüter behandeln. Damit liefert der Verfasser wertvolle Bausteine für die 
Geoökonomie. 


DR. OTTO EVERLING: VON DEUTSCHER GEISTESARBEIT UND DEUT- 
SCHER WIRTSCHAFT. Schriften der Vereinigung der deutschen Arbeitgeber- 
verbände. Berlin. l ` 

Es ehrt die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, daß sie dem Vor- 
sitzenden des ,Schutzkartells der notleidenden Kulturschicht Deutschlands“ in ihrer 

Schriftenreihe das Wort zu diesen aufklärenden Ausführungen über die Not der deut- 

schen Geistesarbeiter und die Bedeutung ihrer Abstellung für die Wirtschaft gegeben 

hat. Diese Veröffentlichung im Rahmen dieser Schriftenfolge liefert den besten 

Beweis gegen den Vorwurf einseitiger Einstellung, der nur von unkundiger Seite gegen 

die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände erhoben werden kann. Everlings 

Mahnworte gegen den zerstörenden Geist des Klassenkampfes werden hoffentlich auf 

fruchtbaren Boden fallen. 


FRIEDRICH LIST: DAS NATIONALE SYSTEM DER POLITISCHEN ÖKONOMIE 
8. Auflage. Mit einer historischen und kritischen Einleitung von K. Th. Eheberg und 
einem Anhang: List-Bibliographie von Dr. Max Hoeltzel. Verlag J. G. Cotta, 
Stuttgart und Berlin. 

Vor 100 Jahren mußte Friedrich List seine Ausreise nach Amerika antreten, weil 

im eigenen Vaterlande für den seiner Zeit weit vorausschauenden Volkswirt, National- 

politiker und Gründer wirtschaftlicher Parteien kein Platz war. Die Verbannung aber 

hat ihm nur Gelegenheit gegeben, seinen Gesichtskreis noch wesentlich zu erweitern 
und sich besonders in den weiten zu erschließenden Gebieten Nordamerikas mit den 

Eisenbahnplänen zu beschäftigen, für die sein erster Besuch in London 1823 den Grund 

gelegt hatte. Wenige Jahre später konnte er als Konsul in Leipzig seine ganze Kraft 

für die Förderung eines deutschen Eisenbahnsystems einsetzen. Friedrich List ist 
der deutscheste der Nationalökonomen; zugleich aber auch von einer weitgehenden 
internationalen Wirkung. In unseren Tagen kommt seine Denkweise erst wieder so 
recht zur Geltung, und wenn man auch den Mann nur an seinem ganzen Lebenswerk 
ermessen kann, so ist es doch besonders zu begrüßen, daß sein volkswirtschaftliches 

Hauptwerk „Das nationale System der politischen Ökonomie‘ eben jetzt wieder in 

Neuauflage vor das deutsche Publikum gebracht wird. Die letzte Auflage erschien 

1883 mit einer hinter dem Werk selbst an Umfang nur wenig zurückstehenden Ein- 

führung von Professor Eheberg, die unverändert in die neue Auflage übernommen ist. 

Eine wertvolle Erweiterung bietet die mit äußerstem Fleiß gesammelte List-Biblio- 

graphie, die zugleich die Hauptdaten aus Lists Werdegang gibt. So viel der von List 

erstrebten Entwicklung sich inzwischen auch schon verwirklicht hat, gehört das Werk 
doch in vielen Teilen durchaus noch in unsere Zeit und gerade in diese Zeit wieder hinein. 


W. TUCKERMANN: DIE ÄNDERUNGEN IN DER WELTWIRTSCHAFT SEIT 
1913. Verlag B. G. Teubner, Leipzig. 

Das Büchlein gibt auf 31 Textseiten einen guten Überblick über die in der Kriegs- 

und Nachkriegszeit eingetretenen Strukturveränderungen in den verschiedenen Wirt- 
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schaftskörpern, die nicht zuletzt bei den jetzt überall schwebenden deutschen Handels- 
vertragsverhandlungen von Wichtigkeit sind. Es mündet aus in die Forderung einer 
besseren Durchorganisation der kontinental-europäischen Wirtschaft, um den Wett- 
bewerb in einer Zeit durchhalten zu können, in der Europa aus dem sicheren Mittel- 
punkt der Weltpolitik mehr an ihre Peripherie gerückt zu werden droht. 


POLITISCHER ALMANACH 1925. Jahrbuch des öffentlichen Lebens, der Wirtschaft 
und der Organisation. Mit sachlicher Unterstützung von Behörden des Reiches, 
der Länder, der Städte und des Auslandes und vieler Verbände, herausgegeben 
von Maximilian Müller-Jabusch. K. F. Koehler, Verlag, Berlin und Leipzig. 

In kleinem Format ist der Politische Almanach im Jahre 1923 erstmals er- 
schienen. Man konnte ihm damals schon mancherlei Anerkennung zollen, mußte 
aber im praktischen Gebrauch doch auch noch eine ganze Reihe bedenklicher Lücken 
feststellen. Jetzt ist der gleiche Bearbeiter mit dem Almanach in den bekannten 
Verlag K. F. Koehler übergesiedelt und hat hier offenbar die breite Grundlage ge- 
funden, die erforderlich war, um dieses außerordentlich wertvolle Nachschlagewerk 
wesentlich zu vervollständigen, durchgreifend zu berichtigen und auf den neuesten 
Stand der Dinge zu bringen. Mit welcher Gewissenhaftigkeit die Vervollständigungen 
und Berichtigungen bis zum letzten Augenblick durchgeführt worden sind, ersieht 
man u. a. daraus, daß noch die Vorgänge von Juni 1925 im Hause Stinnes auf- 
genommen worden sind. Dem in seiner heutigen Form außerordentlich wertvollen 
Nachschlagewerk wird hoffentlich ein solcher Absatz beschieden sein, daß von Jahr 
zu Jahr eine neue Auflage des Almanachs möglich sein wird. A.D. 


BÜCHEREINGÄNGE. 


DIE SÜDMARK. Ein Überblick über Verbreitung, kulturelle Eigenart und völkische 
Kampfstellung der Südmarkdeutschen. Eine Gedenkschrift. Herausgegeben 
von Hugo Grothe. Heft 1/4 der Zeitschrift Deutsche Kultur in der Welt. 

Albert Baumeister: DER DEUTSCHE ARBEITERIN DER INTERNATIONALE. 
Ein Vortrag. Verlag der Neuen Gesellschaft G. m. b. H., Berlin-Hessenwinkel, 
1925. 

Dr. rer. pol. P. H. Seraphim, Assistent am Osteuropa-Institut zu Breslau: DAS 
EISENBAHNWESEN SOWJETRUSSLANDS. Heft 2 der Schriften Das 
heutige Rußland.. Verlag Hermann Sack, Berlin, 1925. 

Hans Linhardt und Gottfried Vogenauer: DIE STRUKTURSKIZZE im geo- 
graphischen und historisch-geopolitischen Unterricht. Vorstudie. Verlag 
R. Oldenbourg, München und Berlin, 1925. 

Fritz Beckmann, o. Professor der Volkswirtschaftslehre: DIE ORGANISATIONS- 
FORMEN DES WELTFUNKVERKEHRS. Heft 7 der Zeitschrift Moderne 
Wirtschaftsgestaltungen. Herausgegeben von Kurt Wiedenfeld. A. Marcus 
& E. Webers Verlag, Bonn, 1925. 

EUROPÄISCHE GESPRÄCHE. Hamburger Monatshefte für auswärtige Politik. 
Heft IV und V. Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart, 1925. 

Regierungsrat a. D. Dr. Henry Voelker, Prof. an der Universität Frankfurt a. M.: 
DIE STELLUNG DER EISEN INDUSTRIE ZUR HANDELSPOLITIK. 
Sonderdruck aus Band 171/I der Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Ver- 
lag von Duncker & Humblot, München, 1925. 

DEUTSCHLANDS WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG IM ERSTEN HALB- 
JAHR 1925. Reichskredit-Gesellschaft. 

Prof. Dr. M. Sering: AGRARKRISEN UND AGRARZÖLLE. Verlag von Walter 
de Gruyter & Co., Berlin, 1925. 

WELTWIRTSCHAFTLICHES ARCHIV. Zeitschrift des Institutes für Weltwirt- 
schaft und Seeverkehr an der Universität Kiel. 22. Band. Juli 1925. Heft l. 
Verlag Gustav Fischer, Jena. 


Bayerische Dokumente 
zum Kriegsausbruch und zum 


Versailler Schuldspruch 


herausgegeben von 


PIUS DIRR 


3. verm. Aufl. 3315. Gr. 8°. 1925. .... . Bros. M. . 


Die hauptsäclicsten Ergebnisse, die sid aus diesem Urkundenbud 
zur Kenntnis der Kriegssduldfrage gewinnnen lassen, sind uber- 
sichtlich zusammengefaßt und treten den verschiedenen Versuchen, 
bayerische Äktenstüche zum Schaden der Wahrbeit 
und Deutschlands auszubeuten, 
entgegen. 


R.OLDENBOURG VERLAG 


MÜNCHEN UNDBERLIN 


Die Idee der Staatsräson 


IN DER NEUEREN GESCHICHTE 


Von 
FRIEDRICH MEINECKE 


2 Aufl. 564 Seiten. Gr. &. 1925. = . Brosch. M. 12.—, Leinen M, 14.50, Halbleder M. 16.50 


„Der Titel mag manchem bödst abstrakt im Ohr klingen, doc es geht hier nicht 
um historische Abstraktionen, die nur der ginftige verstehen kann, sondern um die 
ebenso philosophische wie psyabologische Durchleuchtung eines Problems, das jeden 
Bürger und jede Bürgerin angebt oder angeben sollte. 

Staatsräson: das ist der Fadbausdruck für jene politische Handlungsweise, die wir 
neuerlich Machtpolitik oder hadbiavellismusinennen. ; 

Es handelt sich in diesem Werk also um eine Darstellung der Widersprüche von 
Redt und Macht. von politischem Handeln und sittlicher Verantwortung und politi- 

shem Handeln nach Maöttrieb, wie sie die neuere Geschichte aufrollt. 

Das Problem des Verhältnisses der Politik zur Moral und darüber hinaus das 
Problem der Wedselbeziehungen von Politik und historishem Bewußtsein, der 
Weoselbeziehung von Hagar Praxis und Theorie wird in seiner historische n 

Entwicklung dargestellt. 

Noc allgemeiner ausgedrücdt: Das Thema des Buches ist, den Zusammenstoß der 
Idee der Staatsräson mit den pe ru fr und geistigen Denkweisen seif der 
Renaissance und die praktischen politischen Wirkungen dieser Auseinandersetzun« 
gen zu verfolgen.” (Hamburger Fremdenblatt.) 


R. OLDENBOURG VERLAG, MÜNCHEN UND BERLIN 


KETTELER 


EIN DEUTSCHES BISCHOFSLEBEN 
DES ı9. JAHRHUNDERTS 


Von 


FRITZ VIGENER. 
766 Seiten. I Titelbild. Gr. 80. 1924. Brosch. M.18.—, Halbleinen M.20.— 


Die Hauptkapiteldes Buches: 


I. Diesseits von Mainz. 
II. Die ersten Bischofsjahre. 
III. Bischöfliche Kirchen-, Sozial- und Nationalpolitik im Zeichen 
der deutschen Einheitsbewegung (1859-1870), 
IV. Der letzte Bischofskampf in der Kirche und mit dem Staat. 


In dieser, der wuchtigsten Persönlichkeit unter den deutschen Bischöfen des 19. Jahrhunderts 
gewidmeten monumentalen Biographie kommt es dem Verfasser in erster Linie darauf an, die 
Persönlichkeit Kettelers zu begreifen und darzustellen durch die Methode der geistes- 
geschichtlichen Analyse und durch die Kunst der biographischen Ge- 
staltung, vie es Meinecke und seine Schule bisher vornehmlich in der Darstellung des 
Befreiungskrieges und der politischen Romantik getan haben. 
„Es liegt uns hier in der Tat ein biographisches Kunstwerk von ungewöhnlicher 
Bedeutung vor, das seinen Helden in die großen Zusammenhänge dieses Jahrhunderts des 
aufsteigenden kirchlichen Bewußtseins hineinstellt und überall hinter den persönlichen und 
politischen Disharmonien den großen geschichtlichen Sinn der Erscheinung ergründet.“ 
(Zeitschrift für Politik.) 
„Man wird nicht müde, Biographien zu lesen, denn man lebt mit Lebendigen“ — dieses Wort 
Goethes gilt nicht unbedingt. Es kommt darauf an, ob der, dem die Beschreibung gilt, in ihr 
auch wirklich lebt. Wilhelm Emmanuel Freiherr von Ketteler, der große Mainzer Bischof aus 
westfälischem Geschlecht, dessen Leben und Wirken schon heute von der Legendenbildung 
umrankt ist, hat an Fritz Vigener einen ebenbürtigen Schilderer gefunden. Vertieft man sich 
in das Werk, so ist es, als würde das Titelbild lebendig. Man begleitet Ketteler auf seinem Weg 
von der Welt zur Kirche, durch die Dorfpfarrei, die Revolutionszeit, auf den Bischofsstuhl 
in das hessische Landesbistum, man erlebt die Kämpfe dieses von gebändigter Leidenschaft 
durehglühten Mannes mit sich selbst, mit den seinen religiösen Idealen feindlichen Mächten 
außerhalb und innerhalb der Kirche, und steht zuletzt am Sterbebette im Kloster, in das er 
sich zurückgezogen hat. DasWerk ist mit künstlerischer Gestaltungskraft zu bruchloser Einheit 
gefügt."* (Gießener Anzeiger.) 


VERLAG R. OLDENBOURG 


MÜNCHEN UNDBERLIN 
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Qualitätszigarren 


2. Aufl. 606 S. Gr.-8°, 1923 
Brosch. M.10.—, geb. M. 12.— 


Die Wiederbelebung Ratzelscher Ideen 
und ihre Erläuterung an dem auch sta- 
tistisch und volkswirtschaftlich durch- 
drungenen und vielfach in schlagenden 


Beispielsreihen verwerteten Stoff der 
jüngsten Gegenwart stellt die „Politische 
Geographie“ von Dix dar. Freilich noch 
weit reicher an Werturteilen und Richt- 
linien. Dix geht seinen eigenen be- 
achtenswerten Weg und belegt seine 
Ansichten mit geschickt ausgesuchten 
Zahlengruppen. Allen Deutschen, denen 
an Vertiefung, Läuterung und Klärung 
ihrer politischen Ansichten gelegen ist, 
sei das Studium dieses Werkes 
warm empfohlen. 
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PARLAMENTSHERRSCHAFT. 
Von ERNST PRINZ VON RATIBOR. 


Berlin, im September. 


„Minister sind nur dann groß, wenn sie, wie Sully, einen klugen 
Fürsten unterstützen, oder wenn sie, wie Richelieu, an Stelle des Mon- 
archen treten. Sie sind schwach, wenn sie von einer Volksversammlung 
abhängen, die ebenso unfähig ist zu den großen und tiefen Plänen eines 
Politikers, wie zu der harmlosen Blödigkeit eines nichtstuenden Königs. 
Und wer sähe nicht ein, daß der biedre Demos weder die zähe Klugheit 
eines Heinrich IV., noch die vorteilhafte Trägheit eines Ludwigs XIII. 
besitzen kann ? Angenommen, er weiß, was er will, so weiß er doch nie, 
wie sein Wille ausgeführt werden soll, noch ob er ausführbar ist. Da er 
schlecht befiehlt, so wird ihm schlecht gehorcht, und er hält sich stets 
für verraten. Die Abgeordneten, die er ins Parlament schickt, werden 
ihm Sand in die Augen streuen, bis zu dem Augenblick, wo sein unge- 
rechter oder berechtigter Argwohn sie stürzt. Das Parlament aber, aus 
der verworrenen Mittelmäßigkeit der Volksmassen hervorgegangen, 
wird sein wie sie. Es wird obskure und verwickelte Fragen erörtern. 
Es wird den Häuptern der Regierung aufgeben, unbestimmte Strebungen 
zu vollstrecken, über die es sich selbst nicht klar ist, und seine Minister 
werden, minder glücklich als Oedipus, von der hundertköpfigen Sphinx 
vertilgt werden, weil sie das Rätsel nicht errieten, dessen Lösung die 
Sphinx selbst nicht kennt. Ihr größtes Elend aber wird darin bestehen, 
daß sie zur Ohnmacht verdammt sind und reden müssen, statt zu 
handeln. Sie werden Volksredner werden, und herzlich schlechte, 
denn das Talent, dem einige Klarheit eignet, würde sie stürzen. Sie 
werden lernen müssen, zu reden, um nichts zu sagen, und je weniger ein- 
fältig sie sind, desto mehr werden sie zum Lügen verdammt sein, so daß 
also die Gescheitesten am verächtlichsten sein werden. Und wenn sich un- 
ter ihnen noch solche finden, die befähigt sind, Verträge abzuschließen, 
die Finanzen zu ordnen und die Staatsgeschäfte zu führen, so werden 
ihre Kenntnisse ihnen nichts nützen, denn sie werden keine Zeit haben, 
und die Zeit ist der Stoff, aus dem die großen Unternehmungen gemacht 
werden. 

Diese demütigende Bedingung wird die Guten entmutigen und die 
Schlechten mit Ehrgeiz erfüllen. Von allen Seiten, aus den klein- 
sten Nestern, werden ehrgeizige Stümper zu den ersten 
Staatsämtern herandrängen, und da die Redlichkeit keine 

25 


322 | ERNST PRINZ VON RATIBOR 


angeborene Menschentugend ist, sondern nur durch langes Bemühen 
und stetige Nachhilfe anerzogen wird, so werden Scharen von 
Dieben über die öffentlichen Gelder herfallen. Durch den 
Ausbruch von Skandalen wird das Übel noch ärger werden, denn bei 
einer Volksregierung ist es schwierig, irgend etwas zu verheimlichen, 
und durch die Sünden einiger werden alle verdächtig. 

Es ist die Lieblingssünde von Hinz und Kunz, Gesetze zu machen, 
die ihnen nichts kosten, und dabei zu sagen: ‚Ja, wenn ich König 
wäre!‘ Wenn Kunz König sein wird, so wird er in einem Jahre mehr Verord- 
nungen erlassen als der Kaiser Justinian in seiner ganzen Regierungszeit“. 

Dem Manne, der diese Worte gelassenster Weisheit sprach, dem 
großen Franzosen Anatole France, widmete an seinem Todestage vor 
einem Jahre, diesem Tage tiefster Trauer für uns alle, der feinsinnigste 
Kopf der deutschen Demokratie in seinem Berliner Tageblatt wahrhaft 
ergreifende und schöne Worte, die die ganze erste Seite seines Blattes 
einnahmen. Sie seien durch das vorstehende Zitat ergänzt. 

Niemand hatte einen höheren und reineren Begriff von der wahren 
Freiheit des Menschen als Anatole France, und alle Herzen, die für diese 
wahre Freiheit schlagen, sehen ehrfurchtsvoll zu ihm auf, auch wenn sie 
nicht zu den deutschen Demokraten zählen. Hüten wir uns, den Nachhall 
und die Wirkung dieser Worte durch eigene Reflexionen minderen Grades 
abzuschwächen und versuchen wir nur, bescheiden auf seinen Pfaden wan- 
delnd, seine Weisheitan der Hand der letzten Geschehnisse zu überprüfen. 

Die frischesten und lehrreichsten Erfahrungen hat bekanntlich seit 
nunmehr 8 Jahren — wir beginnen unsere Rechnung sinngemäß mit 
der Aera Erzberger — unser Vaterland machen können und müssen. 
Wir wollen auf die allzu leichte und platte Aufgabe verzichten, die jam- 
mervollen Wahrzeichen dieser Entwicklung aufzuzählen. Begnügen wir 
uns, ein summarisches Resultat zu ziehen. Gibt es heute wirklich 
noch viele Leute in Deutschland, die sich in ihrer Haut wohl fühlen ? Die 
Parlamentarier selbst wollen wir ausnehmen. 

Nun, man darf wohl widerspruchslos feststellen, daß das Urteil 
selbst der breitesten Volksmassen über diesen deutschen Parlamentaris- 
mus längst gefällt ist. Es wird unseres Erachtens auch nicht mehr lange 
dauern, bis das Urteil vollstreckt wird. Und es wird auch dann wieder 
ein völlig ungerechtes Urteil sein, wie überall da, wo der Volkswille unge- 
formt und untemperiert, gleich besinnungslos den Demagogen von links 
wiein Zukunft wohl den Demagogen von rechts ausgeliefert, die Geschicke 
eines Staates regiert. 

Ein gerechtes Urteil müßte ebenso die Verdienste berücksichtigen, 
die sich der Parlamentarismus erwarb, als er 1918 den gewaltigen Gegen- 
stoß der Massen auffing, wie die schmähliche Schuld, die er in den letzten 
Jahren auf sich lud, indem er feige vor jeder Verantwortung in übelstem 
Opportunismus und bar jeglicher Würde nur seine eigenen Interessen 
förderte. Es muß gesagt werden, daß das deutsche Parlament als Ganzes 
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in jenen als korrupt angeprangerten Links-Parlamentariern nur seine 
ihm angemessenen Exponenten fand. Als Ganzes hat sich dieses Parla- 
ment kaum anders benommen als jene armseligen Schächer. Aus den 
vielen sich aufdrängenden Beispielen sei nur eines herausgegriffen, weil 
es unser Schicksal für absehbare Zeit verhängnisvoller bestimmt als ir- 
gendeine gesetzgeberische Tat je zuvor. Der Deutsche Reichstag, will- 
fährig ausgeliefert allen Interessenteneinflüssen, die genügend stark 
scheinen, um das Wohl und Wehe eben dieses Parlamentes und eben 
dieser parlamentarischen Regierung in ihrer gegenwärtigen personellen 
Zusammensetzung freundlich oder gefährlich zu beeinflussen, hat de- 
kretiert: Das deutsche Volk hat ein Jahreseinkommen von etwa 22 bis 
24 Milliarden. Hiervon werden der Regierung an Steuern 11 bis 12 Mil- 
liarden jährlich bewilligt! (Das ist, nebenbei bemerkt, dreimal so viel 
wie 1913, obwohl sich der Verwaltungsbereich in dem bekannten Prozent- 
satz verkürzt hat.) Fast 50% des Volkseinkommens werden also für öffent- 
liche Zwecke verbraucht. Diese parlamentarische Regierung hat also 
zunächst einmal ganz hübsch für sich gesorgt. Schlimmer treiben es die 
Bolschewisten weiß Gott nicht. Ich weiß nicht einmal, ob sie wirklich 
in so brutalem Stil konfiszieren, wie dies hier geschieht, oder ob nicht 
da drüben nur die Formen unsanfter sind. Aber diese Parlaments- 
regierung, die nicht vergißt, daß sie ihr so auskömmliches Dasein der 
Gunst des Volkes verdankt, versteht es, sich nach allen Seiten zu sichern. 
Dieses Volk, das alle diese Drohnen nährt, soll nicht ungemütlich werden. 
Was tut man also in einem solchen Falle? Man benimmt sich in gene- 
rösester Weise sozial und brummt der Wirtschaft noch einmal 2,676 
Milliarden Mark jährlich an sozialen Lasten auf. Nimmt man die Zahl 
der Versicherten mit 18 Millionen Arbeitnehmern an, so ergibt sich in 
der Zukunft eine Belastung von rund 149 Mark auf den Kopf des Ver- 
sicherten gegenüber 68 Mark im Jahre 1913. Dies mutet man einer Wirt- 
schaft zu, die am Erliegen ist. Die Reichsfinanzverwaltung allein 
kostet rund 400 Millionen Mark. Das entspricht ungefähr der gesamten 
preußischen Staatseinkommensteuer vor dem Kriege. Die Zahl der Reichs- 
beamten ohne Wehrmacht und die Betriebs verwaltung betrug 1913: 
19255. Heute beläuft sie sich auf 94334, wovon allein auf die Reichs- 
finanzverwaltung 73000 Köpfe entfallen. Diese Ziffern sind so grotesk, 
so ungeheuerlich, daß man aus ihnen den einzigen Trost schöpfen darf, 
der uns noch bleibt: Solch verlodderte Wirtschaft wird sich selbst das 
dümmste Volk nur sehr kurze Zeit gefallen lassen! 

Diese Parlamentsherrschaft wird kein ernsthafter und gerecht 
empfindender Mensch verteidigen wollen oder können. Es ist ihre häß- 
lichste und verhängnisvollste Entartung, mit der wir uns hier auseinander- 
setzen mußten, nicht aber ihreigentlicher Gedanke, dem nach meiner festen 
Überzeugung trotz allem die Zukunft gehören wird. Welches aber ist 
das eigentliche Wesen des Parlamentarismus? Und welche ihm inne- 
wohnenden Kräfte haben fast alle Staaten der Welt im letzten Abschnitt 
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der Geschichte von der Autokratie oder Oligarchie zum Parlamentaris- 
mus geführt ? Nun, genau genommen eigentlich alle jene Eigenschaften, 
die ihn eben in Deutschland ad absurdum geführt haben. Es ist der all- 
mählich herangewachsene Gedanke, daß ein starker König Willkür, ein 
schwacher König Cliquenwirtschaft, also Oligarchie, bedeutet. Daß 
also, da die Herrschaft des Weisesten ein gar zu selten zu erfüllendes 
Ideal bedeutet, ein Klärbecken, ein Filter geschaffen werden soll, mit 
dessen Hilfe sich einmal der Aufstieg gerechter vollziehen soll, ander- 
seits die allzu brutalen egoistischen Interessen der einzelnen Gruppen 
(Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Christen und Juden, Weiße und Farbige, 
Rohstoff- und Verarbeitungsindustrie, Großgrundbesitz und Bauern 
usw.) ausgeglichen und automatisch auf eine gerechte Formel gebracht 
werden sollen. Ist dieses Ideal je verwirklicht? Antwort: Jawohl! 
In England nahezu vollkommen, in den Vereinigten Staaten und Frank- 
reich befriedigend. Wird es in Deutschland jemals zu verwirklichen sein ? 
Antwort: Ich fürchte, wir werden das nicht erleben. 


ENTMILITARISIERTE ZONE UND SICHERHEITSPAKT. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Zu der sich immer mehr erweiternden Diskussion über die deut- 
schen Sicherheitsvorschläge vom 9. Februar muß man eigentlich sagen, 
daß je länger sie dauert, je größer die stellenweise fast bis zu absicht- 
licher Konfusion gesteigerte Unklarheit geworden ist. Frankreich 
hat zuviel Hinterabsichten. England möchte im Westen gern etwas 
zustande bringen, weicht aber jedesmal aus, wenn es auf ernste Schwierig- 
keiten bzw. Hindernisse in Paris stößt. Beide gemeinsam können 
und wollen dem besiegten und militärisch ohnmächtigen Deutschland 
gegenüber immer noch nicht ein genügendes Maß von Gleichberechtigung 
und Gegenseitigkeit zugestehen. Um trotzdem ein Resultat zu er- 
zielen, scheint die letzte Tendenz der anderen Seite dahin zu gehen, 
dem Gedanken einer mündlichen Konferenz unter Zuziehung 
Deutschlands ernstlich näherzutreten. In diesem Sinne soll angeb- 
lich die französische Antwort auf die deutsche Note vom 20. Juli ab- 
gefaßt sein. Inzwischen ist tatsächlich am 31. August zunächst eine 
Juristen-Informationskonferenz in London zusammengetreten. Meine 
eigene Auffassung zu dieser Frage habe ich wiederholt dahin gekenn- 
zeichnet, daß in der Tat nur auf einer Konferenz die großen Ent- 
scheidungen, um die es sich bei der versuchten Neuordnung der poli- 
tischen Verhältnisse in Europa handelt, getroffen werden könnten. Das 
Hauptproblem einer solchen Konferenz würde das Problem der ent- 
militarisierten Zone, d. h. des Rheinlandes im Rahmen des an- 
gestrebten Sicherheitspaktes sein. Es lohnt sich also, gerade 
diese Frage, losgelöst von den Tendenzmeldungen des Tages, noch einmal 
für sich zu betrachten. 
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| I. 

In den Artikeln 42 bis 43 des Versailler Vertrages wird Deutschland 
verboten, auf dem linken Rheinufer und in einer Zone von 50 km östlich 
des Rheines Truppen und Festungen zu unterhalten, ebenso natürlich 
auch irgendwelche sonstige Maßnahmen militärischen Charakters vor- 
zunehmen. Im folgenden Artikel 44 wird ausdrücklich festgelegt, daß 
jedes Übertreten der Vorschriften der beiden vorangegangenen Artikel 
gleichbedeutend mit einem Angriff Deutschlands auf Frankreich wäre, 


also automatisch die Hilfeleistung sämtlicher Unterzeichner des 


Versailler Vertrages an Frankreich zur Folge haben würde. So demü- 
tigend diese Bestimmungen für uns sein mögen, so haben sie in ihrer 
brutalen Sprache doch immerhin wenigstens unzweideutig festgestellt, 
daß auch im Versailler Vertrage die ursprünglichen französischen Ab- 
sichten auf Lostrennung der Rheinlande von Deutschland keiner- 
lei Anhaltspunkte haben. Entmilitarisierung ist eben ganz etwas 
anderes als Neutralisierung. Es ist etwas rein Militärisches, 
aber nicht im entferntesten etwas Politisches. Bekanntlich war 
gerade der Kampf um die Zukunft des Rheinlandes seinerzeit das schwie- 
rigste und delikateste Problem der alliierten Friedensverhandlungen, 
weil hier Lloyd George im englischen Interesse die Grenzen des Ent- 
gegenkommens und der Konzessionen klar erkannt hatte, und auch 
Herr Wilson genügende Kenntnisse vomdeutschen Rhein,zum mindesten 
vom Rüdesheimer Wein und der Loreley besaß. Innerlich hat sich das 
offizielle Frankreich aber auch heute noch nicht mit der Entscheidung 
des Friedensvertrages abgefunden und über Poincaré und den Separatis- 
mus im Rheinlande selbst versucht die französische Politik auf immer 
neuen Wegen und mit nimmer müder Erfindungs- und Advokatenkunst, 
mit indirekter Methode wenigstens das Ziel irgendeiner Art von Sonder- 
regime im Rheinlande doch noch zu erreichen. Einer dieser Wege 
führt über den Artikel 213 des Friedensvertrages. Die dort nach Er- 
messen einer Mehrheit des Völkerbundsrates gestattete dauernde 
militärische Kontrolle Deutschlands (nach Beendigung der 
jetzigen Kontrolle durch die interalliierte Militärkommission) hat die 
französische Politik schon seit Jahren auf den Gedanken gebracht, 
ihren überragenden Einfluß in den verschiedenen Kommissionen des 
Völkerbundsapparates dazu auszunutzen, auf jeden Fall noch vor dem 
eventuellen Eintritt Deutschlands in den Völkerbund auch auf diesem 
wichtigen Gebiete vollendete Tatsachen zu schaffen. Schließlich 
kam so in aller Heimlichkeit nach außen am 27. September 1924 
plötzlich jenes sog. „Investigations protokoll“ zustande, das bei 
Ausführung der künftigen Völkerbundskontrolle Deutschlands für die 
entmilitarisierte Zone, d.h. für das Rheinland insofern ein Sonder- 
regime vorsieht, als ausschließlich für dieses Gebiet die Einrichtung 
ständiger Kontrollorgane gestattet wurde. Mit anderen Worten: 
Mit dem Augenblick des wirklichen Inkrafttretens dieses Protokolls 
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würden in dem geräumten Rheinland sich mit einem Schlage in allen 
wichtigen Städten und Knotenpunkten vielköpfige und vielartige 
französische Kommissionen wiedereinnisten! Eine Möglichkeit, 
so grotesk, daß über sie zunächst immer wieder nur das eine gesagt 
sein mag, daß ihre Realisierung jeden Sicherheitspakt, jeden 
Schiedsgerichtsvertrag und jeden Eintritt Deutschlands in 
den Völkerbund illusorisch machen würde Die deutsche 
Regierung hat nach Bekanntwerden dieses Protokolls, wohl um die 
sonstigen Verhandlungen nicht noch mehr zu belasten, leider recht wenig 
auf diese geradezu unglaublichen Zumutungen reagiert. So ist es ge- 
kommen, daß auch bei uns selbst die in dem Protokoll enthaltenen 
französischen Pläne in ihrer einschneidenden Bedeutung längst nicht ge- 
nügend aufgedeckt und richtig beleuchtet worden sind. Immerhin ist 
es wohl auf den wenigstens auf diplomatischem Wege erhobenen Ein- 
spruch Deutschlands zurückzuführen, daß ein halbes Jahr später, am 
13. März 1925, England und Schweden in einer erneuten Sitzung des 
Völkerbundsrates anscheinend der deutschen These beitraten und ihrer 
Meinung dahin Ausdruck verliehen, daß nach dem Wortlaut des Ver- 
sailler Vertrages die entmilitarisierte Zone unter kein anderes Kon- 
trollsystem gestellt werden dürfe, als das ganze übrige Deutschland. 
So wird es sich also wohl erst im Rahmen der künftigen Paktverhand- 
lungen mit Deutschland herausstellen, inwieweit Frankreich beabsich- 
tigt, seine in keiner Weise auf den Versailler Vertrag zu stützenden 
Sonderforderungen aufrechtzuhalten. Vorläufig hat es formell insofern 
nachgegeben, als es im März d. J. zunächst einer Vertagung der Frage 
auf den Juni zustimmte. Im Juni wiederum trafen sich bekanntlich 
Herr Briand und Herr Chamberlain an den Frühlingsgestaden des 
Genfer Sees. Alles stand damals unter dem hoffnungsvollen Zeichen 
einer angeblich grundsätzlichen Einigung Frankreichs und Englands 
in bezug auf die an Deutschland zu erteilende Antwort. So ließ man 
die ungeregelte und im Augenblick unbequeme Frage der „In- 
vestigationen“ beiseite und verschob ihre erneute Beratung auf den 
September. Inzwischen wird man sich hoffentlich auf der anderen 
Seite darüber klargeworden sein, daß für uns diese Frage der künfti- 
gen „Investigationen“, d. h. des weiteren völlig überflüssigen und uns 
nur immer wieder erneut demütigenden Herumschnüffelns im deutschen 
Wirtschaftsleben eine so große und grundsätzliche ist, daß auch sie 
von einem eventuellen Sicherheitspakt „erfaßt“ werden müßte. 
Das läuft natürlich auf nichts anderes hinaus, als daß zunächst sich 
auch Frankreich dazu bequemen muß, auf jede Sonderkontrolle im 
Rheinland einschließlich irgendwelcher ständiger Kommissionen end- 
gültig zu verzichten und überhaupt die künftige Kontrolle durch den 
Völkerbundsrat nicht auf die Basis einseitig diktierter Zwangsmaß- 
nahmen, sondern auf eine solche zu stellen, der Deutschland zu- 
zustimmen vermag. 
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| II. 

Der nach meiner Auffassung entscheidende Antrieb für die Ini- 
tiative der deutschen Politik am 9. Februar liegt nicht in der Befürch- 
tung, daß Frankreich und England sich hinter dem Rücken Deutsch- 
lands wirklich über irgendeine Gestaltung der „Sicherheit Frankreichs“ 
hätten einigen können. Die seitherige Entwicklung in England zeigt 
ganz klar, daß die Tage des einseitigen englischen Bündnisangebotes 
von Cannes im Januar 1922 unwiderbringlich der Vergangenheit an- 
gehören und in absehbarer Zeit niemals wiederkehren werden. Dafür 
hat Herr Poincaré wie für so manches andere gründlich gesorgt. Wohl 
aber mußte sich die deutsche Politik darüber klar sein, daß praktisch 
der vorher zitierte Artikel 44 des Friedensvertrages insofern zum Da- 
moklesschwert werden konnte, als hierin besonders nach dem Scheitern 
der früher vergeblich versuchten Sicherheitsbündnisse zwischen Frank- 
reich, England und Amerika in erster Linie für England feierliche 
Rechtsverpflichtungen vorlagen, Frankreich dann gegen Deutsch- 
land beizustehen, wenn später nach völliger Räumung des Rheinlandes 
die französische Politik angebliche Verfehlungen Deutschlands gegen 
die Entmilitarisierungsbestimmungen behauptete oder konstruierte. 
Es brauchte sich dabei ja keineswegs um wirkliche deutsche militärische 
Vorbereitungen gegen Frankreich zu handeln, sondern der Wortlaut 
der Artikel 42 bis 44 schuf auch schon internationale Konflikte in dem 
Falle, wenn etwa Deutschland ähnlich wie im Jahre 1920 genötigt 
wurde, zur raschen Niederwerfung innerer Unruhen Truppen in das 
entmilitarisierte Gebiet zu senden. Auf eine kurze Formel gebracht 
mußte also Deutschland danach streben, den aus dem Artikel44 latent 
vorhandenen besonderen englisch-französischen Bindungen durch Selbst- 
hinzutritt neue Formen und neuen Inhalt zu geben. So ist im Memo- 
randum vom 9. Februar jener Satz zu verstehen und zu deuten, in dem 
es heißt: „Im gleichen Sinne könnten die Vertragsstaaten in diesem 
Pakte die Erfüllung der Verpflichtungen zur Entmilitarisierung des 
Rheinlandes garantieren...“ Am 16. Juni akzeptierte Frankreich 
diese hochwichtige neue deutsche Garantie wie etwas Selbstverständ- 
liches, ohne auf die Frage selbst näher einzugehen. Es folgte nur jener 
von Deutschland am 20. Juli beanstandete Satz, daß nach französischer 
Ansicht der Sicherheitspakt weder die Bestimmungen des Vertrages 
über die Besetzung der rheinischen Gebiete, noch die Erfüllung der in 
dieser Hinsicht im Rheinlandabkommen festgesetzten Bedingungen 
berühren dürfe. Deutschland hielt es daraufhin nun doch für geboten, 
am 20. Juli etwas näher auf die eigentliche Rechtskonstruktion des 
Sicherheitspaktes einzugehen. In besonderer Beziehung zu den Be- 
stimmungen über die Entmilitarisierung wendete sich die deutsche Note 
ausdrücklich dagegen, daß etwa die deutsche Regierung den alliierten 
Regierungen ein vertragliches Recht einzuräumen hätte, ohne vorheriges 
objektives Verfahren gegen Deutschland militärisch einzuschreiten, 
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wenn sie der Ansicht wären, daß ein deutscher Verstoß gegen die Be- 
stimmungen über die Entmilitarisierung des Rheinlandes vorliege. 
Und hiermit sind wir bei dem wichtigsten Punkt der neu- 
lichen Unterhaltung zwischen dem französischen und dem 
englischen Außenminister in London angekommen. 

Soweit bis zu diesem Augenblick glaubhafte Meldungen vorliegen, 
hat Herr Briand auch in diesem Zusammenhang auf das eifrigste dafür 
gekämpft, unter angeblich bestimmten Voraussetzungen z. B. eines sog. 
flagranten Bruches derVertragsbestimmungen durchDeutsch- 
land doch ohne das deutscherseits erstrebte objektive Verfahren mili- 
tärisch sofort gegen Deutschland vorgehen zu können und da- 
für auch noch die vertragliche Zustimmung Englands zu erhalten. Immer 
wieder stellen wir also fest, wie auch in diesem Zusammenhang die fran- 
zösische Politik auf Sonderrechte hinsichtlich des Einmarsches 
bzw. Durchmarsches durch das Rheinland hinausgeht, deren 
Hintergrund selbstverständlich nichts anderes als das politische Ziel 
Frankreichs ist, sich nach Ablauf der Besetzungsfristen in neuer 
Form und Gestalt wiederum im Rheinland festzusetzen. Die 
deutsche Politik wird also wirklich nicht nur um Worte oder juristische 
Formeln zu kämpfen haben, sondern in ihnen und hinter ihnen liegt 
immer und an jeder StellederWiderwille und das Zögern Frank- 
reichs verborgen, sich wirklich und ehrlich auf das Loslassen des Rheines 
aus den Fängen seiner Armee einzustellen. 

III. 

Die dritte Stoßrichtung Frankreichs zur Erlangung von Sonder- 
rechten im entmilitarisierten Rheinland geht über das östliche verbün- 
dete Polen. In dieser Kombination heißt es immer wieder, daß der 
Rhein für Frankreich keine Barriere werden dürfte, die Frankreich 
von seinem Freunde und Verbündeten trennt. Als kürzlich der pol- 
nische Außenminister von seiner vergeblichen Anleihereise aus Amerika 
zurückkehrte, ließ er sich über diese Angelegenheit wie folgt in der 
Presse aus: „Die Frage des Rheinlandpaktes muß mit der Frage einer 
Schiedsgerichtsbarkeit im Osten verbunden werden, um zu zeigen, daß 
der Rheinlandpakt nicht ein eiserner Vorhang ist, der Frankreich von 
seinen polnischen und tschechischen Alliierten trennt. Was Polen an- 
betrifft, so ist seine Haltung vollkommen klar. Wenn jemals der Rhein 
angegriffen würde, dann wären nach den französischen Soldaten die polni- 
schen die ersten, die ihnen zu Hilfe kämen.“ Ganz abgesehen von der 
unglaublichen Unverfrorenheit, von einem „Angriffauf den Rhein“ 
durch Deutschland zu sprechen, kennzeichnet dieser Ausspruch des 
auch sonst sehrredseligen polnischen Außenministers sehr treffend die hier 
gehegten Kombinationen der französischen Politik. Frankreich verlangt 
formell Sonderrechte zur Unterstützung seines polnischen Verbündeten, 
verfolgt aber damit gleichzeitig auch auf diesem Wege die eigenen be- 
kannten Sonderabsichten in bezug auf das deutsche Rheinland! 
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IV. 

Der Zufall bringt es mit sich, daß die Frage der „entmilitarisierten 
Zonen“ nach ihrer allgemeinen und grundsätzlichen Bedeutung 
auf der diesjährigen Tagung der Interparlamentarischen Union 
in Washington Anfang Oktober verhandelt werden soll. Also gerade 
während die Politik der europäischen großen Mächte sich bemüht, das 
Problem einer ganz bestimmten und zwar der aller wichtigsten ent- 
militarisierten Zone nämlich des Rheinlandes im Rahmen der schwe- 
benden „Sicherheitserörterungen“ zur Lösung zu bringen, wollen Par- 
lamentarier aller Länder scheinbar akademisch über das allgemeine 
Prinzip verhandeln. 

Und das kam so. Auf der Tagung der Union im Jahre 1923 legte 
der vom Kriege her mit französischen Verhältnissen wohlbekannte 
englische General Spears ein Projekt über die künftige entmilitari- 
sierte Rheinland zone vor, das unter anderem die dauernde Besetzung 
durch fünf Bataillone internationaler Völkerbundstruppen vorsah. Mit 
diesem Projekt hatte Herr Spears aber selbst bei seinen französischen 
Freunden so wenig Glück, daß er es bis zur Tagung des Jahres 1924 
wesentlich umarbeitete. Aber auch diese Neuarbeit fand keinen Beifall 
und wurde einer Unterkommission zur weiteren Durchberatung über- 
wiesen. Im Frühjahr dieses Jahres hat diese Unterkommission be- 
zeichnenderweise ohne Franzosen und Belgier in Luxemburg getagt 
und wesentlich auf Grund deutscher Vorschläge einen dritten Entwurf 
aufgestellt, der nunmehr der Vollsitzung der Union im Oktober vorgelegt 
werden soll. Das wichtigste Moment in diesem letzten Entwurfe ist, 
daß grundsätzlich jede entmilitarisierte Zone zweiseitig sein soll, 
d.h. daß ein gewisser Teil jedes der aneinander grenzenden Länder 
freiwillig Entmilitarisierungsmaßnahmen vornehmen soll. An Stelle 
der ursprünglich vorgesehenen Dauerbesetzung durch fremde Truppen 
ist jetzt die laufende Kontrolle durch eine ständig in Genf statio- 
nierte besondere Überwachungskommission des Völkerbundes vor- 
gesehen. Es wird nicht uninteressant sein, gelegentlich der Tagung in 
Washington festzustellen, welche Haltung die französischen Delegierten 
zu diesem Projekt einnehmen werden. Wir Deutschen dürfen aber jeden- 
falls einen Gesichtspunkt nicht aus den Augen verlieren: Auch wenn 
hier nur allgemein gültige Einrichtungen besprochen und grund- 
sätzliche Empfehlungen gegeben werden sollen, so könnte es sich 
doch auch bei einer derartigen Debatte — falls es wirklich zu einer 
solchen kommt und sie irgendeinen praktischen Zweck erfüllen soll — in 
Wahrheit um nichts anderes handeln, als um diehöchstpraktischeund 
reale Zukunft des deutschen Rheins. Es wird also Aufgabe 
der in Washington anwesenden deutschen Delegierten sein müssen, 
sehr aufmerksam darüber zu wachen, daß nicht etwa auch auf diesem 
Umwege der Versuch gemacht wird, der völligen Freiheit des deutschen 
Rheines Hemmungen und Hindernisse zu bereiten! 
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VERSAILLES, SICHERHEITSPAKT UND WELTFRIEDEN. 
Von The Right Hon. ARTHUR HENDERSON, M.P. 


Der Verfasser dieses Artikels war Minister des Innern 
unter Ramsay Mc Donald und gehörte während des Krieges 
dem Kabinett Lloyd Georges an. Er gilt als einer der 
mutigsten Vorkämpfer Englands für die Abschaffung der 
Geheimdiplomatie. 


Die Sicherung des Weltfriedens verlangt nicht nur die Abschaffung 
der Geheimverträge sondern auch die Möglichkeit, bereits abgeschlos- 
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sene Verträge, deren Fehler und Schwächen sich im Laufe der Zeit 
herausstellen, abzuändern resp. zu verbessern. Die Welt steht nie still. 
Wie im Leben der Nationen veraltete Gesetze durch neue ersetzt und 
damit die Rechtsprechung dem jeweiligen Kulturstande angepaßt werden 
muß, so muß auch in der internationalen Diplomatie der Mut zu der- 
artigen Abänderungen gefunden werden. Wehe denjenigen, die das 
Gegenteil glauben und die in der Annahme leben, daß das, was sie heute 
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anordnen, den Naturgesetzen gleich in alle Zukunft festgelegt werden 
kann. 

Ein Frieden, der den Weltfrieden für alle Zeit sicherstellt, ist mensch- 
lich unmöglich. Jeder Friede kann bestenfalls eine relative 
Sicherheit auf unbestimmte Zeit gewährleisten. Im Ver- 
laufe der Zeit und unter veränderten Verhältnissen bedürfen die Friedens- 
schlüsse gewisser Abänderungen. Diese Abänderungen werden ent- 
weder in friedlicher Aussprache erzielt, oder die Gegensätze verschärfen 
sich so, bis ein neuer Krieg die Revision des Friedensvertrages herbei- 
führt. Auch der Versailler Friedensvertrag macht hiervon keine Aus- 
nahme. Er ist nicht geeignet, die internationalen Beziehungen für alle 
Zukunft festzulegen, und die Regierungen können Sicherheitspakte so- 
viel sie wollen, entwerfen, ohne wirkliche Sicherheit zu schaffen. Ein 
Sicherheitspakt nämlich, der das in dem Friedensver- 
trag enthaltene Unrecht und die in ihm schlummernden 
Gefahren nicht abstellt, kann niemals völlige Sicherheit 
bringen. Der jetzt entworfene Sicherheitspakt trägt deshalb bereits 
den Keim seiner eigenen Vernichtung in sich. Wenn es darin heißt 
„das Suchen nach einer Sicherheitsformel, deren die Welt bedarf, darf 
nicht etwa durch eine Änderung des bestehenden Friedensvertrages er- 
reicht werden“, so bedeutet dies einen Gegensatz in sich. Man kann 
dazu nur erklären, daß es keinen Wert hat, Explosionen zu verbieten, 
wenn man das Schießpulver offen liegen läßt. Der einzig sichere Weg 
ist, das Schießpulver zu entfernen. Der Sicherheitspakt bedeutet nichts 
anderes, als daß Explosionen verboten sind, aber daß es gleichfalls 
verboten ist, das Schießpulver zu entfernen, das zur Explosion führen 
könnte. Solch ein Vorgehen ist vielleicht „Diplomatie“, nie aber Staats- 
kunst. 

Es ist vielleicht nicht erstaunlich und wird durch die Schwachheit 
menschlicher Natur erklärt, daß die große Masse des Volkes den großen 
Reformen gegenüber, die wir nach den entsetzlichen Leiden des Welt- 
krieges für notwendig hielten, mehr und mehr teilnahmslos gegenüber- 
steht, je weiter wir uns von dieser Leidenszeit entfernen. Einige der 
wichtigsten Reformen sind in Wirklichkeit selbst durch diese ungeheuren 
Opfer an Gut und Blut ihrer Verwirklichung um keinen Deut näher 
gerückt worden, sie haben nur noch für einige wenige Vorkämpfer die alte 
Kraft eines Ideals. Für jene tapferen Männer allerdings, die als Pioniere 
für eine Veredelung der Kultur kämpfen, bedeuten sie noch 
immer die Fackeln, die den steinigen Pfad beleuchten. Aber ach, die 
große Masse des Volkes, auf die es aber letzten Endes ankommt, ist teil- 
nahmslos geworden all dem gegenüber, was sie früher in heftiger Weise 
bewegte. Würde man dieses Volk fragen, so würden sicherlich neun von 
zehn Personen erklären, daß sie Bekämpfer der Geheimdiplomatie seien 
und daß nur die offene Diplomatie die Welt retten könne. Trotzdem 
Wort und Tat sich auszuschließen scheinen, braucht man nicht an der 
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Ernsthaftigkeit dieser Leute zu zweifeln, denn ich glaube, daß die meisten 
Menschen instinktiv das Richtige fühlen und daß nur durch die große 
Menge verschiedener Meinungen die Verwirrung entsteht. So ist man 
sich der großen Gefahren der Geheimdiplomatie vollkommen bewußt, 
doch ist dieses Problem durch wirtschaftliche und soziale Schwierig- 
keiten in den Hintergrund gedrängt worden. Trotzdem wäre es ein 
großer Fehler, anzunehmen, daß eine Rückkehr zu der gefährlichen 
Methode der Geheimdiplomatie irgendwelche Unterstützung beim 
großen Publikum finden würde, vielmehr würde jeder Versuch, das Volk 
in geheime Verträge zu verstricken, sofort schärfsten Widerstand auslösen. 

Offene Verträge in öffentlichen Verhandlungen erreicht, war das 
Grundprinzip der englischen Arbeiterregierung. Man denke an die Er- 
klärung, die im vergangenen Jahre vom Unterstaatssekretär im Namen 
der Arbeiterregierung im Parlamente gegeben wurde, in der es hieß: 
„Während unserer Regierungszeit soll das Parlament von allen Ver- 
handlungen, Abmachungen und Verträgen, die die Nationen in irgend- 
einer Weise binden könnten, informiert werden. Wir erachten es als 
dringend erforderlich, daß die Nation nicht gezwungen wird, irgendeine 
ihr unbekannte Politik zu ergreifen, und wollen insbesondere das Parla- 
ment von allen Abmachungen, die eine Ehrenpflicht enthalten könnten, 
in Kenntnis setzen“. Diese Erklärung bedeutete sicherlich einen wich- 
tigen Schritt in der Abschaffung der Geheimdiplomatie. 

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum, anzunehmen, daß die Bekämpfer 
der Geheimdiplomatie der Ansicht sind, daß der ganze diplomatische 
Prozeß dem großen Publikum zugängig gemacht werden soll. Wich- 
tige Besprechungen in Gewerkschaften, parteipolitischen Ausschüssen, 
Aktiengesellschaften oder wirtschaftlichen Verbänden werden stets in 
privater Sitzung abgehalten; es würde also lächerlich sein, anzunehmen, 
daß eine Zusammenkunft ausländischer Minister in voller Öffentlichkeit 
abzuhalten wäre oder daß zu jeder Zeit, wenn ein Gesandter eines Landes 
mit dem Minister des Landes, dem er zugeteilt ist, eine Unterredung hat, 
Pressevertreter zugegen sein sollten, um zuzuhören, was die Diplomaten 
sich einander zu sagen haben. Unter offener Diplomatie wird vielmehr 
verstanden, daßalleinternationalen Verträge, wenn sie abgeschlossen sind, 
der Öffentlichkeit ohne Vorbehalt zugängig gemacht werden sollten. 

Ich glaube, daß die gegenwärtige Weltlage für die Abschaffung der 
Geheimdiplomatie bald besser geeignet ist als je zuvor. Trotzdem haben 
wir noch einen weiten Weg vor uns. Ich erinnere mich einer Rede, die 
Wilson Anfang 1919, glaube ich, in Paris hielt, und in der er meinte, 
daß die wohlhabenden Klassen der Menschheit nicht mehr deren Führer 
sind. Die Zukunft der Menschheit liegt in den Händen des Volkes. 
„Suchet das Vertrauen des Volkes zu erringen, und ihr habt denWelt- 
frieden, täuschet dieses Vertrauen, und kein Geheimabkommen wird je 
in der Lage sein, den Frieden sicherzustellen‘. Leider sind die Ausführungen 
des amerikanischen Staatsmannes bisher schöne Worte geblieben. 
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DAS DEUTSCHE WIRTSCHAFTSELEND. 
l. Verkehrte Wirtschaftspolitik. 


Von Generaldirektor Hans Frhr. v. RHEINBABEN. 


Mancher Geheimrat mag am 10. November 1918 sein Dienstzimmer 
mit dem bangen Gefühl betreten haben, ob seines Bleibens hier noch 
länger sein würde. Zu seiner Genugtuung erfuhr er schon in den Vor- 
mittagsstunden durch die Sendboten des Arbeiter-, Soldaten- und An- 
gestelltenrates, die überall schon vorhanden waren, daß die neue Re- 
gierung die alten Beamten in ihrer Stellung bestätigte und von ihnen 
„zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung“ ruhige und ordentliche 
Arbeit verlangte. Also stellte sich die Beamtenschaft und alles, was 
ihr anhing, mit beiden Füßen auf den berühmten „Boden der Tatsachen“ 
und waltete, wie unter dem kaiserlichen Regime, so auch unter dem neuen 
von Volkes Gnaden ihres Amtes in altgewohnter Zuverlässigkeit. Nur 
einige Unabänderliche fielen den veränderten Zeitläuften zum Opfer. 
Man hätte glauben sollen, daß nun große Spannungen zwischen den neuen 
leitenden Persönlichkeiten aus dem Volke und der altgedienten Bureau- 
kratie entstehen würden. Fast das Gegenteil trat ein: Die neuen Herren 
suchten und fanden an den alterprobten Beamten diejenige Stütze, die 
es ihnen erst ermöglichte, einen Wirtschafts- und Finanzdilettantismus 
sondergleichen in die Wirklichkeit umzusetzen. Es waren die Zeiten, in 
denen Herr Wirth durch Verkauf von Millionen Papiermark in Am- 
sterdam die Erfüllungsschlacht schlug, wobei der moderne „Hagen“ im 
Bunde mit den Finanzdiktatoren der Konzerne kräftig nachhieb. Ähn- 
lich wie sich auf den Papierscheinen eine Null an die andere reihte, so 
umrankten sehr bald neugebackene republikanische Beamte den alten, 
allen Wettern trotzenden Stamm. Nur weil dieser Stamm immer auf 
dem „Boden der Tatsachen“ stand, war es möglich, daß es der sozial- 
demokratischen Partei mit ihrem Anhang gelang, fast das ganze Mittel- 
standskapital zu zerschlagen. Aus diesem Chaos gingen verhältnis- 
mäßig gesund die produzierenden Teile der Wirtschaft hervor, ins- 
besondere auch die Landwirtschaft. Aber das sozialistische Gift saß und 
sitzt so tief, daß die grundlegenden Reformen des staatlichen. Finanz- 
wesens von Ende 1923/24 zwar währungspolitische Energie, aber äußerste 
Kapitals- undWirtschaftsfeindlichkeit erkennen ließen, trotzdem bürger- 
liche Politiker die Verantwortung übernommen hatten. So kommt es, 
daß die sozialdemokratische Parteipolitik auch ihr zweites Ziel erreichen 
wird: Zertrümmerung der mächtigen und verhaßten Konzerne, Verschul- 
dung der großen Werke an Staat und Ausland, Überschuldung vor- 
nehmlich des großen, für die Steuer leicht faßbaren landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes, Zerstörung der individuellen vorwärtsstrebenden Kräfte 
zugunsten der breiten ideenlosen Masse. An Stelle der produktiven in- 
dividuellen Kräfte treten Gewerkschaften, Verbände, Kassen usw., in 
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denen sozialdemokratischer Einfluß sich direkt oder indirekt Geltung 
verschafft. Jedem einzelnen wird das Gefühl anerzogen, daß der Staat 
verpflichtet sei, ihn zu unterstützen und ihm zu helfen, ohne Rücksicht 
auf Leistung, während umgekehrt für die vorwärtsstrebenden Elemente 
durch das Großziehen einer solchen Auffassung eine unerträgliche so- 
ziale Belastung entsteht. Kein zweites Land in der Welt begeht diesen 
Selbstmord mit so viel duldsamer Gelassenheit, keine Bureaukratie der 
Welt ist so gut geschult wie die unsrige, um alle die sich überstürzenden 
Anordnungen peinlichst zur Durchführung zu bringen. 

Das ganze Volk erstickt an der Überorganisation auf allen Gebieten; 
jede freie Regung wird durch den Bureaukratiebolschewismus erdrückt. 
Der Steuerprotest der Spitzenverbände von Banken, Handel und In- 
dustrie ist noch viel zu zahm, weil dieindirekten Belastungen aus dem 
heutigen Steuersystem unberücksichtigt geblieben sind. Weshalb 
schließen sich die Vertreter der hart bedrängten Land- 
wirtschaft dem Protest nicht an ? Sicher wohnt Protesten nur eine 
beschränkte Bedeutung inne, denn im Parteiklüngel liegt schon vorher 
fest, was in der Hauptsache beschlossen werden soll und muß: nur die 
Oberfläche wird noch ausgeglichen! Aber steter Tropfen höhlt den Stein: 
Agitation, gestützt auf Statistik und wirtschaftliches Beweismaterial, 
wird auf die Dauer ihren Eindruck nicht verfehlen. | 

Wie die Dinge heute liegen, ist das einzig wirksame Mittel die Auf- 
klärung und Gewinnung immer weiterer Kreise für eine der bisherigen 
entgegengesetzte Wirtschaftspolitik, weil deren Fortsetzung im höchsten 
Maße geeignet ist, die Freiheit in der Entwicklung zu zerstören. 
Diese Aufklärungsarbeit erfordert große Mittel und droht zu 
stranden an dem fortschreitenden finanziellen Ruin der bis- 
herin der praktischen Wirtschaft maßgeblichen Kreise. Dem 
muß mit allen Kräften entgegengearbeitet werden! 


2. Wo liegt die Schuld? 
Von Dr. MARTIN BLANK, Berlin. 


Es ist im höchsten Grade bedauerlich, daß wir die vorstehende Frage 
abermals stellen müssen und daß wir versuchen müssen, diese Frage — 
die eigentlich gar kein ungelöstes Problem mehr ist, — abermals möglichst 
deutlich und klar zu beantworten. Und zur erneuten Behandlung dieser 
Dinge veranlaßt uns die nachgerade immer schwächer werdende, aber 
doch noch vorhandene Hoffnung, daß stets wiederholtes Aussprechen 
dessen, was sich in Deutschlands Wirtschaft vollzieht, vielleicht doch ein- 
mal diejenigen Leute in Deutschland zum Nachdenken bringt, die es in 
erster Linie in der Hand haben, der drohenden Katastrophe zu wehren. 
Wenn wir hier das Wort Katastrophe gebrauchen, so sind wir uns be- 
wußt, was wir sagen. Häufiger als richtig und vernünftig war, sind in 
den letzten Jahren die „Katastrophe“, der „Zusammenbruch“, das 
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„Chaos“ an die Wand gemalt worden. Oft ist das Äußerste nicht einge- 
treten, und wer sich als „abgebrühter Wirtschaftskenner“ solchen Pro- 
phezeiungen gegenüber skeptisch verhielt, schien häufig recht zu be- 
halten. Die jede klare Erkenntnis verhindernde Geldentwertung ver- 
hüllte gnädig so manchen Kapital- und Substanzschwund, der nach Frie- 
densbegriffen ein Zusammenbruch in optima (richtiger: pessima!) forma 
war. Diese Zeiten sind vorbei: mit ehernen Schritten rückt jezt auf die 
deutsche Wirtschaft die — sit venia verbo — „goldwertige‘‘ Katastrophe 
zu, der Zusammenbruch in Reichsmark, auf der Grundlage stabiler 
Währung, das letzte erschütternde Kapitel der Geschichte von der 
selbständigen freien deutschen Wirtschaft, es sei denn, daß alle Ver- 
antwortlichen sofort Kehrt machen auf dem bisher beschrittenen Wege, 
daß das gesamte Volk in richtiger Erkenntnis des gemeinsamen Besten 
sich dem andrängenden Unheil einmütig entgegenwirft. Das muß sein 
und — das ist möglich. Das drohende Verhängnis ist nicht etwas Un- 
greifbares, Unabwendbares und nicht Erkennbares. Die Schuldfrage 
kann schlüssig und schlagend beantwortet werden. 

Die höchst beachtenswerte Denkschrift, mit der der Verein für die 
bergbaulichen Interessen z. B.sich an die Reichsregierung, an die Par- 
lamente und an die Öffentlichkeit wendet, stellt am Schlusse in aller 
Deutlichkeit und Klarheit die Forderungen auf, deren Befolgung die 
Beseitigung der hauptsächlichen Mißstände bedeuten würde. Gefordert 
wird: 1. Ermäßigung der gegenwärtigen Steuerlast, 2. Herabsetzung 
der Rohstofftarife, 3. Abbau der sozialen Lasten auf ein tragbares Maß, 
4. Wiedereinführung der Vorkriegsarbeitszeit, 5. Beseitigung des Zwangs- 
schiedswesens. In dem Bericht des Vereins der deutschen Eisenhütten- 
leute kehren dieselben Forderungen wieder. Wir finden sie in allen wirt- 
schaftspolitischen Publikationen, die berechtigten Anspruch darauf haben, 
als sachlich anerkannt zu werden. Ja, es gibt kaum jemand, der die Be- 
rechtigung der obigen Forderungen ernstlich bestreiten wollte. 

Was geschieht nun aber zur Beseitigung dieser offenkundigen 
Mißstände ? So gut wie nichts! 

Durch Steuern werden nach Schätzungen von höchst beachtens- 
werter Stelle in diesem Jahr etwa 46% des Volkseinkommens weggenom- 
men. Diese Ziffer beleuchtet schlagartig die Lage. Nicht nur, daß die so 
fortgesteuerten Milliardensummen zum überwiegenden Teil aus der 
öffentlichen Hand Zwecken zufließen, die auf die Bezeichnung „pro- 
duktiv“ keinen Anspruch haben: es wird auch dem Wirtschaftskörper 
auf diesem Wege mehr Blut entzogen, als er aus sich heraus zu ersetzen 
imstande ist; es ist dies ein sicherer Weg, um auf die Dauer den privaten 
Unternehmungsgeist endgültig abzutöten. Der jetzt zu Ende geführten 
Reichssteuerreform lag sicherlich u. a. auch der Gedanke zugrunde, der 
Wirtschaft die Lebensmöglichkeit zu belassen. Dem parlamentarischen 
Schachergeschäft und der Unersättlichkeit nachgeordneter öffentlicher 
Körperschaften ist dieser Grundsatz zuerst zum Opfer gefallen. Die von 
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höchster Regierungsstelle gegebene Zusage, die Steuersätze zu ermäßigen, 
nachdem sie sich als untragbar erwiesen haben, ist kein Trost. Nur die 
grundsätzliche Verkennung der Bedeutung der Wirtschaft durch Be- 
hörden und Parlamente aller Grade kann deren Vorgehen erklären, 
nicht entschuldigen. 

Der deutsche Wirtschaftsverkehr ist durch Frachten belastet, die 
nach all den zögernd vorgenommenen Herabsetzungen noch immer als 
wirtschaftshemmend und den Ertrag schädigend bezeichnet werden 
müssen. Unverständliche Rücksichtnahme und Sünden der ersten Nach- 
kriegszeit haben es dahin kommen lassen, daß die deutsche Reichsbahn 
neben den Gehältern und Löhnen für rund %, Millionen von ihr beschäf- 
tigter Personen die Ruhegehälter von rund Y, Millionen ehemaliger 
Reichsbahnangehöriger aufzubringen hat. Wer trägt diese Belastung ? 
Die Wirtschaft. Man hat offenbar gänzlich verlernt, die Wichtigkeit 
und Bedeutung widerstreitender Belange im eigensten Interesse des 
Staates gerecht abzuwägen und dann zu entscheiden. 

Das gilt im gleichen, wenn nicht höheren Maße für die Sozialpoli- 
tik, die — in dieser Form weiter fortgesetzt — schon sehr bald keine 
soziale Politik mehr sein wird. Was nützen z. B. dem Bergmann gesetz- 
liche Ansprüche auf exorbitant hohe Renten, wenn die Wirtschaft nicht 
mehr in der Lage ist, die Mittel dafür aufzubringen ? 2800000000 Mk. 
(zwei Milliarden achthundert Millionen Reichsmark) wird die Sozial- 
belastung der deutschen Wirtschaft nach übereinstimmenden Schätzun- 
gen im Jahre 1925 betragen. Das ist weit mehr als das Doppelte der Vor- 
kriegsbelastung! Kein vernünftig Denkender hält das für tragbar; die 
Regierung ist anderer Meinung und der Reichstag hat’s beschlossen. — 

Wer als Privatmann Verluste gehabt, wer Schulden gemacht hat 
und wieder vorwärts kommen will, muß nach hergebrachten Begriffen 
mehr und intensiver arbeiten als zuvor. Für ein Volk in seiner Gesamt- 
heit gilt dieser Grundsatz genau so, er ist bisher weiten Kreisen des deut- 
schen Volkes offenbar noch nicht klar geworden. Regierung und Parla- 
ment mißachten ihn, obwohl bei ihnen die Erkenntnis vorausgesetzt 
werden darf. Mit der Forderung nach Mehrarbeit und intensivierter 
Leistung steht die Wirtschaft — mit dem Odium nackten Gewinnstre- 
bens behaftet — fast allein da. Wer will ernstlich behaupten, daß die 
Wirtschaft Mehrarbeit fordern würde, wenn die Behauptung der Gegen- 
seite richtig wäre, daß im schematischen Achtstundentag der letzte 
Schluß sozialer und wirtschaftlicher Weisheit liegt ? 

Um zu ermessen, was eigentlich der Schlichtungszwang bedeu- 
tet, muß man die praktische Durchführung des Verfahrens kennen. Die 
Arbeiter fordern eine Lohnerhöhung, der Arbeitgeber ist gezwungen ab- 
zulchnen. Anrufung des Schlichters, Fällung eines Schiedsspruches, 
durch den ein Teil der Arbeiterforderungen bewilligt wird (Versuch, die 
streitenden Parteien „auf der mittleren Linie“ zu einigen). Der Arbeit- 


geber muß auf der Ablehnung beharren, Antrag der Arbeiter auf „Verbind- 
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lichkeitserklärung“ des Schiedsspruches, dem Antrag wird stattgegeben. 
Weigert sich der Arbeitgeber weiter, macht er sich strafbar. Sollte der 
Schiedsspruch ausnahmsweise anders ausfallen, d. h. zuungunsten der 
Arbeiter, wird gestreikt, das Streikrecht ist in der Verfassung verankert. 
Geschädigt werden dann der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und die 
Wirtschaft; dies ist nicht strafbar. Man sieht, das Schlichtungswesen ist 
zur Lohnerhöhung geeignet, Herabsetzungen läßt es — praktisch — 
nicht zu. 

Nichts von vorstehendem ist neu, alles ist altbekannt, die Schäd- 
lichkeit der Zustände ist unbestritten. Daß nicht mit allen Mitteln an der 
Besserung gearbeitet wird, ist ein Beweis dafür, wie wenig diejenigen, die 
die Verantwortung für die Entwicklung tragen, die Erfordernisse des 
Tages begriffen haben oder begreifen wollen. Immer wieder neue Lasten 
werden der Wirtschaft aufgepackt: „sie wird's schon tragen können!“ 
Parteipolitik und die Rücksichtnahme auf den Wähler bestimmen die 
Handlungsweise und schaffen jene „Bewilligungsfreudigkeit“, die den 
Geldbeutel der „anderen“ trifft. Da man die Folgen der Eingriffe nicht un- 
mittelbar am eigenen Leibe spürt, sind die Entschlüsse leicht gefaßt. Aber 
jeder Schlag, der gegen die Vernunft geführt wird, wird mit doppelter 
Wucht auf den, der ıhn führt, zurückfallen. Das muß erkannt, danach 
muß gehandelt werden, es wird zum Besten des einzelnen und der 
Gesamtheit sein. — 


3. Was kann helfen? 
Von Dr. HEINZ RISSE, Solingen. 


Das logische Denken, vor allem in wirtschaftlichen Dingen, wird 
durch nichts stärker gehemmt als durch Schlagworte. Seit der Annahme 
des Dawesplans wird einer verstärkten Ausfuhr das Wort geredet. Jeder 
volkswirtschaftliche Theoretiker geht davon aus, daß eine Gesundung 
unserer Wirtschaft nur bei einer Exportsteigerung möglich sei. Diese 
Richtung ist heute, nachdem sich seit fast einem Jahre gezeigt hat, daß 
es unmöglich ist, unter den augenblicklichen Verhältnissen unsere Aus- 
fuhr bis zu dem Satz zu steigern, den unsere Einfuhr ausmacht, immer 
noch am Ruder. Im Januar dieses Jahres haben sich diese Theoretiker 
damit geholfen, daß sie sagten, das Bild unserer Einfuhr sei um des- 
willen so ungünstig, weil sie alle die vom Auslande gewährten Kredite 
enthalte. Das war bequem, aber es war nicht richtig. Der Anteil an Roh- 
stoffen und halbfertigen Waren an der Einfuhr war 1924 geringer als 
1913 und der Anteil an fertigen Waren und Lebensmitteln, Getränken 
usw. war 1924 größer als 1913. 

Selbstverständlich stecken in der Handelsbilanz die uns gewährten 
Kredite. Sie sind nicht so versteckt, daß man nicht sagen könnte, sie 
seien völlig falsch angewandt worden. Die oben genannten Anteile der 
verschiedenen Warengruppen an unserer Einfuhr beweisen das deutlich. 
Aber hat irgend jemand den Mut gehabt, hier einzugreifen ? So genial 
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unsere Politik der Währungsstabilisierung gewesen ist, so verkehrt war 
unsere Politik den ausländischen Krediten gegenüber. Man hat zwar 
die Kommunen in dieser Hinsicht beaufsichtigt, aber man hätte weiter 
gehen sollen, und die Kredite dort ansetzen, wo sie den größtmöglichen 
Ertrag versprachen. So hat man es nicht vermeiden können, daß Betriebe 
ın den Genuß von Auslandskrediten kamen, die z. T. eine unerwünschte 
Einfuhr trieben oder durch Zusammenbruch späteren Kreditsuchenden 
schadeten oder die so weit unterhalb jeder Rentabilitätsgrenze lagen, daß 
ihre Existenz die Wirtschaft eher belastete als ihr förderlich war. 

Ich möchte den Satz aufstellen, daß auch die stärkste Kapital- 
einfuhr und eine weitgehende Verbilligung unseres Kredits, meinetwegen 
auf 4 %, uns nicht wesentlich konkurrenzfähiger machen gegenüber dem 
Auslande, als wir es augenblicklich sind. Denn das sieht doch wohl jeder 
Laie, daß Preisunterschiede von 30—40%,, die bei Angeboten nach dem 
Auslande, allerdings bei Nicht-Spezialindustrien gegenüber den Angebo- 
ten des Auslandes vorkommen, nicht nur durch die Kapitalknappheit 
zu erklären sind. Wir sind, im allgemeinen wenigstens, für den Welt- 
markt zu teuer, wir sind aber nicht in der Lage, an der wichtigsten Stelle 
der Gesamtkosten unserer industriellen Produkte, nämlich an den Löhnen, 
abzubauen. Man ist im Gegenteil gezwungen, sie in einer ganzen Reihe 
von Industrien langsam zu erhöhen, und jeder weiß, wohin das führt. 
Der Reichsbankpräsident selbst hat auf der Tagung des Reichs- 
verbandes der Industrie angedeutet, daß er dieser Entwicklung 
der Dinge gegenüber machtlos ist; er hält den Wert der Mark 
iminternationalen Verkehr, aber er hält ihn nicht im Innern. 

Man mußte von der anderen Seite an das Problem herangehen, 
man durfte nicht die Ausfuhr um jeden Preis forcieren wollen, indem man 
der Ausfuhrindustrie die nötigen Kredite zur Verfügung stellte, sondern 
man mußte ihr auch die Möglichkeit geben, geringere Löhne 
zu zahlen. Das aber ging nur über eine Intensivierung der Roh- 
stoffschaffenden Tätigkeiten, wobei vor allem an die Landwirt- 
schaft gedacht ist, damit von hier das stärkere Angebot die Preise der 
Lebensmittel und anderen zum Leben notwendigen Rohstoffe senke. 
Es ist falsch, wenn behauptet wird, jede Intensivierung bedinge höhere 
Preise. Wenn eine Intensivierung höhere Kosten mit sich bringt, als der 
Ertrag überhaupt abwirft, dann soll man lieber darauf verzichten. Unter 
Intensivierung verstehe ich alles, was in irgendeiner Weise senkend auf 
die Produktionskosten einwirkt und gleichzeitig den Ertrag steigert. 
Eine neue Brücke über einen Fluß, eine Bahn, die die Verkehrsverhältnisse 
verbessern, stellen eine Intensivierung des Verkehrs dar, sie tragen dazu 
bei, entweder Zeit zu ersparen oder neue Gebiete überhaupt erst hinsicht- 
lich ihrer Marktzufuhren rentabel zu machen. Ebenso liegen die Dinge 
auf allen anderen Gebieten der Produktion, handele es sich nun um 
Landwirtschaft oder Industrie, handele es sich in weiterem Sinne um 
Handel oder Verkehr. Daß die sogenannten unproduktiven Lasten fallen 
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müssen, ist eine Binsenweisheit, die auszusprechen man sich fast scheut. 
Die viel wichtigere Weisheit aber ist, daß auch die Wege, die 
unsere Produktion und unser Handel heute gehen, vielfach 
Umwege sind, und daß es weit rentabler, und deshalb wichtiger wäre, 
einmal nach Abkürzungen zu suchen. 

Man mußte im vergangenen Jahre — und man kann es auch heute 
noch tun — die Kredite, soweit dies irgend möglich war, zu solchen 
Intensivierungen, vor allem eben in der Landwirtschaft, zur 
Verfügung stellen. Man mußte die schon lange überflüssigen Arbeiter- 
mengen im Kohlenbergbau, die aus der Landwirtschaft in den Kohlen- 
konjunkturjahren nach dem Kriege gekommen sind, wieder zurückver- 
pflanzen. Es ist ein Ammenmärchen, wenn man sagt, das sei unmöglich, 
weil der Industriearbeiter sich nicht wieder zurückverpflanzen lasse. 
Man hätte es einmal versuchen sollen. Es war nicht einmal nötig, ihn 
auf die großen Güter zu setzen, man konnte mit Hilfe der Kredite die 
billigen Ödländereien in Kultur nehmen, sie den Leuten in Pacht geben 
und so von der Einfuhrseite her unsere Handelsbilanz ent- 
lasten. Es gibt heute noch in Deutschland Gegenden, in denen man die 
landwirtschaftlichen Methoden aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
anwendet. Man mußte Maschinen einführen, auf Anwendung der Kunst- 
düngung drängen und, wo der einzelne zu schwach war, um selbst gegen 
Kredit kostspielige Maschinen zu kaufen, hatte man immer noch die 
Genossenschaften, die die Möglichkeit besaßen derartige Dinge in 
größerem Umfange anzuschaffen, und sie den kleineren Mitgliedern leih- 
weise zur Verfügung zu stellen. Das Wesentlichste war — und mußte bei 
allen diesen Bestrebungen sein — Verbilligung der Lebensmittel, Senkung 
der Selbstkosten der Ausfuhrindustrie. So, wie man es gemacht hat, hat 
man hohe Preise in der Ausfuhrindustrie gehabt, man hat ein Heer von 
Erwerbslosen unterhalten, und man hat für eine nachhaltige Steigerung 
der inneren Produktion nichts getan. Man hat, um es mit einem Worte zu 
sagen, überhaupt darauf verzichtet, eine einheitliche Wirtschaftspolitik 
zu treiben. Man hat die Dinge treiben lassen, und sie sind natürlich so 
getrieben, daß alles das Wichtige, was zu tun war, ungetan blieb. Hätte 
man sich bei jeder Maßnahme ernsthaft gefragt, wie weit sie imstande 
sei, die Selbstk osten zu senken, so wäre man wohl zu anderen Ergebnissen 
gekommen. 


ENGLISCHE WIRTSCHAFTSSORGEN. 
1. Die Depression der englischen Industrie. 
Von Schatzkanzler SIR ROBERT HORNE, London. 
Eine Übersicht über die Lage der englischen Wirtschaft gibt wenig 


Veranlassung zu Hoffnung und Freude. Die Erwerbslosen-Statistik 
weist erschreckende Ziffern auf. Nicht nur, daß heute etwa 1 ½ Mill. 
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Menschen beschäftigungslos sind, es sind auch 200000 Personen mehr 
ohne Beschäftigung als zu demselben Zeitpunkt des Vorjahres. Der 
Grund für dieses starke Anwachsen der Beschäftigungslosigkeit ist nicht 
schwer zu finden, er liegt in der ungesunden Lage der englischen Indu- 
strie überhaupt. Während die Fabrikanten von Maschinen und elektri- 
schen Apparaten ebenso wie das Baugewerbe einen verhältnismäßig 
zufriedenstellenden Beschäftigungsstand aufrechterhalten können, be- 
finden sich die wichtigsten Industriezweige des Landes, vor allen Dingen 
die Kohlen-, Eisen- und Stahlindustrie sowie der Schiffsbau in einer 
trostlosen Lage. Die Hebung der Kaufkraft des Innenmarktes und der 
Wiederaufbau der Auslandsmärkte werden damit zu einem Grundproblem 
der englischen Wirtschaft. 


Da gerade die oben genannten Industriezweige für die englische 
Volkswirtschaft von fundamentaler Bedeutung sind, so liegt die Hebung 
dieser Industriezweige der Regierung besonders am Herzen. Auf Grund 
dieser Industriezweige hob sich die englische Wirtschaft im letzten Jahr- 
hundert zu ihrer jetzigen Höhe und die Belebung, die die gesamte Wirt- 
schaft aus der Blüte dieser Industrien erfuhr, sicherte England seine 
Stellung als größtes Handelsvolk der Erde. Kohlen sind stets einer der 
wichtigsten Ausfuhrartikel Englands gewesen. Durch Kohlenexport 
wurde nicht nur von jeher ein bedeutender Teil der englischen Einfuhr 
von Lebensmitteln und Rohstoffen bezahlt, sondern die hochentwickelte 
englische Schiffahrt hatte in den Kohlenladungen eine wichtige aus- 
wärtige Fracht, die für die Entwicklung des gesamten Frachtenmarktes 
außerordentlich ins Gewicht fiel. Heute lassen die Ziffern des englischen 
Kohlenexportes eine starke Unruhe bezüglich der künftigen Wirtschafts- 
entwicklung nur zu berechtigt erscheinen. Die Ausfuhr des Jahres 1924 
war 14 Mill. t weniger als diejenige des Jahres 1913; der Rückgang im 
Jahre 1925 ist so groß, daß sich die Spanne bis zum Ende des Jahres 
verdoppelt haben dürfte. Es gibt im ganzen Kohlendistrikt Groß- 
britanniens wohl nur zwei Bergwerke, die gegenwärtig mit Ge- 
winn arbeiten. 


Ähnlich liegen die Verhältnisse in der Eisen- und Stahlindustrie. 
Die Ausfuhr an Eisen- und Stahlfabrikaten nimmt ständig ab, die Ein- 
fuhr steigt und die Anzahl der im Feuer befindlichen Hochöfen ver- 
ringert sich. Im Jahre 1924 war die Einfuhr englischer Eisen- und Stahl- 
fabrikate um nahezu 200000 t größer als im Jahre 1913, und im Jahre 
1925 dürfte sich diese Spanne noch in bedenklicher Weise vergrößern. 
Schon jetzt betragen die monatlichen Einfuhrmengen etwa 45000 t 
im Monat mehr als im Jahre 1924. Die Ausfuhr anderseits war im Jahre 
1924 1,10 Mill.t geringer als im Jahre 1913, während die Ziffern der 
Handelsstatistik für die ersten vier Monate 1925 eine weitere Verschär- 
fung der Lage in Form eines Rückganges der Ausfuhr um 13000 t im 


Monat im Vergleich zum Jahre 1924 erkennen lassen. 
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Noch trostloser liegen die Verhältnisse im Schiffbau. Es ist be- 
zeichnend für die schwierige Lage in dieser wichtigen Industrie, daß 
englische Reeder viele Kontrakte an ausländische Werften abgeben 
mußten, während auf heimischen Werften viele Hellinge leer stehen. 
Diese Tatsachen sind so bekannt, daß sie hier keiner weiteren Erörterung 
bedürfen. 

Es ist nur natürlich, daß diese Verhältnisse den englischen Wirt- 
schaftsführern wie der Regierung große Sorge machen und daß viele mit 
großer Sorge in die Zukurft blicken. Anderseits gibt es eine ganze Reihe 
von Persönlichkeiten, die in einem schier unüberwindlichem Optimismus 
erklären, daß sich diese Verhältnisse wieder bessern werden, sobald sich 
die Welt zur friedlichen Arbeit zurückbegibt und jede Nation sich mit 
ihren eigenen Angelegenheiten befaßt, ohne sich groß um den Nachbarn 
zu kümmern. Soviel kann von dieser Auffassung übernommen werden, 
daß es für die gesamte Weltwirtschaft und den Wiederaufbau der schwer 
daniederliegenden Auslandmärkte äußerst günstig wäre, wenn sich die 
Nationen politisch etwas mehr verständigen könnten. Eine baldige 
Regelung der politischen Streitfragen in Europa würde dem Welthandel 
größte Stütze bieten. Auch ein Fortschreiten Rußlands auf dem etwas 
mehr individualistischen Wege, den die Regierung jetzt eingeschlagen 
haben soll, oder zum mindesten einschlagen will, kann eine Periode des 
Fortschritts einleiten. Anderseits mag eine weitere Ausdehnung der 
Schwierigkeiten in China und Marokko dem Welthandel äußerst ge- 
fährlich werden. 

Trotzdem bleibt für England, selbst wenn alles dieses erzielt worden 
ist, ein schwieriges Problem zu lösen, nämlich die Frage der Absatzfähig- 
keit seiner Waren auf dem Weltmarkte. 

Auf welche Weise nun läßt sich diese Lage verbessern, denn es ist 
klar, daß selbst eine weitgehende Befriedigung der Welt uns nicht die 
langersehnte Blüte unseres Landes bringen wird, falls es uns nicht ge- 
lingt, unsern Absatz auf dem Weltmarkte der Produktionsfähigkeit 
unserer Industrie anzupassen. Das englische Problem drängt sich da- 
her in die Frage, wie können wir unsere Produktionskosten herabsetzen, 
zusammen. 

Auf diese Frage gibt es, soweit die englische Wirtschaft in Frage 
kommt, viele Antworten, und es wäre unnötig, sie alle zu nennen. So 
bildet z. B. die hohe Steuerlast eine der großen Schwierigkeiten, die 
unserer Industrie das Leben schwermachen. Ein Abbau der ungesunden 
Steuerlast würde viel zu einer Erhöhung der englischen Wettbewerbs- 
fähigkeit auf dem Weltmarkte beitragen. 

Zum anderen müßten die Löhne berücksichtigt werden. Die Löhne 
in England sind bekanntlich höher als auf dem europäischen Kontinent, 
und solange dieses Mißverhältnis besteht, ist es schwer zu sehen, wie 
England seine Wettbewerbsfähigkeit wieder erlangen kann. Man kann 
nur hoffen, daß durch wichtige internationale Abmachungen oder durch 
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freundschaftliche Besprechungen, die augenblicklich in verschiedenen 
Industriezweigen stattfinden, die Lage gebessert wird, bevor es zu spät ist. 

Endlich wäre der Abbau des gewerkschaftlichen Einflusses 
zu erwähnen, der die Industrie in ihrer Wettbewerbsfähigkeit hindert. 
Es bestehen heute noch in England eine große Anzahl von gewerkschaft 
lichen Einwirkungen in den verschiedenen Zweigen der Industrie, die in 
der Vergangenheit vielleicht ihre Berechtigung hatten, die aber heute 
nur eine unnütze Last darstellen, die die einzelnen Betriebe außerordent- 
lich hindert und außerdem die Produktionskosten erheblich verteuert. 

Nur wenn derartige Lasten abgebaut werden und nur, wenn 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Verein ihren Teil am Wiederaufbau 
der englischen Wirtschaft mit neuer Energie, neuer Einsicht und neuem 
Mute auf sich nehmen, dürfen wir hoffen, daß die Zukunft der englischen 
Wirtschaft und damit der Weltwirtschaft, die augenblicklich düster 
vor uns liegt, vielleicht durch eine neue Hoffnung belebt wird. 


2, Falsche Abwehrvorschläge. 
Von GILBERT C. LAYTON, Herausgeber des „Economist“, London. 


Die akute Depression der englischen Wirtschaft, die Schwierigkeiten 
von Industrie und Handel bilden gegenwärtig das Hauptthema im 
Wirtschaftsteil der englischen Tagespresse. Auch in den Versamm- 
lungen sowohl der verschiedenen industriellen Organisationen wie der 
amtlichen Körperschaften und des Parlamentes drohen diese Fragen 
zu einem unerfreulichen Dauerthema zu werden. Jedenfalls hat man in 
England schon längst eingesehen, daß die Möglichkeit einer Wieder- 
einrenkung der früheren Geschäftsbeziehungen weit schwieriger ist, 
als man stets angenommen hatte. Man gibt ohne weiteres zu, daß viele der 
Probleme, die die englische Wirtschaft heute beschäftigen, durchaus 
nationalen, zum Teil sogar lokalen Charakters sind. Es gibt aber auch bei 
der engen Verkettung der englischen Wirtschaft mit der Weltwirtschaft 
viele Fragen von durchaus internationalem Interesse, Fragen, die daher 
einer Erörterung in einer weit größeren Öffentlichkeit wert sind. 

In England besteht z. B. zur Zeit eine Gruppe von Wirtschaftlern, 
an deren Spitze der frühere Minister Lloyd George steht, und die in der 
Person des bekannten Gelehrten J. M. Keynes eine ihrer bedeutendsten 
und wertvollsten Stützen besitzt, die der Meinung ist, daß die überaus 
großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten Englands letzten Endes auf die 
Wiedereinführung der Goldwährung zurückgeführt werden 
können. Eine Rundfrage bei den führenden Persönlichkeiten der eng- 
lischen Wirtschaft und bei den bekanntesten Finanziers Londons hat 
indessen ergeben, daß zu dieser Annahme nicht die geringste Berechtigung 
vorliegt. Man ist sogar in diesen Kreisen der Meinung, daß es außer- 
ordentlich bedauerlich sein würde, wenn in einem Augenblick, wo sich 
andere Industrieländer mit der Absicht tragen, gleich England zur Gold- 
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währung zurückzukehren, diese Länder etwa in der Absicht bestärkt 
würden, daß die Wiedereinführung der Goldwährung die ohnehin schon 
erheblichen Schwierigkeiten eines Landes in wesentlicher Weise ver- 
schärfe. 

Eine weitere Frage von internationalem Interesse ist die Gestal- 
tung der englischen Handelsbilanz. Die Handelsstatistiken 
über das erste Halbjahr 1925 ergibt für die englische Wirtschaft einen 
Einfuhrüberschuß von etwa 207 Millionen. Rechnet man auch für das 
zweite Halbjahr mit einer ähnlichen Entwicklung, so würde sich für das 
ganze Jahr 1925 ein Einfuhrüberschuß von über 400 Millionen ergeben. 
Die besten Kenner des englischen Handels erklären, daß die in der 
Zahlungsbilanz enthaltenen unsichtbaren Ausgleichszahlen diese Ziffer 
kaum erreichen werden, so daß also die englische Wirtschaft damit in 
eine gefährliche Passivität hineingerät. Aus dieser Erkenntnis heraus 
ist auch die Zurückhaltung im englischen Kapitalmarkt aus- 
ländischen Anleihen gegenüber zu erklären, eine Zurückhaltung, die 
natürlich auch die deutsch-englischen Handelsbeziehungen beein- 
flussen muß. Das stillschweigend von der Regierung erlassene Verbot 
einer Gewährung von Auslandsanleihen geht daher nicht etwa auf eine 
engherzige Politik der englischen Geldleute zurück, sondern ist durch die 
bittere Notwendigkeit bedingt. Englands Vorsicht muß gerade heute, 
wo das Land kürzlich erst zur Goldwährung zurückgekehrt ist, besonders 
groß sein, es muß alles tun, um seine Währung stabil zu erhalten und die 
Goldreserven durch eine zu hohe Einfuhr zu gefährden. Es wäre je- 
doch ein großer Irrtum, anzunehmen, daß der Londoner 
Geldmarkt nicht in Zukunft wieder seine Tore weit öffnen 
wird, um sich dem Geldbedarf des europäischen Kontinen- 
tes wieder zur Verfügung zu stellen. Wenn es erlaubt ist, einen 
Blick in die Zukunft zu werfen, so darf man mit Fug und Recht erklären, 
daß man mit vollem Vertrauen annehmen darf, daß London innerhalb 
weniger Jahre wieder im Mittelpunkt des internationalen 
Anleihemarktes stehen wird. Dies sollte man besonders in 
Deutschland berücksichtigen. 

In Zeiten einer schweren industriellen Depression kommt es häufig 
vor, daß falsche Hilfsmittel von Leuten empfohlen werden, die es eigent- 
lich besser wissen sollten, und daß auch falsche Auffassungen über wirt- 
schaftliche Zusammenhänge so oft in der Presse erörtert werden, bis sie 
Allgemeingut werden. In einer Debatte über die wirtschaftlichen Pro- 
bleme Englands hat der Leiter des englischen Handelsamtes z. B. zwei 
Behauptungen aufgestellt, die in der von ihm gewählten schroffen Form 
nicht unwidersprochen hingenommen werden dürfen. Er erklärte zu- 
nächst, daß es nur innerhalb des englischen Imperiums mög- 
lich sei, neue oder aufnahmefähige Märkte zu finden. Kein ernsthafter 
Beobachter englischer Wirtschaftsentwicklung wird die Auffassung teilen, 
daß es durch irgendwelche künstliche finanzielle oder fiskalische Maß- 


344 THE EARL OF BIRKENHEAD 


nahmen möglich sei, den normalen und natürlichen Weg des Handels 
in andere Bahnen zu lenken. Es ist ganz einleuchtend, daß die großen 
und vielfach unentwickelten Gebietsteile des weiten englischen Weltreiches 
stets die Aufmerksamkeit und das Interesse der englischen Geschäftswelt 
auf sich lenken werden, und daß dies in einer Zeit akuter Depression, 
wie wir sie heute durchmachen, vielleicht in noch höherem Maße der Fall 
ist. Die englische Geschäftswelt ist sich jedoch völlig im klaren darüber, 
daß sich unsere bisherigen besten Kunden — und einer der 
besten ist stets Deutschland gewesen — nicht ohne weiteres 
ausschalten lassen. 

Die zweite Behauptung, die vom Präsidenten des Handelsamtes 
aufgestellt wurde, betraf die Ungleichheit der internationalen Löhne 
und Lebensbedingungen sowie die Entwicklung neuer Industriezweige 
unter staatlicher Subventionierung in den Ländern, die bisher vorwiegend 
landwirtschaftlich orientiert und daher in ihrer Einfuhr von Fertig- 
fabrikaten auf die großen Industrienationen angewiesen waren. In 
beiden Vorgängen sieht der Leiter des Handelsamtes eine dauernde Er- 
scheinung. Auch dies dürfte keinesfalls zutreffen. Allmählich wird näm- 
lich in den Industrieländern eine Ausgleichung von Löhnen und Lebens- 
haltung stattfinden müssen, und zum andern werden die Länder, die sich 
jezt dem Versuch eines künstlichen Aufbaues einer eigenen Industrie 
hingeben, doch nicht gewillt sein, dauernd künstlich hochgehaltene 
Preise für diese Industrieerzeugnisse zu zahlen, wenn sie die Artikel in 
anderen Ländern billiger erhalten können. Ich weise auf diese beiden 
Punkte besonders hin, um die Bedenken, die durch solche amtliche 
Reden im Auslande erweckt werden, etwas abzuschwächen, da sonst die 
Annahme aufkommen könnte, die englische Industrie sei mit allen Kräften 
bemüht, ihre Handelsbeziehungen in ganz neue Bahnen zu lenken. 
Dies trifft keinesfalls zu, vielmehr ist manin den führenden 
Kreisen der englischen Wirtschaft nach wie vor der Mei- 
nung, daß sich Englands Handelsbeziehungen auch für die 
nächste Zukunft in denselben Bahnen und in derselben 
Weise abwickeln werden, wie dies vor dem Kriege der Fall 
war. 


3. Der eigentliche Krebsschaden. 
Von The Right Hon. The Earl of BIRKENHEAD, P.C. 


Es ist wirklich keine Übertreibung, zu behaupten, daß die wirtschaft- 
liche Lage Großbritanniens heute fast ebenso verzweifelt ist, wie es 
die militärische Lage zur schwersten Zeit des Weltkrieges war. Ver- 
gleicht man die Auswirkung der napoleonischen Kriege auf Industrie 
und Handel der beteiligten Länder mit den ungeheuren Schäden dieser 
Länder nach dem Weltkriege, so zeigt sich, daß die Erschütterung durch 
diesen letzten großen Krieg noch weit heftiger gewesen ist, weil augen- 
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blicklich noch gar keine Aussichten und Möglichkeiten zur Besserung 
der Lage vorhanden sind. 

Die äußeren Ursachen der Wirtschaftskrise sind so oft in der eng- 
lischen Presse abgehandelt worden, und sie haben infolge der innigen 
Verkettung der englischen Wirtschaft mit der Weltwirtschaft in allen 
Kulturländern eine so hohe Beachtung gefunden, daß es fast überflüssig 
erscheint, sie noch einmal zu wiederholen. Trotzdem sind diese Ursachen 
als typische Erscheinungen moderner Industriestaaten 
auch für andere Kulturländer in ähnlicher Lage — wie z.B. 
Deutschland — von so hoher Bedeutung, daß sie kurz angegeben wer- 
den müssen. England ist keine sich selbst erhaltende Nation; es kann 
nur leben unter der Bedingung, daß es ihm möglich ist, genug seiner 
Fertigfabrikate an die übrige Welt abzusetzen, um dadurch die Roh- 
stoffe und Lebensmittel, auf deren Einfuhr aus dem Auslande es im 
Interesse seiner Industrie angewiesen ist, zu bezahlen. Gelingt dieser rein 
warenmäßige Austausch nicht, so droht der Zusammenbruch der eng- 
lischen Volkswirtschaft. 

Bei dem ungeheuren Ernst, den diese Frage für den Bestand der 
englischen Wirtschaft bedeutet, sind irgendwelche Beschönigungsversuche 
völlig unangebracht. Es muß vielmehr klar und offen ausgesprochen 
werden, daß die englische Wirtschaft den oben genannten Vorbedingungen 
augenblicklich in keiner Weise gerecht wird. 

Es sind vor allen Dingen soziale Umwälzungen, die für diese 
Entwicklung verantwortlich gemacht werden müssen, und es gibt in 
diesem Dilemma keinen anderen Ausweg, als daß sich die Arbeiterklasse 
von parteipolitischen Schlagworten freimacht und aufs neue versucht, die 
Grundwahrheiten der Wirtschaftsgesetze verstehen zu lernen. Eng- 
land verdankt seine Weltmacht seinem Reichtum und seine ungeheure 
Bedeutung als Handelsmacht vornehmlich der Geschicklichkeit seiner 
Geschäftsleute wie der Leistungsfähigkeit und Arbeitsfreudigkeit des 
alten Arbeiterstammes. Die Tüchtigkeit und Geschicklichkeit der Ge- 
schäftsleute ist nicht zurückgegangen, ja sie ist unter dem Einfluß der 
“internationalen Krise intensiver an der Arbeit als je, aber sozialistische 
und kommunistische Ideen haben die alte Leistungsfähig- 
keit der englischen Arbeiterklasse unterwühlt. Wir kommen 
um ein wirtschaftliches Grundgesetz nicht herum, daß nämlich nach dem 
gegenwärtigen Aufbau unseres Wirtschaftssystems nur ein bestimmter, 
sich den internationalen Lohn- und Marktverhältnissen anpassender 
Lohnsatz in der Lage ist, eine Industrie aufrechtzuerhalten, und daß, 
falls durch gewerkschaftlichen Einfluß ein höherer Lohnsatz von der 
Industrie herausgedrückt wird als diese bewilligen kann, so dauert es 
nur eine kurze Zeit, bis diese Industrie dem Zusammehbruch entgegenge- 
führt wird und ihre Arbeiterschaft damit beschäftigungslos wird. 

Die erste Wahrheit, die sich unsere Arbeiterschaft vor Augen halten 
muß, ist deshalb die, daß sie sich auch den internationalen Wett- 
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bewerbsbedingungen anpassen muß, will sie Arbeit und Brot behalten. 
Sicherlich ist ein großer Teil der englischen Arbeiterführer von der Rich- 
tigkeit solcher Gedankengänge überzeugt, und falls sie etwa diese Pro- 
bleme aus einem anderen Gesichtswinkel heraus betrachten, so sind sie 
entweder mit dem Wirken der Wirtschaftsgesetze nicht vertraut oder un- 
ehrlich. Leider sind wenig Anzeichen vorhanden, daß die verantwortlichen 
Führer der englischen Gewerkschaftsbewegung diesen wirtschaftlichen 
Grundgedanken durch die von ihnen angewandte Politik zur Durch- 
führung bringen wollen, ja daß sie selbst den Mut haben, sie ihren An- 
hängern klar zu machen. Es scheint mir, als ob die vernünftigen 
Führer der englischen Arbeiterpartei mehr und mehr das 
Vertrauen zu ihrem Einfluß und ihre Nervenkraft verlieren. 
Hier und da äußert noch ein Mann wie Mr. J. H. Thomas ein Wort ver- 
nünftigen Rates, aber leider besitzen seine Ratschläge nicht die nötige 
Durchschlagskraft bei der großen Masse, und sie sind vor allen Dingen 
nicht geeignet, auf jene undisziplinierten Mächte einzuwirken, die die 
englische Arbeiterbewegung augenblicklich leiten und die auch für den 
Sturz der Regierung Ramsay Mac Donalds verantwortlich zu machen 
sind. Es ist daher nicht verwunderlich, daß sich der bürgerlichen Gesell- 
schaft Englands eine große Unruhe bemächtigt hat, da sie sieht, daß die 
besonnenen Arbeiter von früher durch die Propaganda extremer Ele- 
mente eingeschüchtert sind und den moralischen Mut zur Führerschaft 
verloren haben. Leider hat heute in England der Mann, der am lautesten 
schreit, oder der die schärfste Sprache gebraucht, die meisten Anhänger. 
England sieht sich heute durchaus der bedauerlichen Tatsache gegen- 
über, daß die britische Gewerkschaftsbewegung — unter Ab- 
sehung russischer Verhältnisse — die extremste der Welt ist. Die 
Gefahr einer solchen Entwicklung liegt auf der Hand. Die neuen Führer 
der englischen Gewerkschaftsbewegung verschließen sich mehr und mehr 
allen wirtschaftlichen und industriellen Argumenten und versuchen das 
Land in wirtschaftliche Schwierigkeiten zu bringen, um dann während 
dieser Schwierigkeiten nach bekanntem Muster im Trüben zu fischen. 
Das ist der wahre Krebsschaden der englischen Wirtschaft, eine Warnung 
für andere Industrienationen. 


DIE GELDKRISE. 
Von Dr. W. M. Frhr. v. BISSING. 


Am 30. August war es ein Jahr her, daß das neue Bankgesetz 
veröffentlicht wurde, das die Grundlage für die neue Reichs- 
bank und ihr Wirken legte. 

Diskont- und Devisenpolitik sind nun die beiden Eckpfeiler 
jeder Notenbankpolitik. Während die Devisenpolitik sich in erster 
Linie zur Aufgabe setzt, die Bewertung des inländischen Geldes in aus- 
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ländischer Währung, also die Valuta, stabil zu erhalten, will die Diskont- 
politik vornehmlich auf den inneren Wert des Geldes, also auf die Ge- 
staltung des Preisniveaus von der Geldseite her im Sinne einer Stabil- 
erhaltung einwirken. Die Diskontpolitik regelt daher die Ausgabe von 
Banknoten, und zwar derart, daß die Geldschöpfung in Übereinstimmung 
bleibt mit den wechselnden Bedürfnissen des Verkehrs. Da eine elastische 


Geldschöpfung, die der Nachfrage nach Zahlungsmitteln ohne Gefähr- 


dung der Währung entspricht, durch die Diskontierung von Handels- 
wechseln vor sich geht, hat die Notenbank die Möglichkeit, durch Locke- 
rung oder Anziehung der Diskontschraube den Zustrom von Wechseln 
zu regeln. Dabei befindet sich die Notenbank in der Lage des 
Monopolisten. Sie ist bei gesundem Geldwesen allein imstande, 
durch die Diskontierung von Wechseln neues Geld zu beschaffen. Sie 
kann also innerhalb des wirtschaftlich Möglichen mit souveräner Gewalt 
die Höhe des Diskonts festsetzen, und dadurch erklärt sich auch der 
starke Einfluß, den die Notenbank mit Hilfe ihrer Diskontpolitik auf 
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dem Wege über die Regulierung des Geldumlaufes auf das gesamte 
Wirtschaftsleben auszuüben vermag. 

Die Diskontpolitik der Reichsbank seit Einführung der Renten- 
mark bis heute kann in zwei große Abschnitte eingeteilt werden. 
Der erste Abschnitt umfaßt die Rentenmarkepoche vom November 1923 
bis zum September 1924. Der zweite Hauptabschnitt wird die Reichs- 
markepoche genannt werden dürfen. Er beginnt mit Einführung der 
Reichsmark und dem Inkrafttreten des neuen Bankgesetzes vom 
30. August 1924. 

Die Rentenmarkepoche läßt sich wieder in zwei Unterabschnitte 
zerlegen, und zwar geht der 1. Abschnitt vom November 1923 bis zur 
Kreditrestriktion am 7. April 1924 und der 2. Abschnitt von der Kredit- 
restriktion bis zum Ende der Rentenmarkepoche. 

Als mit Einführung der Rentenmark die Inflation ihr Ende fand, 
betrug am 31. 10. 1924 der Wert des deutschen Geldumlaufes in Gold 
300,3 Millionen GM. gegenüber rd. 6 Milliarden in der Vorkriegszeit. 
Die Inflation hatte also eine Atrophie des Zahlungsmittelumlaufes herbei- 
geführt und dadurch in der Wirtschaft eine Blutleere hervorgerufen, 
der sie zu erliegen drohte. Die Neuauffüllung des wirtschaftlichen Orga- 
nismus mit Zahlungsmitteln bis zu der von dem Verkehr benötigten 
Menge mußte außerordentlich vorsichtig geschehen, damit nicht der 
Eindruck einer erneuten Inflation hervorgerufen und das Mißtrauen des 
Auslandes in die Reorganisation des deutschen Währungswesens ver- 
schärft wurde. Besonders schwierig waren die Verhältnisse dadurch, 
daß man gar nicht wußte, wieviel Zahlungsmittel der Verkehr infolge 
der durch den Krieg und seine Auswirkung vollkommen veränderten 
Struktur der deutschen Wirtschaft benötigen würde. Die Inflation hatte 
außerdem gleichzeitig mit dem Preisniveau naturgemäß auch das Zins- 
niveau vollkommen zerstört. Die Sätze, die für tägliches Geld im No- 
vember und Dezember 1923 gezahlt wurden, erreichten eine phantastische 
Höhe. So hatte die Reichsbank damals kaum eine Richtlinie, in welcher 
Höhe sie ihren Diskont festsetzen sollte, um eine übergroße Nachfrage 
nach Kredit abzuwehren und dadurch eine schädliche Ausdehnung des 
Zahlungsmittelumlaufes zu verhindern. Es war jedoch vorauszusehen, 
daß bei der Entblößung der Wirtschaft von Zahlungsmitteln und bei den 
starken Verlusten an umlaufendem Kapital, die erst jetzt nach erfolgter 
Stabilisierung zutage traten, die Kreditansprüche an das Zentralnoten- 
institut außerordentlich groß sein würden. Dabei bestand die Gefahr, 
daß die kreditsuchenden Kreise der Wirtschaft die Neuschöpfung von 
Geld mit der Neubildung von Kapital verwechseln und dann außer 
acht lassen würden, daß das durch die Inflation hingeschwundene 
Kapital nicht durch die Neuschöpfung von Geld wieder ersetzt werden 
könnte. Folgte man diesem Streben der Wirtschaft, dann war diekaum 


gewonnene Stabilität des deutschen Geldwesens von vornherein ge- 
fährdet. 
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Die Reichsbank konnte eine Herrschaft über den Kredit- und Geld- 
markt nur durch Festsetzung eines Diskontsatzes gewinnen. Seine Höhe 
war zunächst gleichgültig. Man mußte nur einmal mit der Festsetzung 
irgendeines Satzes beginnen, um Ordnung in die vollkommen verfah- 
renen Verhältnisse zu bringen. So setzte man die Bankrate auf 10%. 
Als sich in den ersten Monaten 1924 am freien Markt Zinsfüße zu bilden 
begannen, waren diese- allerdings zwei- bis dreimal so hoch als der Dis- 
kontsatz der Reichsbank. So lag es nahe, daß man dem Zentralnoten- 
institut empfahl, seinen Satz entsprechend zu erhöhen. Die Reichs- 
bank sah jedoch hiervon ab, und zwar aus zwei Gründen. Einmal er- 
kannte man in den hohen Sätzen des freien Marktes mit Recht die Reste 
der Inflationspsychose. Mußte doch in Inflationszeiten der Zins außer 
der Prämie für das Risiko, welches in der Persönlichkeit des Schuldners 
lag, und außer der Vergütung für das überlassene Kapital noch eine 
Prämie enthalten, die durch die zunehmende Entwertung des Geldes be- 
dingt und den Gläubiger nach Möglichkeit für Geldentwertungsverluste 
entschädigen sollte. Der zweite Grund für die Niedrighaltung des Dis- 
kontes war, daß unter dem Mangel an flüssigen Mitteln die Landwirtschaft 
in erster Linie leiden mußte, und zwar gerade in einer Zeit, da die Herbst- 
bestellung in vollem Gange war. So wurde gegen alle Regeln der Noten- 
bankpolitik die Landwirtschaft die Hauptschuldnerin der Reichsbank. 
Sie erhielt in kurzer Zeit 800 Millionen Mark an Wechselkrediten. Für 
die Landwirtschaft bedeutete der Zinssatz von 10%, bereits eine unge- 
heure Last. 

Aber der niedrige Zinsfuß mußte auch gewisse Gefahren in sich ber- 
gen. Es begann ein Anwachsen des Einfuhrüberschusses, und gleichzeitig 
nahm der Geldumlauf im Innern schneller zu, als es das Bedürfnis des 
Verkehrs verlangte. Das wiederum führte zu einer Steigerung des Preis- 
niveaus. Diese Verhältnisse mußten sich auf die deutsche Valuta aus- 
wirken und die dort erreichte Stabilität gefährden. Die Folge war, daß 
die Reichsbank sich zu dauernden Goldabgaben entschließen mußte, 
und der an sich schon sehr schwache Goldbestand von nicht ganz 
1, Milliarde Mark schmolz immer mehr zusammen. 

Die Reichsbank mußte also gegen die ersten Keime einer neuen 
Zerrüttung des deutschen Geldwesens Schritte ergreifen. Am nächsten 
hätte eine Erhöhung des Diskontes auf den Satz am freien Markte ge- 
legen. Die Folge eines solchen Schrittes aber wäre ein starkes Anziehen 
der Zinsfüße gewesen. Das Zinsniveau, das zwar noch schwankte, aber 
doch in der Bildung begriffen war, hätte einen starken Anstoß nach oben 
bekommen, so daß eine ernste Krisis unvermeidlich gewesen wäre. 
Außerdem hatte sich gezeigt, daß Kredite, welche nicht unmittelbar 
von der Reichsbank an den Darlehenssucher gegeben wurden, auf dem 
Wege über Banken, Genossenschaften u. dgl. sich außerordentlich ver- 
teuerten. Die privaten Kreditinstitute nahmen eine „Kapitalbildung 
auf dem Zinse“ vor, d.h. sie suchten sich durch hohe Zinszuschläge 
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wieder die Mittel zu schaffen, welche ihnen die Inflation geraubt hatte. 
Eine Erhöhung des Diskontes hätte diese Kapitalbildung auf dem Zinse 
begünstigt. Die Reichsbank entschloß sich daher, den bestehenden Dis- 
kontsatz beizubehalten, aber nicht mehr Kredite auszugeben, als am 
7. April 1924 gewährt worden waren. Die Wirkung dieser Maßnahme 
machte sich zuerst am Geldmarkt bemerkbar, wo infolge der Verknappung 
des Angebotes die Zinssätze außerordentlich stiegen, also zu einer Ein- 
schränkung der Nachfrage führen mußten. Die Wirtschaft selbst wurde 
nun gezwungen, ihre Bestände an Waren und Hamsterdevisen, die noch 
aus der Inflationszeit her als eine Art Versicherung gegen eine Erschütte- 
rung der Rentenmark behalten worden waren, abzugeben. Der Erfolg 
war, daß die Reichsbank weniger mit Wirtschaftskrediten beansprucht 
wurde und sich ein Devisenpolster schaffen konnte, mit Hilfe dessen sie 
diejenigen Stöße, die vom Devisenmarkt gegen die deutsche Währung 
ausgingen, abwehren konnte. Ihr Devisenvorrat wurde sogar so stark, 
daß sie vom 3. Juni 1924 ab die bisherige Kontingentierung ihrer De- 
visenabgabe aufheben konnte. Im Juli 1924 zeigte sich in vollem Maße 
die Auswirkung der Kreditrestriktion. 59% des Geldumlaufes be- 
ruhten nur noch auf Wirtschaftskrediten im Gegensatz zum April, wo 
es 76%, waren. Auch der Zinsfuß am freien Markt begann sich schon 
vom Juni ab wieder zu senken und stand im Juli 8%, unter dem März- 
niveau. 

Nachdem auf Grund der Londoner Verhandlungen, die zur An- 
nahme des Sachverständigengutachtens geführt hatten, wieder eine gold- 
gedeckte Währung in Deutschland eingeführt worden war, setzte die 
aus der alten Reichsbank entstandene neue Reichsbank die Diskont- 
politik in der bisherigen Weise fort. Infolge der Annahme des Sach- 
verständigengutachtens begannen im Herbst 1924 ausländische Kredite 
an Reich, Länder, Gemeinden und Private in starkem Maße einzu- 
strömen. Diese Kredite führten der Reichsbank nicht unerhebliche Men- 
gen an Gold und deckungsfähigen Devisen zu und trugen dazu bei, das 
Verhältnis der Wirtschaftskredite zum Geldumlauf weiter zu bessern. 
Die umlaufenden Zahlungsmittel wurden in immer stärkerem Maße durch 
Gold gedeckt. Die Zinsfüße am offenen Markt sanken zusehends und be- 
gannen sich mehr und mehr dem Satze der Reichsbank zu nähern. Es 
bestand also die Möglichkeit, die Politik der Senkung der Zinsfüße mit 
Erfolg weiter fortzusetzen. Im September 1924 gestattete die Lage am 
Kapitalmarkt die Restriktion dahin zu lockern, daß das Kreditkontin- 
gent um 10% erhöht wurde. Diese Maßnahme hatte naturgemäß zur 
Folge, daß die Beanspruchung der Reichsbank wieder zunahm. Trotz- 
dem bestand, wie ja auch dieim Verhältnisse zu Friedenszeiten sehr hohen 
Zinsfüße am offenen Markt zeigen, eine Kreditnot der Wirtschaft nach 
wie vor fort. Dem wurde dadurch entsprochen, daß die Reichsbank 
nicht nur wie in der Rentenmarkepoche nur Wechsel mit einer Laufzeit 
von 7 Wochen für diskontierbar erklärte, sondern auch jetzt auf Wechsel 
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mit einer Laufzeit von 3 Monaten Kredit gab. Allerdings mußte sie auf 
Grund des neuen Bankgesetzes darauf bestehen, daß die Wechsel drei 
gute Unterschriften trugen. Diese Gelegenheit benutzte die Reichsbank 
gleichzeitig, um sich vor übermäßigen Ansprüchen zu schützen. Sie 
wies in einem Rundschreiben darauf hin, daß die Warenwechsel, die ihr 
zum Diskont eingereicht würden, nicht nur die Unterschrift des 
Ausstellers und des Bezogenen tragen sollten, sondern daß auch noch 
ein dritter Girant vorhanden sein müsse, der den Wechsel zunächst ein- 
mal in Zahlung genommen hätte und ihn dann der Reichsbank zum Dis- 
kont anbieten könnte. Die Warenwechsel sollten dadurch in vermehrtem 
Maße als Umlaufsmittel dienen. Dadurch sollte erreicht werden, daß 
sich die Kreditgewährung in der Wirtschaft nicht nur auf neues Geld 
stützte, sondern daß auch die sich in der Wirtschaft wieder allmählich 
ansammelnden Reserven zu Kreditzwecken Verwendung fänden. 

Der Erfolg war, daß die Großbanken nun dem Zentralnoteninstitut 
nahe legten, daß ihre Bankakzepte jederzeit von der Reichsbank dis- 
kontiert würden. Die Reichsbank konnte sich hierzu nicht unbedingt 
bereit erklären, da erfahrungsgemäß Bankakzepte besonders leicht dazu 
benutzt werden können, um fehlende Betriebsmittel zu beschaffen, 
also Kapitalbildung auf Grund von Banknotenemissionen. Die Reichs- 
bank regte daher bei den Großbanken an, die Bildung eines Marktes 
in Privatdiskonten herbeizuführen, um die in der Wirtschaft vorhandenen 
Mittel zur Kreditgewährung verfügbar zu machen. Auch hier zeigte sich 
wieder das Bestreben, die Reserven an Kapital, die sich in der deutschen 
Wirtschaft anzusammeln begannen, zur Kreditgewährung heranzuziehen, 
um auf diese Weise den Zinsfuß zu senken. Je mehr der Zinsfuß des freien 
Marktes in das Gleiten kam, desto schneller konnte die Reichsbank 
auch ihrerseits eine Ermäßigung ihres Diskontsatzes vornehmen. Die 
Bemühungen der Reichsbank und ihres Präsidenten blieben nicht ohne 
Erfolg. Im Dezember konnte zum ersten Male ein Satz für Privatdis- 
konten notiert werden, und die Zinsfüße am freien Markt wiesen trotz 
des Jahresschlusses weiter sinkende Tendenz auf. Als sich die gleiche 
Tendenz auch am Privatdiskontmarkt zeigte, konnte die Reichsbank 
auch ihrerseits eine Herabsetzung des Diskontsatzes erwägen. Dieser 
Zeitpunkt war im Februar 1924 gekommen. 

Aber es scheint, daß auch aus währungspolitischen Gründen eine 
Ermäßigung des Diskontes notwendig gewesen sein dürfte. Die aus- 
ländischen Kredite, die in fast überreichlichem Maße nach Deutschland 
hineinströmten, mußten infolge ihrer Kurzfristigkeit die deutsche Wäh- 
rung dann gefährden, wenn die fremden Geldgeber ihre Darlehen zurück- 
zogen. Senkte die Reichsbank ihren Diskont und glich ihn mehr dem 
Zinsfuß der uns vom Ausland gewährten großen Anleihe an, dann wurde 
verhindert, daß ausländische Kredite nach Deutschland in stärkerem 
Maße hereinströmten, als es unsere Wirtschaft vertragen konnte. So 
fand Ende Februar die Herabsetzung des Banksatzes auf 9% statt. 
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Dem Zinsniveau war damit ein neuer Anstoß zur Senkung gegeben, 
die sich sowohl am freien Markte als auch am Markt der Privat- 
diskonten bemerkbar machte. Trotzdem wurde die Restriktion beibe- 
halten, allerdings aber dadurch gemildert, daßsich die Reichsbank im März 
bereit erklärte, erstklassige Privatdiskonten jederzeit anzukaufen. 

Man hat diese Politik der Reichsbank einer scharfen Kritik unter- 
zogen. Die Kritik meinte, nicht Kreditrestriktion, sondern Diskont- 
erhöhung wäre richtig. Es scheint aber doch, als ob die Politik der 
Reichsbank zweckmäßiger ist. Die Reichsbank mußte, wenn sie die 
Herrschaft über den Geldmarkt allmählich wieder gewinnen wollte, die 
Wirtschaft beruhigen. Das war, da nach Einführung der Rentenmark 
die übertrieben hohen Zinssätze in erster Linie auf psychologischer Grund- 
lage beruhten, nur dadurch möglich, daß ein Diskontsatz gewählt wurde, 
der an der untersten Grenze des wirtschaftlich Möglichen lag. Nach der 
Senkung des Diskontes verlangte die Kritik nicht Diskontermäßigung, 
sondern Aufhebung der Restriktion. Diese Kritik vergißt, daß die Dis- 
kontpolitik immer in gewissem Zusammenhang mit der Devisenpolitik 
steht. Die Devisenpolitik verlangte aber, um eine Überschwemmung 
Deutschlands mit ausländischen Krediten zu verhindern, eine Herab- 
setzung des Diskontes. Ebenso verlangte das Zinsniveau danach. Ander- 
seits war die Restriktion notwendig, um zu verhüten, daß die Reichs- 
bank aus spekulativen Gründen um Kredite angegangen wurde. Während 
vor dem Kriege nur rd. 35% der in Deutschland ausgestellten Wechsel 
an die Reichsbank zur Diskontierung gelangten, sind es jetzt etwa 50 
bis 60%. 

Wenn man die Ergebnisse der Reichsbankpolitik betrachtet, so 
wird man nicht verhehlen dürfen, daß unsere Verhältnisse am Geld- und 
Kapitalmarkt noch keineswegs ideal sind. Sicher hat die Politik der 
Reichsbank wie alle menschlichen Maßnahmen ihre Schattenseiten. 
Aber man kann an folgenden Ergebnissen nicht vorübergehen. Es ist 
erreicht eine Stabilisierung unserer Valuta, es ist ferner erreicht eine 
ganz erhebliche Senkung des Zinsniveaus, es ist endlich erreicht, daß 
auch das inländische Warenpreisniveau von einer verhältnismäßigen 
Stabilität ist und von der Geldseite her in nennenswerter Weise nicht 
gestört wird. Daß die inländischen Preise stärker schwanken als in der 
Vorkriegszeit, liegt an den Verhältnissen des Weltmarktes, der bisher 
die Nachwirkungen des Krieges nicht hat überwinden können. 


DER EINSTMALS „STILLE“ OZEAN. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 


Als Goethe seinen alten Faust am Ende des Dramas an einer ver- 
hältnismäßig bescheidenen Kolonisationsarbeit höchstes Genügen fin- 
den ließ, äußerte er sich gesprächsweise in geradezu prophetischen 
Worten über die Bedeutung eines einstmaligen Panama-Kanals und 
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die Notwendigkeit für die Vereinigten Staaten, ihn für sich auszubauen 
und durch ihn die Herrschaft über den pazifischen Verkehr zu erringen. 
Der Minister des mitteldeutschen Kleinstaats hatte seinen geopolitischen 
Blick geschärft durch die Sehkraft eines Napoleon, der im Stillen Ozean 
„das Mittelmeer der Zukunft“ erblickte. 

Nicht die Nordamerikaner aber waren es, die in der Praxis erstmals 
die Öffnung der Wasserstraße zwischen dem Atlantischen und dem Stillen 
Ozean versuchten, sondern die Franzosen, die sich nach dem Vorgang des 
großen Korsen als die modernen Erben Cäsars fühlten und im neuwelt- 
lichen Maßstab nicht mehr das kleine alte Mittelmeerchen umrunden 
wollten, sondern die größten Ozeane. Hatte Napoleon I. noch von einem 
Kaiserreich des Orients geträumt, so faßte Napoleon III. den giganti- 
schen Plan, die französische Herrschaft über beide Gestade des 
Stillen Weltmeeres auszudehnen. Er unterstützte auf der einen 
Seite das mexikanische Abenteuer Maximilians von Habsburg, der von 
seinen Gnaden lebte und von seinen Ungnaden starb, und betrieb auf der 
anderen Seite unmittelbare französische Kolonialpolitik an den pazi- 
fischen Gestaden Hinterindiens. Das letzte Ziel dieser napoleonischen 
Überseepolitik war die französische Vorherrschaft über Gewässer und 
Randgebiete der pazifischen Welt — ein Ziel, das noch viel weiter ge- 
steckt war als das von England in zäher Jahrhundertarbeit nahezu er- 
reichte der Umrundung des Indischen Ozeans. 

Einstmals waren es die Spanier, die auf weiten Flächen seiner beiden 
Gestade ihre Flaggen gehißt, sowohl an den Westküsten Süd- und Mittel- 
amerikas wie auf den Philippinen. Allespäteren Weltmächte haben 
ihren Blick gleichfalls auf die pazifischen Randländer gerichtet. Nicht 
nur das zweite französische Kaiserreich, sondern schon vordem 
Rußland, das nicht nur immer und immer wieder und immer und immer 
weiter an die asiatische Küste des Stillen Ozeans vordrang, sondern auch 
in Alaska nach Nordamerika hinübergriff; England, das auf der einen 
Seite seine Herrschaft über Kanada nach der Westküste hin ausdehnte 
und auf der Ostseite Australien und Neuseeland in seinen Besitz brachte; 
selbst die junge und ach so kurzlebige deutsche Kolonialmacht 
suchte sich zum Herrn von Verkehrsbrennpunkten des Pazifik zu machen 
und geriet darüber zeitweilig in Streit mit dem alten Spanien (Karolinen- 
frage) und den angelsächsischen Wettbewerbern (Samoakonflikt). Als 
die Vereinigten Staaten aus der amerikanischen Selbstgenügsamkeit 
heraustraten, griffen sie hinüber nach der pazifischen Gegenseite auf den 
Philippinen und führten endlich, bald 100Jahre nach Goethes seheri- 
schem Ausspruch, den Plan des Panama-Kanals durch, der zu Zeiten des 
napoleonisch denkenden Lesseps gescheitert war an der bodenlosen 
Korruption der französischen Demokratie und Presse. (Ein 
Thema, über das heute auch der Deutsche mit etwas gedämpfter Stimme 
sprechen muß, seitdem der Häuserkauf eines führenden U-sozialistischen 
Blattes durch einen Scheck auf eine französische Bank erledigt worden 
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ist und die kommunistischen Blätter ihre finanzielle Speisung aus Ruß- 
land erfahren haben.) 

Heute trägt der von seinen Entdeckern einstmals so benannte 
Stille Ozean weltpolitisch durchaus nicht mehr das friedliche Gepräge. 
An seinen beiden Rändern lagern Weltmächte, die den europäischen 
vollkommen gleichberechtigt gegenüberstehen und die keine Gelegenheit 
versäumen, über die eigenen Gestade hinauszugreifen. 

In und um China tobt der Kampf, der zu einem Prüfstein für die 
Beziehungen zwischen den verschiedenen Weltmächten geworden ist. Das 
chinesische Selbständigkeitsbedürfnis, dem die Amerikaner schon nach 
dem Boxerkrieg in geschickter kaufmännischer Kalkulation Rechnung 
getragen haben, richtet sich in erster Linie gegen die Engländer, die 
in Verfolg der hierdurch bedingten Politik wieder engere Fühlung mit 
ihrem früheren ostasiatischen Verbündeten suchen und auch Frankreich 
in der ostasiatischen Politik gern ins Schlepptau nehmen würden. 
Französische Politiker haben bewegliche Klage darüber geführt, daß 
Frankreich für die Zugeständnisse, diees von Englandin der 
Haltung gegen Deutschland erkauft, in China hohe Preise 
zahlen müßte. Auf der anderen Seite stehen die Vereinigten Staaten, 
die sowohl europäische Einmischung in die chinesischen Dinge wie ja- 
panische Vorherrschaft in Ostasien ausgeschaltet sehen möchten und keine 
Möglichkeit verpassen, den Angelsachsen am Stillen Ozean die Interessen- 
verknüpfung abseits von England vor Augen zu führen.. Der amerika- 
nische Flottenbesuch, der in Australien und Neuseeland die heutige 
maritime Stärke der Vereinigten Staaten demonstrierte und den briti- 
schen Bundesstaaten vor Augen führte, daß die ehemalige Vormacht- 
stellung Englands zur See in diesem Teil der Welt heute keine Geltung 
mehr beanspruchen dürfe, hat überaus lehrreich gewirkt. 

Aus dem Kreise der politischen Herren am Pazifik ist Deutschland 
ausgeschaltet worden. Frankreich, das hier einst so weitgreifende Pläne 
verfolgte, ist in den Hintergrund getreten; die Niederlande beherrschen 
politisch nur ein verhältnismäßig kleines Randgebiet der Südsee. Wirt- 
schaftlich hätten sie hier noch große Reserven, deren bisher zum Teil 
nur sehr geringe Erschließung vor kurzem zu dem Plan geführt hatte, 
dem ehemaligen Gouverneur von Deutsch-Togo, dem Herzog Adolf 
Friedrich von Mecklenburg, den ganzen holländischen Teil von Neu- 
Guinea in Konzession zu geben. Grobe Ungeschicklichkeiten deutscher 
Zeitungen haben den englisch-französischen Widerstand gegen dieses Vor- 
haben bis zu seinem endgültigen Scheitern gestärkt. Rußland beschränkt 
sich defensiv auf die Haltung seines Postens am nördlichen Ostrande des 
Pazific und unterstützt China in der Abwehr westeuropäischer Einflüsse. 
England, Japan und Amerika stehen sich als Hauptwettbewerber gegen- 
über. Japan in seiner Stellung in der Südsee durch den Kriegsausgang 
stärker gefestigt als England, zumal der britischerseits dort Deutschland 
geraubte Besitz die australisch-neuseeländischen Interessen noch mehr 
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als zuvor auf die ideelle Verknüpfung mit den Vereinigten Staaten als auf 
jene mit dem Mutterlande hinweist. Die Vereinigten Staaten ihrerseits 
beherrschen zur Zeit die wichtigsten Verkehrswege über den Stillen Ozean 
und sind entschlossen, die Herrschaft in sicherer Hand zu halten, die an- 
gelsächsische Interessengemeinschaft ohne das europäische Groß-Britan- 
nien zu vertiefen, die europäischen Einflüsse in Ostasien zu bannen und 
nach Möglichkeit durch die Stabilisierung amerikanischer Wirtschaftsin- 
teressen zu ersetzen. 

Der unter den verschiedenen englischen Regierungen heiß umstrittene 
erstklassige Flottenstützpunkt Englands in Singapore bedeutet 
eine britische Defensive des Indischen Ozeans und bringt die Sorge 
um die künftige politische Entwicklung im Pazific klar genug zum Ausdruck. 

Zu allem Wettkampf der Weltmächte um ihre Stellung an und auf 
dem Stillen Ozean gesellt sich schließlich die Sorge, daß sich den Parolen: 
„Amerika den Amerikanern, Asien den Asiaten, Afrika den Afrikanern“ 
die Parole: „Die Südseeinseln den Südseeinsulanern“ zugesellen 
könne, für die der Freiheitsdrang der Philippinos das Signal gibt. 

Die weltpolitische Gruppierung zwischen den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, Japan, England und Frankreich 
hängt heute weit mehr, als wir in unserer engumdrängten mitteleuro- 
päischen Lage es begreifen wollen, an dem Problem des Stillen 
Ozeans. Die große Washington-Konferenz nach dem Versailler Frie- 
densdiktat war ein deutliches Anzeichen der veränderten Lage. Sie 
hat gerade mit Bezug auf den Stillen Ozean zu keiner entscheidenden 
Klärung geführt und verlangt in dieser Richtung Fortsetzungen, die 
seitens der Vereinigten Staaten im Hinblick auf die gegenwärtigen Ver- 
hältnisse in China mit gesteigertem Nachdruck gefordert werden. 

Wenn Deutschland heute auch vollständig aus der Südsee verdrängt 
ist, in deren zukunftswichtigem Verkehrsgebiet sich festzusetzen schon 
Bismarck als kolonialpolitische Notwendigkeit erachtete, so sind wir 
mittelbar doch nach wie vor in hohem Maße auf die Beobachtung 
der pazifischen Weltpolitik — die alles andere als eine 
pazifistische ist — angewiesen. Denn bei allen Veränderungen in 
der weltpolitischen Gruppierung, die sich dort hinten weit vollziehen, 
besteht für uns die Gefahr, die Kosten tragen zu müssen, wie es zumal 
bei englisch-französischen Verhandlungen über die China-Politik der Fall 
ist. Engländer und Amerikaner, Franzosen und Japaner denken in ihrer 
politischen Führerschaft nicht nur nach dem alten Wort „in Erdteilen“, 
sondern auch „in Ozeanen“. Tritt Frankreich, dessen dritter Napoleon 
die größten pazifischen Ideen hegte, dessen Lesseps den größten Verkehrs- 
weg nach dem Stillen Ozean öffnen wollte, zugunsten Englands und dessen 
Wettbewerb mit Japan und den Vereinigten Staaten in der ostasia- 
tisch-pazifischen Politik mehr in den Hintergrund, so ist der deutsche 
Rhein die Stelle, an der wir die Folgen am deutschen 
Körper verspüren. 
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WELTSCHAU. 
DER VORSPRUNG DER VEREINIGTEN STAATEN. 


Die führenden Kreise der deutschen Industrie sind gegenwärtig besonders lebhaft 
mit dem Studium der wirtschaftlichen Konstruktion Nord-Amerikas beschäftigt, um an 
deren Beispiel alle Möglichkeiten technischen und organisatorischen Fortschritts zu 
prüfen. Wir besprachen in der Bücherschau unseres Mai-Heftes die ausgezeichnete 
Arbeit von Generaldirektor Dr.-Ing. e. h. Karl Koettgen über das wirtschaftliche 
Amerika, die vom Verein Deutscher Ingenieure herausgegeben ist. Ihr tritt jetzt ergän- 
zend eine Arbeit von Direktor Dr. Bernhard Goldschmidt, Essen, an die Seite, 
die als Heft 13 der von der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
herausgegebenen Schriftenfolge erscheint und eine Fülle außerordentlich lehrreicher 
Tafeln über den wirtschaftlichen Vorsprung der Ver. Staaten enthält. Als Probe geben 
wir die nachstehende kleine Übersicht wieder. 


Vereinigte Staaten v. Amerika [___) übrige Länder 


Berölkerung d. m Erdoberfläche d. 
We ; Welt: (Land) 
. 55 885 000 


Kohlenförderung 
d.Welt: A gewinnung d. 
f A Wet. 


NACB Ne S Wirtschafistelung Amerikas in der Welt 192 a 


Dr. Goldschmidt schließt seine Angaben über den amerikanischen Vorsprung 
(„Wissenswertes aus Wirtschafts- und Sozialpolitik der Ver. Staaten“) mit einer 
kurzen Untersuchung über die Frage, welche Schlußfolgerungen aus dem Vergleich 
mit Amerika für unsere deutsche Industrie, insbesondere für die deutschen Arbeit- 
geberkreise, zu ziehen sind. „Das Geschick hat uns einen in üppiger Fülle die Reich- 
tümer der Natur bergenden Boden versagt. hat uns die endlose Weite des Raumes 
vorenthalten und uns nicht mit Grenzen gesegnet, die frei von Feinden sind. An solchen 
uns nachteiligen Naturgebundenheiten können wir nichts ändern. In der Organisation 
der Technik werden wir manches von den Amerikanern lernen können, wenn uns auch da 
Grenzen in der geringeren Aufnahmekraft des Landes gesetzt sind. Aber was an Ver- 
besserungen im Betriebsvorgang herausgeholt werden kann, werden unsere Techniker 
schon schaffen, vorausgesetzt, daß die dazu nötigen Geldmittel bereitgestellt werden 
können. Es bleibt ein Drittes, in dem uns die Amerikaner Lehrmeister sein können: 
die Bewirtschaftung des Menschen. Dieses große Einwanderervolk hat es verstanden, 
die menschliche Arbeitskraft so zu behandeln, daß sie sich willig und freudig nicht nur 
in den dort selbstverständlichen Dienst der Nation, sondern auch in den 
Dienst der Wirtschaft stellt. Die Arbeiterschaft drüben sieht in dem Unternehmertum 
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nicht etwas Feindliches, sie Bedrückendes, wie dies leider bei uns der Fall ist, sondern 
erkennt in dem Gedeihen der Wirtschaft die selbstverständliche Voraussetzung für ihr 
eigenes Wohlergehen. Wir haben diese Kunst der Menschenbehandlung leider nicht 
genügend geübt und vielleicht überhaupt nicht gekonnt. Und hier gilt es, den Hebel 
anzusetzen. Viel wichtiger als eine durch unsere Lage gebotene Verlängerung der 
Arbeitszeit ist es, in unseren Arbeitern die Lust an der Arbeit zu wecken, um die dadurch 
bedingte höhere Arbeitsleistung zu erreichen. Daß dies in unserer vergifteten Atmo- 
sphäre schwer ist, wissen wir, aber es sollte von allen in unseren Fabrikbetrieben tätigen 
Stellen, von den Ingenieuren, Chemikern, Direktoren als eine ihrer vornehmsten 
Aufgaben betrachtet werden, die rein menschlichen Beziehungen vom Arbeitgeber 
zum Arbeitnehmer besser und gesunder zu gestalten. Der Gedanke der Arbeits- 
gemeinschaft, derin der dumpfen Luft der Gewerkschaften siech und matt geworden 
ist, muß in den Betrieben wieder zu starkem Leben erweckt werden. Das wird nur 
langsam gehen und nur durch eine überall planmäßig einsetzende Kleinarbeit, vor allem 
bei dem gewerblichen Nachwuchs. Aber es handelt sich um eine Schicksalsfrage der 
deutschen Wirtschaft.“ 


BÜCHERSCHAU. 
NEUE SCHRIFTEN ZUR KRIEGSENTSCHÄDIGUNG. 


DR. HUGO FERDINAND SIMON, vortragender Legationsrat und Oberstleutnant a.D. 
„REPARATIONEN UND WIEDERAUFBAU“, Carl Heymann, Berlin. 


DR. ROBERT LIEFMANN, Professor an der Universität Freiburg: „VOM REICH- 
TUM DER NATIONEN“. Untersuchungen über die sogenannten Reparations- 
fragen und die internationalen Verschuldungs- und Währungsprobleme. Verlag 
G. Braun, Karlsruhe. 


Die wissenschaftliche wie die politische Literatur in Deutschland tut den Ländern, 
die uns mit weltgeschichtlich unerhörten und praktisch untragbaren Kriegsentschä- 
digung en belastet haben, beharrlich den Gefallen, den richtigen Ausdruck zu vermeiden 
und getreu dem Versailler Befehl nur von,, Reparationen“ zu sprechen. Wenn man be- 
denkt, daß der Krieg und die uns bei seinem Ausgang sofort auferlegten Leistungen uns 
rund die Hälfte unseres Volksvermögens gekostet haben und daß die Alli- 
ierten sich nicht entblödeten, dann auch weiterhin noch mit Kriegsentschädigungs- 
summen zu jonglieren, die der verbleibenden Hälfte unseres Volksvermögens ent- 
sprachen oder sie sogar noch weit übertrafen, so wird man an der landläufigen Aus- 
drucksweise „„ Reparationen“ sehr wenig Gefallen finden. Wir sollten vor uns selbst 
und vor der Welt das Ding endlich bei dem rechten Namen nennen. 

Aus der neueren Bücherflut über die Kriegsentschädigungsfrage ragen die beiden 
oben angeführten Schriften ganz verschiedenen Gepräges hervor. Legationsrat 
Simon gibt ein umfassendes historisches Bild der bisherigen Entwicklung des 
Reparationsproblems, indessen Professor Liefmann theoretisch die Möglichkeiten 
oder Unmöglichkeiten untersucht, die uns auferlegten Lasten zu tragen und in geist- 
reicher Abwandlung den Nachweis führt, wie verfehlt unsere Überbelastung für das 
wirtschaftliche Ganze ist. Beide Schriften stehen merkbar unter dem Einfluß jener 
Autoren von Weltruf, die in dieser Monatsschrift fortlaufend zum Wort gekommen sind. 
Insbesondere beruft sich Liefmann in temperamentvoller Stellungnahme gegen 
den „Goldaberglauben“ des Reichsbankpräsidenten Dr. Schacht auf die 
von uns veröffentlichten Ausführungen Sir Josiah Stamps. Er weist darauf hin, 
„daß Deutschland doch mindestens bis Ende 1928 das allergrößte Interesse hätte, die 
Kaufkraft des Goldes recht zu drücken. weil dadurch eine bessere Reichtumsver- 
teilung und darauf, nicht auf die Goldverteilung, kommt es an herbeigeführt wird. 
Aber selbst nach 1928 hätte Deutschland noch ein Interesse. die Kaufkraft des Goldes 
weiter, bis zu 9°/, unter den Stand von 1928 zu drücken, weil es, je höher die Preise 
sind, um so weniger Ware zur Erfüllung seiner Reparationsverpflich- 
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tungen zu liefern braucht. M.a.W., je höher die Weltmarktpreise sind, 
um so mehr setzt Deutschland seine Reparationsverpflichtungen 
herab.“ Liefmann schließt mit der Forderung: 


„Auf einer internationalen Konferenz wäre das ganze Problem der internationalen 
Kriegsverschuldung, einschließlich der aus den Friedensverträgen, einer definitiven 
Lösung derart zuzuführen, daß in möglichst kurzer Zeit alle einseitigen Verpflichtungen 
aus dem Kriege beseitigt werden, kein Land gezwungen ist, um seine Bevölkerung zu 
erhalten, alle anderen zu unterbieten, vielmehr jedes Land (auch durch Kolonialmandate) 
sich entsprechend seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit entwickeln kann.“ 


Beide Autoren verweisen auf die von der National City Bank, New York, in ihrem 
Dezember-Bericht 1924 vorgenommene Schätzung der Volksvermögen, die für die 
Ver. Staaten 1340 Milliarden Mark, für England 370 Milliarden M., für Frankreich 281 
Milliarden M., für Deutschland 150 Milliarden M. ergab. Danach entfällt vom Volks- 
reichtum auf den Kopf der Bevölkerung in runden Summen in Amerika 12000 M., in 
England und Frankreich ungefähr je 7500 M.,in Deutschland etwa 2300 M. Gegenüber 
der Vorkriegszeit hat sich das Volksvermögen nicht nur in den Ver. Staaten einer Ver- 
doppelung genähert, sondern es ist auch in England und in dem angeblich so hilfsbe- 
dürftigen Frankreich sehr wesentlich gestiegen, in Deutschland dagegen auch nach 
dieser amerikanischen Schätzung reichlich halbiert. 


In der „ Weltschau“ unseres Februarheftes wiesen wir darauf hin, daß Großbritan- 
nien mehr als das Zehnfache des seiner Stammbevölkerung gebührenden Nahrungs- 
mittelspielraums auf der Erde hat, das deutsche Volk aber noch nicht ein Zehntel des 
natürlichen Spielraums, den es beanspruchen könnte. Aus dieser amerikanischen 
Schätzung ersehen wir nun, daß auch die Kopfquote des Volksvermögens in einem Lande 
von der Arbeitskraft Deutschlands noch nicht 1% der englischen oder französischen 
Kopfquote und weniger als !/, der amerikanischen Kopfquote ausmacht. Die reichen 
Staaten können von den verarmten nicht beliebige Kriegsentschädigungen erpressen, 
ohne daß sie das, was sie an Zahlungen von Deutschland verlangen, von ihm an Waren 
kaufen müssen. An diesem Dilemma muß einmal das ganze Kriegsentschädigungspro- 
blem in die Brüche gehen. 


AUS DER PANEUROPA-FLUT. 


AUGUST SCHMIDT: „DAS NEUE DEUTSCHLAND IN DER WELTPOLITIK 

UND WELTWIRTSCHAFT“. Reimar Hobbing, Berlin. 

PAUL GÖHRE: „DEUTSCHLANDS WELTPOLITISCHE ZUKUNFT“. Kurt 
Vohwinckel, Berlin. 


Die Literatur zur paneuropäischen oder kontinental-europäischen Frage schwillt 
in gleicher Weise an, wie jene über die sogenannte Reparationsfrage. Der Ausgangs- 
punkt solcher Schriften, wie der hier genannten, ist übereinstimmend ungefähr die 
folgende Betrachtung: Mit dem Militarismus geht es nicht, wenigstens nicht für Deutsch- 
land in seiner heutigen Lage. Mit dem Pazifismus geht es auch nicht, denn er besteht 
nur in der Theorie. Also geht es vielleicht mit dem Wirtschaftsverstand, mit einem 
Versuch, die nahezu 30 festlandeuropäischen Staaten großen, mittleren, kleinen und 
kleinsten Kalibers auf ihre Gemeinschaftsinteressen gegenüber der großen Konkurrenz 
da draußen, auf ihre wechselseitigen Ergänzungsfähigkeiten hinzustoßen und sie aus der 
Atmosphäre des politischen Hasses in die der wirtschaftlichen Realpolitik hinüberzu- 
führen. Schon bei einer früheren Besprechung der Bemühungen des österreichischen 
Grafen Coudenhove-Calergi wurde darauf hingewiesen, daß in der heutigen For- 
mung des paneuropäischen Gedankens die Idee steckt, auf dem erstrebten Wege der 
internationalen Verständigung auch eine Annäherung der deutschen Irredenta an das 
Stammland zu erreichen und der volkreichsten, wirtschaftlich befähigtsten Nation 
Mitteleuropas einen starken Einfluß auf den weiteren Gang der europäischen Geschicke 
einzuräumen, 
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In dem umfangreichen Werk von August Schmidt, das „an der Schwelle des 
globalen Zeitalters“ eine weltwirtschaftliche und weltpolitische Neuorientierung 
fordert, finden die Leser viele Gedanken wieder, die ihnen aus unserer Zeitschrift ver- 
traut sind. Was die wirtschaftliche Konsolidierung anbetrifft, so hat der Verfasser 
allerdings das Unglück, mit seiner Idealisierung des Stinnes-Systems in eine Zeit hinein- 
zugeraten, in der jeder Tag neue Meldungen über den Abbau der Stinnesmacht bringt. 
In weltpolitischer Hinsicht könnte es widerspruchsvoll erscheinen, daß August Schmidt 
dem alten Regime vorhält, sich nicht rechtzeitig über die Option zwischen England und 
Rußland entschieden zu haben, heute aber bei allem Hindrängen auf entschlossene 
Führung zum paneuropäischen Zusammenschluß ein äußerst vorsichtiges Lavieren 
zwischen Rußland, Frankreich und England empfiehlt. Allerdings liegen aber tatsäch- 
lich die äußeren Umstände für ein der Militärmacht völlig entkleidetes und auch wirt- 
schaftlich versklavtes Deutschland ganz anders als für das alte Reich in seiner statt- 
lichen militärischen Rüstung und seiner hohen wirtschaftlichen Blüte. 

Bei Paul Göhre, der einstmals vom evangelischen Geistlichen zum Sozialdemo- 
kraten wurde und sich dann im Lager Friedrich Naumanns wiederfand, berührt es 
angenehm, daß auch er unter den ‚„unmöglichen Wegen“ zur weltpolitischen Zukunft 
den Pazifismus an erster Stelle nennt. Im übrigen ist bei vielen Abweichungen im ein- 
zelnen beiden Autoren nicht nur das Hauptziel des kontinental-europäischen Zusam- 
menschlusses, sondern auch die gedankliche Grundeinstellung auf geopolitische und 
geoökonomische Betrachtungsweise gemeinsam. In ihrem lebhaften Drang nach dem 
paneuropäischen Ausweg aus den Weltwirren haben sie für die Frage nach dem Zeit- 
punkt der Vereinigung ungefähr dieselbe Antwort, die im ostafrikanischen Feldzug 
Lettow-Vorbeck auf die Frage zu geben pflegte, wann eine von ihm angeordnete Aktion 
durchzuführen sei: „Spätestens sofort!“ Fürst Bülow pflegte als Reichskanzler auf 
Entschlüsse drängenden politischen Besuchern das Wort entgegenzuhalten: ‚Der 
Apfel reift nicht schneller, wenn man eine Lampe darunter hält!“ Wer Welt- 
geschichte machen will, kann freilich eine stärkere Dosis vom Temperament Lettow-Vor- 
becks als von der Beschaulichkeit Bülows brauchen. Wieviel ,, deutsche“ Weltpolitik 
praktisch aber in einer Paneuropa-Politik übrigbleiben würde, darüber kann man sich 
nach dem fragwürdigen Vorgang Mitteleuropa-Naumanns wohl manchen skeptischen 
Gedanken machen. A.D. 
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„NATIONALE AUSSENPOLITIK“. 
Von Staatssekretär z. D. Fhr. v. RHEINBABEN M. d. R. 


Berlin, den 16. September 1925. 

Ein reichliches halbes Jahr hat es gedauert, bis auf Initiative der 
deutschen Außenpolitik nun wiederum auf einer internationalen 
Konferenz verantwortlicher Minister wichtige Entscheidungen für die 
deutsche Zukunft fallen werden. Diese Entscheidungen werden für den 
Leser dieser Zeitschrift nichts Endgültiges bedeuten, sondern er 
wird sie ebenso wie ich nur als Etappe im großen Strom weltpoliti- 
scher Ereignisse ansehen, in dem die allmähliche Wiederaufrichtung 
Deutschlands natürlich das Wichtigste ist. Gerade in Sachen der großen 
Politik und des Weltgeschehens ist der Vergleich mit dem Worte Hera- 
klits, daß , alles fließt“ besonders zutreffend. Sogar in der strengsten 
Rechtsliteratur wird die These vertreten, daß auch formell auf die Ewig- 
keit abgeschlossene Verträge ihre Gültigkeit dann verlieren, wenn die 
Voraussetzungen unter denen sie geschlossen waren, sich entscheidend 
geändert haben. Wieviel mehr wird und muß das der Fall sein, wenn 
Deutschland, wie es in seinen der Konferenz vorausgehenden amtlichen 
Äußerungen immer wieder betont hat, den entscheidenden Wert darauf 
legt, daß auch neu abzuschließende Verträge zur Stabilisierung größerer 
„Sicherheit“ in Europa sich der fortschreitenden Entwicklung 
anpassen müssen, und daß es selbst im Versailler Vertrag in jenem 
Artikel 19 des Völkerbundpaktes ja den ausdrücklichen Hinweis auf 
solche Abänderungen gibt. Betrachtet man also die kommende Ok- 
toberkonferenz von solchen Voraussetzungen aus, so begreift man immer 
schwerer, daß von mancher Seite aus Tatsache und Art ihrer Beschickung 
eine Prinzipienfrage gemacht wurde, anstatt sie einfach als einen 
— allerdings recht wichtigen — weiteren aus dem Zusammenhang nicht 
herausnehmenden Schritt der deutschen Politik anzusehen, die vorläufig 
auf die Befreiung deutschen Landes von kriegsgegnerischer 
Besatzung in allererster Linie eingestellt bleiben muß. 

Werfen wir zur Beleuchtung der Situation vom Augenblick des 
Eintreffens der Einladung zur Konferenz ab einmal einen kurzen Blick 
auf die Parteien von Links nach Rechts. Die Sozialdemokraten 
wetterten auf ihrem Parteitage in fast stets demagogischen Charakter 
tragenden Reden gegen die heutige Regierung. Als ihr „größter Triumph“ 
wurde es bezeichnet, daß angeblich heute auch die Deutschnationalen 
die durch die Sozialdemokratie eingeleitete Politik mitmachen und von 
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Feststellung, daß in Wahrheit also die Sozialdemokratie die eigent- 
liche Lehrmeisterin für die heutige deutsche Außenpolitik sei! Daß 
die Demokraten ihrerseits in ihren großen publizistischen Organen 
und anderswo in etwas anderer Form denselben Gedanken vertreten, 
daß nämlich ihre Einstellung und Auffassung das beste Rezept für 
„nationale Außenpolitik“ sei, bedarf keines Kommentars. Im Zentrum 
verkündigten auf der Parteitagung in Baden die beiden früheren 
Reichskanzler Marx und Wirth, daß ihre bzw. die vom Zentrum ent- 
scheidend beeinflußte Außenpolitik Deutschland gerettet habe! Von 
der Deutschen Volkspartei hörte man auf diesem Gebiet in der Öffent- 
lichkeit deshalb relativ am wenigsten, weil ihr Hauptexponent und 
Parteiführer, Stresemann, nun seit 2 ½ Jahren das Amt des verant- 
wortlichen Außenministers bekleidet und die Partei ihm auf diesem Ge- 
biete ganz besonders geschlossene Gefolgschaft leistet. Anders steht es 
bei den Deutschnationalen. Hier hat nach kurzer Gefechtspause, 
die sich um die auch von ihnen gebilligte Note des 20. Juli gruppiert, 
ein nicht unbeträchtlicher Blätter-, Versammlungs- und Resolutions- 
sturm eingesetzt, der in seinem Inhalt zum Teil im scharfen Gegensatz 
zur amtlichen Regierungspolitik steht. Stellenweise ging man sogar 
so weit, allen Ernstes die Nichtbeschickung der von Frankreich und 
England vorgeschlagenen Konferenz zu fordern. Von den Deutsch- 
völkischen braucht schließlich ja nur erwähnt zu werden, daß sie sich 
bemühen, die in gewissen Teilen der deutschnationalen Partei gegen die 
Regierungspolitik zutage tretende Opposition in der: Proportion zehn 
bis unendlich zu übertrumpfen... 

Darnach steht es also bei den Parteien so, wie im „Nathan den 
Weisen“. Jede behauptet, den echten Ring zu besitzen, d. h. im besten 
Sinne nationale Außenpolitik zu treiben und überaus schwer ist es auch 
jetzt wieder, an einem wichtigen Entscheidungs- und Wendepunkte 
der deutschen Außenpolitik das Parteiliche und das Innerpolitische 
zugunsten einer möglichst geschlossenen und einheitlichen Front nach 
Außen zurücktreten zu lassen. Woran liegt das eigentlich? Ist es 
darauf zurückzuführen, daß die außenpolitische Führung im Deutsch- 
land vor 1914 tatsächlich gewisse Fehler gemacht hat und daß nun das 
deutsche Volk, vertreten durch seine Parteien, den dringenden Wunsch 
hat, zur Vermeidung künftiger Fehler selbst in ganz anderer Weise 
als im alten Deutschland Einfluß auf die Außenpolitik zu nehmen? 
Aber wenn man einmal annimmt, daß dieser Wunsch vorhanden ist, 
sollten sich dann nicht auch zum mindesten alle Verantwortlichen 
fragen, ob sie — auf Zeitungslektüre und gelegentliche Informationen 
angewiesen — wirklich in der Lage sind, über die großen Probleme der 
Außenpolitik selbstherrlich urteilen und zu entscheiden? Wieviele 
unter all den politischen Größen, die heute in Versammlungen das 
Zustandekommen der nachher in den Zeitungen veröffentlichten Reso- 
lutionen verantwortlich dirigieren, können ehrlich von sich behaupten, 
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alle notwendigen Zusammenhänge des Augenblicks sowohl wie in 
ihrer wahrscheinlichen Zukunftsentwicklung zu übersehen? Ist 
es nicht vielmehr so, daß, ob im alten oder im neuen Deutschland, im 
demokratischen England, Frankreich, Amerika, im bolschewistischen 
Rußland oder im faszistischen Italien, es ganz besonders in der Außen- 
politik notwendig ist, daß eine Nation die richtigen Männer an die 
Spitze setzt, daß sie aber damit gerade in der Außenpolitik 
fast alles getan hat, wozu sie in der Lage und berufen ist? Sehen 
wir nicht, wie insbesondere in den sog. demokratischen Ländern des 
Westens als unsere „Vorbildern“ die Dinge laufen? Sind wir nicht 
immer wieder Zeugen, wie in Frankreich die geschickte Formu- 
lierung und die Phrase das Volk mitreißt und wie in den angelsäch- 
sischen Ländern Schlagworte und Propaganda ungeheure Wir- 
kungen ausüben ? Welche Methode wollen wir eigentlich in Deutsch- 
land einschlagen, die den Charaktereigenschaften unseres Volkes 
am besten entspricht? Lassen wir der deutschen Individualität, der 
Neigung zur Kritik und zur Eigenbrötelei dem naßforschen „immer feste 
druff“ oder dem gefühlsduseligen Pazifismus auf dem Gebiete der 
Außenpolitik weiter freien Lauf, so wird es allerdings je länger je mehr 
zur Herkulesarbeit werden, unser Volk als Nation in diesen großen, 
sein Schicksal recht eigentlich entscheidenden Fragen kraftvoll zu- 
sammenzufassen! 

In einem Artikel des vorigen Heftes dieser Zeitschrift wurde der 
deutsche Reichstag heftig kritisiert und ihm die Fähigkeit abge- 
sprochen, die notwendige politische Konsolodierungsarbeit nach innen 
und außen zu leisten. Erklärlicherweise gehe ich bei Kritik der Leistungen 
des Reichstages nicht so weit und möchte glauben, daß das Tempera- 
ment mit dem Herrn Verfasser dieses Artikels etwas durchgegangen 
ist. Denn wie man auch immer zum heutigen System stehen mag — 
eine Vertretung des Volkes in Gestalt des Parlaments brauchen wir un- 
bedingt, sonst bräche das Chaos über Deutschland herein, und immerhin 
ergibt ein Rückblick auf die Epoche 1919 bis 1925, daß auch unter dem 
jetzigen Parlamentarismus die gesunden Kräfte unseres Volkes, die 
doch schließlich auch in Reichstag zum Ausdruck kommen, den Wieder- 
aufstieg aus tiefstem Fall erzwungen haben. Aber richtig ist es aller- 
dings, daß die Methoden des heutigen Parlaments im höchsten Maße 
verbesserungsfähig sind. Blicken wir z.B. im Zusammenhang 
dieser Betrachtungen auf die Art und Weise der sog. „außenpolitischen 
Aussprachen“. Jede Partei tritt in der ein für alle Male festgelegten 
Reihenfolge des Stärkeverhältnisses auf und gibt längere, wohl abgefeilte, 
oft vorgelesene Erklärungen ab. Bis auf wenige Ausnahmen sind wäh- 
rend solcher „Reden“ die meisten Vertreter anderer Parteien gar nicht 
anwesend, und von einer Debatte, diehin und her geht, Verteidigung des 
eigenen Standpunktes, größte Aufmerksamkeit und schlagfertige Er- 
widerung erfordert, ist auch nicht im Entferntesten die Rede. Die Zei- 
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tungen drucken je nach ihrer politischen Richtung die Rede des eigenen 
oder ihnen nahestehenden Redners ausführlich ab, dagegen werden die 
Reden der ‚Anderen‘ mit wenigen Zeilen an versteckter Stelle abgetan. 
Die selbstverständliche Folge hiervon ist, daß das sog. „Volk draußen“ 
gar kein Bild davon bekommt, was wirklich los ist und wie der durch das 
demokratische System angeblich erstrebte geistige Kampf um die beste 
und richtigste Lösung für die Außenpolitik in dem von ihm gewählten 
Parlament ausgegangen ist. Ein zweites: Sowohl im englischen wie im 
französischen Parlament besteht die Möglichkeit, durch kurze Anfragen 
oder Interpellationen von heut zu morgen die Regierung zu Erklärungen 
in der Außenpolitik zu veranlassen, die dann selbstverständlich in der 
gesamten Presse nachgedruckt werden und im hohen Maße geeignet 
sind, das Urteil des Volkes selbst fordauernd und systematisch zu läutern 
und zu klären. Nichts davon bei uns! Auch meine persönlichen Bemühun- 
gen auf diesem Gebiete zu einer Änderung der Geschäftsordnung 
blieben bisher ohne Erfolg. 

So wird es also auch diesmal zur Vorbereitung und Durchführung 
der kommenden Konferenz schwer sein, in der deutschen Öffentlichkeit 
die Frage nach der in Wirklichkeit besten „nationalen Außenpolitik“ 
zu klären. Millionen unserer Volksgenossen werden von all den schwieri- 
gen und höchst realen Problemen, um die es sich jetzt handelt, nichts 
weiter hören, als daß wir im Westen angeblich auf deutsches Land 
(Elsaß-Lothringen) verzichten wollten, und daß eine schlappe Regierung 
den Kampf gegen die Kriegsschuldlüge nicht mit genügender Energie 
führt. Ich bin in früheren Artikeln auf Einzelheiten des „Sicherheits- 
problems‘ ausführlich eingegangen und darf mich heute auf Zusammen- 
fassendes und Grundsätzliches beschränken: Erstens kann von einem 
„Verzicht auf deutsches Land“ in dem vorgeschriebenen Rheinpakt 
gar nicht die Rede sein und das um so weniger, als der Pakt ja überhaupt 
kündbar sein wird und also schon formell ganz und gar nicht auf „un- 
absehbare Zeit und ewig“ abgeschlossen wird. Daß wir zweitens den 
Kampf gegen die Kriegsschuldlüge selbstverständlich mit allen 
Erfolg versprechenden Mitteln und Methoden weiterführen werden, 
müßte ebenfalls allen denen klar sein, die sich Aufklärung ehrlich er- 
werben wollen. Aber abgesehen hiervon ist es doch eine feststehende 
Tatsache, die nur durch eigene deutsche Uneinigkeit und Unverstand er- 
schüttert werden könnte, daß die in Aussicht genommenen Pakt- und 
Schiedsverträge nur dann die deutsche Unterschrift erhalten werden, 
wenn höchst praktische, reale und dem ganzen Volk sichtbare 
Erleichterungen und Vorteile für Deutschland erzielt werden. 
Noch einmal nenne ich die Stichworte: Räumung der nördlichen Rhein- 
landzone, Neuregelung des künftigen Kontrollsystems, ohne im ent- 
ferntesten die Möglichkeit für dauernde Kontrollorgane usw. im geräum- 
ten Gebiet zuzugestehen, und schließlich die selbstverständliche grund- 
sätzliche Aufrollung der Frage, wie lange überhaupt noch fremde Be- 
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satzungstruppen auf deutschem Lande stehen sollen. Sind denn dies 
alles Nichtigkeiten ? Kann man bei solcher Einstellung der deutschen 
Regierungspolitik ernsthafte Kritik in der Richtung üben, daß man 
nichts für dasgroße Ziel der Befreiung und Gleichberechtigung 
Deutschlands zu tun beabsichtigt? Wenn ferner der Eintritt in den 
Völkerbund sich — und anders wäre er unmöglich — nach Sicher- 
stellung der bekannten deutschen Vorbehalte in bezug auf Befreiung. 
Deutschlands von fremdem Ein- und Durchmarsch im Falle von Kon- 
flikten, an denen es selbst unbeteiligt ist, erfolgt, — was bleibt dann 
auch auf diesem Gebiet im Augenblick zu fordern? Und wenn zu- 
letzt und als eigentlich wichtigstes Moment in der großen Politik sich 
merkbar eine Änderung dahin vollzieht, daß das von Frankreich 
aufgerichtete starre System einer Vorherrschaft über Europa sich unter 
Englands Einwirkung zunächst auflöst in regionale Abmachungen, 
in Gliederung je nach freiwilliger Zustimmung und Einstellung der 
in erster Linie interessierten Nationen, wenn wir weiter die Her- 
stellung einer größeren Stabilität und politischen Befrie- 
dung in Europa als dringend notwendig für das bezeichnen, was ich 
früher einmal die „Partie zu Vieren“ nannte, d. h. für eine dauernde 
Korporation Amerikas und insbesondere seiner weltfinanziellen 
Kräfte — dann komme ich auch in diesem weiter ausgreifenden Ge- 
dankengang zu der Schlußfolgerung, daß die Linie der heutigen deut- 
schen Außenpolitik „national“ im besten Sinne des Wortes ist, d. h. daß 
sie die einzige ist, von der man sich heute Vorteile für Deutschland 
versprechen kann. 

Unsere Zeitschrift trägt den Titel „Weltpolitik und Weltwirt- 
schaft.“ Deshalb möchte ich zum Schluß zu dem Begriff der „natio- 
nalen“ Außenpolitik noch einmal darauf hinweisen, daß sie nicht zu- 
letzt so aussehen und so gestaltet sein muß, daß sie uns den Weg in 
die Welt schnell und energisch wieder öffnet bzw. freier von Hindernissen 
macht. In Beziehung zu dem, was ich einmal über die Pläne von Pan- 
europa und das Denken in größeren Erdräumen ausgeführt habe, 
möchte ich glauben, daß all die nächsten Jahre abwechselnd politische 
und wirtschaftliche internationale Konferenzen Schritt für Schritt 
und Etappe für Etappe uns Stoff und Material genug für rein deutsche 
Dinge geben und unsern Weg wieder hinaus in die Weite bestimmend 
beeinflussen werden. Dieser Weg ist schwieriger zu beschreiten und an- 
scheinend auch für viele unter uns schwieriger zu erkennen, als das 
Abschweifen von harter Gegenwart hin zu luftigen theoretischen 
Zukunftskonstruktionen und -Gebilden. Mag sein, daß sich im Laufe der 
Zeit mancher der über das einzelne Land und die einzelne Nation hinaus- 
reichenden Gedanken und Pläne einmal verwirklicht wird. Mag auch 
sein, daß größere weltpolitische Kräfteverschiebungen, die 
wir schon herannahen fühlen und sich vorbereiten sehen, uns eher als 
wir nach unserm tiefen Fall hoffen und erwarten durften, wieder größere 
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Geltung in der Welt verschaffen könnten — sicher ist dabei nur eins: 
Deutschland wird nur dann wieder in die Höhe kommen, wenn wir unter 
„national“ das verstehen, und danach handeln, was unserem eigenen 
Lande in jeder einzelnen Phase der kommenden Entwick- 
lung zum besten dient! 


DIE „NEUE RECHTE“. 
Von ROBERT FABRE-LUCE. 


Der Verfasser des nachfolgenden Artikels ist ein Vetter von Alfred 
Fabre-Luce, der das viel gelesene Buch „La Victoire“ geschrieben hat. 
Er steht im Begriff, zusammen mit einer Anzahl Gesinnungs- 
genossen in Frankreich eine neue Rechtspartei — „La Droite 
Nouvelle“ — zu gründen, die die chauvinistische Haltung der 
augenblicklichen Rechten bekämpft und im Anschluß an die 
rechtsstehenden Elemente aller Länder der Völkerversöhnung 
und Befriedung Europas dienen will. Ob diese löblichen Bestrebungen 
zu einem tatsächlichen Erfolg führen werden, bleibt abzuwarten. 

Seit einem halben Jahrhundert leben wir unter dem Zeichen des 
Hasses, oder vielmehr unter seiner vollständigen Diktatur, denn die 
demokratische Freiheit verschwindet mehr und mehr, anstatt ein kost- 
bareres Gut zu werden: Nämlich die Freiheit, das auszusprechen, was 
alle Welt weiß. Aber welche tatsächliche Freiheit gibt es in einem Lande, 
wo man Männer, wie Caillaux, die während des Krieges den Versuch 
machten, einen weniger teuer erkauften Frieden herbeizuführen, mit 
der gesellschaftlichen Acht belegte, sie verbannte oder ins Gefängnis warf ? 

Die Autokratie ist dem einzelnen gegenüber weniger unduldsam, 
als die Demokratie. Friedrich der Große sagte: „Meine Untertanen 
können reden, was sie wollen, und ich werde das tun, was ich will“. 
Aber die Demokratie, die schwächer als ein Selbstherrscher ist, muß 
kleinlicher handeln, während die Könige größere Freiheiten gewähren 
können, weil diese von der öffentlichen Meinung unbarmherzig unter- 
drückt werden, sobald man ihr nachgibt. 

Um der Wahrheit die Ehre zu geben, treffen diese Vorwürfe augen- 
blicklich für Frankreich nicht mehr voll zu, denn seit dem 2. Mai hat 
sich seine Haltung geändert oder es scheint wenigstens bereit, eine neue 
Haltung einzunehmen. Frankreich ist nicht mehr in seinem Chau- 
vinismus, seinem Siegesbewußtsein, seinem Triumphgefühl befangen. 

Wir aber wollen nicht, daß die Versöhnung lediglich mit links- 
stehenden Regierungen verknüpft ist, auch wollen wir nicht, daß die 
kommende Erstarkung der Rechtsparteien in Frankreich uns wieder 
in die alte, unduldsame antieuropäische Politik eines Poincaré ver- 
strickt. Die Parteien der Linken haben sich zu einer europäischen Ein- 
stellung entschlossen. Die Männer der Revolution waren weit chau- 
vinistischer als Poincaré, und im Widerspruch hiergegen erklärt die 
Linke sich jetzt als europäisch orientiert. 
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Eine derartige Entwicklung wäre den Rechtsparteien weit leichter 
und natürlicher, denn es war rein zufällig, daß sie diese chauvinistische 
Haltung annahmen. Das alte Frankreich neigte nicht dazu, und die 
monarchische Restauration von 1815 beteiligte sich an der Heiligen 
Alliance. Und diese Tradition wollen wir erneuern, indem wir 
eine neue Rechte bilden, die die Ordnung im Inneren mit der europäi- 
schen Ordnung vereinigt. Das ist der wahre e der innersten 
Strömungen Frankreichs. 

Lange Zeit gab es nur ein internationales Zusammenarbeiten der 
Links parteien, während der leitende Gedanke der Rechten sich auf einen 
engen und partikularistischen Nationalismus beschränkte. 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts begann man zum ersten Male. sich 
zu einer derartigen gemeinsamen Tätigkeit zusammenzufinden. Im Jahre 
1815 nahm dieser Gedanke in der „Heiligen Alliance“ eine feste Gestalt 
an, begünstigt durch Alexander I. unter dem Einfluß einer Deutschen, 
der Frau von Krüdener, eines Franzosen, Nicolas Bergasse, und des 
Kanzlers Metternich. Sie entstand unter dem Eindruck, daß ganz 
Europa sich gegen die französische Revolution vereinigen müsse, um 
den Rest des Kontinents vor Ähnlichem zu bewahren.. 

Nach einigen gelungenen Kongressen in Aix-la-Chapelle, Laibach, 
Karlsbad und Verona erhielt Europa den Eindruck und den Beweis 
ihrer Macht (z. B. in Spanien). Aber bei der griechischen Revolution 
und derjenigen der südamerikanischen Kolonien bewirkte die Unstimmig- 
keit zwischen der legitimistischen Politik Metternichs und dem religiösen 
Gefühl Alexanders, daß man der Entwicklung und dem Erfolg jener 
Revolten untätig zusah. Diese Dinge versetzten dem Gefüge der Heiligen 
Alliance den ersten Stoß. 

Einige wenige Versuche, wie der von Münchengrätz, bewiesen bereits 
die Altersschwäche jener europäischen Vereinigung, bis dann Metter- 
nichs Sturz im Jahre 1848 diese glorreiche Periode des Friedens und der 
Disziplin beendete. 

Von jetzt ab ging der Gedanke der Solidarität und des 
europäischen Zusammenarbeitens in die Hände der Links- 
parteien über, aber die ganz extremen Sozialisten gaben ihm einen 
neuen und negativen Inhalt. Für sie handelte es sich nicht mehr 
darum, die verschiedenen Nationen zu gemeinsamer Tätigkeit zu ver- 
anlassen, sondern den Gedanken des nationalen Staates zugunsten des 
sozialistischen Ideals zu vernichten. Der europäischen Gemeinschaft 
folgte der Internationalismus. 

Der Krieg rief uns grausam zur Wirklichkeit zurück. Der überall 
nur schwache Internationalismus war nicht imstande, den Völkerbrand 
zu löschen. Als Zeichen ihrer schwächlichen Uberzeugung und Furcht- 
samkeit bewilligten die Sozialisten sowohl in Frankreich wie in Deutsch- 
land die nötigen Kriegskredite. 

Wenn die Rechtsparteien so gut zusammengearbeitet hätten, wie 
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die der Linken, wenn sie ebenfalls ihre Pflicht der Solidarität erfüllt 
hätten, so wäre der Krieg wahrscheinlich unter anderen Formen geführt 
worden oder hätte nicht die gleichen Kriegführenden ins Feld gerufen. 
Eine der Vereinigung der Linken ähnliche Rechtsorganisation hätte 
einen wirklich gesicherten Friedensschluß gebracht, denn in diesem 
Falle brauchten die Rechtsparteien sich nicht besonders unduldsam und 
chauvinistisch zu zeigen, wie sie es jetzt mußten, um ihre Gegnerschaft 
gegen die Linke zu beweisen. i 


Einige vereinzelte Persönlichkeiten, wenige hervorragende Männer 
erhoben sich gegen die Masse, weil sie ihr europäisches Gefühl wieder- 
fanden. Ich erinnere an Romain Rolland und demnächst an Henri 
Barbusse. Doch derart vereinzelte Handlungen können vielleicht — 
d’Annuncio hat es bewiesen — ein Volk entflammen, sind aber nicht 
imstande, eine toll gewordene Masse zur Ruhe und Einsicht zurück- 
zuführen. 


Die Notwendigkeit eines Zusammenarbeitens der verständigsten 
und energischsten Elemente jedes Landes, was im allgemeinen die Persön- 
lichkeiten der Rechten sind, leuchtet heute allen denjenigen ein, die den 
Namen eines Europäers mit Recht führen und die ihre Pflicht darin 
erblicken, einen neuen Konflikt zu vermeiden, der unfehlbar im Zeichen 
eines echten Bürgerkrieges stehen würde. Die Fortschritte der inter- 
nationalen Verbindungen und die Schwäche Europas machen dieses 
Ziel einfacher und notwendiger. 


Zum ersten Male seit der Heiligen Alliance erblickt dieser Gedanke 
des Zusammengehens aller Rechtsparteien das Licht der Welt, 
und während er uns in tatsächlicher Form vor Augen steht, faßt er 
bereits in verschiedenen Teilen Europas Fuß. In Italien, wo die Rechte 
sich mit besonderer Kraft hält, ist dieser Gedanke an der Tagesordnung. 
Mussolini plant zwischen Ungarn, Italien, Spanien und Frankreich 
einen internationalen Fazistenbund auf geistiger und moralischer Grund- 
lage. Vor einigen Monaten beantragte er eine Prüfung dieses Gedankens 
vor dem Großen Rat der Fazisten. Deutsche rechtsstehende Männer 
haben in klarer Form gewisse Gedanken einer europäischen Solidarität 
und Zusammenarbeit ausgesprochen. Eine antibolschewistische 
Konferenz fand in Triest zwischen Vertretern zahlreicher Länder 
statt, die das Gespenst des Kommunismus unbedingt auf die Seite der 
Rechten zwang. 


In Frankreich gibt es bisher noch keine Rechtspartei, 
welche diesen Grundsätzen entspricht. Unsere gegenwärtige 
Rechte hat im Hinblick auf die auswärtige Politik die antieuropäischen 
Traditionen der Revolutionäre und Bonapartisten bewahrt. 


Wir wollen nun eine neue Partei, die wahre europäische 
Partei der Rechten, in Frankreich gründen, welche durch ihren Erfolg 
den Frieden und die Größe Europas sichern wird. 


„ Ss 8 2 % 
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BRAUCHT DEUTSCHLAND KOLONIEN? 
Von General SCHLEE-PASCHA. 


Die Frage, ob ein Staat wie Deutschland, der durch den Vertrag 
von Versailles um den achten Teil seines Flächeninhalts (früher 540 857,6 
qkm, jetzt 471 830,5 qkm) und seine sämtlichen Kolonien (2913 500 qkm) 
beraubt und von einem 70 Millionen-Volk nach der neuesten Volks- 
zählung auf 63 Millionen zurückgeschraubt worden ist, Kolonien braucht, 
ist trotz des Fehlens einer starken Flotte und jeglicher Kolonialtruppen, 
um den Besitz derselben verteidigen zu können, und trotz des bestehenden 
„Dawes-Plans“, der in seiner vollen Auswirkung unsere wirtschaftliche 
Erdrosselung bedeutet, unbedingt zu bejahen. Noch dürfen wir 
in Deutschland auf einen jährlichen Geburtenüberschuß von ungefähr 
achtmal 100 000 rechnen, von dem ein starker Bruchteil seine Existenz- 
möglichkeiten außerhalb der deutschen Grenzen suchen muß, der aber 
einen großen Zuwachs für das Deutschtum in der Welt bedeuten würde, 
falls diese erzwungene Auswanderung wieder nach deutschen Kolonien 
gelenkt werden könnte. Wohl spielt die Auswanderung heute nicht 
mehr die Rolle, wie zurzeit des Erwerbs unserer ersten Kolonien (1884), 
wo jährlich 175 000 Menschen bei einer Gesamtbevölkerung von 40 bis 
50 Millionen — die höchste Auswandererziffer betrug 1883 220 000 — 
Deutschland verließen; vor dem Weltkriege schon war aber diese Ziffer 
auf etwa 70 000 gesunken bei rund 70 Millionen. 

Von weit größerer Bedeutung erscheint mir die Wiedergewinnung 
unserer Kolonien als unentbehrlicher Rohstoffgebiete, die eine Lebens- 
notwendigkeit für uns bedeuten. Ja, die Wiederherstellung des Kolonial- 
besitzes ist die Voraussetzung für ein erfolgreiches wirtschaftliches 
Schaffen und für die Weiterentwicklung des deutschen Volkes. Wenn 
auch der Verbrauch an kolonialen Genußmitteln, der uns von fremden 
Kolonialvölkern abhängig macht, keine ausschlaggebende Rolle spielt, 
so ist dies um so mehr der Fall bei den vielen Rohstoffen, die für unsere 
Industrie — neben manchen ausländischen Nahrungsmitteln zur Deckung 
unseres Mangels an denselben für die Bevölkerung — unbedingt 
erforderlich. Sie müssen eingeführt werden, und damit wird 
unsere Handelsbilanz immer passiver, falls es nicht gelingt, unsere 
Ausfuhr bedeutend zu heben. Selbstverständlich ist nicht daran zu 
denken, in deutschen Kolonien den Gesamtbedarf an Roh- 
stoffen, welche die deutsche Industrie von auswärts beziehen muß, 
decken zu können. Eine koloniale Produktion in der Ausdehnung, 
daß sie auf dem Weltmarkt preisregulierend wirken kann, dürfte nach 
Ansicht bedeutender Kolonialkenner, wie Dernburg u.a. m. genügen. 

Wie bedeutend sich unser Handel nach unseren ehemaligen Ko- 
lonien aus bescheidenen Anfängen heraus in nicht ganz 30 Jahren 
entwickelte, darüber gibt nachfolgende Rohrbachsche Zahlentafel ein 
anschauliches Bild. 
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Gesamthandel in 
Mill, Mark 


Einfuhr in Mill, Mark 
Jahr 
| 


Ausfuhr in Mill. Mark 
Jahr 


Kolonie 


Ostafrika 81.7 
Südwestafrika 71,5 
Kamerun . 8 57,5 
Togo 21.4 
Südseeinseln.. . 31,3 
Kiautschou 212,4 


Hiernach hat sich in zwölf Jahren der deutsche Kolonialhandel 
von 80 Millionen Mark auf fast ½ Milliarde gesteigert. Dank des fort- 
schreitenden Ausbaues des Wegenetzes, der Eisenbahnen und der 
Hafenanlagen in den Kolonien hätte man wohl mit einer ganz erheb- 
lichen Steigerung des Kolonialhandels und mit vorzüglicher Einwirkung 
auf unsere Handelsbilanz rechnen dürfen. 

Betrachten wir die Ausfuhr von Genußmitteln und Rohstoffen 
aus unseren ehemaligen Kolonien näher und beginnen wir, chronologisch 
nach Erwerb derselben vorgehend, mit Kamerun. Letzteres um- 
faßte ein Gebiet von 500 000 qkm, das durch den Marokko-Kongo- 
Vertrag von 1911 noch um 250 000 qkm durch Hinzutreten von Neu- 
Kamerun vergrößert worden ist. Dieses echte Tropengebiet mit großem 
Regenreichtum lieferte uns Baumwolle, Mais, die Erzeugnisse der Ol- 
palmen, Kakao, Kaffee, Erdnüsse, Tabak — dessen Produkte dem 
Sumatratabak gleichwertig waren — und prachtvolle Holzarten, die 
zum Teil amerikanisches Mahagoniholz übertroffen haben. 

Togo, die kleinste deutsche Kolonie (87 200 qkm), lieferte Mais, 
Baumwolle, die Erzeugnisse der Kokospalme (Kopra) und der Öl- 
palme, Sufal und Kakao. Die in den großen Lagern von Banjeli ge- 
wonnenen Eisenerze kamen nur für die Kolonie selbst in Betracht. 
Zur Ausbeutung für die deutsche Industrie hätte die vorhandene Hinter- 
landbahn!) bis Banjeli verlängert und die schwierigen Landungsverhält- 
nisse in Lome bedeutend verbessert werden müssen. 

Deutsch-Südwestafrika (835 100 qkm) mit seinen ge- 
ringen, auf die Jahreszeiten ungleichmäßig verteilten Regenmengen 
zeigte das typische Bild südtropischen Weide- und Steppenlandes, 
dem seine Bestimmung durch die Natur selbst als die eines Viehzucht- 
landes vorgezeichnet ist. Von dem mehr als 800 000 qkm großen Flächen- 
inhalt sind gegen 500 000 qkm als Weideland brauchbar, auf denen 
bei rund 5000 Farmeinheiten 5000 Farmer angesiedelt werden können, 
die für den überseeischen deutschen Absatzmarkt mit ihrem großen 
Verbrauch von Bedarfsartikeln aus Europa (jährlich mehrere tausend 
Mark) stark ins Gewicht fallen. Von großer Bedeutung war das Auf- 


1) 1908 wurde auf Grund der Deruburg'schen Eisenbahnvorlage die Hinterland- 
bahn Lome-Atakpame gebaut. 
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finden von mineralischen Bodenschätzen, besonders die Erschließung 
der Diamantfelder von Lüderitz (1913 belief sich die Produktion bei 
den südwestafrikanischen Diamantfeldern auf 1½ Millionen Karat 
[300 kg] im Werte von 60 Millionen Mark) und der Kupferminen von 
Tsumeb-Otavi (jährlich 30 000 t Erze liefernd). 

Neben den großen Farmen waren auch noch kleine Siedlungen 
vorhanden, die sich mit Wein-, Obst-, Tabakkulturen und Gemüsebau 
beschäftigten. Vor dem Kriege zählte man 200 000 Stück Großvieh 
und 1 Million Kleinvieh. Der Export von Fleisch in geschlachtetem 
und gefrorenem Zustande, von Fleischextrakt und Fleischkonserven 
war das Ziel der südwestafrikanischen Farmwirtschaft, das bei dem 
glänzenden Ausbau der Verkehrswege (Bahn Swakopmund — Windhuk 
400 km, Otavibahn 200 km, die Südbahn von Lüderitzbucht nach Ket- 
manshoop, sowie die Nord-Süd-Bahn Windhuk— Ketmanshoop) zu den 
schönsten Hoffnungen für die Zukunft berechtigte. 

Deutsch-Ostafrika mit nahezu 1 Million qkm (995 000), 
unsere wichtigste und größte Kolonie, lieferte uns dank seiner auf- 
blühenden Plantagenwirtschaft Kaffee, Kopra, Sisalhanf, Kautschuk 
und Baumwolle in großem Umfange. Besonders die Baumwollanlagen 
waren von größter Wichtigkeit für die deutsche Wirtschaft, da wir in 
Deutschland jährlich 400 000 t Rohbaumwolle gebrauchen, die jetzt 
zu drei Viertel aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika, zu ein 
Viertel aus Ostindien und Ägypten bezogen werden müssen, wofür wir 
dem Ausland einen jährlichen Tribut von 300 bis 500 Millionen Mark 
entrichten. Die Farmer waren im Begriff, von der geringen ertrag- 
gebenden Hackkultur zur Pflugkultur überzugehen und damit die Pro- 
duktion an Baumwolle zu vervierfachen, als der Weltkrieg uns unserer 
schönsten und ertragfähigsten Kolonie beraubte. 

Die Südseegebiete: Kaiser-Wilhelms-Land, der Bismarck- 
Archipel, die Ost- und Westkarolinen, Marschall-, Palau- und Marianen- 
inseln sowie die Samoainseln lieferten uns in der Hauptsache Kopra- 
nüsse, Kakao, Vogelbälge (Paradiesvögel), Phosphate als künstlichen 
Dünger. Der Gesamthandel von den Samoainseln wies 1912 einen Wert 
von 10 Millionen Mark auf, während Neu-Guinea mit seinen 
20 Millionen erst an den Handelswert von dem kleinen Togo heran- 
reichte. | 

Das Schutzgebiet von Kiautschou (592 qkm) — die 
Kiautschoubucht mit dem fruchtbaren Hinterland in der chinesischen 
Provinz Schantung — war für Deutschland neben seiner Eigenschaft 
als Marinestützpunkt (zum Docken der Schiffe, Kohlen- und Proviant- 
station) besonders als Handelsplatz wichtig. Von 1898 bis 1908 stieg 
sein Handel von 3 auf über 100 Millionen Mark, von 1908 bis 1912 auf 
über 200 Millionen, und damit war Tsingtau an die fünfte Stelle unter 
den etwa 40 dem fremden Handel geöffneten Plätzen Chinas vorgerückt. 
Die wichtigsten Ausfuhrprodukte waren Strohborten, Erdnüsse und 
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Bohnenöl; Steinkohlenfelder und Eisenerzlager an der Schantung- 
bahn wurden mit großem Erfolg unter deutscher Verwaltung aus- 
gebeutet. 

Der für uns ungünstige Ausgang des Weltkrieges hat uns alle diese 
Kolonien geraubt und damit unentbehrliche Rohstoffgebiete. Ferner 
ist uns die Möglichkeit genommen, unseren Geburtenüberschuß nach 
deutschen Gebieten zu leiten. Unsere schwer ringende Industrie verliert 
außerdem bedeutende Absatzgebiete. Der Vertrag von Versailles hat 
diesen Raub ermöglicht durch die erzwungene Varna Deutsch- 
lands auf sämtliche eigenen Kolonien. 

Mit geradezu brutaler Verletzung setzen sich unsere Gegner hierbei 
über einen der wichtigsten von den 14 Punkten der Wilsonschen Kongreß- 
rede vom 8. Januar 1918 hinweg, der unter V eine freie, weitherzige 
und unbedingt unparteiische Schlichtung aller kolonialen Ansprüche 
verlangt. Diese solle auf einer genauen Beachtung des Grundsatzes 
fußen, daß bei der Entscheidung aller derartigen Souveränitätsfragen 
die Interessen der Bevölkerung ein ebensolches Gewicht haben sollen, 
wie die berechtigten Forderungen derjenigen Regierung, deren Rechts- 
anspruch bestimmt werden soll. Geradezu zynisch klingt es aus einem 
Munde von Gegnern, wie Belgien und Portugal, wenn dieselben zur 
Begründung ihres Raubes unserer Kolonien behaupten, daß Deutsch- 
land nicht kolonialfähig sei. Mit allen Fasern des Herzens 
und allen Kräften des Verstandes müssen wir öffentlich Protest erheben 
gegen die Schuldlüge von der kolonialen Unwürdigkeit Deutschlands, 
die wir in einem Menschenalter aus verdorrten Steppen und unkulti- 
vierten Ländern blühende Kolonien geschaffen haben, überall kulturelle 
Segnungen verbreitend, die Lage der Eingeborenen hygienisch und wirt- 
schaftlich hebend. 

Geheimverträge zur Aufteilung der deutschen Kolonien sind schon 
während des Weltkrieges zwischen Frankreich, Japan und England 
abgeschlossen worden, von demselben England, das Frühjahr 1914 
bereit war, bei einem Vertrage mit Portugal zu vermitteln, der den 
größten Teil der portugiesischen Kolonien unter deutsche Staats- 
angehörigkeit bringen sollte. Der Grund, Deutschland sei nicht 
kolonialfähig, ist also erst nach dem Krieg von unseren Gegnern er- 
funden worden, doppelt unwahr und leichtfertig, wenn man sich 
die Treue der Eingeborenen in Ostafrika, wo die Askaris unter Lettow- 
Vorbeck im Weltkriege uns Deutschen vorbildliche Dienste geleistet 
haben, und den blühenden Zustand unserer Kolonien in Deutsch- 
Ost-, West- und Südwest-Afrika, in der Südsee und in China ver- 
gegenwärtigt. 

Der erzwungene Verzicht Deutschlands auf seine Kolonien hätte 
aber mindestens zugunsten des Völkerbundes ausgesprochen werden 
müssen, der die Mandate zu erteilen hat. Aber schon ehe ein Völker- 
bund bestand, wurde am 6. Mai 1919 im Obersten Rat der Alliierten 
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eine Verteilung!) der deutschen Kolonien derart beschlossen, daß Eng- 
land und Frankreich sich in den Raub von Togo und Kamerun teilen, 
während Deutsch-Südwestafrika an die Südafrikanische Union, die 
Südseekolonien an Australien fallen. 


Der Artikel 22, der von den Mandaten (Vormundschaften über 
unentwickelte Völker) handelt, hat einfach den Zweck, die Tatsache 
zu verschleiern, daß Deutschland seiner Kolonien beraubt werden sollte. 
Die Kolonien sollen allerdings nicht dem effektiven Besitzstand der 
siegenden Staaten einverleibt werden, die Gebiete sollen vielmehr im 
Namen des Völkerbundes durch einen dazu geeignet erscheinenden 
Staat zum Besten der eingeborenen Völker verwaltet werden. Ein 
Spiel mit Worten, dessen Ausführung Deutschland noch unter die Stufe 
eines freien Negerstaates herabwürdigt. Sollte Deutschland dereinst 
Mitglied des Völkerbundes werden, was hoffentlich noch lange nicht 
der Fall sein wird, es wären denn alle an unseren Eintritt geknüpften 
Forderungen von seiten unserer Gegner erfüllt, so muß es energisch 
in Erinnerung bringen, daß der Verzicht auf unsere Kolonien nicht 
zugunsten des Völkerbundes ausgesprochen worden ist, des Instituts, 
das die Mandate zu erteilen hat. Diese Bestimmung ist von den Groß- 
mächten völlig außer acht gelassen worden; Deutschlands Anspruch 
auf die Mandate über seine früheren Kolonien kann, sobald dasselbe 
Mitglied des Völkerbundes ist, durch keinen formellen Rechtssatz ab- 
gesprochen werden. 


Möge der Tag bald anbrechen, an dem Deutschland im Wieder- 
besitze seiner Kolonien erfolgreiche Siedlungsarbeit verrichten und 
Kulturwerke von unvergänglichem Werte neu schaffen kann, wie einst 


vor dem Weltkriege. 


1) Endgültig ist unter der Maske von Mandaten der Raub unserer Kolonien 
folgendermaßen verteilt worden: 


Kolonie: Mandatar: 


Deutsch-Ostafrika (Hauptteil Tangajıka Terri- 


torium) nn England 
Das Kionge-Dreieck (der südlich der Rowuma- 

mündung gelegene Teil Deutsch-Ostafrikas) . Portugal 
Ruanda und Urundjl . . 2 2 2 2 2220. Belgien 
Südwestafrika 8 Südafrikanische Union 
// ĩ e e e a i N Frankreich u. England 
Hauptteile von Kamerun... .... ee Frankreich 
Nordweststreifen von Kamerun. England 
Deutsch-Mikronesien (Karolinen- und Marianen- 

inseln, Marschallins.). ... Japan 
Samoa-Inseln . . 2.2.2... 2 2 rn en Neuseeland 
Kaiser-Wilhelmsland und Bismark- gr Australien 
Pachtgebiet von Kiautschvu . . ....... Japan 


an China zurückgegeben 
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VOM WELTGELDMARKT. 


1.Die Vereinigten Staatenals Geldgeber. 


Von Sir Josiah Stamp K. B. E., Gouverneur der Bank of England und Mitglied des 
Dawes-Ausschusses, London. 


In den letzten Wochen ist in einer Reihe von Zeitungsartikeln 
führender Persönlichkeiten der amerikanischen Wirtschaft und in An- 


sprachen solcher Führer bei verschiedenen öffentlichen Gelegenheiten 
eine neue Auffassung in der Reparations- und interalliierten Schulden- 
frage bekannt geworden, die für die künftige Entwicklung dieser beiden 
wichtigen weltwirtschaftlichen Probleme von Bedeutung ist. Noch vor 
kurzem hätte sich die amerikanische Meinung nie und nimmer damit 
einverstanden erklärt, daß irgendwelche inneren wirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge zwischen dem Reparations- und interalliierten Schulden- 
problem beständen. Man hatte in Amerika das Gefühl, daß die Entste- 
hungsursache beider Verpflichtungen sowohl in politischer wie moralischer 
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Beziehung so grundverschieden wäre, daß man ohne weiteres auch 
einen wichtigen wirtschaftlichen Unterschied zwischen beiden Problemen 
annahm. Während man daher ohne weiteres im Falle der deutschen 
Reparationsverpflichtungen ein schwieriges Transfer Problem für Deutsch- 
land und verschiedene schwierige wirtschaftliche und industrielle Pro- 
bleme für die Empfänger der Zahlungen zugab, wies man den Ge- 
danken weit von sich, daß ähnlich schwierige Probleme sich aus den inter- 
alliierten Zinszahlungen und der Amortisation der geliehenen Summen 
ergeben könnten. 

Auf der denkwürdigen Zusammenkunft der internationalen Handels- 
kammern in Brüssel wurde aber bereits darauf hingewiesen, daß, falls 
England, Frankreich, Italien und Belgien Reparationen von Deutschland 
erhalten würden und diese Länder dann zugleich ihre Schulden an die 
Vereinigten Staaten begleichen würden, die Union damit etwa 60 bis 
70 Millionen Pfund Sterling direkt von Deutschland erhalten werde. 
Selbst falls das Internationale Transfer Committe es schwer finden sollte, 
die gesamten Jahresverpflichtungen in Höhe von 125 Millionen Pfund 
Sterling aus Deutschland zu transferieren und vielleicht nur 90 Millionen 
überweisen würde, so würden die Vereinigten Staaten doch den Löwen- 
anteil dieser Summe erhalten. 

Diese Klarstellung war schon vom Standpunkt internationaler Moral 
keine sehr angenehme, weil sie natürlich den Anschein erweckte, 
als erhielte die Union den gesamten finanziellen Vorteil der deutschen 
Zahlungen. Auf der anderen Seite war es natürlich auch nicht angenehm 
zu hören, daß der Erfolg der Exportsteigerung Deutschlands im Interesse 
der Reparationszahlungen von der Leichtigkeit abhinge, mit der diese 
Waren Eingang in den Vereinigten Staaten finden könnten, daß also mit 
anderen Worten der ganze Erfolg des Dawes-Planes zu einem großen Teil 
von der amerikanischen Zoll- und Wirtschaftspolitik abhänge. Die Schwie- 
rigkeiten dieses letzten Problems schienen eine Zeitlang durch den 
Vorschlag aus dem Wege geräumt zu sein, daß diese Waren Deutschlands 
an neutrale Länder gehen könnten, die dafür den Vereinigten Staaten 
industrielle Rohstoffe und hochwertige Lebensmittel senden könnten. 
Die Zugkraft dieser Auffassung scheint indessen bereits im Schwinden 
begriffen zu sein, muß sie doch mit einer Reihe anderer wichtiger Probleme 
in Einklang gebracht werden. 

Da ist zunächst die finanzielle Vormacht der Vereinigten Staaten. 
Dieses Land ist in den letzten Jahren infolge der sich rapide ausdehnenden 
Investierungen im Auslande zu einer ausgesprochenen Geldgebernation 
geworden. Während des Krieges gingen diese Investierungen in Staats- 
anleihen vor sich, nach dem Kriege aber in privaten und Geschäfts- 
anleihen. Diese Lage der Dinge verlangt eine günstige Handelsbilanz, 
also einen Exportüberschuß und ein Aufrechterhalten des Exportgeschäf- 
tes, falls die Vereinigten Staaten nicht schwere wirtschaftliche Rück- 
schläge erfahren wollen. Der Außenhandel der Union wird also zu einem 
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immer wichtigeren Problem des Landes. In dem letzten Rechnungsjahre 
betrug der Außenhandel $ 8,7 Milliarden gegenüber $ 7,9 Milliarden 
in den vorhergehenden 12 Monaten und $ 4,3 Milliarden im Jahre 
1914. Das Statistische Amt der Vereinigten Staaten hat die gesamte indu- 
strielle Fabrikation des Landes im Jahre 1923 mit $ 60,1 Milliarden und 
für das Jahr 1924 mit etwa $ 70,0 Milliarden geschätzt. Die Spanne zwi- 
schen der vorhandenen und möglichen Erzeugung beträgt etwa $ 15 Mil- 
liarden und die amerikanischen Fabrikanten sehen sich nach den Aus- 
landsmärkten um, um diesen industriellen Überschuß abzustoßen. Die 
notwendige Aufnahme einer bedeutenden Einfuhr selbst in Gestalt von 
industriellen Rohstoffen und Nahrungsmitteln aus Ländern, die ihren 
industriellen Bedarf aus anderen Ländern befriedigen, scheint diesem 
Ideal wenig nahezukommen. Bei der Gestaltung des amerikanischen 
Exportgeschäftes hängt die Aufrechterhaltung einer günstigen und die 
Vermeidung einer schlechten Konjunktur also in starkem Maße davon ab, 
in welchem Umfange die Welt fortfahren wird, amerikanisches Geld auf 
dem Anleihewege aufzunehmen. 

Der zweite Gedankengang, mit denen das deutsch-amerikanische 
Reparationsproblem in Einklang gebracht werden muß, ist die An- 
sicht, daß sich die Union mehr und mehr zu einer selbsterhaltenden Nation 
machen müsse, also ihre Einfuhr nach Möglichkeit einzuschränken habe. 
Diese Opposition gegen das erste Projekt kommt aus den Kreisen der 
Fabrikanten, die sich durch einen hohen Tarif ihren eigenen Inlandsmarkt 
schützen möchten, und von den heimischen Industrien, denen an einer 
Stärkung des Inlandsmarktes gelegen ist. | 

Die neue Auffassung, die sich nun langsam zu entwickeln scheint und 
auf die ich oben hingewiesen habe, ist nun die, daß die Union nicht etwa 
zusehen braucht wie der bestehende Ausfuhrüberschuß durch neue 
Einfuhren aus Schuldenzahlungen und Repartitionszahlungen zugefährden 
braucht. Noch weniger braucht die Union Gefahr zu laufen, diesen Aus- 
fuhrüberschuß etwa in einem Einfuhrüberschuß verwandelt zu sehen. 
Man schlägt eine Investierung im Auslande in großem Maßstabe vor unter 
Einbezug a) des gegenwärtigen Ausfuhrüberschusses als neue Auslands- 
investierung, b) der gesamten Summe, die die interalliierten Nationen an 
die Vereinigten Staaten als Amortisationszahlungen und Zinsenzahlung 
schulden und c) die künftigen Zinsen, die aus den beiden Posten. a) und b) 
noch in Zukunft fällig werden. 

Mr. Rufus Dawes, der Bruder des Vizepräsidenten General Dawes, 
erklärte erst kürzlich in einer Jahresversammlung amerikanischer Ban- 
kiers, „Deutschland ist letzten Endes der große internationale Schuldner 
und die Union ist der große Geldgeber. Unsere Guthaben werden sich 
mit den Schulden Deutschlands etwa ausgleichen. Im Prinzip läuft 
daher die Sache darauf hinaus, daß Deutschland die Aufgabe haben wird, 
Schulden zu zahlen, während es unsere Aufgabe sein wird, Schulden und 
Zinsen einzukassieren. Die öffentliche Meinung in Amerika hat sich in 
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sehr scharfer Weise dahingehend ausgesprochen, daß diese Schulden 
bezahlt werden müssen. Wir haben uns in Erkenntnis dieser Tatsache 
damit abgefunden, daß wir die Gefahren der Eintreibung auf uns nehmen 
wollen selbst auf die Gefahr hin, daß deutsche Waren unsere eigenen 
im Inlande und im Auslande vom Markte treiben.“ Sein Lösungs- 
vorschlag läuft in kurzen Worten also darauf hinaus: man leihe die 
Rückzahlungen an Deutschland und stärke seine Leistungsfähigkeit, 
läßt die Vereinigten Staaten den großen Kreditverteiler der Welt 
werden. | 

„Wir können im Jahre etwa $ 625 Millionen ausleihen, was etwa 
gleich dem ist, was unter Berücksichtigung günstiger Umstände an 
internationalen Rückzahlungen an uns geleistet werden kann.“ 

Dieser Plan für eine Vermeidung der industriellen Konkurrenz als 
wirtschaftliche Folge von Rückzahlungen wird aber in Amerika nicht 
ohne Widerspruch hingenommen. So erklärt z. B. der Herausgeber der 
bekannten Zeitschrift „New Republic“: Wir können nicht, wie etwa die 
Engländer, Bezahlung in Nahrungsmitteln und Rohstoffen allein an- 
nehmen. Es wird sicherlich keine leichte Aufgabe sein eine passende 
Einfuhr zu finden, die wir als Zinszahlung für unsere Auslandsanleihen 
annehmen können. Wenn wir aber eine Zahlung in Einfuhrwaren an- 
nehmen, so werden wir damit das schwierige Problem der endgültigen 
Regelung nur in die Zukunft hinausschieben. 


2. Englands Anleihepolitik. 


Von Roy HOPKINS, Herausgeber des ‚„Economist“, London. 


Zwei bedeutende Wirtschafter Englands haben kürzlich die Ansicht 
vertreten, daß die gegenwärtige Depression der englischen Wirtschaft und 
insbesondere die starke Stagnation des Außenhandels und die damit zu- 
sammenhängende Zurückhaltung in der Kreditgewährung an das Ausland 
teilweise auf die Rückkehr Englands zur Goldwährung zurück- 
zuführen ist. Der eine der Vertreter dieser Auffassung ist Sir Josiah 
Stamp vom Direktorium der Bank of England, der sich als Mitglied des 
Dawes-Ausschusses und erst kürzlich als Mitglied des Ausschusses zur 
Untersuchung der Lage in der Kohlenindustrie einen Namen weit über 
die Grenzen Englands hinaus gemacht hat, während ihr zweiter Vertreter 
der bekannte Gelehrte J. M. Keynes ist. Letzterer hat erst kürzlich 
einen scharfen Angriff auf die neu eingeführte Goldwährung unternom- 
men .und den Finanzminister Churchill in einer geistreichen Broschüre 
scharf angegriffen. Trotzdem die Auffassung dieser beiden Fachleute 
infolge des Temperaments, mit der sie vorgetragen wird, in vielen Kreisen 
Englands geteilt wird, sind doch die führenden Finanzkreise Londons und 


New Yorks anderer Meinung. Hier wird vielmehr die Auffassung ver- 
29 


378 ROY HOPKINS 


treten, daß die gegenwärtige Wirtschaftsdepression Englands mit der 
Einführung der Goldwährung nicht in einen direkten Zusammenhang 
gebracht werden dürfe, daß vielmehr die Wirtschaftskrise als eine Folge- 
erscheinung des Weltkrieges und der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
der Nachkriegszeit hingenommen werden müsse. 

Zu einer ähnlichen Auffassung kommt auch die kürzlich von der 
englischen Regierung eingesetzte Kommission zur Untersuchung der Lage 
des Handels und der Industrie Großbritanniens. Diese Kommission 
erklärt als das Ergebnis ihrer umfangreichen und hochinteressanten 
Ermittlungen, daß die Umschichtungen der internationalen 
Produktions- und Marktverhältnisse vornehmlich für die gegen- 
wärtige Depression verantwortlich gemacht werden müsse, daß aber im 
übrigen mit einer allmählichen Besserung der politischen Verhältnisse 
auch eine Gesundung der Weltwirtschaft einsetzen müsse. Die 
Rückkehr Englands zur Goldwährung und die damit in die Wege ge- 
leitete Stabilisierung der internationalen Valutaverhältnisse unterstütze 
den Heilungsprozeß wesentlich. Trotzdem sich also dieser wichtige Be- 
richt in seinen Schlußfolgerungen durchaus bemüht, die Zukunft der 
englischen Wirtschaft und damit des englischen Geldmarktes als nicht 
ungünstig darzustellen und die gegenwärtigen Schwierigkeiten mehr als 
vorübergehend wie als dauernd zu bezeichnen, gibt es in England führende 
Persönlichkeiten, die auf die enge Beziehung zwischen der gegenwärtigen 
trüben Wirtschaftslage Großbritanniens und der Anleihepolitik des Lan- 
des hinweisen. So betonte z. B. vor wenigen Wochen der Präsident des 
englischen Handelsamtes Sir Philipp Cunliffe Lister, daß die einheimische 
Quelle des englischen Geldmarktes für Auslandsanleihen heute nahezu 
versiegt sei. Nach den amtlichen Ausweisen betrug der Aktivüberschuß 
der englischen Zahlungsbilanz selbst unter Berücksichtigung. aller un- 
sichtbaren Posten im Jahre 1913 etwa £ 181 Millionen, im Jahre 1923 
£ 102 Millionen und im Jahre 1924 nur etwa £ 40 Millionen. Gegenwärtig 
ist die Lage jedoch noch weit trüber, denn in den ersten fünf Monaten 
dieses Jahres ist der Einfuhrüberschuß dauernd gestiegen, während die 
Frachten eine dauernde Abwärtsbewegung aufwiesen. Vor dem Kriege 
zeigte die englische Ausfuhr eine ständig steigende Kurve, und auch die 
Bedeutung Londons als internationaler Geldgeber war in einem dauern- 
den Anwachsen begriffen. Hente zeigt die englische Handelsbilanz eine 
gefährliche Passivität. Die Krise, in der sich die englische Wirtschaft 
augenblicklich befindet, ist jedenfalls ernst genug, um das Ausfuhrverbot 
für Auslandsanleihen, das bekanntlich von amtlicher Seite ausging, durch- 
aus gerechtfertigt erscheinen zu lassen. Die Wirkungen dieses Verbotes 
sind erkenntlich, wenn man die Summen der gewährten Anleihen in 
den ersten sechs Monaten der einzelnen Jahre vergleicht. Nach einer 
Tabelle des „Economist“ stellten sich diese Anleihen im ersten Halb- 
jahr der nachstehenden Jahre in Millionen Pfund Sterling folgender- 
maßen: 
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1913 1923 1924 1925 


Gesamtmenge neuer Anleihen . . . 120 181 106 112 
England: 

Regierungsanleighen — 64 10 7 

andere Anleihen. .. .. 20 28 34 72 
Britische Kolonien und Do mi- 

nions: 

Regierungsan leihen . 14 40 25 15 

andere Anleihen. 209 12 13 13 
Ausland: 

Regierungsan leihen 23 26 16 — 

andere Anleihen. 34 11 7 5 


Der Umfang der Auslandsanleihen hat sich also von L 57 Mill. im 
ersten Halbjahr 1913 auf nur L 5 Millionen verringert; auch die Anleihen 
Englands an die Kolonien und Dominions sind stark zurückgegangen. 
England selbst auf der anderen Seite braucht für seine Volkswirtschaft 
erhöhte Mengen eigenen Kapitals. Dies bedeutende Anwachsen der ein- 
heimischen Anleihen ist ein Beweis dafür, daß Großbritannien bewußt 
seine eigene Wirtschaft in Ordnung zu bringen sucht und für fremde 
Sorgen aus eigener Not wenig Verständnis hat. 

Für die Gestaltung des internationalen Geldmarktes ist der Umfang 
der New Yorker Kredite natürlich von besonderem Interesse; 
es ist in dieser Beziehung auffallend, daß nach den letzten vorliegenden 
Ziffern der Umfang amerikanischer Kredite an Auslandsregierungen im 
ersten Halbjahr 1925 nur halb so groß war, als im letzten Halbjahr 1924. 
Wenn auch das immer noch bedeutende Ausmaß dieser Kredite die Furcht 
vor einer Entthronung der City Londons durch Wallstreet nähren kann, 
so ist man sich doch in einsichtsvollen Kreisen der Londoner Hoch- 
finanz durchaus darüber ım klaren, daß es wünschenswert ist, wenn ein 
großer Teil der sonst in London oder Paris aufgelegten Anleihen nunmehr 
in dem stets flüssigen New Yorker Markte zur Zeichnung aufgelegt wird, 
um so den Londoner Geldmarkt, der in Zukunft sicherlich wieder viel 
von seiner früheren Bedeutung gewinnen wird, zu entlasten. 


GOLD UND WARE — GOLD UND GELD. 
Von Bankier KONRAD BUD. 


Die Rentabilität ist die Grundlage für die Produktion. Diese kann 
bei prozentual hohem Gewinn klein gehalten oder bei relativ kleinem 
Gewinn ausgedehnt werden. Für diese Entscheidungen sind die all- 
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse maßgebend: Aufnahme der Pro- 
duktion seitens des Konsums, d. h. die Beurteilung der Kaufkraft, Be- 
schaffung von Mitteln auf lange oder kurze Fristen, Arbeiterverhältnisse, 
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steuerliche und soziale Lasten usw., um zu ermitteln, ob ein großer oder 
kleiner Umfang des Unternehmens den größten Ertrag in Aussicht stellt. 
Die wirtschaftliche Grundeinstellung eines Volkes kommt hier zum 
Ausdruck. Deutschland war das Land, in dem der Rentierstand die 
kleinste Rolle spielte, in dem die Gewinne tunlichst nicht konsumiert 
oder zu früher Rente verwandt wurden, sondern möglichst dem Unter- 
nehmen erhalten bleiben sollten. Diese Mentalität hat sich auch durch 
die Kriegs- und Nachkriegsentwicklung nicht geändert, wenn auch ihre 
Auswirkungen in der Inflationszeit, die nicht eine Verbreiterung der 
Unternehmungen vom produktionstechnischen Standpunkte aus und 
die Intensivierung und Rationalisierung der Produktion brachte, zum 
großen Teil nicht wünschenswert waren. Diese Unterbrechung in der 
methodischen Entwicklung stellt die Rentabilität der deutschen Wirt- 
schaft, deren Erzeugnisse mit denen des Auslandes zu konkurieren haben, 
in Frage, und die mangelnde Rentabilität wiederum verhindert den ver- 
bessernden Ausbau der Betriebe. 

Die Rentabilität drückt sich im Gelde aus. Dessen Wert wird als 
feststehend angenommen. Jedoch schwankt gegebenenfalls nicht nur 
der Geldwert, wovon uns zu überzeugen wir ja die beste Gelegenheit 
hatten, auch der Wert des Goldes ist Veränderungen unterworfen. — 
Gold wird gewonnen, wie andere Metalle, und der Abbau gewisser Vor- 
kommen ist eine Rentabilitätsfrage. Der Preis bestimmt sich jedoch 
nicht nach Nachfrage und Angebot, sondern ist nominal durch die 
währungsgesetzlichen Bestimmungen der Goldwährungsländer festgelegt. 
Dem gleichbleibenden Nominalpreis des Goldes steht jedoch der schwan- 
kende Realpreis gegenüber. Die Realschwankungen des Goldpreises, 
die wechselnde Kaufkraft des Goldes, sind nur rückwirkend feststellbar. 
Nehmen wir das Land, das die Goldwährung niemals verlassen hat, die 
U. S. A., als den Goldpreis bestimmend an, so liegen folgende Schwan- 
kungen vor, deren Spitzen wir angeben: Die Preise von 1913 mit 100 
angenommen, betrug der Index im Mai 1920 = 247; im Januar 1922 
war er = 138; im Oktober 1924 = 151,8. — Diese Schwankungen sind 
kaum als reine Goldwertänderungen aufzufassen, denn es handelt sich 
wie gesagt, nicht um den Preis des Goldes, sondern um den aus den all- 
gemeinen Preisen abgeleiteten Preis des Goldes, wobei die Preisschwan- 
kungen der Ware aus Stimmungen mit den sich daraus ergebenden 
Folgen, und nicht als Preis für das Gold gebildet werden. Der Gold- 
preis kann nur aus einem längere Zeit hindurch feststehenden Preis- 
niveau abgeleitet werden, und nur dieser Goldrealpreis reguliert die 
Goldproduktion, indem höherer Goldwert vergrößerte Goldproduktion, 
kleinerer Goldwert geringere Produktion bewirkte. Das heutige Preis- 
niveau liegt zweifellos über dem Vorkriegsniveau, und wenn wir. 
zur Erkenntnis des Problems, es schätzungsweise auf 150% annehmen, 
also eine Wertminderung des Goldes von 100 auf 66234 um 1 fest- 
stellen, so müssen wir uns fragen, welche Gründe für diese Minderung 
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vorliegen. — Die Ursache kann im Golde selbst und in den für den Gold- 
preis maßgebenden Waren liegen. Produktion, Nutzbarmachung und 
Verteilung des Goldes stellen sich wie folgt: Seit Kriegsausbruch, den 
1. August 1914 bis Ende Dezember 1924 beträgt die Goldproduktion 
der Welt 3962 Millionen Dollars; hiervon sind in den U. S. A. selbst 
690 Millionen Dollars erzeugt worden. Die Einfuhr nach den U. S. A. 
betrug 2332862000 Dollars, so daß der Bestand in den U. S. A. sich um 
3022862000 Dollars erhöht hat, wovon allerdings der industrielle Bedarf 
abgeht, während Europa von der Gold-Neuproduktion einen Wert von 
ca. 940 Millionen Dollars aufgenommen hat. Tatsächlich hat sich der 
Bestand der Notenbanken in Europa nicht nur um die 940 Millionen 
Dollars, sondern um 1640 Millionen Dollars erhöht, wobei Rußland, als 
jetzt nicht eng mit der Weltwirtschaft verflochten, in beiden Vergleichs- 
perioden außer Betracht gelassen ist. Das Mehr des Notenbankbestandes 
von ca. 700 Millionen Dollars gegen die Zufuhr sind die dem Verkehr 
entzogenen und den Beständen der Notenbanken zugeführten Gold- 
mengen. In den U.S.A. sind aber nicht nur die zugewachsenen ca. 
23/ Milliarden Dollars allein von Wirksamkeit, sondern diese erhöht 
sich durch die in der Zwischenzeit erfolgte Organisation des amerika- 
nischen Notenbankwesens in den Federal-Reserve-Banks. — Die Häufung 
des Goldbesitzes in den U. S. A. mindert, da das Gold nach Anlage 
drängt, den Goldwert. Gefördert wird diese Tendenz durch Verschie- 
bungen in der Warenbewegung. — Die Ausfuhr an Brotgetreide aus 
den Überschußländern betrug 1913 wie 1923 je etwas über 205 Millionen 
Doppelzentner, während aber 1913 ca. 104 Millionen Doppelzentner aus 
Übersee und weniger als 100 Millionen Doppelzenter aus Osteuropa kamen, 
stammten 1923 mehr als 193 Millionen Doppelzentner aus Übersee und 
weniger als 12 Millionen Doppelzentner aus dem als Überschußgebiet aus- 
fallenden Osteuropa. — Die Überseestaaten erwerben durch diese Waren- 
bewegungen dauernd Forderungen an Europa, denen eine genügende 
Einfuhr nach den Überseestaaten, besonders nach den U. S. A. infolge 
deren Hochschutzpolitik nicht gegenübersteht. Dazu kommen die 
Summen, die der Schuldendienst der Entente an die U. S.A. aus den 
seinerzeitigen Kriegsvorschüssen erfordert. Alle diese Beträge sind 
konzentriert, suchen Anlage und wirken infolgedessen in der Richtung 
der Goldwertminderung. — Wir glauben die Gründe für die Goldwert- 
änderung dargelegt zu haben, und es ergibt sich nunmehr die Frage, 
welche Folgen die Wiedereinführung der Goldwährungen in Europa 
erwarten läßt. Für den Geldumlauf kommt das Gold wahrscheinlich 
nur wenig zur Verwendung, da es den Notenbanken reserviert bleiben wird. 
Soweit die Golddecke, die dadurch erweitert ist, in dem alten Verhältnisse 
zur Warenproduktion und zum Warenumsatz steht, folgern Wertände- 
rungen des Goldes nicht daraus. Immerhin ist aus der vergrößerten 
Anzahl der Interessenten eher eine Wertsteigerung des Goldes, also ein 
Absinken der Warenpreise zu erwarten, als das Gegenteil. 
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Die überall erweiterten Produktionsmöglichkeiten gehen mit einer 
allgemeinen Bedürfnissteigerung parallel, welche nur Befriedigung 
durch rationelle Produktion, d. h. niedrigere Realpreise finden kann. — 
Wir haben in vorstehenden Ausführungen Geld und Gold nicht unter- 
schieden, indem wir die richtige Regulierung der Währung, — das ist 
der Geldwert des eigenen Landes — vorausgesetzt haben. Diese Regulie- 
rung erfolgt durch die Zinspolitik. Sie setzt ein gewisses normales Zins- 
niveau voraus. Dessen Höhe richtet sich nach der Einschätzung, die das 
Land in allen Belangen genießt: politische Sicherheit, gleichmäßig wirt- 
schaftliche Entwicklung, Umfang der Wirtschaftstätigkeit, Zuverlässig- 
keit der Wirtschaftsmoral usw. — Von dem diesen Gesichtspunkten ent- 
stammenden Zinsniveau aus kann die Regulierung erfolgen, wobei fest- 
steht, daß mit der Steigerung des Niveaus die Wirksamkeit der Politik 
schwindet. Es müssen dann andere Maßnahmen getroffen werden, die, 
mögen sie aus Restriktionen, Kontingentierungen usw. bestehen, immer 
etwas Willkürliches und Künstliches an sich haben. — Für die Zins- 
politik sind zwei Gesichtspunkte möglich, nämlich: 

1. Der Gesichtspunkt der Gleichmäßigkeit der Kaufkraft der Wäh- 
rung. Diese Politik hat die Abstimmung der einzelnen Warenpreise 
untereinander zur Voraussetzung, hält sie mit den Preisen der für diese 
Waren wichtigsten Länder parallel, muß jedoch Schwankungen der 
Warenpreise zu verringern suchen, indem Spitzen nach oben oder unten 
vermieden werden. Ihre Führung hätte also der Meinung über die 
Warenpreisbewegung entsprechend zu erfolgen, insbesondere den Kon- 
junkturverlauf in anderen Ländern dahin zu berücksichtigen, daß mög- 
lichst der Vorteil bei den eigenen Warendispositionen gewahrt wird. Sie 
hätte auch das Ausland bei der Finanzierung des Exports in ihre Kredit- 
gewährung einzubeziehen. Höchste Einsicht ist da Voraussetzung, 
weil zur konsequenten Durchführung auch verschiedentlich Kredit- 
erleichterungen für einzelne Industrielle und Restriktionen für andere 
nötig werden können, — Maßnahmen, bei deren Durchführungen Be- 
ziehungen, Interessenkämpfe usw. kaum auszuschalten sind, und die 
deshalb nicht allgemeines Vertrauen finden werden — ein Mißtrauen, 
das die ganze Währung gefährden kann, wenn es, wie selbstverständlich, 
in einer Krisenzeit wirksam wird. 

2. Die Währung wird an das Gold gebunden, und die Zinspolitik 
dient zur Regelung der Zu- und Abflüsse des Goldes. — Die Basis hierfür 
ist die gesetzlich, wie gewohnheitsmäßig festgelegte Deckungsnorm. 
Einerseits haben alle Länder der Goldwährung im Golde eine gemein- 
same Währung. Dadurch werden die Wirtschaften zusammengeschlos- 
sen, und es wird ein Wirtschaftskreis geschaffen, in dem die Konjunktur- 
schwankungen breiter auslaufen, aber weniger heftig sind. Andererseits 
stehen diese Goldwährungsländer in einer durch das Gold dargestellten 
Verbindung, die dazu führt, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse sich 
normal entwickeln, und die Expansion oder ein Rückschlag sich nicht 
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gar so stark auswirkt. Hierdurch eben dokumentiert sich die Gemein- 
schaftlichkeit der intervalutarischen Währung des Goldes, die die Kon- 
junkturschwankungen auf die anderen Länder überträgt. 

Beide Gesichtspunkte haben ihre Berechtigung, und Teile der nach 
den erwähnten Methoden zuführenden Politik werden immer angewandt. 
— Die erstgenannte Methode hat lediglich den Vorteil des eigenen Landes 
ohne irgendwelche Rücksichten im Auge; die zweite hält solch eine 
Isolierung für unmöglich, bestreitet aber nicht, daß innerhalb der vor- 
geschriebenen Bahnen der Goldwährung der Vorteil des eigenen Landes 
und die Fernhaltung unerwünschter Entwicklung anderer Staaten vom 
eigenen Lande betrieben werden soll. Der zweite Weg ist jedenfalls 
durch die wirtschaftliche Erfahrung gebahnt, während günstige Er- 
fahrungen für die andere Methode nicht vorliegen. — Wesentlich für die 
Rentabilität der Wirtschaft ist die Intensität ihrer Führung. Im Jahre 
1913 betrug in Deutschland die Einfuhr 11206 Millionen, die Ausfuhr 
10199 Millionen, die Gesamtumsätze 21405 Millionen. Im Jahre 1924 
betrug die Einfuhr 9317 Millionen, die Ausfuhr 6567 Millionen. In diesem 
Gesamtumsatz von 15884 Millionen ist jedoch der Verkehr mit den 
verlorenen Gebieten enthalten, der 1229 Millionen betrug, die im Jahre 
1913 als Inlandsverkehr zählten. Zum Vergleichen sind diese 1229 Mil- 
lionen abzuziehen, so daß nur ein Umsatz von 14655 Millionen bleibt. 
Unter Zugrundelegung eines Index von 150 ist ein Drittel abzuziehen, 
um die Vergleichssumme, die mit den Warenmengen von 1913 kor- 
respondiert, zu erhalten. Danach ergibt sich ein Umsatz von 9760 Mil- 
lionen, d. h. von noch nicht 46% unseres früheren Außenhandels. Dieser 
Rückgang wirkt sich natürlich nicht nur in der deutschen Wirtschaft 
aus, sondern auch in der Weltwirtschaft, besonders aber in der europä- 
ischen. In diesem Rückgang sind die schlechten wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse begründet, die eine Rentabilität der meisten Betriebe nicht er- 
reichen läßt. Dieser Rückgang verursacht die riesige Anzahl der Arbeits- 
losen in England, und er ist der Vater der protektionistischen Ideen, die 
neuerdings die englische Wirtschaftspolitik beeinflussen, und in deren Ver- 
folg die Absperrung, auch währungspolitisch, durch Verlassen der ge- 
meinsamen Goldbasis befürwortet wurde. — Wir glauben aber, daß 
nicht Absperrung, sondern gemeinschaftliche Arbeit nur helfen kann, 
und Zölle nur da von Nutzen sind, wo sie große Volksteile vor dem Ein- 
schrumpfen ihres Erwerbes behüten, oder wo sie erzieherisch wirken. — 


PREISABBAU UND KARTELLE. 
Von Dr. MARTIN BLANK, Berlin. 
Wer die deutsche Presse aller Richtungen aufmerksam verfolgt, 


kann mit Genugtuung feststellen, daß in einer Beziehung eine Einheits- 
front in unserem sonst parteimäßig so zerrissenen Volk besteht: Der 
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gemeinsame Feind aller ist die Teuerung. In gewissem Umfange ist 
sie bereits vorhanden, in größerem Maße wird sie erwartet; und daß 
diese Erwartung täglich offen ausgesprochen wird, trägt natürlich nicht 
dazu bei, das Umsichgreifen der Teuerung aufzuhalten, im Gegenteil, 
es wird gefördert. Amtliche Stellen sprechen mit Recht von einer 
„Teuerungspsychose“, deren Behebung auch dem Vordringen der 


Teuerung selbst Einhalt tun könnte. Soweit wir die Dinge übersehen, 
geschieht in der Presse, die für das Entstehen der ängstlichen Gemüts- 
verfassung gegenüber der zukünftigen Preisentwicklung in erster Linie 
verantwortlich ist, nichts, um einer ruhigeren Beurteilung der Lage die 
Wege zu ebnen. Das dürfte daran liegen, daß die Kreise und ihre Organe, 
die jetzt so laut und nicht ohne agitatorisches Beiwerk von der vor- 
handenen und drohenden Teuerung sprechen, zu einer Zeit, als von 
Teuerung noch kaum die Rede war, in einem Streit um wirtschafts- 
politische gesetzliche Maßnahmen — in dem sie unterlegen sind — die 
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kommende Teuerung als unausbleiblich hingestellt haben — wer läßt 
sich gerne Lügen strafen? Und was kann — aufrichtig gesprochen —. 
einem Gewerkschaftsführer in einer Zeit der allgemeinen Notlage der 
Wirtschaft einen besseren Grund zur Stellung von neuen Lohnforderungen 
geben, als eine vorhandene oder drohende Teuerung? Welche Folgen 
eine wirkliche Teuerung mit der ihr unausbleiblich folgenden Steigerung 
der Lebenshaltungskosten für die gesamte Volkswirtschaft, für die Ent- 
wicklung des deutschen Exports und damit der Außenhandelsbilanz haben 
müßte, braucht an dieser Stelle nicht dargelegt zu werden. Schon eine 
kurze Überlegung zeigt, daß alles, aber auch wirklich das Letzte getan 
werden muß, um sie hintanzuhalten. 

Was ist bisher zu diesem Zwecke seitens der in Frage kommenden 
amtlichen Stellen und privaten Organisationen geschehen ? Wir müssen 
uns ehrlich gestehen, daß es nicht sehr viel ist. Entschließungen sind 
zwar in großer Zahl gefaßt worden; ihre Wirksamkeit muß füglich be- 
zweifelt werden. Der Vorwurf, die zum Lebensunterhalt notwendigen 
Waren unangemessen zu verteuern, ist vielfach und in scharfer Form 
gegen den Warenhandel, Groß- und Kleinhandel, erhoben worden. 
Die Antwort der betroffenen Organisationen hat sich im allgemeinen 
darauf beschränkt, darzutun, daß die Interessen des Handels bezüglich 
der Preishöhe mit denen der letzten Verbraucher angeblich durchaus 
parallel laufen, und an einem geschickt gewählten Beispiel den Nachweis 
zu führen, daß in diesem oder jenem Artikel der Handel eher zusetze 
als ungerechtfertigte Gewinne mache. Aufschluß darüber, ob nicht 
der Verkauf anderer Waren des gleichen Geschäftszweiges Gewinne 
einbringt, die letzten Endes dem Gesamtunternehmen ermöglichen, 
ansehnliche Gewinne zu machen, wird verständlicherweise freiwillig 
nicht gegeben. Die Tatsache, daß zwischen Erzeuger- und Verbraucher- 
preis z. B. landwirtschaftlicher Erzeugnisse eine unerhört große Spanne 
besteht, ist nicht aus der Welt zu schaffen. Und wenn jede einzelne 
Kategorie der an der Verteilung dieser Güter beteiligten Handelsfirmen 
auch nachzuweisen in der Lage wäre, daß sie durch den Umschlag der 
betreffenden Güter nicht unangemessen viel verdient, so wäre damit 
der Beweis noch lange nicht erbracht, daß nicht der Handel in seiner 
Gesamtheit doch die Schuld an der — gemessen am Erzeugerpreise — 
ungerechtfertigten Höhe der Kleinhandelspreise trägt. Dabei ist es 
für den wirtschaftlichen Endeffekt ohne Belang, ob die zu verteilende 
Gütermenge zu viele einzelne Firmen des gleichen Verteilungsstadiums 
oder zu viele Verteilungsstadien, deren jedes mit Umsatzsteuer belastet 
ist, durchläuft. Von Maßnahmen der Organisationen oder Einzelfirmen 
des Handels, die darauf abzielten, durch Verkleinerung des Verteilungs- 
apparates oder durch bewußte Herabsetzung der bisher üblichen Ge- 
winnspanne praktische Arbeit im Sinne der Senkung des allgemeinen 
Preisspiegels zu tun, ist bisher nichts bekanntgeworden. 

Was vorstehend für die Waren landwirtschaftlicher Erzeugung und 
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ihre Verteuerung auf dem Wege zum Verbraucher gesagt wurde, gilt 
in gewissem Umfange auch für Waren industrieller Herkunft. Die 
Preise, die der industrielle Produzent beim Verkauf seiner Erzeugnisse 
erzielt, sind fast durchweg recht gedrückt bzw. sie lassen dem Erzeuger, 
der unter den verschiedenartigsten Lasten seufzt (Steuern, besonders 
Gewerbesteuern, soziale Lasten, Reparationsverpflichtungen, hohe Zin- 
sen) nur selten einen Reingewinn, der die Verzinsung des investierten 
Kapitals in bescheidenem Umfange zuläßt. Die Preise der industriellen 
Erzeugnisse, die aus den angeführten Gründen nicht absolut niedrig 
sein können, erfahren auf dem Wege zum Verbraucher vielfach eine sehr 
beträchtliche Erhöhung. | 

Auf einen grundsätzlichen Unterschied zwischen Warenerzeugung 
und Warenverteilung soll in diesem Zusammenhange hingewiesen 
werden. Das Vorhandensein vieler Erzeugungsstätten für eine bestimmte 
Ware — einerlei ob landwirtschaftlich oder industriell — muß immer eine 
preisdrückende Tendenz hervorrufen, die selbst durch stramme 
Kartelle nicht aufgehalten werden kann (siehe die Montanindustrie). 
Das Vorhandensein vieler Handelsfirmen, d. h. eines großen Verteilungs- 
apparates, für die gleiche Ware muß preissteigernd wirken, einmal 
durch die größeren Generalunkosten, die auf die Ware geschlagen werden, 
ferner auch dadurch, daß viele Firmen insgesamt größere Lager unter- 
halten müssen, als wenige; diese Lager fressen Zinsen und Spesen, die 
gleichfalls im Verkaufspreis der Ware zum Ausdruck kommen. 

Von den Maßnahmen, die amtliche Stellen ergriffen haben, um die 
Teuerung abzuwehren, sind vier besonders hervorgetreten: 

Mit Wirkung vom 1. Oktober erfolgt eine abermalige Herabsetzung 
der Umsatzsteuer. Wir hoffen, daß die Erwartungen, die man an diese 
Verbilligung des Geschäftsbetriebes knüpfte und die in einer gewissen 
Senkung der Warenpreise zum Ausdruck kommen sollen und müssen, 
durch die Praxis nicht enttäuscht werden. 

In vorbildlicher Weise hat die Reichsbank durch Herabsetzung 
bzw. Beseitigung gewisser Gebühren und Unkosten Möglichkeiten zur 
Senkung der Warenpreise gegeben, die hoffentlich kräftig ausgenutzt 
werden. 

Gewisse Preisprüfungsstellen — Überreste aus einer glücklicher- 
weise entschwundenen Periode der Zwangswirtschaft — haben mit 
löblichem Eifer die Untersuchung der Ursachen der gegenwärtigen Preis- 
bewegung aufgenommen. Wir hoffen, daß sie die Ursachen ergründen 
und ihre Beseitigung bewerkstelligen können. 

Die Reichsregierung endlich, die sich -- nicht zuletzt durch 
das Geschrei der Straße — veranlaßt sah, etwas zu unternehmen, hat 
sich in dieser schwierigen Materie an das Greifbare gehalten, sie wird 
gegen die it Kartelle vorgehen, wozu ihr die kautschukartige Kartell- 
verordnung aus den Fiebertagen des Jahres 1923 eine willkommene 
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Nachdem der Reichskanzler schon in seiner Rede zur Zollfrage am 
8. August dieses Jahres die alle Gemüter beschäftigende Frage der 
künftigen Preisgestaltung behandelt hatte, veranlaßten die auf einigen 
Gebieten sprunghaft steigenden Preise das Reichskabinett, am 27. August 
mit einer Verlautbarung an die Öffentlichkeit zu treten, in der sie die 
Wege und Mittel angibt, deren sie sich im Kampfe gegen ein weiteres 
Steigen und für eine Senkung der Warenpreise zu bedienen gedenkt. Als 
wichtigstes und den größten Erfolg versprechendes Mittel scheint sich 
der Reichsregierung eben der Kampf gegen Kartelle und Kartellabreden 
darzustellen. Sie hat ihn an die Spitze ihres Programms gestellt. Es 
wäre verlockend, den fraglichen Passus der Regierungserklärung im 
einzelnen einer Kritik zu unterziehen, und den Nachweis zu führen, daß 
dem Verfasser in erster Linie nicht der wirtschaftliche, sondern der 
politische — besser innerpolitische — Verstand die Feder geführt hat. 
‚Die Reichsregierung hat mit der Kampfansage an die Kartelle einen 
höchst populären Schritt getan; sie hat dem „Konsumenten“ aus der 
Seele gesprochen. Der kritiklose Gebrauch der Vokabel „Kartell“ 
in der Presse, die allein für sich in Anspruch nimmt, die Interessen der 
Verbraucherschichten zu vertreten, hat dahin geführt, daß der Mann 
auf der Straße in einem Kartell etwas ebenso Verabscheuenswertes, 
Ausbeuterisches sieht, wie der eingefleischte Marxist in den Begriffen 
Kapitalismus und Kapitalist. Wenn auch die marxistische Presse im 
Kampfgeschrei gegen die Kartelle die stimmgewaltigste ist, so hat sich 
doch auch von anderer Seite ein solcher Widerstand gegen wirtschaftliche 
Zusammenschlüsse aller Art erhoben, daß es an der Zeit erscheint, sich 
mit dem Begriff und der volkswirtschaftlichen Bedeutung und Auswir- 
kung der Kartelle einmal wieder kritisch auseinanderzusetzen. 

Was ist ein Kartell? Nach landläufigen Begriffen der Zusammen- 
schluß möglichst sämtlicher Firmen eines Geschäftszweiges zum Zwecke 
der Ausschaltung der freien Konkurrenz sowie zur Schaffung einer 
Monopolstellung, die zur Hochhaltung bzw. Höherschraubung der Preise 
ausgenutzt werden soll. Wenn die Kartelle wirklich nur diese Zwecke 
verfolgten, so wäre freilich ihre Berechtigung füglich anzuzweifeln. 
Es wäre aber falsch, anzunehmen, daß Zweck und volkswirtschaftliche 
Auswirkung der Kartelle sich in diesen Dingen erschöpften. Gerade in 
einem verarmten Lande, wie Deutschland es heute leider ist, kommt den 
Kartellen eine erhöhte volkswirtschaftliche Bedeutung zu. Es ist, volks- 
wirtschaftlich gesehen, durchaus vom Übel, wenn bestimmte Waren 
in ungeregelter Produktion in Mengen hergestellt werden, die vom 
Konsum im Inlande und Auslande in absehbarer Zeit nicht aufgenommen 
werden können. Waren, die mangels Absatzmöglichkeit beim Erzeuger 
auf Lager liegen, sind wirtschaftlich unerwünscht, in ihnen liegt Kapital 
fest, das an anderer Stelle der Wirtschaft sehr viel rationeller und pro- 
duktiver verwendet werden kann. Wenn daher die in einem Kartell 
vereinigten Produzenten beschließen. die Produktion bei allen Mitgliedern 
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um einen bestimmten Prozentsatz herabzusetzen, so daß die Erzeugung 
in ein vernünftiges Verhältnis zur Absatzmöglichkeit gebracht wird, so 
hat das zunächst einmal die im Allgemeininteresse liegende Folge, daß 
nicht unnötige Kapitalien in zinsfressenden Warenlagern, die zudem häu- 
fig dem Verderben ausgesetzt sind, angelegt werden; außerdem aber wird 
der wirtschaftlich unerwünschten hemmungslosen Konkurrenz gesteuert, 
die nur zu Verlusten aller Beteiligten führen kann und manche Unter- 
nehmungen zum Zusammenbruche bringt. Der finanzielle Zusammen- 
bruch an sich gesunder werteschaffender Unternehmungen bringt 
aber niemandem Vorteile; zum Ausfall der Arbeitsmöglichkeit für die 
Lohnarbeiter tritt der Wegfall des zusammenbrechenden Unternehmens 
als Verbraucher, was für seine Lieferanten und deren Arbeiter nur 
nachteilig sein kann. So sehen wir, daß die produktionsregelnde 
Tätigkeit der Kartelle sehr segensreich im Interesse der Volkswirtschaft 
wirken kann. i 

Was die Tätigkeit der Kartelle auf dem Gebiete der Preisregelung 
betrifft, so muß man sich vergegenwärtigen, daß es eine Utopie wäre, 
anzunehmen, daß jedes gut organisierte Produktionskartell die Preise 
einseitig festsetzen kann; solange dem Angebot keine genügende Nach- 
frage gegenübersteht, bleiben alle unangemessen hohen Preisfestsetzun- 
gen Theorie. Man wird dann ohne Preisnachlässe nichts verkaufen kön- 
nen, und wenn man sich dazu nicht bereit findet, wird man sehen, daß 
Außenseiter oder das Ausland das Geschäft machen. 

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß im allgemeinen bei der Leitung 
eines Kartells eine größere Übersicht über die Marktlage zu finden 
ist, als beim einzelnen Mitglied. Die — auch innerhalb des Kartells — 
häufig widerstreitenden Interessen der Mitglieder müssen dazu führen, 
daß die Kartelleitung eine Politik der mittleren Linie verfolgt, die 
ganz im Sinne eines ruhigen Wirtschaftsablaufes liegt. Es lassen sich 
zahlreiche Beweise dafür anführen, daß die Preiskurve für ein bestimmtes 
Erzeugnis unter der Herrschaft des Kartells ungleich sanfter verläuft als 
in kartellfreien Zeiten. 

Die Reichsregierung kennt die dargelegten Vorteile vieler Kartelle 
für die Volkswirtschaft viel zu genau, um sich ihrer nicht in bestimmten 
Fällen sogar unter Anwendung staatlichen Zwanges zu bedienen. Es 
braucht hier nur an das rheinisch-westfälische Kohlensyndikat erinnert 
zu werden, dessen letzte „freiwillige“ Erneuerung nur unter der regie- 
rungsseitigen Androhung der Zwangssvndizierung erfolgte. 

Was vorstehend über die wirtschaftlichen Auswirkungen der Kartelle 
gesagt wurde, ist weder neu, noch erhebt es irgendwie den Anspruch 
auf Vollständigkeit. Es schien nur geboten, einmal wieder darauf hin- 
zuweisen, welche wünschenswerten Folgen für die Gestaltung der Volks- 
wirtschaft Kartelle haben können. Es muß aber einschränkend hinzu- 
gefügt werden, daß das oben Gesagte in erster Linie auf solche Kartelle, 
Abreden und Vereinbarungen zutrifft, deren Mitgliederkreis in irgend- 
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einer Form der Warenerzeugung angehört. Das Schwergewicht aller 
Erzeugerkartelle dürfte in unserer Zeit der mangelnden Kaufkraft mehr 
bei der Produktionsregulierung als bei der Preisfestsetzung lie- 
gen. Ein Blick auf die Eisen- und Stahlindustrie z. B. zeigt, daß der 
prozentualen Erzeugungsbeschränkung ungleich höhere Bedeutung zu- 
kommt als der Festsetzung von Preisen, deren tatsächliche Erzielung 
höchst fraglich erscheint. 

Es gibt aber auch noch andere Kartelle! Das sind die kar- 
tellmäßigen Zusammenschlüsse auf dem Gebiete der Güterverteilung, 
des Groß- und Kleinhandels und — des Handwerks. Diese Wirtschafts- 
zweige, die dem Konsumenten näherstehen als die Produktion, haben 
durch Krieg, Zwangswirtschaft und Geldentwertung gelernt, die gemein- 
samen Interessen zu erkennen, sich zu organisieren und sich mit der ge- 
steigerten Stoßkraft der ,, Organisation“ einen unverhältnismäßig großen 
Gewinnanteil im ewigen Kreislauf Geld — Erzeugung — Verteilung — 
Geld zu sichern. Hier ist eine neue wirtschaftliche „Machtstellung“ 
entstanden. Der Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen soll be- 
kanntlich durch die verschärfte Anwendung der event. in ihren Bestim- 
mungen selbst zu verschärfenden Kartellverordnung hintangehalten wer- 
den. Die im allgemeinen unorganisierte große Masse der Verbraucher steht 
der nunmehr geschlossenen Phalanx der Lieferanten ziemlich hilflos 
gegenüber, ein Käuferstreik dem Bäcker oder dem Fleischer gegenüber 
ist praktisch undenkbar; die wirtschaftliche Machtverteilung tritt hier 
klar zutage. Es handelt sich hier zwar nicht um Kartelle im Sinne der 
Kartellverordnung, schriftliche Kartellverträge dürften nur in den sel- 
tensten Fällen existieren, selbst die schwer greifbaren mündlichen Ab- 
reden sind hier nicht vonnöten. Und doch liegen hier die Wurzeln 
jeder Teuerung der Lebenshaltung, hier herrscht das unausgespro- 
chene, ungreifbare Kartell derer, die den Menschen das Notwendigste 
liefern. Die Zwangswirtschaft hat dem Handel in jedem Stadium 
seine „legale Verdienstspanne“ beschert, von der vorher niemand 
etwas wußte. Dem Handwerk ist durch die Gewerbeordnung die ge- 
meinsame Preisfestsetzung zwar verboten; nun ist aber der Lohn sein 
Hauptunkostenfaktor, und man vereinbart „Richtlöhne“, aus denen 
sich dann entsprechende Preise von selbst ergeben. Wenn die Re- 
gierung Auswüchse des Kartellwesens sucht, um sie zu beseitigen: hier 
kann sie sie finden. 

Dabei hört man in der Öffentlichkeit immer nur von den angeblichen 
Übergriffen der Produktionskartelle, ohne daß solche jemals mit kon- 
kreten Tatsachen belegt werden. Es kennzeichnet die allgemeine Auf- 
fassung, daß eine Zeitung schreiben konnte, die Regierungsmaßnahmen 
seien darauf gerichtet, den Handel vor dem Einkauf bei zu hohen Preisen 
zu schützen. 

Noch einer Art von Kartellen sei gedacht: der Gewerkschaften: 
diese Exponenten wirtschaftlicher Machtstellungen, die der Erhöhung der 
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Löhne — und damit naturnotwendig der Preise — dienen, genießen 
durch den Schlichtungszwang staatliche Förderung. 

Der Kampf gegen den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen 
muß, wenn er schon geführt werden soll, nach allen Richtungen durch- 
gekämpft werden. Weit wichtiger als der Kampf gegen „Klauseln, die 
eine preissteigernde Wirkung haben können,“ ist der Kampf gegen die 
Preissteigerungen selbst und ihre Urheber, wo immer sie sitzen mögen 
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Von Dr. ARTHUR DIX. 


Als ob sie Angst davor hätten, daß wirtschaftliche Vernunft und 
ruhige Sachlichkeit über mn politische Leidenschaften siegen 
könnten, bemühen sich un- 
sere Nachbarn zur Rechten 
und Linken fortgesetzt um 
möglichst weitgehende 
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tief in dieses Jahr hinein 
ausgedehnt und sträuben 
sich nach wie vor gegen die 
überfällige Räumung der 
sog. ersten Zone im Rhein- 
gebiet. Im Westen kommt 
es auf diese Weise zu keiner 
Beruhigung der von Natur in 
5 A = Dr Grenze, < '=fisen, 2 =Kohle. so engen wirtschaftlichen Be- 
Abb. 1. Eisen und Kohle im deutsch-belgisch- ziehungen stehenden Berg- 
französischen Grenzgebiet. baubezirke rechts und links 
des Rheins, und im Osten 
erhöhen sich die Schranken sowohl derjwidernatürlichen Teilung Ober- 
schlesiens wie der Korridormauern zwischen aufs engste miteinander 
verwandten Gebieten im Norden. 
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Hält man dieser das Wirtschaftsleben aufs peinlichste störenden Un- 
vernunft das Kartenbild der natürlichen Wirtschaftszusammenhänge 
gegenüber, so findet man es schier unbegreiflich, daß nüchterne, sachliche 
Lösung auf der Grundlage einfacher geschäftlicher Kalkulation durch 
übermütige Laune sog. Sieger fortgesetzt unmöglich gemacht wird. 


@ Steinkohlengruben 


® Fündige Bohrungen 


4 km 


Abb. 2. Das oberschlesische Kohlenbecken. 


Wie die Kohle- und Eisenvorkommen verschiedenen Charakters 
im Gebiete des Rheins und der Maas, der Mosel und der Saar (s. Abb. 1) 
einander ergänzen, ist allbekannt. Ebenso bekannt ist die Tatsache, daß 
das oberschlesische Kohlenbecken sich über die alten deutschen Reichs- 
grenzen weit hinaus nach Böhmen und Polen erstreckte, daß aber die 
praktische Ausnutzung ganz wesentlich unter deutscher Leitung durch- 
geführt worden ist, nicht nur im alten preußischen Anteil, sondern auch 
durch deutsche Wirtschaftsführer auf der böhmischen sowohl wie auf der 
polnischen Seite. Im übrigen war auf dem preußischen Gebiet die Aus- 
nutzung der vorhandenen Bodenschätze weitaus am stärksten vervoll- 
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kommnet, während auf beträchtlichen Strecken des böhmischen und des 
polnischen Anteils an dem gesamten Kohlenbecken die Nutzung über- 
haupt noch nicht in Angriff genommen war (s. Abb. 2). 

Das Vorkriegs-Deutschland verfügte über mehr als die Hälfte der 
europäischen Kohlenvorräte, über mehr als ein Viertel der europäischen 
Eisenerzvorkommen und besaß damit die Grundlage zu einer Industrie- 
wirtschaft über den heimischen Bedarf hinaus. Die Förderung war im 
letzten Vierteljahrhundert vor dem Kriege bei der Kohle auf mehr als 
das Dreifache, bei den Eisenerzen auf nahezu das Vierfache gewachsen. 

An Kohle waren England und Deutschland die beiden größten 
europäischen Exporteure. Es blieben für den Eigenverbrauch von Indu- 
strie, Verkehr und Hausbrand in England auf den Kopf 4,6 t, in Deutsch- 
land 2,5 t Steinkohle plus 1,4 t Braunkohle, in Frankreich unter Zuhilfe- 
nahme starker Einfuhr (fast / des Gesamtkonsums) 1,5 t. An Eisenerz 
verbrauchte Deutschland insgesamt über 47 Millionen t (35 Eigenerzeu- 
gung, 12 Einfuhrüberschuß), England 23 Millionen (16 + 6), Frankreich 
15 (22—7). M 

Von den 860000 Arbeitern, die das alte Reichsgebiet im Bergbau 
und Hüttenwesen beschäftigte, entfielen 107000 auf die abgetretenen 
Gebiete. Wenn Deutschland vor dem Kriege einen jährlichen Bedarf 
von über 130 Millionen t Kohle aufwies, so ergab sich damals noch ein 
erheblicher Produktionsüberschuß für die Ausfuhr. 1923 dagegen, in 
der Zeit der Ruhrbesetzung, konnte die deutsche Kohlenproduktion nur 
2/, des Landesbedarfs decken. Auf dem Gebiete der Eisen- und Stahl- 
erzeugung stand Deutschland vor dem Kriege an zweiter Stelle in der 
Weltwirtschaft. Die einschlägige deutsche Industrie produzierte im 
Jahre 1913 19,31 Millionen t Roheisen und 18,93 Millionen t Flußstahl. 
Deutschlands Anteil an der Weltgewinnung betrug im Jahre 
1870 10%, erhöhte sich bis zum Jahre 1913 auf 23%, betrug im Jahre 
1922 nur 16% und 1923 infolge des Ruhreinbruchs gar nur 7%. 

Durch die Bestimmungen des Versailler Vertrages hat nun 
Deutschland 37,6% der Flußstahl- und 45,5% seiner Roheisenerzeugungs- 
fähigkeit verloren. In Wirklichkeit konnte aber in den ersten Jahren nach 
dem Kriege die Deutschland noch verbliebene Fähigkeit nur unvoll- 
ständig ausgenützt werden, so daß der Gewinnausfall zum Teil noch grö- 
Ber war. Wir haben in den Nachkriegsjahren infolge dieser Entwicklung 
der heimischen Produktion eine immer mehr anschwellende Ein- 
fuhr von Eisenerzeugnissen gehabt. Um den betrübenden Stand 
der deutschen Eisenindustrie in der jüngsten Vergangenheit zu kenn- 
zeichnen, verdient hervorgehoben zu werden, daß der Erzeugung vom 
Herbst 1923 nur die des Jahres 1876 gleichkam, eines Jahres, das den 
Tiefpunkt einer an sich noch ganz unvollkommen entwickelten Periode 
der Eisenindustrie aufwies. 

Soweit den deutschen Ausfällen an Produktion eine Produktions- 
steigerung auf der Seite Frankreichs und seiner Trabanten 
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gegenübersteht, liegt diese Verschiebung weder im Interesse der 
Weltwirtschaft noch im Interesse des Weltfriedens. Denn 
auf diesen beiden Seiten werden übermäßige Anteile der Kohle- und Eisen- 
gewinnung für die Zwecke eines unbegrenzt gesteigerten Militaris- 
mus aufgewandt. Anstatt wirtschaftliche Werte aus den Bodenschätzen 
zu schaffen, werden die Finanzen der beteiligten Länder aufs schwerste 
belastet durch Rüstungsausgaben in wahnwitziger Höhe — wahnwitzig 
zumal, wenn man berücksichtigt, daß zwischen den westlichen und öst- 
lichen Erben deutscher Bodenschätze ein militärisch gänzlich ohnmäch- 
tiges Land liegt. 

Wohin wir also auch von höherer Warte aus blicken, sehen wir 
ım Endeffekt nicht nur für Deutschland, sondern auch für die 
übrigen Beteiligten und die sonstigen Weltmarktinteressenten nur 
Nachteile und eine vermehrte Bedrohung der Ruhe Europas, 
indessen doch gerade die naturgegebenen Zusammenhänge zwischen den 
einzelnen Teilen der zerrissenen Wirtschaftskomplexe dazu geschaffen 
erscheinen sollten, eine Förderung kontinental-europäischer Gemein- 
schaftsinteressen zu bewirken. 


WELTSCHAU. 


PRODUKTIVE ARBEIT. 
Kein starrer Achtstundentag. 


Es wird oft auf die hohen amerikanischen Löhne hingewiesen und be- 
hauptet, daß die deutsche Industrie, wenn sie nur wolle, in der Lage sei, dieselben 
Löhne zu zahlen. Wer diese Behauptung aufstellt, vergißt zunächst, daß die amerika- 
nische Industrie ein ungeheures, durch Zollmauern geschütztes und kapital- 
kräftiges Absatzgebiet im Inland hat, daß Deutschland einen Krieg und mit 
ihm wichtige Rohstoffquellen und Kapitalkräfte verloren hat und trotz dieser Minde- 
rung der Grundlage seiner Volkswirtschaft noch riesige Tributzahlungen an die 
Entente leisten mußte und noch muß, und daß sich aus all dem eine Belastung der 
deutschen Volkswirtschaft ergibt, die selbstverständlich von allen Teilen getragen 
werden muß. 

Industrie, Landwirtschaft und Gewerbe sind, wenn man die Industrieobligationen 
des Londoner Abkommens mit in die Summe einbezieht, mit etwa 10 Milliarden Gold- 
mark verschuldet. Dieser Betrag ist ungefähr gleich einem Drittel des gesamten 
deutschen Industrievermögens. Der Bedarf der öffentlichen Körperschaften 
ist gegenüber der Vorkriegszeit recht erheblich gewachsen. 

Vor der Beantwortung der Frage, ob Deutschland seiner Bevölkerung einen eben 
so hohen Lebensstandard sichern kann, wie ihn das amerikanische Volk besitzt, darf 
aber noch ein anderes sehr wichtiges Argument nicht außer acht gelassen werden. Ohne 
den Fleiß des deutschen Arbeiters wäre die glänzende Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft vor dem Kriege keineswegs möglich gewesen. Der Krieg hat nicht nur 
Städte, Dörfer und Menschen vernichtet, er hat auch ungeheure moralische Schä- 
digungen verursacht. Von den Millionen Menschen, die vier Jahre lang im Kriegs- 
dienst standen und jeder ernsten Arbeit entwohnt waren, ist ein großer Prozentsatz 
in die Heimat zurückgekehrt, der auch heute noch nicht wieder den Weg an 
die Arbeitsstelle zurückgefunden hat. DieArbeitsmoralaller Kreise des Volkes 
hat im allgemeinen unter dem Kriege und in der Inflationszeit außerordentlich gelitten. 
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Aber selbst wenn wir alle diese Lasten nicht hätten, könnte die 
deutsche Wirtschaft nicht die Löhne zahlen, die heute in Amerika 
üblich sind. Der Hauptgrund für die hohen amerikanischen Löhne liegt wohl in 
dem an und für sich größeren Reichtum der Natur des Landes. Dazu kommt, daß 
aus der besonderen Arbeitsorganisation Amerikas eine Massenproduktion größten Stils 
erwächst. Die Folge der teuren Arbeitskraft ist, daß die Maschine in einem für uns 
völlig unbekannten Maße in den Arbeitsprozeß eingreift. Erbarmungslos werden 
ohne jede Kündigungsfrist die ungeeigneten Kräfte sofort aus dem 
Betriebe ausgeschaltet. Wer allzusehr nach amerikanischen Löhnen schielt, 
kommt in Gefahr, daß ihm auch die übrigen Begleiterscheinungen der amerikanischen 
Wirtschaft aufgedrängt werden: Ausmerzung aller nicht die höchste Leistung 
aufweisenden Arbeiter, so gut wie völlige Schutzlosigkeit der Kinder, 
Frauen, körperlich Schwachen, der Alten, Wegfall jeder Sozialver- 
sicherung, des Unfallschutzes und Kündigungsrechtes, Antreiberei 
schlimmster Art u. dgl. 


Der Amerikaner ist weniger pedantisch, bei ihm ist die Hauptsache das 
Geldverdienen, das um so leichter geht, je schneller etwas hergestellt werden kann. 
Schnelligkeit geht zumeist auf Kosten der Exaktheit und der Gesundheit der Arbeiter- 
schaft. Es ist daher gar nicht einmal im Interesse der deutschen Qualitätsarbeit zu 
wünschen, daß die Hast des amerikanischen Produktionsprozesses in ihrem ganzen 
Umfange auf die deutsche Industrie übertragen wird. Aber selbst dann, wenn man es 
tun wollte, würde das System Schiffbruch erleiden, denn die deutsche Mentalität lehnt 
sich dagegen auf, und wir haben ja auch in Deutschland bis zum heutigen Tage keine 
nennenswerten Erfolge mit den vielfachen Versuchen gehabt, das Taylor-System 
durchzuführen. 


Immerhin muß auch die Arbeiterschaft, die gern zu amerikanischen Löhnen 
kommen möchte, ihrerseits ebenfalls danach trachten, die Arbeitsleistungen zu 
steigern, und zwar über das hinaus, was in Friedenszeiten als normal 
galt, denn wir müssen, was vor dem Kriege nicht nötig war, noch für lange Jahre 
hinaus Milliarden über Milliarden an die Entente zahlen. 


Wir deutschen Arbeiter waren nicht ohne Recht immer stolz auf unsere gewerk- 
schaftliche und politische Organisation, die wir gern die beste der Welt nannten. 
Nur wenige hatten Muße genug, tiefer zu schürfen, und sich mit den 
großen Problemen der Wirtschaft zu beschäftigen. Leider drang diese 
wirtschaftliche Schulung nicht von der Oberfläche hinab in die Tiefen 
der proletarischen Kämpferscharen. Jeder wußte zwar, daß die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse die politischen bestimmend beeinflussen, und daß die aus der wirt- 
schaftlichen Situation eines Landes entstehenden sozialen Verhältnisse den Menschen 
gestalten, aber aus den obengenannten und tausend anderen Gründen wurde verab- 
säumt, die Menschen gründlich mit der Wirtschaft ihres Gewerbes und ihres Landes 
vertraut zu machen und sie so zu schulen, daß sie die großen Zusammenhänge 
zwischen Volkswirtschaft und der Weltwirtschaft erkennen konnten. 


Als dann im Jahre 1918 der Zusammenbruch kam, zeigte sich ganz plötzlich, für 
viele Menschen sehr überraschend, die Folge dieser lückenhaften Erziehungsarbeit in 
der Vorkriegszeit. Die Arbeiter glaubten mit der Eroberung der politischen 
Macht auch die sozialen Verhältnisse umgestaltet zu haben, und waren 
außerordentlich betrübt, als am 10. November nicht schon das sozialistische ‚‚Schlaraf- 
fenland“ da war. Es fehlte jeder Blick für die Größe der Katastrophe, 
die über Deutschland hereingebrochen war, und die nicht nur militärischen, sondern 
in der Hauptsache wirtschaftlichen Charakter trug. Man hätte den Leuten sagen 
müssen, daß Sozialisierung bei völligem wirtschaftlichen Niederbruch ein Un- 
sinn ist. Man kann nicht sozialisieren, wenn alle Speicher leer und die Maschinen 
auf den Hund gearbeitet sind. die Arbeitskraft des Volkes in tausend Schlachten ver- 
blutet und vor allen Dingen die geistige Vorbereitung der Menschen für die Sozialisie- 


WELTSCHAU 395 


J 


rung nicht einmal in Angriff genommen, geschweige denn vollendet ist. Als die Massen 
sahen, daß zwischen der sozialistischen Lehre und der Wirklichkeit der blutigen Gegen- 
wart doch himmelweite Unterschiede bestanden, erforschten sie zwar nicht deren 
Gründe, sondern versuchten mit allen Mitteln, ihre Lebenslage ohne Rück- 
sicht auf die Folgen für ihren republikanischen Staat zu verbessern. Die Re- 
volution artete zu einer „Lohnbewegung‘“ aus. Der Blick war zu sehr auf die kleinen 
Sorgen des täglichen Lebens und zu wenig auf das Ganze gerichtet. 


Mit der Schaffung der Betriebsräte wurde dann wenigstens einem Teil der 
Arbeiterschaft Gelegenheit gegeben, sich ernster und insbesondere praktisch mit den 
Wirtschaftfragen zu beschäftigen. Leider haben sich die großen Erwartungen, die in 
der Arbeiterschaft an die Räte-Idee geknüpft wurden, nur zu einem geringen Teil 
erfüllt. Die politische Spaltung der Arbeiterschaft verhinderte es, daß der „beste und 
geeignetste Kopf“ zum Betriebsrate gewählt wurde. Den Ausschlag gab bei 
solchen Wahlen leider in den meisten Fällen die Größe der von den Be- 
werbern gestellten Forderungen. Daß dabei die kommunistischen, d.h. un- 
organisierten und daher am wenigsten geschulten und mit den wenigsten Hemmungen 
ausgestatteten Elemente den Sieg errangen, ist eine sehr bedauerliche Tatsache. Dabei 
ist allerdings zu berücksichtigen, daß die deutschen Gewerkschaftler und Arbeiter- 
politiker nicht energisch genug die Notwendigkeit der Produktionssteige- 
rung zu jeder Zeit betont haben. 


Der Achtstundentag ist ohne Zweifel ein im Interesse der Volksgesundheit und 
nicht zuletzt der Wirtschaft selbst gelegene Einrichtung. Die Frage ist nur die, ob, wie 
das vielfach auf Arbeiterseite behauptet wird, der Achtstundentag selbst dann 
eine unbedingte Notwendigkeit und möglich ist, wenn die Arbeitsleistung bei Ver- 
kürzung, sei es privatkapitalistisch, sei es volkswirtschaftlich, eine Belastung dar- 
stellen sollte. Es gibt nur eins: entweder man lehnt den Friedensvertrag 
und die Dawes-Gesetze und mit ihnen die Belastung der deutschen 
Volkswirtschaft mit Milliardentributen ab oder aber man anerkennt 
diese Dokumente und die in diesen enthaltenen Lasten, dann muß 
man aber alles tun, um die Volkswirtschaft in den Stand zu setzen, 
die ihr auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen und außerdem nach 
Möglichkeit zu entlasten. Wir haben die genannten Verpflichtungen übernommen 
und sind nunmehr auch in die Zwangslage versetzt worden, sie zu erfüllen. 


Unter diesen Umständen betrachtet, gewinnt der Grundsatz von der Achtstunden- 
arbeitszeit für uns eine besondere Bedeutung. Wir haben nirgends die Behauptung 
aufgestellt, daß wir mit der Einführung des Achtstundentages eine Senkung der Pro- 
duktion bezwecken. Wir haben ım Gegenteil immer wieder behauptet, 
daß der Achtstundentag nur dann für uns tragbar ist, wenn in den acht Stunden 
mindestens ebensoviel gearbeitet und produziert wird wie in der vorherigen 
längeren Arbeitszeit. Der Achtstundentag sollte schon in ruhigen Zeiten ein Mittel 
sein, die Produktion zu heben. Wieviel mehr muß er das erst in einer Zeit sein, in der 
wir alle Veranlassung haben, durch höhere Leistungen, und so schnell wie nur irgend 
möglich, uns von den Folgen des verlorenen Krieges freizumachen. Deutschland und 
insbesondere seine Arbeiterschaft, hat alle Opfer gebracht, um die Freiheit der be- 
setzten deutschen Gebiete zu erreichen. Um wieviel freudiger müssen wir die Opfer 
bringen, wenn es gilt, das ganze Volk von einem schweren Druck zu erlösen und ihm 
die unbegrenzte Freiheit zu schaffen. Man sollte daher nicht gerade in dieser 
so schweren Zeit starr und unverwandt nach dem schematischen 
Achtstundentag schauen — der zudem die Schwerarbeiter ungerecht benach- 
teiligt gegenüber anderen Gruppen —, sondern wie z. B. der russische Arbeiter 
bereit sein, da intensiver oder länger zu arbeiten, wo die Interessen des Volkes 
es erfordern. 


Heute gleicht Deutschland einem Schlachtfeld, auf dem weniger um die politische 
als um die wirtschaftliche Vorherrschaft gekämpft wird. Der wirtschaftliche Stärkere 
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versucht, ohne jegliche Rüksicht, dem Schwächeren die größeren Lasten aufzubürden. 
Die Volkskraft erleidet durch die schweren Wirtschaftskrisen einen ungeheuren Scha- 
den, und es ist nicht zu erkennen, auf welche Weise der Volkswirtschaft geholfen 
werden kann. Volk und Wirtschaft können nicht gesunden, so lange 
nicht dieser von beiden Seiten mit aller Gewalt geführte Klassen- 
kampf andere Formen annimmt. Wir kommen aus der schweren Krise 
nicht heraus, wenn es nicht gelingt, einen Ausgleich der wirtschaft- 
schaftlichen Interessengegesätze zu schaffen. Wer diese Interessen, ob 
Arbeiter oder Unternehmer, über die des Staates stellt, versündigt sich an seinem 
Volke, ohne sich selbst dauernde Vorteile zu verschaffen. Nicht nur in unseren poli- 
tischen sondern auch in unseren wirtschaftlichen Maßnahmen muß das Interesse des 
Staates das eigene überwuchern. Das Land frei von der drückenden Schul- 
denlast, frei von der fremden Besetzung zu machen, durch höchste 
Arbeitsleistungen allen Volksgenossen ein auskömmliches Leben und 
die Möglichkeit zu geben, sich an den Kulturgütern der Menschheit 
zu erfreuen, das muß das Ziel unserer Arbeit sein. 


Fritz Ebert jr. 


Die Leser, die den Sohn des früheren Reichspräsidenten in der Tagespresse 
nur in Verbindung mit wenig erfreulich politischen Vorgängen haben nennen 
hören, werden überrascht sein, ihn in vorstehenden Auslassungen als einen Mahner 
vor übertriebenen Arbeiterforderungen und zu gesteigerter Produktionsleistung 
der deutschen Arbeiter zu sehen. Fritz Ebert jr. hat das Thema eingehend behandelt 
in Band 15 der Schriften: Praktischer Sozialismus „Der deutsche Arbeiter in der 
Wirtschaft“, Verlag der Neuen Gesellschaft G. m. b. H., Berlin 1925, aus dem 
wir die praktisch wertvollsten Abschnitte zusammengefügt haben. 


FRANZÖSISCHE LUFTPOLITIK. 


Im Augustheft unserer Zeitschrift wurde der französische Plan erwähnt, durch 
eine Schiffslinie von Pernambuco nach Dakar und eine daran anschließende Eisen- 
bahnstrecke von Dakar nach Oran den schnellsten Weg nach Südamerika in fran- 
zösische Hände zu bekommen, um damit den politischen und wirtschaftlichen Einfluß 
Frankreichs in den südamerikanischen Republiken zu stärken. Aus Kreisen der deut- 
schen Luftfahrtechnik werden wir darauf aufmerksam gemacht, daß Frankreich sich 
neuerdings nicht auf dieses schon seit einiger Zeit bestehende Projekt beschränkt, 
sondern auch das modernste Verkehrsmittel dem gleichen Ziel nutzbar 
machen will. 


Mit Unterstützung der französischen Regierung ist die Compagnie d’entfeprises 
générales aéronautiques (Latécoère) darangegangen, diese Verbindung nicht als Eisen- 
bahnstrecke, sondern als Luftlinie zu organisieren. Am 1. Juni ds. Js. ist die 
Strecke von Toulouse über Casablanca bis nach Dakar bereits in Betrieb genommen 
worden. Gleichzeitig versucht eine französische Studienkommission in Südamerika 
die südamerikanische Landstrecke von Buenos-Aires nach Rio de Janeiro, wenn möglich 
mit ihrer Fortsetzung bis Pernambuco vorzubereiten. — Für die Seestrecke ist für 
spätere Jahre der Einsatz von Wasserflugzeugen beabsichtigt. Die technischen Voraus- 
setzungen dafür werden, wie verschiedene Veröffentlichungen beweisen, von den 
leitenden Persönlichkeiten der Latecoere Comp. eifrig studiert. 


Im Zusammenhang mit der gesamten übrigen französischen Luftpolitik ist die 
politische Bedeutung dieser Projekte wohl kaum zu unterschätzen. 


HANDELSBILANZEN. 


Die folgende Aufstellung zeigt eine Übersicht des Handelsverkehrs der wichtigsten 
Länder der Erde im Jahre 1924 verglichen mit den Verhältnissen von 1913: 
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In Millionen Goldmark Ausfuhr | Einfuhr 
Einfuhr Ausfuhr Gesamt- 


umsatz 


| 

| 

| + 75% | + 100,0% 
| + 

| 


U.S.A. %., 3: 42% 14700 . 18000 | 32700 | 

England 23570 14910 a, 49% ＋ 90, 0% 
Frankreich .. . -| 9030 9576 | 18606 + T3% + 30,0% 
Deutschland. . . . . . 1) 8350 7174 15524 — 28%, — 16,5%, 
Japan 4704 3012 7716 -+ 131% JJ 210,0% 
Holland 4116 2856 6972 — 44% 36,5% 
Italien 3276 2420 56960 „ 20% „ 10,0% 
Schweiz • 9. . 4 1890 1596 | 3486 + 50% 210 
Schweden + 40%: 67,0% 


1512 1300 13812 


Aus den Umsatzziffern der Handelsbilanzen ersehen wir, daß England immer 
noch an erster Stelle steht, und zwar mit einer Gesamtsumme von ca. 38,484 Millionen 
Goldmark. Diese Summe, die sich aus Einfuhr und Ausfuhr zusammensetzt, ergibt 
für die Ausfuhr eine Steigerung von ca. 49% gegenüber 1913, bei der Einfuhr aber eine 
Steigerung von ca. 100% gegenüber 1913. Man erkennt daran, wie die Steigerung der 
Ausfuhr auf Kosten der Einfuhr vor sich geht. Sehr günstig liegen die Verhältnisse 
in Frankreich, wo der Steigerung der Ausfuhr eine Verminderung der Einfuhr gegen- 
übersteht. Entweder muß Frankreich außerordentlich viele Natur- und Landesschätze 
exportiert haben, oder aber es treten gewisse Einfuhrziffern nicht in Erscheinung, oder 
sind dafür keine Ausgaben erfolgt ( Reparationen“). Bei Deutschland und Holland 
halten sich die Verminderungen in der Ausfuhr wowohl wie in der Einfuhr die parallele 
Lage. Japan hat die Einfuhr gegenüber der Ausfuhr ganz erheblich gesteigert, was 
wohl in Zusammenhang mit den Erdbebenkatastrophen zu bringen ist. Italien und 
die Schweiz schließen verhältnismäßig günstig ab, da der Steigerung der Ausfuhr nicht 
dieselbe prozentuale Steigerung der Einfuhr gegenübersteht. Auch bei Schweden 
überwiegt die prozentuale Steigerung der Einfuhr die der Ausfuhr. Hier dürfte der 
Export nach Sowjetrußland eine wesentliche Rolle spielen, und es ist anzu- 
nehmen, daß viele in Schweden lagernden Käufe noch nicht ihren Absatz gefunden haben. 


Für das Jahr 1924 ergaben sich folgende Bilanzen der Ausfuhrgegenüber der Einfuhr: 


U. S. A. Ausfuhrüberschuß . ß 3300 | 19.0% 
England Einfuhrüberschu ß 8660 58.0% 
Frankreich Ausfuhrüber schuß 546 65.7% 
Deutschland Einfuhrüberschuß . ß 1176 16,5% 
Japan Einfuhrüberschuun- ß . | 1692 | 56,5% 
Holland 3 e ee Hr Baar a Er ware fe 1260 44.0% 
Italien 95 N Ann a a e a a 856 35,0% 
Schweiz + e ar Bee E a 294 13.4% 
Schweden. 55 e e 212 | 16,3% 


Hieraus ergibt sich, daß die Ver. Staaten am allergünstigsten abschneiden, 
denn sie haben einen bilanzmäßigen Exportüberschuß von ca. 19% . Die Konstella- 
tion ist hier eine ganz andere wie in den anderen Ländern. Man schätzt das von den 
europäischen Staaten vor dem Kriege ausgeliehene Geld an andere Länder auf ca. 
30 Milliarden GM. Ein sehr großer Teil hiervon hat sich nach U. S. A. verschoben. 
Neben dem Exportüberschuß haben die Ver. Staaten große Einnahmen aus werbendem 
Kapital, so daß sich die Kapitalvermehrung in einem nie vorher gekannten Tempo voll- 


1) Die deutschen Ziffern unter Einbeziehung der besetzten Gebiete. 
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zieht; was sich in England erst im Laufe der Jahrhunderte vollzog. hat sich in U. S. A. 
in der verhältnismäßig kurzen Zeit von einigen Jahrzehnten, ganz besonders aber im 
letzten Jahrzehnt, vollzogen. Die Kapitalansammlung hat solchen Umfang angenom- 
men, daß man gezwungen ist, ihr wieder einen gewissen Abfluß zu verschaffen, wenn 
man im Inlande nicht daran ersticken will. 

Das bilanzmäßige Minus in der englischen Handelsbilanz beträgt ca. 38%, 
oder ca. 8660 Millionen GM. Um diesen Betrag würde sich das Nationalvermögen 
vermindern, wenn nicht durch andere Einnahmen dieses Minus wieder wettgemacht 
werden kann. England hat ganz erhebliche Einnahmen aus werbendem Kapital. Ob 
sie die Höhe von 8660 Millionen GM. erreichen, dürfte fraglich sein; England ist in 
diesem Zusammenhange wohl am Wendepunkt seiner Handelsüberlegenheit ange- 
kommen. — Auch Frankreich hat für 1924 einen Exportüberschuß aufzuweisen, 
der sich auf ca. 546 Millionen GM. beläuft. Wenn Frankreich nicht die großen Schulden- 
und Zinsenverpflichtungen dem Auslande gegenüber zu erfüllen hätte, wäre es unzweifel- 
haft in einer sehr günstigen Lage. Für Deutschland muß man gegenüber 1913 
immer noch ein Mißverhältnis zwischen Aus- und Einfuhr feststellen; während 1913 nur 
eine sehr minimale Differenz bestand, beträgt das Minus für 1924 ca. 10,5% Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß ein großer Teil des werbenden deutschen Kapitals im 
Auslande konfisziert wurde und für die auf Reparationskonto zu liefernden Waren 
keine Gegenwerte ins Land kommen, eine Kapitalbildung fast unmöglich ist, vielmehr 
dauernd nicht nur die Handelsgewinne, sondern auch Teile der Substanz nach dem Aus- 
lande abwandern. Eine auffallende bilanzmäßige Minderung zeigt die japanische 
Handelsbilanz mit ca. 56, 5%, die größte neben England. In Verbindung mit den 
Erdbebenkatastrophen ist das Jahr 1924 als unnormal zu bezeichnen, da die anderen 
Jahre eine Minderung von ca. 15—20°;, aufweisen. Auch Holland zeigt für 1924 eine 
starke bilanzmäßige Minderung, die ca. 44% beträgt. Für ein kleineres Land wie Hol- 
land, könnte ein solcher Zustand recht nachteilige Folgen haben, wenn er sich fort- 
setzt. Es ist aber in Betracht zu ziehen, daß Holland werbendes Kapital im Auslande 
besitzt und daß in Holland selbst sehr viel fremdes Kapital arbeitet, so daß die Min- 
derung nicht ohne weiteres das Nationalvermögen beeinflußt. Auch Italien weist 
eine Minderung von 35% in seiner Handelsbilanz für 1924 auf. Die gesamte Lage in 
Italien hat sich gegenüber 1913 fast wenig verändert und es herrscht nach wie vor 
Kapitalmangel im Lande, der sich noch steigern dürfte, wenn die während des Krieges 
kontrahierten Auslandsschulden getilgt werden müssen. Die bilanzmäßige Minderung 
in der Handelsbilanz der Schweiz und in Schweden hat sich gegenüber der Vorkriegs- 
zeit sehr wenig geändert, so daß diese Länder auf der gleichen Höhe geblieben sind. 

Verfolgen wir den großen Zug der gesamten Welthandelslage, so müssen wir an 
diesen Unterlagen ohne weiteres feststellen, daß die Ver. Staaten allein nach den 
Handelsbilanzen jährlich über 3 Milliarden GM. an sich ziehen, das sind ca. 23.4% der 
aufgeführten Minusbeträge der 7 größten Export- und Handelsländer. Die restlichen 
70.0% dürften in der Hauptsache von den britischen Dominions und Kolonien aufge- 
nommen werden, die nach und nach zu einer gewissen Finanzstärke heranwachsen. 


E. R. Bohne. 


BÜCHERSCHAU 
AUS DEM DIPLOMATISCHEN HEXENKESSEL. 


Zwei umfangreiche Werke. die einander in manchen Beziehungen ergänzen, müssen 
aus der Überfülle der Rückblicke auf die politische Geschichte des Weltkrieges hervor- 
gehoben werden. Im Auftrage des Auswärtigen Amtes hat Friedrich Stieve in zwei 
Bänden auf Grund der neuen Dokumentenveröffentlichungen unter dem Titel „Is— 
wolski und der Weltkrieg“ zwei Bände herausgegeben, von denen der erste Is— 
wolskis Teilnahme an der Vorgeschichte des Krieges. der zweite den diplomatischen 
Schriftwechsel Iswolskis in den Kriegsjahren 1914 17 enthält. Hier wird uns noch ein- 
mal der Kriegstreiber Iswolski in dem vollen Umfange seines weltgefährlichen Treibens 
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aktenmäßig vor Augen geführt. Jener Mann, der bei Ausbruch des Krieges jubilierte: 
„Das ist mein Krieg!“, um schließlich bei der nahenden russischen Katastrophe zu 
äußern: „Wenn ich nur irgendwie an diesem Krieg schuldig wäre, so würde ich mir nie 
vergeben!“ Die Kommentare, die der Herausgeber zu den aktenmäßigen Publikationen 
gibt, liefern zusammenfassend ein klares Bild von dem unbedingten Kriegswillen der 
Hauptbeteiligten namentlich auf russischer und französischer Seite, von den bis in die 
kleinsten Einzelheiten gediehenen Vorbereitungen jener Seite vor dem 31. Juli 1914, 
aber auch von der deutschen Ungeschicklichkeit, die dem Reich von den Einkreisungs- 
politikern zugewiesene Rolle des Angreifers in Form der deutschen Kriegserklärungen 
zu übernehmen. 

Ergänzt werden die Iswolski-Dokumente durch das dickbändige Werk von Masa- 
ryk „Die Weltrevolution“, Erinnerungen und Betrachtungen, die deutsch im Ver- 
lage von Erich Reiß in Berlin erschienen sind. Diese Ergänzung ist insofern nicht ohne 
Wert, als man bei Iswolski eine klare Auseinandersetzung mit der tschechischen Frage 
vermißt, obwohl tschechische Politiker ihrerseits doch einen so regen Anteil an der Ent- 
wicklung der Dinge namentlich durch ihre Propaganda in Paris und Washington, 
durch ihre ununterbrochene Minierarbeit gegen die Habsburger Monarchie und gegen 
die Aufstellung tschechischer Legionen in Rußland und Frankreich genommen haben. 
Masaryk klärt uns darüber auf, daß Iswolski persönlich in der Tat sehr wenig Interesse 
für die tschechische Frage bekundete und die Initiative bezüglich der Kriegsziele in 
dieser Hinsicht mehr den Westmächten überließ. Masaryk selbst hat sich vor dem Kriege 
durch ein vielbeachtetes Werk als einer der besten Kenner Rußlands erwiesen. Jetzt 
hat der Gelehrte von zweifellosem Rang, als den man ihn damals kennen lernte, dem 
rein politisch eingestellten Präsidenten des tschecho-slowakischen Staates Platz ge- 
macht, der mit erstaunlich geringer Sorgfalt ein mehr als 500 Seiten dickes Opus mit 
einer Fülle von Flüchtigkeiten und Unrichtigkeiten hinlegt. Immerhin bleibt genug des 
Bemerkenswerten über seinen eigenen Anteil an der politischen Propaganda und an der 
Zerstörung Österreich-Ungarns. Völlig unbefriedigend sind für den deutschen Leser die 
Ausführungen über die deutschen Minderheiten in der Tschechei, bei denen er vergebens 
versucht, eine wissenschaftliche Abgeklärtheit zu markieren und die deutsche Wachsam- 
keit mit einigen schillernden Phrasen einzuschläfern. 

Was aus dem brodelnden politischen Hexenkessel für die weitaus größte Nation 
in Mitteleuropa im Gegensatz zu der ungebührlich überreicherten kleinen Tschechen- 
nation herausgekommen ist, zeigt uns sehr anschaulich die ausgezeichnete Schrift 
„Der Kampf um die deutschen Grenzen“, dievom Verlag Deutsche Volks- 
gemeinschaft, Berlin, in Gestalt von 7 historisch-politischen Abhandlungen mit zahl- 
reichen Karten und Kunstdruckbildern herausgekommen ist. Die Mitarbeiter sind in 
der Hauptsache genaue Kenner der zerstückelten Grenzgebiete. Sie rufen uns noch 
einmal das ganze Elend dieser Grenzgebiete vor Augen, das ganze Unrecht der Abtren- 
nung rein deutscher oder weitaus überwiegend deutscher oder ganz durch deutsche 
Kultur aufgebauter Landgebiete, und enthalten zugleich mit ihren Karten, die das tsche- 
chische Hochziel eines Staates bis Wien und Passau, Dresden, Berlin und Breslau dar- 
stellen, eine gebührende Antwort an Herrn Masaryk. A.D. 


VEREINIGUNG DER DEUTSCHEN ARBEITGEBERVERBÄNDE E. v. Geschäfts- 
bericht 1923/24, erstattet von der Geschäftsführung. Berlin 1925. 

Dieser Bericht der Geschäftsführung der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände ist weit mehr als ein üblicher Jahresbericht irgendeiner Interessenvertretung. 
Man kann ihn getrost als ein wirtschafts- und sozialpolitisches Handbuch ansprechen, 
das, obwohl von einer Interessenvertretung ausgehend, mit bemerkenswerter Objektivi- 
tät die Grundlagen der wirtschaftlichen Stellung Deutschlands zu untersuchen trachtet. 
Für weltwirtschaftliche Beobachtungen sind insbesondere dje zahlreichen Vergleiche 
über die internationalen Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt, Löhne, Arbeitszeit und 
dergleichen von besonderem Reiz. Der 335 Seiten Lexikonformat umfassende, mit 
größter Sorgfalt zusammengestellte Band verdient daher die Beachtung weitester wirt- 
schaftspolitisch interessierter Kreise. A. D. 


400 BÜCHEREINGÄNGE 


BÜCHEREINGÄNGE. 


Dr. F. E. A. Krause, Professor an der Universität Heidelberg: GESCHICHTE OST- 
ASIENS, I. Teil — Ältere Geschichte — Verlag Vandenhoeck und Ruprecht, 
Göttingen 1925. 

T. G. Masaryk: DIE WELTREVOLUTION, Erinnerungen und Betrachtungen 
1914—1918, ins Deutsche übertragen von Camill Hoffmann, 1. bis 5. Tausend. 
Verlag Erich Reiß, Berlin 1925. 

Dr. Sven von Müller: QUER DURCH DIE POLITIK. Verlag Carl Heymanns, 
Berlin 1925. 

Dr. Hans Vomhoff: DIE REVISION DER MANNHEIMER RHEINSCHIFF- 
FAHRTSAKTE, eine Studie zur Neubildung des internationalen Rheinschiff- 
fahrtsrechts, Heft 3 der Schriften: Völkerrechtsfragen, eine Sammlung von 
Vorträgen und Studien herausgegeben von Heinrich Pohl und Max Wenzel. 
Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung, Berlin 1925. 

Dr. Kurt-Fritz vonGrävenitz: DIETANGERFRAGE, eine völkerrechtsgeschicht- 
liche Studie, Heft 4 der Schriften: Völkerrechtsfragen. Ferd. Dümmlers Verlags- 
buchhandlung, Berlin 1925. 

Prof. Dr. phil. Emil Haemig, Privatdozent für Soziologie und Statistik an der Eidg. 
Techn. Hochschule Zürich: GEISTESGESCHICHTLICHE GRUNDLAGEN 
DER SOZIAL-PHILOSOPHIE. Verlag Buchhandlung A. Rudolf, Zürich 1925 

Friedrich Stieve: ISWOLSKI UND DER WELTKRIEG. Auf Grund der neuen 
Dokumentenveröffentlichung des Deutschen Auswärtigen Amtes. Deutsche 
Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte m. b. H. in Berlin W 8, 1925. 

Friedrich Stieve: ISWOLSKI IM WELTKRIEGE. Der diplomatische Schrift- 
wechsel Iswolskis aus den Jahren 1914—1917. Neue Dokumente aus den Ge- 
heimakten der russischen Staatsarchive. Im Auftrage des Deutschen Auswärtigen 
Amtes. Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte m. b. H. in 
Berlin W 8, 1925. 

DER KAMPF UM DIE DEUTSCHEN GRENZEN, 7 historisch-politische Abhand- 
lungen mit 14 Karten im Text und 16 Kunstdruckbildern. Verlag Deutsche 
Volksgemeinschaft, G. m. b. H., Berlin W 57, 1925. 

Dr. Hans Fritz Abraham und Dr. Rudolf Loebinger: DIE AUFWERTUNGS- 
GESETZGEBUNG, Deutsche Wirtschaftsgesetze, Bd. 4. Verlag von Reimar 
Hobbing, Berlin SW 61. 

INTERNATIONALE TECHNISCHE ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR WISSEN- 
SCHAFTLICHE WIRTSCHAFTSORDNUNG. Erweiterter Vortrag von Otto 
Lang, gehalten im „Verein deutsch-österreichischer Ingenieure“. Anzengruber- 
Verlag, Leipzig — Brüder Suschitzky — Wien. 

Otto Kras: SERBEN UND KROATEN. Die Schicksalsfrage des südslavischen 
Volkes. Anzengruber-Verlag, Leipzig — Brüder Suschitzky — Wien. 

Paul Rohrbach: DIE LÄNDER UND VÖLKER DER ERDE. 1.—20. Tausend. 
Karl Robert Langewiesche Verlag, Königstein i. T. und Leipzig. 

Regierungsrat Karl Linnebach: DEUTSCHE UND FRANZÖSISCHE OKKU- 
PATIONSMETHODEN 1871—73/1920—? Schrift 3 der Rheinischen Schick- 
salsfragen. Verlag Reimar Hobbing, Berlin SW. 61. 1925. 

Dr. R. H. Laarß: DÄMON RAUSCH. Eine Abhandlung über den Missbrauch von 
Betäubungsmitteln (Opium, Morphium, Kokain, Äther, Haschisch u. a.). Talis- 
verlag, Leipzig 1925. 

Paul Wentzeke: RHEINKAMPF. 1. Band: Tausend Jahre deutscher Schicksals- 
gemeinschaft. 2. Band: Im Kampf um Rhein und Ruhr 1919—1924. Kurt 
Vowinkel Verlag, Berlin, 1925. 

Lujo Brentano: AGRARPOLITIK. Zweite, neubearbeitete und vermehrte Auflage. 
J. G. Cottasche Buchhandlung. Stuttgart und Berlin, 1925. 


Geoökonomie 


Eine erſte Einführung 
in erdhaftes Wirtſchaftsdenken 


von 


Dr. Arthur Dix 
106 S., 8°. Broſchiert M. 3.50 


*. 


Wie Arthur Dir die Weltpolitik in „erdhafter“ 
Betrachtungsweiſe zu meiſtern verſteht, hat er 
in feiner bereits in zweiter Auflage vorliegen- 
den „Politiſchen Geographie“ bewieſen. Wenn 
er jetzt feinem geopolitiſchen Hauptwerk den 
Verſuch einer erdhaften Betrachtung der Welt- 
wirtſchaft, einer erſten Einführung in die Geo- 
ökonomie folgen läßt, ſo wird auch dieſes völlig 
neuartige Unternehmen um fo lebhafteres Ju- 
tereſſe beanſpruchen können, je weitere Kreiſe 
die Sehnſucht nach einer Reviſion der bisherigen 
wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Einftel- 
Lung feit den Kriegs- und Nachkriegserfahrungen 
erfaßt hat. Temperament und Sachkunde in fel- 
tener Miſchung geben der Schrift einen eigenen 
Reiz und ftempeln fie zu einem Pfadfinder auf 
bisher unbetretenem Gelände. 


R. Oldenbourg / München und Berlin 


— 


TAUSEND JAHRE 
FRANZOSENPOLITIK 


Von 


JAKOB BEYHL 


7. Auflage. 40 Seiten. gr. 8°. 1925. Brosch. M. —.50 
: (Bei Bezug von 10 Exemplaren ab Partiepreise) 


„Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, an Hand der Geschichte den deutschen Lesern 
die französische Politik vor Augen zu führen, und sie mit den Wegen vertraut zu machen, die 
die französische Politik eingeschlagen hat, Politik und Geschichte sind eng miteinander verbunden, 
und nur der treibt wirkliche Politik, der mit der historischen Entwicklung vertraut ist und ver- 
steht, sie auf die Gegenwart anzuwenden.” (Deutsche Bergwerkszeitung). 


„Die eindrucksvolle volkstümliche Darstellung über Tausend Jahre Franzosenpolitik ist jetzt als 
selbständiges Schriftchen erschienen.” (Historische Zeitschrift). 


„Ein kleines Heſtchen nur, aber inhaltsreicher, als mancher dicke Wälzer“. Schulwart). 


„Eine außergewöhnlich dankenswerte Tat. Dieses Heft sollte wirklich in der ganzen Welt vers 
breitet werden.” (Hannoverscher Kurier). 


R. Oldenbourg Verlag / Münden und Berlin 


ARTHUR DIX 
Politische Geographie 


Weltpolitisches Handbuch 


2. Aufl. 606 S. gr. 8°. 1923. Brosch. Mk.10.—, 
geb. Mk. 12.— 


Die Wiederbelebung Ratzelscher Ideen und ihre Erläuterung an dem auch 
statistisch und volkswirtschaftlich durchdrungenen und vielfach in schlegenden 
Beispielsreihen verwerteten Stoff der jüngsten Gegenwart stellt die „Politische 
Geographie von Dix dar. Freilich noch weit reicher an Werturteilen und 
Richtlinien. Dix geht seinen eigenen beachtenswerten Weg und belegt seine 
Ansichten mit geschickt ausgesuchten Zahlengruppen. Allen Deutschen, denen 
an Vertiefung, Läuterung und Klärung ihrer politischen Ansichten gelegen ist, 
sei das Studium dieses Werkes warm empfohlen. 


R.Oldenbourg, München und Berlin 


Hierzu eine Beilage der Verlagsbuchhandlung G. A. Gloeckner, Leipzig. 
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MITTELEUROPA—OSTASIEN. 


1.Der Heerweg Asiens. 


Von Dr. U. Baron FREYTAG-LÖRINGHOFF. 


Als Zar Nikolaus II. im Jahre 1904 den ersten Spatenstich am Aus- 
gangspunkt der großen sibirischen Bahn tat und damit feierlich den Bau 
dieses wichtigen Verkehrsweges eröffnete, ahnte man nur einen Teil der- 
jenigen Bedeutung, die der sibirische Schienenstrang für die Politik und 
die Volkswirtschaft Rußlands erlangen sollte. Großzügig, wie es schon 
das v. Gerstner’sche Projekt eines russischen Eisenbahnnetzes vorge- 
sehen hatte, war man auch hier zu Werke gegangen, obgleich Zar Niko- 
laus II., nicht wie sein Großvater, der durch einen Linealstrich auf der 
Landkarte Petersburg— Moskau die Linienführung der Nikolaibahn vor- 
schrieb, die Ausführung des Werkes grundlegend zu beeinflussen suchte. 
Die Motive der Arbeit waren, wie meistenteils bei der Verkehrslinienfüh- 
rung in Rußland, militärpolitisch-strategischer Natur, galt es doch, dem 
russischen Expansionsdrang nach Osten, der Kolonisierung Sibiriens 
und der fortschreitenden Sicherung neu erworbener Gebiete eine leistungs- 
fähige Marschroute zu schaffen. Das Projekt sah daher auch den doppel- 
spurigen Bau des Traktes vor. 

Durch den russisch-japanischen Krieg war die Möglichkeit geboten, 
die Durchlässigkeit und Leistungsfähigkeit der neuen Linie voll zu er- 
proben. Sie lieferte damals jedenfalls den Beweis, daß ohne sie eine wirk- 
same Verteidigung der ostasiatischen Besitzungen Rußlands ein Ding der 
Unmöglichkeit gewesen wäre. Weiter ausgebaut und verbessert, diente 
sie während des Weltkrieges dem großen Truppen- und Fouragetrans- 
port, um in der Zeit des schlimmsten Chaoses in Zentralrußland den 
bolschewisierten Hauptstädten eine wichtige Verproviantierungsader 
der hungernden Bevölkerung zu sein. Ihr strategischer und wirtschaft- 
licher Wert offenbarte sich weiter in den heftigen Kämpfen um den Besitz 
der Endstationen zwischen den „weißen Koltschaktruppen“ und den 
Bolschewisten im fernen Osten. 

Heute sehen wir die sibirische Bahn vor eine neue Aufgabe gestellt. 
Die entschiedene Ostorientierung Sowjetrußlands, die Lösung zentral- 
und ostasiatischer Fragen, mit denen es sich z. Z. intensiver als früher 
befaßt, machen die Konzentrierung größerer Truppenkontingente in 
Süd- und Ostsibirien zur unabweislichen Notwendigkeit. Die bisherigen 
Kräfte zum Schutz der Grenzen, Russensiedelungen und Kosakenposten 
genügen den Machtgelüsten der Sowjets nicht mehr, wären auch kaum 
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imstande, auf die Dauer das ins Wogen geratende Völkerchaos Zentral- 
Asiens und Chinas von den Grenzen der Sowjetrepublik fern zu halten. 
Hier gilt es für die Sowjets, sich zu entscheiden: entweder man steht in 
der Defensive dem Gang der Ereignisse abwartend gegenüber, oder man 
stellt sich an die Spitze derjenigen Bewegungen in Asien, die der bolsche- 
wistischen Entwicklung günstig sind oder ihr Gefahr bringen könnten, — 
mit anderen Worten, es drängt sich die Entscheidung auf, Ambos oder 
Hammer zu sein. 

Während des kurzen Bestehens der Sowjetrepublik haben die bolsche- 
wistischen Machthaber den Beweis erbracht, daß die machtpolitische 
Lösung schwebender Fragen des russischen staatlichen Lebens ihnen 
stets die nächstliegende war. Der Weg einer Bolschewisierung Europas 
ist lang und mühevoll, während die erwachenden Geister Asiens einer 
neuen Lehre harren und die uralten Religionssysteme dieses Kontinents 
unter dem Ansturm von Zivilisation und fremder Kultur abzubröckeln 
beginnen. Wer könnte es den klassischen Realpolitikern unserer Zeit, 
den Bolschewisten als solchen, verdenken, daß sie sich in ihrem Kampf 
um Partei- und Staatsexistenz zu allererst dem locus minoris resistentiae 
zuwenden. Und ein Kampf um Partei- und Staatsexistenz ist ihre pro- 
pagandistische Wühlarbeit sowohl in Europa wie in Asien, denn Still- 
stand bedeutet für sie auch hierin Rückschritt und das Heraufbeschwören 
neuer Komplikationen durch das Wiederaufleben einer russischen anti- 
bolschewistischen Reaktion. In der konsequenten Verfolgung des Planes 
der Weltrevolution und in der klaren Erkenntnis der Sachlage, wie sie 
2. Z. in Asien gegeben ist, hat Moskau nicht gezögert, in die östlichen 
Konflikte einzugreifen und seinen diplomatischen wie militärischen 
Druck für die kommenden Entscheidungen in die Wagschale zu werfen. 
Uber Erwarten gut gedeiht bolschewistisch-propagandistische Saat, die 
man vorsorglicherweise schon seit einigen Jahren in Asien verbreitete. 
Jetzt git es, den aufhorchenden Völkern Asiens auch die Machtmittel der 
bolschewistischen Zentrale vor Augen zu führen. Wieder, wie zur Zeit 
des russisch- japanischen Krieges und der Koltschakkämpfe, fluten Trup- 
penteile, Delegationen, Transporte, Diplomaten, Kuriere und vor allem 
Gold, immer Gold, auf der großen Heerstraße, der sibirischen Bahn, nach 
Osten, einer noch nicht voll ersichtlichen Bestimmung entgegen. Werden 
die Bolschewisten sich mit einer territorialen „Korrektur“ der Grenzen 
Rußlands begnügen oder werden sie, auf diese verzichtend, es vorziehen, 
die geistigen und politischen Führer eines erwachenden Asiens zu werden ? 
Man müßte als Europäer das erstere erhoffen, denn ein mit Sowjetruß- 
land eng verbündetes bolschewistisches China und Zentralasien ist eine 
Gefahr für Europa, und zwar eine Gefahr von solchen Ausmaßen, wie sie 
nur noch ein Weltkrieg bringen könnte. In diesem Fall wäre die 
Möglichkeit gegeben, bei osteuropäischen Konflikten asiatische Trup- 
penkadres in Zentraleuropa auftauchen zu sehen. Dann hätte die Trans- 
sibirische Bahn eine traurige Rolle zu spielen, eine Rolle, die man ihr 
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damals, als man sie zu Beginn ihres Baues und zur Verkehrseröffnung als 
Kulturwerk ersten Ranges für die Erschließung Sibiriens pries, nicht 
voraussagte — ein Weg für das asiatische Barbarentum nach Europa 
zu sein. 

2. Deutschland und Japan. 


Von Dr. Paul Ostwald. 


Überblicken wir die deutsch-japanischen Beziehungen, wie sie sich 
in den Nachkriegsjahren bisher gestaltet haben, so werden wir kaum be- 
haupten können, daß beide Nationen aus den trüben Erfahrungen ihrer 
Kriegsgegnerschaft besonders viel für ihr gegenseitiges Verhältnis ge- 
lernt hätten. Es zeigt sich weder in Deutschland ein wirkliches Ver- 
ständnis dafür, daß wir im Spiel der miteinander ringenden weltpolitischen 
und weltwirtschaftlichen Kräfte eines uns wohlgesinnten Japans nicht 
entbehren können, noch hat Japan ernstlich die Konsequenzen aus seiner 
verkehrten Kriegspolitik gezogen, in der es an der Seite Englands die 
auch für das Mikadoreich verhängnisvolle Vernichtung Deutschlands her- 
beiführen half. Wir sind vielmehr in Deutschland auf dem besten Wege, 
uns allen ostasiatischen Fragen gegenüber recht gleichgültig zu ver- 
halten, auch Japan, trotz seines ständigen Sitzes im Völkerbund und im 
Rat der vier Großmächte, wieder zu einem für uns im allzu fernen Osten 
liegenden Staat werden zu lassen. Selbst die schweren Schädigungen 
und Nackenschläge, die wir durch die allzubereitwillige Unterstützung 
der französischen Machtpolitik in Europa von seiten Japans erhalten 
haben — es sei nur an Oberschlesien erinnert — konnten hier nicht auf- 
rüttelnd wirken. Wie soll das aber auch schließlich möglich sein, wenn 
selbst von amtlicher deutscher Seite immer nur eifrig betont wird, daß 
uns mit Japan allein wirtschaftliche und kulturelle Fäden verbinden. 
Wir gehen so den falschen Weg, den wir inbezug auf Japan vor dem 
Kriege gingen, heute sorglos weiter, denn wie Japan für die deutsche 
Vorkriegspolitik nur ein Interesse Kiautschous wegen hatte, nicht aber 
als eine die Gestaltung der gesamten weltpolitischen Situation mitbe- 
stimmende Macht, so interessiert uns das Mikadoreich eben politisch heute 
garnicht mehr, weil wir Kiautschou nicht mehr haben. Statt aus den 
begangenen Fehlern zu lernen, begehen wir ihn weiter, und zwar mit einer 
bewundernswerten Konsequenz. Wäre es an sich nun schon ein nur zu 
fragwürdiger Trost, etwa darauf hinweisen zu wollen, daß Japan seiner- 
seits ja auch denselben Fehler macht, so ist es in diesem Falle über- 
haupt lächerlich, noch von Trost zu reden, denn wir haben die Kosten 
dieses Fehlers zu tragen. Töricht aber wäre es auch, wenn wir nun sagen 
wollten, daß bei einer solchen gleichen Lage eines falschen Verhaltens 
Japan den Anfang machen könnte, und daß es doch schließlich gegen 
unsere Ehre ginge, den Japanern nachzulaufen. Nun, einmal ist unsere 
politische Situation doch wohl etwas anders als die Japans, das sich 
immer noch eher, als wir, es leisten kann, solche Fehler zu begehen, und 
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zweitens heißt, politische Aktivität entfalten, noch lange kein Nachlaufen! 
Und das Ziel einer solchen politischen Aktivität ? Nun, es sollte nach den 
schon erwähnten üblen Erfahrungen, die wir mit der französisch-japani- 
schen Freundschaft machen konnten, wirklich nicht mehr schwer sein, 
es zu definieren. Kann es doch in nichts anderem bestehen als in einem 
Hinarbeiten darauf, dem japanischen Volke und vor allem seinen ver- 
antwortlichen Staatsmännern eine tiefere Erkenntnis für die Notwen- 
digkeit unserer nationalen Existenz und Freiheit auch im Interesse 
Japans zu verschaffen. Damit sind nicht etwa Hoffnungen verbunden, 
daß es uns möglich sein würde, die französisch-japanische Freundschaft 
aus den Fugen zu heben, denn wenn wir objektiv sind, müssen wir zu- 
geben, daß bei der gegenwärtigen weltpolitischen Situation für das Mi- 
kadoreich Frankreich əls einzige Macht inbetracht kommt, von der es 
irgendwelche Rückendeckung erwarten kann. Japan ist seit der 
Washingtoner Konferenz auf eine gewisse Freundschaft Frankreichs an- 
gewiesen, und wir haben an sich keine Ursache, ihm das übel zu nehmen, 
denn schließlich sind, für Japan japanische, nicht deutsche Interessen ent- 
scheidend. Aber das schließt nicht aus, daß Japan die Kosten dieser 
Freundschaft, die es bisher Deutschland auferlegt hat, nicht nur als zu 
hoch, sondern als seinem eignen Interesse aufs stärkste zuwiderlaufend 
einsehen lernt. Denn Japans Politik wird bestimmt werden von den geo- 
politischen Zusammenhängen, die es hinweisen auf Rußland und das 
ostasiatische Festland. Damit aber rückt auch Deutschland für das 
Mikadoreich in eine vordere Linie. Frankreich aber wird ihm niemals 
eine wirkliche Stütze im Kampfe gegen das Angelsachsentum sein kön- 
nen. Seine Interessen liegen bekanntlich in erster Linie in Europa 
und vor allem am Rhein, nicht aber im fernen Osten. Es hat sich ja auch 
deshalb die japanische Freundschaft sehr gut gefallen lassen, aber noch 
keinen Beweis für wirkliche Gegendienste gebracht. Es hat sich zu Ja- 
pans Gunsten weder in der im vorigen Sommer wieder einmal akut ge- 
wordenen amerikanischen Einwanderungsfrage gerührt, noch hat es 
etwas gegen den Ausbau Singapores zu einem englischen Kriegshafen, der 
sich natürlich gegen Japan richtet, etwas unternommen. Es hat zum letz- 
teren sogar geschwiegen, obwohl es sich dadurch in seinem eigenen 
Indochina bedroht fühlen müßte. Nicht einmal auf wirtschaftlichem 
Gebiet hat Frankreich sich bereit gezeigt, Japan ein Äquivalent für seine 
Freundschaftsdienste zu verschaffen. Denn trotz alles Drängens von 
seiten Japans hat Frankreich an den hohen Zöllen in Indochina fest- 
gehalten, welche die japanischen Waren dort so gut wie ganz fernhalten, 
und die es Japan auch unmöglich machen, im Falle von Reismißernten 
auf das nahe Indochina zurückzugreifen. Man müßte die japanische 
Politik nach solchen Beweisen der Freundschaft für töricht halten, daß 
sie trotzdem weiter daran festhält, wenn wir auf der anderen Seite uns 
nicht darüber klar wären, daß ein Fallenlassen Frankreichs für das 
Mikadoreich die völlige Isolierung gegenwärtig bedeuten würde, auf die 
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es Japan nicht ankommen lassen darf. Ebenso zweifellos aber ist, daß 
diese Tatsachen einer deutschen Politik, die zu einer Aktivität entschlos- 
sen ist, eine wunderbare Handhabe geben, dem japanischen Volke und 
seinen Politikern Überlegungen über die Kosten und den Ertrag dieser 
Freundschaft nahezulegen. Um einen kräftigen Widerhall braucht uns 
umso weniger bange zu sein, als man ja wohl in Japan selbst schon zu 
gewissen Bedenken Frankreich gegenüber gekommen ist und sich bereits 
auch schon etwas zurückhaltender zeigt; aber solange wir schweigen, so- 
lange wir dem Stein des französischen Anstoßes in Japan nicht einen 
kräftigen Ruck geben, wird immer die Gefahr weiter bestehen, daß es der 
Pariser Politik und ihren japanischen Freunden gelingen wird, die vor- 
handenen Bedenken zu unserem Schaden zu unterdrücken. 

Liegen hier also schon Möglichkeiten zu einer durchaus aussichts- 
reichen deutschen außenpolitischen Betätigung vor, so vermehren sich 
diese, wenn wir auf die wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen 
Deutschlands zu Japan blicken. Die bisherigen Handelsvertragsver- 
handlungen zwischen uns und dem Mikadoreich sind fast ohne Schwierig- 
keiten verlaufen und stehen vor einem nahen Abschluß. Beweis genug, 
daß Japan wieder normale wirtschaftliche Beziehungen mit uns wünscht, 
die im Interesse besonders unserer chemischen, elektrotechnischen und 
Maschinenindustrie von nicht geringer Bedeutung sind. Hatte doch Ja- 
pan, auch wieder unter dem Druck Frankreichs, im vorjährigen Sommer 
der deutschen Einfuhr durch das Farbeneinfuhrverbot einen schweren 
Schlag versetzt, denn wir waren hier bereits wieder an die zweite Stelle 
gerückt. Wenn jetzt also in Kürze wieder ein normaler wirtschaftlicher 
Verkehr auf dem Boden der Gleichberechtigung eintritt, so wird das nicht 
ohne politische Folgen bleiben können, sobald wir eben verstehen, diese 
wirtschaftliche Annäherung auch politisch auszuwerten. Noch mehr aber 
wie auf wirtschaftlichem Gebiet erwartet Japan von uns auf kulturellem. 
Es hat mit Eifer gerade hier sofort nach Weltkriegsende die alten Fäden 
wiederanzuknüpfen versucht, und die kulturell von uns beeinflußten 
japanischen Kreise haben stark zugenommen, wie das am besten da- 
durch sich ausgedrückt findet, daß sich heute bereits die Kenntnis der 
deutschen Sprache im Vergleich mit der der englischen unter den Japanern 
wie 3:5 verhält. Es müßte doch mit eigentümlichen Dingen zugehen, 
wenn es uns bei einer solchen Basis nicht möglich wäre, einer deutsch- 
freundlichen Stimmung in der öffentlichen Meinung Japans zu einem 
entscheidenden Einfluß zu verhelfen, wenigstens insoweit, daß die 
japanische Politik sich gezwungen sieht, in ihrem Freundschaftsver- 
hältnis zu Frankreich darauf volle Rücksicht zu nehmen. Allerdings ge- 
hören dazu zwei Vorbedingungen. Wir müssen einmal den Mut auf- 
bringen, offen und frei über das bisherige Mißverhältnis zwischen den 
politischen und kulturellen Beziehungen zwischen uns und Japan zu 
sprechen. Zeigen wir weiter einen solchen Mangel an Bismarckscher 
Zivilkourage, verbeugen wir uns weiter nur dankend dafür, daß Japan 
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seine Jugend auf unsere Universitäten schickt und unsere Gelehrten zu 
Vorträgen einlädt, dann allerdings wird der Masse des japanischen 
Volkes garnicht diese Diskrepanz deutlich werden. Weiter aber werden 
wir einige Geldmittel flüssig machen müssen, um wieder eine deutsche 
Zeitung ins Leben zu rufen, die nach dem Muster der gleich in den ersten 
Kriegsmonaten eingegangenen „Deutschen Japanpost“ in deutscher, 
englischer und japanischer Sprache erscheint. Da bereits wieder ge- 
nügend Deutsche in Japan sind, da die wirtschaftlichen Beziehungen mit 
Japan wieder in Fluß kommen, so daß deutsche Firmen an Annoncen 
Interesse haben, da die japanischen Kreise nicht klein sind, die gern eine 
deutsche Zeitung lesen werden, ist der Boden für eine solche da. Es 
heißt, sie nur ins Leben zu rufen, und dazu werden allerdings amtliche 
Mittel nötig sein. 

Es ist ja selbstverständlich, daß im Kampf um unsere nationale 
Existenz und unsere Freiheit unsere Aufmerksamkeit vor allem sich dem 
Rhein und der Weichsel zuwenden muß. Aber wir dürfen doch darüber 
nicht vergessen, daß wir im Zeitalter der Weltpolitik und Weltwirt- 
schaft leben, in dem eine derartige Verengung des Blickes kaum ange- 
bracht sein dürfte. Wir haben vielmehr überall nach Möglichkeiten zu 
suchen, deren Ausnutzung uns wesentliche Förderung in unserem uns 
aufgezwungenen Existenzkampf bringen kann, und es wird deshalb Zeit, 
daß wir begreifen lernen, daß der Rhein nicht nur in London, Paris und 
Rom zu verteidigen ist. Unter solchem Gesichtspunkt gewinnen dann 
aber auch Japan und die japanische Politik für uns an Bedeutung, und 
wir werden umso eher zu der Einsicht kommen, daß es wohl einiger Mühe 
und Arbeit wert erscheint, eine regere politische Aktivität auch in Tokio 
zu entfalten. Es dürfte doch wohl ein Unterschied sein, ob Frankreich 
weiter miteiner japanischen Unterstützung in seiner gegen unsgerichteten 
Politik rechnen kann, oder ob das nicht der Fall ist. Erreichen wir das 
letztere, so ist schon viel erreicht, und daß die Aussichten dazu vor- 
handen sind, kann wohl kaum geleugnet werden. 


DEUTSCHTUM IM AUSLAND 
VOR UND NACH DEM WELTKRIEGE. 


Von General SCHLEE-PASCHA. 


Die Behandlung der Auslanddeutschen, die Beschlagnahme deut- 
schen Eigentums im Auslande, die Ausweisung der Auslanddeutschen 
aus den fremden Ländern, in denen sie eine friedliche, ehrliche und 
erfolgreiche Tätigkeit ausübten, endlich die Vertreibung der Deutschen 
aus den an unsere Gegner durch Ränke aller Art, Beeinflussung der Ab- 
stimmung, willkürliche Trennung und Zusammenfassung der Abstim- 
mungsbezirke usw., erzwungen abgetretene deutsche Gebiete ist 
neben dem Raube unserer Kolonien die ebenso demütigende, wie un- 
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moralische und unser Volks vermögen stark vermindernde Auswirkung 
des unseligen Friedens von Versailles. 

Die Schutzbundtagung am Rhein, wo das erste Aufstrahlen des 
großdeutschen Gedankens an der Stätte seines Ursprungs gefeiert worden 
ist, der Abend der Auslanddeutschen in Berlin, die Bedeutung des Aus- 
landdeutschtums eindringlich zeigend im Hinweise darauf, daß 40 Mil- 
lionen Auslanddeutscher in jahrhundertelanger Tätigkeit deutsche 
Siedlungsarbeit auf der ganzen Welt verrichtet und Kulturwerke von 
unvergänglichem Werte geschaffen haben, die Eröffnung des „Haus des 
Deutschtums“ in Stuttgart, als Pflegerin der kulturellen Gemeinschaft 
aller Deutschen, zeigen uns, daß das Verständnis für die kulturelle 
Zusammengehörigkeit aller Deutschen in Deutschland auch durch die 
wirtschaftliche und politische Entrechtung der Auslanddeutschen nicht 
verschwunden ist. Mit allen uns zur Verfügung stehenden sittlichen 
und geistigen Waffen — andere besitzen wir nicht mehr — müssen wir 
dahin streben, den Auslanddeutschen ihre materiellen, moralischen und 
politischen Rechte im Auslande wieder zu gewinnen, zu Ehren und 
Nutzen eines größeren Deutschlands. 

Der Teil IV des Vertrages von Versailles handelt von den deutschen 
Rechten und Interessen außerhalb Deutschlands; ein allgemeiner Ver- 
zicht Deutschlands auf seine sämtlichen Rechte, die es gegenüber den 
gegnerischen Mächten aus irgendeinem Grunde hatte, ist hier voraus- 
geschickt. Eine Menge Einzelbestimmungen, mit teuflischem Vorbedacht 
ausgeklügelt, regeln die Wegnahme bzw. Beschlagnahme des deutschen 
Eigentums. Alle den deutschen Staatsangehörigen oder den von ihnen 
abhängigen Gesellschaften gehörenden Güter, Rechte und Interessen 
innerhalb der Gebiete, Kolonien, Besitzungen und Protektoratsländer 
unserer Gegner einschließlich der Gebiete, die durch die Auswirkung des 
Vertrages abgetreten werden mußten, können zurückbehalten und li- 
quidiert werden. Deutschland mußte sich verpflichten, diejenigen seiner 
Staatsangehörigen zu entschädigen, deren Güter, Rechte und Interessen 
daraufhin zurückbehalten, aufgelöst oder geschädigt wurden. Diese 
Regelung stellt einen einfachen Raub dar, denn privates Eigentum 
ist nach modernem Völkerrecht unverletzlich. 

Ehe wir zahlenmäßig und an der Hand der Tatsachen die traurigen 
Folgen für die Auslanddeutschen näher betrachten, erscheint es zweck- 
mäßig, die Verhältnisse des Deutschtums im Auslande vor dem Welt- 
kriege näher zu betrachten. 90 Millionen Deutsche zählte man vor dem 
Weltkriege, darunter 60 Millionen Deutsche im Deutschen Reiche 
(Reichsdeutsche), 30 Millionen außerhalb der deutschen Grenzen, 
von denen 700000 die Reichsangehörigkeit im Auslande besaßen, wäh- 
rend 29!/, Millionen Angehörige fremder Staaten waren (Ausland- 
deutsche). 

Gegenüber den Deutschen im Ausland haben wir schwere Unter- 
lassungssünden begangen, indem wir über die schwarzweißroten Grenz- 
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pfähle nicht hinausgesehen haben. Viele Deutsche sind uns dadurch im 
Auslande verlorengegangen, Millionen aber trotzdem dem deutschen 
Volkstum treu geblieben, die ein Stück der deutschen Heimat bilden 
und deutsche Sprache und Sitte im fremden Lande verbreiten. Aber im 
Gegensatz zu den meisten europäischen Nationen (besonders der franzö- 
sischen, englischen, italienischen) herrscht in Deutschland eine merk- 
würdige nationale Genügsamkeit. Mit der 1870/71 erfolgten Einigung 
Deutschlands und der Kaiserkrönung bildeten wir uns ein, am Ende der 
nationalen Entwicklung angelangt zu sein. Die großdeutsche Entwick- 


lung war allerdings erledigt, nicht aber die Sehnsucht nach einem größe- 


ren!) Deutschland, der Männer, wie Arndt, Hoffmann v. Fallersleben, 
mit seinem herrlichen Liede: „Deutschland, Deutschland über alles!“ 
beredten Ausdruck verliehen. Leider gab es damals kein Deutschland 
von der Maas bis an die Memel, von der Etsch bis an den Belt, denn die 
Maas fließt durch Frankreich und Belgien, die Etsch in Südtirol (heute in 
Italien). 

Mit dem Verschwinden des großdeutschen Gedankens und der 
Zunahme der deutschen Bevölkerung im Auslande lösten sich die Bande 
der Kulturgemeinschaft zwischen Deutschland und den auf der ganzen 
Welt versprengten Deutschen immer mehr. Das Deutsche Reich arbeitete 
nur an seinem Innenausbau, an ein größeres Deutschland dachte nie- 
mand mehr, nicht einmal der Gedanke an ein Großdeutschland hatte 
werbende Kraft. 

30 Millionen Auslanddeutsche verteilten sich 1914 auf alle Teile der 
Welt. Beginnen wir mit den vom neuen Deutschen Reiche getrennten ehe- 
maligen Reichslanden, so finden wir sie in Holland, Belgien (Vlamen), Lu- 
xemburg, der Schweiz und Österreich ;in der Diaspora finden wir Deutsche 
zum Teil in recht ansehnlichen Kolonien in Galizien, in der Bukowina, in 
Bosnien, in Ungarn (Siebenbürger Sachsen), in Rußland, in den balti- 
schen Staaten, in der Dobrudscha sowie in der Türkei; rund 5 Millionen 
Deutsche in ganz Europa außerhalb des geschlossenen deutschen Sprach- 
gebietes. Weit mehr Deutsche finden wir in Übersee (rund 14 Millionen), 
hauptsächlich in den Vereinigten Staaten von Nordamerika (deutschen 
Blutes ca. 25—30 Millionen), Mittel- und Südamerika (besonders Bra- 
silien, Peru, Chile, Mexiko und Argentinien), den englischen Siedlungs- 
kolonien (besonders in Südafrika, Australien), Kanada, Japan und China, 
schließlich Niederländisch-Indien, Liberia, Siam und Abessinien. 

Wie es den Deutschen in den einzelnen fremden Staaten während 
des Krieges ergangen, wie sie teils ausgewiesen, teils in Gefangenen- 


1) Die Deutschen des Deutschen Reiches, Österreichs und der Schweiz bilden 
ein natürliches, zusammenhängendes Ganzes; gemeinsame Sprache und Stammesart 
vereinigt alle Auslanddeutschen, die Deutschen in der Diaspora, ob sie nun in Ungarn, 
Rußland oder wo immer sonst in der ganzen Welt leben, über den geschlossenen 
deutschen Wohnraum Mitteleuropas hinaus. geographisch ohne jede Verbindung mit 
diesem, in dem größeren Deutschland. 
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lagern interniert, wie ihr Eigentum in Beschlag genommen und sie in 
jeder Hinsicht entrechtet worden sind, ist bekannt. Wie geht es nun den 
im Auslande lebenden Deutschen nach dem Weltkriege ? 

Teil II des Vertrages setzt die neuen Grenzen Deutschlands fest; 
hiernach sowie nach dem Ergebnis der teils willkürlich angeordneten, 
teilweise gefälschten Volksabstimmungen mußten folgende Gebiete ab- 
getreten werden!): | 

an Frankreich Elsaß-Lothringen mit seinen großen Eisenerzlagern, 
Kalilagern, Petroleumquellen, an Belgien Eupen, Malmedy, ein Teil des 
Kreises von Monschau und Preußisch-Moresnet, an Dänemark Nord- 
Schleswig nördlich von Flensburg an, an Polen 24 von Westpreußen, fast 
die ganze Provinz Posen, ein kleiner Teil von Ostpreußen und die schle- 
sischen Kreise Groß-Wartenberg und Namslau, außerdem das östliche 
Drittel Oberschlesiens mit seinem Steinkohlenreichtum und seiner blü- 
henden Eisen-, Zink- und Bleiindustrie, an Litauen der Memelgau, an die 
Tschecho-Slowakei das Hultschiner Ländchen; Danzig ist nominell ein 
freier Staat geworden, steht aber in Wirklichkeit ganz unter polnischer 
Kontrolle. Das Saarkohlenbecken endlich kam auf 15 Jahre unter inter- 
nationale Kontrolle (in Wirklichkeit französische); die dort befindlichen 
Kohlengruben (9%, der deutschen Förderung) wurden als Eigentum des 
französischen Staates erklärt. 15 Jahre nach Inkrafttreten des Friedens- 
vertrages von Versailles soll der Völkerbund über das weitere Schicksal 
des Saargebietes entscheiden, unter Berücksichtigung des durch eine 
Abstimmung auszudrückenden Wunsches der Bevölkerung, unter welche 
Souveränität das kerndeutsche Gebiet zu stellen sei. 

Die Prozente der deutschsprechenden Bevölkerung in den uns ent- 
rissenen deutschen Gebieten reden eine eindringliche Sprache: 


in Danzig sind es 97 %, 
in Elsaß-Lothringen 89%, und 
in den an Belgien abgetretenen Landesteilen 83 %. 


Prozent 


N ; : Deutsch- 
1) Abtretungsgebiete: Finwalber sprechende der Bevöl- 
zahl: Bevölkerung: kerung 


Elsaß-Lothringen 14522 1874014 1 634 260 
An Belgien. 989 60 924 50 387 = 83 
„ Dänemark. 3983 | 166895 | 40428 = 42 
„ Polen e 46136 392700⸗0 1 500 000 == 39 
„ Tschecho- Slowakei 286 45 396 6480 = 14 
„ Freistaat Danzig . 1920 | 330 252 3150221 = 97 
Memelgau . 2708| 140746 71156 = 57 


Zusammen: 


2952900 6545227| 3617732 


i 

Der Vervollständigung halber führen wir an, daß die abgetretenen Kolonialgebiete 
2 952900 qkm 12293000 Einwohner umfaßten. Das Saargebiet zählt bei 1921 qkm 
675731 rein deutsche Einwohner. 
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Nur in den an die Tschecho-Slowakei, Polen und Dänemark abgetretenen 
Gebieten sind allerdings beträchtliche Minoritäten vorhanden. 

Wir sehen, daß die polnische Regierung mit allen Machtmitteln 
danach strebt, sämtliche in Polen befindliche Deutsche, seien es für 
Deutschland optierende oder zu dem polnischen Staat übergetretene, aus 
Polen zu vertreiben und den Wirtschaftskrieg gegen Deutschland durch- 
zuführen. Unter dem ständigen polnischen Druck müssen 7—800 000 
Deutschstämmige das polnische Gebiet verlassen. Auf echt polnische 
Art wollen die Polen sich auf diese Weise des hochwertigen deutschen 
Grundbesitzes bemächtigen, sowie die fleißigen deutschen Klein-Ge- 
werbetreibenden und Handwerker abschieben. In der Optantenfrage ist 
Polen mit unglaublicher Brutalität vorgegangen. Wohl hat der Wiener 
Vertrag vom 30. August 1924 den Polen das formelle Recht zugesprochen, 
die deutschen Optanten zur Abwanderung aufzufordern. Diese Abwan- 
derung ist aber die reine Ausweisung geworden, da zum 1. August mehr 
als 40000 Deutschen die Wohnungen beschlagnahmt und die Deutschen 
über die Grenze abgeschoben wurden, Unser Auswärtiges Amt hat der pol- 
nischen Regierung keinen Zweifel darüber gelassen, daß es die Auswei- 
sung der Optanten als eine kulturfeindliche Maßnahme be- 
trachte; aber erst nachdem die Polen mit den Ausweisungen vieler 
Tausender von bodenstämmigen, mit dem Wirtschaftsleben Westpreu- 
Bens innig verwachsenen Deutschen vorgegangen waren, wobei blühendes 
Leben zerstört, Stillstand und Rückgang der Kultur, des Gewerbes und 
der Landwirtschaft verschuldet worden ist, ist die deutsche Regierung 
zu der Gegenmaßregel geschritten, die polnischen Optanten aus Deutsch- 
land ebenfalls auszuweisen: Hamburg und Bayern haben am 4. August 
damit begonnen. Aber die Polen sind nicht nur politisch und wirtschaft- 
lich gegen den deutschen Privatbesitz vorgegangen, sie haben über- 
all zu Unrecht das Eigentum deutscher Gesellschaften enteignet (ein 
besonders typischer Fall ist die Beschlagnahme des Stickstoff-Werkes 
in Chorzow). Der deutsch-polnische Wirtschaftskrieg hat bisher für 
Deutschland noch keinerlei Nachteile für die Wirtschaft in den Grenz- 
provinzen gebracht. Die zollfreie Einfuhr von 350000 t Steinkohlen 
monatlich nach Deutschland war eine ganz untragbare Forderung der 
Polen an Deutschland, das 100000 t hereinzunehmen angeboten hatte. 
Die polnische Volkswirtschaft zerfällt von Tag zu Tag mehr. Die Hütten- 
industrie wie der Bergbau stehen vor dem Ruin. Bald wird die ober- 
schlesische Industrie die Betriebeschließen müssen, wenn Deutschland seine 
Zollmauern gegen die polnischen Hüttenerzeugnisse energisch aufrichtet. 

Kleinliche Schikanen, wie Verweigerung der Einreiseerlaubnis an 
alle prominenten Deutschen, an Industrielle und Geschäftsreisende ver- 
vollständigen das Bild der größenwahnsinnigen Polen, welche die von 
Deutschland in jahrhundertelanger Kulturarbeit in die Höhe gebrachten 
Gebiete bald wieder in den Zustand der früheren Barbarei versetzen 
werden. Das Eisenbahnunglück im Korridor, hervorgerufen durch den 
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jammervollen Zustand der von Polen vernachlässigten Bahn, die Weich- 
selüberschwemmungen bei Thorn, entstanden durch den Bruch der nicht 
sachgemäß instand gehaltenen Weichseldämme, das sind einzelne Proben 
von den polnischen Kultursegnungen. 

Aber nicht allein in Polen, nein in sämtlichen Ländern unserer Geg- 
ner werden die Deutschen schlecht behandelt, sei es daß sie in dieselben 
nicht hineingelassen werden, sei es daß den dort befindlichen das geraubte 
bzw. beschlagnahmte Privateigentum gar nicht oder nur teilweise 
zurückgegeben wird und ihnen die deutschsprachlichen Schulen, die 
deutschen Prediger genommen werden. Besonders schlimm sieht es in 
dieser Beziehung in der Tschecho-Slowakei aus. Der Tscheche 
denkt nicht mehr daran, daß in Prag schon im 11. Jahrhundert eine 
deutsche Siedelung bestand, daß dort die älteste Hochschule im Deut- 
schen Reiche begründet wurde, daß in Brünn mit seiner zu 2⁄4 deutschen 
Bevölkerung eine hervorragende deutsche Technische Hochschule vor 
langen Jahren errichtet worden ist. 

Für die erfolgreiche Arbeit, mit der die Deutschen an die Wieder- 
gewinnung des verlorengegangenen Weltmarktes gehen, können wir 
glücklicherweise auch einige erfreuliche Tatsachen berichten. Im 
westafrikanisch-spanischen Hoheitsgebiete Muni haben zwei 
Berliner Firmen die Ausnutzung der ungeheueren Holzbestände sowie die 
Anlage von neu zu schaffenden tropischen Kulturen aller Art auf einem 
Areal von mehr als 30000 ha durch eine spanische Finanzgruppe über- 
tragen bekommen. Sie können zeigen, was deutsche Erfahrungen und 
kolonisatorische Befähigung leisten können. In verhältnismäßig kurzer 
Zeit hat Deutschland die ihm verschlossenen afrikanischen Märkte 
(Britisch-Ostafrika, Sansibar, Südwestafrika, das portugiesische Kü- 
stengebiet, Südafrikanische Union) wieder erobert in erfolgreicher Kon- 
kurrenz mit den französischen, englischen und spanischen Waren. Die 
Qualität deutscher Erzeugnisse setzt sich eben überall durch. Der 
deutsch-ägyptische Niederlassungsvertrag, der vor kurzem unter- 
zeichnet worden ist, schafft die Möglichkeit für uns Deutsche, die Tätig- 
keit in Ägypten unter gesicherten Verhältnissen wieder aufzunehmen. 
Auch auf dem Balkan setzt sich deutsche Arbeit erfolgreich durch. In 
der Türkei ist der Wiederaufbau der Zentral-Eisenbahnwerkstätten von 
Eski-Schehir einer deutschen Firma übertragen worden, die auch bei 
den neuen Eisenbahnanlagen der türkischen Eisenbahnen in Kleinasien 
(Linie Samsun-Angora und Angora—Erzerum) beteiligt sein dürfte. 
Auch in Bulgarien sind große Aufträge zur Errichtung von Wohn- 
bauten aller Art an deutsche Firmen vergeben worden. In Brasilien 
hat der Linke-Hofmann-Lauchhammer-Konzern die Lieferung von 62 
Lokomotiven, in Ägypten die von 40 Salonwagen erhalten. In Austra- 
lien besteht zwarimmer noch ein Verbot gegen die deutsche Zuwanderung, 
aber die Stimmen werden immer lebhafter, welche die Einwanderung der 
Deutschen an Stelle der Griechen und Jugoslawen befürworten. 
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So bricht sich überall die Erkenntnis langsam aber sicher Bahn, daß 
die ganze Welt auf die deutsche Mitarbeit nicht verzichten kann; unend- 
lich schwer und mühselig ist der Weg, den wir Deutsche gehen müssen, 
bis wir wieder unsere geachtete Stellung in der Welt einnehmen werden, 
wie wir sie vor dem Weltkrieg besessen haben. Mit diesem Kriege hat 
Deutschland nicht nur seine Stellung in Europa verloren, nein, vor allem 
ist das Auslanddeutschtum außerordentlich schwer in Mitleidenschaft 
gezogen worden, das Auslanddeutschtum, das den Rückhalt zum Mutter- 
lande gänzlich verloren hat. Das mobile Vermögen Deutschlands ist in 
den Zustand einer fast völligen Zerrütterung gekommen. Wir. müssen 
mit einem Verlust unseres mobilen Auslandsvermögen von 12 Milliarden 
auf Grund der Ausgleichsziffern rechnen; wir stehen einer schwer zu lö- 
senden Ernährungsfrage gegenüber (vor dem Kriege konnten bei 67 
Millionen Einwohnern 11 Millionen nicht von dem deutschen Boden 
ernährt werden, wir hatten also für zwei Monate bei vollkommen aut- 
arktischer Wirtschaft keine Nahrungsmittel, jetzt stehen wir infolge der 
Abtretung eines Teils unserer ertragreichsten Landwirtschaftsgebiete 
noch viel ungünstiger, denn bei einer Bevölkerung von nur 63,3 Millionen 
Einwohnern können wir 15 Millionen, also 20%, nicht ernähren). Der 
Friedensvertrag von Versailles hat uns unser prachtvolles Heer — die 
schärfste Waffe im Streite der Völker — zerschlagen und uns dadurch 
der Möglichkeit beraubt, unser Schwert in die Wagschale zu werfen: 
die geistigen Waffen, die sittliche Kraft und die nationale Begeisterung, 
das alte Vermächtnis unserer Vorfahren, besitzen wir aber, um den Kampf 
für das Deutschtum im Auslande auch unter den schwierigsten Ver- 
hältnissen erfolgreich durchzuführen. Diese Imponderabilien kann 
uns kein Diktat unserer Gegner rauben. 


GLEICHBERECHTIGUNG IM LUFTV ERKEHR. 


l. Die Regelung des internationalen Luftrechts. 
Von Sir THOMAS BARCLAY, Präsident des Institutes für Völkerrecht, London. 


Die Eroberung der Luft ist heute erst etwa ein Vierteljahrhundert 
alt. Bei dem rapiden Aufschwung ihrer Technik und bei der grund- 
legenden Umgestaltung der politischen Beziehungen in den letzten 
zehn Jahren ist es der internationalen Jurisprudenz nicht gelungen, 
mit der Entwicklung Schritt zu halten, so daß heute noch keine klare 
Regelung des Luftrechtes besteht. Es ist natürlich äußerst bedauer- 
lich, daß in einer Frage von so hoher weltwirtschaftlicher Bedeutung 
scharfe Gegensätze in der jeweiligen Auffassung der einzelnen Staaten 
vorhanden sind. 

Beim Aufkommen der Luftfahrt war es der erste Eindruck juristischer 
Schriftsteller, die sich mit dem Problem eines Luftrechtes befaßten, 
daß auf Grund allgemeiner Zustimmung die über einem gewissen Land- 
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gebiet befindliche Luft in einer gewissen Höhe „frei“ sein müßte. 
Einige berühmte französische Juristen befaßten sich sogar mit einer 
Kodifizierung des internationalen Luftrechtes, wobei — auf dem Ge- 
danken der Freiheit des Luftraumes fußend — eine Höhenregulierung 
des Überfluges versucht wurde. Mit der Zeit aber traten andere Ge- 
danken in den Vordergrund. Man versuchte die einzig vorhandene 
oder einleuchtende Analogie der Seeschiffahrt, und zwar sowohl die- 
jenige der Hochseeschiffahrt wie diejenige in nationalen Gewässern, 
über die sich die anliegenden Staaten ja stets eine gewisse Gerichtsbar- 
keit vorbehalten hatten, heranzuziehen. Eine Reihe von juristischen 
Schriftstellern hat sich sogar lang und breit damit beschäftigt, eine 
theoretische Kodifizierung des internationalen Luftrechtes analog dem 
Seerecht vorzunehmen, wobei das Recht eines freien Überfluges unter 
gewissen Voraussetzungen gegeben war und wobei die bekannte Drei- 
meilengrenze, die im Seerecht für die Begrenzung der Territorialgewässer 
eine so große Rolle spielt, auf das Luftrecht übertragen wurde. 

Während des Krieges nahm dann die Luftschiffahrt einen solchen 
Aufschwung und ihre Ausdehnung einen solchen Umfang an, daß es 
den Staaten sehr bald einleuchtete, daß das Recht am Luftraum als 
ein besonderer Bestandteil nationaler Hoheitsrechte angesehen werden 
müsse. Deutschlands Entwaffnung erstreckte sich daher auch auf die 
Luftschiffahrt, und in den Friedensvertrag wurde eine Klausel auf- 
genommen, nach welcher Deutschlands Wehrmacht keine militärische 
oder Marinefliegertruppe enthalten dürfte. Hierbei hatte man aber die 
wirtschaftliche und handelspolitische Seite der Luftschiffahrt außer 
acht gelassen und die Fähigkeit der Handelsflugzeuge, sich dem Kriegs- 
dienste in jeder Weise anzupassen, nicht genügend gewürdigt. 

Die alliierten und mit ihnen verbündeten Mächte haben sich dann 
im Oktober 1919 zu einer Konferenz zusammengefunden, um das 
Problem einer Regelung der Luftschiffahrt in Friedenszeiten zu lösen. 
Man kam damals auf Grund langwieriger Besprechungen überein, daß 
der über einem Staate liegende Luftraum keinesfalls als Freigebiet 
betrachtet werden dürfe. Die auf der Konferenz vertretenen Staaten 
kamen dann auch in einer Konvention dahin überein, daß der Über- 
flug eines an der Konvention teilnehmenden Staates irgendeinem 
Nichtteilnehmer untersagt sei. 

In der Zwischenzeit scheint eine neue Konferenz für die Revision 
der im Oktober 1919 abgeschlossenen Konvention notwendig geworden 
zu sein. Schon wieder haben sich Widersprüche verschiedener Art 
eingestellt. Dies ist keineswegs verwunderlich. Es hat beinahe ein ganzes 
Jahrhundert gedauert, bis die Frage der Freiheit der Meere gelöst 
war, und es wird sicherlich noch geraume Zeit vergehen, bis die Frage 
des internationalen Luftrechtes in einer allgemein anwendbaren Fassung 
festgelegt ist. Bisher ist z.B. die Regelung des Luftgüterverkehrs 
erst in ihrem Anfangsstadium. Die weitere Entwicklung der Luft- 
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schiffahrt wird hier sicherlich nicht nur eine Änderung der Praxis, sondern 
auch eine Umstellung der rechtlichen Grundsätze verlangen. 

Die Konvention vom Jahre 1919 sah eine dauernde internationale 
Kommission zur Regelung der Luftschiffahrt unter Aufsicht des Völker- 
bundes vor. Das Protokoll selbst ermächtigte die abschließenden 
Staaten mit anderen Gebieten, die Nichtteilnehmer der Konvention 
waren, zeitweilige Abkommen zu treffen, eine Erlaubnis, von der England 
bald darauf mit Deutschland, Holland und anderen an der Konvention 
nicht teilnehmenden Staaten Gebrauch machte. 

In der Zwischenzeit wurde eine verstärkte Entwaffnung Deutsch- 
lands mit dem Hinweis darauf gefordert, daß es durch den Bau von 
Flugzeugen von besonders großer Tragfähigkeit sich eine Luftflotte 
schaffen könnte, die von größerer Zerstörungskraft sein könnte als 
die während des Krieges bestehende Luftflotte. Man legte infolgedessen 
neun Punkte fest, die Deutschland den Bau von Großflugzeugen verbat, 
respektive unmöglich machte, indem man ihre Konstruktion unter dem 
Begriff der im Friedensvertrage verbotenen Maßnahmen legte. 

Deutschland machte sich das Lufthoheitsrecht, das in der Konvention 
vom Jahre 1919 festgelegt war, zunutze und schloß französische Flug- 
zeuge vom Überfluge deutschen Gebietes aus. Deutschland lehnte 
auch jedes Abkommen mit seinem westlichen Nachbarn ab, bis diese 
neun Punkte, die Deutschlands Luftschiffahrt knebelten, beseitigt 
wären. Verschiedene Fälle eines Überfluges deutschen Gebietes durch 
französische Flieger führten zur Festnahme und zur Bestrafung der 
Schuldigen. Flugzeuge Frankreichs, die nach der Tschecho-Slovakei 
oder Rumänien bestimmt waren, hatten daher einen großen Umweg über 
die Schweiz und über Österreich zu machen, um ihr Ziel zu erreichen. 

Da die neun Punkte nur auf Deutschland Anwendung finden, das 
hierdurch unter anderem gezwungen ist, seinen Flugzeugbau ins Aus- 
land zu verlegen und dadurch eines wertvollen Ausfuhrpostens verlustig 
geht — besitzen die alliierten Mächte Deutschland gegenüber zweifel- 
los einen kommerziellen Vorteil, der im Friedensvertrage keineswegs 
vorgesehen war und der Deutschland daher eine gute 
Verhandlungsbasis gibt. Die ganze Frage gehört 
ebenso wie die Entwaffnungsfrage in das Gebiet der 
Sicherheitsfrage und solltein demselben Geiste 
der Gleichberechtigung behandelt werden, der allein 
fähigist, die allgemeine Sehnsucht Europas nach 
einer endlichen Befriedung und einer Stärkung 


des Weltfriedensgedankens zu erfüllen. 

Der theoretischen Anerkennung des praktisch bisher Deutschland durch- 
aus versagten Anspruches auf „Freiheit der Luft“ durch einen international 
so angesehenen britischen Juristen finden eine beachtenswerte Ergänzung 
durch die folgenden Ausführungen des bekannten luftpolitischen Mitarbeiters 
von Geheimrat Junkers, der persönlich an der internationalen Luft- 
fahrt konferenz teilgenommen hat. 
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2. Europäisierung der Luftfahrt? 
Von FISCHER VON POTURZYN. 


Wenn Konferenzen etwas taugen, so müßte man annehmen, daß 
den Fortschritten der Handelsluftfahrt in den letzten sechs Wochen 
außerordentlich gedient worden wäre. Die Zeitungen berichten von 
einer internationalen Tagung nach der anderen, so daß es für den Außen- 
stehenden schwer wird, den einzelnen Zweck der verschiedenen Zu- 
sammenkünfte und Kongresse zu erkennen. Am 20. September begann 
in Prag die Konferenz der F. A. I. (Federation Aéronautique Inter- 
nationale), am 28. September der Internationale Luftfahrtkongreß zu 
Stockholm, am gleichen Tage der Siebente Luftrechtskongreß 
inLyon,am 6. Oktober die dritte Tagung der C. I. N. A.in Brüssel 
(Commission Internationale Navigation Aérienne) und vor einigen 
Tagen im Haag die internationale Eisenbahnfahrplan-Konferenz 
unter erstmaliger Beteiligung des Luftverkehrs. Wenn man hinzufügt, 
daß bei jeder dieser Tagungen 16 bis sogar 33 Staaten vertreten waren 
und die Teilnehmerzahl zwischen 80 und 400 schwankte, so kann man 
sich ungefähr ausrechnen, daß der Fortschritt der Luftfahrt und die 
Ersprießlichkeit ihrer Internationalität in einem Berge von Protokollen 
und Dauerserien von Toasten gefeiert wurde. | 

Von den angegebenen fünf Luftfahrttagungen fallen drei in die Rubrik 
der gewissen Sorte von Nachkriegsfesten, welche sich noch immer im 
Dunkel von Versailles bewegen und unter Ausschluß Deutschlands 
gefeiert werden. Sowohl die Fédération (F. A. I.) als auch die Com- 
mission (C. I. N. A.) ist ein sportliches bzw. letzteres ein staatspolitisches 
Gremium zur einheitlichen Regelung der einschlägigen sportlichen, 
verkehrsrechtlichen und -politischen Fragen, in welchen sich die füh- 
renden Ententestaaten seinerzeit zusammengeschlossen haben, um 
Deutschland in der Handelsluftfahrt auf ein Nebengleis zu schieben. 
Beide Vereinigungen müssen es heute erkennen, daß ihr Ziel nicht er- 
reicht worden ist, und daß nie vielmehr dadurch ihren eigenen Zwecke 
geschadet haben. Einen Staat von der Diskussion über die Handels- 
luftfahrt auszuschalten, der heute am Weltluftverkehr mindestens mit 
35 vH beteiligt ist, bedeutet eine Selbstausschaltung der Beteiligten. 

Ebenso wie Deutschland infolge seiner Entwicklung sich keines- 
wegs beeilen muß, den „Anschluß zu finden‘, sondern im Gegenteil 
ruhig warten kann, bis aus der Erkenntnis der Gegenseite heraus ent- 
sprechende Änderungsvorschläge vertreten werden, so hat es den Willen 
zur in der Handelsluftfahrt einzig möglichen zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit weniger in Kongressen gefeiert als in der praktischen 
Arbeit seiner beiden Luftverkehrskonzerne bewiesen. Sowohl die eng- 
lische Delegation als auch der Generalsekretär der C. I. N. A., Roper, 
haben denn auch in Stockholm mit den anwesenden Vertretern der 
deutschen Regierung und Luftverkehrsgesellschaften sehr sachliche 
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und vom Verständigungswillen getragene Diskussionen geführt. Man 
ist darüber hinaus zur praktischen Arbeit geschritten, unbeschadet 
der nun einmal fehlgelaufenen F. A. I.- und C. I. N. A.-Politik auch 
der Handelsluftfahrt eine tatsächliche europäische Kooperation zu 
ermöglichen. Wo wären wir heute trotz allen technischen Fortschrittes 
im Post- und Eisenbahnwesen, wenn unbeschadet der staatlichen In- 
teressen kein Weltpostverein oder eine internationale Eisenbahn- 
konvention existierte? Erst die Schaffung geeigneter Zen- 
tralen hat diesen Errungenschaften unserer Zeit den praktischen 
Wert für Verkehr und Wirtschaft gegeben. 

Trotz aller interessanten und politischen Debatten über Luftrecht, 
Flugpläne, Nachtluftverkehr, Post- und Passagiertarife u. dgl., trotz 
aller einhellig gewonnenen Resolutionen ist der gegenwärtige Zustand 
der Handelsluftfahrt doch so, daß die Beschlüsse bis zur praktischen 
Auswertung, wenn sie überhaupt eintritt, noch eingehenden Verhand- 
lungen der Behörden und Luftverkehrsgesellschaften anheimfallen. Es 
fehlt mit einem Wort eine Zentralstelle, sowohl eine solche amtlichen, 
als eine solche privatwirtschaftlichen Charakters, welche als Clea- 
ringhouse der verschiedenen Interessen fungieren muß, um nicht 
diese unausgeglichen und ungehemmt walten zu lassen. An und für 
sich wäre es also vollkommen gleichgültig, ob diese mehr oder weniger 
privatwirtschaftlich aufgezogen wird, aber nachdem nun einmal in der 
Handelsluftfahrt allerlei politische Schwierigkeiten vorhanden sind, 
so hat sich herausgestellt, daß die Erreichung einer gewissen Zusammen- 
arbeit und Zentralisierung weit leichter den Unternehmen selbst als den 
Behörden gelingt. Daß das Wirken derselben nicht gegen die beteiligten 
Staaten ausfallen kann, sondern vielmehr die ausgleichende Tätigkeit 
der Organisationen die Bemühungen der Behörden unterstützt, ist ja 
automatisch dadurch gesichert, daß die Gesellschaften in den meisten 
Fällen Subventionsträger sind. 

Die Atmosphäre für derartige Erwägungen war daher an sich bereits 
auf der Stockholmer Konferenz in günstiger Weise vor- 
handen, so daß der Vorschlag eines Ingenieurs Knight, welcher als 
Vertreter eines italienischen Syndikates an der Tagung teilnahm, der 
Luftfahrt auf Grund der Erfahrungen der Internationalen Handels- 
kammer eine analoge Organisation zu geben, nicht ohne Folgen bleiben 
konnte. In der Kommission der Luftverkehrsgesellschaften entspann 
sich hierüber eine interessante Debatte, in welcher am bemerkens- 
wertesten die Stellung des Leiters der Imperial-Airways, Silver- 
wood-Cope, war, welcher betonte, es wäre an und für sich ge- 
sünder, da nun einmal eine solche Organisation notwendig wäre, diese 
neu zu schaffen, als vielmehr auf vorhandene und in dieser oder jener 
Richtung belastete Institutionen zurückzugreifen. Immerhin war es 
ganz selbstverständlich, und dies hätte ja auch dem Rahmen der Stock- 
holmer Konferenz nicht entsprochen, nicht ad hoc zur Gründung einer 
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Handelsluftfahrtkammer zu schreiten, sondern es wurde vielmehr eine 
Kommission von neun Mitgliedern gebildet, welche die Aufgabe erhielt, 
binnen sechs Monaten einer neuen Konferenz oder vielmehr einer 
„National versammlung aller Luftverkehrsgesell- 
schaften“ ihre Prüfungsergebnisse vorzulegen. Den Vorsitz der 
Kommission übernahm der Senior der anwesenden Luftverkehrsgesell- 
schaften Far man / Paris, unter dessen Vorsitz eine Zusammenkunft 
der neun Mitglieder in Paris Ende November stattfinden wird. Die 
Tatsache, daß in dieser neunköpfigen Kommission Deutschland als ein- 
ziger Staat durch zwei Personen vertreten ist, bietet Gewähr dafür, 
daß von vornherein die deutsche Mitarbeit entsprechend zur Geltung 
kommt. 

Man ist und kann auch in England und Frankreich mit den geprie- 
senen Fortschritten der Luftfahrt bisher keineswegs zufrieden sein. 
Die englische amtliche Statistik dieses Jahres zeigt einen gewaltigen 
Rückschritt in der Frequenz und Organisation der Imperial-Airways, 
und Frankreich konnte die Linien der Compagnie International unter 
Umgehung Deutschlands über Tirol fast nur für Luftfracht und 
auch hierbei nur mit einer 25 proz. Regelmäßigkeit durchführen. 
95 europäische Städte verfügten während des Sommer-Flugplanes 
über einen regelmäßigen Luftverkehrsanschluß, und 34 hiervon lagen 
in Deutschland! Man darf sich daher nicht verwundern, wenn unter 
dem Eindruck zahlreicher und scharfer Angriffe der englischen 
Presse gegen die dort herrschenden Methoden der Gedanke in den 
Führern reif wird — man könne wohl einen anderen Kurs zu mindest 
versuchen. 

Dieser andere Kurs kann natürlich nicht nur darin bestehen, die 
Anzahl der Konferenzen und freundlichen Fühlungnahmen zu vermehren, 
sondern in der praktischen Luftverkehrsarbeit an Stelle bisheriger 
großer und kleiner Luftkriege — die Konkurrenzkämpfe verschiedener 
Luftverkehrsgesellschaften in Holland und Dänemark bieten hierfür 
treffliche Beispiele — dem Prinzip Raum zu geben, daßgroßzügige 
Zusammenarbeitdenbestenkaufmännischenund 
organisatorischen Erfolg für jeden einzelnen ge- 
währleistet, und auf besonderen Gebieten natürlich die Luftverkehrs- 
gesellschaften von sich aus gegenüber ihren eigenen Regierungen für 
die Wegräumung der Nachkriegsbarrikaden (Begriffsbestimmungen, 
Luftverkehrsordonnanzen der Rheinlandskommission usw.) eintreten. 

Friedrich List hat in einer seiner Schriften über die Eisenbahn 
diese als brauchbares Instrument der Völkervereinigung gefeiert. Im 
Gegensatz zu den zahlreichen großzügigen Verwirklichungen seiner 
sonstigen Ideen ist diese Prophezeiung frommer Wunsch geblieben. 
Auf die Luftfahrt angewendet, kann man aber mutatis mutandis den- 
noch behaupten, daß für eine Überbrückungspolitik europäischer 
Gegensätze und Wirrsale der Einsatz der Handelsluftfahrt wertvolle 
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Dienste zu leisten imstande ist. Trotz aller französischen Verdrehungen 
der deutschen Luftpolitik, angefangen vom „Überfliegungsverbot 
Deutschlands‘ bis zum Schwarzwaldsturz des Fliegers Coste, hat die 
deutsche Luftfahrt ihr technisches und organisatorisches Können, wo 
immer es möglich war, für den Brückenschlag friedlicher Annäherung 
benachbarter und weiter Nationen eingesetzt. Wenn sich aus der 
Herbstkampagne der europäischen Luftfahrtkonferenzen tatsächlich 
dieselben Tendenzen auch auf der Seite durchsetzen, welche bisher 
abseits hiervon gestanden hat, so dürfte die Europäisierung 
der Luftfahrt keine Utopie mehr bleiben. Damit soll keineswegs 
das nationale Interesse des einzelnen Staates zurückgedrängt werden, 
aber es heißt dies die Notwendigkeit einsehen und befolgen, daß bei der 
Eigenart des neuen Verkehrsmittels durch Verständigung und Interessen- 
ausgleichung zwischen den einzelnen Nationen diese ihre in der Luft- 
fahrt investierten Millionen viel zuverlässiger und höher verzinst finden 
werden als nach der bisherigen Methode offener und versteckter wirt- 
schaftlicher und diplomatischer Guerilla-Luftkriege. 


DER WIRTSCHAFTLICHE REINIGUNGSPROZESS. 
1. Silberstreifen? 


Von ERNST PRINZ VON RATIBOR. 


Es war sicherlich eine Uberraschung für viele, daß zwei der ein- 
sichtsvollsten und allgemein geschätzten Wirtschaftsführer wie Peter 
Klöckner und Otto Wolff trotz des Marasmus der deutschen Wirtschaft, 
trotz des Tiefstandes der deutschen Börsen zu einem leise anklingenden 
Optimismus gekommen sind. Beide Herren haben allerdings den Vor- 
behalt gemacht, daß die sich auf jährlich nahezu drei Milliarden be- 
laufende soziale Belastung langsam abgebaut werden müsse. Spricht 
hieraus nur der so unentbehrliche Optimismus des großzügigen Unter- 
nehmers, den sein Temperament und sein Können statt trübseliger 
Betrachtungen zu einem immer wieder anspringenden Optimismus 
bringen ? ; 

Unzweifelhaft richtig scheint uns an den Gedankengängen der beiden 
Herren das Vertrauen zu den Deutschland innewohnenden großen 
Kräften an Menschen und Materie. Auch wir sind hier voller Vertrauen 
und glauben, daß selbst der Nerven und Blutzirkulation zerrüttende 
Krieg und die vier Jahre Inflation diese im innersten Kern so gesunden 
Werte nicht zerstört haben. Im Gegenteil, hier wäre der Aufbau heute 
und sofort bereits möglich! Die Fehler liegen nicht in der Materie, 
sondern in der Organisation, und hier sehen wir zwei große Störungs- 
quellen. 

Die eine ist die Überwucherung und schleimig-bureaukratische Er- 
stickung des ganzen Erwerbslebens durch den verkrampften und über- 
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spannten Staatsgedanken, hinter dem sich Herr Dr. Schacht versteckt 
hat. — Diese 12 Milliarden, die jährlich aus der Wirtschaft heraus- 
gepumpt werden, die dann erst, durch ein mühseliges und oft verstopftes 
und verunreinigtes Adernetz, entsetzlich verteuert, der Produktion 
wieder dienstbar gemacht werden können! Man würde alles das klarer 
sehen, wenn man die Ziffern des deutschen Volkseinkommens seit der 
Stabilisierung Monat für Monat vergleichen könnte. Man würde da 
nämlich höchstwahrscheinlich überrascht lesen, daß diese Ziffern durch- 
aus kaum schwanken, vielmehr quartaliter zusammengezogen fast 
stets genau dieselbe Endsumme geben. Woher nun also dieser entsetz- 
liche Marasmus gegenüber dem schönen Anlauf von 1924? Es ist doch 
tatsächlich nicht weniger verdient worden! Nun, hier zeigen sich eben 
ganz einfach die entsetzlichen Fortschritte, die derüberspannte 
Fiskalismus, durch Dr. Schacht zielbewußt auf der falschen 
Bahn weitergetrieben, in der Zwischenzeit gemacht hat. Was hat der 
Reichsbankpräsident damit zu schaffen? Warum immer Dr. Schacht? 
Einfach deshalb, weil der Reichsbankpräsident der einzige Nutznießer 
dieser ganzen Entwicklung ist, die eine Macht in seine Hände legt, 
mit der verglichen Luther und Stresemann nur zylindergekrönte Mario- 
netten sind. 

Hat sich die Wirtschaft einmal klar gemacht, welcher Prozentsatz 
der an sie ausgeliehenen Gelder — ihre Betriebskapitalien also — letzten 
Endes staatlicher Herkunft sind? Und der souveräne 
deutscherseits durch nichts und niemand kontrollierte Herrscher über 
alle ausgeliehenen staatlichen Gelder ist eben hinter den Kulissen 
aller möglichen Institute letzten Endes der Reichsbankpräsident. Die 
Finanzminister des Reiches und der Länder sind Verwaltungsbeamte, 
die schematisch ihren Stiebel runterzuarbeiten haben und ihre Be- 
amten bezahlen dürfen. Dirigiert wird der ganze Gold- 
strom in Wahrheit von der Reichs ban k, die vor allem 
zu entscheiden hat, was im interessantesten Abschnitt, nämlich während 
der Ansammlungsperiode, mit diesen Geldern zu geschehen hat. Herr 
Schacht hat es durch die immer weiter getriebene Anspannung und 
Uberspannung dieses Leitgedankens, alle Lebenskraft der Wirtschaft 
in die öffentlichen Kassen zu pressen, um dann ganz nach seinem Be- 
lieben tropfenweise hiervon zurückzuerstatten, fertiggebracht, auto- 
kratis cher zu regieren, als das jemals in Deutsch- 
landgeschehenist! 

Die andere große Fehlerquelle ist die folgende: Diese ausgequetschte, 
geschundene Wirtschaft hat sich in ihrer Verzweiflung, einer immer 
schwächer und blutleerer als der andere, eng aneinander gedrängt und 
sich dadurch selbst um jeden frischen Luftzug gebracht. Die Schwäch- 
linge, die Überzähligen, können heute nicht mehr mitgeschleppt werden. 
„Was fallen will, soll man nicht stützen, sondern stürzen!“ Frischer 
Wind und frische Konkurrenz! Dann wird sich sehr 
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schnell zeigen, wie gesund und urkräftig die Lebenskräfte unserer Wirt- 
schaft und unserer Unternehmer sind. Aber nicht nur beim 
Unternehmertum muß diese gesunde, frische Luft einziehen. 
Sie muß durch die ganze Wirtschaft ziehen. Fort mit den Resten 
nivellierender und nur die Drohnen schützender Auswüchse der Sozial- 
politik! Freie Auswahl der Tüchtigen, auch unter 
den Arbeitnehmern. Abbau auchderArbeitnehmer- 
kartelle mit ihrem verlogenen, sentimentalisierenden Ethos! 

Sind diese beiden unheilvollen Organisationsfehler, die leider schon 
seit Kriegsausbruch in jeweils abgewandelten Formen auf unsere ge- 
sunde Entwicklung drücken und als solcher Art schon fast chronisches 
Übel sehr, sehr schwer nur zu kurieren sind (nicht mehr mit Beruhi- 
gungspillen sicherlich, sondern nur mit dem Messer!), einmal behoben, 
dann braucht einem um Deutschlands Wirtschaft wahrlich nicht bange 
zu sein. Kein Land der Welt hat diesen Unternehmergeist, diese Erfin- 
dungsgabe, diesen Fleiß und diese Genügsamkeit bei Arbeitgebern und 
-nehmern wie Deutschland, und diesen gesunden Kräften wird ihr Recht 
werden. Wir glauben, daß man mit Peter Klöckner und Otto Wolffhoffen 
darf, daß das Fieber jetzt seinen höchsten Grad erreicht hat und daß jetzt 
angesichts der allen sichtbaren Katastrophe im letzten Moment noch 
der Weg zur Gesundung beschritten wird, selbst wenn dieser Weg über 
Herrn Schacht und seine angemaßte Allmacht hinwegführen sollte. 


2. Der Ausweg aus der Krise. 
Von Dr. W. M. Frhr. von BISSING. 


Seit nunmehr fast zwei Jahren lebt Deutschland in einer Wirtschafts- 
krise, die eher zu- als abzunehmen scheint; denn die industriellen Zu- 
sammenschlüsse der vergangenen Wochen sind nur als die letzten Ab- 
wehrmaßnahmen gegen den drohenden Zusammenbruch anzusehen. 
Die Zweimonatsbilanzen der deutschen Banken von Ende August lassen 
einen wenig erfreulichen, aber keineswegs erstaunlichen Stillstand 
der Kapitalneubildung erkennen. Aus den Zahlen über die 
Produktion von Roheisen und Rohstahl im Deutschen Reiche ergibt. 
sich, daß die Erzeugung von Kapitalgütern noch um fast 40 vH hinter 
derjenigen der Vorkriegszeit zurücksteht, und schließlich reden die 
Zusammenbrüche, die allerorten vor sich gehen, eine deut- 
liche, aber leider scheinbar noch nicht genügend verstandene Sprache. 

Wer sich mit den Entwicklungsmöglichkeiten unserer Wirtschaft 
seit der Währungsstabilisierung aufmerksam befaßt hat, kann durch 
diese Vorgänge nicht enttäuscht werden. Seit über Jahresfrist ist von 
den verschiedensten SeitenaufdieKrankheitserscheinungen 
derdeutschen Wirtschaft hingewiesen, aber von den maß- 
gebenden Stellen nur wenig dagegen getan worden. Wenn auch Rathe- 
naus Wort von der Wirtschaft, die unser Schicksal bedeutet, in dieser 
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Schärfe sicher nicht unbedingt richtig ist, so ist doch ohne Zweifel 
wahr, daß man aus Gründen der inneren Politik die Belange der Wirt- 
schaft nicht stiefmütterlich behandeln soll. 


Wir haben uns bisher eigentlich darauf beschränkt, die Gesundung 
von dem Einströmen fremder Kapitalien zu erhoffen. 
Man glaubte, auf diesem Wege der Kapitalarmut Deutschlands am 
schnellsten abhelfen zu können. Inzwischen sind rd. 300 bis 400 Mill. 
RM. fremdes Kapital allein für rein wirtschaftliche Zwecke zu uns ge- 
langt. Aber die Krise hält an, eher hat sie sich noch verschärft. Denn 
gerade dadurch, daß ausländische kurzfristige 
Kredite fällig wurden, ist der Zusammenbruch 
großer,anscheinendgutfundierterÜnternehmen 
erfolgt. Demnach haben also die ausländischen Kredite die Wirt- 
schaft nicht „anzukurbeln“ vermocht, und es wird sich fragen, ob über- 
haupt auf diesem Wege eine Heilung der Krise erfolgen kann. 


Wir leiden an einem ÜbermaßvonProduktionsunter- 
nehmen, vor allem von Kapitalgütern. Um diesen für die heutigen 
Verhältnisse zu großen Produktionsapparat weiter durchzuhalten, 
fehlen uns aber diejenigen ausländischen Geldgeber, die gewillt sind, 
ihre Mittel festzulegen und so lange zu warten, bis das Gleich- 
gewicht zwischen Produktionskraft und Konsumfähigkeit wieder- 
hergestellt ist und dadurch eine Rentabilität der investierten Kapitalien 
ermöglicht wird. Solche Kreditgeber fehlen aber, weil ihrer Meinung nach 
keine große Aussicht besteht, daß in absehbarer Zeit bei uns die Pro- 
duktion wieder rentabel sein wird. Es besteht also ein Mißverhältnis, 
um mit Cassel zu reden, zwischen Realkapital und Kapitaldisposition. 
So bleibt also nichts übrig, als dem wirtschaftlichen Reini- 
gungsprozeß, der sich zu entwickeln beginnt, 
freien Lauf zu lassen. Hier aber treten die Bestimmungen 
über de Geschäftsaufsicht hindernd in den Weg. Die Vor- 
schriften waren, als sie während des Krieges erlassen wurden, sicher 
wohl erwogen und berechtigt. Es handelte sich damals darum, es 
dem Schuldner zu ermöglichen, die technischen Schwierigkeiten der 
Geldbeschaffung zu überwinden. Heute aber handelt es sich nicht 
um technische Hindernisse, die den Schuldner insolvent machen, 
sondern um Reaktionen gegen wirtschaftlich falsche Maßnahmen. 
Die milden, aufschiebenden Bestimmungen über die Geschäftsaufsicht 
sind daher heute nicht mehr am Platze, man muß heute hart sein und 
‘dem Zusammenbruch freien Lauf lassen. 


Als schädliches Opiat wirken auch die billigen Kredite, die aus 
Reichs- oder Staatsmitteln den verschiedensten Wirt- 
schaftszweigen gewährt, die dann, wenn die Verfallstermine heran- 
nahen, wieder prolongiert werden und so nur den Reinigungs- und Ge- 
sundungsprozeß hinausschieben. Sie erreichen dadurch das Gegenteil 


422 FREIHERR VON BISSING 


von dem, was in der Absicht der Geldgeber liegt. Die Produktion wird 
nicht gefördert, sondern gehemmt, weil sie gewaltsam immer tiefer 
in die Krise hineingeritten wird, statt daß man sie sichaus eigener 
Kraft aus dem Sumpfe herausarbeiten läßt. So steht man vor dem 
scheinbaren Widerspruch, daß uns nicht ein Mehr, sondern nur ein 
Weniger an Krediten helfen kann. 


Dieses Weniger an Krediten wird die Produktion dazu zwingen, 
einen Ausleseprozeß auch innerhalb der eigenen Betriebe vorzunehmen. 
Die veränderte Marktlage verlangt auch eine veränderteinnere 
Organisation. ‚Die Inflation von allerhand Betriebs- und Ver- 
waltungsabteilungen, von Angestellten und Beamten muß beseitigt 
werden, und das geschieht nur dann, wenn die nötigen Mittel zu ihrer 
Erhaltung versagt werden. Dann ist ein Übergang zuratio- 
nelleren Arbeitsmethoden und zu genauerer Be- 
rechnung dereigenen Unkosten die weitere Folge Die 
so herbeigeführte Auslese der Unternehmen ist zweifellos gleichbedeutend 
mit einer abermaligen Zusammenlegung der Kapitalien. Daß es dazu 
kommen wird, ist weiter nicht erstaunlich. Denn bei Aufstellung der 
Goldbilanzen fehlte es an jeglichem Bewertungsmaßstab, und man 
konnte nicht übersehen, inwieweit das Kapital als Funktion seiner 
Rente richtig bewertet war. Wo man sich von zu großem Optimismus 
hatte leiten lassen, folgt jetzt der Rückschlag und im August haben be- 
reits sechs Gesellschaften ihr schon auf Reichsmark lautendes Kapital 
aus diesen Erwägungen heraus herabgesetzt. 


In den Kreisen der Politiker fürchtet man nun, daß ein solcher wirt- 
schaftlicher Ausleseprozeß nicht ohne ernste Folgen, vor allem auf 
sozialem Gebiet vor sich gehen könnte. Aber gerade in dieser Furcht 
liegt der psychologische Grund, warum wir keinen Ausweg 
aus dieser Krise finden. Wir haben uns noch nicht zu der Erkenntnis 
vom Primat der Produktionspolitik über die So- 
zialpolitik durchringen können. Wir wollen durchaus jedem 
Deutschen sein warmes Huhn im Topf und sein PfeifchenTabak am Abend 
sichern. Das aber ist keine Wirtschaftspolitik, wie sie der heutige Tag 
erfordert. Die Deutschen von heute kommen ebensowenig wie ihre 
Väter und Großväter darum herum, sich groß zu darben. Also 
Hebung der Produktion zum Wohle der Konsumenten muß es jetzt 
heißen. So besteht die beste Sozialpolitik darin, die Produktion zu 
heben. Das ist heute allerdings nur unter Einschränkung der Lebens- 
haltung möglich. Vor dieser Tatsache darf man nicht weiter wie bis- 
her die Augen verschließen. Erst muß man die Produktion ankurbeln, 
damit sie Waren liefern kann, dann ergibt sich ein Fallen der Preise 
von selbst. 


Diese Senkung kann durch eine Antiteuerungsaktion nie herbei- 
geführt werden. Behördliche Maßnahmen, die in die Preisbildung ein- 
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greifen, sind Störungen am Nervensystem des Wirtschaftskörpers. Wer 
sich in die Preisbildung einmischt, verfälscht die ökonomische Gesamt- 
lage, denn gerade in dem Preisniveau spiegelt sich alles das wieder, was. 
im Innern der Wirtschaft vor sich geht. Der Preis ist doch nur das 
Ergebnis aus den komplizierten Elementen von Angebot und Nach- 
frage, die beide wiederum abhängig sind von der Güterproduktion und 
der Einkommensbildung. 

Wer aus der Krise wirklich heraushelfen will, darf nicht mit einem 
Abbau der freien Marktpreise, die ein Ergebnis wirtschaftlicher Pro- 
zesse sind, beginnen, sondern muß zunächst einmal die Verhältnisse 
der einzelnen Preise und ihrer Entwicklung zueinander betrachten. 
Wenn man dann die Lebensmittelpreiseunddie Preise 
der Industriestoffe seit Beginn dieses Jahres mit Hilfe der 
Indexziffern des Statistischen Reichsamtes vergleicht, so gehen die 
Preise der industriellen Erzeugnisse ständig abgleitend nach unten, 
während die Kurve der Lebensmittelpreise zunächst langsam und vom 
Spätsommer ab steil nach aufwärts strebt. Wenn auch diese Preis- 
entwicklung zweifellos durch die Knappheit an Brotgetreide einerseits 
und eine Überproduktion von Industriestoffen andererseits beeinflußt 
ist, so ist aber doch nicht außer acht zu lassen, daß zur Bildung der- 
artiger Preise auch eine zahlungswillige Nachfrage vor- 
handen sein muß. Geht man von dieser Überlegung an die Bewegung 
der Industriestoffe und Lebensmittelpreise heran, so kann man daraus 
folgern, daß offenbar die Nachfrage nach reinen Konsumtionsmitteln 
bereitwilliger und zahlungskräftiger ist als die Nachfrage nach Pro- 
duktionsmitteln. Diese Auffassung wird auch bestätigt, wenn man 
die Septemberberichte der Industrie- und Handelskammern über die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Lage in Preußen verfolgt. Es wird 
dort erwähnt, daß die Nachfrage nach Produktionsmitteln außerordent- 
lich schwach war, daß dagegen in einigen Konsumtionsmittelindustrien, 
so vor allem in der Textilindustrie, eine Belebung des Geschäftsganges 
zu beobachten war. Das aber ist gerade charakteristisch und bestätigt 
die Schlußfolgerungen, die aus der Entwicklung der Preiskurven gezogen 
worden sind. Die Konsumenten verfügen also, trotz aller Klagen, über 
eine relativ zu hohe Kaufkraft, die entspringt aus einer Über- 
lastung der Produktion mit Löhnen. 

Wenn nun außerdem die Produktion wiederum durch über- 
mäßige soziale Lasten, durch Steuern, die nicht aus wirt- 
schaftlichen, sondern letzten Endes aus parteipolitischen Gründen ' 
diktiert sind, beschwert wird, wenn man zu diesen Lasten, ebenfalls 
aus parteipolitischen Gründen der Wirtschaft die Wiederaufwertung 
entwerteter Schulden aufbürdet, so erscheint die gouvernementale 
Preissenkungsaktion geradezu als Hohn auf jede wirtschaftliche 


Logik. 
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AMERIKAS WIRTSCHAFTS- UND KREDITPOLITIK. 
l. Grundzüge der amerikanischen Handelspolitik. 
Von Charles E. HUGHES, ehem. Staatssekretär des Äußeren. 
Infolge der Umschichtung der internationalen Produktions- und 


Absatzverhältnisse sind die weltwirtschaftlichen Interessen der Vereinig- 
ten Staaten ungeheuer gestiegen. Rein ziffernmäßig ist der Außenhandel 


— —-— . 


Amerikas heute bereits etwa doppelt so groß wie vor dem Kriege; aber 
auch unter Zugrundelegung der Vorkriegspreise zeigt er ein bedeutendes 
Anwachsen. Amerikas Anteil am Welthandel ist daher heute beträcht- 
lich größer als vor dem Kriege. Durch die Ansammlung bedeutender Gold- 
bestände und durch die Flüssigkeit des amerikanischen Geldmarktes 
bieten sich für die Union zudem viele Möglichkeiten weltwirtschaftlicher 
Betätigung, wie z. B. Investierungen im Auslande und diese Möglich- 
keiten werden von der amerikanischen Geschäftswelt auch reichlich 
ausgenutzt. Amerika aber hat außerdem durch seinen großen Reichtum 
an Naturschätzen und durch die beispiellose Entwicklung seiner Industrie 
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in den letzten Jahren ein immer wachsendes Interesse an der Erschließung 
fremder Märkte. Dem Bestreben, im Auslande festen Fuß zu fassen, sind 
die großen Exportgesellschaften, der großzügige Ausbau des Handels- 
amtes und der Aufschwung der amerikanischen Handelsmarine zuzu- 
schreiben. Trotzdem die Regierung der Pflege der Handelspolitik ein 
besonderes Interesse zuwendet, gibt es in Amerika viele Leute, die mit 
den handelspolitischen Maßnahmen der Regierung nicht zufrieden und 
der Meinung sind, daß die Behörden sich nicht mit dem nötigen Eifer der 
Bearbeitung dieser Probleme widmen. Andere Länder werden hierbei 
als Vorbilder herangezogen und die Notwendigkeit einer aktiveren Han- 
delspolitik, mit dem ausgesprochenen Ziele einer Stärkung der ameri- 
kanischen Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkte, aufs neue betont. 

Ich halte diese Auffassung für irrig und glaube, daß die Regierung 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen einen Fehler begehen würde, wenn 
sie etwa irgendwelche übertriebenen Hoffnungen über die künftige Han- 
delspolitik bei der amerikanischen Handelswelt erregen würde. Es würde 
sich hierdurch nicht nur die Möglichkeit unliebsamer Enttäuschungen 
ergeben, sondern auch der Verdacht bei anderen Staaten aufkommen, daß 
die amerikanische Regierung neuerdings eine agressive Handelspolitik 
huldigt. Die Möglichkeit von Übertreibungen ist hierbei leider nur zu 
leicht gegeben. Tatsächlich ist die Regierung der Union bestrebt, sich 
in den Bahnen der Tradition zu halten und keine Experimente irgend- 
welcher Art zu machen. Die Handelspolitik beruht vornehmlich auf 
der Auffassung, daß die amerikanische Geschäftswelt sich in allen Märk- 
ten — unter der Voraussetzung einer gerechten Behandlung — durchaus 
ihre eigenen Interessen zu vertreten in der Lage ist. Aus diesem Vertrauen 
der amerikanischen Industrie in ihre eigene Kraft heraus ergibt sich 
auch die Tatsache, daß amerikanisches Kapital in vielen Ländern, 
die nach wirtschaftlicher Erschließung drängen, sehr willkommen ge- 
heißen wird, weil man unwillkürlich fühlt, daß die dann ins Leben ge- 
rufenen Unternehmungen keinerlei politischen Einflüssen irgendwelcher 
Art ausgesetzt sind. Andererseits ist die amerikanische Regierung durch- 
aus bestrebt, den Rahmen ihrer Maßnahmen möglichst weit zu strecken 
und es so einzurichten, daß die Handelspolitik der gesamten amerikani- 
schen Volkswirtschaft zugute kommt und nicht etwa auf eine besondere 
Bevorzugung bestimmter Industriezweige hinausläuft. Leider wird die 
Zurückhaltung der amerikanischen Regierung in vielen wichtigen Fragen 
der Handelspolitik durchaus verkannt, und es ist aus diesem Grunde auch 
erklärlich, daß manche Kreise den wahren Sachverhalt ganz anders 
deuten, als es in Wirklichkeit liegt. So gibt es z. B. Leute, die der Auf- 
fassung sind, daß die amerikanische Regierung unter einem starken 
Einfluß der Hochfinanz stehe. Nichts ist lächerlicher als diese Auffas- 
sung; ich glaube, daß eine derartige Annahme von der amerikanischen 
Bankwelt selbst als Gipfel der Ironie empfunden würde. Tatsächlich 
steht die amerikanische Regierung auf dem Standpunkte, daß Auslands- 
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in vestierungen eine rein private Angelegenheit bleiben müssen, 
und daß sich die amerikanische Regierung nicht dazu hergeben kann, etwa 
eine Eintreibung von Zinsen oder nicht zurückgezahlten Kapitalien durch 
politische Druckmittel vorzunehmen. Andererseits aber hat natürlich 
die amerikanische Regierung ein Interesse an einer Feststellung über die 
Verwendung von Geldern, die ausländischen Regierungen zur Verfügung 
gestellt werden. Im Interesse des Friedens und der friedlichen Entwick- 
lung der Handelsbeziehungen sucht sie hierbei natürlich unproduktive 
Anleihen nach Möglichkeit abzuwehren und insbesondere alle 
Anleihen, die etwa für militärische Rüstungen aufgewendet werden 
sollen, unmöglich zu machen. | 

Auf der anderen Seite ist aber die Regierung nicht völlig untätig 
und nach wie vor bestrebt, alle Schwierigkeiten, die sich dem amerika- 
nischen Handel durch unterschiedliche Zollbehandlung, durch Einfuhr- 
verbote usw. entgegenstellen, nach Kräften zu vermindern. Als die ameri- 
kanische Regierung z. B. mit Deutschland über den deutsch-ameri- 
kanischen Handelsvertrag verhandelte, wurde die Meistbegün- 
stigungsklausel in ihrer weitesten Auffassung eingeführt, 
weil man auf dem Standpunkt stand, daß irgendeine Einschränkung 
in der gegenseitigen Behandlung nur Nachteile, nie aber Vorteile mit sich 
bringen könnte. Die Regierung hat sich außerdem dazu verstanden, eine 
gleichmäßige Behandlung von Handelsschiffen in den gegen- 
seitigen Häfen sicherzustellen. Wir verlangen für unsere Schiffe dieselben 
Vorteile im fremden Hafen, die Deutschland seinen eigenen Fahrzeugen 
im eigenen Hafen angedeihen läßt, und haben unsererseits eine gleiche 
Behandlung den Fahrzeugen deutscher Flagge zugestanden. 
Gerade diese Klausel hat eine scharfe Kritik über die Zweck- 
mäßigkeit der Handelspolitik hervorgerufen und die Reserve, mit 
der der Senat den Vertrag angenommen hat, läßt den Weg für 
eine andere Lösung der Frage offen, falls dies der Kongreß so wün- 
schen sollte. 

Ich hoffe, daß der gegenwärtige Standpunkt der Regierung nicht 
abgeändert wird, denn ich bin der Ansicht, daß irgendeine Verschärfung 
unserer Handelspolitik unserem Wirtschaftsleben mehr schaden als 
nützen würde. Wir können uns wohl mit handelspolitischen Mitteln 
gegen alle die Staaten wenden, die unsere aufstrebende junge Handels- 
marine durch eine besondere Belastung zu schwächen suchen, aber der 
Kampf sollte zweckmäßigerweise dann beendet sein, wenn es uns ge- 
lungen ist, eine gleiche Behandlung durchzudrücken. Unsere Zollpolitik 
sollte fremden Staaten gegenüber auch dann ihr Ziel erreicht haben, wenn 
es uns gelungen ist, die Gleichberechtigung mit anderen Nationen zu 
erreichen. Eine aggressive Handelspolitik oder ein übertriebener Protek- 
tionismus mit Spitzen gegen die ganze übrige Welt, würde unserem Han- 
del sicherlich nur schädlich und unseren weltwirtschäaftlichen Interessen 
nur hinderlich sein. 
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2. Gefahren der amerikanischen Zollpolitik. 
Von BENJAMIN M. ANDERSON, Direktor der Chase National Bank, New York. 


Die Voraussagen unserer Wirtschaftsführer und Finanzleute, wir 
müßten als eine Folge der neuen Stellung Amerikas als internationaler 
Geldgeber notwendigerweise im Laufe der Zeit eine passive Handels- 
bilanz bekommen, sind bisher nicht Wahrheit geworden. Grund hier- 
für ist aber nicht etwa der natürliche Gang unserer Wirtschaftsentwick- 
lung, sondern künstliche Maßnahmen, die diese natürliche Entwicklung 
aufgehalten haben. Unsere neue Stellung als internationaler Geldgeber 
verlangt notgedrungen die Entwicklung einer passiven Handelsbilanz. 
Trotzdem unsere Schutzzollpolitik uns vor dieser Entwicklung bis- 
her bewahrte, machen sich, obwohl unser Wirtschaftsleben durchaus 
gesund und das Geschäft seit dem Herbst vorigen Jahres zufriedenstel- 
lend ist, doch Kräfte bemerkbar, dieeinem Warnungssignalgleichkommen, 
und auf die wir achten müssen, solange es Zeit ist. 


Eine Passivität unserer Handelsbilanz ist bisher vornehmlich aus 
folgenden Gründen aufgehalten worden. Europa hat bis vor kurzer 
Zeit nur in sehr geringem Maße an die Begleichung seiner Schulden an die 
Union gedacht und auch die jetzigen Rückzahlungen erreichen keines- 
wegs den Umfang, wie sie nach Höhe der von uns gewährten Darlehen zu 
erwarten wären. Zinszahlungen in Form von Einfuhrwaren sind bisher 
durch unseren Zolltarif abgehalten worden, und dieser Zolltarif kann, falls 
er hoch genug gehalten wird, auch weiterhin eine unerwünschte Einfuhr 
fernhalten, muß aber dann notwendigerweise auch zu einer starken 
Schrumpfung unserer Ausfuhr führen, wenn die anormalen Fak- 
toren, die heute vornehmlich in den von uns gewährten Staatsanleihen 
und Privatkrediten liegen, nicht mehr voll wirksam sind. Durch den 
riesigen Umfang unserer Auslandsanleihen und Investierungen in frem- 
den Ländern haben wir zur Zeit den Eintritt einer passiven Handels- 
bilanz hinausgeschoben, das Problem als solches aber dadurch keines- 
wegs gelöst, sondern nur erschwert. 


Im Jahre 1924 betrugen die amerikanischen Darlehen an das Ausland 
ausschließlich der aufs neue fundierten Anleihen über 1 Milliarde Dollar. 
In den ersten 6 Monaten des Jahres 1925 belief sich diese Summe auf etwa 
443,4 Millionen. Amerikas Darlehnsbereitschaft wird aber not- 
wendigerweise in der nächsten Zeit etwas zurückgehen, denn 
weder unsere Bankiers noch unsere Handelswelt wollen die üblen Er- 
fahrungen der Inflationsjahre aufs neue durchmachen, wo die in Export- 
waren und Krediten gewährten Darlehen durch die Entwertung der aus- 
ländischen Valuten stark zurückgingen. Obwohl wir heute wissen, daß 
unser Ausfuhrüberschuß nur im Wege erneuter Auslandsinvestierungen 
aufrecht erhalten werden kann, so wollen wir solche nur auf absolut 
sicherer Basis abschließen. 
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Durch welch ein Wunder aber sollen wir in der Lage sein, immer neue 
Auslandsanleihen zu gewähren ? Unser Kapitalbestand ist nicht uner- 
schöpflich, wir haben auch den großen Fehler gemacht, einen überreich- 
lich vorhandenen Bankkredit als reines Investierungs- 
kapital anzusehen. Unser gewaltiger Goldüberschuß, die niedrigen 
Diskontraten der Bundesreservebanken und andere Umstände haben eine 
riesige Menge flüssigen Geldes auf unseren Markt geworfen und die 
Handelsbanken mit ungeheuren flüssigen Mitteln versehen, die unsere ein- 
heimische Industrie und unser Handel nicht aufbrauchen konnten. Auf 
diese Weise läßt sich die bedeutende Expansion unserer Auslands- 
investierungen erkären. 

Der Weltmarkt, wie er sich heute nach dem Kriege darstellt, hat eine 
vollkommene Umstellung erfahren. Die Furcht vor einer Überproduktion 
und der in ihrem Gefolge einherschreitenden Überschwemmung des 
Weltmarktes mit billigen Waren ist allenthalben wach. Auch in den 
Vereinigten Staaten gab es in den letzten 25 Jahren kaum eine Industrie, 
der man nicht zu gewissen Zeiten eine Überentwicklung vorwarf. Heute 
z. B. beläuft sich die jährliche Produktions-Kapazität unseres Landes 
für Stahlküppel auf etwa 60 Millionen tons, während der einheimische 
Bedarf nur etwa 50 Millionen tons beträgt. Trotz der ungeheuren Mecha- 
nisierung unseres Verkehrs beträgt die jährliche Aufnahmefähigkeit des 
Landes für Kraftwagen etwa 4 Millionen Stück, während unsere Jahres- 
produktion sich auf etwa 5 Millionen Wagen beläuft. Trotzdem muß 
man zugestehen, daß die Überentwicklung gewisser Industriezweige 
dem Lande weniger geschadet als genützt hat. Der Inlandsmarkt hat seine 
Aufnahmefähigkeit ständig vergrößert und der allgemeine Lebensstan- 
dard ist dauernd gestiegen. In den letzten 11, Jahrhunderten ist die 
Industrialisierung der Weltwirtschaft in geradezu erstaunlicher Weise 
vorangeschritten; technische Erfindungen haben den großen Massen des 
Volkes Luxusartikel gebracht, die früher Fürsten und Königen völlig 
unbekannt waren. Die amerikanische Nation mit einem Bevölkerungs- 
bestand von etwa 115 Millionen Menschen konsumiert weit mehr an Mas- 
senartikeln aller Art und an Gebrauchsgegenständen des täglichen Be- 
darfs als die 400 Millionen Menschen, die die Bevölkerung von China aus- 
machen. Trotzdem der Konsum mit der Steigerung der Produktion wächst, 
lebt man auch in Amerika vor einer Wiederbelebung der industriellen Er- 
zeugung in Europa dauernd in Furcht, und man wünscht keineswegs, daß 
Europa viele Exportartikel auf den amerikanischen Markt wirft, um 
seine Schulden zu bezahlen. Es ist insbesondere die Arbeiterschaft, die 
in einer dauernden Furcht vor der ausländischen Konkurrenz lebt und 
die diese Furcht in einer Erschwerung der Einwanderung und in deren 
Kontingentierung ausdrückt. Die englische Arbeiterschaft widersetzt 
sich z. B. sytematisch allen arbeitsparenden Erfindungen und man hält 
dort die Erzeugung künstlich niedrig, weil man unter dem Eindruck steht, 
daß eine Arbeit, die heute getan wird, morgen nicht noch einmal getan 
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werden kann. Natürlich ist es für den Volkswirtschaftler, den Finanz- 
mann oder Industriellen ein leichtes, den Fehler einer solchen Auffassung 
einzusehen, aber unsere ganze Wirtschaft scheint trotzdem unbewußt von 
der gleichen Befürchtung befallen zu sein, wenn wir annehmen, daß die 
Einfuhr fremder Waren, wenn sie einmal kommen wird, unsern ein- 
heimischen Markt erobern und die Inlandsproduktion schwer schädigen 
wird. Sowohl der Arbeiter wie der Geschäftsmann, die unter einem 
solchen Eindruck stehen, irren, denn sie sehen nicht, daß mit der Pro- 
duktion auch die Nachfrage steigt, und daß sich die Aufnahme- 
fähigkeit eines Marktes mit wachsendem Wohlstand selbständig erwei- 
tert. Die Lieferung einer Ware erzeugt sofort Nachfrage für andere 
Waren, eine erhöhte Einfuhr fremder Waren ermöglicht eine gesteigerte 
Ausfuhr eigener Produkte und selbst Importe, die als Bezahlung 
von Schulden einströmen, lassen die Nachfrage nach einheimischen 
Produkten nicht geringer werden, im Gegenteil, sie erhöhen die Kauf- 
kraft des Landes in einem eben so hohem Ausmaße. 


3. Amerikanische Kredite. 


Von Sir Josiah STAMP, K. B. E., Direktor der Bank of England und Mitglied 
des Dawes-Ausschusses. 


Finanzwelt und Wissenschaft in den Vereinigten Staaten beschäf- 
tigen sich augenblicklich sehr mit dem schwierigen Problem, die Auf- 
rechterhaltung der bestehenden günstigen Handelsbilanz mit dem Ein- 
gang von Zinszahlungen aus der interalliierten Verschuldung und den 
Reparationseingängen in Einklang zu bringen. Der jüngste Vorschlag 
zur Lösung des schwierigen, die gesamte amerikanische Volkswirtschaft 
berührenden Problems kommt bekanntlich von Rufus Dawes, dem 
Bruder des Vizepräsidenten und läuft in knappen Worten auf folgendes 
Verfahren heraus: Aufrechterhaltung eines stark schutzzöllnerischen 
Zolltarifes, Wiederausleihen der Rückzahlungen an Deutschland, um 
dessen industrielle Leistungsfähigkeit wiederherzustellen, Übernahme der 
Rolle des großen internationalen Kreditverteilers durch die Vereinigten 
Staaten. „Wir können,‘ so erklärte Rufus Dawes kürzlich „jährlich etwa 
130 Millionen ausleihen, eine Summe, die etwa dem entspricht, was an 
uns unter günstigsten Bedingungen im Wege des internationalen Zahlungs- 
ausgleiches gezahlt werden kann“. 

Amerika hatte bereits, bevor sich die Rückzahlungen ausländischer 
Schulden in einem für seine Wirtschaft gefährlichen Ausmaße bemerk- 
bar machten, jährlich etwa 200 Millionen an das Ausland ausgeliehen und 
seine gesamten Auslandsinvestierungen machen unter Absehung der 
interalliierten Schulden bereits über 1 Milliarde aus. Nehmen wir an, daß 
der jetzt bestehende, jährliche Ausfuhrüberschuß, den die amerikanische 
Industrie aufrecht zu erhalten bestrebt ist, zusammen mit den jähr- 
lichen Zahlungen für Kapitalamortisation und Zinsen von England, 
Frankreich, Italien und Belgien sich auf nur £ 130 Millionen belaufen und 
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daß diese Summe als Auslandsinvestierungen im Auslande belassen 
wird, so ergibt sich trotzdem notwendigerweise sehr bald eine sehr 
bedeutende Ansammlung von Zinsen und Zinseszinsen, die 
— um bei der vorgeschlagenen Lösung zu verbleiben — erneutim Aus- 
lande investiert werden müssen. Die Vereinigten Staaten würden 
also gezwungen sein, ihre Auslandsinvestierungen dauernd zu vergrößern 
und sie würden auf diesem Wege Riesensummen im Auslande ansammeln, 
da sie ja niemals in den Genuß des investierten Kapitals im Sinne tat- 
sächlicher Warenlieferungen kommen würden, sondern nur in Form von 
Zahlen und Guthaben in ihren Geschäftsbüchern. Denkt man dieses 
Verfahren weiter durch, so würde sich die jährliche Investierung im Aus- 
lande in 20 Jahren auf etwa £ 325 Millionen und die Gesamtsumme der 
Auslandsinvestierungen auf £ 4300 Millionen gesteigert haben, ohne 
daß der Außenhandel sich in irgendeiner Weise erheblich gegen den 
jetzigen Stand verschoben haben dürfte. In 30 Jahren würde sich die 
jährliche Investierung auf £ 535 Millionen und die Gesamtsumme der 
Auslandsinvestierungen auf £ 8600 Millionen erhöht haben, während in 
90 Jahren — für eine Regelung so weitgehender Verpflichtungen, wie sie. 
das interalliierte Schulden- und Reparationsproblem darstellt, eine ver- 
hältnismäßige kurze Zeit — die jährliche Auslandsinvestierung sich 
auf über £ 1400 Millionen und die Gesamtsumme sich auf über £ 27 000 
Millionen erhöht haben würde. Es muß hierbei noch berücksichtigt 
werden, daß die Wahrscheinlichkeit einer weitgehenden Verwendung 
privater Sparguthaben in den Vereinigten Staaten für gleiche Zwecke 
eine erhebliche Erhöhung dieser Ziffern mit sich bringen würde. 

Kein Land kennt wohl die Technik der Auslandsinvestierungen wie 
England, das in dieser Frage auf eine langjährige Geschichte zurück- 
blicken kann. Großbritannien hatte vor dem Kriege etwa £ 4000 Mil- 
lionen im Auslande investiert und es reinvestierte jedes Jahr die Zinsen 
seines Kapitals, die sich auf etwa £ 200 Millionen beliefen. Ein Ver- 
gleich dieser Ziffern mit den oben genannten Riesensummen zeigt die 
Schwierigkeit des amerikanischen Problems, falls eine Lösung im Sinne 
der eingefleischten Schutzzöllner versucht wird. Man darf bei diesem 
Lösungsversuch füglich fragen, wie lange kann eine Nation ihre Investie- 
rungen im Auslande erhöhen, ohne je Bezahlung für die dargebotenen 
Gelder zu erhalten, es sei denn im Wege der Guthaben in den Geschäfts- 
büchern. Der Herausgeber der bekannten Zeitschrift „New Republic“ 
traf sicherlich den Nagel auf den Kopf, als er erklärte: „Wir können zwar 
nicht wie England Bezahlung in Form von Lebensmitteln und Rohstoffen 
allein annehmen, aber wenn wir keinerlei Bezahlung in Form von Ein- 
fuhrwaren wünschen, so wird sich unser im Ausland investiertes Kapital 
riesenhaft vermehren und das gegenwärtig schwierige Problem noch weit 
schwieriger in der Zukunft gestalten.“ 

Sicherlich sind die Zahlen über das riesenhafte Anwachsen der ame- 
rikanischen Auslandsinvestierungen auf Grund des Vorschlages von 
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Rufus Dawes besorgniserregend, machen sie doch erheblich mehr aus. 


„als das Vorkriegsvermögen von Frankreich und Deutschland zusammen- 


genommen. In welche Teile der Welt werden nun diese Riesensummen 
letzten Endes gehen ? Die amerikanische Tagespresse spricht heute in der 
Hauptsache von Krediten an Deutschland und von der Wiederherstellung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dieses Landes. Unter der Voraus- 
setzung, daß die Hälfte der in Frage kommenden Summen als Kredit an 
Deutschland Verwendung findet, werden sich in etwa 30 Jahren die 
amerikanischen Investierungen in Deutschland auf etwa £ 4300 Millionen 
belaufen, d. h. eine Summe ausmachen, die über 20%, des gesamten 
deutschen Nationalvermögens betragen dürfte. Es ist finanztechnisch 
einfach unmöglich, eine solche Riesensumme lediglich als Kreditsumme 
zu bezeichnen oder als Anleihe, die nach Wunsch oder wenigstens nach 
kurzer Kündigungsfrist zurückgefordert werden kann. Man muß viel- 
mehr annehmen, daß es sich bei diesen Anlagen in der Hauptsache um 
Dauerinvestierungen oder um ganz langfristige Kreditgewährungen 
handelt. Bei einer rohen Schätzung möchte ich annehmen, daß etwa 2% 
der betreffenden Investierungen die Form von Neugründungen in Deutsch- 
land annehmen werden und daß hierbei das normale Wachstum des 
deutschen Nationalvermögens normalerweise in amerikanische Hände 
übergeht. Das andere Drittel würde eine Hypothek Amerikas auf die 
deutsche Wirtschaft bedeuten. 

Ist es — so fragt man sich — für die Herbeiführung oder 
Aufrechterhaltung eines dauernden Exportüberschusses 
möglich, eine derartige Lösung zu wählen, ohne daß 
Deutschland wirtschaftlich eine Provinz der amerika- 
nischen Union wird? Ist es wirklich ein Lösungsversuch, der über 
die nächsten Jahre hinausgehen darf? Je länger sich die amerikanische 
Wirtschaft auf die Aufrechterhaltung eines bestimmten Ausfuhrüber- 
schusses festlegt, um so unangenehmer wird eines Tages das unvermeid- 
bare Einströmen bedeutender Einfuhrmengen empfunden werden. Die 
einsichtigen Köpfe der Union schlagen deshalb bereits vor, daß die gesamte 
Kreditlösung auf einen. bestimmten nicht zu lange hinausgeschobenen 
Zeitpunkt begrenzt bleiben muß. Selbst wenn man hierfür den Zeitraum 
von 20 Jahren annimmt, so wird das Problem einer Umschichtung des 
Exportüberschusses und die Hereinnahme bedeutender jährlicher Zins- 
zahlungen in Form von Einfuhrwaren sich noch erheblich schwieriger 
gestalten als das verhältnismäßig einfache heutige Problem. 


GEDANKEN AM GLOBUS. 
Englisch-französische Reibungsflächen in vier Erdteilen. 
Von Dr. ARTHUR DIX. 

Getrost könnte man auch schreiben: in fünf Erdteilen. Denn im 
Laufe ihrer jahrhundertelangen Kämpfe haben Frankreich und England 
in der ganzen Welt einander die Kolonialgebiete streitig zu machen ge- 
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sucht. Aber nicht nur Nordamerika ist nach der politischen Entwicklung, 
die auf den ersten Versailler Frieden (1783) mit der Anerkennung der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika durch England folgte, aus den 
Gebieten der englisch-französischen Kolonialrivalität ausgeschieden: 
Trotzdem in der westindischen Inselwelt und am Nordrande Südamerikas 
noch ein Nebeneinander englischen und französischen Kolonialbesitzes 
besteht, muß es als ausgeschlossen gelten, daß hier zwischen diesen 
beiden Ländern noch ein gewaltsamer Besitzwechsel stattfinden könnte; 
denn wenn in Gesamtamerika an irgendeiner Stelle irgendeine europä- 
ische Kolonialmacht das Feld räumen müßte, so würde heute automa- 
tisch der Grundsatz in Kraft treten „Amerika den Amerikanern“, und es 
wäre nicht zu erwarten, daß eine europäische Macht das Erbe einer an- 
deren hier antreten könnte. Immerhin wären für die Zeiten eines neuen 
Weltkrieges, in denen nach alter, nur durch den Krieg von 1914/18 
unterbrochener Gewohnheit England und Frankreich gegeneinander 
stünden, auch diese amerikanischen Stützpunkte strategisch natürlich 
nicht ganz belanglos. Nur sind hier für keine europäische Macht terri- 
toriale Vorteile beim Friedensschluß zu erwarten. 

Lassen wir unter diesen Gesichtspunkten zur Vereinfachung des Bildes 
Amerika aus dem Spiel, so sehen wir in der ganzen Alten Welt und in der 
Inselwelt der Südsee eine große Verkettung englischen und fran- 
zösischen Besitzes, strategischer Stützpunkte Englands und Frank- 
reichs, und überall die wechselseitige Möglichkeit, die Gegenseite zu be- 
drohen und zu schädigen. Das Kartenbild spricht für sich. Wenige Worte 
der Erklärung werden genügen. 

Wenn wir einmal die Dinge vom Standpunkt heutiger französischer 
Überheblichkeit und französischen Rüstungseifers zu Lande, zu Wasser 
und in der Luft, in der Heimat und in den Kolonien betrachten wollen, 
so ergibt sich in großen Zügen etwa das folgende Gesamtbild: 

In Europa unterhält im Raume von Calais Frankreich die bekannten 
Langrohrbatterien, deren Geschosse bis nach London hineinreichen 
können, und die zahllosen Fliegertrupps. Gegen das englische Gibraltar 
sucht es durch möglichst weites Vorrücken der marokkanischen 
Front seine Stellung wirksam zu befestigen. Die englischen Kolonien 
an der Goldküste und der Guineabucht sind zur Landseite überall 
durch den nordafrikanischen Kolonialbesitz Frankreichs um- 
ringt. Hat Frankreich auch nach hundertjährigem Ringen, das durch 
die Namen „Abukir“ und „Faschoda“ abgegrenzt wird, zu Englands 
Gunsten auf das Nilgebiet verzichtet, um dafür die Herrschaft über 
Marokko einzutauschen, so verfügt es doch auch heute noch über die 
Möglichkeit, von seinem erweiterten und abgerundeten Nord-Afrika- 
reich aus den Oberlauf des Nil militärisch zu bedrohen, wie es von 
Syrien aus den Gebieten der Nilmündung und des Suezkanals auf 
der einen Seite, dem englischen Mandat über Mesopotamien auf der 
anderen Seite unbequem werden könnte. Dem englischen Stützpunkt 
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Aden liegt die kleine französische Kolonie Obok mit dem Hafen Dji- 
buti am Ausgang des Roten Meeres auf afrikanischer Seite gegenüber. 
Madagaskar könnte für die Route Kapstadt— Bombay und für 
Britisch-Ostafrika unbequem werden. Der englische Weg von Singa- 
porenach Hongkong wird durch das französische Hinterindien 
flankiert, und endlich verfügt Frankreich in der Südsee über eine Reihe 
von Stützpunkten, die es als Ausfallstore gegen die britische Macht in 
Australien und Ozeanien zu betrachten in der Lage wäre. 

Tatsächlich hat es ja in früheren Weltkriegen und bei kleineren An- 
lässen so ziemlich in all den eben aufgereihten europäischen und afri- 
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kanischen, asiatischen und ozeanischen Ländern und Meeren mehr oder 
weniger schwere englisch-französische Zusammenstöße und ein lang- 
wieriges Ringen um die Macht gegeben. Wer wollte dem „herzlichen 
Einvernehmen“ zwischen diesen Erbfeinden eines halben Jahrtausends 
solche Zukunftsdauer zusprechen, daß er diesen zahlreichen Reibungs- 
flächen jede Bedeutung abstreite ? 

Einen Punkt haben wir bisher unerwähnt gelassen, der unmittelbar 
in unserem deutschen Gesichtsfeld liegt und der ein sprechendes 
Beispiel dafür liefert, wie auch heute in der Zeit des offiziellen Einverneh- 
mens der Franzose sich bemüht, dem Briten jeden Haltepunkt streitig 
zu machen. Das kleine Fleckchen der Westerplatte im Freistaat 
Danzig ist typisch für dieses heimliche Ringen. 
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Als — wenn ich mich recht entsinne, im Jahre 1886 — die damals 
noch so kleine Flotte mit dem Prinzen Heinrich ein Landungsmanöver 
in der Danziger Bucht bei dem kleinen Fischerdorf Gdingen an der 
bergigen Westküste unternahm, ahnte sicher niemand von der Marine- 
leitung oder von uns Zuschauern, daß hier den Polen ein Fingerzeig für 
die künftige Einrichtung eines Kriegshafens gegeben werden könnte. 
30 Jahre später, inmitten des Krieges, konnte ich gelegentlich eines 
kurzen Heimaturlaubes beobachten, wie die Polen angesichts der er- 
wiesenen Unmöglichkeit, Danzig und Zoppot zu polonisieren, mit emsigen 
Bemühungen begannen, aus Gdingen und dem benachbarten Adlershorst 
große polnische Modebäder zu machen. Offenbar waren sie damals be- 
reits von der Entente dahin belehrt, daß im Falle des Sieges die pol- 
nische Grenze nördlich von Zoppot verlaufen und die eben ge- 
nannten Orte einbegreifen würde. Aus den Modebädern ist nicht viel 
geworden; aber heute nennt sich Gdingen polnischer Kriegshafen, in 
dem hinter kleinen Molen ehemalige deutsche Torpedoboote liegen. 
Polen könnte sich mit diesem Hafen, trotzdem er nicht gerade geräumig 
und seine rückwärtige Verbindung nicht eben günstig ist, durchaus be- 
gnügen, zumal der Pole nichts weniger als ein Seemann ist und die See 
eigentlich nur als Auswanderer kennt. Den Anfang mit dem Versuch, eine 
polnische Handelsflotte zu schaffen, machte denn auch ein von Polen 
erworbenes älteres Fahrzeug, das auf einer Kieler Werft für polnische 
Auswandererzwecke umgebaut wurde. Es schlummerte aber jahrelang 
auf jener Werft, da die Polen die Mittel für die Bezahlung des Umbaues 
nicht aufbrachten. 

Nun stehen aber hinter Polen die Franzosen, denen es ein Dorn im 
Auge ist, daß der Völkerbund einen englischen Kontrolleur nach 
Danzig gesetzt hat. Damit Frankreich den englischen Einfluß in Danzig 
ausgleichen könne, mußten die Polen das für Danzig so gefährliche 
Munitionsdepot auf der Westerplatte verlangen. Natürlich wurde 
dem Völkerbund auch klar gemacht, daß dieses Munitionsdepot durch 
polnische Truppen beschützt werden müsse. So sitzt also heute in 
Danzig zwar ein englischer Gouverneur, aber Frankreich weiß dessen 
Stellung dadurch unwirksam zu machen, daß es seine Polen militärisch 
an der Weichselmündung einnistet! Wie gesagt, dieses uns Deutsche so 
nahe berührende Beispiel zeigt im Kleinen die emsige französische Wühl- 
arbeit gegen England und das Bestreben, überall französische Stütz- 
punkte gegen England zu gewinnen und auszubauen. 


WELTSCHAU. 
DIE DEUTSCH-ENGLISCHEN HANDELSBEZIEHUNGEN. 
Von Gilbert C. Layton, Herausgeber des „Economist“, London. 


Der vor kurzem von der englischen Regierung herausgegebene Bericht über die 
Verschiebungen der internationalen Handelsbeziehungen durch den Krieg ist sicherlich 
eine der interessantesten volkswirtschaftlichen Untersuchungen und durchaus ge- 
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eignet, auch für andere Länder zur Grundlage wichtiger Betrachtungen zu dienen. 
Er ist insbesondere für Deutschland, das stets einer der besten Kunden Englands ge- 
wesen ist, von höchstem Wert, denn die Untersuchungen über die Gestaltung der deutsch- 
englischen Handelsbeziehungen nehmen einen großen Raum des Berichtes in Anspruch. 

Nicht nur vom rein britischen Standpunkt ist schon die Tatsache äußerst bedeut- 
sam, daß der Anteil Groß-Britanniens am Welthandel — es wurden hierzu die 
Handelsstatistiken von 157 verschiedenen Ländern herangezogen — von 13,02% im 
Jahre 1913 auf 14,03%, im Jahre 1923 gestiegen ist. Diese scheinbar günstige Ent- 
wicklung wird aber durch die Feststellung getrübt, daß der Gesamtumfang des Welt- 
handels erheblich zusammengeschrumpft ist, sodaß der gegenwärtige Umfang 
der englischen Ausfuhr rein mengenmäßig nur etwa 75% des Ausmaßes vom Jahre 1913 
ausmacht. Noch schlimmer liegen die Verhältnisse für Deutschland, dessen Ausfuhr 
im ganzen genommen im Jahre 1923 nach den Feststellungen des Ausschusses nur 
etwa 59,9 % des Umfanges vom Jahre 1913 betrug und dessen Ausfuhr an reinen 
Fertigfabrikaten auf etwa 66, 7 % eben dieses Umfanges gesunken war. Unter den 
Konkurrenten Deutschlands zeigt Belgien einen Rückgang seiner Ausfuhr der Vor- 
kriegszeit gegenüber, während Frankreich und noch mehr die Vereinigten Staaten ihr 
Ausfuhrgeschäft erheblich vergrößern konnten. Hier macht sich bei Frankreich der 
Zuwachs wichtiger Industriegebiete und bei den Vereinigten Staaten der ungeheure 
Aufschwung der Industrie während des Weltkrieges ziffernmäßig im Welthandel be- 
merkbar. Ein Vergleich des Ausfuhrhandels der wichtigsten Konkurrenten Deutsch- 
lands hinsichtlich der Werte im Jahre 1913 und 1923, sowie derjenigen Werte, die sich 
durch Umrechnung unter Zugrundelegung der Preise vom Jahre 1913 ergeben, ergibt 
folgendes Bild. 


1913 1923 
Verhältniszahl 
tatsächliche tatsächliche Wert auf Grund- | der Spalte 3 
Werte Werte lage der Preise zul 
von 1913 
1 2 3 4 
Deutschland 
(in Milliarden Goldmark) | 
Gesamtexport . ...... 10,1 6,1 5,3 52,9 
Export von Fertigfabrikaten 6,8 5,2 4,5 Ä 66,7 
Belgien | 
(in Milliarden Francs) 
Gesamtex port 3,6 8,9 2,3 62,9 
Export von Fertigfabrikaten 1,8 6,3 1,6 90,9 
Frankreich 
(in Milliarden Francs) 
Gesamtexport . . . 2... 6,9 30,4 7,3 106,1 
Export von Fertigfabrikaten 4,2 19,7 4,9 117,4 
Ver. Staaten 
(in Milliarden Dollar) 
Gesamtex port. 2,5 4,1 2,9 119,4 
Export von Fertigfabrikaten 1,9 3,8 2,6 148,2 


Äußerst interessant sind auch die Feststellungen des Ausschusses bezüglich des 
Einflusses der Zollpolitik auf den Welthandel. Hier hat sich entgegen allen Er- 
wartungen aus den wissenschaftlichen Berechnungen die erstaunliche Tatsache ergeben, 
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daß die Zollerhöhungen in vielen Ländern der Welt durchaus nicht mit den steigenden 
Preisen der Welthandelsprodukte gleichen Schritt gehalten haben, sodaß in vielen 
Fällen die Zollbelastung wichtiger Handelserzeugnisse heute geringer ist als vor dem 
Kriege. Allerdings macht der Bericht hier gleich auf die Möglichkeit bedeutender Zoll- 
erhöhungen in vielen Ländern aufmerksam, wobei auf die weitgehende Industrialisie- 
rung von ehedem landwirtschaftlich eingestellten Ländern hingewiesen wird. Immer 
mehr versuchen diese Länder ausländische Erzeugnisse durch hohe Zollmauern aus- 
zuschließen und ihren Eigenbedarf durch die während des Krieges entstandenen oder 
ausgebauten Industriezweige zu decken. So ist z. B. die Anzahl der Baumwollspindeln 
in Japan, China, Indien und Brasilien von etwa 10 Millionen im Jahre 1913 auf beinahe 
18 Mill. im Jahre 1924 gestiegen. Die Anzahl der im Kraftbetriebe laufenden Baum- 
wollwebstühle in Indien und Japan hob sich in der Zeit von 1913—1922 von 120000 auf 
200000. Die Jahresproduktion von Stahl in Japan, China, Indien und Australien war 
vor dem Kriege etwa 360000 tons im Jahre 1922 aber etwa 858000 tons. 

So unerfreulick diese Entwicklung vom Standpunkte des englischen und natür- 
lich auch des deutschen Exporthandels ist, so besteht doch die Möglichkeit cines 
teilweisen Ausgleiches. Naturgemäß befassen sich nämlich die neuen Industrie- 
zweige infolge der geringen Erfahrung nur mit der Herstellung einfacherer und gröberer 
Waren, sodaß den deutschen und englischen Fabrikanten noch ein weites Feld der Be- 
tätigung in dem Export veredelter oder reiner Qualitätswaren verbleibt. Es mag auch 
darauf hingewiesen werden, daß die Entstehung neuer Industriezweige und ihr Ausbau 
einen ständigen Bedarf für Maschinen und Halbfabrikate aller Art entstehen läßt, 
und daß sich das Auf blühen gewisser Industriezweige in bisher industriell unentwickelten 
Ländern mit einer Steigerung des Wohlstandes dieser Gebiete und damit mit einer er- 
höhten Kaufkraft verbindet. Das Problem für Deutschland läuft letzten Endes 
daraufhinaus, sich den veränderten Handelsverhältnissen des Weltmark- 
tes nach bester Möglichkeit anzupassen, um auf diese Weise den Prozentsatz 
seines Anteiles am Welthandel wieder auf die alte Höhe zu bringen. 

Daß Deutschland diesen Aufgaben gewachsen ist, ist nicht nur die Überzeugung der 
Führer der englischen Industrie, sondern auch die Meinung der Persönlichkeiten, die 
den oben erwähnten amtlichen Bericht aufgesetzt haben und die sich aus Geschäfts- 
leuten, Volkswirtschaftlern und Vertretern der Arbeiterschaft rekrutierten. Während 
man unter den ungünstigen Faktoren der deutschen Wirtschaft vornehmlich den Ver- 
lust wichtiger Industriezweige im Elsaß und in Oberschlesien aufzählt und den Zwang 
anerkennt, unter dem Deutschland heute auf dem Weltmarkte für eine erhebliche Menge 
seiner Rohstoffe, wie Eisen, Blei und Zinkerze, sowie Kohlen auftreten muß, ferner 
der Mangel an Betriebskapital und die Schwierigkeiten bei der Rückzahlung der von eng- 
lischer und amerikanischer Seite gewährten Kredite voll würdigt, weist man anderer- 
seits auf den Erfolg der Wiederaufbauarbeit in vielen Industriezweigen, auf das Er- 
starken der Handelsmarine, die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen, den Ausbau der 
Häfen und Wasserstraßen und der großzügigen Anwendung der elektrischen Kraft als 
Betriebsmittel hin. Die hieraus gezogene Schlußfolgerung ist die, daß Deutschland in 
vielen Industriezweigen in derLage sein müsse, mehr zu produzieren als im Jahre 1914, 
und daß die Geschichte der deutschen Industrieentwicklung gezeigt habe, daß Deutsch- 
land wohl in der Lage sei, sich den veränderten Verhältnissen auf dem 
Weltmarkte mit Geschick anzupassen. 


DIE DEUTSCHE HANDELSFLOTTE VON HEUTE. 


Bei Ausbruch des Weltkrieges stand die deutsche Handelsflotte mit 5098000 Br.- 
Reg.t unter den Handelsflotten der Welt hinter England an zweiter Stelle und, wenn 
es ihr vergönnt gewesen wäre, weiterhin in der gewohnten Weise organisch weiterzu- 
wachsen, würde sie aller Voraussicht nach heute einen Gesamtschiffsraum von über 
8000000 Br.Reg.t besitzen. Das Schicksal hat es anders gewollt, und heute steht die 
deutsche Handelsflotte, die nach der schmählichen Auslieferung auf wenige 100 000 Br.- 
Reg.t herabgesunken war, dank der erfolgreichen Arbeit ihrer Unternehmer mit 
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2856000 Br.Reg.t bereits wiede ran fünfter Stelle unter den Handelsflotten der Welt, 
nämlich hinter Groß-Britannien, den Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und 
Frankreich. 

Man hat früher berechnet, daß auch die glänzende Flotte der Vorkriegszeit nur etwa 
zur Hälfte den Transportbedarf des an Rohstoffen reicheren Deutschlands bewältigen 
konnte. Die deutschen Handelsschiffe von heute sind daher in erster Linie Frachtfahrer. 
Unter diesen ist das Segelschiff in der Großschiffahrt praktisch verschwunden, während 
vor dem Weltkrieg immer noch ein beträchtlicher Teil der Frachten mit Seglern trans- 
portiert wurde; 1914 waren noch 8,06%, des Weltfrachtraums unter Segel, 1925 sind 
nur noch 3,50 % unter Segel. Die vorhandenen Schiffe werden mehr oder weniger auf- 
gebraucht und dienen vielfach Schulzwecken, als sog. frachtfahrende Schulschiffe, 
weil das Segeln immer noch der ideale und vorläufig durch nichts zu ersetzende Lehr- 
meister für die heranwachsende Generation im Kampf gegen Wind und Wellen ist. Der 
Schwerpunkt liegt damit beim Frachtschiff mit Maschinenantrieb; dieses ist allerdings, 
um im verschärften Wettbewerb bestehen zu können, größer geworden; vor dem Welt- 
krieg hatte das Frachtschiff eine Durchschnittsgröße von 4—5000 Br.Reg.t, heute 
ist diese Durchschnittsgröße auf 5—7000 Br.Reg.t gewachsen; bei Spezialschiffen für 
den Erz- oder Öltransport rechnet man bereits mit Schiffsgrößen bis 20 000 Br. Reg. t. 
Auch die Durchschnittsgeschwindigkeit ist nicht stehengeblieben; sie beträgt heute 11 
bis 13 Knoten (Seemeilen in der Stunde) gegenüber 9 bis 10 Knoten vor dem Kriege. 
Schließlich hat der Weltkrieg, der auf allen Gebieten das Vordringen des Explosions- 
motors beschleunigt hat, ein immer stärkeres Auftreten des-Motors als Antrieb für die 
Schiffahrt an Stelle der Dampfmaschine und der Dampfturbine gebracht; 1914 waren 
0,45% des Weltfrachtraums mit Motoren angetrieben, 1925 werden bereits 4,20%, des 
Weltfrachtraums mit Motoren bewegt. Das Motorschiff wird auch weiterhin an Be- 
deutung gewinnen, weil bei ihm durch Wegfall der Heizräume an Personal für Heizen 
und Kohlentrimmern gespart wird und weil das Öl leichter als die Kohle auch in sonst 
schlecht verwendbaren Räumen an den Schiffsenden und im Doppelboden unterge- 
bracht werden kann. Fußend auf ihre Erfahrungen schon vor dem Kriege hat die Ham- 
burg-Amerikalinie eine Motorschifflinie nach Ostasien eingerichtet und auf ihr die 
6300 Br.Reg.t großen Schiffe der „Rheinland“-Klasse laufen, die einen Fahrbereich 
von 25000 Seemeilen haben. 

Auf den vergrößerten und beschleunigten Frachtdampfern ist es technisch nicht 
schwer, auch Fahrgäste unterzubringen, weil die moderne Art der Unterbringung in 
den Aufbauten die Aufnahmefähigkeit im Schiffsraum wenig beschränkt. Wir finden 
daher an der Stelle der früheren reinen Passagierdampfer heute fast nur gemischte 
Passagier- und Frachtdampfer, einen Schiffstyp, den Ballin seit den 90er Jahren ent- 
wickelt hat. Auch die neuen Nordamerika-Dampfer „Deutschland“ und „Albert 
Ballin“ der Hamburg-Amerika-Linie und ‚‚München“ und „Stuttgart“ des Nord- 
deutschen Lloyd sind gemischte Personen- und Frachtdampfer. Die gleichzeitige Unter- 
bringung von Passagieren und Fracht hat für die Reederei den Vorteil, daß sie mit 
Ertrag arbeitet, auch wenn ein Teil z. B. der Passagierverkehr stockt. Weiterhin ist zu 
beobachten, daß sich mehr und mehr eine Verteilung der verschiedenen Klassen auf 
verschiedene Schiffe vollzieht; man war vor dem Kriege gewohnt, daß sich auf den 
modernen Ozeanriesen neben den Räumen, in denen der höchste Luxus entfaltet wurde, 
solche befanden, in denen das tiefste Elend herrschte. In den Jahren unmittelbar vor 
dem Weltkrieg wurde für Auswanderer germanischer und angelsächsischer Abkunft an 
Stelle des offenen Wohndecks die sog. III. Klasse geschaffen, in welcher die Reisenden 
ebenfalls in Kabinen, allerdings zu 4 und mehr Personen untergebracht sind. Als der 
Weltkrieg ausbrach, hatte der Norddeutsche Lloyd bereits seinen ältesten Schnell- 
dampfer „Kaiser Wilhelm der Große“ zum reinen III. Klasse-Schiff umgebaut. Das 
Prinzip der Schaffung reiner Auswandererschiffe wird jetzt allenthalben befolgt mit dem 
Vorteil, daß auf derartigen Schiffen der Auswanderer ebenso Zutritt zu den ange- 
nehmen Teilen des Schiffes, zu Licht und Luft, hat, wie auf den Luxusdampfern der 
verwöhnte Globetrotter. Als Schiffe dieser Art sind die Dampfer ‚‚Thuringia‘“ und,, West- 


BÜCHERSCHAU 439 


falia“ der Hamburg-Amerika-Linie anzusprechen; die neuesten Vertreter dieses Typs 
sind die beiden 14000 Br.Reg.t großen Motorschiffe „Monte Sarmiento‘ und ‚Monte 
Olivia“ der Hamburg-Südamerikanischen Dampfschiffahrtsgesellschaft, welche in 
diesem Jahre vollendet wurden. 

Im Qualitätsverkehr höchster Vollendung hat Deutschland einst die führende 
Rolle gespielt; sind doch von den 8 größten Schiffen der Welt (über 30000 Br.Reg.t) 
5 auf deutschen Werften gebaut und davon 4 durch das Friedensdiktat in die Hände 
Englands und der Vereinigten Staaten gelangt. „Imperator“, „Vaterland“ und „ Bis- 
marek“ oder wie sie heute heißen,, Berengaria“, „Leviathan“ und „Majestic“ sind noch 
heute unübertroffen und die beste Reklame für die deutsche Industrie. Nur das kleinste 
Schiff unter den 8 Riesen, der, Columbus“ des Norddeutschen Lloyd (32 000 Br. Reg. t), 
trägt die deutsche Flagge übers Meer und läßt uns hoffen, daß neue . Wunder- 
werke der Technik folgen werden, wenn die Zeiten wieder besser sind. 

Seit der Stabilisierung der deutschen Währung sind auch die in früheren Zeiten so 
beliebten Erholungsreisen zur See wieder aufgelebt. Der Reisende kann auf bequemste 
Weise seinen Gesichtskreis erweitern und das Geld, das bei gewöhnlichen Auslandsreisen 
in die Taschen der ausländischen Fremdenindustrie fließt, bleibt in der Hauptsache im 
Lande. Neben den alten Weltredeereien führen heute Erholungsreisen die Hugo Stinnes- 
Linien mit dem Dampfer „General San Martin“ und die neue Reederei Viktor Schuppe 
mit dem Dampfer, Peer Gynt“ aus. 

Wer heute die deutschen Seehäfen besucht, wird nicht mehr wie in den vergangenen 
Jahren, das niederdrückende Gefühl haben, daß zwar die großartigen Anlagen deutsch 
sind, daß aber die Schiffe, die aus- und einlaufen und damit erst dem ganzen Organis- 
mus das Leben geben, fast sämtlich fremde Flaggen führen, sondern er wird die deutsche 
Flagge gerade auf den technisch interessantesten Dampfern und Motorschiffen wehen 
sehen. Der trotz aller Erschwerungen unserer ehemaligen Gegner wieder erreichte 
Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte gibt uns die Hoffnung, daß auch andere 
Gebiete, wie der Überseehandel und die Betätigung in tropischen Gebieten sich durch 
deutsche Arbeit wiederaufbauen lassen trotz aller Schwierigkeiten, die heute noch ent- 
gegenstehen. Archivrat Dr. Hermann Pantlen, Mitglied des Reichsarchivs. 


BÜCHERSCHAU 


MITTELEUROPA IN ÖSTLICHER ORIENTIERUNG. 


Gegen den Paneuropa-Taumel, der mit seiner westlerisch-demokratischen 
Einstellung so wenig geeignet erscheint, Deutschland seine innere und äußere Selbst- 
ständigkeit und dieihm eignenden staatlichen Lebensformen zurückzugeben, regt sich all- 
mählich eine neue Richtung, die das Heil nicht in dem großen Kuddelmuddel der,, Vereinig- 
ten Staaten von Europa“ sucht, sondern in einer starken Zusammenfassung der deutschen 
Kräfte in Mitteleuropa und ihrer Einwirkung auf die Nachbarn in den östlichen Gebiecen. 

Von zwei im inneren Wesen grundverschiedenen und doch geopolitisch verwandten 
Zielen zustrebenden Schriften wollen wir hier Notiz nehmen, da sie gerade in ihrer 
knappen Zusammenfassung recht anschaulich dartun, wie für das Streben nach 
einem neuen Deutschland die Blickrichtung dieselbe sein kann, gleich- 
viel ob der Verfasser aus dem deutschnationalen oder ob er aus dem 
sozialdemokratischen Lager kommt. Nachdem die bis zum Kriegsausbruch 
lediglich negierende Sozialdemokratie durch die Ereignisse zur Staatsbejahung, teil- 
weise sogar zur Staatsleitung geführt worden war, machen sich „jungsozialistische“ 
Strömungen geltend, die entschlossener als die alten Zahlabend-Funktionäre auch in 
der Theorie die Abkehr von der Staatsverneinung begründen und selbständige Ge- 
danken einer deutschen Außenpolitik entwickeln wollen. 

Sie kommen u. a. zum Wort in der Schriftenreihe des „Firn“, die unter dem Sam- 
meltitel „Der deutsche Arbeiter in Politik und Wirtschaft“ erscheint. Der 
Herausgeber, Ernst Niekisch, selbst ergreift im neuesten Heft dieser Schriftenreihe 
(Verlag der Neuen Gesellschaft, Berlin-Hessenwinkel) das Wort zu „Grundfragen 
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deutscher Außenpolitik“. Er sieht die größte Gefahr für die künftige selbständige 
Lebensfähigkeit Deutschlands in der westlichen Einstellung, ist ein Gegner des Dawes- 
Plans, unseres Eintritts in den Völkerbund und fordert eine selbständige deutsche 
Außenpolitik mit östlicher Einstellung. A 
Mit Martin Spahn, dem Verfasser der ausgezeichneten Schrift „Mitteleuropa 
und das deutsche Volk“ (zu beziehen durch die Geschäftsstelle des Politischen 
Kollegs, Berlin W 30) geht er einig in der Ablehnung der deutschen Schicksalsbestim- 
mung durch Nachahmung des westlerischen Parlamentarismus und Kapitalismus, in 
der Betonung der führenden Stellung des Deutschtums in Mitteleuropa und in der 
östlichen Blickriehtung. In der Wahl der Mittel und Wege aber unterscheidet Niekisch 
sich von Spahn grundlegend, wenn er das Heil in einer Annäherung der deutschen Staats- 
form an die sowjetrussische sucht, d. h. äußerlich in einem engen Zusammengehen mit 
diesem Sowejetrußland, wie esist, innerlich in der Führung der deutschen Staats- 
geschäfte durch die deutsche Arbeiterschaft. Der Historiker Martin Spahn geht ungleich 
dem Sozialpolitiker Niekisch von geopolitischen Gesichtspunkten aus, betrachtet die 
mittel- und osteuropäischen Lebensräume, den natürlichen Beruf des Deutschtums zum 
Zusammenschluß und zur Führung in diesen gegebenen Räumen., Kann Mitteleuropa von 
den Franzosen gegen uns gestaltet werden, so wird damit unserer geschichtlichen Geltung 
ein Ende bereitet. Denn wir verlieren den Raum, in dem wir uns von Natur betätigen 
müssen. Gestalten wir dagegen Mitteleuropa, so werden wir dadurch aufs neue zum 
Führervolke Europas werden. Welch eine Zukunft harrt unseres Vaterlandes, wenn seine 
akademische Jugend beizeiten begreift, wofür sie sich zu schulen, worauf sie sich vor- 
zubereiten hat! Zum ersten Malin unserer tausendjährigen Geschichte ist nicht dieser 
oder jener Stamm, sondern unser ganzes Volkstumlebendig und in Bewegung. Es 
bedarf nur der Richtung. Die Überzeugung, der Glaube muß über uns kommen, daß auch 
unserem Volke eine Sendung beschieden wurde! Die Sendung heißt: Mittel-Europa!“ 
Die aus westlicher Doktrin übernommene Form der reinen Parlamentsherrschaft 
lehnt Spahn ausdrücklich, aber auch Niekisch, der von Eduard Bernstein ‚„nationa- 
listischer“ Politik geziehen wird, dem Sinne nach ab. Wo der deutsche Sozialdemokrat 
und der Deutschnationale einander genäherten Zielen zustreben, zeigen sie uns die 
Möglichkeit selbständiger deutscher Außenpolitik und ihre Aufgaben. Wo die Wege 
sich weit voneinander trennen, regen sie zum Nachdenken über die etwaigen Möglich- 
keiten an, aus der übergeordneten Ablehnung rein westlerischer Motive heraus für 
Deutschland und das mitteleuropäische Deutschtum auch innerlich die geeignetenneuen 
Formen des staatlichen Lebens herauszuarbeiten. AD: 


WALTHER SCHMIDT: GEOGRAPHIE DER WELTHANDELSGÜTER. 2. Teil: 
Pflanzliche und tierische Nahrungs- und Industriegüter. Ferdinand Hirt, Breslau 1925. 
In Heft 8 dieser Zeitschrift haben wir kurz auf den ersten Teil der wertvollen 
Arbeit von Professor Walther Schmidt-Cöthen hingewiesen und sie als eine Sammlung 
von Bausteinen für die Geoökonomie empfohlen. Der zweite Teil mit seinen vielen 
aufschlußreichen Karten und Diagrammen kann den günstigen Eindruck nur be- 
stärken. In dem zusammenfassenden Schlußabschnitt wird dem Leser mit erschüt- 
ternder Deutlichkeit vor Augen geführt, wie Europa, früher auch wirtschaftlich der 
Herr der Welt, die Entwicklung von der Herrschaftsstellung zur Abhängigkeitsstellung 
durch den Weltkrieg in rasendem Tempo beschleunigt hat, wie sich in Gesamtamerika 
einerseits, in den ost- und südasiatischen, australisch-ozeanischen Gebieten anderseits 
Wirtschaftskörper entwickeln, die ihrer Natur nach zu immer größerer Selbständigkeit 
zu gelangen vermögen, wogegen der europäisch-vorderasiatisch-afrikanischeGesamtkom- 
plex vergleichsweise in stärkerer Abhängigkeit vom Weltmarkt verharrt. Europa selbst 
hat in seinen früheren Herrschgebieten neue Wettbewerber großgezogen und sich in eine 
Stellung hineinmanövriert, die viel Gefahrenpunkte bietet. Verselbständigungsmöglich- 
keiten, die im Raume Mittel- und Osteuropa-Vorderasien gegeben sind, können unter 
den heutigen politischen Verhältnissen nicht ausgenutzt werden. Ob es in absehbarer 
Zeit möglich wird, ist eine Zukunftsfrage von entscheidender Bedeutung. A-D: 


Schärfste Zusammenfassung der Ergebnisse der neue- 


sten Forschung, kurze, prägnante, straffe Gliederun 
lebendige, die Zusammenhänge klar herausarbeitende 


Darstellung sind die Vorzüge des Bandes III von 
Reimanns Weltgeschichte: 


RÖMISCHE GESCHICHTE 


VON FRIEDRICH CAUER. 216 Seiten. 80. Geb. Mk. 5.— 


Eine Besprechung von den zahlreichen, die einmütig 
in der Anerkennung sind: „Die bereits vorliegenden 
Bände (Bd.ı,2,4,6) zeigen, daß dem Unternehmen ein 
recht glücklicher Gedanke zugrunde liegt. Reimanns 
Weltgeschichte wird hervorragend geeignet sein, Stu- 
denten, Lehrer und weitere Kreise der Gebildeten 


in die Ergebnisse der modernsten Forschung einzu- 


führen.“ „Die Hilfe“: W. Mommsen. 
R. OLDENBOURG, MUNCHEN U. BERLIN 


DIE ORTSNAMENKUNDE 


befindet sich seit geraumer Zelt in kräftigem Aufschwung. War sie früher melst 

Ollettanten überlassen, so sind es jetzt immer mehr auf der Höhe der Wissen- 

schaft stehende Männer, die sich die Beschäftigung mit ihr zur Lebensautgabe 

machen. Kein Wunder angesichts des ungewöhnlichen Wertes, den die Topo- 

nomastik besitzt. Einer erfolgreichen Entwicklung der Ortsnamenkunde trat 

bisher der Mangel eines eigenen Organs entgegen. Daher erfüllt die neu Ins 
Leben getretene 


ZEITSCHRIFT FÜR ORTSNAMEN-FORSCHUNG 


HERAUSGEGEBEN VON DR. JOSEPH SCHNETZ, MÜNCHEN 


ae a gehegte Wünsche. Die Zeitschrift erscheint In Jahrgängen von je drei 
Lieferungen. Preis des Heftes etwa M. 4.50. Beg. d. Erscheinens: Oktober 1925. 


AUFGABENKREIS: Erforschung der Ortsnamen Im weitesten Sinne auf dem 
Boden strenger Wissenschaftilchkelt. Untersuchung der Namen Indogerma- 
nischen Ursprungs ohne Beschränkung aufbesondere Länder oder Sprachen, 


DURCHFÜHRUNG: In erster Linie OrlgiInalabhandlungen. Daneben ständige 
Orientierung der Leser durch Rezensionen, kritische Referate usw. 


GRENZGEBIETE: Neben der Sprachwissenschaft verknüpfen die Ortsnamen- | 
kunde Fäden mit der Prählstorle, Geschichte, Volkskunde, Wirtschafts- und 
Kulturgeschichte, Geographle, Botanik usw. | 


MITARBEITER: Namhafte Gelehrte Internationalen Rufes aller Länder. Die Bel- 
träge englischer und französischer Mitarbeiter erscheinen in Originalsprache, 


Ausführlicherachtseitiger Prospekt steht auf Wunsch kostenlos zur Verfügung. 


R.OLDENBOURG, MÜNCHEN UND 1 
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DAS PÄDAGOGISCHE 
PROBLEM IN DER GEISTES: 
GESCHICHTE DER NEUZEIT 


VON PROFESSOR DR. HERMANN LESER, ERLANGEN 


BAND I 


RENAISSANCE UND 
AUFKLÄRUNG IM 
PROBLEM DER BILDUNG 


604 Seiten. Gr. 8° Broschiert M. 23.— Leinen M. 26.— 


Aus dem Inhalt: Einleitung: Mittelalter und Neuzeit / 1.Teil: 


Renaissance und Humanismus / Reformation / Melanchthon und die 
Synthese von Reformation und Humanismus / Nachreformatorisches. 
2. Teil: Der Geist der Aufklärung und seine Überwindung durch 
Rousseau / Die neue geistige Lage in Frankreich und England „Die 
deutsche Didaktiker / Die ausgeprägten Bildungsideale / Pietismus 
und Realschulwesen /Vertiefung und Überwindung der Aufklärung vor 
Rousseau / Rousseau / Die Ausläufer der Aufklärung. 


Die immer umlassendere Entwicklung der pädagogischen Idee wird 

vom systematischen Gesichtspunkte aus auf historischer Grundlage 

verfolgt. In der Darstellung werden die behandelten Probleme vor den 

Augen des Lesers aus dem historischen Werk herausgearbeitet und 

entwickelt. Die Ausblicke und Ergebnisse sind ebenso überraschend 
wie interessant und wertvoll. 


Band Il und Ill erscheinen Ausführlicher Prospekt 
Anfang bezw. Ende 1926. D auf Wunsch kostenlos! 


R. OLDENBOURG / MÜNCHEN UND BERLIN 


Hierzu eine Beilage der Verlagsbuchhandlung Ferd. Enke, Stuttgart. 


Verantwortl. für den politischen Teil: A. Ball, Berlin, für den wirtschaftlichen Teil: Dr. A. Dix, 8 
lin, für die Anzelgen: Gerd F reericks, München. 


Druck: R. Oldenbourg, München, 


IWELTPOLITIK® 
WEITWIRTSCHAFT 


HERAUSGEBER: 
ALFRED BALL UND 
ARTHUR DIX 


Heft 127 München, Dezember 1925 / Band ı 


INHALTS-ÜBERSICHT: 
FREIHERR VON RHEINBABEN : Deutsche Zukunfts- 


o eme 

SVEN VON MÜLLER: Wirtschaft und Außenpolitik 

Dr. OTTO BLECK: Finnland nach dem Weltkriege 

Dr. JOSEF WINSCHUH: Deutsche Grenzenpolitik 

ELBERT H. GARY / GEORGE E. ROBERTS: Der 
Weltgläubiger | 

SIR JOSIAH STAMP / GILBERT C. LAYTON: Bri- 
tische Wirtschaftsaspekte 

H. VON KÖPPEN: Zum Kartellabbau _ 

Dr. ARTHUR DIX: Option zwischen West und Ost 

Weltschau: BISSING 

Bücherschau / Büchereingfinge 


Preis vierteljährlich M. 5.—, Einzelheft M. 1.80 


VERLAG R. OLD ENB OU RG 
MÜNCHEN BERLIN 


erun bedin Die Zeitfchrift „Weltpolitik und Weltwirtfchaft” erfcheint 
Lieferungsbedingungen: monatlich einmal und kann innerhalb Deuiſchland 
durch die Poft, vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden, und zwar: 

Durch die Poft fowohl im Inland wie im Ausland vierteljährlih zu GM. 3.—. 

Durch den Verlag halbjährlich im Inland zu GM.10.-, im Ausland ganz- 
jährlich zu GM. 21.— einfcließlich Porto gegen Voreinfendung des Betrages (Polt- 
fcheckkonto München 4412). 

Die Lieferung erfolgt auf Gefahr des Empfängers. Koftenlofe Nachlieferung zu Verluft 
geratener Hefte erfolgt nicht. Überweifungen gehen zu Laften des Beſtellers. 

Beanftandungen wegen Ausbleibens einzelner Hefte wollen nicht beim Verlag, ſondern 
bei der in Betracht kommenden Zuſtell-Poſtanſtalt vorgebracht werden. 

Abbeſtellungen müffen mindeſtens zwei Wochen vor Beginn eines neuen Halb- 
jahres erfolgen. 

Mitteilungen und Sendungen an die $Schriftleitung find zu richten an 
die Herren Alfred Ball und Dr. Arthur Dix, Berlin W. o, Linkftraße 25/lll. [Fern- 
ruf: Nollendorf 3663-67, Telegrammanfdrift: Transatlantic Fuggerhaus Berlin.) 

Beiträge von Auffätzen, Buchbefprechungen ufw. wollen erft nach vorheriger Anfrage 
bei der Schriftleitung eingeſandt werden. 

Nachdruck von Originalartikeln ift nur mit Genehmigung der Schriftleitung und mit 


geltattet. 

Mitteilungen, welche den Zeitfchriftenverfand, den Anzeigenteil und fonftige ge[chäft- 
liche Angelegenheiten betreffen, fowie Befprechungsftüdke von Büchern find zu 
rihten an den Verlag R. Oldenbourg, eg Glückftraße 8 (Ferniprecer 
249 31-249 34, Telegrammanfcrift Oldenbourg München). 

Sonderabdrucke werden nur auf befondere Beſtellung beim Verlag und gegen Er- 
ftattung der Selbftkoften geliefert. Den Verſaſſern von Originalartikeln ftellen wir bis 
zu 10 Stück des betreffenden vollftändigen Heftes koftenfrei zur Verfügung, wenn ein 
dahingehender Wunſch bei Einfendung der Handſchrift mitgeteilt wird. Beſtellungen 
von Sonderdrucken oder Heften, die erſt nach Drucklegung eines Hefles einlaufen, 
können in der Regel nicht berückfichtigt werden. 


Dr. HANS PRECHT ie können die Staaten einem jeden ihrer Bewohner 
Hr Vielfache des heutigen itseinkommens 


Englands Stellung a sana 


und logisch einwandfreie Antwort gibt: 


zur deutschen Einheit DIE PRAKTISCHE LÖSUNG 
1848—1850. srs.» | | „DER SOZIALEN FRAGE 


von Hugo Schüßler, herausgegeben von W. Schüßler, 
Neben dem gedruckten Material hat der Verfasser Preis einschl. Versand 2 Mk., Nachnahme 2.30 Mk. 
die Akten des Berliner und 4. — Staats archives Vom selben Verfasser: 


DAS WESEN DER WELT 
Preis einschl. Versand 1.40 Mk., Nachnahme 1.70Mk. 


_—_ — 1 Hugo Schüßler=Verlag, Berlin-Cp. 
R. Oldenbourg / München- Berlin postscheck · Konto Berlin 14544 


Dr. PIUS DIRR 
Bayerische Dokumente zum Kriegsausbruch 


und zum Versailler Schuldspruch 


Herausgegeben im Auftrag des Bayerischen Landtags. 
3. erweiterte Auflage, 1925. 345 S. Or. 8°. Br. M.3.- 


Die nach Jahresfrist notwendig gewordene dritte Auflage bringt außer kleineren Änderungen und Er- 
gänzungen neu einen Schlußabschnitt zur Einführung: Epilog 1925. Ferner in den Nachträgen die Be- 
richte des bayerischen Militärbevollmädtigten in Berlin aus den letzten Tagen der Krise 1914 im Wortlaut. 


R. OLDENBOURG / MÜNCHEN UND BERLIN 


WELTPOLIIIKUNDWELTWIRTSCHAFT 


HERAUSGEBER: ALFRED BALL UND DR. ARTHUR DIX 
HEFT 12, DEZEMBER 1925 


DEUTSCHE ZUKUNFTSPROBLEME. 
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. RHEINBABEN M.d.R. 


Berlin, den 19. November 1925. 


Wenn auch immer ein gewisses Risiko darin liegt, sich öffentlich über 
künftige Entwicklungen auszusprechen, so muß es der Politiker 
von Zeit zu Zeit dennoch schon deshalb tun, weil das bekannte Bismarck- 
Wort auch heute noch zu Recht besteht: „Politik ist die Gabe voraus- 
zusehen, was gewisse Leute unter gewissen Umständen tun werden.“ 
Und wenn ich daher gerade unter dem heutigen Datum (d. h. einige Tage 
vor der Reichstagsdebatte über Locarno) vom deutschen Standpunkt 
aus einige grundsätzliche Erwägungen über weltpolitische und welt- 
wirtschaftliche Zukunftsprobleme hier niederlegen möchte, so 
muß ich insbesondere dabei, meiner eigenen Überzeugung entsprechend, 
von der Voraussetzung ausgehen, daß der deutsche Reichstag den 
Locarnoverträgen zustimmen wird und daß der damit geschaffene 
politische und völkerrechtliche Zustand die Grundlage dieser künf- 
tigen Entwicklungen bedeutet. Alles Parteipolitische dabei soll hier 
von vornherein ausgeschaltet bleiben. Ich möchte für meine Person nur 
nochmals darauf hinweisen, wie ich auch in diesen Heften in der Reihen- 
folge der Wichtigkeit immer wieder den größten Wert darauf gelegt habe, 
daß die Befreiung der besetzten Gebiete im Westen das oberste Ziel 
deutscher Außenpolitik bleiben muß, daß demnächst die Revision der 
unmöglichen Grenzen im Korridor und in Oberschlesien anzustreben 
sei und daß diesen beiden vornehmsten Zielen schließlich die Frage der 
Regelung der Zukunft Deutsch-Österreichs im deutschen Sinne sich 
anschließt. So sehr ich auch gerade in der jüngst vergangenen Zeit es 
für einen großen Fehler gehalten habe, daß im politischen Meinungskampf 
der deutsche Sinn für Schematismus und Organisation es schließlich 
dahin gebracht hat, daß alle möglichen Verbände, Vereine und neuerdings 
auch sogar politische Parteien aus der Enge und Gebundenheit des 
Fraktionszimmers heraus ihre außenpolitischen Wünsche in detaillierte, 
ellenlange mit Zahlen und Buchstaben versehene Richtlinien und Pro- 
gramme hineingießen und dann höchst entsetzt tun, wenn von der ver- 
antwortlichen und allein alle Widerstände, Hemmungen und Zusammen- 
hänge überschenden Regierung der Punkt 13b oder 17f nicht erfüllt 
wird, so ist es anderseits doch dringend geboten, daß jede verantwort- 
liche Staatsleitung sich über die abgestufte Wichtigkeit anzustrebender 
politischer Lösungen unbedingt klar wird und danach handelt. Hiermit 
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soll wahrhaftig die grundsätzliche und sehr notwendige Kritik 
und Beobachtung der jeweiligen Regierungspolitik durch die 
Parteien nicht etwa unterbunden werden, wohl aber die Wortklauberei, 
das Eingehen auf im großen Zuge der Entwicklung unwesentliche Einzel- 
heiten und das selbständige Hineinregieren einzelner Parteien und Ver- 
bände auf dem so heiklen und schwierigen Gebiet der Außenpolitik! 
Wir rufen fortgesetzt nach Führung, nach einem Staatsmann, nach einem 
„Bismarck“. Aber gerade bei uns erleichtern die öffentliche Meinung und 
die vielseitig in ihr vorhandenen Quertreibereien es einer Regierung nicht, 
unbeirrt ihren außenpolitischen Entschlüssen zu folgen. 

Nun wird hoffentlich bald Locarno hinter uns liegen, und schnell 
drängen sich gewaltige neue Probleme heran. Ich habe schon früher 
einmal in einem dieser Hefte meine Auffassung zu der durch die überall 
plakatierten Schlagworte „Paneuropa“, „Vereinigte Staaten 
von Europa“ teilweise angerichteten Verwirrung der Geister be- 
kundet. Inzwischen hat das Gefühl für herannahende neue Entscheidun- 
gen in bezug auf Dawesleistungen, interalliierte Schuldenregelung, 
Verhältnis des amerikanischen Reichtums zur europäischen Verarmung 
einen ganzen Haufen weiterer Schlagwörter und theoretischer Begriffe 
zur Welt gebracht. In gewissen politischen Konventikeln spricht man 
mit ernster Miene schon von einem bevorstehenden „Weltclearing“ 
als Lösung der heute so verwickelten weltwirtschaftlichen und weltfinan- 
ziellen Zusammenhänge. Alle Rohstoffe der Welt müßten danach von 
einer Stelle gemeinsam nach bestimmtem Schlüssel an die einzelnen 
Länder der Welt verteilt werden, und ähnliche Phantasien mehr. Ich 
fürchte, daß hier nach echt deutscher Art Gedanken und Theorien der 
Wirklichkeit weit vorauseilen und daß sie sich dabei sogar vielfach 
so weit von der Realität der Dinge entfernen, daß überhaupt kein Zu- 
sammenhang zwischen beiden mehr besteht. Ich glaube vielmehr, daß 
die wirkliche Entwicklung sich evolutionär und empirisch langsam 
von einer Wirklichkeit zur anderen gestalten wird und daß die 
Völker genau wie bisher auch in Zukunft erst am eigenen Leibe immer 
noch deutlicher die Folgen des unseligen Friedensschlusses von Versailles 
verspüren müssen, ehe nach London 1924 und Locarno 1925 weitere ent- 
scheidende Maßnahmen zu erwarten sind. Immerhin, das eine läßt sich 
wohl schon heute mit ziemlicher Bestimmtheit vorhersagen, daß nach 
Annahme der Locarno-Verträge die wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Probleme sich wieder in den allerersten Vorder- 
grund drängen werden. Zum Unterschied gegen vergangene Jahre, 
in denen das unselige Reparationsproblem in erster Linie als eine deutsch- 
französische Zwangsangelegenheit betrachtet wurde, wird sich allem An- 
schein nach die künftige Erörterung und Beschäftigung mit wirt- 
schaftlichen und finanziellen Dingen diesmal auf die ganze Welt 
erstrecken, weil man endlich außerhalb der deutschen Grenzen auch bei 
den Völkern selbst zu begreifen anfängt, daß im Einklang mit dem 
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auch von dieser unserer Zeitschrift angestrebten Ziele eine wirklich 
Besserung schaffende Neuregelung nur im Blick auf das Ganze, 
d.h. auf diegroßen Zusammenhänge in Weltpolitik und Welt- 
wirtschaft herbeigeführt werden kann! Ä 

Gewiß ist heute auch bereits ein anderes, daß nämlich trotz London 
und Locarno wir Deutschen eine solche weltwirtschaftliche Verbesserung 
ganz besonders nötig haben. Zwar wurde die Währung stabilisiert, die 
Reparationsverpflichtungen vorläufig geregelt, — aber erst jetzt erkennen 
wir in einer wirklichen Bilanz, welche furchtbaren Wunden Gebiets- 
und Rohstoffkürzung, Revolution, Inflation und Ruhrinvasion der deut- 
schen Wirtschaft geschlagen haben. Das heißt, nicht alle führen die 
jetzige schwere wirtschaftliche Krise, die sich schnell noch immer weiter 
verschärft, auf dieselben Ursachen zurück. Und wie alles in Deutsch-- 
land vom Getriebe der Parteien verwirrt und hin und her gezerrt wird, 
so geschieht dies auch beim Suchen der Erkenntnis dafür, was wir in 
Ansehung und Konstatierung des heutigen Zustandes zum wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau und zu wirklicher und dauernder Gesundung 
gebrauchen. Auch auf diesem Gebiet ist längst ein sehr gefährliches 
Schlagwort erfunden, das bestimmt scheint, die Köpfe in Deutschland 
noch bis zum gegenseitigen völligen Mißverstehen zu erhitzen: „Soziale 
Republik!“ Hiermit soll gemeint sein, daß die „Lastenverteilung“ 
eine bisher völlig unsoziale sei und daß der angeblich immer noch vor- 
handene „Besitz“ noch weit schärfer zu Abgaben und Leistungen an 
den Staat verpflichtet werden müßte. Ich habe sogar das Gefühl, daß 
wir uns nach Zersprengung der bisherigen Regierung sozialpolitisch und 
parlamentarisch sehr leicht gewissen Zuständen nähern können, die der 
krisenhaften Entwicklung des Sommers und Herbstes 1923 nicht un- 
ähnlich sind, wenn auch glücklicherweise inzwischen das Fundament 
des Staates selbst sich erheblich gefestigt hat. Aber was auch immer 
kommen mag, so oder so, wir werden uns irgendwie durch vielleicht 
höchst unerfreuliche parteipolitische Kämpfe und durch die schwere Not 
der Deflationszeit durchwinden müssen, und bei diesem Prozeß wird dann 
durch schmerzhafte Erfahrung am eigenen Leibe hoffentlich auch unser 
Blick für die weltwirtschaftlichen Zusammenhänge, von denen oben die 
Rede war, in zunehmendem Maße sich klären. 

Ich selbst komme soeben von einer längeren Reise nach Amerika 
zurück und hatte nicht zuletzt auf Grund meiner vorjährigen Erfahrungen 
Gelegenheit, mich erneut über die für die nächste deutsche Zukunft so 
entscheidende Rolle Amerikas zu informieren. Meine Leser werden 
sich vielleicht freundlichst jenes Artikels vom Frühjahr des Jahres er- 
innern, dem ich die Überschrift „Die Partie zu Vieren“ gab. Deutsch- 
land, Frankreich, England in Europa, — dazu drüben die große politische 
und wirtschaftliche Macht Amerikas. Meine damalige Einschätzung dieser 
Macht gerade für die allernächste deutsche Entwicklung hat sich noch 
vertieft. So überzeugt gewisse ausschlaggebende Persönlichkeiten in 
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Washington und in New York von der Wichtigkeit ihrer Mission für die 
nächste Zukunft der Welt sein mögen, — man hat im Gespräch mit ihnen 
manchmal den Eindruck, daß sie trotzdem immer noch nicht ganz 
verstanden haben, welche ungeheuere Verantwortung das Schicksal 
andererseits in ihre Hände gelegt hat. Mögen in manchen Ländern 
Europas immer noch die Waffen klirren und militaristische und chauvi- 
nistische Reden geschwungen werden, — es kann nun einmal nicht ge- 
leugnet werden, daß, wenn der Welt wirklich nun eine längere Friedens- 
periode als Reaktion auf den Weltkrieg beschieden sein soll, dann eben 
in einer solchen Periode die Macht des Geldes und der Wirtschafts- 
kraft noch sehr viel größer ist als zu anderen, weniger friedenshungrigen 
und friedensliebenden Zeiten. Und diese Macht liegt nun eben einmal ganz 
überwiegend in den Händen der Männer, die heute das Schicksal der 
Vereinigten Staaten bestimmen. Rein äußerlich kam dies während meines 
Aufenthaltes in Amerika schon dadurch zum Ausdruck, daß ein euro- 
päisches Land nach dem anderen seine Delegation nach Washington 
schickte, um das Schuldverhältnis mit dem großen Gläubiger drüben 
zu regeln — und daraufhin dann neue Kredite und Anleihen 
aufzunehmen. Zwar war eine große Nation dabei nicht mehr vertreten 
— England, das diese schwierige Operation als erster schon seit Jahren 
vollzogen hat. Aber ein ganz besonders befähigter Sprecher Englands, 
der frühere Schatzkanzler Sir Robert Horne, ließ keine Gelegenheit 
vorübergehen, ohne in Betonung der englisch-amerikanischen Solidarität 
auch der Übereinstimmung in der Erkenntnis der heutigen weltwirtschaft- 
lichen Zusammenhänge und Gebundenbheiten zu gedenken. Englands 
führende Männer wissen eben genau, daß ohne Erleichterungen und Ver- 
besserungen der Finanz- und Wirtschaftslage auch in ihrem Lande die 
Zustände alles andere als zufriedenstellend genannt werden können. 
Und wenn jetzt in Besprechungen und im Blick auf die Verträge von 
Locarno ein so großes Gefühl der Befriedigung sich gerade in England 
zeigt, so bedeutet das auf das Wirtschaftliche und Reale übertragen nichts 
anderes, als daß das von der Kriegsverhetzung genesende instinktmäßig 
richtig empfindende englische Volk verstanden hat, daß nur bei schneller 
und energischer allgemeiner Befriedung und Stabilisierung Europas 
auch seine eigene Lage sich wieder bessern kann. 

Anders sieht es noch immer bei einem Teil des französischen 
Volkes aus. Ein kurzer Aufenthalt in Paris auf meiner Rückreise gab 
mir Gelegenheit, mich davon zu überzeugen. Das Hauptinteresse konzen- 
triert sich auf die innere finanzielle Lage, und die Parteien doktern nach 
allen möglichen eigenartigen Rezepten an diesem Problem herum. 
Das alles ist sozusagen ein „Kapitel für sich“. Aber eines möchte ich 
mit allem Nachdruck betonen: Wir haben in Deutschland das aller- 
größte Interesse daran, daßesin Frankreich bald zu einer Sta- 
bilisierung der Währung kommt, weil dadurch endlich erst auch 
dort der letzte Schleier von den Dingen fällt und die Bahn frei gemacht 
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werden wird für eine im Einvernehmen gerade mit Deutschland herbei- 
zuführende Neuregelung der deutsch-französischen und damit der 
europäischen Wirtschaftsbeziehungen. Es kann sehr wohl sein, daß im 
Laufe der nächsten Entwicklung sich sogar eine Art „europäischen 
Solidaritätsverhältnisses“ dafür herausbildet, das die „Verarmten“ 
— und Frankreich wird erst nach seiner Stabilisierung erkennen, wieviel 
ärmer es auch seinerseits geworden ist! — gegenüber dem reichen 
und vorläufig nicht allzu großmütigen Gläubiger Amerika in ganz 
eigenartiger Weise zusammenführt. Ich halte dabei auch meinerseits 
die allgemeine Tendenz durchaus für richtig, die auf eine, die einzelnen 
Nationen Europas wirtschaftlich ergänzende und gleichzeitig gegenseitig 
befruchtende „europäische Handelsvertragspolitik“ hinausläuft. Aber 
wogegen ich mich gewandt habe und wenden werde, das ist, daß durch 
eine übertriebene, laute und nach deutscher Art leider oft falsch geleitete 
Propaganda gerade Deutschland sich zum wirtschaftlichen Präzeptor 
und organisatorischen Neuordner ganz Europas erklärt. 

Wir müssen diese Dinge lieber mehr praktisch und vielleicht auch 
mehr im stillen betreiben, dann werden wir — wenn überhaupt — 
eher und besser zu positiven Resultaten gelangen. In Frankreich herrscht, 
wie gesagt, vorläufig noch kein sehr großes Verständnis für solche Not- 
wendigkeiten, und zweifellos werden dort erst nach erfolgter Stabili- 
sierung sichtbare Ansätze zu etwas Neuem im Sinne dieser Betrachtungen 
zu verzeichnen sein. Eine solche Entwicklung könnte dann sehr wohl auf 
Deutschlands unruhigen und ungebärdigen Nachbarn im Osten, auf 
Polen, übergreifen, das sich, rein finanziell betrachtet, heute von allen 
europäischen Ländern wohl in der schlimmsten Lage befindet. So 
oder so ähnlich könnte also ohne theoretische Schlagworte und Pro- 
gramme, vielleicht aus der Not der Völker heraus, d.h. durch den vorher 
leider als erforderlich bezeichneten Anschauungsunterricht am eigenen 
Wirtschaftskörper so etwas wie „europäische Solidarität‘ begründet 
werden und ins Leben treten. Daß diese sich in keiner Weise gegen 
Rußland, das m. E. ebensowenig wie England je von „Europa“ zu 
trennen ist, zu richten braucht, liegt auf der Hand. Mit voller Absicht 
haben wir wenige Tage vor der Paraphierung der Verträge in Locarno 
einen weitausgreifenden Rechts- und Wirtschaftsvertrag mit 
der Sowjet-Union unterzeichnet, und es ist zu hoffen, daß auch dieses 
Vertragswerk in Kürze die Zustimmung des deutschen Reichstages er- 
hält. Unendlich groß waren dabei die Hemmungen und Schwierigkeiten 
und werden sie bei dem besonderen aufrechterhaltenen System des 
Außenhandelsmonopols in Rußland auch weiterhin sein. Sie 
werden noch vermehrt und vertieft durch die augenblickliche Kredit- 
not in Deutschland. Deutschland kann nicht nur keine langfristigen 
Kredite an Rußland geben, sondern ist selbst auf das dringendste 
darauf angewiesen, die eigenen schon bestehenden Verpflichtungen zu 
prolongieren und neue langfristige, im Zinsfuß erträgliche Anlagen beson- 
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ders amerikanischen Geldes in der deutschen Wirtschaft herbeizu- 
führen. Mag Herr Tschitscherin und das offizielle Rußland gegen. 
Locarno und den Völkerbund wettern, so bleibt das Erstaunliche trotz- 
dem wahr, daß nur durch die Befriedung im Westen, mit dem Westen 
und im engsten Einvernehmen mit Amerika Deutschland und die 
deutsche Wirtschaft die jetzige Krisis überwinden und 
selbst wirtschaftlich und finanziell so erstarken kann, daß 
es wiederum befruchtend auf die russische Wirtschaft ein- 
zuwirken vermag! 

Soweit einige Gedanken darüber, womit wir uns — weltpolitisch 
und weltwirtschaftlich gesehen — in der nächsten Zukunft zu beschäf- 
tigen und mit welchen „Realitäten“ wir in erster Linie zu rechnen haben 
werden. Keine präzisen und exakten Lösungen können heute in wenige 
Worte und Formeln zusammengefaßt werden. Bloß eine Feststellung 
ergibt sich von selbst und springt in die Augen: Wir leben nicht im Still- 
stand und Starrheit, sondern inmitten einer fließenden Entwicklung, 
die mehr oder weniger über die ganze Welt geht und, wie ich hier schon 
neulich einmal sagte: „Neues ist im Werden!“ Ich würde den Zweck 
dieser Zeilen als erfüllt betrachten, wenn meine Leser in der Einschätzung 
und Überlegung deutscher Zukunftsprobleme sich mit diesen neuen 
Entwicklungen und Zusammenhängen befassen und ihr 
politisches Urteil niemals ohne ihre Bewertung abgeben 
würden! 


WIRTSCHAFT UND AUSSENPOLITIK. 
Von Dr. jur. et rer. pol. SVEN VON MÜLLER. 


Wenn wir auch grundsätzlich im Rahmen dieser Monatsschrift 
ein Eingehen auf parteipolitische Fragen ablehnen, so gewinnt der 
Fall Locarno durch die untrennbaren Zusammenhänge zwischen 
Außenpolitik und Wirtschaftsschicksal einerseits, innerpolitischem 
Parteiwesen anderseits doch eine so eigenartige Bedeutung, daß 
wir in diesem Sonderfalle dem Vertreter einer bestimmten partei- 
politischen Auffassung im Rahmen der großen Zusammenhänge 
das Wort geben. 


Richelieu soll den Einwand eines Gegners: „das Volk muß doch 
leben!“ mit der Entgegnung abgetan haben: „je n’en vois pas la nécessité.“ 
Seit den Tagen von Richelieu hat die politische Aufklärung selbst in 
den konservativsten Köpfen ihre Wirkung getan. Das „soziale Gewissen“ 
wurde zu einem unerläßlichen Handwerkszeug für den Politiker jeder 
Parteirichtung. In der Wahlzeit übertrumpfen sich die Redner in gefühl- 
vollen Beteuerungen, und man muß schon ein ganz verstockter Skeptiker 
sein, wenn man aus den Programmen der Parteien nicht das Gelübde 
hört: „unsere erste Pflicht ist, dafür zu sorgen, daß unser Volk leben 
kann.“ 
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In einer Zeit schwerer wirtschaftlicher Not und verantwortungsvoller 
Entscheidungen in der Außenpolitik ist es wohl am Platze, den ganzen 
Wust parteipolitischer Dogmen und hohler Schlagworte einmal beiseite 
zu schieben und die Tragkraft der deutschen Wirtschaft als Grundlage 
unserer politischen Aktionsfähigkeit zu betrachten. Die schönsten 
Erfolge in der Außenpolitik können einen Zusammenbruch der Wirt- 
schaft nicht wettmachen. Alle unsere Anstrengungen sind zurzeit auf 
Erhaltung, unsere Hoffnungen auf den Wiederaufbau gerichtet. Voraus- 
setzung für den Erfolg dieses Kampfes aber ist Ruhe im Inneren und nach 
außen. Unkenntnis oder Überschätzung der wirtschaftlichen Tragfähig- 
keit müssen zu falschen Entschlüssen führen. Heldische Gesten können 
dem einzelnen einen guten Abgang sichern. Der politische Führer sollte 
sie meiden. Sie sind immer gefährlich und häufig lächerlich. 

Vielleicht wird die Invasion deutscher Parlamentarier in 
Amerika eine gute Wirkung haben und den Teilnehmern die objektive 
Beurteilung der deutschen Wirtschaft erleichtern. Ich verspreche mir 
garnichts von der Resignation, die jeder Europäer empfindet, wenn er 
die Stoßkraft der gewaltigen amerikanischen Wirtschaftsmaschine mit 
dem Durcheinandergeratter von Maschinen und Maschinchen in den 
verschiedensten europäischen Produktionsgebieten vergleicht. Davon 
aber verspreche ich mir sehr viel, wenn die Amerikafahrer aus dem 
fremden Kontinent die Erkenntnis heimbringen, daß „Europa“ nicht nur 
die Bezeichnung für einen unruhigen, übervölkerten und entthronten 
Erdteil, sondern Begriff einer wirtschaftspolitischen Schicksalsgemein- 
schaft ist. 

Wir stehen am Scheidewege. Die öffentliche Meinung der 
Welt, made in Washington, verlangt Ruhe in Europa, 
nicht etwa von der hohen Plattform moralischer Überlegenheit, sondern 
aus der geschäftlichen Erwägung, daß weitere europäische Verwicklungen 
die amerikanischen Geldforderungen gefährden und den Welthandel 
beeinträchtigen. Frankreich hat die deutlichen Winke aus Washington 
nicht verstanden oder nicht verstehen wollen. Es ist in den Fehler fast 
aller Sieger verfallen, die eigene Kraft zu überschätzen. Die französische 
Finanzkrise aber wird ohne amerikanisches Entgegenkommen wohl 
kaum eine Lösung finden. Dieses Entgegenkommen wird abhängig ge- 
macht von der Betätigung eines aufrichtigen Verständigungswillens 
Deutschland gegenüber und den Abbau der militärischen Rü:tungen. 
Washington und London stehen in diesen Fragen, wenn auch nicht aus 
gleichen Gründen, brüderlich zusammen. 

Man mag gegen das in Locarno Erreichte einwenden, was man will, 
eine Dummheit dürfen wir nicht begehen, nämlich Frankreich einen 
Vorwand geben, unsere Verständigungsbereitschaft vor der Welt als 
unehrlich denunzieren zu können. Wenn eine politische Partei erklärt: 
„wir verlangen dies und das. Wird das nicht erreicht, spielen wir nicht 
mehr mit,“ so zeugt das von einem so grundlegenden Mißverstehen der 
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Voraussetzungen einer erfolgreichen Außenpolitik, überhaupt der Stel- 
lung Deutschlands in der großen Politik, daß man die Hoffnung aufgeben 
muß, hier eine Basis für ein vernünftiges Abwägen von „Für“ und „Wi- 
der“ zu finden. Wir machen in Deutschland so vielfach den Fehler, die 
Bedeutung unseres Vorhandenseins für andere zu überschätzen. Selbst- 
erkenntnis tut uns aber not. Die wirtschaftliche Statistik der vergangenen 
2 Jahre sollte jeden unangebrachten Optimismus ausschließen. Zu Kraft- 
meiertum besteht wahrhaftig kein Anlaß. Man mag die kriegerischen 
Tugenden unserer Bevölkerung noch so hoch einschätzen, zunächst ist 
einmal die Hauptsache, daß die Franzosen ihre Rüstungen einschränken 
und wir arbeiten und die wirtschaftlichen Grundlagen schaffen, die für 
ein Erstarken politischer Macht Voraussetzung sind. Menschen, denen 
der Krieg als solcher Ziel und Zweck der Politik ist, sollte man einsperren. 
Sie sind gemeingefährlich. 

Kurz nach der Stabilisierung unserer Währung hatte ich Gelegenheit, 
mit Herbette, dem jetzigen französischen Botschafter in Moskau, 
über allgemeine politische Fragen zu sprechen. Zum ersten Male hörte‘ 
ich von ihm für unsere Zukunft die Prognose: „Für Euch ist entschei- 
dend, ob Ihr die nächsten Jahre eure Millionen Industriearbeiter 
durchbringen könnt.“ Mancherlei Faktoren, Reserven aus der Hoch- 
konjunktur der Inflationszeit, allgemeine Unsicherheit der Kalkula- 
tion und ein beneidenswerter Optimismus haben die Lage unserer In- 
dustrie sich nicht in ihrem vollen Ernst auswirken lassen. Die Ereignisse 
der letzten Monate haben vielen die Augen geöffnet. Unser industriel- 
ler Produktionsapparat wurde während des Krieges und der 
Inflation vergrößert, der natürliche Absatzmarkt aber 
dauernd verengt. Man kann in einer zu großen Fabrik, deren Anlagen 
nur zum Teil ausgenutzt werden, nicht auf die Dauer rationell arbeiten. 
Die hohen Generalunkosten, die vielen unproduktiven Ausgaben für 
Instandhaltung verteuern die Produktion in vielen Fällen über die inter- 
nationale Konkurrenzfähigkeit hinaus. 

Organisatorische Maßnahmen, Produktions- und Preiskartellierungen 
können die Krisis, nicht ohne Belastung der Gesamtwirtschaft, hinaus- 
zögern, aber nicht aus dem unwirtschaftlichen Mißverhältnis zwischen 
Produktionsapparat und Produktion zu einer Gesundung anders als 
durch Erschließung neuer Absatzgebiete führen. Der Kampf gegen die 
Kartelle ist ein billiges Schlagwort, das wohl zur Beruhigung der Straße 
in allen Ländern periodisch verwandt wird. Was aber dann, wenn 
der Kampf gegen die Kartelle mit dem Sieg der Staatsautorität endet 
und der industrielle Produktionsapparat im Verhältnis zum Absatz 
stillgelegt wird? Wohin sollen die Millionen, die Brot und Arbeit ver- 
lieren? Volkswirtschaftler und Politiker sind hier in einem schweren 
Konflikt. 

Nehmen wir die Landwirtschaft als politischer Faktor, so zeigt die 
Prätention, mit der wirtschaftspolitische Forderungen gestellt werden, ein 
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erhebliches Überschätzen der eigenen Kraft. Bei der allgemeinen Not- 
lage des deutschen Volkes hat es ein gewaltiges Maß wirtschaftspolitischer 
Einsicht zur Voraussetzung, wenn der Lohnempfänger mit seiner geringen 
Kaufkraft noch einen Zollschutz auf seinen Lebensbedarf tragen soll. 
Die Landwirtschaft, in Sonderheit der Großgrundbesitz, muß sich vor 
Augen halten, daß er sicher die nächsten Jahre das Verständnis aller 
Kreise und Parteien für seine Notlage in Anspruch nehmen muß. An- 
gesichts der Verschuldung der landwirtschaftlichen Großbetriebe ist mit 
der Drohung des Übergangs zu extensiver Wirtschaft garnichts getan. 
Der Landwirt wird die nächsten Jahre um seine Existenz schwer zu 
kämpfen haben und so wirtschaften, wie er mit dem verfügbaren Kapital 
den höchsten Ertrag zu erzielen hofft. Aus politischer Mißvergnügtheit 
wird keiner aus Rübenboden Dauerweide machen. Mit dem „Mut zur 
Armut“ ist volkswirtschaftlich wenig anzufangen, eine Beschränkung des 
persönlichen Lebensstandards wird sich auch ohne Mut ergeben. Aber 
das politisch Bedauerliche an der Entwicklung ist die Tatsache, daß die 
Landwirtschaft und ihr Gedeihen nicht eine Partei, sondern das ganze 
Volk angeht. Wenn das Verständnis für die Notlage der Landwirtschaft 
außerhalb der deutschnationalen Partei gleich Null ist, so liegt das nicht 
an der Mißgunst der anderen, sondern an der unglücklichen Art, deutsch- 
nationale Politik zu treiben. 

Wenn die deutschnationale Partei die Aufgabe erfüllen will, die ihr 
Name und der patriotische Geist der Anhänger ihr zuweisen, dann wird 
es hohe Zeit, einen Strich unter die Parteitaktik der Vergangenheit zu 
machen. Selbstverständlich ist es das Recht jeder Partei, in dem Kampf 
um die Macht auch zu Kriegslisten zu greifen, soweit sie außenpolitisch 
unbedenklich sind. Der Wähler aber darf verlangen, daß diese Kriegs- 
listen auch wirklich listig und vor allem erfolgreich sind. Innerhalb jeder 
Partei besteht die Neigung zur Kritik, und Pflicht der Parteiangehörigen 
ist es, durch weitgehende Selbstdisziplin eine einheitliche Führung zu 
ermöglichen. Im Falle der Deutschnationalen kann mir niemand vor- 
werfen, diese einheitliche Führung zu gefährden, denn sie besteht nicht 
und bestand nicht. Wir werden sie auch nicht bekommen, so lange das 
politische Schlagwort Führer und Geführte berauscht. „Deutschnational 
sein“ darf nicht heißen, aus naßforscher Überheblichkeit die tatsächlichen 
Möglichkeiten nationaler Politik verkennen, sondern der Überzeugung 
leben, daß ein starker nationaler Wille, gepaart mit staatsmännischer 
Klugheit, die Voraussetzung ist, um die Not der Zeit zu überwinden. Eine 
Partei kann zahlenmäßig groß werden, wenn sie ihre Taten den politi- 
schen Gefühlen ihrer Wähler anpaßt. Großes leisten aber kann sie nur, 
wenn die Weitsicht berufener Führer diese Gefühle leitet und in Einklang 
bringt mit den nüchternen Erfordernissen politischer Vernunft. 
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FINNLAND NACH DEM WELTKRIEGE. 
Von Dr. OTTO BLECK. 


Von den zahlreichen neuen europäischen Staatengebilden, die aus 
dem Weltkriege mit allen seinen Folgewirkungen hervorgegangen sind, 
hat wohl als einziges Finnland in der Zeit seines nunmehr siebenjährigen 
Bestehens als selbständiger Staat vor der Welt seine Daseinsberechtigung 
in jeder Beziehung vollauf bewiesen. Nach der russisch-bolschewistischen 
Herrschaft steht das junge Staatswesen, das schon infolge der Größe 
seines Territoriums und seiner Bevölkerungszahl in der skandinavischen 
Welt eine ausschlaggebende Rolle zu spielen berufen ist, innerlich ge- 
festigt da. Um ein Viertel größer als Preußen, zählt Finnland zwar nur 
31, Millionen Einwohner, aber die Bevölkerung weist eine Einheit- 
lichkeit auf, wie sie sich in nur wenig anderen Staaten findet. Die Tat- 
sache der volklichen Zweiteilung in eigentliche Nationalfinnen und in 
schwedische Finnen wird ausgeglichen durch die konfessionelle Geschlos- 
senheit, denn abgesehen von ungefähr 30000 griechischen Katholiken 
und einer verschwindend kleinen Zahl römischer Katholiken bekennt 
sich die gesamte übrige Bevölkerung zum Protestantismus. Gegen- 
über seinen Nachbarn, Rußland einerseits, den skandinavischen Län- 
dern andererseits, hat das finnische Volk seine nationale und kulturelle 
Eigenart mit Zähigkeit und Energie stets zu wahren gewußt. Außer- 
gewöhnliches völkisches Selbstbewußtsein ist einer der hervorstechend- 
sten Züge des finnischen Charakters. Wohl in wenigen europäischen 
Staaten nur dürfte auch dem Nationalbewußtsein so vielfach und so 
nachdrücklich durch das Zeigen der Landesfarben Ausdruck verliehen 
sein wie in Finnland. Überall flattert die Landesflagge, das blaue Kreuz 
auf weißem Grunde. 

Als Volk in Waffen ist Finnland fest entschlossen, seine Selb- 
ständigkeit zu wahren und seine Unabhängigkeit zu verteidigen. Im 
Gegensatz zu Dänemark, das eine Abrüstung, und zu Schweden, das eine 
Verminderung seiner Wehrmacht plant, ist Finnland bestrebt, alle Kreise 
der Bevölkerung in den Dienst der Landesverteidigung zu stellen. Das 
heutige finnische Heer, auf nationaler Wehrpflicht gegründet, wurde 
von den Deutschen organisiert. Den Stamm bildete das berühmte, wäh- 
rend des Krieges im Lockstedter Lager ausgebildete finnische Jäger- 
bataillon. Nach der Unterdrückung des Bolschewistenaufstandes begann 
die Aufstellung einer nationalen Armee. Die Wehrpflicht beträgt ein 
Jahr; nach dem aktiven Dienst verbleibt der Soldat fünf Jahre in der 
Reserve und darauf bis zum 45. Lebensjahre in der Landwehr. Die Frie- 
densstärke der Armee in Höhe von 30000 Mann bilden drei Divisionen; 
hierzu treten eine Jäger- und eine Kavalleriebrigade sowie verschiedene 
Spezialwaffen. Zur Abwehr feindlicher Angriffe von der Seeseite stehen 
drei Regimenter Küstenartillerie und die vorerst allerdings nur aus weni- 
gen älteren Fahrzeugen bestehende Marine zur Verfügung. Die Truppen 
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machen einen immerhin nicht ungünstigen Eindruck. Die Hauptstärke . 
der Landesverteidigung ruht jedoch in dem hervorragend organisierten 
und vorzüglich ausgerüsteten Schutzkorps in Höhe von 100000 Mann. 
Die Aufgabe dieser unbedingt zuverlässigen freiwilligen Bürgergarde ist 
die Verteidigung des Staates gegen Umsturzbewegungen jeglicher Art; 
das Schutzkorps steht unter dem gleichen Oberbefehl wie das reguläre 
Heer. Auch den Frauen, die überhaupt in dem öffentlichen Leben Finn- 
lands eine ganz besondere Rolle spielen — Frauen tun Dienst bei der 
Eisenbahn und der Straßenbahn, Frauen bedienen zum ganz über- 
wiegenden Teile in den Restaurants und in den Friseurläden, das Per- 
sonal der überaus zahlreichenBanken setzt sich zu 80 vH aus Frauen zu- 
sammen —, ist in Finnland in der Betätigung für die nationale Erstarkung 
und körperliche Ertüchtigung ein ihrer Art entsprechender Anteil zu- 
gewiesen: die „Lotta-Svärd“-Vereinigungen stehen dem Schutzkorps 
als Frauenorganisationen auf dem Gebiete des Sanitäts-, Feldküchen- 
und Ausrüstungswesens zur Seite. 

In enger Beziehung zu der Frage der Landesverteidigung steht die 
außenpolitische Orientierung Finnlands. Bestimmend ist hier 
das Verhältnis zu Rußland. Rußland ist und bleibt für Finnland der 
ausschlaggebende Faktor. Daß Finnland, das den Bolschewismus im 
eigenen Lande erlebt und seine Schrecken kennengelernt hat, gegen seinen 
unruhigen Nachbar außenpolitisch Anlehnung sucht und auch notwendig 
braucht, ist ohne weiteres klar. Die gegebene Orientierung nach Skan- 
dinavien war zunächst durch die Alandfrage und die abweisende Haltung 
Schwedens auf Finnlands Bitte um Hilfe zur Zeit des Bolschewisten- 
aufstandes erschwert. Die Randstaatenorientierung, begünstigt durch 
die Stammesverwandtschaft der Finnen und Esten, der man sich zunächst 
zuwandte, wurde wieder fallen gelassen aus der Überzeugung heraus, daß 
eine solche Orientierung bei der Möglichkeit, ja Wahrscheinlichkeit eines 
Konfliktes zwischen Rußland und den Randstaaten für Finnland eher eine 
Gefahr als einen Vorteil bedeuten würde. Eine dann angestrebte engere 
Verbindung mit Polen, die ihren Ausdruck in dem Warschauer Abkom- 
men vom März 1922 fand, wurde von der überwiegenden Mehrheit des 
finnischen Volkes abgelehnt. Und auch die späteren Versuche eines en- 
geren Zusammenschlusses der baltischen Staaten und Polens schei- 
terten. | 

So wandte sich, zumal auch die Alandfrage durch die Entscheidung 
des Völkerbundrates in einem für Finnland günstigen Sinne ihre Erledi- 
gung gefunden hatte, die Kurve der allgemeinen Außenpolitik Finn- 
lands wieder der natürlichen, der skandinavischen Orientierung zu. Der 
Besuch des finnischen Staatspräsidenten Relander in Stockholm und 
der Gegenbesuch des schwedischen Königspaares in Helsingfors in diesem 
Sommer sind Marksteine auf dem Wege der engeren und freundschaft- 
lichen Zusammenarbeit der beiden nordischen Länder. Diese Anknüpfung 
an die alten Traditionen wird vom gesamten finnischen Volke rückhaltlos 
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gebilligt und findet ihren lebhaften Widerhall in der finnischen Presse. 
So schrieb gelegentlich des Besuches des schwedischen Königspaares 
das konservative „Uusi Suomi“: „Während des Jahrhunderts, als der 
Besuch des schwedischen Königs in unserem Lande unmöglich war, war 
die Gemeinschaft Schwedens und Finnlands doch nicht aufgehoben. Unser 
Kulturleben schöpfte seine Nahrung nach wie vor aus derselben Quelle, 
Schwedens Einfluß auf unsere Gesetzgebung, unsere Wissenschaft und 
überhaupt unsere gesamte Kultur ist unleugbar groß gewesen, wenn auch 
Finnland seine eigenen Wege wandelte. Eine kulturelle Zusammenarbeit 
gibt aber in jedem Falle Anlaß zu immer größeren gemeinsamen Interessen, 
und schon jetzt sind diese gemeinsamen Interessen so bedeutend, daß 
die Aufrechterhaltung von Finnlands Selbständigkeit sicher von Gewicht 
und Bedeutung sowohl für Schweden wie auch für die übrigen nordischen 
Länder ist.“ Und mit der gleichen Entschiedenheit treten auch die 
sozialistischen Organe für die schwedisch-finnische Annähe- 
rung ein, die eine Konsolidierung der Verhältnisse im Norden Euro- 
pas bedeutet, die auch vom deutschen i aus nur begrüßt 
werden kann. 

Die deutsch-finnischen Beziehungen sind Jahrhunderte alt; 
schon die Hansa, insbesondere Lübeck, hat sie gepflegt. Die Waffenhilfe, 
die Deutschland im Jahre 1918 dem hart mit dem Bolschewismus um 
seine Freiheit ringenden Lande brachte, ist auch heute noch unvergessen ; 
die Dankbarkeit für Deutschlands Hilfe zur Zeit des Befreiungskrieges 
ist geblieben. Und vornehmlich sind es die nationalfinnischen Kreise, 
die besonderen Wert auf gute Beziehungen zu Deutschland legen. 
Finnland ist ohne Zweifel deutschfreundlich; aber die Politik kennt keine 
Dankbarkeit in gewöhnlichem Sinne, und demgemäßist auch, der Weltlage 
entsprechend, die Einstellung Finnlands den Ententemächten gegenüber 
durchaus loyal und freundschaftlich. So gibt sich in allen politischen 
und auch wirtschaftlichen Regungen der Wille dieser durch schwerste 
Erfahrungen zum selbständigen Volkswesen gewordenen Nation kund, 
eigene Politik nach freiem, selbstgewähltem Ermessen zu treiben. 

Überall in Finnland herrscht straffe, musterhafte Ordnung. Die 
Währung ist, wenn auch ungünstig im Vergleich zur deutschen Mark, 
stabil, die Handelsbilanz aktiv. Auf allen in Frage kommenden Ge- 
bieten ist man eifrig bestrebt, die Produktion zu heben. Finnland 
nimmt unter den europäischen Holzexportländern den ersten Platz cin. 
Holz und Papier sind die Hauptausfuhrartikel des Landes; neuerdings 
wird ein Teil der Papiererzeugnisse auch im eigenen Lande in der sich 
rasch entwickelnden Papierverarbeitungsindustrie abgesetzt. Welche 
eminente Bedeutung das Holz und die aus ihm gewonnenen Produkte 
für Finnland haben, erhellt aus der Tatsache, daß von dem Gesamtwerte 
der Ausfuhr Finnlands im Jahre 1922 auf sie ungefähr 75 vHentfallen. Der 
Wert der Holzausfuhr betrug in diesem Jahre rund 2,3 Milliarden, der 
Papierausfuhr rund 1,4 Milliarden Finnmark. 
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Das einzige Problem, das innerpolitisch die ruhige Entwicklung Finn- 
lands zu stören vermag, ist das absolute Alkoholverbot. Finnland ist 
das einzige europäische Land, in dem ein völliges Alkoholverbot besteht, 
und zwar seit dem 1. Juni 1919. Der Streit um das Alkoholverbot ist die 
Frage, die ganz Finnland in Bewegung hält. Die öffentliche Statistik 
stellt zwar eine beträchtliche Abnahme des Konsums fest, aber es ist 
ein öffentliches Geheimnis, daß der tatsächliche Verbrauch ein ganz 
erheblich höherer ist, als er zahlenmäßig erfaßt werden kann. Das ab- 
solute Alkoholverbot hat auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens die 
bedenklichsten Auswirkungen gezeitigt. Der Schmuggel an der Küste 
steht in höchster Blüte, die Bevölkerung ganzer Küstenstriche befaßt 
sich mit diesem Gewerbe. Im Lande selbst ist die Geheimbrennerei an 
der Tagesordnung, geheime Alkoholvertriebsgesellschaften betreiben ihr 
Geschäft mit hohem Nutzen. Bestechung und Angeberei sind Tür und 
Tor geöffnet. Durch das Alkoholverbot erleidet der Staat nicht nur einen 
gewaltigen Ausfall an direkten und indirekten Steuern, sondern er setzt 
noch bedeutende Summen zu, da, um den Bestechungen der Polizei- 
beamten vorzubeugen, das System prozentualer Gratifikationen für 
die Polizeibeamten eingeführt ist. Der Erfolg des Alkoholverbots ist 
gleich Null. Der Widerstand gegen diese verhängnisvolle, die Moral ge- 
fährdende Maßnahme ist in weitesten Kreisen im Wachsen begriffen. Ob 
diese elementare Bewegung über kurz oder lang zu einer Aufhebung oder 
wenigstens Milderung des absoluten Alkoholverbotes führen wird, steht 
dahin. 


DEUTSCHE GRENZENPOLITIK. 
Von Dr. JOSEF WINSCHUH, Köln. 


Trotz Locarno, das auf den ersten Blick eine neue Epoche 
der deutschen Grenzsicherungspolitik einzuleiten scheint, behalten 
die nachstehenden Ausführungen ihren Wert. Vor allem wird es 
notwendig sein, die deutschen Grenzgebiete national widerstands- 
fähig und kulturell sowie wirtschaftlich werbend zu gestalten. — 


Trotz der bevorstehenden gewaltigen Entwicklung des Luftverkehrs, 
der die Räume zusammenschrumpfen läßt und die Herzen selbst der 
verschlossensten Länder dem Zugangswillen bloßlegt, gilt auch heute 
noch der Satz, daß Grenzgebiete die empfindlichsten und sorge- 
bedürftigsten Bezirke eines Staates sind. Er gilt nur in anderem 
Sinne und anderer Durchführung für Siegerstaaten und besiegte Länder. 
Die herkömmliche Art, wie Siegerstaaten neu erworbene Grenzbezirke 
pflegen, ist bekannt. Die neuen Grenzprovinzen werden einmal dem 
Erwerberstaat einverleibt und angeglichen, anderseits nach außen hin 
mobil gemacht und gleichsam in Abwehrzustand versetzt. Alle Fäden, 
die das erworbene Gebiet bisher mit dem Stammlande verbanden, werden 
planmäßig und nachdrücklich bis zu ihren Wurzeln aufgelockert und 
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zerschnitten. An ihre Stelle tritt ein sorgfältig gepflegtes Gewebe von 
Verbindungsfäden zum neuen Staat hin. Das Antlitz des Gebiets wird 
der früheren Heimat ab- und der neuen zugewandt. Außerdem wird 
zur alten Staatsheimat hin äußerlich ein Verteidigungs-, innerlich ein 
Mißtrauensystem errichtet. Grad und Tempo dieser teils gewaltsam 
betriebenen, teils zurückhaltend eingeleiteten Umstellung sind verschie- 
den. Ihre Stärke richtet sich nach der politischen Denkweise und Technik 


der Zeit, dem staatspolitischen System und nationalen Temperament des 
erwerbenden Staats und den Zweckmäßigkeitsanschauungen der Re- 
gierungen. 

Zwischen Erobern und Gewinnen staffeln sich die Absichten 
der neuen Verwalter, und diesen Abstufungen entsprechen die ange- 
wandten, oft planvoll abwechselnden, oft unsicher verfolgten und aus- 
getauschten Mittel. Ein Schulbeispiel für das unsichere Schwanken sol- 
cher Absichten bietet die ehemalige deutsche Angleichungspoli- 
tik Preußens in seinen östlichen, polnisch durchsetzten 
Grenzbezirken. Dieser Politik gelang es nicht, das Grenzgebiet zu 
sichern. Sie war nicht unerbittlich im Großen und verbindlich im Kleinen. 
Sowohl Eroberung als Gewinnen schlug ihr fehl, denn weder das eine 
noch das andere wurde nachdrücklich und folgerichtig auf lange Sicht 
betrieben. Noch weniger war eine bewußt wechselwirkende Mischung 
von Erobern und Gewinnen, in praktische, alltägliche Angleichungs- 
politik umgesetzt, am Werke. Der preußischen Grenzsicherungspolitik 
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im Osten fehlte sowohl die staatsmännische Leitung als auch die Deckung 
und der Antrieb durch ein gesundes Nationalgefühl, dessen Kulturwille 
befähigt ist, Fremdkörper einzuschmelzen, und dessen politischer Instinkt. 
in einem Zeitalter aufsteigender nationaler Bewegungen keine unsicheren 
Randgebiete mit völkisch labilen Grenzen duldet. 

Unter dem tiefen Eindruck des Krieges und angesichts der Erbmasse 
von Verwüstung und Unsicherheit, die er den nächsten Geschlechtern zur 
Verwaltung überlassen hat, ist nun das Gebäude politischer Ansichten 
und Praktiken stark ins Wanken geraten, in dem die Mehrzahl der poli- 
tisch eingestellten Europäer früher lebte. Eine ganze Reihe von Denk- 
weisen und Methoden, die früher als selbstverständlich galten und nur 
von Nation zu Nation mit andern Vorzeichen und Kraftinhalten ausge- 
stattet waren, sind in Frage gestellt worden. Neuartige und stark emp- 
fundene politische Bedürfnisse sind aufgetaucht. Angesichts alter Trüm- 
mer und neuer Ziele sind auch andere Ansichten, Mittel und Wertmaß- 
stäbe entstanden und versuchen, sich zu einem neuen europäischen 
System politischer Einsicht und staatsmännischen Wirkens zusammen- 
zufügen, das deutlich von der Denk- und Formenwelt des alten Im- 
perialismus abrückt. So wird auch u.a. die gewohnte, oben umrissene 
Art, Grenzgebiete zu verwalten, zu sichern und zu Vorposten auszubauen, 
deren bedrohtes Glacis das Nachbarland ist, verworfen. An ihrer Stelle 
wirbt eine neue Ansicht von der Grenzenpolitik um Zustimmung und 
Gefolgschaft. Sie hat aus der harten, etwas zynischen Welt des alten, 
politischen Realismus und seiner Mittel gesehen, ein stark idealistisches 
Gepräge ohne befriedigende Bürgschaften der Zuverlässigkeit und des 
Erfolges. Sie verlangt allerdings auch, mit andern Augen gesehen, von 
einer fortgeschrittenen politischen Einsicht gewürdigt zu werden. Die 
Ansicht besagt etwa: Ein Grenzgebiet sei nicht Schranke! Es soll viel- 
mehr Brücke sein zwischen Staaten und Völkern. Es soll nicht nach 
außen hin zur Verteidigung und damit auch zum Angriff gezüchtet 
werden, wie das bisher der Fall war, sondern vermitteln, verbinden und 
verpflichten. Ein Grenzland hat Schmelztiegel der Kulturen zu sein, 
die in ihm zusammenstoßen; die Grenze sei nur das nachgiebige Membran, 
durch das eine lebhafte Osmose der benachbarten Werte und Vorzüge 
erfolgt. Das Grenzgebiet soll nicht nach dem Innern zu starr zentralisiert 
sein, sondern zum Kern des Staates im Verhältnis einer aufgelockerten 
Dezentralisation stehen. Ist es kulturelles Misch- oder Sonderland, muß 
es auch mit einem hohen Grade kultureller Selbstbestimmungs- und Ent- 
wicklungsfreiheit ausgestattet werden, um seine Mission als Grenzland im 
Sinne der neuen Auffassung erfüllen zu können. Grenzbezirke sollen eben 
nicht schroffe Trennungen, bewußt zerrissene, von Mißtrauen durchsetzte 
Zwittergebilde darstellen, sondern Übergänge von Volk zu Volk und 
Staat zu Staat sein. Diesen und keinen andern Inhalt muß das Grenzer- 
bewußtsein und die Grenzerverantwortung tragen, sonst kommen wir 
nie zu einer friedlichen Arbeitsgemeinschaft für Staaten und Völker, die 
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uns gerade im national zerklüfteten Europa nottut, das sich in seinen 
Gliedern zu stark des Besondern und Trennenden und zu wenig des All- 
gemeinen und Verbindenden bewußt ist. 


* * 
* 


Kann das Deutsche Reich, insbesondere Preußen, dessen Grenzen- 
politik innerhalb der deutschen Grenzen verwaltung ja die weitaus 
wichtigste ist, diese Ansicht vertreten ? Ist sie politisch aufbauend im 
Sinne einer vorwärtsführenden, zunächst gesamtdeutschen und dann auch 
europäischen Politik? Deutschland gehört nicht zu den Siegerstaaten. 
Es ist vielmehr der Besiegte, der am rücksichtslosesten und mit vollstem 
Bewußtsein niedergedrückt und geschädigt wurde. Deutschland hat 
keine Grenzbezirke in dem eingangs gekennzeichneten Sinne mehr, keine 
Randstriche mit fremdvölkischen Minderheiten und fremden Kultur- 
einschlägen. Überall, wo solche Bezirke früher bestanden, wurden sie 
durch den Friedensvertrag grob aus dem deutschen Staatsverband heraus- 
geschnitten und dem Nachbarstaat einverleibt. Die Sieger und ihre Ge- 
winnpartner lösten die Frage ihrer Irredenta einfach mit der gewaltsamen 
Großzügigkeit der Machthaber, die weder auf. Gerechtigkeit noch auf 
Klugheit begründet ist. Um auch nicht mehr das kleinste unerlöste Gebiet 
zu haben, schufen sie eine große deutsche Irredenta, nahmen sie 
unsinnige Verstümmelungen der deutschen Volks- und 
Kulturgrenzen vor. Selbst wenn man die deutsch-österreichische Frage 
in diesen Zusammenhang nicht einbezieht, ist Deutschland heute von 
einer größeren Irredenta umgeben, als sie je ein Volk oder Staat im Vor- 
kriegszeitalter des jungen, romantischen Nationalismus hatten. Das 
ist die eine Seite der Fragestellung der deutschen Grenzenpolitik. An- 
dere, ebenfalls wichtige Seiten ergeben sich, wenn man die unnatürliche 
Abschnürung Ostpreußens berücksichtigt und als nicht minder wichtig 
der Druck auf das verbliebene, rheinische Grenzgebiet. Dieser Druck, 
vorübergehend stark, zurzeit gemildert, aber immer vorhanden und stets 
zu gefährlicher Stärke zu entwickeln, wird in seiner Richtung, seinen 
Zielen und Vorwänden gekennzeichnet durch die drei politischen Zu- 
sammenhänge: Besatzung, Sicherheit, Neutralisierung. Die Triebkraft 
jenes Druckes, sein Beweggrund (das Wort Beweggrund ganz sinnfällig, 
eben als Bewegungsgrund genommen) ist aber die politisch außerordent- 
lich anspannende Mischung von französischem Willen zur Europaherr- 
schaft und instinktiver französischer Furcht vor Deutschlands unver- 
wüstlichem, noch immer naiven und elementaren Neuwachstum, vor 
dem, was Lagarde einst unser Genie nannte, nämlich die Geduld und 
die Kraft, einfach weiterzuleben. Dieser ganze Zusammenhang steht 
als Gesetz und Aufgabe über der deutschen Grenzenpolitik. 

Bei seiner Erwägung stellt sich die Frage: Wie muß eine planmäßige, 
von einem Instinkt belebte, von einheitlichen Absichten bestimmte 
deutsche Grenzenpolitik beschaffen sein? Kann sich Deutschland 
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a 


jener neuen politischen Ansichten über die Pflege und Mission der 
Grenzgebiete bedienen, oder bedeuten sie für das Deutsche Reich in 
seiner Lage nicht einen idealpolitischen Luxus ohne realpolitischen 
Nutzen ? Die deutsche Grenzenpolitik hat notwendig zwei Ziele: einmal 
die schützende Anspannung gegen den auf die Grenzbezirke ausgeübten 
Druck, zum andern das werbende Hinüberwirken des reichsdeutschen 
Grenzstreifens auf die jenseits der staatlichen Grenze liegenden Bereiche, 
in denen abgetrennte Deutsche unter fremder Herrschaft und fremd- 
völkischem, kulturzersetzendem Druck leben. Unter jener schützenden 
Anspannung, der nationalen Mobilisierung der Grenzgebiete kann nun 
kein mit militärischen Mitteln aufgebauter Alarmzustand verstanden 
werden. Obwohl theoretisch nach dem Versailler Vertrag die kleine 
deutsche Reichswehr zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern 
und zum Schutze der deutschen Grenzen bestimmt ist, ist die Grenz- 
verteidigung in diesem Format praktisch sehr bedeutungslos, angesichts 
des Rüstungszustandes unserer Nachbarn. Die vorwiegend militärisch 
aufgefaßte Grenzsicherung ist um so unwirksamer, als sie sich nicht auf 
ein Gerüst von Befestigungen stützen kann, außerdem hat ihr System 
im Westen durch den Vorbehalt der militärfreien Zone eine klaffende 
Lücke, die das ganze System mit seinen Ideen und Mitteln vollends 
ohnmächtig macht. Natürlich wird auch der deutsche militärische Grenz- 
schutz eine gewisse praktische Bedeutung haben. Seine zweckmäßige 
und nachdrückliche Pflege ist nicht aus dem Auge zu lassen, vielmehr ist 
mit den vorhandenen Kräften und Möglichkeiten das Äußerste an Grenz- 
sicherung zu leisten. Trotzdem spielt, wie die Verhältnisse nun einmal 
liegen, im ganzen Zusammenhang der deutschen Grenzpolitik dieser 
Faktor, früher der wichtigste und leider zu ausschließlich gepflegte, 
zurzeit und in absehbarer Zukunft die geringste Rolle. Gerade, wenn 
Deutschland aus der Not eine Tugend machen will — und die findige 
Befolgung dieses Sprichworts kennzeichnet ja heute durchweg die Lage 
und Aufgaben der deutschen Politik — muß es andere Träger der Grenzen- 
politik ins Auge fassen und kräftig entwickeln. (Ein zweiter Artikel folgt.) 


* * 
x 
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1.Amerikas Kreditbilanz. 
Von ELBERT H. GARY, Vorsitzender des Direktoriums der U. S. Steel Corporation. 


Der Grundzug der gegenwärtigen Stimmung in amerikanischen 
Wirtschaftskreisen ist ein erhöhter Optimismus. Nachdem das Gleich- 
gewicht zwischen Landwirtschaft und Industrie durch eine Steigerung 
der Lebensmittelpreise nahezu wiederhergestellt ist, hat sich das seit 
Mitte des Jahres mehr und mehr hervortretende Vertrauen aller Wirt- 
schaftskreise in die künftige Entwicklung des Landes gehoben und ver- 
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tieft. Der Geldmarkt ist äußerst flüssig, die Umsätze an den Effekten- 
börsen im Steigen begriffen, Industrie und Handel können ihre Position 
durch einen Ausbau der Betriebsorganisation stärken. Das Lohnniveau 
ist noch immer recht hoch, doch konnten in einigen Industriezweigen 
Lohnkürzungen vorgenommen werden. Im Außenhandel zeigt sich eine 
Zunahme der Ausfuhr an Fertigfabrikaten, der eine erhöhte 
Einfuhr an industriellen Rohstoffen gegenübersteht. Die Fertig- 
fabrikatausfuhr betrug im Monat August etwa 172,4 Millionen Doll. 
gegen 151,1 Millionen Doll. im Juli und 128,2 Millionen Doll. im August 
vorigen Jahres. An wichtigen industriellen Rohstoffen wurden anderer- 
seits im August dieses Jahres für etwa 140,5 Millionen Doll. gegen 
124,4 Millionen Doll. im Juli und 83,3 Millionen Doll. im August 1924 
eingeführt. Auch die Eisen- und Stahlindustrie scheint einer er- 
heblichen Konjunkturbesserung entgegenzugehen. Es ist bereits eine 
Erhöhung der Produktion, die im 1. Quartal ds. Js. nicht unwesentlich 
zurückgegangen war, feststellbar. Ein sehr erfreuliches Zeichen ist hier- 
bei, daß insbesondere Eisenbahnmaterial in erheblichem Maße nachge- 
fragt wird. 

Trotzdem bleiben der amerikanischen Wirtschaft eine Reihe schwie- 
riger Probleme zu lösen. Noch spüren wir die Nachwirkungen des 
größten aller Kriege und alle Untersuchungen, die einer Feststellung der 
durch den Krieg herbeigeführten wirtschaftlichen Umwälzungen dienen, 
können höchstens Teillösungen, nie aber völlige Klarheit über die wirkliche 
Größe der Verschiebungen bringen. Auch in Amerika machen sich die 
Auswirkungen der Kriegsentwicklung fühlbar, ja wir spüren sie um so 
mehr, weil die letzten 10 Jahre eine innige Verflechtung der amerikani- 
schen Wirtschaft mit der Weltwirtschaft herbeigeführt haben. Die durch 
den starken Rückgang der Kaufkraft ausgelöste Absatzkrise hat zu 
einer ungeheuren Verschärfung des Wettbewerbes geführt, bei der oft 
die Grenzen des Zulässigen, ja des wirtschaftlichen Förderlichen über- 
schritten werden. Erschwert wird die Lage im Inlande durch eine zu 
hohe Besteuerung der Produktion durch Staat und Gemeinden. 

Die schwierigsten Wirtschaftsprobleme sind allerdings internationaler 
Natur. 

Hier steht noch immer die Regelung der internationalen 
Schuldenfrage im Vordergrunde des Interesses. Viele Vorschläge sind 
zur Lösung dieser Frage gemacht worden, aber keiner scheint einen wirk- 
lichen Ausweg aus dem Dilemma zu bieten. Der als schnellste — und 
vielleicht auch letzten Endes einzig mögliche — Lösung gemachte Vor- 
schlag einer Bezahlung unserer Forderungen durch Warenlieferungen 
und Dienstleistungen der Schuldnernationen hat wegen der hierdurch 
erforderlichen Überschwemmung des amerikanischen Marktes mit In- 
dustrieerzeugnissen anderer Länder in amerikanischen Industriekreisen 
große Unruhe hervorgerufen. Man hat in letzter Zeit auch viel von einer 
sog. indirekten Regelung des Schuldenproblems gesprochen. Dieser Vor- 
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schlag ist deshalb lebhaft diskutiert worden, weil er der amerikanischen 
Wirtschaft scheinbar die Möglichkeit gab, eine aktive Handelsbilanz ohne 
nennenswerten Goldabfluß beizubehalten. Theoretisch betrachtet hat 
der ganze Vorschlag entschieden etwas Bestechendes, aber die Methode 
versagt bei der gegenwärtigen Gestaltung unseres Außenhandels, der 
einen großen Exportüberschuß gerade bei seinem größten Schuldner 
kennt. Die Handelsbilanz der Union mit ihren Hauptabsatzgebieten 
stellte sich im letzten staatlichen Rechnungsjahre, d. h. in der Zeit vom 
30. Juni 1924 bis zum 30. Juni 1925 (in Millionen Dollar) folgender- 


maßen: 


Einfuhr aus: 


844 77,3 


Europa. ....... 1 170,5 | 2 660,1 ‚ +1 489,6 
Nordamerika (insbe- | | 

sondere Kanada) . 960,0 Ä 1 142,4 -+ 182,4 

Südamerika 495,6 ö 360,4 — 135,2 

Asien. 1 048,1 | 457,6 — 590,5 

Ozeanien 65,5 | 167,0 + 101,5 

Afrika | — 7l 
| 


Wie aus der Tabelle hervorgeht, hat die Union eine Kreditbilanz mit 
Europa, Nordamerika und Ozeanien im Gesamtbetrage von etwa 
1773,5 Millionen Doll. und eine Debet-Bilanz im Betrage von 732,8 Mil- 
lionen Doll. mit Südamerika, Asien und Afrika. Eine Ausgleichung dieser 
beiden Posten durch einen entsprechenden Warenaustausch unter den 
einzelnen Gebieten ist natürlich äußerst schwierig, denn es ist kaum ein 
Schema denkbar, durch das es möglich wäre, die Debet-Bilanzen der 
Union gegen seine Kreditbilanzen auszugleichen. Solange es indessen 
der amerikanischen’ Bankwelt gelingt, Anleihen der an uns verschuldeten 
Länder auf den amerikanischen Markt zu bringen und es hierdurch diesen 
Ländern zu ermöglichen, nicht nur ihren Bilanzsaldo zu unseren Gunsten 
zu begleichen, sondern auch die Zinsenzahlungen für die von uns gewähr- 
ten Darlehen zu regeln, brauchen wir uns wegen einer Gefährdung unseres 
Außenhandels keine große Sorge zu machen. Amerika hofft, daß sich der 
Wohlstand der durch den Krieg geschwächten Länder durch den Wieder- 
aufbau der Volkswirtschaften heben wird und daß es den Schuldner- 
nationen dann möglich sein wird, an die Bezahlung ihrer Schulden 
heranzugehen. Mit der zunehmenden Verbesserung der industriellen 
Produktion durch Fortschritte in Wissenschaft und Technik ist die Mög- 
lichkeit einer erhöhten Produktivität bei allen Industrienationen ge- 
geben. Wir als Gläubigernation sehen unsere Mission darin, 
abzuwarten, bis sich dieser Wiederaufbau vollzogen hat. 


Aus diesen Erwägungen heraus kommt Amerika seinen Schuldnern in 
35° 
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der Regelung der Schuldenfrage in weitgehendem Maße entgegen, bis 
diese ihren Verpflichtungen durch die natürliche Leistungsfähigkeit ihrer 
Volkswirtschaften ohne Opfer und Entbehrungen nachkommen können. 


2. Die Kreditgewährung muß fortgesetzt werden. 
Von GEORGE E. ROBERTS, Vizepräsident der National City-Bank, New York. 


Es gibt in den Vereinigten Staaten eine Reihe von Wirtschafts- 
führern, die auf dem Standpunkte stehen, daß die gegenwärtige Anleihe- 
politik der Union verfehlt ist und daß das Land seinen Geldvorrat lieber 
für den Ausbau der eigenen Volkswirtschaft verwenden sollte. Diese 
Persönlichkeiten meinen, daß die Union sich — wie in der Politik 
so auch in wirtschaftlichen Fragen — möglichst von einer Einmischung 
in europäische Verhältnisse fernhalten sollte. Die aus einer Regelung der 
europäischen Schulden dem amerikanischen Handel drohenden Gefahren 
lehnen die Vertreter dieser Ansicht mit dem Hinweis darauf ab, daß sich 
im Laufe der Zeit von selbst ein Ausgleich ergeben werde, da ja der Handel 
letzten Endes auf einem Tauschgeschäft beruhe. 

So richtig diese Auffassung an und für sich ist, so bleibt sie doch zu 
sehr an der Oberfläche der Betrachtung haften. Moderner Handel ist 
eben weit mehr als ein einfaches Tauschgeschäft und heute spielen nicht 
nur Waren, sondern auch Guthaben und Verpflichtungen als Wertobjekte 
eine wichtige Rolle, ja in derartigen Werten macht sich sogar in letzter 
Zeit ein immer größerer Handel bemerkbar. Je mehr die Hebung des 
Verkehrswesens die Völker räumlich näher bringt, eine um so größere 
Wichtigkeit nehmen diese Objekte bei zunehmendem Reichtum der Völ- 
ker und bei dem Anwachsen des Welthandels ein. 

Der Anleihezwang der Union ist eine Folge des Weltkrieges. Da der 
Warenverkehr zwischen den U.S.A. und den europäischen Ländern mit 
einem Schlage rein einseitig wurde, nahm die Verschuldung Europas an 
Amerika einen ungeheuren Umfang an. Unter normalen Verhältnissen 
wäre eine derartige Einfuhr Europas aus Amerika, wie wir sie während 
des Krieges erlebten, unmöglich gewesen. Ebenso aber ist es heute un- 
möglich, daß sich in Friedenszeiten ein gleichgroßer Warenstrom von 
Europa auf Amerika zurückergießt, ohne die amerikanische Volkswirt- 
schaft auf das äußerste zu gefährden. 

Die Kriegsschulden sind ein Problem für sich. Sie wurden für keinen 
anderen Zweck gewährt als für die Gewinnung des Krieges; sie führten 
der Volkswirtschaft der die Anleihen aufnehmenden Staaten fast keiner- 
lei neue Werte hinzu, da sie für Kriegszwecke verpufft wurden. Sie müs- 
sen daher von den Nachkriegsdarlehen verschieden behandelt werden. 
Amerika gibt heute keine Darlehen mehr für Kriegszwecke aus, ist aber 
natürlich bestrebt, auch seine Außenstände aus der Kriegszeit wieder 
hereinzubekommen. Die Politik seiner Regierung geht dahin, die Zins- 
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zahlungen und Amortisationen auf lange Zeiträume zu verteilen, um 
den Schuldnerstaaten die Steuerlast zu erleichtern und um eine Gefähr- 
dung der amerikanischen Industrie durch große Warenlieferungen zu 
vermeiden. 

Die Nachkriegsdarlehen wurden an sich gleichfalls unter völlig 
anormalen Verhältnissen, aber doch für produktive Zwecke gewährt. 
Europa war durch den Weltkrieg in seiner wirtschaftlichen Kraft aufs 
äußerste geschwächt. Die Regierungen brauchten Geld für die Stabili- 
sierung ihrer Währungen und um ihren Verpflichtungen anderen Nationen 
gegenüber nachzukommen, bis die Volkswirtschaft wieder produktiv 
gestaltet war. Am besten lassen sich die Verhältnisse am Beispiele Öster- 
reich-Ungarns beobachten, wo der Völkerbund für die Gewährung einer 
Anleihe eintrat. Die Darlehen in Deutschland wurden gewährt, um den 

Dawes-Plan in Gang zu bringen, den die Union wiederum entworfen hatte, 
um Handel und Industrie in Europa lebensfähig zu gestalten und den 
Frieden in der Alten Welt sicherzustellen. Die Darlehen an Frankreich: 
und Belgien wurden gleichfalls für produktive Zwecke zur Erhöhung des 
Staatseinkommens gewährt, und auch die Anleihen an andere Staaten, 
wie Holland, Schweiz, die skandinavischen Länder und die Tschecho- 
slowakei, ebenso wie die Darlehen an Städte und private Unternehmungen 
hatten nur den einen Grund, eineWiederherstellung der Leistungs- 
fähigkeit der Volkswirtschaft der betreffenden Länder zu 
gewährleisten und dadurch eine erhöhte Zahlungsfähigkeit 
dieser Länder zu ermöglichen. 


Es gibt aber auch noch einen weiteren Grund, der aus durchaus egoisti- 
schen Motiven entspringt. Es ist erstaunlich, wie wenig Leute in Amerika 
daran denken, daß diese Darlehen der gesamten amerikanischen Volks- 
wirtschaft zugute kommen, und daß sie nicht etwa nur den Geldgebern 
und den Banken den Säckel füllen. Was ist mit den von uns gewährten 
Anleihen geschehen ? Mit Ausnahme des Goldes, das an die deutsche 
Reichsbank für Stabilisierungszwecke der deutschen Währung gegeben 
wurde, hat das von uns geliehene Geldin der Hauptsache für An- 
käufe amerikanischer Waren Verwendung gefunden. Der Handel 
zwischen Amerika und Europa stellte sich in den letzten 5 Kalender- 
jahren — in Millionen Dollar — folgendermaßen: 


Kalenderjahr: Ausfuhr Einfuhr 
nach Europa: aus Europa: 


| 
1920 4 466,1 1 227,8 
1921 2 363,9 764,9 
1922 2 083,4 991,2 
1923 2 093,4 | 1 157,1 
1924 2 444.5 | 1 096,4 


13 451,3 5 237,4 
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Der Überschuß der amerikanischen Ausfuhr über die Einfuhr aus 
Europa betrug also in den letzten 5 Jahren 8213,9 Millionen Doll. Dieser 
große Ausfuhrüberschuß sollte nun bezahlt werden, ohne die amerika- 
nische Industrie zu schädigen, d. h. ohne den bisherigen Umfang des 
amerikanischen Exports zu schmälern. Ein Teilausgleich wurde durch 
sog. indirekte Regulierungen geschaffen, d.h. Europa verwandte ein 
Teil seiner Guthaben, die es im Handel mit anderen Ländern besaß, dazu, 
um damit Guthaben, die diese Länder bei der Union hatten, auszugleichen. 
Diese Zahlungen genügten indessen bei weitem nicht, um die Schulden 
Europas zu tilgen. Teilausgleiche fanden fernerhin durch Gold- 
verschiffungen statt, und es ist besonders gefährlich, daß diese Gold- 
zufuhren bereits wieder im Wachsen begriffen sind. Ein Teil aber wurde 
durch eben jene Anleihen ausgeglichen, die manche Wirtschaftler ab- 
lehnen wollen. Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß ohne diese 
Darlehensgewährungen der Druck der amerikanischen Va- 
luta noch größer geworden wäre, als er ohnehin schon war, und 
daß durch das Steigen unserer Währung eine weitere Einschränkung 
unserer Exportfähigkeit herbeigeführt wäre. Hätten wir also uns 
nicht in so hohem Maße für Anleihegewährungen willig gezeigt, so würde 
der Wiederaufbau Europas lange nicht in dem Maße vorangeschritten sein, 
als dies tatsächlich der Fall gewesen ist. Die Beschäftigungslosigkeit 
würde einen weit größeren Umfang angenommen haben, und wir selbst 
würden die Folgen in einem scharfen Rückgang unseres Exportes in 
einem Sturz unserer Preise und in einer Verschlechterung des industriellen 
Beschäftigungsstandes gespürt haben. 

Sicherlich ist die ganze Entwicklung auch der Nachkriegszeit anormal 
gewesen, aber sie war durch die bestehenden Verhältnisse geboten. Sicher- 
lich ist aber auch die gegenwärtige Lage nicht von Dauer. Wie Europa 
vor dem Kriege der große Geldgeber war, so wird auch unsere Stellung 
als großer internationaler Geldgeber nicht von ewigem Bestand sein. 
Die Länder Europas werden sich von der Wirtschaftskrise erholen, sie 
werden das ihnen jetzt fehlende Kapital allmählich ansammeln und 
werden wie früher eine gesunde Volkswirtschaft bekommen. Die ame- 
rikanischen Anleihen haben diese Entwicklung nur be- 
schleunigt und werden sie weiter beschleunigen. 


BRITISCHE WIRTSCHAFTSASPEKTE. 


1. Volkseinkommen und Lebensstandard. 
Von SIR JOSIAH STAMP, K. B. E. Mitglied des Dawes-Ausschusses. 


Im Jahre 1920 habe ich eine Aufstellung gemacht, die den Erfolg 
einer Verteilung aller Einkommen in England, soweit sie eine bestimmte 
Summe übersteigen, nach vorhergehender Vereinigung in einem Pool 
darlegte. Schon damals konnte ich nachweisen, daß die Einnahme- 
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quellen einer jeden Familie durch eine solche Nivellierung der großen 
Einkommen um nicht mehr als 5/- in der Woche für das 1. Jahr erhöht 
würden, und daß bereits im 2. Jahre eine wesentliche Verringerung dieses 
Zuschlages eintreten würde. Gelegentlich eines vor kurzem in Cambridge 
gehaltenen Vortrages wurde ich gebeten, diese Berechnung auf den 
neuesten Stand zu bringen. Diesem Ersuchen konnte ich im Verlaufe 
weniger Stunden entsprechen, und es zeigte sich hierbei, daß meine damals 
gefundenen Ziffern auch unter heutigen Verhältnissen keine nennens- 
werte Veränderung erfahren haben. 

Bei der Veröffentlichung meiner ersten Untersuchung habe ich bereits 
auf das Gekünstelte einer solchen Untersuchung hinweisen müssen, da 
sich ja derartige theoretische Betrachtungen völlig der Prüfung durch 
die Praxis entziehen. Ich konnte aber immerhin die interessante Lehre 
aus meinen Angaben ziehen, daß eine Hebung des allgemeinen Lebens- 
standard weit eher auf dem Wege einer Erhöhung der Produktion, einer 
gesteigerten Leistungsfähigkeit und Arbeitswilligkeit und einer Vertiefung 
der Sparidee als durch eine praktische Anwendung kommunistischer 
Ideen erzielt werden könne. 

Aus Mangel an Raum muß ich es mir versagen, die Einzelheiten der 
Berechnung zu erläutern und insbesondere auf alle Fehlerquellen hin- 
zuweisen, die sich im Verlaufe der Untersuchung einstellen können. In 
Cambridge konnte ich die einzelnen Ziffern durch Einschaltung gewisser 
Korrekturfaktoren ziemlich genau festlegen und, indem ich auf diese 
Weise bis zum Schlusse vorging, damit den Irrtumsfaktor ziemlich genau 
begrenzen. 

Die genaue Höhe des englischen Nationaleinkommens ist schwer 
feststellbar, immerhin besitzen wir in den Angaben der Steuerbehörden 
wichtige Anhaltspunkte für eine Schätzung. Unter Zugrundelegung der 
Angaben der Steuerbehörde (Commissioners of Inland Revenue Report) 
für das Jahr 1922/23 betrug die Summe der Steuereingänge etwa 
2,353 Millionen Pfd. Sterl. Die Summe der Einkommen, die zwischen 
einer völligen Steuerfreiheit und dem Betrage von 250 Pfd. Sterl. 
liegen, beträgt etwa 680 Millionen Pfd. Sterl. Die gesamten Einkommen 
unter Ausschluß derjenigen unter 250 Pfd. Sterl. betragen somit etwa 
1,673 Millionen Pfd. Sterl. Ein Teil dieses Betrages entfällt aber auf die 
Einkommen gewisser kommunaler Betriebe, wie Waisenhäuser, Kranken- 
häuser usw. und kann daher nicht als Einkommen von Einzelpersonen 
betrachtet werden. Diese Summe beträgt etwa 283 Millionen Pfd. Sterl. 
und erniedrigt den oben gefundenen Betrag von 1,673 Millionen Pfd. Sterl. 
auf 1,390 Millionen Pfd. Sterl. Um die Anzahl der Personen, die gegen- 
wärtig dieses Einkommen besitzen, alle auf 250 Pfd. Sterl. zu bringen, 
würden wir eine Verminderung des Poolbetrages um 414 Millionen Pfd. 
Sterl.benötigen, also eine Reduktion der Gesamtsumme von 1,390 Millionen 
Pfd. Sterl. auf 976 Millionen Pfd. Sterl. Bevor wir aber an eine Verteilung 


dieser Summe denken können, müssen wir überlegen, welche Beträge für 


464 SIR JOSIAH STAMP 


nationale und lokale Zwecke in Form von Steuern abgezogen werden 
müssen, um die gegenwärtige Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft auf- 
rechterhalten zu können. Dies ist natürlich eine etwas verzwickte Rech- 
nung, die jedoch im Rahmen des Möglichen liegt und deren Endsumme den 
Betrag von 432 Millionen Pfd. Sterl. ergibt, wodurch sich der Poolbetrag 
auf 544 Millionen Pfd. Sterl. ermäßigt. 

Meine ganzen Berechnungen liefen darauf hinaus, den Nettobetrag 
des verbrauchbaren Einkommens zu ermitteln. In den obigen Berech- 
nungen wurden noch keinerlei Beträge für Ersparnisse beiseite gestellt. 
Da aber Volkswirtschaften wie die einzelnen Familien, aus denen sie 
zusammengesetzt sind, wachsen, so ist eine bestimmte Menge von Er- 
sparnissen notwendig, will man den Lebensstandard bei wachsender 
Volkswirtschaft gleichmäßig erhalten. Hier haben wir in den Friedens- 
ersparnissen einen guten Anhalt. Die jährlichen Ersparnisse der engli- 
schen Volkswirtschaft beliefen sich vor dem Kriege auf etwa 375 Mil- 
lionen Pfd. Sterl.; sie müßten heute bei der entsprechend verteuerten 
Lebenshaltung eine entsprechende Erhöhung erfahren, die ich auf 
644 Millionen Pfd. Sterl. veranschlagen möchte, falls wir den normalen 
Zuwachs von Fabriken, Neubauten und Schiffen haben wollen wie vor 
dem Kriege. Ein bedeutender Teil dieses Betrages ist aber bereits in den 
oben genannten Zuwendungen enthalten — ich schätze diese Summe auf 
etwa 145 Millionen Pfd. Sterl. —, so daß ein Betrag von 499 Millionen 
Pfd. Sterl. für Sparbeträge dem Pool entnommen werden müßten. 

Ich habe oben den Poolbetrag bei der Summe von 544 Millionen 
Pfd. Sterl. verlassen. Es ergibt sich also unter Abzug der 499 Millionen 
Pfd. Sterl. eine Endsumme von etwa 45 Millionen Pfd. Sterl., die als wirk- 
lich verteilungsfähiges Einkommen übrigbleiben würde. Unter Be- 
rücksichtigung der verschiedenen Fehlermöglichkeiten muß der End- 
betrag zwischen 0 und 125 Millionen Pfd. Sterl. liegen. Wollen wir 
etwa 103/, Millionen Familien in der praktischen Durchführung eines 
kommunistischen Programms mit einer Summe von 5/- in der Woche 
beglücken, so würden wir hierfür etwa 140 Millionen Pfd. Sterl. benötigen. 
Es ist also klar, daß eine solche Zusammenlegung und spätere Verteilung 
kaum die von mir angenommenen 5 sh ergeben dürfen. 

Es ist natürlich ein leichtes auf verschiedene Fehlerquellen hinzuweisen. 
Zunächst kann man betonen, daß die Ausgangssumme an sich zweifelhaft 
ist. Man kann da z. B. auf die Möglichkeit bedeutender Steuerhinter- 
ziehungen hinweisen. Für derartige Ausfälle gibt es natürlich keinerlei 
Anhaltspunkte. Andererseits kann man aber darauf hinweisen, daß auch 
in den Steuereingängen nicht die vielfachen Zuwendungen charitativen 
Charakters, Stiftungen an religiöse Institute und das weite Gebiet der 
Wohltätigkeit im geheimen berücksichtigt ist. Da man aber auch im 
kommunistischen Staate mit der Beibehaltung solcher Einrichtungen 
rechnen muß, so würden sich damit die eingesetzten Abzüge eher erhöhen 
als verringern. 
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Und wie ist die Erklärung dieses ganzen Phänomens ? Wie kommt es, 
daß wir scheinbar eine große Menge von Menschen in Luxus leben sehen, 
während auf der anderen Seite ungezählte Menschenmengen mit kärg- 
lichem Einkommen zufrieden sein müssen ? Es ist nichts anderes als ein 
Gegenbild der Natur, die nur wenige Spitzen hoher Berge aber eine un- 
absehbare Fläche ebenen Grundes kennt. Viele Leute stellen sich in 
ihrer Lebensbetrachtung falsch ein, sie achten nur auf die leuchtenden 
Bergesspitzen, ohne die Tiefebene zu berücksichtigen. Würden wir 
das ganze Gebiet der Alpen abtragen und über Europa verteilen, wir 
würden den Erdboden auch nur um einige Zentimeter heben können. 

Mich lehren die obigen Betrachtungen dreierlei: 

1. Wenn wir unser Nationaleinkommen gleichmäßig verteilen würden, 
so würde eine weit geringere Erhöhung des Lebensstandards dadurch 
herbeigeführt werden können als die meisten Sozialreformer annehmen, 
oder uns Glauben machen wollen. 

2. Es ist besser, sich mit einem geringen Teil von verhältnismäßig 
hohen Einkommen durch die willige Zusammenarbeit aller Teile des 
Volksganzen abzufinden als mit einem mageren Durchschnitt, der durch 
die freudlosen Bemühungen aller Volksgenossen erzielt wird. 

3. Der Lebensstandard, den man in harter Arbeit, aber ohne über- 
mäßigen Kampf als Anteil des Volkseinkommens unter stabilen Wirt- 
schaftsbedingungen erhalten kann, ist weit höher als der Standard, 
der aus dem Zusammenwirken eines durch Mißtrauen und Neid ver- 
gifteten Volksganzen resultiert. 


2. Industrielle Umstellung. 
Von GILBERT C. LAYTON, Herausgeber des „Economist“, London. 


Beobachtern der wechselvollen Entwicklung der Weltwirtschaft 
wird sicherlich die starke Ahnlichkeit aufgefallen sein, die in der 
Gestaltung der industriellen Lage in England und Deutsch- 
land zutage tritt. In beiden Ländern besteht eine sehr starke indu- 
strielle Depression, beide zeigen hohe Arbeitslosenziffern und beide 
klagen über einen mangelnden Absatz im Exportgeschäft. In beiden sind 
gerade die sog. Schwerindustrien — also vor allem Bergbau und Eisen- 
und Stahlindustrie — am schwersten betroffen. In der englischen Eisen- 
und Stahlindustrie, deren Ausfuhrwerte im vorigen Jahre 74,55 Millionen 
Pfd. Sterl. ausmachten, d. h. volle 10% des Wertes des gesamten Export- 
handels, sind nahezu 25% der Arbeiter beschäftigungslos. Da gerade der 
Schwerindustrie in ausgesprochener Weise der Charakter einer Schlüssel- 
industrie zu eigen ist, kann aus ihrer Depression auf die kritische Lage der 
Gesamtwirtschaft geschlossen werden. 

Manche der Ursachen, die diese Depression hervorgerufen haben, sind 
in beiden Ländern verschieden. So leidet z. B. die deutsche Industrie 
stark unter einer bedeutenden Kapitalknappheit, während die 
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englische Industrie infolge der verhältnismäßig niedrigen Bankrate am 
Londoner Geldmarkt reichlich billiges Geld zu ihrer Verfügung hat. Aber 
abgesehen von diesen Verschiedenheiten — die ja auch nur von unter- 
geordneter Bedeutung sind — kann man bei beiden Ländern zu mindest 
eine Ähnlichkeit als letzte Ursache der Depression feststellen, nämlich 
die allgemeine kritische Lage der gesamten Weltwirtschaft, 
die sich von der Katastrophe des Weltkrieges lange nicht so schnell 
erholt hat, als man dies nach dem ersten Ansatz der Besserung im Jahre 
1919 vielfach angenommen hatte. 

Unter diesem Gesichtswinkel ist ein Schreiben, das der bekannte eng- 
lische Großindustrielle Sir George Hunter, der Vorsitzende der be- 
kannten Eisen- und Stahlfirma Swan, Hunter and Wigham Richardson 
kürzlich an den englischen Premierminister gerichtet hat, von besonderem 
Interesse. Der Brief enthält eine sehr trübe Darstellung der Lage der 
englischen Industrie in einem seiner wichtigsten Gebiete, nämlich im 
Nordosten des Landes, den der Verfasser aus eigener Anschauung be- 
sonders gut kennt. Eine Reise durch dieses Gebiet — so führt Sir George 
aus — bietet ein geradezu trostloses Bild. Werften mit leeren Hellingen, 
ausgeblasene Hochöfen, gänzlich oder teilweise stillgelegte Bergwerke 
reden eine stumme aber eindrucksvolle Sprache. Und als traurige Be- 
gleiterscheinung sieht man eine große Menge von Arbeitslosen in den 
Straßen oder außerhalb der Arbeitsnachweise in den Städten und Städt- 
chen dieses sonst so regsamen Distriktes. 

Sir George regt dann die Schaffung von besonderen Ausschüssen zur 
schleunigen und gründlichen Untersuchung der Lage im Interesse einer 
baldigen Abhilfe an. Dieser Brief hat den bekannten Finanzier und Wirt- 
schaftspolitiker Dr. Walter Leaf, der Vorsitzender im Aufsichtsrat der 
Westminster-Bank, London, ist und wegen seines klaren und gesunden 
Urteils einen internationalen Ruf genießt, zu einer Entgegnung veranlaßt, 
in der er sich über bemerkenswerte Entwicklungstendenzen in der eng- 
lischen Industrie und besonders in der Eisen- und Stahlindustrie ausläßt. 
Dr. Leaf vertritt zunächst die Ansicht, daß das von Sir George Hunter 
entworfene Bild, das dieser zu einem Klageliede über die Gesamtlage 
der englischen Industrie benützt, viel zu schwarz gezeichnet ist. Er 
belegt dies mit der Zunahme der Gewinne vieler industrieller Unterneh- 
mungen und mit der Steigerung des Gesamtumfanges der englischen 
Produktion. Es läßt sich aber — so fährt er fort — keineswegs leugnen, 
daß sich die englische Schwerindustrie zum Teil in einer sehr schweren 
Krise befindet, so daß die Frage berechtigt erscheint, ob nicht eine ge- 
wisse Umorientierung dieser Industrie ratsam erscheint. 
Der Weltkrieg sah eine Hochkonjunktur dieser Industrie und die Riesen- 
gewinne führten zu einer Überindustrialisierung nicht nur in 
England sondern auch in anderen Ländern. Eine Reihe von 
Nationen auf dem europäischen Kontinent haben gerade während des 
Krieges festgestellt, daß eine Schwerindustrie sich in ihren eigenen Gren- 
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zen aufbauen ließe. Europa besitzt ausgedehnte Kohlen-, Eisen- und 
sonstige Erzreserven, und es wird sicherlich in immer steigendem Maße 
ein Großproduzent von Eisen und Stahl werden. Da es in der Lage ist, 
seine Eisen und Stahlproduktion in einer weit wirtschaftlicheren Weise 
sicherzustellen als Großbritannien, so wird letzteres immer mehr in den 
Hintergrund gedrängt. 

Noch hat England gerade in der Schwerindustrie vielen jungen Indu- 
strien Kontinentaleuropas gegenüber den Vorteil der größeren Erfahrung. 
Aber Erfahrung tut es nicht allein im Wettbewerb auf dem Weltmarkte., 
es spielen da vor allem die Löhne und Sozialabgaben, die Frach- 
ten und Generalunkosten eine große Rolle. Die vor dem Kriege 
bestehende internationale Arbeitsteilung beginnt sich wieder in erheb- 
lichem Maße durchzusetzen. Es ist daher vielleicht angebracht, daß sich 
die englische Industrie in einem erhöhten Maße als bisher auf die 
Erzeugung von Fertigfabrikaten verlegt und die früheren 
Stadien des Produktionsprozesses etwas abbaut. Hätte man eine der- 
artige Anpassungsfähigkeit an die veränderte Weltlage bereits früher ge- 
zeigt, so würde die jetzige Krise vielleicht nicht so schwer empfunden 
werden. Während nämlich die Eisen- und Stahlindustrie äußerst schwer 
um ihre Existenz zu kämpfen hat, läßt sich im Maschinenbau ein ver- 
hältnismäßig günstiger Beschäftigungsstand beobachten. 

Auf lange Sicht würde diese Umstellung der englischen Industrie 
natürlich bedeuten, daß Großbritannien in einem erhöhten Maße 
Roheisen und Halbfabrikate verbrauchen resp. aus dem 
Auslande beziehen würde, um daraus Textilmaschinen, Loko- 
motiven oder sonstige Erzeugnisse des Maschinenbaues herzustellen. Für 
das gerade in seiner Fertigindustrie sehr leistungsfähige Deutschland 
brauchte eine derartige Entwicklung durchaus keine so große Gefahr zu 
bedeuten, als es vielleicht zuerst den Anschein hat. Je mehr sich die Ver- 
hältnisse auf dem Weltmarkte dem früheren normalen Zustande nähern, 
eine um so wichtigere Rolle muß die vorzüglich organisierte deutsche 
Eisen- und Stahlindustrie auf dem Weltmarkte spielen. Gegenwärtig 
finden allerdings die Erzeugnisse der französischen und belgischen Schwer- 
industrie leichter Eingang im britischen Markte als die Erzeugnisse 
Deutschlands, doch viele Vorteile der westlichen Industrien sind nur 
eine Folge des niedrigen Valutastandes. Man kann es direkt an der Han- 
delsstatistik verfolgen, wie sich jeder Frankensturz alsbald in einer erhöh- 
ten Einfuhr französischen Eisens in England ausdrückt. Sobald einmal 
aber eine Stabilisierung der französischen Währung eingetreten ist, 
wird diese verschleierte Exportprämie der französischen Schwerindustrie 
fortfallen. Falls in Frankreich — wie zu erwarten steht — nach der 
Stabilisierung der Währung eine Periode der Geldknappheit einsetzen 
sollte, so wird sich die deutsche Schwerindustrie sicherlich 
wieder in einer erheblich günstigeren Lage befinden, als sie 
sie heute auf dem englischen Markte besitzt. 
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Ein Faktor kann allerdings die ganze Entwicklung in erheblicher 
Weise beeinflussen, nämlich die Belegung der Einfuhr auswärtiger 
Eisen- und Stahlerzeugnisse mit einem Zoll. Die englischen Stahlindu- 
striellen haben sich bereits an die Regierung mit der Bitte der Einführung 
eines solchen Zolles gewandt, doch hat sich ein Ausschuß unter dem Vor- 
sitz des Premierministers dieser Bitte gegenüber sehr lau verhalten. 
Der allgemeine Eindruck in englischen Wirtschaftskreisen 
ist daher der, daß der angeregte Tarifin aller Stille ad acta 
gelegt wird. 


ZUM KARTELLABBAU. 
Von H. v. KÖPPEN, Halle a. d. S. 


In der wirtschaftspolitischen Tagesdebatte sind zwei neue Schlag- 
worte aufgetaucht: „Preissenkung“ und „Kartellabbau“. Das eine 
ist das hohe Ziel, dem alles — teils aus Überzeugung, teils aus Taktik — 
zustimmt; das andere ist das Mittel zum Zweck, um das der Kampf der 
Interessen und Meinungen geht. 

I. 

Zunächst sei einmal das Für und Wider in der Frage der Kartelle rein 
volkswirtschaftlich betrachtet, losgelöst von aller Wirtschafts- und 
Interessenpolitik. 

Für die Zweckmäßigkeit der Kartelle sprecheni im wesent- 
lichen fünf Momente: 

1. Industrien, die große Kapitalinvestierungen zur Voraussetzung 
haben, wie z. B. der Bergbau, die Roheisen- und Stahlindustrie, müssen 
bestrebt sein, ihre Wirtschaftlichkeit möglichst weitgehend zu sichern, 
um das Kapitalrisiko zu verringern. Diesen Zweck sollen Kartelle er- 
füllen. Sie können eine starke Monopolstellung schaffen, die auskömm- 
liche Preise sichert, die sogar oft eine Beeinflussung der Erzeugung und 
dadurch die Verhütung von Kapitalverlusten ermöglicht. Der volks- 
wirtschaftliche Zweck dieser Kartelle ist Verhinderung von Überindu- 
strialisierung und Kapitalverlusten. 

2. Aus dem Bestreben, die Wirtschaftlichkeit von Industrien zu 
sichern, entsteht die Tendenz zu möglichst stabiler Preisbildung, d.h. 
zum Hochhalten der Preise bei sinkender Konjunktur und zum Nieder- 
halten der Preise in Haussezeiten, wozu die Kartelle durch Ausschaltung 
der gefährlichsten Konkurrenz in der Lage sind. Daß diese Aufgabe 
von manchen Kartellen durchaus gelöst worden ist, zeigt die Preispolitik 
des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats vor dem Kriege. Weit- 
möglichste Stabilität der Preise ist für die gesamte Volkswirtschaft von 
außerordentlicher Bedeutung, insbesondere wenn es sich um einen so 
wichtigen Rohstoff wie z. B. die Kohle handelt. 

3. Bei Überspannung der Preise durch die Kartelle entstehen in 
kapitalstarken Zeiten meist neue Industrieunternehmungen, die dem 
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Kartell fernbleiben und durch Unterbieten der Kartellpreise dieses auf 
die Dauer zum Herabsetzen seiner Preise zwingen. Derartige Vorgänge 
waren in der Vorkriegszeit nicht selten, da es für ein einzelnes Unter- 
nehmen sehr oft viel vorteilhafter war, dem Kartell fernzubleiben, um 
sich seine Handlungsfreiheit zu wahren, konnte es sich doch die Vorteile 
des Kartells, z. B. einheitliche Preisgestaltung, Produktionseinschränkun- 
gen usw. jederzeit zunutze machen. 

Gegen die Kartelle lassen sich hauptsächlich folgende 
vier Gründe anführen: 

1. Die Kartellierung eines Produktionszweiges führt sehr oft in den 
von ihr abhängigen Industrien und dem zwischen die verschiedenen 
Erzeugungsstufen eingeschalteten Handel ebenfalls zu Zusammenschlüs- 
sen, die einen mehr oder minder kartellähnlichen Charakter tragen. 
Schließen diese verschiedenen Kartelle Verträge, in denen sie sich zum 
ausschließlichen Verkehr miteinander verpflichten, wie dies in der Praxis 
oft geschieht, so führt das sehr leicht zu einer „Organisation“ der Wirt- 
schaft, die man oft nur noch als „Planwirtschaft“ bezeichnen kann, in 
der das freie Spiel von Angebot und Nachfrage gänzlich ausgeschal- 
tet ist. 

2. In Zeiten schwankender Kaufkraft des Geldes oder. übergroßer 
politischer oder wirtschaftlicher Macht der organisierten Arbeiterschaft 
begünstigen die Kartelle das Hochhalten der Löhne, da die gesteigerten 
Unkosten leichter als sonst auf die Verbraucherschaft durch Preiserhö- 
hungen abgewälzt werden können. 

3. In vielen Fällen begünstigen die Kartelle den ausländischen Ab- 
nehmer auf Kosten des Inlands, indem sie unter dem Druck ausländischer 
Konkurrenz am Weltmarkt ihre Waren billiger verkaufen als am Binnen- 
markt. Geschieht dies z. B. bei Rohstoffen (Kohle, Kali usw.) oder bei 
Halbfabrikaten (Roheisen, Rohstahl usw.), so bedeutet das eine Benach- 
teiligung der inländischen Fertigindustrie, insbesondere auch eine Schädi- 
gung unserer Ausfuhr an Fertigfabrikaten und damit auch unserer Han- 
dels- und Zahlungsbilanz. 

Besonders kraß tritt diese Schädigung der nationalen Volkswirtschaft 
zutage, wenn die kartellierten Industrien Zollschutz genießen, da dieser 
die Monopolstellung der Kartelle verstärkt. 

4. Bei sinkender Konjunktur, und zwar nicht einer solchen vorüber- 
gehender Art, sondern bei großen wirtschaftlichen Umwälzungen, die die 
Absatzverhältnisse einer Industrie auf Jahrzehnte nachteilig beeinflussen, 
erschweren die Kartelle sehr leicht die Anpassung der Produktion an die 
geschmälerte Absatzbasis. Sie führen die Einschränkung der Erzeugung 
horizontal durch, indem die bestehenden Anlagen nicht mehr voll, 
sondern nur noch zum Teil ausgenützt werden. Freier Wettbewerb 
würde durch starken Preisdruck die unwirtschaftlichsten Werke gänzlich 
ausschalten, d.h. die Produktionseinschränkung würde vertikal vor 
sich gehen. Dieses künstliche Am-Leben-erhalten unrentabler Betriebe 
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bedeutet unberechtigte Verteuerung der Industrieerzeugnisse, d.h. 
Verminderung der Konsumkraft und Verlängerung der Wirtschafts- 
krise. 

II. 


Wie ist nun die gegenwärtige Lage der deutschen Industrie? 


Das wesentlichste Moment unserer Wirtschaftslage ist die Tatsache, 
daß es sich bei uns nicht um eine vorübergehende Baisse in der Industrie- 
konjunktur handelt, sondern um eine Dauererscheinung, soweit man von 
einer solchen in dem Auf und Ab des Wirtschaftslebens überhaupt reden 
kann. | 

Der Krieg zwang die europäische Industrie sich auf den Massenbedarf 
der kämpfenden Millionenheere umzustellen und schnitt dadurch die 
übrige Welt von ihren Industriewarenlieferanten ab. Diese Not ließ 
in den Rohstoffländern neue Industrien entstehen, die durch Wettbewerbs- 
losigkeit und Staatsschutz groß geworden, nun ihre Stellung in der Welt 
behaupten. Je mehr die Kriegs- und später die Wiederaufbaukonjunktur 
schwanden, desto mehr mußte man erkennen, daß sowohl die englische 
als auch die deutsche Industrie wichtige Absatzmärkte verloren hatte. 


Direktor Dr. Springorum vom Eisen- und Stahlwerk Hoesch, 
Dortmund, schätzte im Frühjahr 1925 in den „Wirtschaftlichen Nachrich- 
ten aus dem Ruhrrevier“ die Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes auf 
höchstens 75% der Vorkriegszeit. 


Die Weltkohlenförderung ist ungefähr dieselbe wie vor dem Kriege, 
sie betrug 1913 1260 Millionen t, 1924 1225 Millionen t. Der Verbrauch 
ist jedoch bedeutend zurückgegangen. In den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika schätzt man den Minderverbrauch an Kohlen infolge 
Zunahme der Ölfeuerung auf 10 Millionen t, infolge Errichtung von 
Wasserkraftstationen auf 60 Millionen und infolge besserer Ver- 
brennungsmethode auf 35 Millionen t. Diese Ersparnis bedeutet 
etwa halb soviel wie die deutsche Förderung vor dem Kriege. — 
Da die englische Flotte zum großen Teil zur Ölheizung übergegangen ist, 
hat ihr jährlicher Kohlenverbrauch von 134 Millionen auf 0,3 Millionen t 
abgenommen. — Durch den Ausbau der Wasserkräfte beträgt der Minder- 
verbrauch der Schweiz und Schwedens ca. 20%, des Vorkriegsbedarfes. 
Bayern nimmt jährlich 3,3 Millionen t Kohlen weniger ab, Italien 9 Mil- 
lionent. — In England und Holland gewährt man dem notleidenden 
Kohlenbergbau staatliche Subsidien. In Deutschland betrugen die Hal- 
denbestände 9 bis 10 Millionen t im Werte von rd. 140 Millionen M. 
bevor man sich entschloß, eine größere Anzahl Gruben stillzulegen, jetzt 
dürften die Haldenbestände etwa 8 ½ Millionen t ausmachen. 

Das Fassungsvermögen der Welthandelsflotte betrug am 30. Juni 1914 
rd. 49,1 Millionen Bruttoregister-t, am 30. Juni 1925 rd. 64,6 Millionen 
Bruttoregister-t, von denen 6,75 Millionen Bruttoregister-t aufgelegt 
waren. Die Vereinigten Staaten verkaufen ihre staatliche Handelsflotte 
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als Alteisen, England, Schweden und Frankreich subventionieren ihre 
Handelsschiffahrt. 

Das alles sind zahlenmäßige Beweise für das Zuviel an Industrie. So 
bitter das für den einzelnen und insbesondere auch für die Industrie- 
arbeiterschaft sein mag, es ist eine Tatsache, daß unsere industrielle 
Leistungsfähigkeit größer ist als unser Absatzmarkt, daß ein Teil dieser 
Industrie stillgelegt werden muß. 

III. 

Wie wirken sich in dieser Lage die Kartelle aus? 

Man darf diese Frage nicht privatwirtschaftlich, sondern nur volks- 
wirtschaftlich beantworten wollen, um zu den Bestrebungen des Kartell- 
abbaues Stellung nehmen zu können. Nach dem oben Gesagten kann 
kein Zweifel mehr bestehen, daß die Lage der deutschen Industrie und 
der gesamten Wirtschaft den Abbau der Kartelle verlangt. 

Ihre schädlichen Auswirkungen sind vornehmlich dreierlei Art: 

1. Der Zusammenschluß der Industrie in Kartellen ermöglicht eine 
gleichmäßige Einschränkung der Produktion in allen Betrieben, das be- 
deutet, daß auch die rentabelsten Anlagen nur teilweise ausgenutzt 
werden können. Die Rohstahlgemeinschaft arbeitet z. B. mit 35 proz., 
das Ruhrkohlensyndikat mit 40 proz. Produktionseinschränkung. Natur- 
gemäß sind Vergrößerung der Generalunkosten und Erhöhung der Preise 
die Folge. Statt durch billige Preise die Kaufkraft des Binnenmarktes 
zu stärken, sucht die kartellierte Industrie auf Kosten ihres besten Kun- 
den weiterzuleben. Damit weicht man der Krise nur vorübergehend aus, 
schädigt aber seine eigene Zukunft, indem man mit der Konsumkraft 
des Binnenmarktes Raubbau treibt. 

2. Da die Kartellierung in ganz besonderem Ausmaße die Rohstoffe 
und Halbfertigfabrikate trifft, zieht sie eine Verteuerung der Fertig- 
fabrikate nach sich, die die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie 
auf dem Weltmarkte und dadurch unsere Handels- und Zahlungsbilanz 
schädigt. 

3. Vielfach müssen die Kartelle ihre Preise aus Wettbewerbsgründen 
bei Auslandsgeschäften herabsetzen. Die Verluste aus diesen Geschäften 
muß das Inlandsgeschäft decken. So schreibt z. B. A. Heinrichsbauer, 
Essen, in den „Wirtschaftlichen Nachrichten aus dem Ruhrbezirk“ 
am 5. August 1925: „Man kann rechnen, daß für die beteiligten Zechen 
der Durchschnittserlös bei Auslandsverkäufen nur ca. 11,50 bis 12M. 
beträgt, so daß sich der Verlust auch der besten Zechen beim Export 
mindestens auf 4 bis 5 M. beläuft.“ 

In der Rohstahlgemeinschaft beträgt der Preisunterschied bei 
Inlands- und Auslandsgeschäften etwa 20%. Um die Exportindustrie 
jedoch nicht zu schädigen, gewährt man ihr eine Prämie in Höhe der 
Preisdifferenz, wenn sie den Nachweis der getätigten Ausfuhr erbringt. 
Auch dieses System läuft in Praxis auf eine Ausbeutung des Inlandsmark- 
tes und auf Dumping am Weltmarkt hinaus. 
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IV. 


Wie sollen die Kartelle abgebaut werden? 

Einen Weg, der zum Kartellabbau führen soll, hat die Regierung und 
ein großer Teil der Tagespresse wiederholt der Offentlichkeit gewiesen. 
Er heißt straffere Handhabung der Kartell verordnung. Ein anderer 
Weg, der zwar radikaler, aber auch sehr viel erfolgsicherer ist, heißt 
Abbau der Zwangskartelle und der Zollsätze. 


Es besteht wohl in der öffentlichen Polemik darüber keine Meinungs- 
verschiedenheit, daß man Kartelle oder kartellähnliche V.ereinbarungen 
nicht gesetzlich verbieten kann und darf. Will man also durch die Kraft 
des Gesetzes den Kartellabbau erzwingen, so muß in irgendeiner Form, 
auf irgendeinem Wege eine Art „, Preisprüfungsgericht“ eingesetzt werden, 
das die Angemessenheit der Preise und Verkaufsbedingungen prüft. 


Damit tauchen alle Zweifel gegen staatliche Preisfestsetzungen aus 
der Zeit der Zwangs wirtschaft wieder auf. Woher bestimmt sich der 
angemessene Preis? Aus den Erzeugungskosten? Oder aus Angebot und 
Nachfrage? Wer wollte sich anmaßen einen angemessenen Preis für 
Steinkohle festzusetzen, wo die Förderung 1924 etwa 250 Millionen t 
größer ist als der Verbrauch, wo Erdöl und Wasserkraft der Kohle immer 
weitere Verwendungsgebiete abkämpfen. — Der Weg über Kartellgesetze 
kann nicht zum gesunden Abbau führen. 


Zwangskartelle und Zwangsinnungen lassen sich gesetzlich beseitigen, 
es mögen auch noch manche Einzelheiten sich durch Gesetze regeln 
lassen. Der Kern des Problems ist die Preisgestaltung, die sich nur durch 
Abbau der Zollsätze beeinflussen läßt. 


Diese Gedankengänge mögen der Industrie feindlich scheinen, in 
Wirklichkeit sind sie es nicht, denn der größte Interessent an der Kartell- 
frage ist die Industrie selbst, und sie muß sich mehr denn je rüsten zum 
Kampf um den Weltmarkt. 


In England, Holland, Schweden, Italien und anderen Ländern sucht 
man der drohenden Industriekrise durch Staatsunterstützungen zu 
begegnen. In Frankreich lebt die Industrie vom Verzehr der Sparkapi- 
talien, ähnlich wie das bei uns in der Inflationszeit auch geschehen ist. 
Die Vereinigten Staaten finanzieren ihre Exportindustrie durch Kredite, 
die in einem Menschenalter kaum zurückgezahlt werden können. In 
allen Industriestaaten ist die Frage des Kartellabbaues ebenso dringend 
wie bei uns. Eines Tages wird die Welt-Industriekrisis stärker sein als 
die schwachen Mittel zu ihrer Behebung. Es gilt sich auf diesen Tag zu 
rüsten, denn er kann näher liegen, als man jetzt denkt. Diejenige Indu- 
strie wird dann als Sieger auf dem internationalen Wettkmapf hervor- 
gehen, die am rentabelsten und gesundesten ist, für die die Frage des 
Kartellabbaues am frühesten richtig gelöst ist. 
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Das „Berliner Zimmer“ Europas. 


Von Dr. ARTHUR DIX. 


In einer seiner Reden zur Verteidigung des Locarno-Werkes prägte 
Reichskanzler Dr. Luther Mitte November das Wort: „Der Vertrag 
von Locarno stellt keinerlei Option zwischen dem Westen und dem 
Osten dar. Eine solche Option wäre in Deutschlands geographischer, 
wirtschaftlicher und politischer Lage nicht nur ein Verbrechen, 
sondern, um ein bekanntes Wort anzuwenden, schlimmer als das, eine 
Dummheit.“ 


In der politischen Augenblickslage Deutschlands, in der die Rede 
gehalten wurde, war dieser Ausspruch begründet durch das Bedürfnis 
des Reichskanzlers, nach der Moskauer Adresse hin zum Ausdruck zu 
bringen, daß Deutschland sich nicht einseitig nach Westen binden und 
den seinerzeit in Rapallo beschrittenen Weg nicht völlig verlassen wolle. 
Wenn man aber über dieses politische Augenblicksbedürfnis hinaus weiter 
blickt, so wird man schwerlich an der Tatsache vorbei können, daß die 
Weltgeschichte „F Dummheiten“ macht, an denen auch ganze Generatio- 
nen von Reichskanzlern wenig zu korrigieren vermögen. Die Welt- 
geschichte für ihr Teil hat nämlich im Laufe von nun bald 11 Jahrhunder- 
ten eine hinlänglich klare Option in der deutschen Sache durchgeführt! 


Wir brachten im Märzheft dieser Zeitschrift eine Reihe von Karten 
und Skizzen, die die Abdrängung vom deutschen Westen gegen den 
Rhein veranschaulichten, beginnend nach der Teilung des von Karl dem 
Großen geschaffenen Reiches. Diese Abdrängung von Westen wurde in 
ihrer weltpolitischen Auswirkung noch verstärkt durch die spanisch 
eingestellte Politik des Hauses Habsburg, die dem Deutschen 
Reiche sowohl die Lande um das Quellgebiet des Rheins wie die Rhein- 
mündungslande und den Zutritt zum Ärmelkanal entfremdete 
und politisch verlorengehen ließ. Seit dem Verlust des Mündungsgebietes 
von Rhein, Maas und Schelde saß Deutschland im „Berliner Zimmer“ 
Europas. (Das berüchtigte Schema „besserer“ Berliner Mietswohnungen 
sieht als einzige Verbindung zwischen den vorderen und hinteren Räu- 
men das sog. , Berliner Zimmer“ vor, das in der Regel durch ein ungünstig 
in einer entlegenen Ecke angebrachtes Hoffenster sehr spärlich mit natür- 
lichem Licht versehen ist.) Ihm fehlte der freie Blick auf den Atlantic, 
sein Fenster ging auf die östlichen Hinterhäuser Europas. 
Nach Osten hin breitete das Deutschtum seinen Einfluß aus, nach Westen 
war die Grenze des Reichs gegenüber dem romanischen Drängen auf die 
Lande um den Mittellauf des Rheins mehr und mehr zusammengepreßt. 


Wenn wir in diesem zur Neige gehenden Jahre so eindringlich die 


tausendjährige Zugehörigkeit der Rheinlande zum Reich 
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gefeiert haben (wobei übrigens niemals die Erinnerung daran vergessen 
werden durfte, daß die Rheinlande seit sehr viel mehr als einem Jahrtau- 
send, seit mehr als der doppelten Zeit, zwar nicht Reichsboden, aber 
deutscher Boden, altgermanischer Stammsitz, sind), so entsprach dieser 
nachdrückliche Hinweis auf die unlösbare Zugehörigkeit der Rheinlande 
zum Reich der Tatsache, daß dieses urdeutsche Land nach aller östlichen 
Abdrängung des Deutschtums aus Westeuropa den ewigen Wall bildet, 
den wir nie und nimmer aus der Hand geben dürfen. Sicherung für 
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die Rheinlande zu schaffen, das ist die natürliche deutsche Orien- 
tierung nach Westen hin. 

Ganz anders liegen die Dinge im Osten. Hier war durch viele Jahr- 
hunderte der Boden für die Ausbreitung kulturellen deutschen Einflusses 
in Europa. Die hier beigefügte Karte, die auf Veranlassung des Vereins 
für das Deutschtum im Auslande nach den sorgfältigen Angaben von 
A. Penck entworfen ist, gibt von dem Umfange dieser Einfluß- 
sphäre des Deutschtums ein anschauliches Bild und zeigt die fächer- 
förmige Ausstrahlung in großer Breite über weite Gebiete Ost- und Süd- 
osteuropas (als Ergänzung vergleiche man die Professor Hassingers 
Werk über die Tschechoslowakei entnommenen allgemeinen Bemerkun- 
gen in der Bücherschau des vorliegenden Heftes). Jetzt bauen Polen, 
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Tschechen und Südslawen an einem Wall, der nicht nur die weitere 
Ausbreitung deutschen Einflusses nach Osten hin abdämmen soll, 
sondern Deutschland auch von völlig deutschen Gebietsteilen abtrennt. 
Diese Einschnürung ist der schwerste lebensbedrohliche Schlag, der 
Deutschland treffen konnte, Denn wenn es nach Westen sich nur im 
Sinne einer Rückendeckung gegen Fortschritte romanischen Vordringens 
orientieren kann, so muß seine Orientierung nach Osten erheblich weiter 
gesteckte Ziele verfolgen: Die Wiedervereinigung der zusammen- 
hängenden deutschen Räume in Mitteleuropa und freie Bahn 
zur Mitarbeit am Wiederaufbau jenseitiger Gebiete Osteuro- 
pas. Diese Unterscheidung zwischen West- und Ostorientierung ist, wie 
auch Herr Dr. Luther einsehen dürfte, weder ein „Verbrechen“ noch eine 
„Dummheit“, sondern ist Deutschland durch geschichtliches Werden 
von mehr als einem Jahrtausend vorgezeichnet. 

Nationalempfindende Kreise pflegen ihren weniger empfindlichen 
deutschen Volksgenossen den Vorwurf der Fremdtümelei, der 
Nachahmung alles Ausländischen zu machen. Das trifft nur zu im Hin- 
blick auf den Westen — und der Geopolitiker wird auch wohl hier, wenn 
keine Entschuldigung, so doch eine Erklärung finden. Die West- 
mächte stehen seit Jahrhunderten in der Kolonialpolitik, 
im großen Weltverkehr, haben als Herren weiter überseeischer Länder 
mit viel größeren Mengen ihrer Oberschichten Anteil an überseeischen 
Beziehungen jeder Art als jenes Deutschland, das in früheren Zeiten nur 
ganz vereinzelt durch wenige große Handelshäuser transozeanische 
Beziehungen nennenswerten Umfanges pflog. Diese weltpolitische Über- 
legenheit, dieser freiere Ausblick über die Hochstraßen des Weltverkehrs 
hat sicher in erheblichem Maße darauf eingewirkt, daß das Vorderhaus des 
europäischen Westens an der großen Verkehrsstraße des Atlantic sich 
auch an kultureller Macht und zivilisatorischem Reichtum erheben 
konnte über die Deutschen im „Berliner Zimmer“, die ihrerseits wieder so, 
wie sie vom Westen beeinflußt wurden, den breiten Hinterhof des Ostens 
zu beeinflussen vermochten. 

Gegenüber dem Westen waren wir gerade in politischen Dingen willig 
empfangend, mochte das Empfangene auch noch so sehr unserer eigenen 
Wesensart widersprechen, für uns noch so schwer verdaubar sein, ja, 
auf uns direkt schädlich wirken. Nach Osten waren wir die Gebenden, 
die Befruchtenden. Wird uns nach Sperrung der Tür zu den westlichen 
Vorderzimmern auch das östliche Hoffenster unseres Berliner Zimmers 
verrammelt, dann verfällt die so außerordentlich kopfreiche Familie, die 
in ihm zusammengedrängt lebt, unweigerlich dem Tode des Erstickens. 


WELTSCHAU. 
DIE INDUSTRIELLE KONZENTRATIONSBEWEGUNG. 


Der Zusammenbruch der Deutschen Werke ist noch in aller Erinnerung, die 
Liquidation des Stinnes-Konzern ist noch nicht beendet und die der Sichelschen 
36° 
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Unternehmungen befindet sich erst in den Anfangsstadien. Die Wirtschaft 
hat scheinbar über diese Form industrieller Großkonzentration ihr Urteil ge- 
sprochen. Diese Gebilde haben die Probe im scharfen Feuer der Stabilisierungskrise 
nicht bestanden. Als sie sich auflösten, schien damit für den Außenstehenden erfüllt, 
was alle Einsichtigen längst vorausgesagt hatten, daß die großen Konzerne in den 
kommenden Zeiten der Depression nicht würden zusammengehalten werden können. 
Wenn jetzt trotzdem in der Schwerindustrie in West und Ost, in der chemischen und 
der Kaliindustrie Konzentrationsbestrebungen wieder bemerkbar werden, so könnte 
der Uneingeweihte auf die Vermutung kommen, daß die Führer der deutschen Industrie 
aus den soeben gemachten Erfahrungen nichts lernen wollten. 

Ein solches Urteil würde jedoch nur die Erscheinungen, nicht ihr Wesen im Auge 
haben. Industrielle Konzentration heißt nichts weiter, als Unternehmen organisa- 
torisch so miteinander verbinden, daß durch ihr Zusammenwirken die Produktion 
rationeller und produktiver gestaltet wird. 

Aus diesem Bestreben heraus kam es unter der Führung von Emil Kirdorff in den 
Jahren nach dem Krach von 1873 zu Vereinigungen. Mit der rasenden Entwicklung 
der Gründerjahre hatte die finanzielle Fundierung der Unternehmen nicht Schritt 
halten können. Die unbändige Konkurrenz der schnell und zahlreich aus der Erde 
gewachsenen Werke drohte das investierte Kapital zu zerstören und die industrielle 
Entwicklung Deutschlands um Jahrzehnte zurückzuwerfen. War es doch gerade in 
diesen Jahren gelungen, das englische Kapital aus dem Ruhrgebiet fast ganz zu ver- 
drängen. So begann man mit einer Einschränkung der Produktion, mit der Hand 
in Hand die Regelung der Konkurrenz ging. Zu diesem Zweck vereinigten sich zu- 
nächst Unternehmen der gleichen Produktionsstufe. Produktion und Absatz wurden 
„horizontal“ organisiert. Das Bestreben nach stärkerer Ausnutzung der vorhandenen 
Produktionsmittel veranlaßte aber bald Thyssen und Stinnes zur vertikalen Konzen- 
tration überzugehen, d. h. die Produktion vom Rohstoff bis zum Fertigfabrikat wurde 
in einer Hand vereinigt. Man intensivierte dadurch die Ausnutzung des Bodens als 
Standort wie als Rohstoffquelle, indem man auf kleinem Raum die Produktionsstätten 
der verschiedenen Roh-, Halb- und Fertigfabrikate vereinigte. Dadurch ersparte 
man Zeit und Arbeit und erreichte einen schnelleren und häufigeren Kapitalumschlag, 
der die Rentabilität der Unternehmen erhöhte. 

Nach dem Kriege, als die Inflation in Deutschland an Umfang immer zunahm, 
begannen Stinnes, Otto Wolf und Jacob Michael die oft erwähnten „Sachwertwaren- 
häuser“ scheinbar planlos zusammenzukaufen, um die Papiermarkerlöse ihrer Unter- 
nehmen vor der Entwertung zu schützen. Die dauernde Entwertung der Mark ließ 
die Substanz immer mehr zusammenschmelzen, und so hatte diese Konzentration in 
erster Linie den Zweck, den Produktionsfaktor Kapital einigermaßen zu erhalten. 
Wenn man jetzt nicht mehr Unternehmen der gleichen Branche vereinigte, sondern 
Kohlengruben, Stahlwerke, Papierfabriken und chemische Werke miteinander zu- 
sammenkuppelte, so wollte man zwischen den einzelnen Betriebszweigen einen Risiko- 
ausgleich schaffen. Je umfangreicher ein solcher Konzern wurde, desto mehr wuchs 
seine wirtschaftliche und politische Macht. 

Der Währungsstabilisierung vermochten die ieee aber nicht 
standzuhalten. Es war wohl Kapital konzentriert, aber das Kapital war illiquide, es 
begannen die flüssigen Betriebsmittel zu fehlen, und jetzt stellte es sich heraus, daß 
der Gesichtspunkt der Rentabilität bei den Zusammenschlüssen nicht immer eine ge- 
nügende Würdigung erfahren hatte. Die Rentabilität wurde zud:m fast unmöglich 
gemacht durch die hohen Steuern, die übermäßigen «czialen Lasten und die unver- 
hältnismäßig gestiegenen Löhne. Die deutsche Industrie ist dadurch auf dem Welt- 
markt immer weniger konkurrenzfähig geworden, während gleichzeitig die Aufnahme- 
fähigkeit des Inlandsmarktes sich täglich mehr und mehr schwächte. Unter diesem 
allseitigen Druck brachen die Inflationskonzerne zusammen. Die neuen Zusammen- 
schlüsse erfolgen nun unter ganz anderen Gesichtspunkten als bisher. Zuerst gilt es, 
die verlorene Rentabilität wieder herzustellen. Deswegen keine „ Sachwertwaren- 
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häuser“, sondern Beschränkung auf einen Wirtschaftszweig. Dann strengste Ratio- 
nalisierung und Typisierung der Produktion, die gleichzeitig einheitlich geleitet werden 
soll. So sind die Voraussetzungen gegeben, um die fehlenden flüssigen Mittel zu be- 
schaffen. Die neuen Konzerne in Westfalen und Oberschlesien sind vor allem Kredit- 
gemeinschaften, die dem ausländischen Geldgeber die Garantie für eine rentable und 
sichere Anlage seiner Kapitalien geben wollen. Auf diese Weise soll die Konkurrenz- 
fähigkeit der deutschen Industrie wiederhergestellt und der Inlandsmarkt neu er- 
schlossen werden. Damit wird ein weiterer Schritt für den Ausleseprozeß innerhalb 
der deutschen Wirtschaft vorbereitet. Das erste Stadium dieser Entwicklung war die 
Umstellung der Kapitalien auf Gold. Der Billionenspuk der Inflation und der Betrug 
der Scheingewinne wurden jäh entdeckt und manches Unternehmen sah sich dem 
Nichts gegenüber. Die feblende Preisskala in stabiler Währung ermöglichte bei Auf- 
stellung der Goldbilanzen Bewertungskunststücke, die die Nacktheit mancher Gold- 
markeröffnungsbilanz schamvoll verdeckten und so Unternehmen am Leben hielten, 
die ohne Inflation bereits am Tage ihrer Gründung zusammengebrochen wären. Solche 
Unternehmen stehen der gesammelten Kraft der neuen Konzerne machtlos gegen- 
über und dürften ihrem wirtschaftlich verdienten und notwendigen Ende entgegen- 
gehen. So bereitet sich jetzt eine zweite Zusammenlegung der Kapitalien vor durch 
Vernichtung solcher industrieller Unternehmen, deren Betriebsweise und deren wirt- 
schaftliche Kraft den Anforderungen unserer Zeit nicht zu genügen vermögen. 

Wir stehen daher augenblicklich mitten in einer Neuentwicklung unserer wirt- 
schaftlichen Organisation. Auf welchem Wege diese sich weiter fortsetzen wird, ist 
noch nicht vorauszusehen. Man mag in den bisherigen Zusammenschlüssen monopo- 
listische Gefahren erblicken; aberdiejenigen, welchevonderzuneh- 
mendenÜbermachtdesKapitalismusreden,mögensichdar- 
überklarsein,daßdiesich vollziehendeindustrielle Kon- 
zentration vorallem eine Gegenwirkung ist gegen die un- 
erwünschtenFolgeneinerübertriebenenundderwirtschaft- 
lichenLagenichtentsprechendenLohn-undSozialpolitik. 

Dr. W. M. Frhr. v. Bissing. 


RUSSISCHER EMIGRANTEN-KONGRESS. 


Seit langem schon machte sich in russischen Emigrantenkreisen die Notwendigkeit 
fühlbar, eine sozusagen offiziöse Vertretung des gesamten russischen Emigrantentums 
zu haben. Nach langwierigen Verhandlungen und Besprechungen zwischen verschie- 
denen Gruppen wurden endlich vom Vorsitzenden des Russischen Industriellen- 
Verbandes, H. Tretjakov, Einladungen zu einer Organisationsversammlung an ver- 
schiedene Herren ausgegeben, und diese Versammlung fand im September in Paris statt. 
Erschienen waren Vertreter von 128 Organisationen, Gruppen und Parteien. Herr 
Miljukow und seine republikanischen Freunde lehnten die Einladung ab, denn, obwohl 
die Einberufer nicht gerade offen zu den Monarchisten gehören, so war es doch offenbar, 
daß die Mehrzahl der Versammelten monarchisch gesinnt war, so daß sich H. Mil- 
jukow zweifellos in der Minderheit befunden hätte. Er hat es übrigens in einer Rede 
nachträglich zugegeben, indem er sagte, es müßte wohl stimmen, daß 850% der russi- 
schen Emigranten — Monarchisten seien. 

Die Versammlung nahm nach längerer Debatte folgende Tagesordnung an: „Die 
allgemeine Versammlung der in Paris vereinten russischen Organisationen, nachdem sie 
das Referat des Vorsitzenden der Spitzengruppe angehört und indem sie die Einberufung 
eines Russischen Emigrantenkongresses für wünschenswert und zeitgemäß erachtet, 
der alle russischen Leute vereinigen soll, die ihre Aufgabe darin erblicken, Rußland 
vom Joche der es unterdrückenden 3. Internationale zu befreien und Rußland als 
Großmacht und gesetzmäßigen Staat wiederaufzurichten, wobei die in Rußland ein- 
getretenen großen Veränderungen sowie die Umstände der russischen Gegenwart in 
Betracht zu ziehen sind, beschließt: zur Frage der Organisation eines Komitees zur 
Einberufung des Kongresses überzugehen.“ 
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Es wurde ein Ausschuß von 72 Mitgliedern gewählt, zu dem noch 25 erwählte Mit- 
glieder aus den Emigranten der anderen Länder sowie nötigenfalls 10 kooptierte Herren 
hinzukommen sollen. Dieser Organisationsausschuß soll den Kongreß vorbereiten, der 
um Neujahr herum in Paris stattfinden soll und zu dem eine große Anzahl Delegierter 
sämtlicher russischer Organisationen, Verbände, Vereine und Grup- 
pierungen in allen Ländern zusammenkommen sollen. Wohl aus taktischen 
Gründen steht das Wort „Monarchie“ nicht im Programm des Organisationsausschus- 
ses. Denn man will sich den ausländischen Demokratien gegenüber nicht den Schein 
geben, als entscheide man jetzt schon, und außerhalb Rußlands, über dessen zukünftige 
Regierungsform, vielleicht auch weil der Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch, der 
als „Nationaler Führer“ von den meisten Emigranten angesehen und auch voraus- 
sichtlich von dem Kongreß als solcher anerkannt werden wird, sich an dieses System 
des Nichtentscheidens auf fremdem Boden strenge hält. Ob nun der Kongreß selbst, 
namentlich wenn, wie es von vielen gewünscht wird, die heranwachsende Jugend dabei 
zahlreich vertreten werden wird, diese „Vogelstraußpolitik‘‘ mitzumachen gewillt sein 
wird und ob er nicht das monarchische Prinzip offen und laut, gemäß der Überzeugung 
der Hauptmasse der Emigranten, proklamieren wird, — bleibe dahingestellt. Es wird 
wohl nicht leicht sein, eine durchweg monarchisch gesinnte politische Versammlung 
dahin zu bringen, eine nur demokratisch gefärbte Vertretung zu wählen! Es bleibt 
abzuwarten, ob der Kongreß überhaupt zustande kommt, denn es geht nicht ohne 
starke Reibungen: schon am 13. September haben die Extrem-Rechten durch ihr nicht 
ganz einwandfreies Vorgehen Mißbehagen in selbst ihnen nahestehenden Kreisen hervor- 
gerufen. Nachdem einerseits die Republikaner unter Miljukow abgesagt haben, weil 
sie sich zu schwach fühlen, um ihre Ziele zu erreichen, und anderseits die Anhänger des 
Großfürsten Kyrill den Kongreß boykottieren, weil sie ihn als ein gegen den, von ihnen 
schon anerkannten „Zaren“ gerichtetes Institut betrachten, so wird wohl der Kongreß 
selbst sich in gemäßigtem monarchischen Rahmen bewegen. Gelingt es ihm, eine all- 
gemeine Vertretung des Emigrantentums zu schaffen, so wird dies, natürlich, einen 
großen Fortschritt für das russische Emigrantentum bedeuten und sowohl dem „Na- 
tionalen Führer“ seine Aufgabe zu lösen erleichtern, oder evtl. dem repräsentativen Organ 
erlauben, auf eigene Faust und mit einem gewissen Rechte auf solche Vertretung, die 
Interessen des alten — und des kommenden — Rußlands zu verfechten, mit aus- 
ländischen Gruppen und sogar Regierungen zu verhandeln, Abkommen zu treffen und 
dergleichen mehr. 

Die Einberufung des Kongresses verlangt viel Geld, das das verarmte russische 
Emigrantentum nicht leicht aufbringen kann. Die Sowjetregierung soll 30 Mil- 
lionen Goldrubel bestimmt haben, um den Kongreß nicht zustande 
kommen zu lassen; auch an inneren Feinden fehlt es nicht, ganz abgesehen von der 
historischen Veranlagung der Russen zu innerer Uneinigkeit. Somit steht der Erfolg 
des Kongresses unter vielen Fragezeichen. 

Wer aber mit dem russischen antibolschewistischen Emigrantentum sympathisiert, 
der sollte dem Kongresse viel Glück und Erfolg wünschen, denn er wird dann der erste 
Schritt zu aktivem Vorgehen gegen die Despoten des Kremls bedeuten. G. v. L. 


BUCHER SCHAU. 


DIE STAATLICHEN SCHWIERIGKEITEN OST-MITTEL- EUROPAS. 


„Die Westvölker stehen gleichsam mit dem Rücken gegen den 
Kontinent und richten zumeist ihre Blicke auf das Meer. Volks-, Sprach- und Kultur- 
geschichte decken sich bei den Engländern, Franzosen, Italienern, Spaniern, Portu- 
giesen, Dänen und Norwegern fast völlig mit den Staatsräumen. Diese wiederum sind in 
den meisten der genannten Fälle klar umrissene Naturlandschaften. So verschmelzen 
sich bei jenen Völkern im Begriff der Nation Land, Volk und Staat. 

So konnte auch der Nationalstaatsgedanke gerade in diesem Westraume des 
Erdteiles mit seiner natürlichen Kongruenz von Landschaft, Volk und Staat entstehen, 
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denn hier war er natürlich, erdgewachsen. Mit den vom Westen nach dem Osten, auf 
anderen Boden, in andere Verhältnisse verpflanzten politischen Lehren fand er auch dort 
einen Nährboden, begünstigt durch das aus Sprachgrenzkämpfen erwachsene nationale 
-Empfinden der Massen ... 

Im Osten hat das Lageschicksal ein Zurückbleiben der Volksbildung, 
des kulturellen und politischen Reifezustandes gegenüber dem europäischen 
Westen bedingt, und hier macht man Politik noch vorwiegend instinktiv und nicht 
rationalistisch. Dieser, gleichen Ursachen entspringende Gegensatz zwischen der Größe 
der politischen Aufgaben und der unzulänglichen Ausbildung der Mittel zu ihrer Lösung 
ist die eigentümliche politische Tragik Ostmitteleuropas. Schwerer als anderswo 
sind hier an den Schnittflächen der Landschafts- und der Sprachgrenzen, denen die 
politischen Probleme entwachsen, erdharmonische Staatsformen zu finden. Men- 
schen verschiedener Abstammung und Sprache werden hier nicht selten durch Lage- 
und Verkehrsbeziehungen, wirtschaftliche Zusammenarbeit und historische Lebens- 
gemeinschaft aufeinander gewiesen, aber sie streben doch auseinander, ein jeder seinen 
benachbarten Stammesbrüdern zu, denen sie sich durch die Bande des Blutes, der 
Sprache, der gleichen Kultur instinktiv verbunden fühlen. Dieses elementare nationale 
Gefühl heischt sein Recht auf Umsetzung in politische Formen. Und doch gibt es Fälle, 
wo eine vom Gefühl geleitete Politik an den Tatsachen des Lebensraumes Schiffbruch 
leidet und sich als Ideologie erweist. Für die Lebensfähigkeit eines Staates genügt noch 
nicht, daß sich seine Bürger blutsverwandt fühlen, der Staat besitzt im Boden, in wirt- 
schaftlicher Ausstattung, in Lage und Grenzen Realitäten, die für sein Leben ebenso 
wichtig sind, wie die Staatsidee oder das instinktive Zusammengehörigkeitsgefühl der 
Staatsbürger. Nicht jede Sprachgrenze ist daher geeignet, Staatsgrenze zu werden. Oft 
genug durchschneidet erstere einheitliche Wirtschafts- und Verkehrsgebiete und verläuft 
unabhängig von den in der Natur sichtbaren Linien, die als politische Grenzen geeigneter 
wären. Der Ausweg, sich volksfremde Gebiete einzuverleiben, um gute Grenzen zu 
erhalten, führt aber wieder oft über den Willen und das Recht der einverleibten Minder- 
heiten hinweg und bringt dem sich so ausdehnenden Staat nationalpolitische Schwierig- 
keiten ein. 

So scheint hier in Mitteleuropa der nationale Gedanke mit den Forderungen der 
Geographie, mit einer rationalistischen orientierten Politik in schier hoffnungslosen 
Widerspruch zu geraten.“ 

Mit diesen Ausführungen in der Einleitung seines ausgezeichneten Werkes über die 
„Tschechoslowakei“ (Ein geographisches, politisches und wirtschaftliches Hand- 
buch, Rikola-Verlag, Wien-Leipzig-München) umreißt der Baseler Geograph Prof. Dr. 
Hugo Hassinger die grundlegenden Schwierigkeiten in dem mittelost- und südost- 
europäischen Staatswesen. Die Bedeutung, die diesen Zusammenhängen für Deutsch- 
land und das Deutschtum innewohnt, mag man ermessen aus der an anderer Stelle dieses 
Heftes wiedergegebenen Karte von A. Penck und den damit verbundenen Ausführun- 
gen über deutsche West- und Ostorientierung. Die zu einem großen Teil räumlich sowohl 
von deutschen Reichsgrenzen umfaßte, wie auch in ihrem eigenen Gebiet von Deutschen 
bewohnten Tschechoslowakei bildet in ihrer ganzen geographischen, ethnographischen, 
wirtschaftlichen und verkehrspolitischen Lage so ziemlich das verzwickteste Staaten- 
gebilde, das man sich vorstellen kann. An kaum einem anderen Beispiel ist es schwieriger 
darzulegen, wie Naturausstattung und Lagebeziehungen von Staats- 
räumen das Völker- und Staatsleben beeinflussen. Daß Hassinger diese Auf- 
gabe gemeistert und dadurch seiner Absicht entsprechend ein,, kultur- und politisch- 
geographisches Schulbeispiel‘“ geliefert hat, gereicht dem Verfasser zu um so 
höherer Ehre. Zugleich wird dadurch klarer, als es an einem weniger schweren Beispiel 
möglich wäre, veranschaulicht, daß wir in unserer zu erdräumlichen Denken ge- 
zwungenen Zeit keine andere Staatenbeschreibung und Staatenergründung brauchen 
als eben die geopolitische. 

Wenn in anderen Epochen die Stellung des Einzelnen zum Staat bald eine vor- 
wiegend religiöse, bald eine formal-juristische oder eine rechtsphilosophische, bald mehr 
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eine naturwissenschaftlich-medizinische oder eine sozialwirtschaftliche war, so überwiegt 
heute unbedingt die erdräumliche Auffassung, die den Staat als einen Komplex von 
Land und Leuten, gebunden an bestimmte geographische, klimatische (damit auch kul- 
turelle), wirtschaftliche und verkehrspolitische Bedingungen, betrachtet. Die Kompli- 
zierung aller dieser Bedingungen, wie sie in dem ganzen Ländergebiet zwischen dem 
Finnischen Meerbusen einerseits, dem Adriatischen, Ägäischen und Schwarzen Meer 
anderseits die politischen Lebensbedingungen der Völker und Staaten erschwert, tritt 
besonders kraß zutage in dem ganz binnenländisch eingebetteten, in äußerst un- 
günstiger Form langgestreckten staatlichen Mißgebilde der Tschechoslowakei, 
das für den geopolitischen Betrachter auf der Karte eine wahre Qual, für den nationalen 
Deutschen in Anbetracht der heutigen tschechischen Politik eine peinvolle Angelegen- 
heit bedeutet. Wir Deutsche sind gezwungen, uns mit diesem Staatswesen sehr ein- 
gehend zu beschäftigen, und Dr. Hassingers Verdienst ist es, uns hierfür ein vortreffliches 
Hilfsmittel gegeben zu haben. A. D. 
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Bayern 
und die Bismarckische 
Reichsgründung 


Von Prof. Dr. M. DOEBERL 
328 Seiten. 8°, 1925. Broſch. M. 13.50, Leinen M. 15.— 
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Inhaltsüberſicht: Einleitung. 1. Bayeriſche Hemmungen. 
2. Die Haltung Bayerns bei Ausbruch des deutſch-franzöſi⸗ 
ſchen Krieges. 3. Bayeriſche Vorbehalte. 4. Bayeriſche Jri- 
tiative in der deutſchen Frage. 5. Die Münchener Konferenzen. 
6. Die Verſailler Verhandlungen. 7. Ausſprache mit Öfterreich. 
8. Das Kaiſerproblem. 9. Der bayeriſche Landtag und die 
Verſailler Verträge. 10. Das Bismarckiſche Reich und ſein 
Verhältnis zu Bayerns König und Volk. 


Der Verfaſſer (Profeffor für Bayer. Landesgeſchichte der Univerfität 
München), dem wir zahlreiche wertvolle Arbeiten zur bayerifchen und 
deutſchen Geſchichte verdanken, führt in dieſem Buche ſeine Sammlung 
der Monographien über die deutſche Polltik Bayerns im 18. Jahrhundert 
fort, ohne ſich an die zeitliche Reihenfolge zu halten. Auf Grund um- 
faſſender amtlicher und privater Quellen, dle größtenteils bisher unbekannt 
waren, unterſucht Doeberl hier die Stellung Bayerns zu der Bismardifchen 
Reichsgründung. Seine Darſtellung der Haltung, die der größte deutſche 
Mittelſtaat zur deutſchen Frage und zum Kalſerproblem im entſcheldenden 
Stadium einnahm, bildet eine weſentliche Ergänzung zur Geſchichte der 
Reichsgründung. Die zahlreichen neuen Ergebniſſe ſind nicht nur für den 
Hiſtoriker und den Politiker, ſondern für jeden, dem das deutſche Schickſal 
ein inneres Erlebnis ift, unentbehrlich. 


— 
R. Oldenbourg, München und Berlin. 


DR.HANSLOEWE 


FRIEDRICH THIERSCH 


Ein Humanistenleben im Rahmen der Geistesgeshicdte seiner Zeit 
(1784—1860) 


DIE ZEIT DES REIFENS | 
XII und gad Seiten Gr.-8°. 1995. Broschiert M. 16.—, Leinen M. &. 


INHALT: Einleitung. Die geistigen Strömungen desa den 18. und 
7 innenden 19. Jahrhundert. I. Abschnitt: Lehr- u. Wanderjahre. 
it und Sculpforte 1784—1804. 2. Die Universitätsjahre 1804— 
N II. Abschnitt: Die Münchener Kam fjahre 1809 — 1825. 
1. München um die Jahrhundertwende. Die A g in Bayern. Der 
Wismaiersche Lehrplan. 3. Die Reform der Akademie. Das Vordringen 
des Neuhumanismus und der spekulativen Philosophie. Die Germanistik. 
Das Niethamersche Normativ. Thierschs erste Wirksamkeit in München. 
3. Lorenz von Westenrieder und Franz von Baader. 4. Schlichtegroll. Die 
Technik. Die Naturwissenschaften unter dem Einfluß der Naturphilosophie. 
Schelling und die Akademie der bildenden Künste. 5. Das Ringen der 
Ideen der Historischen Redhts[chule mit dem Rationalismus. 6. Die Aretin- | 
schen Händel. Der Kampf gegen 
Dienste des Neuhumanismus. us. Seine philo 
wicklung des Schulkampfes bis 1825. 8. Thierschs Reisen nach Paris, Lon- 
don, Dresden und Wien; seine archäologischen Arbeiten. g. Die italienische 
Reise. 10. Thierschs Philhellenismus. Seine politischen Anschauungen. 
Schluß: Wanderungen — Rückblick. 


Im Mittelpunkt der umfassenden Darstellung steht das Kernproblem des 
Lebens dieser starken Persönlichkeit: Der Kampf der Aufklärung mit 
der Weltanschauung des deutschen Idealismus und des Goetheschen Zeit- 
alters. Dem Neuhumanisten Thiersch werden die bedeutendsten Vertreter 
namentlich der bayeriscien Aufklärung in ihrer individuell so verschieden- 

artigen Ideenwelt und Leistung gegenübergestellt. Die Einwirkungen, die 
das Vordringen der Romantik und Naturphiloso hie auf die Geistes- und 
Naturwissenschaften ausübte, und die Widerstän e, die sidhi im bayerischen 
Partikularismus RE erhoben,werden gebührend berücksichtigt. 
So erweitert sich die Thiersch-Biographie zu einer Geistesgeschichte Mün- 
chens und mehrfach darüber hinaus zu einer Geistesgeschichte Deutschlands. 


R.OLDENBOURG/ MÜNCHEN UND BERLIN 
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Verantworti. für den — Bat A. Ball, Berlin, für den wirtschaftlichen Tell: Dr. A. Dix, 
für die Anzeigen: Gerd Fre München. 


> R. Oldenbourg, München. 
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